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Vorwort. 


Das Bedürfniß, eine Sammlung aller in ber proteft =evangel.: 
hriftlichen Kirche dev Pfalz fortwährend gültigen rechtlichen Beftimmungen 
zu befigen, das den Geiftlichen bei ihren amtlichen Verrichtungen als 
Leitfaden dienen könnte, ift jchon vielfach Fühlbar geworben. \ 

Nicht mur einzelne Geiftliche, fondern auch mehrere Didzefan- 
Synoden haben den Wunſch ausgeſprochen, daß eine ſolche Sammlung 
veranſtaltet werden möge. 

Durch das gegenwärtige Werk ſoll dieſem Wunſche entſprochen 
und dem Bedürfniſſe abgeholfen werden. 

Der Verfaſſer hat ſich beſtrebt, dieſe Sammlung möglichſt voll- 
ſtändig, in ſyſtematiſcher Ordnung und mit aller objectiven Treue, ohne 
Einmiſchung ſubjectiver Anfichten, abzufaſſen. 

Was die Vollſtändigkeit des Werkes betrifft, ſo enthält es wohl 
Alles, was ein Geiſtlicher bei Ausrichtung ſeines Amtes in rechtlicher 
Beziehung zu wiljen nöthig hat, wobei wohl zu berüdfichtigen fein 
dürfte, daß bei der Maſſe und Verjchiedenheit des Material die Arbeit 
in biefer Beziehung die größten Schwierigkeiten dargeboten hat, bie aber 
der Verfaſſer wenigitens in jo weit überwunden zu haben glaubt, bak 
es jebem Geiftlichen mit Hülfe diefes Handbuch nicht ſchwer fallen 
dürfte, jeben einzelnen Fall feiner Amtsthätigkeit in rechtlicher Beziehung 
richtig zu beurtheilen. 

Die ſyſtematiſche Ordnung, die ſoviel nur immer möglich bei 
allen Materien eingehalten wurde, erleichtert bie Veberfichtlichkeit und 
jomit den praftijchen Gebrauch des Buches. 


Jedes Werk, das bie Beitimmung hat, zu amtlichen Zwecken benützt 
zu werben, muß fich ftreng barauf befchränfen, nur pofitive Nechtsvor- 
Schriften aufzunehmen, und darf Feine jubjectiven Anfchauungen des 
Berfafjers enthalten, die bei Behandlung und Beurtheilung amtlicher 
Fälle nicht wohl maaßgebend fein Fünnen. 

Das gegenwärtige Werk enthält daher auch nur Geſetze, Ver— 
orbnungen und jonjtige amtliche Aktenſtücke, die überall wörtlich abgebruckt 
oder ihrem Inhalte nach angeführt ind. Die von dem Verfaſſer ſelbſt 
eingefehobenen Sätze find. nur nähere Erläuterungen, die des hiftorijchen 
Zufammenhanges wegen nicht zu umgehen oder zur Erklärung allge 
meiner Säße erforderlich waren. 

Die- Bemerkung dürfte nicht überflüjfig fein, daß bie gegenwärtige 
Sammlung nur als eine. Privatarbeit des DVerfaffers zu betrachten jei, 
und daß das hochwürdige Collegium, dem derſelbe anzugehören die Ehre 
hat, diefelbe weber im Einzelnen, noch im Ganzen zu vertreten habe. 

Möge. das Buch feinem Zwecke entſprechen und den Herrn 
Geiftlichen, bei ihren, vielfachen Amtsverrichtungen ein Leitfaden fein, ‚der 
ihnen ihre mühenolle Arbeit erleichtere. 

Dazu gebe Gott feinen Segen! 


Speyer im Mai 1859. 
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$. 1. 
Auszug aus der Verfaſſungs-Urkunde des Königreiches Bayern, 
m — 
Von allgemeinen Rechten und Pflichten. 


.$.9. 

Jedem Einwohner des Reichs wird vollkommene Gewiffensfreiheit ge« 
fihert; die Hausandacht darf daher Niemanden ‚ zu welcher Religion er fich 
befennen mag, unterfagt werben. 

Die in dem Königreiche beftehenden Drei chriftlichen Kirchengefellfchaften 
genießen gleiche bürgerliche und politifche Rechte, ?) 

Die nicht hriftlichen Glaubensgenoſſen haben zwar vollkommene Gewiſſens⸗ 
freiheit; ſie erhalten aber an den ſtaatsbürgerlichen Rechten nur in dem Maße 
einen Antheil, wie ihnen derſelbe in den organiſchen Edicten über ihre Aufnahme 
in die Staatsgeſellſchaft zugeſichert iſt. 

Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, iſt das Eigenthum der Stiftungen 
und der Genuß ihrer Renten nach den urſprünglichen Stiftungsurkunden und 
dem rechtmaͤßigen Beſitze, ſie ſeien fuͤr den Cultus, den Unterricht oder die 
Wohlthaͤtigkeit beſtimmt, volftändig geſichert. | ——— 

Die geiſtliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreiſe nie ge: 
hemmt werden, und bie weltliche Regierung darf in rein geiſtlichen Gegenſtaͤnden 





) Vergl. beim $. 24 ber II. Verfaſſungsbeilage das Geſetz vom 4. Juli 1834, die bürs 
gerlichen und politifchen Rechte ber griechifchen Glaubensgenofien betr. 
bandbuqh der Berfaffung und Bertwaftung ber pret,seh, Rixche der Pfaly, 1 


2 Die Kirche. 


der Religionslehre und des Gewiſſens ſich nicht einmiſchen, als in ſoweit das 
Oberſthoheitliche Schuß: und Aufſichtsrecht eintritt, wonach Feine Verordnungen 
und Geſetze der Kirchengewalt ohne vorgängige Einſicht und das Placet des 
Königs verkündet und vollzogen werden Dürfen. 

Die Kirchen und Geiftlihen find in, ihren bürgerlichen Handlungen und 
Beziehungen — wie auch in Anjehung des ihnen zuftehenden Vermögens — 
den Geſetzen des Staates und den weltlichen Gerichten untergeben; auch können 
fie von öffentlichen Staatslaften Feine Befreiung anfprechen. 

Die übrigen nähern Beftimmungen über die äußern Nechtsverhältniffe der 
Bewohner des Königreichs, in Beziehung auf Religion und kirchliche Gejellichaften, 
find in dem der gegenwärtigen Verfafjungsurfunde beigefügten beſondern Edicte 
enthalten. (Beilage IL) 


$. 2, 
Zweite Beilage zur Verfaſſungsurkunde. 
| Edict 
über die äußeren Nechtsverhältniffe des Königreiches Bayern in 
Beziehung auf Religion und Firchliche Gefellfchaften. 


1. Abſchuitt. 
Allgemeine Beltimmungen über Religionsverhältnifie, 





Erfies Kapitel 
Religions: und Gewiffensfreiheit. 

$. 1. Jedem Ginwohner des Reiches ift Durch den ten $. des IVten 
Titel3 der Verfaſſungsurkunde eine vollfommene Gewifjensfreiheit gefichert. 

$. 2. Er darf demnach in Gegenftänden des Glaubens und Gewiſſens 
feinem Zwange unterworfen, auch darf Niemanden, zu welcher Religion er fich 
befennen mag, die einfache Hausandacht unterfagt werben 

$. 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion fich 
verbinden wollen, jo wird jederzeit hiezu Die fönigliche ausdrüdliche Genehmigung 
nach den im IIten Abjchnitte folgenden nähern Beftimmungen erfordert. 

8.4 Alle heimlichen Zufammenfünfte unter dem Vorwande des häus- 
lichen Gottesdienftes find verboten. 


— — — — — 
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Zweites Kapitet. 
Mahl des Glaubensbekenntniſſes. 


8.5. Die Wahl des Glaubensbefenntniffes it jedem Staatseiawohuer 
nach ſeiner eigenen, freien Ueberzeugung überlaſſen. 

8. 6. Derſelbe muß jedoch Das hiezu erforderliche Unterſcheidungsalter, 
welches fir beide Gejchlechter auf Die geſetzliche Volljährigkeit beſtimmt wird, 
erreicht haben. 

8.7. Da diefe Wahl eine eigene, freie Ueberzeugung voransfeßt, jo 
fann fie nur ſolchen Individuen zuftehen, welche in feinen Geiftes- ober Ge— 
müthszuftande fich befinden, Der fie Derjelben unfähig macht. 

$. 8. Seine Partei darf die Mitglieder der andern durch Zwang oder 
Liſt zum Uebergang verleiten. 

$.9. Wenn von denjenigen, welche Die Religlonserziehung zu leiten 
haben, eine ſolche Wahl aus einem der obigen Gründe angefochten wird, ſo hat 
die betreffende Regierungsbehörde den Fall zu unterſuchen, und an das Eönigliche 
Staatsminifterium. des Sjnmern. zu berichten. 

$. 10. Der Uebergang von einer Kirche zu einer andern muß’ allezeit 
bei dem einjchlägigen Pfarrer oder geiftlichen Borftande, ſowohl der neu gewählten 
als der verlaffenen Kirche, perſönlich erklärt werden. 

$. 11. Durd) die NReligionsänderung gehen alle Eirchlichen Geſellſchafts— 
rechte Der verlafjenen Kirche verloren; Diefelbe hat aber feinen Einfluß auf Die 
allgemeinen ftaatsbürgerlichen Rechte, Ehren und Winden; ausgenommen, e3 
gejchehe Der Uebertritt zu einer Meligionspartei, welcher nur eine bejchränfte 
Theilnahme an dem Staatsbürgerrecht geitattet ift. ) 


eo!) I. Die Beftimmungen diefer $$. beziehen fih nur auf die als öffentliche Kirchen- 
gefellihaften aufgenommenen riftlichen Glaubens-Confeſſionen, find aber inäbefondere 
auf Uebertritte vom Judenthum zum Chriftentfum nicht anwendbar (Miniſterial⸗Ent⸗ 
ſchließung vom 14. Mai: 1820, 7. Januar 1850, 17, April 1852, Döflinger 
Sammlung ter Verordnungen VIIL, © 32, uns XXI ©. 19 u. 21) ebenſo 
wenig auf andere Privat-Kirchengeſellſchaften (M.-G, v. 22. Sept. 1851, Döllinger 
XXI. ©. 21.) 

II. Durch höchſte M.-E. vom 7. Juli 1833 (Döllinger VI. ©: 33) 
wurden bezüglich des Verfahrens bei ftattfindenden MWebertritten folgende allgemeine 
Grundſätze auégeſprochen: 

wi. Nach den Beſtimmungen ber zweiten ‚Beilage zur Verfaſſungsurkunde iſt ber 

Mebertritt von einer Kirche zur andern, nach gefchehenen Anmeldungen bei den 

Piarrern beider Kirchen als vollzogen zu betrachten; die rechtlichen Folgen 

derſelben find nicht am den Act dev Firchlichen Aufnahme und Entfaffung geknüpft. 

1* 


A Die Kirche, 


Drittes Kapitel 
Religionsverhältniffe der Kinder aus gemifchten Ehen, 
$. 12. Wenn in einem gültigen Ghevertrage zwijchen Eltern, Die ver- 





2. Da das Gefeh eine Beftimmung, bei welhem Pfarrer die Anmeldung zuerft 
gefchehen foll, nicht enthält, fo hängt die Giltigkeit des Mebertritts auch nicht 
von ber Ordnung ab, in welcher die Anmeldungen vorgenommen werben, fondern 
es bleibt den Betheiligten freigeftellt, wo fie ihren Uebertritt zuerft erklären wollen, 
Es Liegt aber ſowohl in dem Geifte der betreffenden Gefepesftellen, als in der 
allgemeinen Verpflihtung der Pfarrer zur Gonftatirung der von ihnen vorge 
nommenen amtlichen Acte, daß diefelben verbunden feien, über dieſe Anmeldungen 
auf Verlangen fürmliche Protokolle aufzunehmen und dem Betheiligten eine Abfchrift 
bievon oder ein amtliches Zeugniß über den vor fich gegangenen Act auszufertigen. 
Es kann feinem Pfarrer geftattet werden, dieſe Gonftatirung, wie in dem bor= 
liegenden Falle gefhah, unter irgend einem Worwande gegen den Willen bes 
Detbeiligten zu verfchieben, 

5, Sollte diefes demungeachtet geichehen, fo fteht dem Betheiligten die Befugniß 
zu, hierüber Beſchwerde zu führen, und feine Anmeldung durch nachträgliche 
Erklärung vor Zeugen ober durch das Zeugniß der vorſorglich ſchon mitgebrachten 
Zeugen zu conftatiren, 

6. Auch Tann es bei den Folgen, welche nad $. 11 mit jeder Religionsänderung 
einzutreten haben, keinem Zweifel unterliegen, daß den beiderfeitigen Kirchenvor— 
fänden das Recht zuftche, fih über bie wirklich gefhehene Anmeldung bei dem 
Vorftande der anderen Kirche amtliche Gewißheit zu verfchaffen, und daß letzterer 
gehalten fei, die verlangte Erklärung ohne Zögerung abzugeben, und daß in 
denjenigen Fällen, wo der Mebertritt zu einer mit beſchränkten Rechten beftchen- 
den Kirche gefchieht, derſelbe der betreffenden Polizeibehörde auch von Amts 
wegen angezeigt werben müſſe.“ 

III. Die Grtgeifung von Religions-Unterricht durch Geiftliche einer Kirche am 
minderjährige Mitglieder einer andern Kirche ift zuläffig, indem ein Verbot dieſes Unter 
richts die verfaſſungemäßig jedem Einwohner des Königreiches gewährte vollkommene 
Gewifjensfreipeit beeinträchtigen würde, (Allerhöchſte Königl. Entfhliefungen vom 26. 
April 1845, 22, April 1846. Döllinger XXIIL, S. 2, M.-E. vom 9, Erpt. 
1850. Döllinger J. c. S. 19.) 

IV. Der Uebertritt von Sträflingen während ihrer Detention in den Gtraf- 
anftalten ift zuläſſig; jedoh muß in vorkommenden Fällen die genaue Beachtung des 
$. 8 mit befonderer Aufmerkfamfeit überwacht werben. 

Was die perfönlihe Erklärung vor dem einfchlägigen Pfarrer oder gelftlichen 
Vorſtande anbelangt, fo unterliegt e3 feinem Zweifel, daß berjenige als ber einfchlägige 
geiftlihe Vorſtand zu betrachten ſei, welchem die Seelſorge und der Religionsunterricht 


= 
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Ichiedenen Glaubens-Befenntniffen zugethan find, beftimmt worden ift, in welcher 
Religion Die Kinder erzogen werden follen, jo hat es hiebei fein Bewenden. 





in der Anftalt übertragen ift, daß daher eine Erklärung vor dieſem Geiftlichen ber 
Vorschrift des $. 10 vollkommen entſpricht. 
(M.-E, vom 11. Juli 1839, 30. Juni 1843, 22. Juli 1844, 2, Nov. 
1845, 25. Juni 1847. Döllinger J. e. ©, 4, 8, 11, 17, 18.) 

V. Im Balle drohender Todesgefahr kann der Mebertritt von einer Kirche zur 
andern unter Umftänden ohne vorausgehende Erklärung bei dem einſchlägigen 
Pfarrer oder geiftlihen Vorftande ftattfinden. Dem Königl. Staatsminifterium des 
Innern für Kirhene und Schulangelegenheiten iſt jedoch die fpezielle Würdigung des 
bei folhen Glaubenswechſeln Sterbender eingehaltenen Verfahrens nad) Maßgabe der in 
einem jeden einzelnen Falle obwaltenden thatfächlihen Verhältniſſe vorbehalten. 

(M.E. vom 7, Sept. 1842 und 29. Nov. 1844. Döllinger XXIIL, 
©. 7 u. 12.) 

Es find hierbei die in einem früßern Miniftertal-Referipte vom 17, Oct. 1840, 
(Döllinger l. c. S. 5) nicdergelegten Andeutungen zur Beachtung empfohlen worden, 
ohne denfelben jedoch eine bindende Kraft beizufegen, nämlich: 

„1. Dem nächſten Pfarrer der bisherigen Gonfeffion ift, fowie das Begehren zum 
Uebertritt geäußert wird, ungefäumt davon fhriftlihe Nachricht zu geben, um 
ihm zu überlaffen, ob er fich fofort bei dem Kranken einfinden wolle, 

2. Sollte wegen broßender Todesgefahr die Ankunft des vorbemerkten Pfarrers nicht 
abgewartet werden können, und aljo zur Aufnahme gefchritten werben wollen, 
fo find zwri Zeugen und zwar vorzugsweiſe, und wo es nur immer möglich ift, 
von ber bisherigen Kirchens@efellihaft des Kranken Herbeizurufen, im deren 
Gegenwart biefer feinen freien Entſchluß, zu der andern Kirche übertreten zu 
wollen, zu erflären Hat, und worüber ein von biefen Zeugen zu unterfchreibendes 
Protokoll zu führen und dem Pfarrer der verlaffenen Kirche im Driginal oder 
in beglaubigter Abſchrift mitzutheilen iſt. 

3. Ein folder, ohne die gefeßlich gebotene perfönliche Erklärung vor dem Pfarrer 
ter bisherigen Kirche gefchehener Mebertritt hat jedoch nur rüdfichtlich der Perfon 
des Uebergetretenen feine Giltigkeit und Aufert auf deſſen Kinder und deren 
Religionserziehung durchaus feine rechtlichen Folgen,” 

VI Da bie katholiſche Kirche die Bedingung der Volljährigkeit zum Gonfeffions- 
wechjel nicht anerkennt, fo hat tie Anwendung des $. 6 zu vielen Streitigkeiten Ver: 
anlafjung gegeben, bei deren Entſcheidung die Königl. Staatsregierung jene Grundſätze 
angewendet, welche in ber Allerhöchften Königl. Entſchließung vom 26. April 1845 
näher entwidelt find, weßhalb Hier ein wörtlicher Abdruck dieſer Entſchließung folgt: 

„Wir haben die von euch mit VBertht vom 20. November v. J. vorgetragene 
Beſchwerde, ben Mebertritt minderjähriger Perfonen von einer Kirche zur anderen betr, 


6 Die Kirhe, 
8. 13. Die Giltigfeit ſolcher Eheverträge iſt fowohl in Rückſicht ihrer 





forgfältiger Prüfung unterftellt, dieſelbe jedch nad Vernehmung Unſercs Etaatsrathrs 
nicht begründet befunden. 

Bei der Beurtheilung dieſer Beſchwerde war ed nothwendig, auf ben bereils im 
Jahre 1838 ftattgehabten Ball bes MWebertritted der M. B. von Münden von ber 
proteftantifchen zur katholiſchen Kirche zurüdzugehen, da — wenn glei bie ven dem 
Mitgliedern der beiden jüngften Generaljynoden zu Bayreuth und Ansbad erhobene 
und son euch vertretene Bejhwerde nur gegen die von Unferm Minifterium des 
Innern unterm 4. November 1843 bezüglich des Neligionsübertrittes des U, von O. 
erlaffene Entſchließung gerichtet iſt — die bermal zu entiheidente Frage dort ſchon 
angeregt und entjchieden worden, und da bie genaue Beitftellung deſſen, was als ver- 
faffungsmäfiges Recht in Anſpruch genommen wird, die Grundlage des zu eribeilenden 
Beicheides zu bilden Hat. — Ihr habt in tem Berichte, den ihr aus Anlaß des zu N. 
pollzogenen Uebertritted der minderjährigen M. B. zur kaltholiſchen Kirche unterm 4. 
Januar 1839 an Unſer Minifterium des Innern erftattet, das dreifache. Begehren 
geftellt, daß 

4. Die gefchehene Aufnahme ter B. in die katholiſche Kirche für unftatthaft und 

ungültig erklärt, zugleich 

2, die katholiſche Kirchenbehörte zur Löſung und Zurüdgabe des von der B. bei 

der Ablegung des katholiſchen Glaubensbefenntnijjes nad den Vorfchriften des 
Rituals geleifteten Cides angehalten, endlich 

3. gegen ben Geiſtlichen, welcher die B. in die katholiſche Kirche aufgenommen, 

mit Strafe eingefchritten werde, 

Als ſodann ſpäter im Jahre 1842 der minderjäßrige U. aus O. durch feinen 
katholiſchen Vater veranlaßt, zu N. in Niederbayern zur katholiſchen Kirche übertrat, ift 
von euch in dem beffallfigen Berichte vom 18. Mai 1843 verlanzt worden, 

„daß die Aufnahme des N. in De katholiſche Kirche für ungültig erklärt, 
„und gegen ben Pfarrer N, beahndet werde.” 

Die Mitglieder der proteftantiihen General-Synode zu Bayreuth Haben: den 
Inhalt und das Ziel ter Beſchwerde, welche fie gegen tie von Unferm Minifterium 
des Innern bezüglich des When Balles unterm 4, November 1843 erlafjıne Ent— 
ſchließung erhoben, in der Schlußbitte zufammengefaßt : 

„ed möge ausgefprochen werben, daß alle Geiſtlichen der katholiſchen wie ter 
„proteftantifhen Kirche die Beftiimmungen ber II. Verfaffungs- Beilage unver 
„brüchlich zu beobachten haben,” 

Die Mitglieder der ‚proteftantifchen Generalfynode zu Ansbach Haben ihre Bitte 
dahin geſtellt: 
„es welle die Zurücknahme der erwähnten Miniſterial-Entſchließung von Uns 
„angeordnet, und die Anwendung von Zwangsmaßregeln wider katholiſche 
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Form, als der Zeit der Errichtung lediglich nach den bürgerlichen Veſchen zu 
beurtheilen. 





„Seiftliche, welche fich gegen die 88. 6 und 10 ber II. Berfaflungs.Beilage 
„vergehen, anbefohlen werden.” 

Ihr ſelbſt ftellet in eurem Berichte vom 20. November v, J. die Bitte: 

„es wolle bie Minijterial-Entjhließung vom 4. November 1843 aufgehoben 
„und von Uns angeorbnet werden, daß der $. 6 der II. Berfafjungs-Beilage 
„aufrecht erhalten und jeder Geiftliche, welcher demſelben zuwiderhandelt, zur 
„Verantwortung gezogen und ohne Rüdfichtnafme auf Gewiffensberufung be: 
„ſtraft, ein in ſolch gefegwidriger Weiſe ftattgefundener Uebertritt aber für 
„ungültig erflärt werde," 

Da bie allgemeine Bitte der Mitglieder der —— General-Synode, ſowie 
die ſpecielle der Mitglieder der Ansbacher General-Synode, inſofern letztere die Hand— 
habung bes $ 10 der II. Verfaſſungsbeilage bezielt, auf Vorausſetzungen beruhen, bie 
nicht beitehen, jo haben nur bie von euch. geftellten Bitten ber Beurtheilung zu Grunde 
gelegt werben können, 

Die Entjhließung Unjeres Minifteriums des Innern vom 4. November 1843 
aber, welche in allen wejentlihen Punkten mit der bereit3 unterm 8, April 1839 aus 
Anlak des Neligionzübertrittes der M. B, von eben diefem Miniſterium euch ertheilten 
ganz übereinftimmt, hat 

1. die Ungültigfeit einer jeden von minderjährigen Mitgliebern einer Kirche vor 
erreichter geſehlicher Volljährigkeit vollzogenen Religionsänderung in allen po: 
litiſchen und weltlihen Beziehungen ausgefprocdhen, und 

2, die Erflärung der kirchlichen Ungültigfeit, ſowie die Einſchreitung mit Zwangs— 
maßregeln und Strafen gegen die betheiligten katholiſchen Priefler abgelehnt, 
babei jedoch 

3. ausbrüdlih erklärt, daß bie Grundſätze, auf welchen die erlaffene Entſchließung 
beruhet, für beide Kirchen nanz gleiche Anwendung zu finden haben, 
Die dermal zu ertheilende Entfcheidung hat baher die beiden Fragen zum 

Gegenftanbe: 

I. ob, wenn ein bereits in eine Kirche durch die Commumion ober — 
auſgenommener Minderjähriger zu einer anderen Kirche übertritt, dieſe Hand— 
lung wegen des Mangels der geſetzlichen Volljährigkeit von der weltlichen Be— 
hörde als kirchlich ungültig erklärt werden könne? und ob 

IL in dem gleichen Falle gegen den Geiſtlichen, welcher die Aufnahme vollzogen 
bat, mit Strafen und Zwangsmitteln einzuſchreiten fei. 

In beiden Beziehungen treten nun aber den geftellten Anforderungen nachſtehende 
Erwägungen mit entjcheidender Kraft entgegen: 

1, die verlangte Erklärung der kirchlichen Ungültigleit in dem bezeichneten Falle 


8 0 „ Die Kirche. 
F. 14, ‚Sind feine Ehepacten oder fonftige Verträge hierüber errichtet, 





kann ſchon deßhalb als zuläffig nicht anerkannt werden, weil hieburch ein. ver: 
faſſungswidriger Uebergriff in das Gebiet des Gewiſſens unternommen und 
das durch das Staatsgrundgeſetz Tit. IV, $. 9 einem jedem Einwohner ge: 
fiherte Necht der Gewiſſensfreiheit verlegt werben würde, 

Schon in einem unterm 13, April 1664 an ben Kaiſer Leopold I, gerichteten 
gegen allen und jeden Religionszwang proteftirenden Schreiben hat das Corpus Evan- 
gelicorum mit treffender Wahrheit atterfannt und ausgefprochen : 

„daß kein Menfch, wie gern er auch wolle, wie ernftlich er ihme auch für- 
„nehme, fo viel über fi) vermöge, ji etwas zu glauben, anzwingen und 
„nöthigen zu Taken, welches ihme doch viel anderft befannt und in feinem 
„Gemüthe ift; daß vielweniger von Andern, auch durch die fchärfite verfuchte 
„Gewaltsmittel einiger Menfchen dasjenige zu glauben, eingezwungen werben 
„könne, welches er nicht begreifen und fallen kann; gleich wie dann ber hödhfte 
„Gott die Herrfhung über der Menjchen Gewiffen Ihme und feinem allmädy: 
„tigen Arm allein rejervirt und vorbehalten hat,“ 


Diefe fon vor beinahe. 200 Jahren von dem Corpus Ev angelicorum ver: 
theidigten Grundfäge hat das Staatsgrundgefep durch die der Gewifjensfreiheit "eines 
Jeden gegebene Gemwährleiitung janctionirt und Mir können daher eine Abweichung. von 
diefen Grunbjägen um jo weniger für ftalthaft erkennen, als ein Ausſpruch der. Staats— 
behörben, durch welche eine vollzogene Neligions-Aenderung für kirchlich ungültig er: 
Härt würde, in feinem Vollzuge unausweichli zur Anwendung von Zwangsmaßregeln 
bezüglich des Beſuches der Kirchen und des Genufies der kirchlichen Eacramente bin: 
führen müßte, die eben fo wenig vor dem Nichterftuhle des Rechts, als vor jenem ber 
Sittlichkeit zu rechtfertigen wären, 

Dazu kommt noch, daß nach den längſt beitehenden und —— angenommenen 
Ritualgeſetzen der katholiſchen Kirche von den Aufgenommenen der Ablegung des katho— 
liſchen Glaubensbekenntniſſes eine eidliche Angelobung hinzuzufügen iſt, die Löſung dieſes 
Eides aber von der Staatsgewalt weder ſelbſt ausgeſprochen noch erzwungen werden kann. 


2. Es iſt eine ſchon im Jahre 1650 bei dem Rürnberg'ſchen Friedens-Executions— 
Congreß geltend gemachte, auf die Lehre von der Allgemeinheit der den Apo— 
ſteln und ihren Nachfolgern gegebenen Sendung und von der Verpflichtung 
eines Jeden zur Annahme des wahren Glaubens Jeſu Chriſti, ſobald ſolcher 
erkannt iſt, gegründete Satzung der katholiſchen Kirche, daß kein Prieſter einem 
Nichtkatholiken, der die Aufnahme in die beſagte Kirche nachſucht, dieſelbe ver— 
weigern dürfe, ſobald er ſich überzeugt hat, daß das die Aufnahme — 
Individuum die nöthige Verſtandesreife beſitze. 

Auf Grund dieſes Lehrſatzes warb ſchon bei jenem Congreſſe von Seite der ka— 
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ober ift im jenen über die veligiöfe Gryiehung der Kinder nichts verordnet wor⸗ 





tholiſchen Deputirten die Feitjegung beftimmter, die Priefter in der Ausübung ihrer 
tirchlichen Pflichten bindender Discretionsjahre abgelehnt. 
Aud das Corpus Evangelicorum erklärte in einer unterm 25. October 
1747 an den Kaifer Franz I. aus Anlaß der Religions; Aenderung eines von Zebtwik 
gerichteten Vorftellung: 
„bie evangelifhe Kirche habe für den Uebergang von einer Kirche zur anderen 
„tein gewiſſes Alter bejtimmt, jondern es Tomme lediglich auf eine deren vor- 
„gefegten Lehrer gute Prüfung des Verſtandes an, welcher bei manden Kin: 
„bern früher, bei manden fpäter fich zu zeigen pflege” 
Unterm 12. April 1751 aber erfolgte zu Negensburg ein Beſchluß des Cor- 
poris Evangelicorum, dahin gehend, 
„die Gvangelifchen hätten ſich einftimmig darüber verftanden, daf die Anni 
„discretionis bloß ſodann für erreicht zu erachten feyen, wenn ein Kind das 
„14. Jahr wirklich vollendet habe,“ 
Nachdem nun das am 5. Juni 1817 abgefchloffene und am 24, Detober bes 
nämlichen Jahres nenchmigte Concordat feitgejegt hatte: 
„Art, I. Religio Catholica Apostolica Romana in Toto Bavariae Regno Terrisque 
„ei subjectis sarta tecta conservatibur cum iis juribus, et praerogativis, 
„quibus frui debet ex Dei ordinatione et Canonicis sanctionibus,‘ 
„Art, XIV. Majestas sua prohibebit, ne — — Ecclesiarum antistites vel ministri in 
„exercendo munere suo pro custodienda praesertim fidei ac morum doctrina, 
„et diseiplina Ecclesise impediantur.‘“ 
„Art. XVI. Per praesentem conventionem Leges, Ordinationes et Decreta in Bayaria 
„huc usque lata, in quantum illi adversantur, abrogata habebuntur.‘“ 


und nachdem in dem bald darauf unterm 25, Mai 1818 ergangenen Edicte über die 
äußeren Nechtsverhältniffe der Einwohner de3 Königreichs Bayern in Beziehung auf Ne: 
ligion und Kirchliche Gejellihaften (Beil, IL. zur Verfaffungs:Urk.) verordnet worden war: 
„F. 5. Die Wahl des Glaubensbefenntniffes ift jedem Staats-Einwohner nad feiner 
„eigenen freien Ueberzeugung überlafjen.“ 
n$. 6. Derjelbe muß jedoch das hierzu erforderliche Unterſcheidungs-Alter, welches für 
„beide Gejchlechter auf die gefeglihe Volljährigkeit beftimmt wird, erreicht Haben ;“ 
„$. 7. Da diefe Wahl eine eigene freie Ueberzeugung vorausfegt, jo kann fie nur 
„ſolchen Individuen zuflehen, welde in keinem Geiftes: oder Gemüthszuſtande 
„Sch befinden, der fie derjelben unfähig macht.“ 
„$. 8. Keine Parthei darf die Mitglieder der andern durch Zwang ober Lift zum 
„Uebergang verleiten.” 
„F. 9. Wenn von denjenigen, welche die - Neligions-Erziehung zu leiten haben, eine 
„solche Wahl aus einem der obigen Gründe angefochten wird, fo Hat die 
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„betreffende Regierungsbehörde den Fall zu unterfuhen, und an das königl. 
„Staatsminifterium des Innern zu berichten,“ 

Da erlich Papſt Bius VII. unterm 13. Januar 1819 an Unſeres in Gott 
ruhenden Herrn Vaters Königlihe Majeftät ein Echreiben, in welchem er unter Beru— 
fung auf das abgejchlofiene Concordat und die dadurd gewährten Rechte der katholiſchen 
Kirche ausdrüdlich darüber Bejchwerde führte: 

„dab gegen die auf göttlicher Anordnung beruhenden Lehrjäge der katholiſchen 
„Kirche, wonach eim. Jeder verbunden jei, den wahren Glauben Jeſu Chrifti 
„anzunehmen, ſobald er ihn erkannt babe, in dem zweiten Berfafjungsedicte 
„die Vorfchrift gegeben worden: es dürfe ein Nichtfatholit erft nad erlangter 
„Majorität in die Fatholiiche Kirche aufgenommen werden.“ 

Das hierauf unterm 12. December 1819 erfolgte Königliche Antwortſchreiben 
ertheilte mit Bezugnahme auf eine gleichzeitig. erfolgte Minijterial:Correfpondenz die Zu: 
fiherung genauen Bollzugs des Concordates, 

Als hierauf der päpftlihe Stuhl eine beftimmte officiele Erklärung nad einer 
von ihm vorgejhlagenen Faflung verlangte, und die Verfündigung der Circumſcriptions⸗ 
Bulle jo wie die Inftailation der Erzbiihöfe und Biſchöfe juspendirte, wurden unter 
fortgefegter Vernehmung des Minifterrathes über die Faſſung der dem päpftlichen Stuhle 
zu ertheilenden feierlihen Berfiherung neue Unterhandlungen eingeleitet, und es kam in 
Folge derfelben unterm 18, April 1821 eine Uebereinkunft über jene Erklärung zu 
Stande, welche unterm 15, September des nämlichen Jahres erlaffen und durd das 
- Regierungsblatt vom 19, bdesjelben Monats und Jahres öffentlih befannt gemacht 
worden ift, 

Diefe Erklärung würde nun zwar allerdings Beitimmungen ber bejtehenden Ber: 
fafjungsgejege nicht haben aufheben können, | 

Diejelbe beruht aber auf allgemein anerfannten Grundfägen ber Gejep-Auslegung, 
nad welder: 

1, jedem Geſetze diejenige Auslegung zu geben ijt, wobei feines andern Rechte 

gekränkt werden, und 

2, zwei neben einander beftehende und zumal gleichzeitig erlafjene Gejege jeder: 

zeit in demjenigen Sinne anzuwenden find, bei welchem Widerfprüche befeitigt 
erſcheinen, 

Grundfätze, die vorzüglich dann auf die ſorgfältigſte Beobachtung Anſpruch zu 
machen haben, wenn auch die durch das europäiſche Völlerrecht ſanctionirte Heiligkeit ges 
ſchloſſener Staatsverträge hinzutritt. 

Nach dieſen Vorgängen und Grundſätzen nun kann und darf in dem vorliegen: 
den Falle den Beitimmungen der Paragraphe 5 und 6 der zweiten Berfaflungsbeilage 
leine andere Auslegung und Anwendung gegeben werben, als dafs die Ungültigkeit einer 
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Glaubensbekenntniſſe der Mutter erzogen. ?) 





Neligions:Aenderung, infofern fie aus dem Mangel der gejeglihen Großjährigteit abge: 
Yeitet wird, lediglich auf die politiihen und bürgerlichen Rechtsverhältniſſe fich beziehe, 
das Kirchliche Gebiet aber unberührt laſſe. 

Zwangs⸗ und Strafeinfchreitungen aber gegen Geiftliche, welche nah ben mit 
ihrem Stande übernommenen Pflichten und nad anerkannten Lehrſätzen ihrer Kirche 
handeln, und denen hierin durch Staatsvertrag und Staatsgrundgeſetz der Schuß der 
Staatögewalt feierlich zugefihert worden ift, würden um jo mehr ben Charakter ber 
Rechts: und Gejegwidrigkeit an fich tragen, als der $. 9 der zweiten Berfaffungsbeilage 
folhe für den bemerkten Fall teineswegs anorbnet, 

Tab die vorftehenden Grundfäge gegenüber den Geiftlichen beider Confefftonen 
in ganz gleicher Weife zur Anwendung zu kommen haben, kann nad $. 24 ber zweiten 
Verfafiungsbeilage und im Hinblide auf die in der Erklärung des Corporis Evan- 
gelicorum vom 12, April 1751 ausgefprodenen Grundſätze der proteftantifchen Kirchen: 
lehre einem Zweifel nicht unterliegen, 

Wenn Wir nun aber aud aus den vorbemerften Gründen eurer Befchwerbe 
eine Folge zu geben nicht vermögen, jo wird euch doch nicht entgehen, wie eben dadurch 
keineswegs, wie die Mitglieder der General:Synode zu Ansbach wähnen, erklärt werde, 
e3 feien die Geiftlichen einer Kirche an ftaatsgrundgejegliche Beftimmungen nur in fomweit 
gebunden, al3 ſie es felbft mit ihrem Gewiſſen vereinbar finden, 

Tenn es it Eure Beihwerde von Uns Iediglih aus dem Grunde zurüdge: 
wiejen worden, weil Wir diejelbe auf eine unrichtige Auslegung der hier anzumwendenden 
Beitimmungen der einihlägigen Verfaſſungs-Geſetze geſtütt — und mit verfafjungs: 
mäßigen Rechten unvereinbar gefunden haben, in deren treuer und gewilfenhafter Auf: 
rehhterhaltung und Beihirmung Wir bei allen Verhältniffen und Vorkommniſſen eine 
heilige Prlicht erkennen, 

2) X. Obſchon das III. Capitel des I. Abſchnittes dieſes Cdictes nur die Ne 
ligionsverhältnilfe dev Kinder aus gemiſchten Chen normirt, jo ift dadurch das Recht 
der Eltern über die Erziehung ihrer Kinder beliebige Verfügungen zu treffen, in dem 
Falle nicht ausgejhloffen, wenn fie in ungemijhter Che leben (M.E. vom 13, Juli 
1838. Döllinger]) VIIL 1. S. 47.) 

Die am 21. Jannar 1830 und 2, Januar 1837 im entgegengejepten Einne 
erlajienen Entſchließungen (Döllinger J. c. S. 50 u. 51) wurden bierdurd wieder 
aufgehoben, 

HI. Die Beitimmungen der Eltern über die religiöfe Erziehung ihrer Kinder 
können nicht nur im Cheverträgen, ſondern auch im jedem andern civilrehtlid gültigen 
Vertrag getroffen werden, wie aus nachſtehenden Verfügungen hervorgeht : 


D.C, vom 17, Juni 1838 (Döllinger VILL ©. 56). 
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$. 15. Uebrigens benimmt die Verjchiedenheit des Firchlichen Glaubens: 
befenntnifjes Feinem der Eltern die ihm ſonſt wegen der Erziehung zuftehenden Rechte, 

$. 16. Der Tod der Eltern Ändert nichts in den Beftimmungen der 
SS. 12 und 14 über die religiöfe Erziehung der Kinder. 





1. M.:€, vom 3, Juni 1842: 

„Aus den von dem Präfidium im be. Betreffe am 9, Jänner und 19, Febr. 
b. 38. erftatteten Berichten erhellt, daß dasjelbe jammt der k. Regierung der Pfalz der 
Anficht fei, al3 wären durch die Minijterial-Entjchliegungen vom 13. März 1837 und 
23. Nov. 1838 im Allgemeinen bei dem Vollzuge der Beitimmungen der Beil. II. zur 
Berfaffungsurfunde über die religiöfe Erziehung der Kinder aus gemifchten Chen jedes 
zwangsweije Vorjchreiten unterfagt worden. 

Dieje Anficht ift irrig und entbehrt jowohl der thatſächlichen, als der geſetzlichen 
Begründung. Denn was | 

1, die Entihliefung vom 13. März 1837 betrifft, jo bezog fich diejelbe nur 
auf eine finguläre Frage, und ijt vorlängjt wieder außer Wirkſamkeit gejegt worden. 
Im Jahre 1835 wurde nämlich in der Pfalz die Frage in Erörterung gezogen, ob es 
den in gemijchter Che lebenden Eltern zuftche, während der Che Verträge über die re 
ligiöfe Erziehung ihrer Kinder zu ſchließen. Das Minifterium des Innern glaubte in 
der Entſchließung vom 22. Jänner 1836 dieje Frage auf dem Grunde der in der 
Pfalz geltenden civilrechtlihen Beſtimmungen verneinen zu follen, und ſprach aus, daß 
die in gemifchter Ehe erzeugten Kinder unabänderlih in jenem Glauben zu erziehen 
jeien, welcher ihnen durch giltige, vor der Verehelihung gejchlofienen Verträge, oder in 
deren Grmanglung durch den $ 14 der Beilage IL. zur PVerfaffungsurfunde beftinmt 
worden, Durch diefe Minijterial:Entjchliefung waren alle von Cheleuten in der Pfalz 
während ihrer Ehe über religiöfe Erziehung gejchlofjenen Verträge für wirkungslos er: 
Härt worden, und die Kreisregierung feste dieſe Entſchließung in mehreren angeregten 
einzelnen Fällen in Vollzug, 

Ter Biſchof von Speier erhob gegen die befagte Entſchließung Beihwerde, und 
da, während die Regierung und der Generalftaatsprofurator über die Beſchwerde Be: 
richt zu eritatten hatten, erftere ſtets fortfuhr, die beſchwerende Miniſterialentſchließung 
mit Zwäng in Vollzug zu jegen, fo bat derjelbe in einer Vorjtellung vom 3. Mär; 1837 
um einjtweilige Siftirung der Zwangsmaßregeln bis zu erfolgter Beſcheidung feiner Be: 
ſchwerde. Hierdurch wurde die Minifterialentjhliefung vom 13, März 1837 hervorge: 
rufen, welche das zwangsweiſe Vorfchreiten einftweilen und in fo lange einftellte, al3 
über den fraglichen Gegenftand nicht anderweite Entichließung erfolgt fein werde, 

Diefe vorbehaltene andermweite Entſchließung erfolgte nun aber mitteljt der Aus: 
ichreiben vom 31. Mai und 17. Juni 1838 (Döll, VIII. 88. 20 und 33), durd) 
weldhe anerkannt wurde, daß den in gemijchter Ehe lebenden Eltern auch während ber 
Dauer der Ehe das Recht zuftehe, über die rveligiöfe Erziehung ihrer Kinder Verträge 
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$. 17. Die Ehefcheidungen, oder alle fonftigen vechtsgiltigen Auflöfungen 
der Ehe fünnen auf die Religion der Kinder feinen Einfluß haben, 

$. 18. Wenn ein das Neligionsverhältniß der Kinder beftimmender Che 
vertrag vorhanden ift, jo bewirkt der Uebergang der Eltern zu einem andern Glaubens⸗ 





zu fließen, und es wurde die k. Negierung der Pfalz unterm 25. Auguft 1838 aus: 
drüdlich noch darauf aufmerkſam gemacht, daß bejagte Entjchließungen auch in der Pfalz 
volle Anwendbarkeit behaupten, und daß nad deren Maaßgabe zu verfahren jei. 

Hieraus ergibt fich, daß die Minifterialentichließfung vom 13. März 1837 nie: 
mals im Allgemeinen die Anwendung von Zwangsmaßregeln bei Aufrehthaltung der 
verfaffungsmäßigen Beſtimmungen über die religiöfe Erziehung der Kinder aus gemiſch— 
ten Ehen unterfagt habe, daß vielmehr durch diejelbe nur der zwangsweiſe Vollzug der 
Minifterialentichließung vom 22, Jänner 1836 ſiſtirt, und daß fie jedenfall3 durch die 
nachfolgende Entſchließung vom 25, August 1833 außer Wirkſamkeit gejegt worden fei, 

Aehnliche Bewandtniß hat es 

2. mit der Minifterial:Entfhliefung vom 23, November 1838, 

Unterm 6, Juli 1838 hatte nämlich da3 k. proteftantiiche Oberconfiftorium den 
Antrag gejtellt, e8 möge angeordnet werden, 

a) daß Kinder aus gemifchten Ehen, ohne Unterfchieb der Confeſſion vor zurüd: 
gelegtem 13, Jahre zur Confirmation oder Communion nicht zugelaflen wer 
den bürfen, ober 

b) daß ſolche Kinder in jo lange nicht zur Communion oder Gonfirmation zuzu— 
laſſen feien, bis nicht der Pfarrer der andern Kirche anerfannt habe, oder 
obrigfeitlich ausgejprochen fein werde, daß fie der betreffenden Kirche wirklich 
angehören, und 

c) daß Pfarrer, welche dieſe Beſtimmungen übertreten, empfindlich geftraft wer: 
den follten, 

Da diefe Anträge eine willfährige Würdigung nicht finden fonnten, weil die An: 
ordnungen, wie fie unter lit. a und b erbeten waren, durch die bejtehenden verfaſſungs— 
mäßigen Beitimmungen nicht begründet zu werben vermögen, daher auch die Seeljorger 
zu deren Vollzug nicht, wie unter lit. c beantragt war, mit Strafen angehalten werben 
önnten, jo erging am 23. November 1838 an das X, proteftantifhe Oberconfiftorium 
eine Entſchließung de3 Inhaltes: 

„den Anträgen vom 6, Juli, in jo ferne dadurch allgemeine durch die Bei- 
„lage II, zur Verfaſſungs-Urkunde nicht bereit3 vorgefehene Beitimmungen 
„über die religiöfe Erziehung der Kinder aus gemifchten Ehen, und fogar 
„Strafandrohungen für die Uebertretung diefer Beſtimmungen beabfichtiget 
„werben, könne eine Folge nicht. gegeben: werben, * 
und im zweiten Abjage diejer Entſchließung wurde auf den 8. 23 der Beilage II zur 
Verfaſſungs⸗Urkunde, der den geiftlichen Obern, VBormündern und Verwandten ber Kin— 
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befenntniffe Darin in jo lange Feine Veränderung, als die Che noch gemifcht bleibt, 
geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, und die Che hört dadurch 
auf gemiſcht zu fein, jo folgen bie Kinder der nun gleichen Religion ihrer Eltern, 
ausgenommen fie waren — dem beftehenden Ghevertrage gemäß — durch die 
Eonfirmation oder Commnnion bereit3 in Die Kirche einer andern Gonfeffion auf- 





ber aus gemifchten Ehen das Necht eintäumt, darüber zu wachen, daß die grundgefep- 

lihen Beftimmungen bei ber religiöjen Erziehung diefer Kinder befolgt werden, mit dem 

Beiſatze hingewieſen: 
„daß hiedurch hinreichende Mittel gegeben ſeien, jedem Mißbrauche in An— 
„wendung des F. 18 des Ediktes II vorzubeugen, wenn die Pfarrer ange: 
„balten werben, gehörige Sorge zu tragen, daß die Kinder aus gemifchteu Chen 
„Ihon mit dem Beginn des Schulpflichtigkeitsalters dem öffentlichen religiöfen 
„Unterrichte jener Kirche zugemwiefen werden, welcher fie nah $. 12—14 an: 
„gehören,“ 


Dieje Entſchließung bezeihnet in dem erjten Abſatze Strafandrobungen mit klaren 
Worten nur bezüglich folher Beſtimmungen als unzuläjfig, die in der Beilage II. zur 
Verfaſſungs-Urkunde nicht begründet find; fie macht dagegen im zweiten Abjage die geift: 
lihen Obern und die Pfarrer ausprüdlic auf ihre Obliegenheit aufmerkfam, für die Be: 
folgung der verfaflungsmäßigen Beitimmungen und für die rechtzeitige Verweiſung der 
Kinder in den öffentlichen religiöfen Unterricht zu forgen; fie ſchließt ſonach auch nicht 
im entfernteiten den zwangsweijen Vollzug der in Frage ftehenden Beitimmungen ber 
Beilage IL. zur Verfafjungs-Urkunde aus, und ijt vielmehr dahin gerichtet, denjelben 
durch die Mitwirkung der geiftlihen Obern und der Pfarrer zu fördern, läßt ſohin in 
feiner Weije die Auslegung zu, welche ihr in der Pfalz gegeben werden will. 

Das f, Präfidium wird hieraus die Heberzeugung jchöpfen, dab die eingangs: 
erwähnte Anſicht irrig jei, und dab das von der k. Regierung der Pfalz bisher beob- 
achtete Verfahren in den Minifterial:Entjchließungen vom 13, März 1837 und 23, 
October 1838 keine Rechtfertigung finde, " 

In Erwägung deſſen und dba die Verpflichtung der Areisregierung zum Vollzuge 
ber Beilage II. zur Verfafjungsurfunde bereit3 durch den $. 34 der Inſtruktion vom 
17. December 1825 verorduungsmäßig feſtſteht, ftellt e3 fich weber als nöthig dar, die 
erwähnten beiben Minifterial-Entjhließungen außer Wirkſamkeit zu jegen, noch bedarf die 
Kreisregierung einer bejonderen Ermächtigung zum zwangsweijen Bollzuge ihrer compe: 
tenzmäßig gefaßten Bejchlüffe über religiöfe Erziehung von Kindern aus gemijchten Chen; 
vielmehr Tiegt ihr dieſe Tegtere umbezweifelt, johin nach den beitehenden Verordnungen ob, 

Seine Majeftät der König haben hiernach befohlen, das Präſidium auf das Irr— 
thümliche der in der Pfalz bisher den Minifterial-Entjhliefungen vom 13, März 1837 
und 23, November 1838 gegebenen Auslegung und Anwendung aufmerkſam zu machen, 
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genommen, in welchem Falle fie bis zum erlangten Unterſcheidungsjahre darin zu 
belaſſen find. 

$. 19. BPflegkinder werden nach jenem Glaubensbefenntnifje erzogen, 
welchem fie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 

$. 20. Durch Heirath Tegitimixte natürliche Kinder werden in Beziehung 
auf den Religionsunterricht ehelichen Kindern gleich geachtet. 





und auf den 8. 34 der Imjtruction vom 17, December 1825 hinzuweiſen, damit diejer 
fünftighin der gebührende Vollzug gegeben werde, 

Diejes wird dem Präſidium hiermit in Erwiederung der Berichte vom 9. Jänner 
und 19, Februar 6: 33, unter Rückſchluß der Berichtsbeilagen zur Wiſſenſchaft und 
Nachachtung eröffnet. 

2. Minifterial:Entjhliegung vom 31, März 1838, Pos, I. ımd IL: 

„Auf den Bericht vom 30, März d. 3. wirb folgende Entſchließung ertheilt: 

‚ I. Nach einer. richtigen boctrinellen Auslegung der Beſtimmungen in 88. 12 
bis 23 des Edicts Beilage IL. zur Verfaſſungs-Urkunde kann es keinem Zweifel unter: 
liegen, daß bei gemijchten Chen den Eltern das Net zuftehe, ſowohl vor und bei 
Gingehung der Che, als auh während der Dauer derjelben nah Gutfinden über 
die religiöfe Erziehung ihrer Kinder vertragsmäßige Beitimmungen zu treffen und bie 
eingegangenen Webereinfünfte im beiderjeitigen Einverjtändnifje zu jeder Zeit wieder ab: 
zuändern, fo lange die Kinder nicht dur die Communion oder Confirmation in eine 
beitimmte Kirche eingetreten find, 

Es folgt diefes in dem allgemeinen Yamilienverbande und in ber elterlichen Ge- 
walt begründete Necht für die. Bewohner bes Königreichs Bayern aus dem bejonderen 
Grunde, 

a) daß bie 88. 1%—14 der II. Verfaffungsbeilage mit den Beitimmungen des 

Religions:Edictd vom 24. März 1809 $. 14—16 Wort für Wort überein: 
ftimmen; hinfichtli der Bedeutung dieſer letzteren aber ſchon aus dem $. III. 
ber Allerhöchſten Entihliefung vom 11, Mai 1815 (Rgsbl. S. 381) hervor: 
gebt, daß es nie die Abficht des Geſetzgebers war, die. elterlichen Befugniſſe 
zur vertragsmäßigen Beſtimmung über bie religiöfe Erziehung der Kinder auf 
die Zeit vor Eingehung der Che zu. beichränten, weßhalb bei unveränderter 
tertueller Beibehaltung der erwähnten SS. 14 — 16 in dem jpätern (Ver 
faſſungs-) Geſetze diefe Abſicht auch jet nicht dem Geſetzgeber unterftellt wer; 
den kann; 

b) daf die von ben $$. 12—14 allenfalls abweichenden Beitimmungen ber in 
einzelnen Gebietötheilen bejtehenden Civilgefege in einer Materie keine Gültig: 
feit mehr behaupten können, welche dem Bereiche des Berfaflungsrehtes an 
gehört, und bezüglich deren die Verfaflungsgejege für alle Unterthanen ohne: 
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$. 241. Die übrigen natürlichen Kinder, wenn fie von einem Vater andı- 
fannt find, werden in Anfehung der Religionserziehung gleichfalls wie die ehe 
lichen behandelt, find fie aber von dem Vater nicht anerkannt, jo werden fie nach 
dem Glaubensbefenntniffe der Mutter erzogen. 

$. 22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbekannt ift, fol- 
gen ber Religion Desjenigen, welcher das Kind aufgenommen hat, fofern er einer 





Unterſchied gleiche Nechte und Verpflichtungen begründen, abgejehen davon, daß 
bieje Geſetze, al3 die jpäteren bie früheren derogiren; 

c) daß die beſchränkende Beitimmung des 8. 13 ber II. Verfafiungsbeilage ſich 
nur auf die darin erwähnten Eheverträge, nicht aber auf die im 8. 14 neben 
den Ehepacten al3 zuläßig erklärten „Jonftigen Verträge” bezieht, 

II. Eben fo unzweifelhaft erjcheint es, in der Hauptſache aus denfelben Grün- 
den und in Gemäßheit des $. 20 ber IL, Verfafiungsbeilage, daß das erwähnte Recht 
den Eltern auch bezüglich der durch nachfolgende Che Tegitimirten Kinder zukomme. 

3, Verfügung bes königl. Confift, vom 5. Febr, 1853,) 

„Ein Angehöriger der vereinigten proteftantifchen Kirche der Pfalz, X, verehe— 
lichte fih im Jahre 1847 mit der katholiſchen N und ftellte vor der Trauung eine 
Privaturfunde (Revers) aus, durch welche er ſich verpflichtete, jowohl den bereits außer: 
ehelih mit der Braut erzeugten Eohn, als die noch zu hoffenden Kinder in ber katho— 
liſchen Confeffton zu erziehen, 

Deſſenungeachtet ſchickte X den erwähnten jdulpflichtig gewordenen Knaben in 
bie proteftantifche Schule zu A, unter Angaben von Beweggründen, von welchen als irre: 
levant hier abgefehen werden foll und deren wichtigfter in der Behauptung beitand, er 
babe fih nur im Drange der Umftände und unter dem Eindrude des vom katholiſchen 
Pfarrer ausgeübten pſychiſchen Zwanges zur Unterzeichnung bes, Reverſes herbeige— 
lafien, 
Das betreffende Königl. Landeommiffariat, von dem erwähnten Schulbefuche be: 
nachrichtigt, verfügte, e3 fei „der Lehrer N, ftrengftens anzumeifen, feines ber Kinder 
diefer Eheleute in feiner Schule zuzulaffen, fondern diefelben in die kath, Schule nad 
D, zu vermeifen,“ 

Gegen diefen Beihluß reichte die proteftantiiche Local:Schul-Commiffion eine 
Gegenvorftellung beim Königl. Landeommiffariate ein, welches indeß feine Entſcheidung 
aufrecht hielt und auf den offenftehenden Recurs aufmerkſam machte, | 

Das betreffende proteftantifhe Pfarramt ftellte fchließlih bei dem Königl. Deca: 
nate die Bitte, dahin zu wirken, daß das Königl. Confiftorium ben Necurs in dieſer 
Sache ergreifen möchte, | 

Der angebrachten Bitte entjprechend, richtete das Königl, Confiftorium unter Mits 
theilung der. fümmtlichen Acten ein Schreiben an bie Königl. Kreisregierung, Kammer 
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der öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder der Neligionspartei des Find- 
lings⸗Inſtitutes, worin fie erzogen werben. Außer dieſen Fällen richtet fich ihre 
Religion nad) jener der Mehrheit der Einwohner des Findungsortes, 

$. 23. Die geiftlihen Obern, die nächften Verwandten, die Vormünder 
and Pathen haben das Recht, Darüber zu wachen, Daß vorftehende Anordnungen 





des Innern, worin e3 der vom genannten Pfarramte feitgehaltenen Anficht beitrat, daß 
ber angerufene Privatvertrag durchaus nichtig und wirkungslos jei, 

Don den Gründen, auf welde fih das Königl, Conſiſtorium ftügte, foll hier nur 
ber bedeutendite hervorgehoben werden, 

Bekanntlich diente bei Abfaffung des IL. Edict3 der Verfaſſung das Religiongedict 
vom 24. März 1809 zum Borbilde und find aus diefem Edicte eine große Anzahl Par 
ragraphen wörtlich in das Ediet von 1818 übergegangen, Dies ift inäbefondere bei 
ben 88. 12—15 der PVerfaffungsbeilage ber Fall, weldhe im Ebdicte von 1809 bie 
$$. 14—17 waren, 

Nun find aber gerade diefe Paragraphen dur eine von Seiner Majeftät 
dem Könige nad Anhörung des Geheimenrathes am 11, Mai 1815 er: 
laffene, im Regierungsblatte jenes Jahres Seite 380 abgedrudte Verordnung authentiſch 
interpretirt und it dabei hinfichtlich der in Frage ftehenden Verträge in Artikel I und 
II ausdrüdlich verfügt worden: 

„In gemischten Chen wird die religiöje Erziehung * Kinder durch Verträge 
und wechſelſeitige Uebereinkünfte zwiſchen den Braut: und Eheleuten beſtimmt.“ 

„Dieſe Verträge und Uebereinkünfte müſſen auf die nämliche 
Weiſe wie die Eheverträge abgeſchloſſen werden.“ 

Ganz conſequent ſetzt der Artikel III daſelbſt feſt, daß die Uebereinkünfte, kraft 
welcher die Che: und Brautleute vor ober während der Ehe die über die religiöſe Er: 
ziehung errichteten Verträge aufheben oder abändern, in derjenigen gejeglihen Form, 
welche für die Cheverträge jelbit vorgejchrieben ift, abzujchließen find, 

Denn nun durch die 88. 12—15 des II. Edict3 von 1818 nichts neues ge 
ihaffen, fondern das jeit bereits 9 Jahren Beitehende beibehalten worden ijt; wenn 
ferner jene Paragraphen bereits ihren geſetzlich firirien Sinn hatten und wenn dieſe ge 
jegliche Firirung dahin lautet, daß alle Verträge, durch welche über fraglichen Punkt 
etwas bejtimmt, aufgehoben oder abgeändert wird, die Form der Eheverträge haben 
müfjen, der Artikel 1394 des pfälzischen Givilgejegbuhs aber vorſchreibt, daß die Ehe: 
verträge durch Notariatöurfunden zu verbriefen find: jo glaubte das Königl. Conſiſtorium 
den Schluß ziehen zu dürfen, daß ſolchen Neverjen als bloßen Privaturkunden keine Wir: 
fung beizumefjen jei, trogdem, dab die höchſte Minijterial:Entjdließung vom 31, Mai 
1838 in I, c. ausgeſprochen habe, die bejchränfende Beſtimmung des $. 13 der II. 
Verfaffungsbeilage beziche fih nur auf die darin erwähnten Eheverträge, nicht aber auf 
die im $. 14 neben den Ehepacten als zuläjjig erklärten „Tonjtigen Verträge“. 

Handbuch ber Berfaffung und Verwaltung ber Prot,sen, Kirche ber Pfalz, 2 
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befolgt werben, Ste Fünnen zu dieſem Behufe Die Einficht der betreffenden Be— 





Die Königl, Regierung beftätigte indeh die Verfügung "des Königl, Landcommif- 
fariats, indem fie an ber durd die citirte höchſte Minifterial:Entjchließung vom J. 1838 
gemachten und ſeitdem in der Praris beobachteten Auslegung feithielt, daß, da Hinfichtlich 
der Form ber „jonjtigen Verträge” das Edict feine näheren Beitimmungen enthalte, die 
allgemeinen civilrechtlichen Regeln entſcheiden, und es ſonach den Contrahenten überlaffen 
bleibe, ob fie eine Notariatzurfunde oder einen Privatact mit den im Artikel 1325 des 
Civilgeſetzbuchs vorgefchriebenen Nequifiten errichten wollen. 

Die Beſchwerde, welche das Königl, Confiftorium hierauf an die höchſte Stelle 
brachte, ward aus ben von der NKönigl, Negierung in ihrer ebenerwähnten Verfügung 
angeführten Gründen zur Berüdfihtigung nicht geeignet befunden. 

Da inzwiihen weitere Fälle ganz gleicher Art vorgefommen find, jo mußte bie 
unterfertigte Stelle e3 für geboten erachten, die gefammte proteftantifche Geiftlichkeit der 
Pialz darüber zu belehren, was nach der dermaligen Praris Rechtens ei, eimestheils um 
mweitläuftigen Berichten und Anfragen für die Zukunft zu begegnen, zugleih aber aud 
um bie Geiftlichen in Stand zu ſetzen, eintretenden Falls ihren Barochianen die geeig: 
neten Ermahnungen und Aufllärungen zu ertheilen, 

Bon der Königlichen Verordnung vom Jahre 1815 hat die unterfertigte Stelle 
in dem gegenwärtigen Erlaſſe hauptfächlih in der Abficht jo ausführlich Erwähnung ge: 
than, damit ein ziemlich allgemein verbreiteter Irrthum gehoben werde, Diefer Irrthum 
befteht darin, daf wegen ber Artikel 1394 und 1395 des bürgerlichen Geſetzbuches und 
wegen $. 13 der II. Verfafiungsbeilage fehr häufig angenommen wird, Verträge über 
bie religiöfe Erziehung der Kinder könnten nach der Heirath nicht errichtet werden, 
Aber die allegirten Artikel haben nur die Cheverträge als ſolche, das heift die Beſtim— 
mungen in Betreff der Wermögensrechte zum Gegenftande und haben, indem fie deren 
Abfafjung oder Abänderung nad der Heirath verbieten, den Schug dritter Perfonen, 
insbejondere der Gläubiger im Auge, Feitfegungen über Erziehung der Kinder bilden 
ihrer Natur nach feinen Beftandtheil eines Heirathsvertrags im Sinne des Code civil, 
wenn fie auch zufällig in einen folden aufgenommen worden find, Der 8. 13 des II. 
Edicts ift aber, wie oben gezeigt worden, authentiſch dahin interpretirt, dab auch nad) 
Abſchluß der Ehe Verträge über Kindererziehung errichtet werden fünnen, 

Der dermalige Stand der Sade if nach dem Erörterten in kurzer Zujammen: 
faffung folgender: 

1, Die Ehegatten können fowohl vor Cingehung der Che als während ber: 

jelben Verträge über die religiöfe Erziehung der Kinder abjchliehen ; 

2. fie fönnen fowohl vor al3 nach der Heirath die abgejchloffenen Verträge 

ganz aufheben oder abändern ; 

3, ſowohl die urfprünglichen als die aufhebenden oder modificirenden Verträge 

fönnen nach Belieben durch Notariats: oder durch Privatacte beurkundet 
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flimmungen ber Gheverträge und der fibrigen auf die Neligionserziehung ſich 
beziehenben Urkunden forbern, 9) 





Don Religions: und Kirchen-Geſellſchaften. 
Erſtes Kapitel. 
Ihre Aufnahme und Beftätigung. 
$. 24. Die in dem Königreiche beftehenden Drei chriftlichen Glaubens» 
Confeſſionen find als öffentliche Kirchengeſellſchaften mit gleichen bürgerlichen und 





werden, jo daß zum Beilpiel ein fpäterer Privatact die Beſtimmungen eines 
frühern Notariatsactes aufhebt oder abändert, 

Obſchon ein folder Vertrag in der Regel ein einfeitiger ift, das heißt nur 
einen Theil der Contrahenten verpflichtet, jo dürfte e3 doch räthlich fein, die Privat: 
urkunden immer in boppelten Gremplaren zu fertigen und in Gemäßheit de3 Artikels 
1325 des bürgerlichen Geſetzbuchs ausdrüdlich im Texte, am füglichften in den Schluß— 
zeilen, zu bemerten, daß die Urkunde in duplo errichtet worden jei, 

Können die Contrahenten nicht unterzeichnen, To ift die Fertigung eines Privat: 
actes nicht möglich, da der Mangel der Unterfchrift weder durch Zeugen nod durch ein 
Handzeichen gebedt werben kann. Ueberhaupt verdienen Notariatsurfunden den Vorzug vor 
Privatacten, weil bei legtern nah dem Tode des einen Ehegatten leicht die Aechtheit der 
Unterfhrift beftritten werden Tan, was unter Umftänden große Weiterungen im Gefolge 
hat, Wird deßhalb aus befondern Gründen, z. B. dürftigleitshalber dennod zur Errich— 
tung von Privaturkunden geſchritten, fo thut man zur befferen Herjtellung ber Aechtheit 
der Unterſchrift wohl daran, Zeugen beizuzichen. 

Schließlich ift noch zu bemerken, daß proteftantifche Elterntheile ‚oft die Behaup: 
tung aufftellen, es jei moralifcher Zwang auf fie ausgeübt worden ‚und ‚daß bie proter 
ſtantiſchen Pfarsämter in ihren Berichten auf diefen Punkt Gewicht legen. Solche Be: 
hauptungen finden indeß, auch wenn der Beweis berjelben erbracht werben wollte (mas, 
wenn nicht unmöglich, doch äußerſt ſchwierig wäre) feine Berüdjihtigung. 

um. Die Eltern können ſolche Verfügungen jedoch nur dann treffen, wenn fie 
jelbft volljährig und überhaupt fähig find, Verträge abzuſchließen. ME, vom 22. Juni 
1838 (Döllinger VIIL. 1. ©. 48). 

3) I. Die Rechte, welche der 8.23 dem geiftlichen Obern rüdfichtlich der religiöjen 
Erziehung der Kinder aus gemifchten Chen einräumt, jollen auch als den Pfarrämtern 
zutommend betrachtet werden. ME, vom 11, September 1837, (Döllinger VII, 
©. 44.) 

II. Entſchließung des Königl. Staatsminifteriums der Juſtiz d. d. 3, Februar 
1844: 
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politifchen Nechten nach den unten folgenden näheren Beftimmungen anerkannt, *) 

$. 25. Den nicht hriftlichen Glaubensgenofjen ift zwar nach SS. 1 und 2 
eine vollfommene Religions: und Gewiſſensfreiheit geftattet; als Religionsgeſellſchaften 
und in Beziehung auf Staatsbürgerrecht aber find fie nad) den über ihre Bürger: 
lichen Verhältnife beftehenden beſonderen Gefegen und Verordnungen zu behandeln, 

$. 26. Religions- oder Kirchengefellichaften, Die nicht zu den bereits ge— 
jeßlich aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausbrüdliche Königliche Genehmigung 
nicht eingeführt werben, 

8. 27. Sie müfjen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und innere 
kirchliche Verfaſſung Einſicht und Prüfung dem Staatsminiſterium des Innern 
vorlegen. 


Zweites Rapitel. 
Rechte und Befugniſſe der aufgenommenen und beſtätigten Religions: und 
Kirchen - Gefellichaften. 
$. 28. Die mit ausdrüdlicher Königlicher Genehmigung aufgenommenen 
Kirchengefelljchaften genießen Die Nechte öffentlicher Gorporationen, 





„Nah einer vorliegenden Anzeige wird bei gerihtliher Beftellung von Vormün— 
dern auf die Verſchiedenheit des Glaubens derjelben von jenem der Pflegebefohlenen nicht 
immer eine der Natur der Sache angemeffene Rüdfiht genommen, 

Nachdem nun aber die Religion der vorzüglichſte Gegenftand der Erziehung ber 
Kinder ift und nur der Vormund des nämlichen Glaubensbefenntnifjes das Recht der 
ihm zuftehenden Ueberwachung der religiöfen Erziehung eines Pflegebefohlenen am wirk— 
famften ausüben, ſowie die ihm hierin obliegenden Pflihten am vollitändigiten erfüllen 
fann, jo wird das Königl. Appellationsgericht beauftragt, die ſämmtlichen Gerichte feines 
Bezirkes anzumeifen, bei der Wahl und Beitellung der Vormünder, ſoweit folches mit 
den bürgerlihen Gejegen vereinbarlich ift, möglichit darauf Bedacht zu nehmen, daß die: 
felben mit ben zu Bevormundenden dem gleichen Glaubensbefenntnifie angehören, (Döl: 
linger XXILH. ©, 32.) 

III. Die Entjheidung der Streitigkeiten über bie religiöfe Erziehung der Kin— 
der in gemijchten Chen gehören zur Zujtändigfeit der Verwaltungsbehörden, der Königl. 
Landeommiffariate in erfter und der Königl. Kreisregierung, K. d. J. in zweiter Inftanz. 

Der Wohnort der Eltern der zu erziehenden Kinder bejtimmt die Competenz des 
betreffenden Landeommiffariats, ME, vom 20. September 1836 (Döllinger VIII. 
S. 56.) M.E. vom 18. November 1846. (Döllinger XXI. &, 32.) 

4) „Die Befenner der unirten ſowohl als der nicht unirten griechiſchen Kirche ge: 
„nießen mit den Belennern der in dem Königreiche bereits verfaſſungsmäßig bejtehenden 
„drei hriftlichen Kirchengejellihaften gleiche bürgerliche und politiſche Rechte.“ (Art 1 
des Geſetzes vom 1, Juli 1834.) 
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$. 29. Die zur Ausübung ihres Gottesdienftes gewidmeten Gebäude 
jollen, wie andere öffentliche Gebäude, geſchützt werben. 
$. 30. Die zur Feier ihres Gottesbienftes und zum Neligionsunterrichte 
beitellten Perjonen genießen Die Rechte und Achtung öffentlicher Beamten, 5) 
$. 31. Ihr Eigenthum fteht unter dem befonderen Schuße des Staats. 
$. 32, Eine Religiondgejellichaft, welche die Rechte öffentlich aufgenon- 
mener Sirchengefellichaften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten hat, wird nicht 
al3 eine öffentliche Corporation, jondern ald eine Privatgefellichaft geachtet. 
$. 33. Es ift bderjelben Die freie Ausübung ihres Privatgottesdienftes 
geitattet, 
$. 34. Zu dieſer gehört Die Anftellung gottesbienftlicher Zufammenkünfte 
in gewifjen dazu beftimmten Gebäuden, und Die Ausübung der ihren Neligiong- 
grundfäßen gemäßen Gebräuche jowohl in Diejen — als in den 
Privatwohnungen der Mitglieder. 
$. 35. Den Privat⸗Kirchengeſellſchaften iſt aber nicht geftattet ſich der 
Glocken ‚oder fonftiger Auszeichnungen zu bedienen, welche Gefeke oder Gewohn⸗ 
heit den öffentlichen Kirchen angeeignet haben. 
$. 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religionshandlungen beftellten 
Perfonen genießen als folche feine bejondern Vorzüge. 
$. 37. Die ihnen zuftehenden weitern Rechte müfjen nach) Dem Ssnpalte 
ihrer Aufnahmsurkunde bemefjen werben. 
$. 38. Jeder genehmigten Privat: oder öffentlichen airchengeſellſchaft 
kommt unter der oberſten Staatsaufſicht nach den im III. Abſchnitte enthaltenen 
Beſtimmungen die Befugniß zu, nach der Formel und der von der Staatsgewalt 
anerkannten Verfaſſung ihrer Kirche, alle inneren Kirchenangelegenheiten anzu— 
ordnen. 
Dahin gehören die Gegenftände: 
a) der Glaubenslehre, 
b) der Form und Feier des Gottesdienſtes, 
c) der geiſtlichen Amtsführung, 
d) des religiöſen Volksunterrichts, 
e) der Kirchendisciplin, 
f) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 
g) der Einweihung der zum Oottesdienft gewidmeten Gebäude und der 
Kirchhöfe, 
h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geiftlichen Sachen, näns 
lich des Gewiffens oder der Erfüllung der Religions» und Kirchen, 





5) Nur Inländer dürfen geiftliche Functionen ausüben, Tit,I. Art, 1 des Ges 
jeges vom 28 Grerminal X, (19, April 1802.) 
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pflichten einer Kirche, nach ihren Dogmen, ſymboliſchen Büchern 
und darauf gegründeten Berfafjung. 

$. 39. Den kirchlichen Obern, Vorftehern oder ihren Nepräfentanten 
fommt demnach, Das allgemeine Recht Der Aufficht mit den Daraus hervorgehenden 
Wirkungen zu, Damit die Kirchengeſetze befolgt, der Cultus Diefen gemäß aufrecht 
erhalten, der reine Geift der Religion und Sittlichfeit bewahrt, und deſſen Aus- 
breitung beförbert werde, Der Antheil, welcher jedem Einzelnen an diefer Auf- 
ficht zufommt, wird durch feine Amtsvollmacht beftimmt. 

$. 40. Die Kirchengewalt übt das vein geiftliche Gorrectionsvecht nad 
geeigneten Stufen aus, 
$. 41. Jedes Mitglied einer Kirchengejellfchaft ift ſchuldig, der darin ein- 
geführten Kirchenzucht fich zu unterwerfen. 
| $. 42, Keine Kirchengewalt ift aber befugt, Giniienögefede gegen ihre 
Mitglieder mit äußerem Zwange geltend zu machen. 

$. 43. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine Ver- 
achtung des Gottesdienftes und der Neligionsgebräuche zu erkennen geben, oder 
andere in ihrer Andacht ftören, jo tft die Kirchengefellichaft befugt, dergleichen 
numwürdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Verfammlungen zn verfagen. 

$. 44. Die in dem Königreiche als öffentliche Gorporationen aufgenom- 
menen Kirchen find berechtigt, Gigenthum zu befißen, und nach den hierüber be— 
ftehenden Geſetzen auch künftig zu erwerben. 

$. 45. Die Eigenthumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengeſellſchaften 
wird nach ihrer Aufnahmsurlunde, oder wenn in dieſer Darüber nichts feſtgeſetzt 
ift, nach den Rechten der Privatgejellichaften bejtimmt, 

$. 46. Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ift dasjenige, was fie an 
Eigenthum geſetzmaͤßig bejigen, e3 fei für den Cultus oder für den Unterricht be: 
ftimmt, e8 beftehe in liegenden Gütern, Nechten, Sapitalien, baarem Gelde, Prä- 
tiofen, oder jonftigen beweglichen Sachen, durch den $. 9 im IV. Titel der Ber: 
fafjungs-Urkunde des Reichs garantirt, 

$. 47, Das Kirchenvermögen darf unter feinem Vorwande zum Staat: 
vermögen eingezogen und in der Subftanz zum Beſten eines andern als des be- 
ftimmten Stiftungszwedes ohne Zuftimmung der Betheiligten, und, fofern es all- 
gemeine Stiftungen betrifft, ohne Zuftimmung der Stände nicht veräußert oder 
verwendet werben. 

$. 48. Wenn bei Demfelben in einzelnen Gemeinden, nach hinlänglicher 
Deckung der Lokal Kirchen-⸗Bedürfniſſe, Ueberſchüſſe ſich ergeben, jo follen Dieje 
zum Beſten des nämlichen Religionstheild nach folgenden Beſtimmungen ver: 
wendet werben: 


a) zur Erhaltung oder Wiederherftellung der Kirchen und geiftlichen Ger 
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bäude in andern Gemeinden, die Dafür Fein hinreichendes eigenes Ber: 
mögen bejißen; 
b) zur Grgänzung des Unterhalt3 einzelner Kirchendiener, oder 
ec) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarritellen ; 
d) zur Unterſtützung geiftlicher Bildungsanftalten ; 
e) zu Unterhalts-Beiträgen der durch Alter oder Krankheit zum Kirchen: 
dienst unfähig gewordenen geiftlichen Perjonen. 6) 
$. 49. In fo ferne für dieſe Zwecke vom Kirchen-Vermögen nad einer 
vollftändigen Erwägung etwas entbehrt werden kann, wird dieſer Ueberjchuß im 
Einverftändniffe mit der betreffenden geiftlichen Oberbehörde vorzüglich zur Er— 
gänzung von Schul-Anftalten, dann der Armenftiftungen (wohin auch jene der 
Krankenpflege zu rechnen find) verwendet werben, 


IM. Abſchnitt. 
Verbältnifje der ine Staate aufgenommenen Kirchen-Geſellſchaften zur 
Staats-Gewalt. 


Erſtes Kapitel. 
In Religions und Kirchenfachen. 

$. 50. Seine Majeftät der König haben in mehreren Verordnungen 
Ihren ernftlichen Willen ausgefprochen, daß Die geiftliche Gewalt in ihrem eigent- 
lichen Wirfungstreife nie gehemmt werde, und die Königliche weltliche Regierung in 
rein geiftliche Gegenftände des Gewiſſens und Neligionslehre fich nicht einmifchen 
folle, al3 in foweit das Königliche oberſte Schuß: oder Auffichtsrecht Dabei ein- 
tritt, Die Königlichen Zandesitellen werben wiederholt zur genauen Befolgung 
derjelben angewiejen. 

$. 51. So lange demnach die Kirchen-Gewalt Die Grängen ihres eigent- 
lichen Wirkungsfreifes nicht überfchreitet, kann Diefelbe gegen jede Verlegung 
ihrer Nechte und Gefege den Schuß der Staatsgewalt anrufen, der ihr von den 
Königlichen einjchlägigen Landesitellen nicht verjagt werben darf. 

$. 52. 63 fteht aber auch den Genoſſen einer Kirchengefellichaft, welche 
durch Handlungen der geiftlichen Gewalt gegen die feſtgeſetzte Ordnung befchwert 
werden, Die Befugniß zu, Dagegen den Königlichen Landesfürftlihen Schuß an: 
zurufen. 

$. 53. Gin ſolcher Recurs gegen einen Mißbrauch der geiſtlichen Ge— 
walt kann entweder bei der einfchlägigen Negierungsbehörbe, welche darüber 





6) Die Beitimmungen dieſer 88. find in der Pfalz bis jegt nicht zur Anwen: 
dung gelommen, 
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alsbald Bericht an das Königliche Staatsminifterium des Innern zu erftatten 
hat, oder bei Seiner Majeftät dem Könige unmittelbar angebracht werben. 

$. 54. Die angebrachten Bejchwerden wird das Königliche Staatsmini— 
fterium des Innern unterfuchen laſſen, und, eilige Fälle ausgenommen, nur nach 
Bernehmung der betreffenden geiftlichen Behörde das Geeignete Darauf verfügen. 

$. 55. Der Regent kann bei feierlichen Anläffen in den verjchiedenen 
Kirchen Seines Staates durch die geiftlihen Behörden öffentliche Gebete und 
Danffefte anordnen. 

$. 56. Auch ift Derjelbe befugt, wenn er wahrnimmt, Daß bei einer 
Kirchen-Gefellihaft Spaltungen, Unordnungen oder Mißbräuche eingerifjen find, 
zur Wiederherftellung der Ginigfeit und Firchlichen Ordnung unter Seinem 
Schutze Kirchen-Verfammlungen zu veranlaffen, ohne jedoch in Gegenftände der 
Religionslehre Sic, felbjt einzumijchen. 

$. 57. Da die hoheitliche Oberaufficht über alle innerhalb der Gränzen 
des Staat vorfallenden Handlungen, Greigniffe und Verhältniffe fich erſtreckt, 
fo ift die Staatögewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Verfammlungen 
der Kirchen-Geſellſchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 

$. 58. Hiernach Dürfen Feine Gefeß-Verordnungen oder jonftige Anord— 
nungen der Slirchen-Gewalt nad) den hierüber in den Königlichen Landen fchon 
längit beftehenden General-Mandaten ohne Allerhöchſte Ginficht und Genehmi- 
gung publicirt und vollzogen werden. Die geiftlichen Obrigfeiten find gehalten, 
nachdem fie die Königliche Genehmigung zur Publication (Placet) erhalten 
haben, im Gingange der Ausschreibungen ihrer Verordnungen von derjelben je- 
derzeit ausdrüdlic Erwähnung zu thun. 

$. 59. Ausschreibungen der geiftlichen Behörden, die fich blos auf Die 
ihnen untergeordnete Geiftlichfeit beziehen, und aus genehmigten allgemeinen 
Verordnungen hervorgehen, bedürfen Feiner neuen Genehmigung. 

$. 60. Die Ausübung der geiftlichen Gerichtsbarkeit fommt zwar nad) 
$. 38 lit. h der Kirchengewalt zu; Die Dafür angeordneten Gerichte, fowie ihre 
Berfaffung müffen aber vor ihrer Ginführung von dem Könige beftätigt werden. 
Auch follen Die einjchlägigen Königlichen Landesitellen aufmerffam fein, damit 
die Königlichen Unterthanen von den geiftlichen Stellen nicht mit geſetzwidrigen 
Gebühren bejchwert, oder in ihren Angelegenheiten auf eine für fie läftige Art 
aufgehalten werben, 

$. 61. Die vorgejchriebenen Genehmigungen können nur von Dem Kö— 
nige jelbft, mittelft des Königlichen Staatsminifteriums des Innern ertheilt wer: 
den, an welches Die zu publicivenden Firchlichen Gefege und Verordnungen eins 
gejendet und fonftige Anordnungen ausführlich angezeigt werben müfjen. 
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Zweites Kapitel. 
In ihren bürgerlichen Handlungen und Beziehungen. 
$. 62. Die Neligionde und Kirchen-Gefellfchaften müffen fich in Ange— 
legenheiten, die fte mit andern bürgerlichen Gejellichaften gemein haben, nach 
den Geſetzen des Staats richten. 
$. 63. Diefen Gefegen find in ihren bürgerlichen Beziehungen ſowohl 
die Obern der Kirche ald einzelne Mitglieder derfelben auf gleiche Art unter: 
worfen. 
$. 64. Zur Beſeitigung aller künftigen Anſtände werben nach ſolchen 
Beziehungen als weltliche Gegenſtände erklärt: 
a) alle Vertraͤge und letztwillige Dispoſitionen Der Geiſtlichen; 
b) alle Beſtimmungen über liegende Güter ꝛc., fahrende Habe, Nutzung, 
Renten, Rechte der Kirchen und Eirchlichen Perſonen; 

ec) Verordnungen und Grfenntniffe über Verbrechen und Strafen der 
Geiftlichen, welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen Einfluß haben; 

d) Ehe⸗Geſetze, infoferne fie den bürgerlichen Vertrag und deſſen Wir: 
fungen betreffen ; 

e) Privilegien, Dispenfationen, Immunitäten, Ggemtionen, zum Beften 
ganzer Kirchengefellichaften, einzelner Gemeinden oder Gefellichafts- 
Genoffen, oder der dem Neligionsdienfte gewidmeten Orte und 
Güter, in joferne fie polizeiliche oder bürgerliche Verhältnifje be: 
rühren; 

f) allgemeine Normen über Die Verbindlichkeit zur Erbauung und Er: 

. haltung der Kirchen und geiftlichen Gebäude; 

g) Beltimmungen über Die Zulaffung zu Kirchenpfründen; 

h) Vorjehriften über die Einrichtung der Kirchenliften als Duellen der 
Devölferungsverzeichniffe, ald Negifter des Givilftandes und über 
die Legalität der pfarrlichen Documente, 

$. 65. In allen diefen Gegenftänden kommt der Staatsgewalt allein 
die Gejeßgebung und Gerichtsbarkeit zu, 

$. 66. Hiernach find alle Geiftlichen in bürgerlichen Perfonalklagfachen, 
in allen aus bürgerlichen Gontracten hervorgehenden Streitfachen, in allen 
Verhandlungen über ihre Verlaffenjchaften ꝛc. einzig den weltlichen Gerichten 
untergeben. 

$. 67. Sie genießen nah Tit. V. $. 5 der Verfafjungsurkunde in bür- 
gerlichen und ftrafrechtlichen Fällen den befreiten Gerichtsftand. 


$. 68. Bei Sterbfällen der Geiftlichen ſoll darauf Nüdficht genommen 
werben, daß die geiftlichen Verrichtungen, wenn der Verftorbene Dergleichen ver- 
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jehen Hat, nicht gehemmt werben; Alles, was darauf Bezug Hat und zum 
Gottesdienfte gehört, als heilige Gefäße ꝛc., foll von der Sperre ausgenommen, 
und mittelft Verzeichniffes entweder dem Nachfolger im Beneficium fogleich ver: 
abfolgt oder andern fichern Händen einftiweilen übergeben werben, wenn nicht zu 
ihrer Uebernahme ein Abgeordneter der geiftlichen Behörde fich einfindet, welche 
zu Diefem Ende von dem weltlichen Richter bei jedem Sterbfalle eines im Be: 
nefictum ftehenden Geiftlichen Davon in Kenntniß zu ſetzen ift. 

8. 69, Die Griminalgerichtöbarkeit auch über Geiftliche Fommt nur den 
einschlägigen Königlichen weltlichen Gerichten zu, 

$. 70. Dieſe follen aber die einfchlägige geiftliche Behörde jederzeit won 
dem Erfolge der Unterfuchung in Kenntniß jeßen, um auch von ihrer Seite gegen 
die Perfon des Verbrechers in Beziehung auf feine geiftlichen Verhältniſſe das 
Geeignete Darnach verfügen zu können. 

$. 71. Keinem kirchlichen Bwangsmittel wird irgend ein Ginfluß auf 
das gejellichaftliche Leben und die bürgerlichen Berhältniffe ohne Einwilligung 
der Staatögewalt im Staate geftattet. 

$. 72. Das Verfahren der weltlichen Gerichte in Gegenftänden, welche 
nach den obigen Beftimmungen zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören, darf Durch Die 
Einjchreitung geiftlicher Stellen weder unterbrochen noch aufgehoben werden. 

$. 73. Die Kirchen und Geiftlichen können in Anfehung des ihnen zu- 
ftehenden Vermögens weder von Landesunterthänigkeit, weder von Gerichtsbarkeit, 
noch von öffentlichen Staatslaften irgend eine Befreiung anfprechen, 

$. 74. Alle ältern Befreiungen, die hierüber mögen verliehen worden 
fein, werden als nichtig erklärt. 

$. 75. Die Verwaltung des Kirchenvermögens fteht nach den hierüber 
gegebenen Gefegen unter dem Königlichen oberften Schuße und Aufficht. 


Drittes Kapitel. 
Bei Gegenjtänden gemifchter Natur, 

$. 76. Unter Gegenftänden gemifchter Natur werben Diejenigen verjtan- 
den, welche zwar geiftlich find, aber die Religion nicht weſentlich betreffen, und 
zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat umd das weltliche Wohl der Ein- 
wohner Desjelben haben. “ 

Dahin gehören: 

a) alle Anordnungen über den Äußeren Gottesdienft, deſſen Ort, Beit, 

Zahl ꝛc.; 
b) Beichränfung oder Aufhebung Der nicht zu den weſentlichen Theilen 
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bes. Cultus gehörigen Feierlichkeiten, Procejfionen, Nebenandachten, Ge- 
remonien, Kreuzgänge und Bruberjchaften; 7) 
ce) Errichtung. geiftlicher Geſellſchaften und fonftiger Ynftitute und Be- 
ftimmung ihrer Gelübde; 
d) organiſche Beftimmungen über geiftliche Bildumgs-, Verpflegungs- und 
Strafanftalten ; 
.e) Eintheilung der Diözefen:, Decanatd: und Pfarriprengel; 
f) alle Gegenftände der Gejundheitäpolizei, in ſoweit dieſe Firchliche Anz 
ftalten mit berühren. 
$. 77. Bei diefen Gegenftänden bürfen von der SKirchengewalt ohne 
Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit Feine einfeitigen Anordnungen gefchehen. 
$. 78. Der Staatsgewalt fteht die Befugniß zu, nicht nur von allen 
Anordnungen über diefe Gegenftände Einficht zu nehmen, fondern auch Durch 





7) M.E. vom 20, Juni 1851: 

„Seine Majeftät der König haben zur Befeitigung der Anftänbe, welche 
ſich in dem Vollzuge der Beftimmungen bes 8. 76, hit. a und b, dann der 88, 77—79 
der II. Verfafiungsbeilage, bejonders im Gegenhalte zu denen des Art. XII. lit, g 
de3 Concordats ergeben haben, Allerhöchit zu bejchliehen geruht, was folgt: 


1, Die geiftlihen Behörden haben bei Anordnung aller nicht gewöhnlichen kirch— 
lihen Feierlichkeiten und Andachten hievon vorgängige Anzeige bei der 
weltlihen Behörde zu machen, 

2, Wenn dieſe Feierlichkeiten aus Anlaß eines politifhen Ereigniſſes abgehalten 
werben wollen, oder wenn bie Kirchenbehörde ihre Angehörigen zur Theil: 
nahme an denfelben unter Einftellung der Arbeitsthätigkeit im Gewiſſen ver: 
binden will, jo ift vor deren Gejtattung allezeit die Allerhöchfte Genehmigung 
Seiner Majeftät des Königs zu erholen, 

3. Sollten außerordentliche kirchliche Feierlichkeiten, weldhe nicht den Charakter der 
unter Ziffer 2 angeführten an fi tragen, unter freiem Himmel ftatt- 
finden, jo haben die Diftrictö-Polizeibehörden deren Statthaftigleit nah Maß— 
gabe des Gejeges über Verfammlungen und Vereine vom 26. Februar 1850 
zu würdigen und find, in folange Seine Majeftät ber König nicht an— 
ders verfügen, ermächtigt, die Genehmigung zu deren Vornahme zu ertheilen 
oder zu verjagen. 

4. Wenn bie kirchliche Oberbehörbe zur Vornahme auferorbentlicher Firchlicher 
Feierlichkeiten Geiftliche herbeirufen und ermädtigen will, welche einem im 
Lande nicht recipirten Orden angehören oder das bayerijhe Indigenat nicht 
befigen, jo bat fie hievon bei ber Königl, Regierung vorher Anzeige zu machen, 
und behalten ih Seine Majeftät der König bie Entſcheidung bevor," 
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eigene Verordnungen dabei alles dasjenige zur hindern, was dem öffentlichen 
Wohle nachtheilig fein könnte, 

$. 79. Zu außerorbentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, befonders wenn 
Diefelben an Werktagen gehalten werden wollen, muß allezeit Die fpezielle König: 
lihe Bewilligung erholt werden. 


IV. Abſchnitt. 


Don dem DVerhältnifje verſchiedener Religions-Geſellſchaften gegen 
einander. 


Erfies Kapitel 
Allgemeine Stantöpflichten der Kirchen gegeneinander, 


$. 80. Die im Staate betehenden Religions :Gejellichaften find fich 
wechjeljeitig gleiche Achtung feyuldig; gegen deren Verfagung kann der obrigfeit- 
feitlihe Schuß aufgerufen werden, Der nicht verweigert werden Darf; Dagegen 
it aber aud) feiner eine Selbithilfe erlaubt. 

$. 81. Jede Kirche Fann für ihre Religionshandlungen von den Glie— 
dern aller übrigen Religionsparteien vollfommene Sicherheit gegen Störungen 
aller Art verlangen. 

$. 82. Keine Kirchengeſellſchaft kann verbindlich gemacht werden, an dem 
äußeren Gottesdienfte der andern Antheil zu nehmen. Kein Neligionstheil ift 
demnach fehuldig, Die bejondern Feiertage des andern zu feiern, fondern es foll 
ihm frei ftehen, an folchen Tagen fein Gewerbe und feine Handthierung auszu— 
üben, jedoch ohne Störung des Gottesdienftes des andern Theils, und ohne 
daß die Achtung dabei verlegt werbe, welche nach $. 80 jede NReligionsgefellichaft 
der andern bei Ausübung ihrer religiöfen Handlungen und Gebräuche jchuldig ift. 

$. 83. Der weltlichen Staatspolizei Fommt es zu, in fo weit, als die 
Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung zwifchen verjchiedenen Religions: 
parteien es erfordert, Vorſchriften für äußere Handlungen, die nur zufälligen 
Bezug zum Firchlichen Zwede haben, zu geben. 

$. 84. Religionsverwandte einer öffentlich aufgenommenen Kirche, welche 
feine eigene Gemeinde bilden, können fich zu einer entfernten Gemeinde ihres 
Glaubens innerhalb der Grenzen des Reichs halten. 

$. 85. Auch ift ihnen freigeftellt, von dem Pfarrer oder Prediger einer 
andern Gonfejfion an ihrem Wohnorte jene Dienfte und Amtsfunctionen nach— 
zufuchen, welche fie mit ihren eigenen Religionsgrundfäßen vereinbarlich glauben, 
und jene nach ihren NReligionsgrundfägen leiſten können. 

$. 86. In dergleichen Fällen follen dem Pfarrer oder Geiftlichen der 
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fremden Confeſſion für die geleifteten Dienfte die feftgefegten Stolgebühren ent- 
richtet werben, 

$. 87, Diefen auf folhe Art der Ortspfarrei einverleibten fremden Re: 
ligionsverwandten darf jedoch ‚nichts aufgelegt werden, was ihrem Gewiſſen oder 
der jedem Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen ift. 

$. 88. Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommenen. Kirchengefell: 
haften fteht die Bildung einer eigenen Gemeinde aller Orten frei, wenn fie 
das erforderliche Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener, zu Den Ausgaben 
für den Gottesdienft, Dann zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen Gebäude 
befigen, oder wenn fie Die Mittel hiezu auf gejeglich geftattetem Wege aufzu- 
bringen vermögen. 

$. 89. Das Verhältnig der Staatseinwohner, welche einer Religion an— 
gehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur ein Privatgottes- 
dienſt geftattet .ift, muß aus dem Inhalte der Conceſſions-Urkunde beurtheilt 
werden. Sie dürfen von ben Dienern der SKirchengewalt des Orts, wo fie 
wohnen, gegen den Sinn und Zwed der Goncejfion weder beſchraͤnkt noch be: 
eintzächtigt werden, Da fie mit der Ortsfirche in feiner Verbindung ftehen, fo 
können von derjelben feine pfarrlichen Nechte gegen fie ausgeübt werden; da— 
gegen haben fie aber auch Feinen Antheil an den Nechten nnd dem Cigenthume 
der Kirche. 


Zweites Kapitel, 
Vom Simultan-Gebrauche der Kirchen, 


$. 90. Wenn zwei Gemeinden verjchiedener Religionsparteien zu einer 
Kirche berechtigt find, jo müfjen die Rechte einer jeden hauptfächlich nach den 
vorhandenen beſonderen Gejegen oder Verträgen beurtheilt werden, 8) 

$. 9. Mangelt es an folchen Beilimmungen, jo wird vermuthet, daß 
eine jede dieſer Gemeinden mit der andern gleiche Nedhte Habe, 

$. 92. Die Entjcheidung der über Ausübung Diefer Rechte entftehenden 
Streitigkeiten, wenn die Betheiligten fie durch gemeinjchaftliches Einverftändniß 
nicht beizulegen vermögen, gehört an dag Staatsminifterium des Innern, wel- 
des die Sache nad) Verhältniß der Umftände vor den Staatsrath bringen wird, 

$. 9. Wird aber darüber geftritten, ob eine oder die andere Gemeinde 


8) Der Art. 46 der Organifchen Artifel vom 18 Germinal X. (19, April 1802) 
enthält die Beitimmung, daß ein und diejelbe Kirche nur ein und demjelben Eultus ge: 
widmet werden dürfe. Menn man bie fortwährende Gültigkeit dieſer gefeglichen Beitim: 
mung nicht bezweifeln will, jo können in Zukunft Simultan-Verhältniffe nicht mehr vor: 
fommen. Die $$. 90—99 regeln daher nur die aus früheren Zeiten berjtammenden 
Rechtsverhältniſſe diefer Art. 
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zu der Kirche wirklich berechtigt fei, fo gehört Die Entſcheidung vor ben orbent- 
lichen Richter, 

$. 94. Wenn nicht erhellet, Daß beide Gemeinden zu der Kirche wirklich 
berechtigt find, jo wird angenommen, Daß diejenige, welche zu Dem gegenwärtigen 
Mitgebrauche am fpäteiten gelangt tft, denfelben als eine widerrufliche Gefälligfeit 
erhalten habe. 

$. 9. Selbft ein vieljähriger Mitgebrauch Fann für fich allein die Er- 
werbung eines wirklichen Rechtes durch Verjährung Fünftig nicht begründen, 

$. 96. Wenn jedoch außer Diefem Mitgebrauche auch Die Unterhaltung 
der Kirche von beiden Gemeinden beftritten worden, jo begründet dies die Ver— 
muthung, daß auch Der fpäter zum Mitgebrauch gekommenen Gemeinde ein wirf- 
liches Recht Darauf zuftehe, 

$. 97. Solange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bittweife hat, muß 
fie bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienftlichen 
Handlung die Erlaubniß der Vorſteher dazu nachſuchen. 

$. 98. Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffenen Gemeinden fteht 
e3 jederzeit frei, Durch freiwillige Webereinfunft denſelben aufzuheben, und das 
gemeinjchaftliche Kirchenvermögen unter Königlicher Genehmigung, welche Durch 
das Staatsminifterium des Innern eingeholt werben muß, abzutheilen, und für 
jede eine gejonderte gottesdienftliche Anstalt zu bilden. 

$. 99. Auch kann eine ſolche Abtheilung von der Staatsgewalt aus po= 
Tizeilichen ‚oder abminiftrativen Erwägungen, oder auf Anfuchen der Betheiligten 
verfügt werben, 

$. 100. Wenn ein Religiondtheil feinen eigenen Kirchhof beſitzt ober 
nicht bei der Theilung Des gemeinjchaftlichen Kirchenvermögens einen folchen für 
fi) anlegt, fo ift der im Orte befindliche als ein gemeinfchaftlicher Begräbniß- 
plaß für fämmtliche Einwohner des Orts zu betrachten, zu deſſen Anlage und 
Unterhaltung aber auch fämmtliche Religionsverwandte verhältnißmäßig beitragen 
müfjen, 

$. 101. Kein Geiftlicher kann gezwungen werden, das DBegräbniß eines 
fremden Religionsverwandten nach den Feierlichkeiten feiner Kirche zu verrichten, 

$. 102. Wird derjelbe darum erjucht, und er findet feinen Anftand, Dem 
Begräbnifje beizumohnen, jo müfjen ihm aud) Die Dafür hergebrachten Gebühren 
entrichtet werben, 

$. 103. Der Gloden auf den Kicchhöfen kann jede Hffentlich aufgenom— 
mene Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten gegen Bezahlung der Gebühr 
ſich bedienen. °) 





9) a) M.E. vom 8. NAuguft 1844 (Döllinger XXI €, 78): 
„Auf die Berichte bezeichneten Betreffes vom 27, April und 11, Juni I, 38, 
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Diejes allgemeine Staatsgrundgefeß beftunmt, in Anfehung der Religions: 
verhältniffe der verſchiedenen SKirchengejellichaften, ihre Rechte und Verbindlich— 
feiten gegen den Staat, die umveräußerlichen Majeftätsrechte des Negenten und 
die jedem Unterthane zugejicherte Gewillensfreiheit und Neligionsausübung. 

In Anfehung der übrigen innern Kirchenangelegenheiten find die weiteren 
Beftimmungen, in Beziehung auf die Fatholifche Kirche in Dem mit dem Päpft- 
lichen Stuhle abgejchloffenen Eoncordate vom 5. Juni 1817 und in Beziehung 
auf Die proteftantifche Kirche in Dem hierüber unterm heutigen Tage erlafjenen 
eigenen Edicte enthalten, 





wird der Königl, Regierung unter Rückſchluß der Berichtsbeilagen zur Entſchließung Nadhs 
jtehendes erwiedert. 

Der $. 103 der Beilage II. zur Verfaſſungsurkunde geftattet, jeder öffentlich 
aufgenommenen Stirchengejellihaft, ſich bei ihren Leichenfeierlichkeiten der auf den Kirch— 
höfen befindlichen Gloden zu bedienen, und er begründet hiedurch bezüglich des Gebrauches 
der Gloden auf jenen Kirchhöfen, weldhe nach $. 100 ebendafelbft als gemeinjchaftliche 
Begräbnißpläge ſämmtlicher Neligionsverwandter erſcheinen, für die Leichenfeierlichkeiten 
ein geſetzliches Simultaneum; die erwähnte Gejegesftelle unterſcheidet babei nicht, ob ſich 
bie Gloden auf den Kirchhöfen in befonderen Kirchhofs-Capellen und Kirchen, oder aber 
in auf dem Kirchhofe ftehenden Pfarr: und Filtal-Kirchen befinden, und es darf hienach 
auch bei dem Bollzuge des Geſetzes nicht unterfhieden, vielmehr muß allen öffentlich auf: 
genommenen Kirchengefellihaften ein verſaſſungsmäßig begründetes Recht auf den Ge: 
brauch der auf Kirchhöfen vorhandenen Gloden zu Leichenfeierlichkeiten unbedingt und 
ohne Rüdficht auf die Eigenthums- und fonftigen Verhältniffe der Kirchen, in welchen 
fi diefe Gloden befinden, zugeftanden werben. 

Mit diefen grundgeſetzlichen Beſtimmungen fteht die von dem erzbiſchöflichen Or: 
dinariate Münden-Freifing in dem Schreiben vom 26. April h. 33. angezogene Mini- 
fterialentichliefung vom 13. September v. Is. bezüglich des Geläutes der Gloden katho— 
lifcher Kirchen bei den Beerdigungen verftorbener Proteftanten zu Paſſau in vollem Ein: 
Hange; denn es hatte das bifhöflihe Ordinariat in Paſſau, im Hinblide auf die Be 
ftimmung bes $. 103, der Beilage IL. zur Verfaſſungsurkunde, jelbft das Geläute der 
Gloden in der neben dem Kirchhofe ftehenden St. Eeverins- Pfarrkirche für prote: 
ftantifche Leichenbegängnifie eingeräumt, und nur die bis dahin zugeftandene Begün: 
ftigung des Glodengeläutes in den übrigen Katholifhen Kirchen in der Stadt für die 
Zukunft abgeitellt; in der Minifterial:Entfhließung vom 13, September v. J. aber wurbe 
ausgejprochen, da das biſchöfliche Ordinariat Pafjau, als es das bisher beftandene Pre: 
carium aufhob, weder eine verfaffungsmäßige Beſtimmung unbeachtet gelaffen, noch feine 
Amtsbefugnifle überfchritten habe, 

Ans diefer Minifterialentfchliefung kann hiernach in keiner Weiſe das Anerfennt: 
niß einer Befugniß zur Einftellung des nicht begünſtigungsweiſe zuzugeftehenden, ſondern 
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$. 3. 
Bildung und Buftändigkeit des Mönigl, Staatsminifteriums des 
Innern für Kirchen: und Schul:Angelegenheiten. 
Wie aus der oben abgedrudten II. Verfaffungsbeilage erhellt, gehört Die 


Behandlung der Firchlichen Angelegenheiten zum Wirkungsfreife des Königlichen 
Staatöminifteriums des Innern. 





al3 verfafjungsmäßiges Recht in Anſpruch zu nehmenden Grabgeläutes für ein Mitglied 
irgend einer öffentlich aufgenommenen SKirchengefellichaft abgeleitet werden; es ift viel: 
mehr in derjelben die Beftimmung des $. 103 der Beilage IL. zur Verfafjungsurfunde 
ausdrüdlich aufrecht erhalten, 

Aus diefen Erwägungen muß denn aud die bei ber Beerdigung der proteftan: 
tijhen Kath. Weißenberger auf dem Kirchhofe zu Forftinding am 15, December v, 
38, erfolgte Verweigerung des Gebrauches der Gloden in der auf diefem Kirchhofe jte: 
henden katholiſchen Kirche als eine verfaffungsmäßig nicht zu rechtjertigende Handlung 
ernjtlich gemißbilligt werden, und es hat die k. Negierung hienach das weiter Geeignete 
zu verfügen, um der Wiederholung ähnlicher Vorgänge zu begegnen, was um jo minder 
einem Hinderniffe unterliegen wird, als das erzbifchöflihe Ordinariat München-Freiſing 
jelbit in einem am 5. Juni 1840 erlaffenen Normativ angeordnet hat: 

„Slodengeläute habe bei Beerdigung eines confirmirten Broteftanten ftattzufinden, 

„wenn die Gloden auf dem Kirchhofe jelbjt find und demzufolge nah $. 103 

„des Neligionsedictes ein Gebrauch derfelben für fremde NReligionsgenofjen zu: 
„läſſig iſt,“ 
wonach dasſelbe die zu jener Zeit geſetzlich nicht begründete Unterſcheidung zwiſchen den 
Kirchen, in welchen die Glocken auf dem Begräbnißplage ſich befinden, nicht gemacht hat, 
und nun die Aufrehthaltung feines eigenen Normatives vom 5, Juni 1840 zu bean: 
ftanden gewiß nicht beabfichtigen wird,“ 

b) Minifterial:Entjchließgung vom 28, Juni 1851: 

„Nachdem der $, 103 der II. Verfaffungsbeilage im Allgemeinen von Gloden 
auf den Kirchhöfen Fpricht und dem Wortlaute gemäß darunter bisher die Gloden ver: 
ftanden wurden, welche ſich innerhalb der Umfaſſung des Kirchhofes befinden, ohne Unter: 
ſchied, ob fie auf dem Thurme der von dem Kirchhofe umgebenen Pfarrkirche oder wo 
fonft immer auf dem Kirchhofe angebracht find, fo findet fih das unterzeichnete Staats: 
minifterium, in Betracht, daß fi über den Mitgebrauch der Gloden auf den Kirchhöfen 
in diefem Sinne von Seite der Katholiken und Protejtanten eine conjtante Uebung ge: 
bildet hat, welche zu alteriren den confejfionellen Frieden gefährden könnte, nit veran- 
laßt von der bisherigen Anwendung des 8. 103 des Neligiong:Edictes abzugeben und 
die von dem bijhöflihen Ordinariate Eichjtädt angenommene Auslegung anzunehmen, 

Die k. Negierung von Mittelfranten, 8, d, J., hat hievon das genannte bijchöf: 
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Durch eine Königliche Verordnung vom 17, Dezember 1825 wurde zur 
Beforgung der Angelegenheiten der Kirche und des Unterrichts eine befondere 
Section unter der Benennung: „Oberfter Kirchen und Schulrath“ bei dem Kö— 
niglicyen Staatsminifterium de3 Snmern errichtet. 

Durch weitere Königliche Verordnungen vom 15, Dezember 1846 und 
27. Februar 1847 wurde für Die Behandlung der Firhlichen Angelegenheiten ein 
beſonderes Minijterinm unter der Benennung: 

„Staatöminijterium des nern für Kirchen- und Schul-Angelegenheiten” 
gebildet, deſſen Wirfungsfreis folgende Gegenftinde umfaßt, nämlich : 

I. alle auf Religion und Kirchen fich beziehenden Gegenftände, insbefon- 
dere die im $.6 der Verordnung vom 15. Dezember 1846 aufgeführten, 
nämlich: 

1. den Vollzug und die Aufrechthaltung aller Beftimmungen der Ver— 
faffungs= Urkunde über Firchliche Gegenftände, des Verfaſſungs— 
GEdictes über die äußeren Nechtsverhältniffe des Königreichs Bayern 
in Beziehung auf Neligion und Eirchliche Verhältniffe, de8 Concor— 
dates über Die Fatholifchen Kicchen-Angelegenheiten, des Edictes 
über die innern Firchlichen Angelegenheiten dev proteftantijchen Ge- 
fammt-Gemeinde im Königreiche, Dann der fonftigen in Beziehung 
auf kirchliche Verhältniffe bejtehenden Gefeße und Verordnungen; 

2. die Bewahrung und Vertretung der Iandesherrlichen Rechte und 
Intereſſen gegenüber den aufgenommenen Kirchen, ſowie der Hand: 
habung der verfalfungsmäßigen Grenzen zwifchen der weltlichen und 
geiftlichen Gewalt — namentlich bezüglich Der geiſtlichen Gericht: 
Barfeit; 

3. die Behandlung aller proteftantifch-firchlichen Angelegenheiten, welche 
in dem unter Ziff. 1 angeführten, deßfallſigen Edicte (Anhang IT. 


lihe Ordinariat mit dem Bemerken in Kenntniß zu feben, daß, fall dasjelbe auf feiner 
Anweifung an ben untergeordneten Pfarr-Clerus beharren mwürbe, 
das Glocdengeläute folcher fatholifhen Pfarr: und Filialſtellen, welche innerhalb 
der Umfafjung des Kirchhofes fich befinden, bei hier ftattfindenden Begräbnifien 
von Protetanten zu unterfagen, ohne jedoh ein Hinderniß in den Meg zu 
legen, wenn die weltliche Behörde das Geläute anordne — 
die Staatsgewalt fi) allerdingd gemüßigt jehen würde, die Ortspolizeibehörde mit dem 
Vollzuge des fraglichen Geläutes auf Anforderung des proteftantiihen Neligionstheiles 
zu beauftragen. 
Die Königl. Regierung hat demnach gegebenen Falls die Polizeibehörden hienad) 
anzumeifen, 
Handduch ber Berfaffung und Vertwaltung der protwer, Kirche der Pfal, 3 
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13. 
14. 
15. 
16. 


Die Kirde, 


zur zweiten Verfaffungsbeilage) Dem Minifterium des Innern vor: 
behalten find; 


. bie Errichtung neuer Firchlicher Gemeinden, neuer Klöfter oder fon: 


fliger religiöfer Körperfchaften und Vereine, die Aufficht auf Die 
beitehenden ; dann die Handhabung der Amortiſationsgeſetze; 


. die Errichtung und Verfaſſung der geiftlihen Bildungs-Anftalten ; 
. die Handhabung der Verordnungen über die Fatholifchen Pfarrcon: 


curfe und über die proteftantifchen Aufnahme: und Anftellungs: 
Prüfungen; 

die Nekurfe gegen Handlungen der geiftlichen Gewalt in den ver: 
fafjungsgejeplich beftimmten Fällen; 


. die Befegung der Firchlichen Würden, Aemter und Pfründen, die 


Einfeßung der Geiftlichen in die Temporalien und die Ablegung 
des vorgejchriebenen Gides; 


. die Errichtung neuer und die Theilung beftehender Pfarreien, Be: 


neficien und Firchlichen Aemter; 


. die Bewahrung und Vertretung der Ianbesfürftlichen Grnennungs: 


und Patronats-Rechte; 


. tie Emeriten- und Demeriten: Anſtalten, die Tiſchtitel-Verleihungen, 


die proteſtantiſchen Pfarr-Unterſtützungs-, Pfarr-Wittwen- und 
Pfarr⸗Penſions⸗Anſtalten; 

die Pfarrfaſſionen, dann alle auf die Dotation der Pfarreien und 
anderer geiſtlichen Pfründen bezüglichen Gegenſtände; 

die Beſtätigung neuer Stiftungen zu kirchlichen Zwecken; 

die Streitigkeiten über die Baulaft an Kirchen- und Pfarrhof- 
Gebäuden, ſoweit Diefelben nicht zum Neffort der Gerichte gehören; 
die Regulirung der Ausfigfriften und der Interkalarfrüchte; 

die Aufficht auf vorjehriftsmäßige Wendung der Yaufälle an den 
Pfarrgebäuden von Seite der Nutznießer; 


endlich, die Neligions:Angelegenheiten der Iſraeliten. 


II Alle Gegenftände der Erziehung, des Unterrichtes, der fittlichen, gei- 


ftigen und fünftlerifchen Bildung und die Dafür beitehenden An 
ftalten, namentlich: 

a) die Akademien der Wiffenjchaften und der bildenden Künfte; 

b) das General-Conſervatorium der wifjenjchafffihen Sammlungen 


des Staates; 


c) die Univerfitäten nebft dem theologijchen Ephorate zu Erlangen 5” 
d) das Eonfervatorium für Mufif; 

e) die Lyceen, Gymnaſien und Lateinfchulen; 

f) die Erziehungs-Inſtitute; 
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g) das deutfche Schulwefen und die Schullehrer-Seminarien ; 

h) die Blinden: und Taubftummen-nftitute, Die Kleinkinder-Bewahr⸗ 
anftalten und das Inſtitut für Früppelhafte Kinder ; 

I) die Forjtichule in Ajchaffenburg, in Gemeinfchaft mit dem Finanz. 
minijterium nach den Darüber erlaſſenen befondern Beftimmungen ; 

m) Die befonderen medizinischen Lehranftalten ; 

0) der Gentral-Schulbücher-Verlag. 

III. Die oberfte Curatel der für die Zwecke des Eultus und des Un: 
terricht3 vorhandenen Stiftungen benehmlich mit dem Minifterium 
des Innern in ſyſtematiſchen und principiellen Gegenftänden. 

Die über den Wirkungskreis der Minifterien im Allgemeinen, dann über 
den Gejhhäftsgang bei denſelben durch die beftehenden Verordnungen, insbejons 
tere durch jene vom 9. Dezember 1825 gegebenen Vorjchriften finden auch bei 
dem Minifterium des Innern für Kirchen: und Schulangelegenheiten Anwendung. 

Insbeſondere find hienach die Grenzen feiner Zufländigfeit in allen Ge— 
genftänden des ihm zugetheilten Wirfungsfreifes zu bemeffen, und es hat jeder 
Zeit in allen, den Wirkungskreis anderer Minifterien berührenden Fragen das 
geeignete Benchmen mit denjelben zu pflegen. 

Die katholiſchen Kirchen-Angelegenheiten find ebenfo, wie die Fatholifchen 
Schul:Angelegenheiten Den Fatholifchen Ober-ſtirchen- und Schulräthen (Mini: 
fterialräthen) und die proteftantifchen Kirchen: und Scul-Angelegenheiten, nad) 
Borichrift des 8. 14 des II. Anhangs zur II. Verfaffungsbeilage, den Ober: 
Kirchen und Sculräthen (Minifterialräthen) proteftantifchen Glaubensbekennt— 
niſſes zu übertragen. 


$. 4, 
Auszug aus der Verordnung vom 17. Dezember 1825, die For- 
mation, den Wirkungskreis und den Geichäftsgang der oberiten 
Verwaltungsftellen in den Kreiſen betreffend, 





A, Wirfungsfreis der Kreisregierung, 
Kammer des Innern. 
Zit. III. 
Neligionse und Kicchen-Angelegenbeiten. 

$. 34. Beobachtung und Aufrechthaltung ter Grundbeitimmungen Der 
zweiten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde und der zu $. 103 derfelben gehörigen 
Anhänge. Die Sorge für den Vollzug der Verordnungen über die öffentlichen 
und bürgerlichen Verhältniife der religiöfen Gemeinden und Körperichaften. 

3 
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Handhabung der gejeglichen Gränzen zwifchen weltlicher und geiftlicher 
Gewalt; Bewahrung und Vertretung der Iandesherrlichen Rechte und Intereſſen 
in Bezug auf die Kirchen aller Confeſſionen und deren Anftalten und Güter, 

Aufficht auf die Beobachtung der Verordnungen über die geiftliche Ge- 
richtöbarfeit und der Amortifations-Gejege, überhaupt Handhabung der geſamm— 
ten Religions: und Kirchen-Polizei in allen Beziehungen, und bejonders in Rück— 
ficht auf alle äußeren Handlungen der Kircyengemeinden und ihrer Angehörigen. 

Außer denjenigen Gegenftänden, weldye Die zweite Beilage der Ber: 
jaffungs-Urkunde und ihre Anhänge Uns unmittelbar oder Unſerem Staats-Mi— 
nifterium des Innern zuweijet, bleiben dem letzteren und der bemjelben zuges 
theilten oberjten Stelle für Kirchen und Schul-Angelegenheiten noch vorbehalten: 

a) die Bejchränfungen und Aufhebungen ber nicht zu Den wejentlichen 
Theilen des Cultus gehörigen Feierlichkeiten, Prozeſſionen, Neben-An- 
dachten, Geremonien, Kreuzgänge und Bruderjchaften ; 1) 

b) die Errichtung geiftlicher Gejellichaften und Inſtitute mit Beftimmung 
ihrer Gelübde; 

©) die organischen Beitimmungen über geiftliche Bildungs-, Verpflegungs- 
und Straf-Anftalten; 

d) tie Gintheilung der Sprengel; 

e) die Ernennung zu den ftabilen geiftlichen Kirchen-Aemtern, in jo ferne 
nicht das Patronats-Recht einzelnen Gemeinden, Körperjchaften oder 
Privaten zufteht. 

Alle andere den bloßen Vollzug beehender Geſetze und Verordnuugen 
bezielende Geſchäfte werden der eigenen Competenz der Kreis-Regierungen und 
ihrer Unter-Behörden in der Art überlaſſen, daß der unmittelbare Vollzug in 
der Regel den letztern zuſteht, die Kreisregierungen aber erſt dann einſchreiten, 
wenn gegen die Unter-Behörden Klagen entſtehen oder ein Benehmen mit der 
geiftlichen Oberbehörde eintritt, oder die Kreis-Regierungen wahrnehmen, Daß 
die Unter-Vehörden im Vollzuge allgemeiner Gefege und Anordnungen nach— 
laͤſſig find. 

6. 35. Anordnung und Leitung der Prüfungs-Goncanfe zu Erlangung 
geiftlicher Stellen; Befegung der nicht ftabilen geiftlichen und Der w.ltlichen 
Kirchendienfte, in jo ferne das Präſentations-Recht nicht einer Körperfchaft, Ges 
meinde oder einem Privaten zufteht. 

Bur Zeit und bis auf weitere Allerhöchſte Anordnung die Beftätigung 
der Präsentationen zu allen geiftlichen und weltlichen Kirchendienſten, deren Pas 
tronatsrechte von Uns bereits fperiell anerkannt find, unter genauer Beobachtung 








3) Zu vergleichen $. 76b der II. Beilage zur Verfaſſungsurkunde und Anmer: 
fung zu demſelben. 
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ber Vorjehriften über die Dualification der Gandidaten ; wenn die Regierungen 
jedody glauben, daß die Beftätigung verweigert werden müſſe, jo ift der Gegen- 
ftand dem Minifterium vorzulegen, — Die Beftätigung in den domcapitlifchen 
Pfründen, worauf Wir nicht Selbft ernennen, wollen WirUns jedoch vorbehalteı. 

Die Erlafjung der Befehle zu der von den Unterbehörden vorzunehmen: 
den Ginfeßung der Kirchendiener in die Temporalien. Diefe Befehle müfjen 
unter dem geeigneten Vorbehalte jederzeit gleich mit der Ausfchreibung der Er: 
nennung oder Beitätigung verbunden werden. — 

Die vorſchriftsmäßigen Ginleitingen zur MWiederbefegung erledigter Pfrün- 
den. Regulirung dev Interkalar-Früchte nach den beftehenden Beftimmungen ; 
die Ashörung der Interkalarfrüchte-Rechnungen. 

Die Vereinigung oder Vertheilung der Pfarrjprengel können Die Negte- 
rungen in allen jenen Fällen vornehmen, in welchen die Gemeinden, Die Pa: 
trone und Die geiftliche Oberbehörde dazu milligen, und in fo ferne das Patro— 
nat3:Recht nicht Uns Selbit zufteht; gleihe Competenz haben fie bei Umpfar: 
rung einzelner Dorfichaften. — 

$. 36. Um den Vollzug der vorftehenden Anordnungen zu erleichtern 
und die bei Grledigungsfällen dermal jederzeit ftattfindende Vieljchreiberei zu 
entfernen, find die Kreisregierungen verpflichtet, in fo ferne es noch nicht ge 
ſchehen jein follte, die Revilion dev Pfarrei und Pfründen-Fafftonen zu vol 
Ienden, die Refultate in einem umfafjenden Katafter zu beſchreiben, und ein Du: 
plicat desjelben dem Minifterium des Innern vorzulegen, um fich in den An⸗ 
zeige-Berichten über Erledigungen einfach darauf beziehen zu können. 

In dieſe Kataſter find die allenfalls eintretenden Veränderungen jederzeit 
nachzutragen, und Ueberſichten derſelben den periodiſchen Rechenſchafts-Berichten 
beizufügen, in ſo ferne in einzelnen Erledigungsfällen die Vorlage der betreffen⸗ 
den Auszüge nicht früher nöthig ſein ſollte. 

$. 37. Sn Bezug auf die proteſtantiſchen Kirchen-Angelegenheiten haben 
fi) Die Kreis-Regierungen durchaus nach dem hierüber beftehenden verfafjungs- 
mäßigen Gdicte vom 26. Mai 1818 zu richten. | 


Schlußbeftimmungen, 

$. 151. Von fämmtlichen vorftehenden, den Wirkungskreis der Kreis-Re— 
gierungen betreffenden Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung finden auf 
den Rheinfreis alle diejenigen feine Anwendung, welche mit den dortigen 
Inſtitutionen, Gejegen und den hierauf geftügten ‚Verordnungen nicht in Ein- 
Hang ftehen; in dieſen Fällen bleibt es daſelbſt durchaus bei dem dermaligen 
Verfahren, und insbefondere darf aus gegenwärtiger Verordnung in den Com— 
petenz-Verhältniffen der ordentlichen Gerichte des Rheinkreiſes durchaus Feine 


Beränderung gefolgert werben, 
— — — — 
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Bweite Abtheilung. 


Grumdgesehe der protestantisch - evangelisch - christlichen Kirche 
der Pfal. 
$. 9. 
Die BVereinigungs - Urkunde, 


Die Wiedervereinigung der feit mehr ald drei Jahrhunderte getrennten 
beiden Schwefterfirchen proteftantischer Gonfejfion war von jeher der Wunſch 
und das Beitreben aller wahren Freunde des Proteftantisnus und des kirch— 
lien Friedens, 

Mächtig angeregt wurde dieſe Idee durch Die hejtigen Stürme, die die 
Zeit bei dem Ablaufe des vorigen und dem Beginne des gegenwärtigen Jahr— 
hundert3 bewegten und auch das Firchliche Gebiet nicht verſchonten. 

Die Grfahrungen eines Jahrhunderts hatten Die Pfälzer Broteftanten 
thatjächlicy gelehrt, welche jchlimmen Früchte der confejjionelle Hader erzeuge, 
und als der, Ruf der MWiedervereinigung der Reformirten und Yutheraner an 
dem Jubelfeſte des dreihundertjährigen Stiftungstages Der Reformation alle 
deutjchen Gauen durchdrang, fand er bejonders in unſerer Pfalz den frendigften 
Miederhall. 

Es traten gleich mehrere Gemeinden freiwillig zufammen und befräjtigten 
ihren Bund Durch befondere Vereinigungs = Urkunden. 

Hierdurch veranlaßt trug das damalige Gonfiitorium bei der kgl. Regie: 
rung auf Maßregeln an, das immer vorjchreitende Vereinigungswerf zweckmäßig 
zu leiten, und eben dadurch feine wohlthätigen Wirkungen zu fichern. 

63 erfolgte hierauf folgende Entſchließung des königl. General-Conſiſtoriums 
d. d. 10. Sanuar 1818: 

„Seine Königl. Majeftät haben die von der Föniglichen Regierung des 
Rheinfreifes mittelft Berichtes vom 19. November v. I. zur Allerhöchiten 
Kenntniß gebrachten Erklärungen mehrerer Gemeinden über die Vereinigung der 
beiden proteftantifchen Gonfeffionen, mit beſonderem Wohlgefallen aufgenommen. 


Orunbgefege ber ev, Kirde, 9. 5. 39 


Da jedoch dieſe Sache Tediglich der eigenen Ueberzeugung und dem 
freien Entjchluffe der eizelnen Kirchengemeinden zu überlaffen iſt, jo wollen Aller: 
böchftdiefelben, daß weder die Fönigliche Negierung noch das Gonfiftorium zu 
Speier hierin auf irgend eine Weife befehlend oder überredend einfchreite, 
fondern lediglich fi) Darauf befchränfe, die Meinungen und Wünfche der ein: 
zelnen Gemeinheiten zu erforfchen, um hiernad) alsdann etwas allgemeines ver- 
fügen zu können. Dieſem zufolge wird andurd) verordnet: 

41. Die fönigliche Negierung hat das Confiftorium zu autorifiren, in allen 
Gemeinden des Rheinkreiſes eine Umfrage zu veranftalten, ob die 
proteftantijchen Bürger beider Confeſſionen eine Firchliche Vereinigung 
wiünfchen. Um diejelben in den Stand zu fegen, über dieſe Angelegen— 
heit mit reifen Urtheile ſich zu Außern, findet man es zweckmäßig, 
daß eine gedrudte Aufforderung im Geifte und Sinne der von der 
fönigl. preußischen Geiftlichfeit der Bezirke Saarbrücken und Ottweiler 
erlajjenen, durch dad Conſiſtorium verbreitet, und hierauf erit die 
Abftimmung der Gemeinden vorgenommen werde. Hierbei wären dieſe 
zu belehren, daß, wenn eine Vereinigung zu Stand gebracht werden 
jolfe, Ddiefe nicht blos dem Namen nad, jondern in dev That, in 
Lehre, Ritus und Verfaſſung, und zugleich mit Nücdjicht auf Das 
Kirchenvermögen beitehen müfje. Die Wahl der zwedmäßigiten Ab: 
ſtimmungsart wird der fünigl. Regierung überlaffen. 

2. Würde ſich aus diefer Unterfuchung ergeben, daß die Mehrzahl der 
Proteftanten zu einer folchen Vereinigung geneigt wäre, jo foll als- 
dann eine General: Synode zufammen berufen werden, die unter der 
Leitung eines Eönigl. Commiſſärs, aus den Gonfijtorial: Räthen und 
Juſpectoren des ganzen Kreiſes, einem ausgezeichneten Geiftlichen aus 
jeder Gonfefjion und jeder Jufpertion, und mit Zuziehung der ver: 
ftändigften Kirchen-Aelteſten, beſtehen, und in Saiferslautern, als dem 
Mittelpunfte des Kreijes, fid) verfammeln joll. Diefe General-Synode 
hätte, um alle Eünftigen Jrrungen zu vermeiden, die Art der Ver: 
einigung Durch gegenjeitige Uebereinfunft zu bejtimmen, und deßhalb 
auf die Firhliche Lehre, den Ritus, die Liturgie, den 
Schulunterriht, das Kirhenvermögen und die Kirchen: 
verfafjung Nüdjicht zu nehmen, und in allen dieſen Beziehungen 
Die gemeinfchaftlihen Beſchlüſſe aufzunehmen, und der Allerhöchiten 
Beftätigung unterzulegen, 

Sobald die Umfrage in dem Kreiſe beendigt fein wird, hat Die 
Fönigl. Regierung das Refultat derjelben berichtlic anzuzeigen, Damit 
alddann wegen Bufammenberufung der Synode dag weitere verfügt 
werben kann. 
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3. Was die bis jeßt eingefommenen DVereinigungs = Erflärungen betrifft, 
fo hat die Fönigl. Regierung, wenn fie die oben bezeichneten Punkte 
umfaſſen, das Gonfiftorium zu ermächtigen, diefelben zu genehmigen, 
und Die getroffene oder noch zu treffende Uebereinkunft der Gemeinden 
proviſoriſch, und bis zur Feftfegung einer allgemeinen Norm, zu 
betätigen. 

4. Da eine bloß äußerliche Vereinigung von feinem Werthe if, eine 
innere aber auf der Ueberzeugung der Ginzelnen beruhen muß, fo 
bat das Gonfiftorium mit aller möglichen Umficht und -Befonnenheit 
zu verfahren, allen Zwang zu entfernen, und nur Die freie Erklärung 
der Gemeinden einzuholen. Und fo jehr man fich zu Der proteftan- 
tiſchen Geiftlichfeit verfieht, daß fie ein, von dem Beitgeifte gebotenes, 
von Vielen gewünjchtes, und in einem großen Theile Deutjchlands 
bereits ausgeführtes Werk befördern werde, fo findet man es doch 

nicht geeignet, irgend Einen Derjelben an der Aeußerung feiner viel- 
leicht entgegengefegten Weberzeugungen zu hindern.“ 

Hierauf erließ Die Fönigl. Regierung des Nheinfreifes als königl. Con— 
filtorium unterm 2. Februar 1318 nachitehendes Umfchreiben an jämmtliche 
Diftricts = Infpectionen: 

„Endlid; wird Der fchöne Wunſch aller aufrichtigen Freunde wahrer 
Religiofität erfüllt. Ueberall vereinigen fich Die beiden proteftantifchen Con— 
fejfionen, im Namen und That, wie fie, dem Geiſte des Gvangeliums und 
ihrer innern Ueberzeugung nad), ſchon längſt Brüder waren. Mehrere benach- 
barte Länder haben Diefen Ächtevangelifchen Bund bereits gejchloffen, und auch 
im Rheinfreife find ihm viele Städte und Landgemeinden freudig beigetreten. 
Es it eine angenehme und bedeutungsvolle Erjcheinung, Daß gerade Diejenigen 
Vereinigungs = Urkunden mit lautem und ungetheiltem Beifalle aufgenommen 
wurden, weldye nicht von der Geiftlichfeit allein, ſondern auch zugleich von Den 
chriftlichen Gemeinden jelbjt, aus freiem Antriebe und herzlicher Ueberzeugung 
ausgegangen waren. 

Die nämlichen Grundſätze, welche, unter andern, von den Synoden in 
Saarbrüden und Dttweiler, eben jo einfach als tiefwirfend aufgeftellt worden 
find, Tagen ebenfalls in Herz und Gefinnungen Der proteftantifchen Rheinbayern. 
Vollkommen übereinftimmend, Taut und feft wurden fie ausgejprochen in Zwei- 
brüden, Gufel, Limbach, Bergzabern, Yandan, Edenkoben und in jehr vielen 
andern Gemeinden, zum Haren Deweije, daß auch hier Die Proteftanten nur 
dem Namen nady getrennt waren, jeßt aber durch innere Weberzeugung einig 
find. Alle würden fchon Dem ſchönen Bruderbunde beigetreten fein, wenn fie 
nicht einer Beranlaffung der höheren Behörden, oder einer General = Synode 
entgegen gejehen hätten. 


Grundgeſebe der ev, Kirche, 8 5. ‚ 11 


Von diefem Iekten Wunfche zeugen nicht nur mehrere Infpectionsberichte, 
fondern auch die Vereinigungsurfunden von Speier, Kirchheimbolanden, Marn: 
heim, Dürkheim, Nodenhaufen und manchen andern Gemeinden, welche ihren 
Entſchluß in eine evangelifchschriftliche Kirche. zufammenzutreten, beſtimmt aus— 
fprachen, die Feſtſetzung der weſentlichen Grundfäge diefer Vereinigung aber 
einer höheren Entſcheidung überließen. 

Auch Diefe Erklärungen und Wünfche beweifen, Daß die Proteftanten fich 
nur darum in eine ewangelifchschriftliche Kirche vereinigen wollen, weil fie das 
Evangelium als die einzige Nichtfchnur ihres Glaubens und Lebens anerkennen, 
und daß fie nur ſolche Lehrjäße beizubehalten wünfchen,, welche dem Geifte des 
Evangeliums und den edleren Forderungen unferer Zeit gleichmäßig entfprechen. 
63 ift daher zuverfichtlich zu erwarten, daß auf einem fo gut vorbereiteten 
Boden und im heiligen Lichte der Wahrheit, die fchönften Blumen des Chriſten— 
thums, Liebe und Bruderfinn, fröhlich gedeihen werden, Ja, fie werden auch 
unter ung um fo gewiffer reiche Früchte für Erde und Himmel bringen, als fie 
fich einer weifen, liebevollen Pflege und eines eben jo mächtigen als väterlichen 
Schutzes zu erfreuen haben. 

Seine Majeftät unfer allergnädigiter König haben Die zur allerhöchften 
Kenntniß gebrachten Vereinigungsurkunden, nicht allein mit bejonderem Wohl— 
gefallen aufgenommen, fondern auch in der beigejchloffenen allerhöchſten Ver: 
ordnung vom 40. Januar die Grundfäße zu beftimmen geruhet, nach welchen 
das, übrigens der freien und ungehinderten Weberzeugung der Gemeinden hin— 
gegebene Werk der Gonfeffions- Vereinigungen im ſchönen Ginverftändniffe fort: 
geführt und glüdlich beendet werden wird. 

Diejer allerhöchiten Willensmeinung des beiten Königs konnte nicht 
würdiger entjprochen werden, als es in ben vereinigten Gemeinden zu Zwei— 
brüden, Limbach, Bergzabern, Landau, Edenfoben, Großkarlenbach, Dtterberg, 
Annweiler, Nußdorf, Dielkirchen u. ſ. mw. bereit3 gejchehen ift. Wir begnügen 
ung, ans ihren eingefandten Vereinigungsurfunden Die wefentlichen Grundfäge 
auszuheben, und folche allen übrigen Gemeinden zur freien Prüfung vor 
zutragen. 

Seine Majeftät unfer allergnädigfter König haben den Acht chriftlichen 
Grundſatz höchitjelbit anerkannt, daß Fein Menſch Das Recht haben joll, über 
das Gewiſſen zu gebieten, und im Glaubensſachen, nach menjchlichem Gut: 
dünfen, oder eigenmächtiger Willkühr Gejeße zu geben. 

Alle ächte Proteftanten ftüßen ihre Lehre auf das reine Gvangelium 
Jeſu, und erkennen außer Diefem, ihrem Gewifjen und dem freien Vernunft: 
gebrauche, Feine andere Quellen ihre Glaubens, ihrer Liebe und Hoffnung. 

Sie waren bisher durch die todten Worte und zufällige Namen getrennt, 
jedoch im Geifte und in der Sache ſelbſt bejtändig vereint. Schon der Apoftel 


49 Die Kirche, 


Paulus tadelt 1 Corinther, Kap, I. Vers 10—13, diefe Trennung, und weder 
Luther noch Melanchthon, weder Zwingli noch Galvin hatten die Abficht ſolche 
zu begünftigen. 

Die Reformation hatte überhaupt feinen andern Zweck, als das erite 
Chriſtenthum im Geifte feines göttlichen Stifter und nach der ursprünglichen 
Reinheit feines Evangeliums wieder herzuitellen. 

Es ift daher dem Geifte des Evangeliums, dem Geiſte der Reformation, 
und dem befjeren Geifte unferer Zeit gemäß, wenn die Protejtanten nicht länger 
durch Die Namen rveformirt oder Lutherifch getrennt Bleiben, jondern ſich Brüder: 
lich in eine einzige, evangelifchschriftliche Kirche zu vereinigen bejchloffen haben, 

In diefem Geifte erfennen fie allein Das Evangelium Jeſu Chrifti, nach 
feinen Flaren und deutlichen Ausiprüchen, wie deren Sinn der gefunden, uns 
partheiifchen Vernunft erjcheint, für Die einzige Richtjchnur ihres Glaubens und 
Lebens. Sie erkennen nur einen Herrn und ein Haupt der chriftlichen Kirche, 
nämlich: Jeſum Chriſtum. 

Darum wollen ſie auch künftighin, gemeinſchaftlich mit ihren Brüdern, 
nur ſolche Lehr- und Geſangbücher wählen oder beibehalten, welche mit den 
wohlverſtandenen Ausſprüchen des Evangeliums, über alle Zweifel erhaben, 
einftimmig lauten, und von allem, was an frühere Trennung erinnert, eben fo 
frei, al3 dem Fortjchreiten auf dem Wege der Wahrheit und Tugend fürder: 
lich find, 

Zu diefem Ende wollen fie ihre Lehrer und Prediger auf Feine von 
menjchlicher Willkühr herrührende Lehrformel, jondern allein auf Das Evans 
gelium eidlich verpflichtet willen, und feinen al3 Lehrer anerkennen, der in 
Lehre oder Wandel offenbar davon abweicht, 

Sie wollen im heiligen Abendmahle das Gedäctniß unjers Herrn Kb 
ſeines Todes, gleich den Apofteln und eriten Chrijten feiern; auch bei der 
Form Des Brodes alles vermeiden, was neue Trennungen veranlaffen Fünnte. 

Sp wie Jeſus feinen Yüngern das Brod gebrochen und gegeben hat; 
jo wollen auch die evangelifchschriftlichen Gemeinden, Daß bei Darreichung des: 
jelben, wie bei Darreichuug des Kelchs, die Einſetzungsworte unſers Herrn 
jelbjt gebraucht und Dann jedem geftattet werde, feiner eigenen Ueberzeugung 
zu folgen. 

Jeder evangelifche Chriſt ſoll jich bei der würdigen Feier des heiligen 
Abendmahls, in dem Glauben an Die ewig beglüdende Lehre Jeſu, im Vertrauen 
und in der Liebe zu Gott und dem Nebennienjchen, zu allem Guten, auch bei 
den drückendſten Leiden dieſes Lebens gejtärkt fühlen, von Dem heiligen Geifte, 
dem Geifte der Wahrheit und Tugend auf allen feinen Wegen geleitet, und 
dadurch) de3 Himmels, oder einer reinern und vollfommenern Glüdfeligfeit 
würdig werben, 


Grundgefehe ber ev, Kirche. 8 5, 43 


Nach dieſen rein evangelifchen Grundſätzen haben ſchon viele anfehnliche 
Gemeinden das heilige Abendmahl in herzlicher Liebe mit einander gefeiert. 

An dieſem Geifte und Sinn wollen fie ihre gemeinjchaftliche Gejang- 
und Lehrbücher, ihre Liturgie und Kirchenordnung wählen. 

Aud) von der brüderlichen Vereinigung Des Kirchenvermögens find jchon 
nachahmungswürdige Beijpiele vorhanden. Wenn übrigens die Proteftanten 
fünftighin ihr Kirchenvermögen als gemeinjchaftliches Eigenthum benüßen; fo 
bleibt dennoch jeder Pfarrei ihre Dermalige Competenz geſichert, Fein Prediger, 
fein Schullehrer wird irgend etwas verlieren, alle hingegen können durch Die 
Bereinigung, an Fräjtigen Hülfsmitteln und an innerer Haltbarkeit nur gewinnen, 

Dennoch fol diefe glüdliche Vereinigung durch feinen Zwang bewirkt 
werden, und Se, Königl. Majeſtät haben ausdrüdlich befohlen, daß bei Den 
proteftantifchen Bürgern beider Confeſſionen eine Umfrage gehalten werben 
jolle, ob jie gejonnen find in einem Firchlichen Verein zufammen zu treten. 
Nichts Deftoweniger geht Die Allerhöchite Willensmeinung dahin, Daß dieſe Ver: 
einigung nicht blos dem Namen nad ftatt finde, fundern auch in der That, in 
Lehre, Ritus und Verfaſſung, und zugleich mit Rückſicht auf Das Kirchenver- 
mögen, bejtehen müſſe. 

Sobald ſich nun Die verjchiedenen proteftantifchen Gemeinden von der 
großen Wichtigfeit Diefes Schrittes gehörig Durchdrungen fühlen, wozu, nad) 
Bertheilung des allerhöchiten Rejeript3 und des gegenwärtigen Lmfchreibeng, 
ein Zeitraum von vier Wochen für hinlänglich erachtet wird, foll die von Sr, 
Königl, Majeftät angeordnete Abjtimmung in jeder Rfarrgemeinde, nach der von 
Königl. Regierung beftimmten Art vor ſich gehen. 

Bon Dem Nejultate dieſer einzelnen Abjtimmungen wird es abhängen, 
ob bei Sr. Königl. Majeftät um allergnädigfte Bewilligung der im $. 2 des 
Referiptes vom 10. Januar huldreichit veriprochenen Generalſynode nachgefucht 
werden darf. Dieje wird fi) ſodann in SKaiferslautern als dem Mittelpunfte 
des Rheinkreiſes verfammeln, und zur Bermeidung aller Fünftigen Irrungen, 
die Art der Stirchenvereinigung durch gegenfeitige Uebereinkunft beftimmen, unter 
beftändiger Rückſicht auf Die Eirchliche Lehre, den Ritus, die Liturgie, den Schul- 
unterricht, Das Kirchenvermögen und die Kirchenverfafjung. Ihren gemeinjchaft- 
lichen Bejchlüffen wollen Se. Königl. Mazejtät die allerhöchite Sauftion ertheilen, 

Der freien Prüfung des ſchon anerkannten Guten, dem unbefangenen 
Urtheile eines jeden ©eijtlichen und der eignen lleberzeugung einer jeden Ge— 
meinde fei es nun überlaffen, auch ihre Grundfäße, Anfichten und Wünfche mit 
gleicher Xiebe gegen ihre Brüder und mit gleichem Bertrauen auf Die eben jo 
wahre ald gerechte Abjicht des beiten Königs auszuſprechen. Was Jahrhunderte 
vergeblich wünfchten, Das legt nun Maximilian Joſeph mit freundlicher Güte 
in Die Hände der Proteftanten Des Nheinkreifes: Eine Kirchenverfaffung, die im 


Au Die Kirche, 


Geiſte des Evangeliums, von den Geiftlihen, den Vorftehern und den Ge- 
meinden ber beiden proteftantiichen Gonfefjionen einftimmig gewählt, ohne den 
geringften Zwang angenommen und nur auf dem tmerjchütterlichen Grundfteine 
gegründet werben joll, den Jeſus Chriftus felbit gelegt hat! 

Möge der Gott der Gnade Das unter und angefangene fchöne, qute 
und große Werk zu glüdlichem Ende bringen! 


Protocoll-Auszug vom 2, Februar 1818. 

Nah Einficht des allerhöchiten Neferiptes vom 10. Januar I. J., Die 
Vereinigung der beiden proteftantifchen Confeſſionen betreffend, umd nach An- 
hörung und Genehmigung des vorjtehenden Umfchreibens bejchließt königl. Re— 
gierung des Rheinkreiſes, als protejtantifches Gonfiftorium: 

1. Das vorgedachte Umjchreiben joll, fogleich, in Hinlänglicher Anzahl ge: 
drudt, und allen Inſpectionen und Pfarrämtern der beiden proteftan- 
tischen Confeſſionen zugefandt, auch jonft auf zwedmäßige Art, nebft 
dem königl. NReferipte vom 10. Januar möglichft verbreitet werden, 

2. Am erften Sonntage nad) Empfang Desjelben, haben jämmtliche Pfarr: 
herren es jich zur Pflicht zu machen, das allerhöchite Nefcript nebft 
dem Umjchreiben im feinem ganzen Umfange der verfammelten Gemeinde 
vorzulefen, und den nächiten Sonntag zur Annahme ihrer vollfommen 
freien und zwanglofen Erklärung nach Maßgabe des beigelegten 
Formulars zu beftimmen. 

3. Sämmtliche Erklärungen, Wünſche, Aeußerungen und Vereinigungs- 
Urkunden find mit den Bemerkungen des Pfarramted binnen acht 
Tagen an die Diſtricts-Inſpection abzugeben, welche ſodann foldye 
unverzüglic, mit ihrem &eneralberichte an königl. Negierung, als 
proteftantijches Conſiſtorium, einzufenden haben. 

4. Man verſieht fich zu der chriftlichen Gefinnung der proteftantijchen 
Geiftlichkeit, daß fie, unter gewiljenhafter Entfernung jedes Zwanges, 
mit aller möglicher Umficht und Befonnenheit, Das längſt erwünjchte, 
und auf dem Gvangelium gegründete Werk, um jo freudiger befördern 
werden, als die Beit deſſen glüdliche Beendigung fordert und ein 
großer Theil Deutſchlands hierin ſchon mit Lobenswerthen Beijpielen 
vorangegangen ift. 

5. Hinfichtlid) der bereit3 an Fünigl, Regierung eingefandten Vereinigungs— 
Erklaͤrungen ift, nach $. 3 des allerhächiten Nefeript3 vom 10. Januar 
l. J. in fo weit Diefelben Die Darin vorgefchriebenen Punkte umfafjen, 
die Mafregel getroffen, Daß wegen Genehmigung derfelben und jeder 
darauf begründeten Lebereinfunft proviforifch und bis zur Feitfegung einer 
allgemeinen Norm demnächſt Die geeignete Verfügung erfolgen wird,” 


- 


Grundgeſetze der ev, Kirde, 8. 5. 45 


ALS Nefultat diefer angeordneten Stimmjfammlung hat ſich ergeben, daß 
40,167 Mitglieder beider Kirchen für die Vereinigung und nur 539 fich gegen 
dieſelbe erflärten, 

Es wurde nun durch das nachfolgende Allerhöchfte Rejcript vom 11. Juni 
41818 die in Ausficht geftellte General-Synode zujammenberufen. 
„Maximilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Bayern, 

Mir haben aus eurem Berichte vom 13. v. M. mit Wohlgefallen ent- 
nommen, daß fich Unfere proteftantijchen Unterthanen des Rheinkreiſes, mit jehr 
geringer Ausnahme, allgemein für die Vereinigung der beiden proteftantifchen 
Gonfefjionen erklärt haben. Da hierdurch Die Bedingung, unter welcher Wir 
die Bufammenberufung einer General-Synode zugefichert haben, erfüllt iſt; fo 
ermächtigen Wir euch, nunmehr diefe Verſammlung der Geiftlichen und Kirchen: 
älteften, in Kaiferslautern, auf einen, von euch nach Umftänden zu bejtimmenden 
Tag zu eröffnen, und fegen hierüber Folgendes feit. 

Wir ernennen zu Unferm Commifjarius bei der General-Synode Unfern 
Regierungsrath des Rheinkreifes und vorfigenden Conſiſtorial-Kath Fliefen. 
Derjelbe hat dabei den Vorſitz zu führen und ſämmtliche Berathichlagungen zu 
leiten, und es ift ihm ein Kanzellift des Gonfiftoriums für die Gopialien beizu— 
geben. Die Secretaire wählt die General-Synode aus Den dabei gegenwärtigen 
Beiftlichen. 

Zu Mitgliedern der General-Synode ernennen Wir fämmtliche Con: 
fiftorial-Räthe und Inſpectoren mit Einſchluß der proviforifchen; ferner aus 
jeder Inſpection Einen der ausgezeichnetiten Geiftlichen und Einen der veritäns 
digſten Kirchenvorfteher aus jeder Anfpection. In Anjehung der Wahl tiefer 
beiden legtern genehmigen Wir euere Anträge, : 

Die Dauer der General:Synode wird auf höchſtens 14 Tage bejchränft 
und Unjere Regierung hat durch Das Land-Cenmiſſariat Kaiſerslautern für 
deren Aufnahme und fir ein Sitzungs-Lokal Vorjorge treffen zu laſſen. 

Die Eröffnung und der Schluß der General:Synode gefchehen mit einem 
feierlichen Gottesdienſte. Die geiftlichen Mitglieder haben den Sigungen in 
ihrer Amtstracht beizuwohnen ; Die Uebrigen in Uniform, wenn fie Staatsdiener 
find ; Die andern in anftändiger Kleidung. 

Die Gegenftände, über welche zu berathichlagen ift, ſind eudy bereits 
unterm 10. Januar d. J. vorgezeichnet worden, und Wir genehmigen den in 
euerm Berichte vorgefchlagenen Inhalt und Gang derjelben mit dem Beifügen, 
daß, fo wie überhanpt alle Beichlüffe der General-:Synode als Vorſchläge zu 
betrachten find, welche Unſerer Tandesherrlichen Beftätigung unterliegen, Wir 
insbefondere in Anjehung ter Kirchenordnung und Kirchenverfaſſung die Würdi— 
gung der Anträge Unjerer oberſten Firchlichen Behörde vorbehalten. 


A6 Die Kirde, 


Mir verfehen Uns übrigens zu fämmtlichen Mitgliedern der General-Sy— 
node, welche dieſe wichtige Angelegenheit zu leiten und zu berathen haben, daß 
fie mit redlichem Gifer und mit Bejeitigung alles Privat-ntereffes und eines 
unlautern Parteigeiftes, nur Das wahre Beite ihrer Kirche, und die Forderung 
der guten Sache des Ghriftenthums vor Augen haben werden, 

Hiernach habt ihr das Geeignete zu verfügen. 

München, den 11. Juni 1818, 


Mar Joſeph. 
Graf Thürheim, 
Auf Königlichen Allerhöchſten Beſehl: 
Ter General:Zeeretair Fr. v. Kobell.“ 


Diefe General-Synode verfammelte fih am 2. Auguſt 1818 in der Stabt 
Raiferslautern und verfaßte nach gründlicher Berathung in den Eikungen vom 
3. bis 15. Auguft 1818 Die Vereinigungs-Urkunde, Die durch Allerhöchſte Ent: 
ſchließung Sr. Majeftät des Königs Marimilian Joſeph I. d. d. 10. October 
1818 die Iandesherrliche Beſtätigung erhielt. 

Bon beiden Urkunden folgt hier ein wörtlicher Abdruck, wobei bemerkt 
wird, Daß bei der Vereinigungs-Urkunde die inzwifchen auf Dem verfaffungsmd- 
Bigen Wege eingetretenen Veränderungen geeignete Berückſichtigung gefunden haben, 


Maximilian Joſeph, 
von Gottes Gnaden König von Baier, 


Auf den Antrag Unfers vroteſtantiſchen General = Eonfiftoriums ertheilen 
Wir der von euch mitteljt Bericht vom 21. Auguſt d. J. eingefandten Vereini— 
gungs=Urfunde der beiden proteftantifchen Gonfeffioneu im Rheinkreiſe die er- 
betene Landesherritche Beftätigung in der Art, daß Diejelbe nach den von ums 
genehmigten Erinnerungen Unſers General Gonfiftoriums abzufaffen, und zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen iſt. Wir erflären daher, auf diefe Grundlage, 
die Vereinigung der proteftantifchen Gonfefjionen im Nheinkreife für vollzogen. 
und tragen euch auf, für Die Ausführung der gefaßten Beſchlüſſe die geeigneten 
Vorkehrungen zu treffen. 

Miinchen, den 10. October 1818. 


Mar Joſeph. 
Graf v. Thürheim. 
Auf Königlichen Allerhöchſten Vefehl 
Der General:Scerctair , 
Statt deſſen, 
v. Grimmeiſen. 


Grundgejeße der ev, firde, 8. 5, 47 


Vereinigungs - Arkunde. 





Die in Gemäßheit des Allerhöchſten Refeript3 vom 11. Juni 1318 zu 
Kaijerslautern, unter dem Vorfige eines Königlichen Commiljarius, verjammelte 
protejtantifche General-Synode: 

Srwägend, daß Seine Königl. Majeftät den mit großer Stimmenmehrheit 
ausgedrüdten Wunſch der Proteftanten des Rheinkreiſes beider Confeſſionen, fic) 
fünftig in eine einzige evangelifchschrijtliche Kirche zu vereinigen, huldreichit aufge 
nommen haben; 

erwägend, daß Alerhöchitviejelben ausdrücklich zu bejtimmen geruhten, daß, 
wenn eine Bereinigung zu Stande gebracht werden joll, jolche nicht blos dem 
Namen nad, jondern auch in der That beſtehen müſſe; 

erwägend, Daß der zur Ausführung dieſes wichtigen Zweckes Alfergnädigft 
bewilligten General-Synode als Richtſchnur vorgejchrieben worden iſt, zur Ver: 
meidung aller fünftigen Irrungen, Die Art Diefer Vereinigung durch gegenfeitige 
Uebereinkunft feitzufeßen, und deshalb in ihren gemeinjchaftlichen Beſchlüſſen auf 
die kirchliche Lehre, den Ritus, die Liturgie, den Schul-Unterricht, das Kirchen: 
Vermögen und die Kirchen-Verfaſſung Rüdficht zu nehmen; 

erwägend ferner, daß der glüdliche Augenblid der WMiedervereinigung 
beider bisher getrennten proteftantiichen Gonfeffionen zugleich. Die fröhliche Rück— 
fehr eines neuen religiöfen Lebens bezeichnet, welches alle Verhältniffe der prote- 
ftantifehen Gejammtgemeinde” gleich Fräftig umfaflend und durchdringend, den er: 
habenen Zwed ihres Firchlichen Vereins, unter Gottes allmächtigem Segen und 
dem Scuße Des bejten Königs, zur gewünjchten und dauerhaften Ausführung 
bringen wird ; 

erwägend endlich, Daß es zum innerften und heiligſten Weſen Des Prote: 
ſtantismus gehört, immerfort auf der Bahn wohlgeprüfter Wahrheit und ächtere: 
ligiöjer Aufklärung, mit ungeftörter Glaubensfreiheit, muthig voranzujchreiten ; 

hat in ihren Sigungen, unter Vorbehalt der Allerhöchiten Genehmigung 
Eeiner Königlichen Majeftät, ſich ernftlih und umftändlich über die verfchiedenen 
Punkte der kirchlichen Lehre, Des Nitus, der Liturgie, Des religiöfen Schulunter— 
richt8, des Kirchenvermögens und der Stirchenverfafjung berathen, und fodann die 
aljo erhaltenen Rejultate in einen allgemeinen Beſchluß zufammengefaßt, 


A. Allgemeine Beltimmungen. 
$. 1. Juskünftige wollen die Proteftanten des Nheinkreijes feit und brü— 
derlich vereinigt fein und bleiben, als proteſtantiſch-evangeliſch-ch riſt— 
liche Kirche, 


AS Die Kirche. 


$. 2. Sie erflären feierlich, Daß der wirklichen Bereinigung beider Gon- 
fejlionen in Lehre, Ritus, Kirchenvermögen und Kirchenverfaſſung durchaus nichts 
Wefentliches im Wege ftehe. 

$. 3. „Die proteftantifch-evangelifch-chriftliche Kirche hält die allgemeinen 
Symbola und Die bei den getrennten proteftantiichen Gonfefjionen gebräuchlichen 
fumbolifchen Bücher in gebührender Achtung, erfennt jedoch Feinen andern Glau— 
bensgrund noch Lehrnorm, als allein Die heilige Schrift. 

„Sn das Symbolum apostolicum fell, um die früherhin beftandenen 
Verichiedenheiten gänzlich zu Bbefeitigen, das Wort allgemein aufgenommen, 
und anftatt abgeitiegen der Ausdrud niedergefahren gebraucht werden.” 9) 





1) Aus den Berathungen der General:Synode von 1818 war dieſer Artitel in 
einer andern Faſſung hervorgegangen, die die Allerhöchite Genehmigung nicht erhielt. 

Die bier eingerüdte Faſſung ift durch die auf die Verhandlungen der General: 
Epnoden von 1821 und 1825 erfolgten Allerhöchſten Königl. Entſchließungen vom 
20. Juni 1822 und 16, Mai 1828 feitgeftellt und genehmigt worden (vid. deren Ab: 
drud im nädjitfolgenden $). 

Dieſer Artitel 3 führte jpäterbin zu Streitigkeiten, deren nähere Erörterung in 
diefem Handbuche eine Aufnahme nicht finden kann. 

Ueber den Sinn und die Bedeutung dieſes Artikels waren weder die höchſten 
firhliben Stellen noch auch die General:Synode jemals in Zweifel. 

Diefer Einn und dieſe Bedentung haben in den nachſtehend abgedrudten Theſen 
bes Königl. Ober-Eonfiftoriums ihren bündigften Ausdrud gefunden : 

1. „Die Bereinigung der beiden Gonfeffionen im Rheinkreiſe, abgeſchloſſen im 
Jahre 1818, und von des damals regierenden Königs Majeftät beftätigt, ift ein le— 
galiter beftehbendes Factum und fann daher rüdfihtlih ihrer Gel: 
tung und Gültigkeit von feiner Seite angejohten werden. 

2, Die Frage, ob diefe Vereinigung auf wirklicher Ueberzeugung oder auf Be: 
rüdfichtigung äußerer Convenienzen, auf Unglauben oder Jndifferentismus berube, mag 
ein Stoff für Kirden: und Dogmengeſchichte jein; in ſtaatsrechtlicher 
und firhlih:adminiftrativer Beziehung kommt jie niht in Betradt. 

3. Nachdem die Vereinigung ſeit 18 Jahren bejteht, nahdem die jeit 1819 
Confirmirten und Getauften, alfo alle Diejenigen, welhe unter 31 und 32 Jahren alt 
find, in die vereinigte Kirche aufgenommen wurben und bei einer eintretenden Auflöfung 
der Vereinigung, wenn man fie fupponiren will, ſich erft zu bejinnen hätten, ob 

fie der Iuthberifhen oder der reformirten Kirdengejellihaft ange- 
| hören wollten, nachdem bei einer jolden Auflöfung e3 an Kirden: 
und Pfarr:Gebäuden überall fehlen und fait überall neue Simultan-Verhält— 
nifje entjtehen würden, nachdem jelbit die Gefahr, dab nunmehr mande Perfonen, welche 
nicht wiffen, wohin fie fi) menden follen, zur katholiſchen Kirche übergehen mögen, 
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B. Kirchliche Lehre. 
6. 4. Die bisherigen, ſtreitigen Lehrpunkte find, nad wehlerwogenen 
Gründen, durch eine den klaren Ausſprüchen des Evangeliums gemaͤße Anſicht 
bejeitiget worden. 





übrigens bie Baſis des pofitiven Chriſtenthums, die heilige Schrift, nach der Vereinigungs⸗ 
Urkunde falvirt und fonad der Stoff und Grund für die hriftlichen Glaubenswahrheiten 
gegeben if, — jo muß fih das Königl, Oberconfiftorium verpflichtet 
fühlen, einer folden Auflöjung, wenn fie von irgend einer Geite ber 
verfuht werben wollte, kräftig entgegen zu wirken. 

4, Dur die Vereinigung der Lutheraner und Reformirten im Jahre 1818 ift 
feine Trennung von biefen bewirkt, vielmehr dasjenige wieber vereinigt worben, was im 
16. Jahrhundert fich getrennt hatte, Jene Vereinigung war demnach eine Wieberver: 
einigung. 

5. Eine neue Kirche, in bogmatifher Bedeutung genommen, ift demnach nicht 
geftiftet, und wenn gleich bie $$. 5, 6, 7 und 8 ber Bereinigungsurfunde 
ala für die Kirde im Rheinkreis gültige und geltende Erklärungen zu 
erachten find, fo ift bei ber MWiebervereinigung im Jahre 1818 eine Losjagung 
von den übrigen, übereinftimmenben Lehren der lutheriſchen und der reformirten 
Confeffionen nicht ausgeſprochen. Sie konnte auch nicht erfolgen und ausgeſprochen 
werben, wenn man fich nicht überhaupt von der proteftantifhen Kirche trennen und die 
Rechte der in Tit. IV,, $. 9 der Verfafiungsurfunde bevorzugten Kirchengeſellſchaften 
aufgeben wollte!!“ 

Diefe Theſen find betätigt worden in der von Sr. Majeftät dem Könige Lu de 
wig ausgegangenen Allerhöchften Entjchließung vom 20, Januar 1837, welde alio 
lautet; 


„Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von Bayern zc. 


Wir haben Uns ſowohl über die Veranlaffung, als über die Ergebniffe ber von 
euch verfügten PVifitation des proteftantifchen Confiftoriums und bes proteftantiichen Con: 
fiftorialbezirkes Speier Vortrag erftatten laſſen und beſchließen hierauf, wie folgt: 

I. Die zeug eueres Berichtes in einigen Theilen des Confiftorialbezirfes Speier 
laut gewordenen Bejorgnifie über die ungetrübte Fortdauer der unirten proteftantifchen 
Kirche bes Rheinkreifes, müflen Unferes innipften Dafürbaltens Tängft, und zwar um jo 
mehr wieder verſchwunden fein, als ber Beitand diefer Kirche durch Unferes vielgeliebten 
Herrn Vaters Majeftät feierlih fanctionirt und durch Unſere Lönigl, Erflärung vom 
27. Februar 1833 wiederholt beftätigt worben ift, und Unſere rheinbayerifchen Unter: 
thanen von ber Vollbebeutung bes lönigl. Wortes und von Unferer unverbrüchlichen Ge: 
wifienhaftigkeit in Aufrechthaltung ertheilter Zufagen überzeugt zu fein Gelegenheit fanden, 
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$. 5. Diefemnach erklärt die proteftantifch = evangelifch=chriftliche Kirche 
das heilige Abendmahl für ein Feſt des Gedächtniffes an Jeſum, und der 





Ueberdies läßt die Nr, 1 euerer von eueren Commifjarien offen entwidelten Directiv: 
Puncte — Theses — auch über euere diesfalligen Grundſätze nicht den leiſeſten 
Zweifel übrig. 

II. Eben jo geben euere an uns erftatteten Berichte Deutlich zu entnehmen, 
baß ihr Feineswegs auf Abänderung, fondern Lediglich auf die feiner Zeit ausdrüdlich 
vorbehaltene inftructive Ergänzung des Katechismus, aljo auf etwas dringet, was im 
unbedingten Einklange mit den bei Abfafjung dieſes Katehismus laut und einhellig 
dargelegten München und Bedürfniſſen der dortigen proteſt. Kirche, vorzüglich aber mit 
den Forderungen des religiöfen Schulumterrichtes ſteht. 

- TIL. Nicht minder richtig und dem Wortlaute wie dem Geifte der Vereinigungs: 
urkunde entnommen ift euer, in Ziff. IV. und V, der Thejen entwideltes, Urtheil über 
Einn und Bedeutung diefer Vereinigung. Die Vereinigungsurfunde war bejtimmt, die 
zwifhen Lutheranern und Reformirten früher ftreitigen Lehrpunete 
zu bejeitigen, nicht aber eine Aenderung jener Lehren herbeizuführen, im 
welchen dieje beiden Confejfionen ſchon vor ihrer Vereinigung übereinjtinmten, und ihr 
habt an diefem Grundfate um jo mehr feitzubalten, als auf ihm die ganze Gültigkeit 
der erft nad) befhworner Verfaſſung erfolgten Vereinigungsacte und der dieſe Vereini— 
gungsacte fanctionirenden königl, Verfügung beruht, und als jede Ueberſchreitung diejer 
Grenzlinie die proteft. Kirche des Rheinkreiſes aus einer unirten lutheriſch-reformirten im 
eine einfach rezipirte Kirchengefellichaft umwandeln und diejelbe jowohl in ihrer Gejammtheit 
al3 in ihren einzelnen Gliedern jener Nechte entlleiden würde, welche verfafiungsmäßig 
nur den drei anerlannten chriftlichen Confeffionen, und vermöge des Nachtraggeſetzes vom 
1. Zuli 1834, nebjtbei nur den Angehörigen ber griechiſchen Kirche zukommen. 

IV, Den Conſiſtorien kommt nad der Haren Beitimmung der Berfafjungs: 
urfunde und ihres II. Anhanges nicht nur die Befugniß, jondern fogar die Prlicht zu, 
gegebenen Falles an allgemeine Lehren der protejtantiichen Kirche, mit Hinweiſung auf 
die h. Schrift zu erinnern, und die freie Forſchung wird durch derlei wohlwollende Hin: 
meifungen eben fo wenig, ald dadurch gehemmt, dab die kirchlichen Oberbehörden, ver: 
fafjungsmäßigen Beitimmungen getreu, von den Scelforgem in Gemäßheit des $. 38 
der II. Verfaffungsbeilage einen, der Formel und der von der Staatsgewalt anerfann: 
ten Kirchenverfaſſung entſprechenden Lehrvortrag fordern, 

V. Ueberzeugt, daß das Gonfiftorium bei Erlaf feines Ausfchreibens vom 27, 
Januar v. 3, die theologiſch-kirchlichen Parteiungen ꝛc. betreffend, keineswegs beabfich: 
tigt habe, durch dasjelbe den Stanb der proteitantiichen Geiſtlichen im Rheinkreiſe zu 
verlegen oder zu verbächtigen, können Wir die, auf den vorjährigen Diörefanfynoben - 
hierüber geäußerte Empfmdlichteit nur als auf eimem Mißverſtändniſſe beruhend wrachten, 
und wollen Uns gerne verſichert halten, daß die von dem Conſiſtorium ſelbſt erwähnte 
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feligften Vereinigung mit dem für die Menfchen in den Tod gegebenen, 
vom Tode auferwedten, zu feinem und ihrem Vater aufgenommenen Erlöfer 
derſelben, der Bei ihnen ift, alle Tage, bis an der Welt Ende. — Die Pro: 
teftanten des Rheinfreifes erklären ſich Dabei öffentlich für feine Befenner. 

Die Früchte einer frommen und dankvollen Feier Diefes Gedächtniffes 
find in dem gläubigen Gemüthe des Chrijten, — Schmerz über Das Boöſe, 
Entſchluß zu allem Guten, Ueberzeugung von der, Durch Chriftum erlangten 
Vergebung der Sünde, Liebe zu den Brüdern, und Hoffnung auf ein ewiges Leben, 

$. 6. Da die proteftantifcheevangelifchschriftliche Kirche mit Dem Worte 
Beichte feinen andern Begriff verbindet, als die im 1. Gorinth. 11 V. 28 für 
nothwendig erkannte Selbftprüfung vor dem Genufje des heil, Abendmahls, und 
die alsdann den gebejferten, oder fich befjern wollenden Chriſten, Durch den 
Diener der Kirche, aus dem Worte Gottes, zugeficherte Vergebung der Sün— 
den ; jo nimmt Diejelbe dafür den Ausdrud Vorbereitung an, 








überwiegende Mehrheit der Ehrenwerthen jenes Standes Unſerer Allerhöchſten Perſon 
und der beſtehenden Verfaſſung treu und ergeben ſei, den Umtrieben gegen die öffent: 
lihe Ordnung fremd bleibe und ihrem Amtsberufe nachzulommen fich beitrebe, 

Je mehr es übrigens Unfer ernfter Wunſch und Wille ift, daß wahre Frömmig— 
feit und Gottesfurdt und eine auf die h. Schrift gegründete Religions-Erkenntniß immer 
mehr bewirkt und erhalten werde, vertrauen Wir auch, daß die hierauf abzielenden Be: 
mühungen Unferes Ober-Confiftoriums und Confiftoriums von den Dekanen und Pfarrern 
im Rheinkreiſe pflichtgemäß und kräftigſt werden unterftügt und befördert werden, 

Münden, den 20. Januar 1837," 

63 könnte hiernad) immer noch die Frage entftehen, wo die ben beiden früher ge: 
trennten Kirchen gemeinjchaftlichen Lehren (consensus) zu finden feien, Die General: 
Synode von 1853 bat daher erklärt, dab fich diefer Conjenfus in der Augsburgiſchen 
Confejfion von 1540 daritelle, Seine Majeftät der König Mar haben mitteljt Aller: 
höchſter Entſchließung vom 8, December 1853 dieje Erklärung, 

„wonach in der Ausgabe der Augsburgiſchen Confeſſion von 1540 fi der 
Conſenſus darjtelle, welcher zwiichen der Augsburgiſchen Confejfion von 1530, 
dem Heidelberger Katechismus und dem Heinen lutheriſchen Katehismus, als 
den Hauptbefenntnißfhriften der evangeliihen Geſammtkirche Deutichlands, von 
welcher unfere vereinigte Kirche der Pfalz einen Theil bildet, ftattfindet, in 
der ausdrüdlichen Vorausfegung, daß durch diefe Erklärung eine kirchenpo— 
Vizeiliche, unfrei bindende Verpflichtung auf den Buchſtaben der ſymboliſchen 
Bücher nicht bezwedt werden folle" — 
alfergnädigft zu genehmigen gerubt. 

Hinfichtlih der Diffenfual-Lehrpuntte find aljo die 88. 4-8 der PVereinigungs: 

Urkunde, nicht aber die Augsburger Confeſſſon von 1540 entjcheidend, 
A* 
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$. 7. Hinfichtlich der frühern Firchlichen Lehren von Prädeftination 
und Gnadenwahl gründet die proteftantifchevangelifch-chriftliche Kirche, auf 
die Worte des neuen Teftaments 1. Joh. IV. ®. 16, 1. Timoth. II. V. 4. 
5. 6. und 2, Petri III. V. 9 ihre Ueberzeugung, daß Gott alle Menjchen zur 
Seligkeit beftimmt hat, und ihnen die Mittel nicht vorenthält, derſelben theil- 
haftig zu werben. 

$. 8. Die proteftantifch-ewangelifchschriftliche Kirche nimmt feine Noth- 
taufe an, bejchränft aber feineswegs die Freiheit hriftlicher Eltern, die Taufe 
ihrer neugebornen Kinder jo viel nöthig, zu befchleunigen, jedesmal aber folche 
durch einen ordentlichen Diener der Kirche verrichten zu laſſen. 


C. Ritus und Liturgie. 
Tauf- Ritus. 


$. 9. Nah anftändiger und genauer Meldung bei dem Pfarrer muß 
die Taufhandlung innerhalb ſechs Wochen nach der Geburt des Kindes ftatt 
finden, Wo mehrere Pfarrer find, verrichtet derjenige die Taufe, in deſſen 
Dienftwoche das Kind geboren ward, In der Negel gejchieht die Taufe am 
Sonntage, bei dem Schluffe des Gottesdienftes ; bei befondern Umftänden auch 
in der Woche, Immer öffentlich in Der Kirche oder in dem fonft zu Firchlichen 
Handlungen beftimmten Gebäude. Nur unläugbare Schwächlichfeit des Kindes 
oder ftrenges, ftürmifches Wetter, fönnen die Nusnahme begründen. Den Pfarrern 
ift vorbehalten, Die Tauf-Feierlichkeit durch Geſang und Gebet zu erhöhen, 
Nicht weniger als zwei, nicht mehr als vier Taufzeugen oder Pathen werden 
erfordert, wovon der Vater des Kindes einer fein darf. Sie können aus jeder 
chriftlichen Confeſſion gewählt werden. Die Taufpathen Fönnen fich nöthigen 
Falls vertreten laſſen. Kinder, die noch nicht confirmirt und zum heiligen Abend- 
mahle zugelafjen worden find, werden nicht angenommen, — Bei der Taufhand— 
lung ſellbſt erklärt eine furze Einleitung den Zweck der Taufe, und berührt 
die Hauptmomente des proteftantifch-evangelifch-chriftlichen Glaubens, wobei Die 
Einfeßungsworte, das apoftolifche Symbolum und das Unfer Vater zu ſprechen 
find. Auf die Frage des Geiftlichen erflären die Taufzeugen, in ihrem und ber 
eltern Namen, ihr Verlangen, das Kind durch die Taufe in die proteftantifch- 
evangelifchschriftliche Kirche aufgenommen zu fehen. Einer derſelben hält das 
Kind über das Taufbeden, während der Geiftliche unter Ausfprechung der Worte 
Matth. 28. V. 19, „N. N. Ich taufe Dich in dem Namen des Waters, des 
Sohnes und des heiligen Geiftes“, den Kopf des Kindes Dreimal aus hobler 
Hand, mit Waffer begießt und hernach mit Auflegung der Hand einen Furzen 
Segensſpruch hinzufügt, worauf dann die Zeierlichfeit mit Gebet und dem ge: 
wöhnlichen Segen bejchloffen wird. 
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Abendmahl-Ritus, 

$. 10. Zur Austheilung des heiligen Abendmahles wird einfaches, 
weißes Brod genommen, welches durchgängig in einer und berfelben Geftalt 
gefchnitten, die Länge von zwei, die Breite von einem und die Dide von einem 
halben Zoll erhält und zwar jo, daß jedes einzelne Stüd in zwei gleiche Theile 
gebrochen und zweien Communicanten zugleich bargereicht werden fann, Das 
Brod wird jedesmal vor dem Tage der Austheilung gebaden. 

Sowohl das gebrochene Brod ald der Kelch wird den Communicanten 
in die Hände gegeben ; das erftere mit den Worten Luc. 22.19. Chriftus Spricht : 
„Nehmet hin und eſſet, Das ift mein Leib, der für euch gegeben wird; das thut 
„zu meinem Gebächtniffe”; — der Keldy mit den Worten des folgenden 20, 
Verſes, Chriftus fpriht: „Das ift der Kelch, Das neue Teſtament in meinen 
„Blute, das für euch vergoffen wird.” 

Die Abendmahls-Handlung beginnt mit einer in der Liturgie vorgejchrie: 
benen Anrede und einem Gebete, welches mit dem Gebete des Herrn ſchließt. 
Hierauf werben die Einfeßungsworte gejprochen. Bei den Worten „das ift mein 
Leib” deutet der Prediger mit der Hand auf das Brod hin, und bei den Worten 
„das ift mein Blut“ auf den Kelch. Wo fich mehrere Prediger an einer Ge: 
meinde befinden, tritt nur einer und zwar in der Regel derjenige, welcher nicht 
gepredigt hat, an den Altar, um Anrede und Gebet zu verrichten, nach deren 
Beendigung fi auch der andere Amtögehülfe an den Altar begibt und fogleich 
ben für ihn beftimmten Pla einnimmt, Wo feine bejondere Uebereinkunft ge- 
troffen worden, gefchieht Die Vertheilung des Brodes jedesmal durch denjenigen, 
welhem nach Amtswürde oder Amtsalter ein Vorzug zukommt. 

Nach diefer Vorſchrift muß das heilige Abendmahl in allen proteftantifch- 
evangelifch-chriftlichen Kirchen Des Nheinkreifes gefeiert werben. 

„Denjenigen Gemeindögliedern, welche fi wor ber General = Synode 
gegen die confeffionelle Vereinigung Durch ihre Unterjchrift erklärt hatten, foll 
„ed verftattet fein, Das heilige Abendmahl nach dem alten Ritus zu verlangen, 
„Iſt aber ihre Anzahl jo gering, Daß fie in einer Gemeinde Feine hinreichende 
„Sommunicanten-Zahl für eine öffentliche Feier bilden, fo ift e8 ihnen nur pris 

„vatim zu reichen.” Kür alle Neu: Confirmirten hingegen bleibt es bei der in 
gegenwärtiger Vereinigungs-Urkunde feftgefegten Form. 

Zur Feier des heiligen Abendmahls, ſowohl für Stabt- als Landgemein⸗ 
den, find, unter den jährlichen Kirchenfeſten, wozu auch der grüne Donner- 
ftag, der Charfreitag und dad Felt der Himmelfahrt Jeſu 
Ehrifti gehören, folgende gewählt worden, nämlich: der Buß- und Bettag, 
der Balmfonntag, Oftern, Pfingften, das Aerndtefeft, der erfte Advent, Weih- 
nachten. In anfehnlichern, beſonders Stadtgemeinden, kann die Feier jedesmal 
den Sonntag nach dem Feſte wiederholt werben, Für die größere Feierlichkeit 
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derjelben werden, nach Verbeſſerung des Kirchen Gejangs, Fünftige Synodal—⸗ 
Beichlüffe ſorgen. 

Beim Hingehen zu dem heiligen Abendmahle findet, forwohl bei dem zu— 
erſt hintretenden männlichen, ald auch bei dem darauf folgenden weiblichen Ge— 
fchlechte, durchaus Feine andere Rangordnung ftatt, als die Reihenfolge ber 
Stühle — 

Devor der Prediger am Gommunion-Tage Die Kanzel verläßt, ertheilt er 
den Gemeindegliedern, welche dev Abendmahlsfeier nicht beitvohnen wollen, den 
Segen mit der Weifung, vor Anfang des Gebets die Berfammlung zu verlafjen. 
Erft nad) eingetretener völliger Stille nimmt die Handlung ihren Anfang. Zum 
Schluffe der Abendmahlsfeier darf Fein anderer Dankgeſang ftatt finden, als 
ein folcher, der den Grundfägen, welche Die General-Synode über biefen Gegen: 
ftand ausgefprochen hat, gemäß ift. 


Predigt-Nitus und Liturgie, 


$. 11. Die Gottesverehrung beginnt mit einem paflenden Gefange. 
Nach Beendigung einiger Strophen tritt Der funetionivende Geiftliche an den 
Altar, um ein kurzes Gebet zu Sprechen. Sodann werben wieder einige Verſe 
gejungen; während des letzten bejteigt der Pfarrer die Kanzel. Er beginnt mit 
einem kurzen Segenswunfche oder Gebet, worauf das Exordium der Predigt 
folgt. Statt desjelben Fann auch wohl dem ganzen Eingange die Form eines 
Gebetes gegeben werden. Iſt der Eingang beendigt, fo wird der Text verlejen, 
oder auch vorher noch, nach Gutbefinden des Predigers, ein zum Vortrage pa 
ſender Liederverd von ihm ſelbſt gefprochen oder von der Gemeinde gejungen. 
Unmittelbar nach dem Vortrage folgt das Kirchengebet, welches von der Gemeinde 
ftehend angehört wird und mit Dem Gebete des Herrn fich endet, vor deſſen 
Anfang der bejondern Fürbitten erwähnt wird, Zuletzt kommen die Proclama— 
tionen der Verlobten, Verkündigungen u. ſ. w., nach welchen der Prediger mit 
einem Segenswunfche Die Kanzel verläßt. Hierauf ftimmt die Gemeinde ben 
Schlußgefang an, während welchem Der Prediger an den Altar tritt; um bie 
Verfammlung mit dem gewöhnlichen Kirchenfegen zu entlaffen, Die nach) demſelben 
fi) in anftändiger Stille zu entfernen hat, 

Das Gebet des Herrn fan am füglichiten nach Matth. 6. V. 9, 
bis 13, incl. gleichförmig aljo gefprochen werden: 

„Unſer Vater, der du biſt in dem Himmel; dein Name werde ge- 
„beiliget; dein Neich komme; Dein Wille gefchehe auf Erden wie im Himmel, 
„Unſer tägliches Brod gib uns heute, und vergieb und unfere Schulden, wie 
„wir unfern Schuldigern vergeben; und führe uns nicht in Verfuchung, fondern 
„erlöfe und von dem Uebel. Denn dein tft das Neich und die Kraft und Die 
„Herrlichkeit in Gwigfeit, Amen.” 
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Allenthalben ſoll, während des Gebete des Herrn, beim Schluffe des 
fonntäglihen VBormittagd-Gottesdienftes, eine Glode angezogen werben. 

„In Anfehung der Predigt-Tezte ?) wird im Allgemeinen, ein vierfacher 
„Turnus von Evangelien, Epiſteln und freien Texten in der Weiſe beobachtet, 
„daß im erſten Jahre über die Evangelien, im zweiten über freie Texte, im 
„Dritten über die Epifteln und im vierten über neue von dem fönigl. Gonfiftorium 
„feitzufeßende Pericopen gepredigt wird, wobei e3 jedoch den Pfarrern freiftehen 
„Sol, nad) eigenem Grmefjen, zuweilen, von diefer Ordnung abzumweichen.” Wo 
der Gottesdienft auch an Wochentagen eingeführt ift oder noch eingeführt werden 
wird, findet bei demſelben die nämliche Einrichtung ftatt, wie bei den fonntäg- 
Yichen Berfammlungen, nur mit Ausnahme des Gebete vor dem Altar und des 
Geſanges zwijchen Dem Exordium und der Predigt, jo wie auch bei dem Wochen: 
Gottesdiente die gewöhnlichen Verkündigungen nicht ſtatt finden. 

Dei der Vorbereitung zum heiligen Abendmahle wird Diefelbe 
Einrichtung, wie bei andern gottesdienftlichen Verfammlungen an Werktagen, 
beibehalten. Nach dem Abfingen einiger paſſenden Lieder-Verfe wird die Vorbe- 
reitungsrede auf der Kanzel gehalten, Die eigentliche Worbereitungsformel aber 
nach nochmaligem Gefange aus der Kirchen-Agende am Altare verlefen und fo: 
dann der Segen gefprochen. | 

Hinfihtlih der Beerdigung iſt feine bejondere Verordnuug noth: 
wendig. Es bleibt der Amtsklugheit der Pfarrer überlafjen, diefe Amtshandlung 
nach den Gewohnheiten und Local = Verhältniffen fo zweckmaͤßig als möglich ein: 
richten. — 

In Anfehung der Confirmation findet das Nämliche ftatt; fie ift 
durch Die beveit3 über dieſen Gegenftand erfchienenen Verordnungen geregelt. 
Die Pfarrer werden nad) Kräften bemüht fein, diefer wichtigen Handlung Die 
möglichite Beierlichfeit zu geben. Der Tag der Gonfirmation ift auf den Sonn: 
tag vor Oſtern feitgefeßt; Die Konfirmanden find nach ihrem Lebensalter zu 
ordnen; wegen des Gonfirmations-Alters foll der Ießte Tag des Monatd März, 
al3 terminus ad quem, verordnungsmäßig angefehen werben. 

Im Betreffe der Trauung ift die pünftliche Beobachtung einer, wo 
möglidy mit der bürgerlichen Bekanntmachung zufammentreffenden, zweimaligen 
Proclamation in der Kirche feſtgeſetzt, jo wie auch, Daß fein Geiftlicher Die 





2) Allerhöchſte Entſchließung auf die Beſchlüſſe der General-Synode von 1853 
(8. Dezember 1853. VI, 3.) 

Der frühere Tert Tautete: „In Anjehung der Prebigt:Terte wird, im Allge: 
„meinen, ein dreifacher Turnus von Evangelien, Epifteln und freien Terten beobachtet, 
„wobei e3 jedoch den Predigern freiftehen foll, nach eigenem Ermeſſen, zuweilen von dieſer 
Ordnung abzuweichen.“ 
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Trauung irgend einer vorher nicht in feiner Pfarrei anfäßigen Perſon verrichten 
dürfe, ohne ſich zuvor einen Dimifforial= Schein von Seiten des betreffenden 
Pfarramtes vorlegen zu laſſen. Die Form der Trauung ift durch bie eingeführte 
oder noch einzuführende Kirchenorbnung beftimmt. Der Regel nach foll jebe 
Trauung öffentlich und in der Kirche gefchehen. Doch kann auch die Firchliche 
GEinfegnung der Ehe unter gewiffen Umftänden in der Stille, beſonders in der 
Pfarrwohnung, geftattet werben. Die nähere Beftimmung diefer Umftände ift 
als Disciplinar- Sache anzufehen und dem Gonftftorium zu überlaffen, 
Hinfichtlih der Liturgie ift feftgefeßt, daß ein von ber General- 
Synode gewählter Ausschuß beauftragt werben fol, bi8 zur Zufammenkunft der 
nächften allgemeinen Synode, die Zufammentragung und Abfaffung einer eigenen, 
für den Rheinkreis beftimmten Kirhen=-Agende?) zu beforgen, um ber- 
jelben alddann feine Arbeit zur Beurteilung und Annahme und Durch das Gon- 
fiftorium dem Königl, Ober-Gonfiftorium zur Prüfung und Beftätigung vorgelegt 
zu werben. Bis dahin bleibt e8 der Amtsflugheit der Pfarrer überlaffen, bet 
ihren Amt3verrichtungen jede ihnen gefällige, zweckmaͤßige Kirchen-Agenbe, welche 
den von der General = Synode ausgefprochenen Grundfäßen gemäß ift, zu ge 
brauchen. Hiezu wird die an den meiften Orten bes Nheinfreifes bereits ein- 
geführte neue hurpfälzifche lutheriſche Kirchenordnung vorzugsweife empfohlen. 
Im Beireffe der Amtstracht *) ift feſtgeſetzt, daß nicht der fogenannte 





3) Zu vergleichen Allerhöchfte Entſchließungen auf die Beſchlüſſe ber General: 
Synode von 1829 (18. Juni 1833, III), 1841 (3. Juli 1843, Nr. I.). 

4) Diefe Vorſchrift ift durch die Allerhöchfte Entſchließung auf die Beſchlüſſe 
ber General:Synobe von 1841, 3. Juli 1843, Nr, IV, in folgender Weife abgeändert 
worben: 

„sn Abfiht auf die kirchliche Amtskleidung ber proteftantifchen Geifilichen 
in der Pfalz bejhließen wir: daß nah dem Antrage der Majorität der Mitglieder ber 
General-:Synobe, der 10te Abjchnitt bes $. 11 der Bereinigungsurkunde dahin "abge: 
ändert werbe, daß ftatt des bisher eingeführten Predigermantel3 und Kragens von nun 
an ber Chorrod, ſowie berjelbe in Unferen proteftantiihen Landen biesfeits bes 
Rheins getragen wird, nebft dem Baret, als bie Amtstracht ber proteftantifchen Geift: 
lien in ber Pfalz eingeführt werde, und zwar in der Art, 

a) daß binnen 4 Jahren biefe Amtötracht bei Verrichtungen in der Kirche aller: 

wärts getragen werben muß; 

b) daß aufer der Kirche bei Begräbnifien, bei geiftlihen Verrichtungen im Haufe 

u. ſ. w. die Anlegung des Chorrodes vorerft, und bis auf weitere Anordnung 
frei gegeben fein joll; 

c) daß in demjenigen Orten, mo eine entſchiebene Abneigung der Gemeinde gegen 

ſolche Abänderung ftattfindet, und genüglich nachgewieſen wird, auch in ber 
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Kirchenrock, fondern der an vielen Orten bereits eingeführte Prebigermantel 
nebft dem Kragen als die alleinige Amtstracht der Pfarrer erklärt fein joll, 
vorbehaltlich jedoch der durch eine allgemeine Kirchenorbnung etwa beftimmt 
werdenden Anordnungen. 

Hinfichtlich des in allen proteftantifch = evangelifch = hriftlichen Gemeinden 
des Rheinkreifes einzuführenden Geſangbuches) warb angeordnet, daß 
ſolches wie Die Agende von einem bejonders beftimmten Ausſchuſſe ausgewählt, 
verfaßt und der nächften allgemeinen Synode zur Beurtheilung und Annahme 
und fodann dem Königl. Ober » Gonftftorium zur Prüfung und Betätigung vor- 
gelegt werben fol. Das neue Gejangbud wird fich durch möglichfte Voll 
ftändigfeit auszeichnen und mit Noten und einem Melodien = Regifter verjehen 
fein. Die Lieber felbft ſollen nach dem eigentlichen Zwecke des Gebrauches zur 
Öottesverehrung mehr von lyriſchem als didaktiſchem Inhalte gewählt werben, 
Einftweilen haben die Pfarrer in ihren bisher getrennten Gemeinden dahin zu 
ſehen, Daß, fo viel folches nur immer gejchehen kann, zu dem öffentlichen 
Gottesdienfte Feine andere Gefänge gewählt werben als folche, welche in ben 
Gefangbüchern beider ehemald getrennten Gonfefjionen enthalten find. 

Für die Auswahl oder Abfaffung eines Katehismuse) ift ebenfalls 
wie bei der Agende und dem Gefangbuche ein befonderer Ausschuß von ber 
General:Synode gewählt worden, welcher bei feiner Arbeit die Glaubenslehren 
ber proteftantifchevangelifch-hriftlichen Kirche des Rheinkreiſes und die Bebürf- 
niffe des Jugendunterrichts in den proteftantifchen Schulen genau zu berüdfich- 
tigen hat. Bis dahin find Das neue Lehrbuch der Kirche zu Zwei— 
brücken und ber in vielen Gemeinden eingeführte Leitfaden zum Unter: 
richte in der Religion zum Gebrauche vorzüglich zu empfehlen, erfterer 
mit Abänderung des Titeld, beide mit Hinzufügung der fogenannten fünf Haupt- 
ftüde hriftlicher Lehre. 

Da jedoch das Bebürfniß der gemeinfchaftlichen Kirchen» Agende wie des 
gemeinfchaftlichen Geſangbuchs und Katechismus Dringend ift, jo wird zur Ab: 
faffung berfelben ein Zeitraum von höchſtens zwei Jahren feftgefegt. Sobald 


Kirche der Gebrauch des Predigermanteld durch die kirchliche Dieriehiche noch 
auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit geſtattet werden kann.“ 

5) Zu vergleichen Allerhöchſte Entſchließungen auf die Beſchlüſſe der General: 
Synoden von 1821 (20. Juni 1822), Hauptantrag der General:Synode von 1845, 
III. 2. — 1853 (8. Dezember 1853. VI. in fine), 1857 (2. Juli 1858. Nr, IL.) 

6) Zu vergleihen Allerhöchfte Entfchließungen auf die Beſchlüſſe der General: 
Synoben von 1825 (16. Mai 1828), von 1833 (15. Juli 1837, Nr. V.), 1841 
(3. Juli 1843, Nr, II), 1845 (29, Dezember 1846, Nr. VIII.), 1853 (8. Dezember 
1853, Nr, IIL.) 
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num die verjchiedenen Ausschüffe Die ihnen aufgetragenen Arbeiten geendigt haben, 
find folche dem Gonfiftorium einzufenden, weldyes darauf bei dem Ober-Gonfi- 
forium die Zufammenberufung einer allgemeinen Synode für den obigen Zweck 
bewirfen wird, 

Was Die innere Einrichtung und Verzierung der Kirchen 
anbetrifft, jo ift bejtimmt worden, Daß beide nach den Grundfägen der prote: 
ftantifcheevangelifchchriftlichen Kirche von edler Simplicität fein jollen, und daß 
Daher in den Kirchen nichts aufgenommen werben darf, was ſich von Diefem 
Grundſatze entfernt oder wohl gar an ehemalige der proteftantijch = euangelifch- 
hriftlichen Kirche fremde Lehrjäge erinnern könnte. Dennoch werben durch die 
aljo vorgejchriebene Simplicität bisher übliche Verzierungen, wie Orgeln, Krus 
cifige, Altar-Gemälde aus der bibliſchen Gejchichte, wicht als unzuläjjig erklärt 
und e3 wird nicht verlangt, Daß foldye da, wo fie bisher gewöhnlich waren 
ober ferner gewünjcht werben dürften, ausgejchlofjen fein jollen. 


D. Religiöfer Shul:Unterridt, 


$. 12. Von nun an wird bei Beſetzung proteftantifcher Schulftellen durch⸗ 
aus nicht mehr auf Den ehemaligen confejjionellen Unterſchied, jondern allein auf 
die Fähigfeiten, Kenntniſſe, Gejchidlichfeit und Würdigfeit Der —— 
Subjecte Rüͤckſicht genommen. 

Der ſchrift- und vernunftgemäße Religions: und Sittenunterricht ſoll in 
allen proteſtantiſch⸗evangeliſch⸗chriſtlichen Schulen mit großer Sorgfalt gepflegt, 
und hauptjächlic von den Pfarrern jelbft ertheilt werben, 

Ein gemeinjchaftliches zwedmäßiges Lehrbuch wird hiezu von den. Schul 
lehrern nach bejonderer Vorſchrift benutzt, und von den Pfarrern in gehöriger 
Stufenfolge und hinlänglicher Zeit, vorzüglich in den Ortsſchulen, und auch nad 
Umftänden in den Filial-Orten, der Jugend erklärt, und in Herz und Gedächtniß 
eingebrüdt. 

Die firchlichen Katechifationen jollen eruftlich gehalten werden, foviel Die 
Umstände ſolches nur immer erlauben, 

Der Unterricht in den Sonntagsjchulen ift bejonders zur allgemeinen re 
ligiöſen Fortbildung der erwachjenen Jugend zwedmäßig zu benußen, 

Das Gebet, der öffentliche Gottesdienft, und insbeſondere der regelmäßige 
Kirchengejang, find als eben jo viele Kräftigungsmittel Des religiöfen Gefühls, 
der thätigen und immer wachſamen Sorgfalt jämmtlicher Geiftlichen dringend 
empfohlen. 

Bon dem fittlichen und religiöfen Zuftande der Schulen foll dem Gon- 
filtorium und den Diöcefan-Synoden alljährlich Durch die Pfarrer und Decane 
gewifienhafte Nechenfchaft abgelegt werben. 

Hinfichtlich der den Schullehrern oder Kirchendienern aus geiftlihen Ge 
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fällen zu verabreichenden Gompetenz ſoll die fundations⸗ oder obſervanzmaͤßige 
Norm aufs genauefte eingehalten werben. Es ift übrigens billig und gerecht, 
daß die bejondere Dienftleiftung auch beſonders remumerirt werde, worüber dem— 
nach die Pfarrer, ald OrtsfchulsInfpectoren, bei Ausmittelung der Gehalt3bezüge der 
Scullehrer, nach Befinden der Umftände zu wachen haben. 

Die übrigen Verhältniffe des Schulunterricht3 find in den bereitö bes 
ftehenden Schulverordnungen näher bejtimmt worden. 


E. Kirchen-Vermögen. 


$. 13. Das gefammte Kirchenvermögen beider bisher getrennt gewejenen 
Gonfejfionen ift Durch die Vereinigung ein gemeinfchaftliches Gut geworden, das 
der proteftantijcheevangelifchschriftlichen Kirche gehört, jedoch ohne daß dadurch 
die Rechte der einzelnen. Kirchengemeinden Eönnen verleßt werben. Demgemäß 
bleibt einer jeden Kirchengemeinde ihr privative8 Gigenthum, es mag be: 
ftehen in Almofen, in Pfarrmwitthum, in Rechten und .competenzmäßigen An: 
fprüchen pro rata an einer Kirchenfchaffnei oder worin es immer wolle. Nur 
derjenige Geiftliche und Kirchendiener kann Daran participiren, welcher auf eine 
Stelle berufen ift, für die dieſer Fonds bisher verwendet ward, noch immer ver: 
wendet wird und fundationsmäßig verwendet werben ſoll. 

Sollte ſich nad) vollftändiger Befriedigung aller fundationg- oder ftatug- 
mäßigen Ausgaben ein wirklicher Ueberſchuß ergeben, jo fol folcher für die 
bürftigfte Gemeinde, welche, vor der franzöfifchen Regierungszeit, Darauf funda- 
tions⸗, conventiond= oder objervanzmäßig berechtigt war, verwendet werden. 

Sollte irgendiwo eine als nüßlich oder nothwendig erfannte Umfchreibung 
eined Pfarrſprengels einen Theil der Einkünfte, er fei ein Haus, eine Kirche 
oder auch ein Pfarrgut zu anderweiter. Dispofition freiftellen, fo fol derſelbe 
vorzugsweiſe zur Verbefferung der übrigen Kirchen und der proteftantiichen Schul: 
lehrer des nämlichen Ortes und der nämlichen Pfarrei im beften Intereſſe der 
vereinigten Gemeinde verwendet werben. 

Ueberall, wo es nothwendig ift, gewiffe Orte von einer Pfarrei zu trennen 
und alfo ihren Sprengel einzufchränfen oder zu verändern, kann Dadurch der 
lebende Pfarrer feinen Nachtheil erleiden, jondern alle ihn Dadurch entzogenen 
Einkünfte muͤſſen ihm nad) gemachter Abſchätzung vollfommen vergütet werben. 

In einer jeden Pfarrgemeinde, wo bisher mehrere Almojen waren, find 
ſolche unter einem und dem nämlichen Kirchenrechner zu vereinigen, und die Ar: 
men der Gemeinde jind aus dem Fonds gleichmäßig zu unterftügen und auch Die 
übrigen herfömmlichen Ausgaben Daraus zu beftreiten. 

Da wo Adminiftrationen von geiſtlichen Gefällen find, werden dieſelben 
beibehalten und in Zukunft ohne Unterjchied der ehemaligen Gonfeffion durch 
ſolche Subjerte beſetzt, welche zur proteftantifcheevangelifchschriftlichen Kirche ge⸗ 
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hören, und von den einfchlägigen Decanaten ald die tanglichften der höheren 
Kirchenbehörde vorgefchlagen werben. 


F. Kirchen-Verfaſſung. 
Kirhenvorftand oder Presbyterium. 

$. 14. Jede einzelne Kirchengemeinde (Mutter oder Filialgemeinde) hat 
ein Presbyterium (Kirchenvorftand). 

Dieſes befteht aus den Pfarrern der Pfarrgemeinde (des Pfarrfprengels), 
ferner aus 4—8 Gemeindegliedern, in der Weije, daß auf Gemeinden Bis zu 
500 Seelen vier derfelben, bis zu 1000 fünf, bis zu 2000 ſechs, bis zu A000 
fieben und in folchen von größerer Seelenzahl acht fommen. Gehören zu einer 
Kirchengemeinde mehrere Orte (Parochialorte), jo joll wo möglich ein jeder ber: 
felben nad) Maßgabe der Seelenzahl im Presbyterium vertreten fein, und kann 
zu diefem Behufe die Zahl der Presbyter entjprechend vermehrt werben. 

Die gegenwärtigen Mitglieder der Presbyterien bleiben im Amte. Iſt in 
einem Presbyterium Durch Tod, Austritt oder Ausfchluß eine Stelle erledigt und 
dadurch die Zahl jener Glieder unter die $. 1 feftgefehte betreffende Normal: 
zahl herabgejunfen, jo wählt das Presbyterium aus den Eirchlich gefinnten und 
fittlich unbefcholtenen Hausvätern der Kirchengemeinde, die das 30. Lebensjahr 
zurüdgelegt haben, drei gottesfürdhtige Männer, von welchen ſodann das Gon- 
fiftorium einen beftätigt, Es kann Niemand gewählt werben, deffen Vater, Sohn, 
Bruder, Schwiegervater oder Schwiegerfohn bereits Mitglied des Presbyte— 
riums ift. 

Hausväter find Diejenigen männlichen, verheiratheten oder unverheiratheten 
Gemeindeglieder, welche ihren felbftftändigen Haushalt haben und fich im vollen 
Beſitze ihrer Firchlichen Rechte befinden. 

Im Falle der Integral-Erneuerung eines Presbyteriums beruft das De— 
canat in Benehmen mit dem betreffenden Pfarrer eine der Zahl der Presbyter 
gleichfommende Anzahl geeigneter Gemeindemänner welche alddann die erforder: 
liche Wahl vornehmen. Wird der Berufung Feine Folge geleiftet, jo geht das 
Vorſchlagsrecht auf das Decanat über. 

Wenn ein Presbyter (Kirchenvorfteher, Kirchenältefter, Cenſor) durch ums 
firchliches Verhalten, unfittlihen Wandel oder Durch feine Amtsführung fich als 
unmwürbig erweist, jo foll ev auf den Grund verläffiger Erhebungen nad) Ber: 
nehmung des Presbyteriums, Pfarramtes und Decanates durch das Gonfiftorium 
aus dem Kirchenvorftande ausgejchloffen werben, nachdem er mit feiner Werthei- 
digung gehört fein wird. 

Das Presbyterium beforgt Die Aufficht über die Rechnung, und bat zur 
Befeftigung des moralifch-religiöfen Zuftandes der Gemeinde beizutragen, weß- 
wegen ibm die Befugniß zufteht, ben Pfarrgenofjen brüberliche Ermahnungen zu 
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ertheilen und für die Beförderung des religiöfen Schulunterrichtes zu forgen. 
Das Presbyterium ſchlägt dem Gonfiftorium nicht blos den Kirchenrechner vor, 
fondern ihm fteht auch die jährliche Abhörung und gutachtliche Abſchließung der 
Kirchenrechnungen zur. 

Dafjelbe hat ein wachſames Auge auf die Erhaltung des Kirchenvermögens 
und der Kirchengebäude, und forgt für eine gerechte Austheilung des Almofend 
unter die Hülfsbebürftigen. 

Der Pfarrer ift Präjes des Presbyteriums. Wo mehrere Pfarrer find, 
entjcheidet über den Vorſitz Die höhere Amtswürde, bei gleicher Amtswürde das 
höhere Dienftalter. 

Der Präjes beruft zu den Sihungen, beftimmt die Ordnung der Ge 
ichäfte und gibt bei Stimmengleichheit den Ausjählag.”). 


Didcefan- Synode, 

$. 15. Die Vertreter der Pfarrgemeinden eines Decanatsbezirfed bilden 
die Didcefan-Synobe. 

Diefe verfammelt fich regelmäßig auf den erſten Montag nach dem 14. 
Julius jeden Jahres und ausnahmsweiſe auf jedesmaliges beſonderes Berufen 
der competenten Behörde am Sitze des Decanates. 

Sie beſteht aus den Pfarrern und Pfarrverweſern, ſowie aus weltlichen 
Abgeordneten. 

Die letzteren, welche ſich zu jenen wie eins zu zwei verhalten, müſſen im 
Decanatsbezirke wohnhaft fein und die im vorigen $. für die Presbyter gefor— 
berten Eigenschaften beſitzen. 





7) Der frühere Tert dieſes $. lautete aljo: 

„In jeder Pfarrgemeinde befindet fih ein einziges Presbyterium, in ber Regel 
aus vier bis acht Mitgliedern beftehend, welche in größeren Pfarreien, nah Anzahl ber 
bazu gehörigen Orte, vermehrt werden können, Die durch die Vereinigung hervorge: 
brachte größere Anzahl des gemeinihaftlichen Presbyteriums foll nah und nad auf obige 
Zahlen reducirt werden, 

Das Presbyterium ergänzt ſich bei Erledigung einer Stelle jelbft, indem die be 
fiehenden Mitglieder, mit Inbegriff des Pfarrers, ein anderes Gemeindeglied erwählen, 
Nur durhaus umbefcholtene und religiös gefinnte Männer follen in die Presbyterien 
gewählt werden, Die Beftätigung ber gewählten Mitglieder kommt den Inſpectionen 
zu, und nur bei Gonteftation der Mahl tritt die Berufung an das Conftftorium zur 
Entſcheidung ein. 

Das Presbyterium beforgt die Aufficht über die Rechnungen, und hat zur Ber 
fejtigung des moralifchsreligiöfen Zuftandes der Gemeinde beizutragen, weßwegen ihm bie 
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Zur Wahl der weltlichen Mitglieder ſchlaͤgt jedes Presbyterium des De— 
canatsbezirkes aus der Geſammtheit der Kirchengemeinden desſelben drei Candi— 
daten vor; das Decanat begutachtet Die Gewählten und das Gonfiftorium be 
ftätigt die Glieder der Synode. Jede beftätigte Wahl it auf die Dauer von 
vier Jahren gültig. 

Wenn eine Pfarrgemeinde aus mehreren Sirchengemeinden befteht, jo haben 
die einzelnen Presbyterien zur Vornahme der Wahl in der Muttergemeinde zu: 
Jammenzutreten, 

Die Wahl findet nach abjoluter Mehrheit mittelft unterjchriebener Stimm: 
zettel ſtatt. 

Wegen Pflihtvernachläffigung, fowie wegen unfirchlichen Verhaltens, un- 
fittlihen Wandels oder unwürdigen Benehmens kann ein Synodalmitglied Durch 
Bejchluß der Synode feiner Function enthoben werden, Gin ſolcher Beſchluß 
bedarf der Beftätigung des Conſiſtoriums. 

Der Decan des Diftricts führt den Vorfig, hat entjcheidende Stimme, 
ordnet den Gang der Gefchäfte, führt die Correſpondenz, beruft zu den orbent- 
lichen Sigungen auf Die beftimmte Zeit, und hat allein das Recht, Die außer: 
ordentlichen, auf höheren Auftrag oder nach vorhergegangener höherer Geneh: 
migung, zu bewirken. Die Synode wählt einen Secretär unter den geiftlichen 
Mitgliedern. 

Das Archiv der Synode befindet fich in der Behaufung des Decans, bei 
welchem auch Die Synoden gehalten werben, wenn derſelbe feinen andern ſchicklichen 
Ort dazu beitimmt. Die Synode hat über die Erhaltung des Kirchenvermögens zu 
wachen, fich über alle Borjchläge, weldye ihr über Veränderung, Einführung von 
Kirchen: und Schulbüchern und über andere Angelegenheiten von höherer Be- 


Befugniß zujteht, den Pfarrgenoffen brüderliche Ermahnungen zu ertheilen, und für die 
Beförderung des religiöfen Schulunterrichts zu forgen, Das Presbyterium jchlägt dem 
Confiftorium nicht blos den Kirchenrechner vor, jondern ihm fteht auch bie jährliche Ab: 
hörung und gutachtlihe Abſchließung der Kirhenrehnungen zu, 

Dafielbe hat ein wachſames Auge auf die Erhaltung des Kirchenvermögens und 
der Kirchengebäude, und forgt für eine gerechte Austheilung des Almoſens unter die 
Hülfsbebürftigen, 

Der Pfarrer ijt bejtändiger Präfes des Presbyteriums, In einer Gemeinde, 
wo mehrere Pfarrer find, jteht der Vorſitz demjenigen zu, weldem Amtswürde und 
Dienftalter diefen Vorzug geben, Er beruft zu auferordentlihen Sitzungen, und ent: 
jcheidet bei Stimmengleichheit, To wie er auch die Ordnung der Geſchäſte feſtſetzt.“ 

Die Abänderung gründet fih auf die durd die General:Synode von 1853 be: 
rathene und durch Allerhöchfte Entſchließung vom 8, Dezember 1853 feitgefegte Wahl: 
ordnung der Presbyterien, Didzefan: und General:Synoden, 
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hörde gemacht werben mögen, unparteiifch zu erklären, fowie überhaupt in Diefer 
Hinficht geeignete Anträge zu machen, 

Ihre Rechte in Bezug auf die Disciplin werden in der — über 
die Kirchenzucht näher angegeben werben, 8) 


Gonfiftorium. 
$. 16. Dur die Allerhöchften Edicte und Verordnungen ift die Com— 
petenz des Gonfiftoriums bereit3 genau beftimmt worden, 


Allgemeine Synode. 
8, 17. Die Vertreter der Decanatsbezirfe bilden Die Generalſynode. 
Sie verfammelt jich regelmäßig alle vier jahre, ſowie außerordentlicher Weiſe 





8) Der frühere Tert diejes 8. Tautete alfo: 

„Die Pfarreien einer Inſpection machen den Diftrict einer Diöcefan- Synode aus, 
Die Geiftlichen der Infpection, jo wie eine Anzahl von weltlihen Mitgliebern, welche 
fi zu jenen, wie eins zu zwei verhalten, und im ganzen Sprengel gewählt werben, 
bilden dieſe Synode. 

Die Wahl der weltlihen Mitglieder findet ftatt, mie folgt: Jedes Presbyterium 
des Sprengel jchlägt drei Canbidaten aus ber Gefammtheit der Gemeinden vor, die In: 
fpection begutachtet den Vorſchlag, das Confiftorium wählt die Glieder der. Synode, und 
das Ober-Eonfiftorium bejtätigt fie. Die weltlichen Mitglieder haben das Recht, nach 
vier Jahren, ohne Gründe anzugeben, aus der Synode auszutreten, Die Ergänzung 
derjelben gejchieht nach der oben angezeigten Form, 

Die Synode verjammelt ſich gewöhnlich alle Jahre, den eriten Montag nad der 
Pfingſtwoche, und außerordentlich auf jedesmaliges Berufen der competenten Behörde, 

Der Inſpector des Diftricts führt den Vorſitz, hat emtjcheidende Stimme, ordnet 
den Gang. der Geihäfte, führt die Correfpondenz, beruft zu den ordentlihen Sigungen 
auf die beftimmte Zeit, amd hat allein das Recht, die außerordentlichen, auf höhern Auf: 
trag oder nach vorhergegangener höherer Genehmigung zu bewirlen. Die Synode wählt 
einen Secretär unter den geiltlihen Mitgliedern, 

Das Arhiv der Synode befindet fi in der Behaujung bes Imfpertors, bei wel: 
chem aud die Synoden gehalten werben, wenn derjelbe feinen andern jchidlichen Ort 
dazu beftimmt. Die Synode hat über die Erhaltung des Kirchenvermögens zu wachen, 
fih über alle Vorfchläge, welche ihr über Veränderung, Einführung von Kirchen: und 
Schulbüchern und über andere Angelegenheiten von höherer Behörde gemacht werden 
mögen, unpartheiiſch zu erklären, jo wie überhaupt in diefer Hinficht geeignete Anträge 
zu machen. 

Shre Nechte in Bezug auf die Disciplin werden in der Verordnung über die 
Kirchenzucht näher angegeben werden,“ 
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mit bejonderer allerhöchfter Genehmigung am Site des Gonfiftoriums unter der 
Leitung eines Mitgliedes diefer Firchlichen Stelle und in Gegenwart eines Königl, 
Eommifjärd, welcher jedoch an den Berathungen jelbit feinen Theil zu nehmen 
hat. — Diefelbe bejteht aus ben Decanats- Vorftänden und den Abgeorbneten 
ber Diöcefanfynoden. 

Jede Diöcefanfynode wählt in ihrer lebten Sigung vor der Epoche ber 
gewöhnlichen Berfammlung der Generalfynode nach abjoluter Mehrheit und 
mittelft unterjchriebener Wahlzettel einen Pfarrer und einen weltlichen Abge- 
orbneten. Die Iegteren müfjen die im $. 14, für die Presbyter geforderten 
Eigenjchaften beißen und können auch aus denjenigen Pfarramtskandidaten 
gewählt werben, welche Aemter befleiden, deren Bejegung durch Geiftliche nicht 
vorgejchrieben ift. 

Außerdem wählt jede Diöcefanfynode zwei Erfaßmänner, einen geiftlichen 
und einen weltlichen, nach den gleichen Beftimmungen, 

Unmittelbar nach der Wahl find die Wahlzettel durch den Vorfigenden, 
ſowie Durch zwei Geiftliche und zwei weltliche Mitglieder zu verfiegeln und 
fammt den Wahlprotofollen von den Decanaten an das Gonftftorium zu fenden, 
welches über das Gefammtergebniß der Wahlen an dad Staatsminifterium des 
Innern für Kirchen: uud Schulangelegenheiten Bericht zn erftatten hat. 

Ueber alle Wahlanftände und Reclamationen entjcheidet das Gonfiftorium. 

Befinden fich unter den weltlichen Abgeordneten folche, welche in Staats- 
oder öffentlichen Dienften ftehen, jo haben dieſelben die erforderliche Urlaubs: 
bewilligung nad) Maßgabe der beftehenden Dienftoorfchriften vor dem Eintritte 
in Die Synode nachzufuchen. 

Jedes Mitglied erhält eine mäßige Reiſe-Entſchaädigung und gleiche 
Taggelber. 

Die von der gegenwärtigen General-:Synobe feftgefegten und von Seiner 
Königl. Majeftät, auf den Antrag des Ober: Gonfiftoriums, genehmigten Be— 
flimmungen über Lehre, Ritus, Liturgie, religiöfen Schulunterricht, Kirchenver- 
mögen und Kirchenverfaffung, können auf feine Art, ohne die Zuftimmung ber 
fünftigen Synode des Rheinkreifes, Mbänderungen erleiden, noch Denfelben etwas 
Entgegenlaufendes verordnet werben, 

Der allgemeinen Synode fteht es zu, Anträge über alle, die Religion 
angehenden Gegenftände und Zweige des Gultus, jo wie fiber die Verwaltung 
des Kirchenvermögens, an das Ober-Eonfiftorium gelangen zu lafjen. 

Dei Beſetzung der erlebigten Gonfiftorialrathe-Stellen wird jederzeit das 
Eonfiftorium mit feinem Gutachten vernommen werben, wobei es jeboch ber 
General-:Synode unbenommen bleiben fol, auch ihre Wünfche hierüber zu äußern. 

Die Archive der allgemeinen Synode werden auf der Kanzlei des Gon- 
ſiſtoriums Binterlegt, und ein Duplicat der Verhandlungen dem Vorftande und 
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dem Königl. Commiſſarius mitgetheilt. Die Sigungen koͤnnen ohne, befondere 
eingeholte Genehmigung nicht über acht Tage dauern; fie fangen mit einem 
feierlichen Gottesdienſte an, und enden Damit.) 


G. Kirchen: Zucht. 


Disciplin gegen Öeiftlihe, Allgemeine und befondere 
Verfügungen. | 
$. 18. Der allgemeinen Synode, dem Gonfiftorium, den Decanen, fo 
wie den Diöcefan-Synoden liegt es bejonders ob, eine ernfte Aufficht über das 
Betragen der Geiftlihen auszuüben, und darüber zu wachen, daß ein ftreng- 
fittliche8 und untadelhaftes Betragen Die Beamten des geiftlichen Standes 
augzeichne, 








9) Der frühere Tert lautete: 

„Die allgemeine Synode wird, mit, Ausnahme des Vorjtandes, aus dem Inſpector, 
einem Pfarrer und einem weltlichen Mitgliede eines jeden Diöceſan-Synoden— Sprengels 
zufammengejegt. Der Inipector ift von Amtswegen ein Mitglied derjelben; die Pfarrer 
aber und das weltlihe Mitglied werden durch die Diöcefan-Synode gewählt, Das bar: 
über aufzujegende Prototoll wird dem Confijtorium in Speier zugefhidt, Der Secretair 
wird von den Mitgliedern unter den Geiftlihen der Synode gewählt, 

In der legten Sitzung der Diöceſan-Synode, vor der Epoche jeber gewöhnlichen 
Verſammlung der allgemeinen Synode, wird zu einer neuen Wahl geißritten, Die näm⸗ 
lihen Mitglieder find immer wählbar. 

Die allgemeine Synode verfammelt ſich alle vier Jahre, den erjten Sonntag des 
Monats September, jo wie außerordentlih, auf jede Aufforderung der competenten Be: 
börde, jammt den Räthen des Gonfiftoriums, unter der Leitung eines Mitgliedes des 
Ober:Confiitoriums und in Gegenwart eines föniglihen Commiſſärs proteftantifcher 
Religion, 

. Jedes Mitglied erhält eine mäßige Reije-Entfchädigung und gleiche Zaggelder, 

Die von der gegenwärtigen General:Synode. fejtgefegten und von Seiner Königl. 
Majeftät, auf den Antrag des Ober-Confiftoriums, genehmigten Beitimmungen über 
Lehre, Ritus, Liturgie, religiöfen Schulunterricht, Kirchenvermögen und Kirchenverfaffung, 
fönnen auf feine Art, ohne die Zuftimmung der künftigen Synode des Rheinkreifes, Ab: 
änderungen erleiden, noch denjelben etwas Gntgegenlaufendes verordnet werben, 

Der allgemeinen Synode fteht es zu, Anträge über alle die Religion angehenden 
Gegenjtände und Zweige des Cultus, jo wie über die Verwaltung des Sirchenvermögens, 
an das Ober-Conſiſlorium gelangen zu laſſen. 

Bei Beſetzung der erledigten Confiftorialraths:Stellen wird jederzeit das Con: 
jijtorium mit feinem Gutachten vernommen werden, wobei e3 jedoch der General:Snnode 


unbenommen bleiben joll, auch ihre Wünſche hierüber zu äußern, 
Oandbuch der Verfaffung und Verwaltung ber prot.seh, Kirche ber Hat. 5 
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„In Anfehung der von der höchſten geiftlichen Behörde auszuübenden 
Dber-Aufficht und der Disciplinar- Strafen gegen Geiitliche werden die Bereits 
hierüber beftehenden Verordnungen, in fo weit folche nicht Durch Die fpäter 
gegebene Gonftitution des Königsreichd modificirt oder aufgehoben worden find, 
ihre Anwendung finden.” 

Der Diſtricts-Decan iſt ermächtigt, bei leichteren Verſtößen oder Unter: 
lafjungen im Dienfte, den Geiftlichen mit brübderlichen Grmahnungen, mit Ver: 
weifen, ſelbſt mit Androhung ber Stellung vor die höhere Behörde zu Beftrafen. 


Sind dieſe letztern Behandlungen ohne Folgen geblieben, jo Fann er ihn 
zur Ertheilung der censura fratrum befcheiden, jedoch darf dieſe Strafe nur 
im Stillen und in Gegenwart von zwei der älteften Geiftlichen, Diöcefan-Syno- 
dalmitgliedern, angewendet werden. | 

Wenn dieſe Straf-Arten erfchöpft find, oder Die zu beftrafende Handlung 
einen folchen Charakter der Schwere hat, daß fie nicht unter eine leichte Strafe 
fubfumirt werden kann, fo benachrichtigt der Decan oder auch Die Synode Das 
Gonfiftorium von dieſem Falle, welches dann verordnungsmäßig einzufchreiten hat. 

Wegen Fahrläßigkeit, Leichtfinnes, Unfleißes, Unfittlichkeit, Verlegung der 
Amtspflicht und anderer Handlungen, weldye nicht durch bie Strafgejeße als 
Vergehen bezeichnet find, laͤßt Das Gonfiftorium dem Bejchuldigten durch das 
Decanat Verweiſe geben oder ladet Denfelben zu Diefem Zwede vor eine feiner 
Sigungen, oder wird wegen der nöthigen Beſtrafung Die weitern Maßregeln 
im Umfange feiner Gompetenz veranlaffen, 


' Zür den Verurtheilten findet die Berufung an das Ober - Gonfiftorium 
binnen 14 Tagen ſtatt. 

Hat das Gonfiftorium eine dreimalige Disciplinar- Beftrafung in Ver— 
weifen und Geldftrafen ausgefprochen, oder ift die Sufpenfion von höherer 
Behörde verfügt worden, ohne daß der Beitrafte fich gebeſſert hätte; fo kann 
nach einer weitern fruchtlos gebliebenen Ermahnung, auf den Antrag des Con— 
ſiſtoriums, das Ober - Eonfiftorium denſelben mit Dienftentlaffung belegen, ober 


ihn verſetzen. 3%) 





Die Archive der allgemeinen Synode werben auf ber Kanzlei des Confiftoriums 
hinterlegt, und ein Duplicat der Verhandlungen dem Borjtande und dem königlichen 
Commifjarius mitgetheilt. Die Sitzungen können ohne befondere eingeholte Genehmigung 
nicht über acht Tage dauern; fie fangen mit einem feierlichen Gottesdienjte an und enden 
damit, 

10) Allerhöchſte Entſchließung vom 16. Mai 1828 auf die Beſchlüſſe der Ge— 
neral-Synode von 1825, Nr. XIII.: „Wir genehmigen, daß die Verſetzungen der 
Geiſtlichen unter den Strafbeſtimmungen des 8. 18 der Vereinigungs-Urkunde weggelailen 
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„Erfordert es das Mohl einer Gemeinde, ihren Geiftlichen zu verjeßen, 
ohne daß dieſes als Strafe ausgeſprochen tt, fo Darf derfelbe nicht in dem 
Gejammt-Bezuge feines Gehalts beeinträchtigt werben,“ 

Gegen die Derane wird auf die nämliche Ark durch das Gonfiftorium 
verfahren. Die Geijtlichen der Diöcefan-Synoden find befugt, ihre Bejchwerden 
gegen den Decan, entweder einzeln oder in corpore, auf dem geeigneten Wege 
an das Gonfiftorium zu bringen, 


Kirhen-Disciplin, in Bezug auf die proteſtantiſch— 
evangeliſch-chriſtlichen Pfarr: Genoffen. 


$. 19. Die Strafen der Kirche gegen ihre Gläubigen können nicht in 
das Gebiet des eigentlichen bürgerlichen Strafrechts übergehen; fie beftehen 
baher wur in rein-geiftlihen Anwendungen, als 3. B.: in brüderlihen Er— 
mahnungen, Entfernung vom heiligen Abendmahle, interimiftiicher Ausfchließung 
aus der Kirchengemeinde, und in der Excommunication. 

Der. Pfarrer darf einem jeden Kirchipield« Genoffen angemeſſene Er— 
mahnungen und Verweiſe geben, jedoch mit Berüdfichtigung der beſtehenden 
Allerhöchſten Edicte, befonders jenes vom 26. Mai 1818, Im Falle, daß dieſe 
fruchtlos wären, ift der Fehlende vor das Presbyterium zu ftellen. 

Nach Beichaffenheit der Umftände kann das Presbyterium temporäre 
Ausichliefung aus der Kirchen: Gemeinfchaft verhängen. Die Excommuni— 
cation aber fteht nur dem Gonftjtorium zu, vorbehaltlich der Berufung an das 
Ober » Gonfiftorium. Ueber die ausgefprochene Excommunication hat das Con— 
fiftorium, mit Einfendung der Acten, Bericht zu erftatten. 


Kirchen-Viſitationen. 


$. 20. Die Kirchen-Viſitationen ſollen alle zwei Jahre von dem Decane 
vorgenommen werben, 11) 
Sie follen zum Gegenftande haben: 
a) den fittlichen und religiöfen Zuftand der Gemeinde zu erforjchen ; 
b) das Verhalten des Pfarrers, des Presbyteriums md der Kirchendiener, 
in Hinficht ihrer Amtsführung und ihres fittlichen Betragens genau 
fennen zu lernen; 





werben, wollen aber auch, daß der fraglichen Stelle eine dem $. 19 litt. o des Edictes 
über die inmern Angelegenheiten der proteftantiichen Kirche deutlich entjprechende Faſſung 
gegeben werde.” 

19 Allerhöchſte Entjchließung vom 29. Dezember 1846 auf die Beſchlüſſe der 
General:Eynode von 1845, X. Nr. 4, wodurch ftatt der jährlichen Viſttation eine ſolche 
nach Berlauf von je zwei Jahren für jede Gemeinde angeordnet worden ift. 
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ec) fi) über die zweckmaͤßige Einrichtung und Die glüdlichen Fortſchritte 
des religiöfen Schul-Unterrichts Nechenjchaft ablegen zu laſſen; 

d) die öconomiſche Lage der Firchlichen Gemeinde, den Zuftand ihrer 
Güter und Gebänlic;keiten, jo wie ihres Vermögens überhaupt, jorgjam 
zu unterjuchen; 

e) die Pfarr-Regiftratur und Die Kirchenbücher einzujehen, und zu beren 
Erhaltung das Nöthige anzuordnen, 


Gintheilung der Didcejen oder Decanate, 

$. 21.: In. der Regel wird im jedem Land-Commiſſariate des Nheinfreifes 
ein Decanat errichtet ober beibehalten, in joferne die Anzahl der Pfarreien nicht 
zu groß ift. 

In letzterem Falle kann nad) Umständen ein Land: Gommiflariat auch 
mehrere Decanate umfafjen. _ 

Die Filialorte einer Pfarrei bleiben der Negel nad) bei dem Hauptorte, 
wenn fie auch in einem andern Land-Commiſſariate gelegen fein follten. 

Wo bei der neuen Gintheilung zwei Decane in einem Decanate fich 
befinden, werben dieſelben für ihre Lebenszeit beibehalten, und können entweder 
die Geſchaͤfte unter fich theilen, oder fonft eine zweckdienliche Uebereinkunft treffen, 


| $. 6. 
Die Anträge und Beſchlüſſe der General: Synoden von 1821 
bis 1857 einichließlich nebft den hierauf ergangenen 
Allerhöchſten Königlihen Entichließungen. ') 





I. Die Verhandlungen der General: Synode von 1821. 


A. Allgemeiner Bejhluß der Öeneral:Synode des Rhein- 
freijes über das Rejultat ihrer Sitzungen vom 
2. bis 15. September 1821. 

Nachdem ſich in Gemäßheit des Allerhöchften Reſcriptes Sr. Königlichen 
Majeftät vom 13. Juli 1821 die proteftantiiche General: Synode des Rhein— 
kreiſes am 2. September desjelben Jahres zu Kaiſerslautern unter der Leitung 
eines Mitgliedes des Königl. Oberconfiftoriums und in Gegenwart: eines Königl. 





1) Es iſt nicht zu überjehen, dak nur diejenigen Beichlüffe der General:Synode 
als rechtsgultig zu betrachten jind, welche die ausdrüdliche Genehmigung Sr. Ma: 
jeftät des Königs erlangt haben, 
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Commiſſarius außerordentlich verfammelt hatte, um durch Beurtheilung und An: 
nahme Der neuen, im 8. 11, 9te, 11te, 12te und 13te Alinea der Vereinigungs-Ur- 
Funde von 1818 beſchloſſenen Firchlichen Bücher, nämlich der Agende, des Ge: 
ſangbuchs und des Katechismus, die glüdlichen Refultate der Synode von 1818 
zu vervollftändigen umd dadurch das jchöne Werk der Confeſſions⸗Vereinigung 
zu vollenden, faßte dieſelbe in ihren Sitzungen vom 2., 4., 5., 6., 7., 8., 10., 
11., 12., 13., 14. und 15. September d. J. Die nachftehenden, in ihren Stkungs- 
Protofollen näher entwidelten Bejchlüffe, unter Vorbehalt dev Allerhöchiten Ge: 
nehmigung St. Königl. Majeftät, nämlich: 


a) Geſangbuch. 

1. Das von der im Jahre 1818 ernannten Gommiffion nunmehr ber 
General⸗Synode zur Beurtheilung übergebene Geſangbuch, wobei vorzüglich Die 
neue Bweibrüder Lieder-Sammlung zum Grunde gelegt worden, mit Benützung 
der befjern neuen Gefangbücher, mit zwedmäßiger Erweiterung und Bereicherung 
in mehreren Rubriken, ſodann mit beftändiger Fefthaltung der von ber prote: 
ftantifch-evangelifchschriftlichen Gefammtgemeinde nach Inhalt und Form ausge⸗ 
ſprochenen Grundſätze, iſt nach umſtändlicher Prüfung als dem vorgeſehzten wich: 
tigen Zwecke vollkommen entſprechend, zum Geſangbuche ber vereinigten prote— 
ſtantiſchen Gemeinde des Rheinkreiſes auf- und angenommen. 

2. Dasſelbe ſoll im Allgemeinen nach den Rubriken des Katechismus 
geordnet und abgetheilt und auf die Zahl von höchſtens 600 Liedern beſchränkt, 
mit kurzem Vorbericht, vollſtaͤndigem Inhaltsverzeichniſſe und den nöthigen Re— 
giſtern verſehen, nach vollendeter, definitiver Redaction und erhaltener Beftäti- 
gung und Genehmigung de3 Königl, Oberconfiftoriums, zum Beten der Pfarr: 
wittwenfaffe, jedoch zu möglichft wohlfeilen Preifen, in gedoppelter Ausgabe, 
anftändig und jchön, auf gutem Papier, unverzüglich gebrudt werden. 

3. Für eine wohlgetroffene Auswahl der befannten und befjern Melo: 
dien fol geforgt, die Benennung derſelben Far angedeutet, und bei der jedes: 
maligen erſten Aufführung einer neuen Melodie in dem Gefangbuche die Noten 
beigefügt werden. In dem beſonderen Choralbuche ſoll, neben der eigentlichen 
Benennung, jedesmal auch noch die Stammmelodie bemerft werden. Der Dis- 
cant wird vierftimmig, der Baß hingegen einfach, mit einer bloßen Bezifferung 
geſetzt. Für eine möglichft wohlfeile Ausgabe foll durch Steindrud geforgt und 
jede Pfarr: oder Filial-Kirche zur Anjchaffung eines Exemplars verpflichtet wer- 
den, Sämmtliche Melodien jollen außerdem, in getrennte Stimmen, zum Ge— 
brauch der Schuljugend gefeßt werden. Sowohl das Choral: ald das Melo- 
dienbuch werben im Diskant-Schlüfjel herausgegeben. 
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b) Katechismus. 

4. Das von der hierzu ernannten Commiſſion vorgelegte Leſebuch unter 
bem Titel: „Katechismus dev hrütlihen Glaubens: und Tugendlehre, 
„zum Gebrauche bei dem Unterrihte in den proteftantijch = evangelifch = riftlichen 
„Schulen des F. bayerischen Rheinkreiſes,“ abgefaßt nach dem gebrudten Kate: 
„chismus der evangelifchen Volksſchulen von M, Gottfried Leopold Echrader, 
„Leipzig 1820”, nach dem Handjchriftlichen Katechismus des Dean Wanzel von 
Kirchheimbolanden mit jorgfältiger Vergleichung der hieher gehörigen Arbeiten 
von Harder, Krummacher, Dlshaufen, BZiegenbein, Pithan, Zimmer und vieler 
anderer berühmter Katecheten, ift, nad) umftändlicher und wohlerwogener Prü— 
fung jedes einzelnen Artikels, mit Den Dabei gemachten Abänderungen und Ver: 
befferungen, als Religions lehrbuch Der vereinigten proteftantiichen Kirche des 
Rheinkreijes aufs und angenommen. 

5. Da dasjelbe in neun Pauptabtheilungen, für die Glaubenslehre un: 
gefähr 180 und für Die Tugendlehre etwa 120 Fragen enthält, mithin zum Aus: 
wendiglernen für die jüngeren Kinder al zu umſtänd lich erjcheinen 
dürfte, jo warb beſchloſſen, die Hauptfragen nebjt ihren Autworten, jedoch ohne 
bejonderen Nachtheil für die wohlgeorpnete Defonsmie des Ganzen, mit größerer 
oder gefperrter Schrift abdruden zu laſſen. 

5. Den verjchiedenen Abjchnitten de3 Katechismus jollen die Nummern 
der hierauf vorzugsweife ſich beziehenden Lieber beigejeßt werben. 

6. AS Anhang zu dem Katechismus follen die jogenannten fünf Haupt- 
ftüde hriftlicher Lehre, jedoch ohne alle Erläuterung durch Frage und Antwort, 
abgebrudt, jodanı nad) Maßgabe des Raums und ohne die nothwendige Bogen- 
zahl zu vermehren, einige Schulgebete und Sittenſprüche, wie, audy eine kurze 
hiftorifche Notiz von der Entwidelung der proteftantichen Kirche dergeſtalt bei— 
gefügt werben, daß, obgleich unter der nämlichen Seitenzahl fortlaufend, ben- 
nod) Diefer Anhang auf Verlangen bejonders abgegeben werden fönne. 

7. Der Commiſſion oder dem Königl. Gonfiftorium ift es überlafjen, bei 
ber definitiven Nedaction des Katechismus alle Diejenigen Veränderungen, 
Rundungen und Gorrectionen vorzunehmen, welche Zuſammenhang und Stellung 
etwa erfordern dürften, ohne jedoch im Geringften von den durch die General: 
Synode angenommenen Lehrjyfteme abzuweichen oder den barin herrſchenden 
rein chriftlichen und rein proteftantijchen Geift zu beeinträchtigen. 


ce) Kirhenagende, 

8. Da die von der Commiſſion zur Beurtheilung vorgelegte „Agende 
für die proteftantijchzevangelifchschriftliche Kirche des Rheinkreiſes“, in ihren zwei " 
Abtheilungen, d. h. Gebete und Formulayien, bei den erjtern in jechs Haupt: 
rubrifen und bei den andern in neun Rubriken, Nichts enthält, was nicht mit 
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ben Grundſaͤtzen der vereinigten proteſtantiſchen Gemeinde vollkommen überein⸗ 
ſtimmte, durchaus von reinschriftlichem Inhalte iſt, das Erforderliche in einfacher, 
berzlicher, allgemein verftändlisher und würdiger Sprache vorträgt, auch mit hin- 
reichender und zwedmäßiger Mannigfaltigkeit ausgerüjtet und nad) den Bebürf: 
niffen der Bildungsitufen und der verjchiedenen Stände eingerichtet ift, jo wird 
ſolche als das liturgiſche Handbuch für ſämmtliche Kirchen des Rheinkreiſes von 
der General-:Synode erklärt und angenommen, um alö joldes, nad erhaltener 
Beitätigung des König. Oberconfiftoriums allgemein eingeführt zu werben. 

9. Dem Königl. Eonfiftorium bleibt es überlafjen, für die definitive Re— 
daction dieſer Agende, deren Abdrud und Debit zum Vortheil der Pfarrwittiwen- 
kaſſe wie bei den übrigen kirchlichen Büchern zweddienlihe Fürforge zu treffen. 


d) Beſondere Gegenftände. 

10. Das Königl. Oberconfiftorium joll erfucht werden, bei der Aller: 
höchſten Stelle um Abänderung des $. 3 der gebrudten Vereinigungs-Urkunde, 
ald den von der General-Synode im Jahre 1818 angenommenen Grundjäßen 
in Glaubens: und Gewifjensjachen (wobei fie fich förmlich und feierlich ver- 
wahrt) zumwiderlaufend, allerumnterthänigit nachzufuchen, und flatt besjelben Die 
nachſtehende Abfafjung in allerehrerbietigiten Vorſchlag zu bringen: 

„Die proteftantifch evangelijch =chriftliche Kirche hält die allgemeinen 
„Symbola und die bei den getrennten proteftantifchen Gonfejjionen ge 
„bräuchlichen ſymboliſchen Bücher in gebührender Achtung, erkennt jedoch 
„feinen andern Glaubensgrund noch Lehrnorm, ald allein Die Heilige Schrift.” 
11. In das Symbolum apostolicum foll, um bie früherhin bei den 

getrennten Gonfejlionen bejtandenen Berjchiedenheiten gänzlich zu bejeitigen, das 
Wort allgemeine aufgenommen, und amnftatt abgeftiegen der Ausdruck 
niedergefahren gebraucht werben, 

12. Hinfihtlih der in Anregung gebrachten Abendgotteddienfte am 
Schluſſe des Jahres ward, in jo weit ſolches Die Zeitbeftimmung betrifft, be: 
jchloffen, daß Diejelbe den Geiftlichen nach den Umftänden, nady dem Herfommen 
und nad den Bebürfniffen der Gemeinden überlafjen bleiben folle, 

13. In den Bormerkungen zu den Taufformularien, wird, um mehreren 
Schwierigkeiten vorzubeugen, die Erinnerung beigefügt werden, daß der Geiftliche 
dem Rinde in der Taufe feinen andern Namen beilegen dürfe, als den, welchen 
es nach dem durch den Bürgermeijter ausgefertigten Auszug oder Note aus den 
Givilftands-Regiftern, führen ſoll. 

14, Hinfichtlic der vom Staate über Die proteftantijchen Stiftungsgüter 
durch die VBerwaltungsbehörden, ausschließlich der Firchlichen Behörde ausgeübten 
Guratel, wünjcht die Generale Synode, daß dieje für das Interefje und Die 
ungeftörte Erhaltung ber proteſtantiſchen Kirche höchft wichtige Angelegenheit, 
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von dem Koͤnigl. Oberconfiftorium nochmals Allerhöchſten Ortes in Antrag 
gebradht, und die Bitte geftellt werben möge, daß wenigſtens die jährlichen 
Büdgets über das firchliche Vermögen den refp. Firhlichen Behörden zur Ein: 
ficht und Beiftimmung vorgelegt werden möchten. 

15. Ebenfalls Außert die General» Synode den Wunſch, das Königl. 
Oberconfiftorium möge Allerhöchften Drtes Fräftige Maaßregeln veranlafjen, 
um dem beunruhigenden Umfichgreifen des Profelytenmachens von Seiten mancher 
fatholifchen Geiftlichen Bald möglichit zu feuern, und dadurch das Wohl und 
die heiligjten Rechte der Individuen und Seanilien, jowie Die Handhabung der 
Grundgeſetze des Staats zu ſichern. 

16. Das Königl. Conſiſtorium des Rheinkreiſes ſoll erſucht werden, 
ein allgemeines Regulativ, worin das Minimum der Caſualien zu beſtimmen iſt, 
bald möglichſt zu entwerfen. 

17. Eben dasſelbe wäre zu erſuchen, dahin zu wirken, daß auf Begehren 
der Pfarrer eine neue Reviſion der ſie betreffenden Faſſionen contradictoriſch 
gemacht werden Fönne, 

18. Die General-Synode äußert ferner den Wunſch, daß eine gleich: 
förmige Einführung und Haltung der Stirchenbücher nad) einem worgejchriebenen 
Schema durch gedrudte Negifter von dem Königl, Gonfiftorium veranftaltet 
werden möge. 

19. Da die Verordnung, nad welcher feine Stirchenälteften aus der 
Zahl der Schöffen ober Gemeinderäthe gewählt werden dürfen, auf Das Intereſſe 
des proteftantifcehen Kirchenweſens bei Beſetzung der Presbyterien nachtheilig 
einwirkt, jo erfucht die General-Synode das Königl. Conſiſtorium zu geeigneten 
Schritten, um hierin eine Abänderung bei der Königl. Regierung des — 
zu veranlaſſen. 

20. Das Königl. Conſiſtorium wäre ebenfalls zu erſuchen, hinſichtlich 
der bei der General-Synode in Antrag gebrachten Verlegung der Kirchweihfeſte 
auf einen und den nämlichen Tag, zur Verhütung mannigfaltiger Ausſchweifungen 
und Unfälle bei Königl. Regierung die geeigneten Echritte zu machen. 

21. In Rückſicht auf den Worfchlag, die in einigen Gemeinden des 
Rheinkreifes gebräuchlichen Wochengottesdienfte in Katechifationen mit Gefang 
und Gebet umzuwandeln, warb befchloffen, daß dieſes da wo jene Wochen- 
gottesdienfte Bisher jtattfanden, auf Die vorgefchlagene Weife angeordnet werben 
foll und in den übrigen nach dem Localbedürfniffe von dem Königl. Gonftftorium 
nach Anhörung der Presbyterien eingeführt werden Fönne. 

22. Damit auch für das Königl. Militär der Gottestienft möglichft 
geregelt werde, jo äußert Die General- Synode den Wunſch, das Königl. Con— 
fiftorium möge die Pfarrer anweifen ſich hierüber mit dem Königl. Militär- 
Gommandanten zwedmäßig zu benehmen. 
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23. Das nämliche hinfichtlich der Züchtlinge in den Gefängniffen wäre 
dem Königl. Gonfiftorium zur geeigneten Benehmung mit der Königl. — 
dringend zu empfehlen. 

24. Ein Antrag, die Lehrbücher in den proteſtantiſchen Schulen, vor: 
züglich aber Die bisher gebräuchliche biblische Gejchichte mit den von ber 
Beneral: Synode ausgefprochenen Grundfägen in Einklang zn bringen, warb 
dem Königl. Conſiſtorium zur ganz befondern Berüdjichtigung empfohlen. 

25. Da die Nothwendigfeit einen befondern Unterftüßungsfond zur 
Bezahlung von Vicarien für ſolche Geiftliche zu Bilden, welche Krankheit halber 
oder aus andern Gründen ſich im Falle befinden dürften ihr Amt momentan 
durch andre verfehen zu laffen, allgemein gefühlt worden, fo bejchloß Die General- 
Synode für diefen Behuf eine eigene Kaffe zu Bilden, wozu jeder Geiftliche 
jährlich ein halbes Procent feiner Pfarr-Einfünfte beizutragen hätte, wobei es 
jedoch einem jeden derjelben frei ftände, dieſem Inſtitute beizutreten oder nicht. 
Das Königl. Gonfiftorium wäre zu erfuchen, dieſen Vorſchlag den jämmtlichen 
Geiſtlichen des Rheinkreiſes mitzutheilen, Diefelben zur Theilnahme an einer fo 
wohlthätigen Einrichtung einzuladen und im Falle eines glüdlichen Erfolgs die 
nöthigen Statuten für die Theilnehmer wie für die Verwaltung feftzufeßen. 


26. Der Wunfch, ſämmtliche protejtantiiche Pfarrämter des Rheinkreiſes 
wie in den übrigen Kreifen des Königreich! mit amtlichen Siegeln zu verjehen, 
fol dem Königl. Gonfiftorium zur geeigneten Maaßnahme zu erfennen ge 
geben werben. 

27. Da die von jämmtlichen Geiftlichen geforderte jährliche Einfendung 
von Predigten in der Ausführung bedeutende Schwierigfeiten gefunden hatte, 
io äußerte die General:Synode den Wunfch, es möge der obern kirchlichen 
Behörde gefallen, dieſe Maaßregel in Zukunft nur auf die Pfarramtscandidaten 
des Rheinkreiſes zu beichränfen und die wirklich im Amte ftehenden Pfarrer 
davon zu befreien. 

28, Um der proteftantifchen Kirche des Rheinkreiſes ihre ganze Würde 
und Kraft beftens zu fichern, bejchloß Die General-Synode auf ftrengen Vollzug 
der gefeglichen Beftimmungen gegen diejenigen Geiftlichen, welche fich ihres 
Amtes unwürdig zeigen dürften, gehörigen Ortes anzutragen, 

29. Dem geäußerten Wunfche, bei der allerhöchften Stelle darum ehr- 
furchtsvoll nachzufuchen, daß in Zukunft Die General-Synode des Nheinfreijes 
immer in der Bezirfsitabt Kaiferdlautern, als der Wiege der glüdlichen Ver: 
einigung beider ehemals getrennten Confeſſionen gehalten und immer ein Mitglied 
der proteftantifch:evangelifch-chriftlichen Kirche zur; Leitung derſelben abgeorbnet 
werben möge, ward die einftimmige Sanction der General-Synode ertheilt und 
das Königl. Conſiſtorium erfucht, hierin Die weitern Schritte zu machen. 
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30. Endlich wurde von der General-Synode in herzlicher und rührender 
Uebereinſtimmung beſchloſſen, Sr. Majeſtät dem allgeliebten Könige und Vater 
des Vaterlandes die Gefühle des Dankes und der Verehrung auszudrücken, 
wovon ſich die Verſammlung durchdrungen fühlt, nicht allein für die bisher der 
proteſtantiſchen Kirche des Rheinkreiſes huldreich bewilligten Wohlthaten, ſondern 
auch für den neueſten Beweis der allerhöchſten Gnade in dem Geſchenke einer 
anſehnlichen Summe für die Salarirung aus Staatmitteln derjenigen Geiſtlichen 
in dem Lande zwiſchen Queich und Lauter, welche bisher dieſen Vortheil 
entbehrt hatten. 


Nach Anhörung ſämmtlicher Artikel dieſes allgemeinen Beſchluſſes ward 
von der General-Synode erklaͤrt, daß derſelbe wirklich und förmlich die in 
ihren Sitzungen vom 2. bis 15. September incl. feitgefegten Beftimmmungen, 
Anträge und Wünjche enthalte und daher als vollftändiger Ausdrud der Ver: 
jammlung über die ihr zur gemeinfchaftlichen Berathung vorgelegten Gegenftände 
angejehen werben folle und müfle. 

Hierauf haben jämmtliche Mitglieder der General: Synode den Yegen- 
wärtigen Schluß ald das allgemeine Rejultat ihrer Verhandlungen eigenhändig 
unterjchrieben. 


B. Auf dieſe Beſchlüſſe iit unterm 20. Juni 1822 nadhfolgende 
Allerhöchſte Entſchließung ergangen: 


Wir haben Uns über die Verhandlungen der im September v. J. ge— 
haltenen General = Synode der Proteſtanten im Rheinkreiſe und über Deren ge— 
faßten Bejchlüffe und Wünjche Vortrag erftatten laſſen und Darauf nach Antrag 
Unfers proteftantifchen Ober = Gonfiftoriums bejchloffen, wie folgt: 

1. Ad $. 1—9 genehmigen Wir die Einführung des von Unferem Ober- 
Gonfiftorium auprobirten Gejangbuches im Nheinkreife und werben über 
das einzuführende Religionslehrbud für die Schulen, jo wie über bie 
Kirchen-Agende feiner Zeit gleichmäßige Entjchliefung ertheilen, wenn 
die hierüber zu erjtattenden Berichte Uns vorgelegt fein werden. Ueber 
die zu beftimmenden Preife dieſer Schriften und die für die Rheiniſche 
Pfarr-Wittwenkaſſe zu entrichtende Abgabe davon, erwarten Wir weis 
tere Anträge. 


2. Ad $.10. Wollen Wir zwar der vorgejchlagenen Faſſung des Dritten 
Paragraphes der Vereinigungs = Urkunde, Die ſymboliſchen Bücher be- 
treffend, Unjere Genehmigung nicht verjagen, da die Mehrheit in 
Unjerm Ober : Gonfiftorium Diefelbe für genügend erflärt hat. Jedoch 
ift die General-Synobe auf die Gefahr aufmerkſam zu machen, welche 
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daraus für die Einheit der Lehre entitehen könnte, wenn feine Lehr: 
norm gegeben und jedem Geiftlichen freigeftellt würde, die Glaubens 
wahrheiten nach eigener Anſicht der heiligen Schrift vorzutragen, 
Diefer Gefahr vorzubeugen, Haben alle chriftlichen Religionägefell- 
ichaften für nothwendig erkannt, Die Hauptlehren des Chriſtenthums 
in ihren Befenntnißjchriften niederzulegen, wie denn die, allen dhrift- 
lichen Confeſſionen gemeinfchaftlichen und deßhalb allgemein ges 
nannten, Symbola feinen andern Zwed haben follten. 

‚ Ad $. 14. Die Verwaltung der protejtantifchen Stiftungsgüter be 
treffend, behalten Wir Uns weitere Entjchließung vor und haben ad 
$. 15 Unfere Regierung des Rheinkreiſes angewiejen, in Anjehung des 
Proſelytenmachens von Seiten der katholiſchen Geiftlichfeit, worüber 
die General: Synode Beichwerbe führt, in jebem vorkommenden Falle 
nach der Gonftitution und den bejtehenden Gejegen zu verfahren, 

Ad $. 19. Haben Wir Unferer Regierung des Rheinkreiſes 
‚Bericht abfordern Taffen, aus welchen Gründen fie die Wahl der 
Schöffen und Gemeinderäthe zu Presbytern unterfagt hat und werden 
hierauf weitere Entſchließung ertheilen. ?) 

Ad $. 20. Werden Wir e8 gerne jehen, wenn Die Verlegung 
der Kirchweihfeſte auf Einen Tag ausgeführt werden kann, weßhalb 
das Conſiſtorium zu Speyer anzumeijen ift, ſich mit Unſerer Regierung 

zu benehmen, 

Ad $. 24. Haben Wir Unfere Regierung des Rheinkreiſes 
angewieſen, der Beſchwerde über Einführung katholiſcher Lehrbücher 
in den proteſtantiſchen Schulen abzuhelfen. 

Ad $. 26. Genehmigen Wir die Einführung der Decanats 
und Pfarramts-Siegel in der Art, wie ſolche in den übrigen Kreiſen 
bereits geſchehen iſt. Unſer Ober-Conſiſtorium hat daher ein Ver— 
zeichniß der erforderlichen Siegel vorzulegen; worauf Wir weitere 
Befehle ertheilen werden. 

Ad 8. 29. Unterliegt es keinem Anſtande, daß die General: 
Synoden jederzeit in Kaiſerslautern gehalten werden können, ſo lange 
nicht eintretende Verhältniſſe eine Abänderung nöthig machen ſollten. 


> 


2) M.⸗E. vom 11. Januar 1823, Nr. 2.: „Da kein Grund vorhanden ift, 
warum die weltlihen Ortsvorfteher nicht auch zugleich ein kirchliches Vorſteheramt beklei: 
den könnten, fo foll die Wahl der Presbyter einer jolhen Beſchränkung nirgends unter: 
worfen werden, und das um fo weniger, als es für die Zwecke jelbit förderlich erſcheint, 
wenn die geiftlihen und weltlichen Vorgejegten in ben nämlichen SEEN orig 
werben fönnen.“ 
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Dabei ift Uns aber der weiter geäußerte Wunſch der General-Synode 
mißfällig gewefen, zur Leitung berjelben immer den nämlichen Rath 
Unjerd Ober-Gonfiftoriums abzuordnen, da dieſe Bitte ein ımgerechtes 
Mißtrauen in die Mitglieder der oberften Firchlichen Behörde voraus: 
ſetzt und Wir Uns in der Wahl des Abzuorbnenden nicht bejchränfen 
zu laſſen geſonnen find. 

Die bier nicht berührten Punfte werden der Beftimmung oder 
weitern Ginleitung Unferd Ober: Gonfiftoriums überlaffen. 

Uebrigens verſichern Wir die Mitglieder der General: Synode 
Unfere Allerhöchfte Zufriedenheit mit ihrem auch Diefesmal bewiefenen 
Gifer und ihrer einfichtigen Tätigkeit zur immer vollfommneren Be— 
gründung des proteftantifchen Kirchenweſens, und werben Diefer wich— 
tigen Angelegenheit jederzeit mit Theilnahme Unſere Tanbesväterliche 
Sorge wibmen, 


1. Die Verhandlungen der General = Synode, von 1825. 


A. Allgemeiner Beſchluß der proteftantifhen General-Synode 
des Rheinfreifes vom Jahre 1825. 


Die in Gemäßheit des allerhöchſten Decrets vom 23. Juni I. J. nach 
den vorgejchriebenen Formen verfammelte protejtantiiche General» Synode‘ des 
Rheinkreiſes hat in ihren Sikungen vom 28. Auguit bis 10. September l. 3. 
die nachftehende Reihe von Bejchlüffen gefaßt, welche in ihren wejentlichen Be— 
ftimmungen den Gegenftand des gegenwärtigen Hauptantrages, nach Vorfchrift 
der Gefchäftsordnung ausmachen, wovon aber Die umftändlichere Entwidelung 
und Feftfeßung den Sitzungs-Protocollen und deren Beilagen, jo wie Den abge: 
jonderten Berichten des Königl. Gonfiftoriums vorbehalten bleiben muß. 

In dem 4. $ des vorerwähnten allerhöchſten Decretes find Diejenigen 
Berathungsgegenftände bezeichnet, welche der Verſammlung vorzulegen waren, 
und die fie, nach Maßgabe der den verfchiedenen Ausjchüffen aufgegebenen Vor: 
arbeiten, wirflich erledigt Hat. 

1. Revifion des neuen Religionslehrbudes. 

Aus den im Protocolle vom 5. September entmwidelten wichtigen Motiven 
ward beſchloſſen, zu Feiner neuen Nevifion des Katechismus vor der Hand zu 
ſchreiten, vielmehr Denjelben unverändert zu lafjen. 


2. Nochmalige Berathung über den $. 3 der Vereinigungs— 
Urfunde mit Bezugnahme auf die allerbödfte Entfhließung 
vom 20. Juni 1822, i 
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Diefer Artifel könne und folle, aus höchſt achtbaren Gründen, feiner 
Abänderung unterliegen und wäre daher in feiner gegenwärtigen Abfaffung 
buchſtäblich aufrecht zu halten, 

3, Die einzuführende Kirhenordnung wäre nad dem vorges 
legten Entwurfe von dem hiefür ernannten Ausjchuffe vollftändig auszuarbeiten, 
um der nächſten General-:Synode zur Prüfung und Annahme vorgelegt zu werben. 
Dagegen wäre die bereit3 in der Synode vom Jahre 1821 angenommene Slirchen- 
Agende, nach erhaltener Allerhoͤchſter Genehmigung, unverzüglich dem Drucke 

zu übergeben. 

4. Eine Inſtruction zum Gebrauche der neuen Religions— 
bücher ſei nach. dem vorgelegten Plane und nah Maßgabe des $. 12 der 
Bereinigungs = Urfunde von dem Königl. Confiftorium anzufertigen. 

d. Die Berathungen über Belebung der Sonntagsfeier 
und der Neligiofität überhaupt führten zu Dem Bejchluffe, dab Die über 
diefen Gegenftand geftellten zweckmäßigen Anträge dem König; Gonfiftorium zur 
jorgfältigften Erwägung und baldmöglichiten Verwirklichung zu. übergeben feien. 

6. Die. Feftfehung allgemein gültiger Normen für die 
Pfarrwittwen-Natification ward in einem umftänblichen Entwurfe 
durchgeführt, um von den obern geiftlichen. Behörden ber Allerhöchften Stelle 
zur Genehmigung unterlegt zu werben. Zugleich wäre Ge. König, Majeftät 
allerunterthänigft zu bitten, geruben zu wollen, daß Die nad) der Natificationg- 
Ordnung einzuleitenden Verhandlungen von den Koften des Stempel und der 
Einregiſtrirung befreit bleiben. 

7. Die Borlage der Verhandlungen über die Wittwen: 
faffe brachte nach umftändlicher Grörterung aller dahin gehörigen Artifel dag 
befriedigende Rejultat, e3 ſei im Allgemeinen bei der biöherigen Verwaltungs: 
weije. zu belaffen, jedoch wären Die von ber General = Synode angenommenen 
näheren Beftimmungen über mehrere Punkte der Verordnung in dieſe aufzu- 
nehmen und barüber Die Allerhöchite Genehmigung alluntertHänigft nachzufuchen. 

8. Dei Gelegenheit der Erörterung ſolcher Gegenftände, welche für 
die proteſtantiſche Kirche Des Rheinkreiſes von Wichtigkeit 
jein. möchten, in fo fern ſich Diefelbe für Die General-Synode 
eignen, wurbe beichlojjen: 

a) daß nad) den. von der General: Synode feftgeftellten Grundfägen eine 
umfafjende Caſualgebühren-Ordnung von dem Königl. Gon- 
ſiſtorium, im Benehmen mit der Königl. Regierung ‚ zu entwerfen und 
nad) erhaltener Allerhöchiter Genehmigung ald gejegliche Norm befannt 
zu machen jet, 

b) Hinfichtlih der Gefhäfts-Ordnung der General:Synobe 
wäre Se, Königl, Majeftät unter Beziehung auf die 99. 28 und 38 














Kite, 
des Allerhöchſt ußern Nechtsverhältnifie der Kirche, 
allerunterthẽ g einer ſolchen Gejchäfts-Orb- 
nung der (bit zu überlajjen, 
ce) An Rü oteftantifhen und 


abgegeben, daß die 
nicht für. win: 
te, wo bie Be: 
| Schulen 





* vi. 
1 ⸗ TIeT 4— 
ch, re TR 
ET WERE SE DE 
LU 418%] Z511 a 180 N ü 


* 
v ı win 
a: 
Pa 











d) Bei Befegu ** en dem. Rrgenbien Rene ver 
Schullchrerheilen ſei in Zukunft nach den 
mungen einbenehmlich mit den geiſtlichen Behörde 

e) Hinſichtlich der in der re | gzs⸗ 
Urkunde ausgeſprochenen Verſetzung ka —* ichen, 
wäre die Allerhöchſte Stelle ehrfurchtsvoll zu uſprechen, 

| daß jolche in keinem Falle mehr Statt — —* die Sittlichfeit 

| und Religiofität der Gemeinden dadurch gefährdet —* bürfte: 

f) Wegen der Verwaltung des Kirchenvermögens der Prote 
ftanten im Rheinfreije ſei Se. Königl. Majeftät wiederholt allerunter; 
thänigft zu bitten, der Kirche die Verwaltung dieſes Vermögens wieder 
zuweijen zu lafjen. 

g) Hinfichtlich des für die jungen Theologen des Nheinkreiſes ſo beſchwer⸗ 
lichen Univerſitätszwanges ſei von der Huld und Gnade Sr. 

Königl. Majeſtät die Beſtimmung zu erbitten, daß in Zukunft der 
Aufenthalt von einem Jahre an einer inländifchen Univerfität als 
hinlaͤnglich erachtet werben wolle. 

h) Ueber die Frage, ob die Wahl der von. den Diöceſan-Synoden zur 
General- Synode bezeichneten Pfarrer und Notabeln der Beftätigung 
des Königl, Oberconfiftoriumsd unterliegen, wäre als Grundjaß auf: 
zuftellen, daß dieſe Wahl rüdfichtlich. der Form nach $. 17. der Ber: | 
einigung® Urkunde zur Kompetenz des Königl. Gonfiftoriums gehöre 
und Daß es in bejondern Fällen der General: Synode zuftehe, bei 
wefentlichen Bedenken die geeignete Berathung und entjheidende 
Beichlußnahme zu veranlafjen. 

i) Ein Antrag, die Stellung des Königl. Oberconfiftoriums zur General: 

‚Synode betveffend, veranlaßte den Beſchluß, daß demſelben feine Folge 
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7 
be Rönigl — (6 März 1828. 
1825 gehaltenen pro= 


—— üiber- die Reſultate der im | Je 

ode des Rheinkreiſes und über den von end) deßfalls 
t vom 20. Auguft v. I. umftändlichen Vortrag erftatten laſſen 
— F nachftehende Entfehliefung: 

| t die auffallende Berfpätung der fraglichen Vorlage nicht 
et Hann und gewärtigen von euch in Zukunft eine 
rechtzel lage ſolcher Verhandlungen und Gutachten. 

11.8 le über die Nefultate gehaltener allgemeiner 
Br ammlungen Unſere Alllerhöchſte Entſchließung 
zu erholen habt, ſo war es nicht geeignet, daß ihr in mehreren 
Betreffen der gedachten Verſammlung verfügt habt, bevor euch 
ſolche von Uns zur Beſtimmung oder weiteren Einleitung zuge— 
wieſen waren. 

III. Wir genehmigen, daß der einſtweilen eingeführte Katechismus für 
jetzt unverändert beibehalten Uns, aber ſeiner Zeit Anzeige erſtattet werde, in 
welchen Stücken der Katechismus nach den geſammelten Erfahrungen zu verbefjern 
und wie dieſe VBerbefferung zu bewerkitelligen fein möge. 

IV. Da die General-Synode, wiewohl diejelbe auf Die Gefahren, welche 
die gegenwärtige Faſſung des $. 3. der Vereinigungs-Urkunde in Eirchlicher und 
politifcher Hinficht nach fich ziehen könnte, aufmerffam gemacht wurde, bei ber: 
jelben beharrt, fo wollen Wir zwar e8 bei der durch Reſeript vom 20. Juni 1822 
bereit8 ertheilten Beftätigung bewenden laffen; erwarten aber, daß die Einheit 
der Lehre Durch die den Firchlichen Behörden obliegende -Aufficht, daß nichts 
dem Katechismus zumiderlanfendes gelehrt, und die worgefchriebene Liturgie 
beobachtet werde, gegen weitere Abweichung um fo mehr gewahrt werde, als bie 
Verfafjung nur die gleiche Rechte genießenden chriftlichen Confeſſionen anerkennt. 

Wenn übrigens bei ben Berathungen über den fraglichen Paragraphen 
Verwahrumgen und Bemerkungen gegen das Oberconſiſtorinm vorgefommen find, 






une 
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= 


fo ift Dabei ganz unbeachtet geblieben, daß die Erinnerungen über die Vorfchläge 
ber im Jahre 1818 verfammelten General-Synode von dem damaligen General: 
Conſiſtorium ausgegangen und durch das Allerhöchite Nefeript vom 10. October 
gedachten Jahres zur Nachachtung bei Abfafjung der DVereinigungs = Urkunde 
zugefertigt worden find, ſonach irgend eine Dispofitive Einmiſchung des dermaligen 
Oberconfiftoriums in fraglicher Beziehung durchaus nicht jtatt fand. Wir 
gewärtigen Daher, daß ein ſolches Verkennen der Berhältuiffe und unbegründete 
Aeußerungen obiger Art forgfältig werben vermieden werben, 

V. Wir genehmigen die Einleitungen zur Herftellung einer Kirchen-Ord: 
nung, Deren Entwurf, bevor Derjelbe an Die General-Synode gebracht wird, In: 
ferer Einficht zu unterjtellen ift. Uebrigend habt ihr den unterm 20. Juni 1822 
vorbehaltenen Bericht über die Kirchen-Agende nunmehr unverweilt zu erftatten, 

VI. Den von eud) ‚dem Gonfiftorium in Speier zur Abfafjung einer In— 
firuction für den zweckmäßigen Gebrauch der Religionsbücher ertheilten Auftrag 
genehmigen Wir nachträglich). 

VII. Ebenjo genehmigen Wir die von euch dem Gonfiitorium in Speier 
wegen Der Belebung der Sonntagsfeier und der Religiofität überhaupt, ſowie 
wegen der Errichtung einer Bibelgefellichaft im Rheinkreiſe gemachten Eröffnungen 
und ertheilten Aufträge, wobei Wir übrigens nicht wollen, Daß den Einleitungen 
wegen Verlegung der Kirchweihfeſte auf Einen Tag eine weitere Folge gegeben 
werde. 

VOL Die Pfarr-Ratificationsordnung ift Uns mit den Diesfalld erholten 
Erläuterungen demnächſt zur Vorlage zu bringen. 
IX. Was die Pfarr-Wittwenfafje betrifft, jo genehmigen Wir, daß 
1. Diejenigen, welche noch ungeficherte Einftands - Gapitalien in Die 
Caſſe ſchulden, folche innerhalb vier Jahren dergeftalt abzahlen, 
daß vierteljährlih %, nebſt den verfallenen Zinjen von dem 
Staatögehalte der Schuldner abgezogen und zur Wittwenkaſſe ge 
liefert werben; 
2, daß ber Artikel 9 des Negulativs in einer neuen Redaction aljo 
gefaßt werde: 
„Die Verbindung mit dem Inftitute der Pfarr-Wittwenkaffe wird 
„ohne Entſchädigung aufgelöft durch Auswanderung, durch frei 
„willigen Austritt aus dem Pfarramte und Durch Dienjt-Entjeßung. 
„In dieſen Fälen hören mit.der Verbindung in der Negel auch) 
„die Anjprüche auf die Vortheile des Inſtituts auf. Haͤlt ſich ein 
„Geiſtlicher durch körperliche Gebrechen oder Altersſchwäche für 
„genöthigt, dem Pfarramte zu entſagen, ſo ſtehen ihm, wenn er 
„Die Gründe davon gehörig conftatirt, Anſprüche auf Unterſtützung 
„als Emeritus, fo wie feinen Nelicten der Genuß der regulirten 
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„Penfion zu. Diefe entgeht auch der Wittwe und den Waifen 
„eines feines Dienftes entjeßten Geiftlichen nicht, wenn Die ver: 
„ordnungsmaͤßigen Beiträge zu dem Fond bis zum Tode besjelben 
„gehörig entrichtet werden und fie fich nicht ſelbſt in den $. 11 
„des Regulativs vorgefehenen Fällen befinden.” 

3. Wegen Aufftellung eine eigenen Rechnungsführers für jene Anftalt, 
wegen deſſen Gautionsleiftung, fo wie wegen der Oberauflicht über 
die Anftalt und die desfallſige Competenz weifen Wir auf die Be: 
ftimmungen vom 16. Mai 1826 Hin, 

4, Hinfichtlih der Staatsgehaltsbezüge der Pfarreröwittwen und Re— 
licten während des Nachſitz-Quartals behalten Wir Unfere Ent- 
ſchließung bis zur Vorlage der diesfalld eingeleiteten Erörterung vor. 

X. Die Beftimmungen Hinfichtlich der Geſchäftsordnung überlaffen Wir 
nad) wie vor Unferm Oberconfiftorium und befjen Abgeordneten, welche dabei 
auf Die billigen Wünfche ber General-Synode immer bie — Rückſicht 
nehmen werden. 

XI. Die Anträge der General-Synode wegen Sonderung der proteftan- 
tischen von den Fatholifchen Schulen find Durch Unfere Allerhöchſte Entjchliegung 
vom 7, März 1826 erledigt und follen die vereinigten Schulen foviel immer 
möglich getrennt werben. | 

XI. Wir haben die Allerhöchite Entfchließung vom 14. Juni 1819 — 
die Befegung der mit Schullehrerftellen verbundenen niedern Kirchendienfte betr. 
— Uinferer Regierung des Rheinfreifes, Kammer des Innern, zur geeigneten 
Nahachtung zufertigen laſſen. 

XIII. Wir genehmigen, daß die Verfegungen von Geijtlichen | unter den 
Strafbeitimmungen des $. 18. der Vereinigung Urkunde weggelaffen werben, 


wollen aber auch, daß der fraglichen Stelle eine dem $. 19. lit. e. des Edikts 


über die innern Angelegenheiten der proteftantijchen Kirche Deutlich entjprechende 
Faſſung gegeben werbe, 

XIV. Wegen ber Anſpruche hinſichtlich der Verwaltung des kirchlichen 
Bermögens ſehen Wir den abverlangten Nachweiſungen entgegen. 

XV. Wir finden feine zureichende Gründe für die, von der General: 
Synode wegen der Wahl ihrer Mitglieder geftellten Anträge, erfennen vielmehr bie 
Prüfung der Wahlprotocolle nach ihren formellen und wejentlichen Erforderniffen 
als eine in der Dienftordnung und dem Oberauffichtsrecht begründete Geſchaͤfts— 
Buftändigfeit Unſeres Oberconfiftoriums, dem es übrigens unbenommen tft, bei 
obwaltenden gewichtigen Bedenken uͤber dergleichen Wahlen auch Die Meinung 
der General-Synode zu vernehmen. 

XVI So wie Wir nicht gemeint find, irgend eine Beichränfung Unſers 


Oberconſiſtoriums in feinem verfaſſungsmaͤßigen Wirkungskreiſe zu — ſo 
Handbuch ber Verfaffung und Verwaltung ber prot.⸗cb. Kirche ber Pfalz. 
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werben Wir auch alle Beitimmmungen über die den General-Synoden zuftehenden 
Befugniffe auf das Genauefte beobachten laſſen, und den Angelegenheiten Der: 
jelben ferner Unfere Vorſorge gewähren, 





IH. Die Verhandlungen der General = Synode von 1829. 


A. Hauptantrag oder allgemeiner Befchluß der proteftan- 
tifhen General-Synode des Rheinfreijes über das Rejultat 
ihrer Sitzungen vom 6. bi8 19, September 1829, 


Die in Gemäßheit des Allerhöchften Neferiptes vom 11. Auguft 1829 
und nad) Maßgabe des $. 17 der Vereinigungs-Urkunde, unter Beobachtung der 
geſetzlichen Formen, in der Stadt Kaijerslautern verfammelte proteftantifche 
General-Synode des Nheinkreifes, hat in ihren Sitzungen vom 6. bis 19, Sep— 
tember I. J., unter Leitung des Königl, Ober: Gonfiftorialratfg Dr. Hein, 
als Commiſſaͤr der genannten Firchlichen Ober: Behörde und in Gegenwart bes 
Königl. Regierungsrathes und Vorftandes des Königl. Sonfiftoriums zu Speier, 
Sliefen, als Königl. Commiſſärs, Die nachftchende Reihe von Beſchlüſſen 
gefaßt, welche in ihren wejentlichen Beitimmungen und nach Vorfchrift des $. 22 
der Gefchäfts - Ordnung den Gegenftand des gegenwärtigen Hauptantrages aus: 
machen und wovon Die umftändliche Entwidelung den Sitzungs-Protokollen und 
deren Beilagen, fo wie ben Hierauf bezüglichen und abgefondert vorzulegenden 
Berichten des Königl. Conſiſtoriums vorbehalten bleiben muß. 


In dem obenerwähnten Allerhöchften Nefcripte, $. 4, find als Haupt: 
gegenftände der Berathung bezeichnet: 

1. Die Kirchenordnung. 

2. Die Synodalordnung. 

3. Die Rirchenagende. 

4. Die Pfarrwittwencaffe, 

5. Die Bibelgefellichaften. 

Alle dieſe Gegenftände wurden, nach vorgängiger Prüfung und gutacht: 
licher Weußerung der biefür gewählten Ausfchüffe, wirklich erledigt und Damit 
die nähere Würdigung und Feitjegung einer großen Anzahl von befondern für 
die General= Synode geeigneten Anträgen und Petitionen verbunden, 


1. Die Kirhenordnung. 


Der Entwurf einer Kirchenortnung, umfaffend in ſieben Capitelu: 
a) die religiöfen und kirchlichen Grundfäge der vereinigten Kirche ” 
Nheinfreifes ; 
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b) das Verhäftnig der Kirche zum Staat im Allgemeinen und den Rechts: 
beitand der vereinigten Kirche insbejondere; ferner 

c) die firchliche Gemeindeordnung; 

‚d) die Ordnung der öffentlichen Gottesverehrung und Der übrigen kirch— 
lichen Handlungen ; 

e) die chriftliche Lehre oder den Religions = Unterricht in Kirchen und 
Schulen; 

f) die Ordnung des Pfarramtes und der Pfarrgerechtfame ; 

g) die Ordnung der kirchlichen Aufſichts- und Verwaltungsbehörden 
Kirchendisciplin u. ſ. w. 
ward, nad vollftäindiger Prüfung der einzelnen Artikel und eingetretener Recti— 
fication der abzuändernden Paragraphen, nad Inhalt und Form angenommen, 
um durch das Könige. Conſiſtorium und Ober-Gonfiftorium nach erfolgter defini- 
tiver Redaction dev Allerhoͤchſten Stelle zur Genehmigung vorgelegt zu werben, 
2. Die Synodal-Ordnung. 

Auch Diefer Gegenftand, welcher in dem der Berathung unterlegten Ent: 
wurfe Die drei Abſchnitte der Presbyterial- Ordnung, der Diöcefan- Synode und 
der allgemeinen Synode begreift, fand nad umftändlicher Prüfung der einzelnen 
Paragraphen dadurch jeine Erledigung, daß er nad Inhalt und Form von Der 
General-Synode angenommen ward, um ebenfalls durch das Königl. Conſiſtorium 
und Ober⸗Conſiſtorium Darüber Die Allerhöchfte Genehmigung An zu werben. 

3. Die Kirchen: Agende. 

Nachdem die Synode erklärt hatte, daß, da die von den frühern DVer- 
jammlungen beftimmten Grundſätze bei der Abfaffung der neuen Liturgie im 
Weſentlichen wirklich beobachtet worden, durchaus Fein Grund vorliege, ſolche 
durch eine andere Arbeit zu erjegen, erfolgte der Beſchluß, daß folche beizube- 
halten fei. Zugleich ward bejtimmt, Daß, nachdem in dem SKatedyismus Die 
Einheit der Eirchlichen Lehre bereit3 hergejtellt worden, Die Ginheit der Form 
ebenfalld durch Einführung ftehender Formeln und verba solemnia in Die For: 
mularien der Agende hergeftellt werden ſolle. Welches auch geichah, nachdem 
zuvor noch Die früher nicht verlefenen Formularien durch Die General: Synode 
geprüft und angenommen waren. 

Hinfichtlich Der definitiven Abfaffung der neuen Agende warb feitgejeßt, 
daß ſolche möglichft in Einklang mit der Kirchenordnung gebracht werben folle, 
um fodann nach erhaltener Allerhöchften Genehmigung in Format groß Dctav 
gebrudt zu werben, 

4. Die Pfarrwittwencafje, 

Hinſichtlich dieſes Gegenftandes ward der Beſchluß gefaßt, daß in Bus 

funft die Rechnungen alle vier Jahre der General: Synode — werden 
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follen, daß von einer allgemeinen Rectification der Einftands-Gapitalien por der 
Hand abzuftehen fei, jedoch den einzelnen Beſchwerden über zu hohen Anfak 
unter Zuziehung der betreffenden Decanate und Pfarrer abgeholfen werben 
fönne, Daß es bei ben bisher geleifteten Beiträgen fo wie mit den früher be: 
ftimmten Bezügen der Pfarr-Relikten fein WVerbleiben haben müſſe, daß Die etwa 
zu hoch angefegten Gapitalien-Beiträge jedoch ohne Binfen rüdzahlbar fein follen, 
daß der Allerhöchiten Stelle der Wunſch zu unterlegen fei, den Bezug durch 
die Nelicten des auf das Sterbyuartal fallenden Staatsgehaltes huldreichft ge: 
währen zu wollen, endlich Daß Hinfichtlich der Erhaltung und Wahrung des 
Wittwenfonds die erforderlichen Maßregeln genommen werben follen, 


5. Die Bibel-Geſellſchaften. 
Da die Pfarrämter im Rheinfreife von bereit3 beſtehenden Bibel-Gejell- 


ſchaften reichlich mit Bibeln für den Bedarf ber Gemeinden verjehen werben, 
fo fei es überflüffig, hier bejondere Bibelvereine zu bilden. 


Befondere Öegenftände, 

1. Die Caſualgebühren der Pfarrer betreffend. Im Allge— 
meinen müfje es bei der Gafualgebühren- Drdnung, wie folche von der Synode 
des Jahres 1825 feitgefeßt worden, fein Bewenden haben; die Gebühren des 
untern Eirchlichen Perſonals feien eier abgejonderten Behandlung vorbehalten, 
befondere Gebühren für die Kirchenärarien feien nicht zu erheben; hinfichtlich der 
Gonfirmation bleibe e8 bei dem Antrag der General Synode von 1825, endlich 
ſolle feine Glaffification der Gebühren nah den Vermögensumftänden, En 
eine völlige Gleichheit der Taxe ftatt finden. 

2. Die Gefhäft3-DOrdnung der Allgemeinen Synode be- 
treffend. Es warb biefür ein umfaljender Entwurf vorgelegt und von der 
General: Synode ald dem Zwecke entjprechend angenommen. 

3. Vollftändige VBerzeihniffe der Pfarremolumente be— 
treffend. Man faßte Hinfichtlich dieſes Gegenftandes den Beſchluß, daß boll- 
ftändige Verzeichniffe fämmtlicher Pfründen und Gmolumente der Pfarreien und 
zwar mit Angabe der Belege und Documente worauf fich das Beſitzthum gründet, 
gefertigt und in der Decanats: Regiftratur aufbewahrt werden follen. 

4. Das Prediger-Seminar betreffend. Die General: Synode 
Ipricht den Wunſch aus, Daß zur Errichtung einer fo nüßlichen Anftalt für Die 
jungen proteftantijchen Theologen im Rheinfreife von der Firchlichen und Staats- 
behörbe zweckdienliche Maßregeln ergriffen werden mögen, 

5. Die Kirchendisciplin gegen unwürdige Geiftlidhe be— 
treffend. Es wurbe beſchloſſen, an die firchliche Behörde den Wunſch zu 
ftellen,, daß Die beftehenden Strafgefeße gegen unwürdige proteftantifche Geijtliche 
in eine eben jo ftrenge als fchleunige Ausübung gebracht werden möchten, 
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6. Die Abfafjung einer biblifhen Geſchichte betreffend. 
Die hierzu Luft tragenden Geiftlichen wurben von der General: Synode aufge 
fordert und ermuntert, ihre Arbeiten zu beendigen und baldmöglichit dem 
Königl. Conſiſtorium einzufenden. 

7. Die Erbauung und Unterhaltung der Pfarrökonomie— 
Gebäude beteffend. Die Allgemeine Synode beſchließt, das Königl. 
Gonfiftorium refp. Ober = Gonfiftorium zu erfuchen, die baldige Befeitigung der 
Anwendung des Decrets vom 6. November 1813 im Rheinkreiſe bei der Aller: 
höchſten Stelle zu erwirken. 

8. Die Kirchenbücher betreffend. Daß die gleihförmige Führung 
der Kirchenbücher dem Königl. Confiftorium zu geeigneter Maßnahme empfohlen 
werden folle. 

9. Den Kirhengejang betreffend. Die Verbeſſerung desſelben 
wäre dem Königl. Conſiſtorium Dringend zu empfehlen. 

10. Mehrere andere Gegenftände wurden von der General- Synode dem 
Königl. Eonfiftorium reſp. Ober: Gonfiftorium zur Unterftüßung bei der Aller: 
höchften Stelle empfohlen, nämlich) : 

a) Es möge die im $. 12 des Abjchiedes für die Ständeverfammlung 
verheißene Bewilligung von Beiträgen zur Unterftüßung der proteftan= 
tiſchen Geiftlichfeit zum baldigen Vollzuge kommen. 

b) Es wolle von Allerllöchfter Stelle Die definitive und ftändige Ergänzung 
des normalen Gehalte der Pfarrer im Rheinkreiſe baldigft huldreich 
gewährt werben. 

ec) Die Gleichftellung des Königl. Conſiſtoriums in Speier mit den beiden 
Gonfiftorien in Ansbach) und Baireuth, in Beziehung auf Gehalt und 
Regiekoften wäre durch das Königl. Ober-Confiftorium von Allerhöchfter 
Stelle zu erwirfen. 

d) Ebenſo die Vervollftändigung des Yunctionsgehaltes einiger proteftan- 
tiſchen Decane im Rheinkreiſe. 

e) Das Königl, Ober - Gonfiftorium fei zu erfuchen, die Belaftung der 

Pfarreien mit Penfionen emeritirter Geiftlichen in feinem Falle weiter 

eintreten zu laſſen. 

f) Die von den Einwohnern des Sulzhofes nachgefuchte Einpfarrung 
in die Kirche von Ransweiler ward dem Königl. Gonfiftorium zur 
Entjcheidung übergeben. 

Bon vielen andern Eingaben, welche entweder nicht gehörig belegt waren 
oder bereit3 durch anderweite Maßregeln ihre Erledigung gefunden haben, mußte 
nach erfolgter nähern Würdigung des Inhalts Umgang genommen werben. 

Vorgetragen und als Hauptantrag der General » Synode beichlofjen, um 
von allen Mitgliedern derſelben unterzeichnet zu werben, 


⸗ 
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B. Allerhöchſte Königl. Entſchließung d. d. 18. Juni 1833. 


Wir haben Uns über die Verhandlungen der im Jahre 1829 gehaltenen 
General: Synode der proteftantiichen Kirche des Nheinkreifes und über die von 
euch diesfalls eingereichten Berichte vom 18. Dezember vorigen und 12. April 
dieſes Jahres Vortrag erjtatten laſſen und ertheilen hierauf nachftehende 
Entſchließung: 

J. Der in Folge Unſerer Genehmigung vom 16. Mai 1828 verfaßte und 
von der General-Synode mit wenigen Ausnahmen angenommene Entwurf einer 
Kirchenordnumg hatte vor ſeiner Mittheilung an die Synode einer ausführlichen 
Vorprüfung und Erörterung von Seite der oberften Kirchenbehörde nicht unter- 
zogen werben Fönnen, jo daß es berjelben nicht möglich war, Die in formeller 
und materieller Beziehung fich Darbietenden Erinnerungen vorher geltend zu 
machen. Hierunter ift vorzüglich der eigenthümliche Unftand Hervorzuheben, daß 
mit den Sauptjägen, Normen und Vorjchriften, welche in zwedtmäßiger und 
ununterbrochener Paragraphen⸗Folge den Inhalt der Kirchen-Drdnung ausmachen 
follen, auch die dabei zum Grunde gelegten Motive, Betrachtungen und doctrinellen 
Ausführungen verwebt worden find. 


Wir können daher diefen, obwohl mit vielen ſchaͤtzbaren und verdienftlichen 
Materialien ausgeftatteten Entwurf noch zur Zeit und in diefer Form, zur 
definitiven Sanctioy und wirklichen Einführung nicht für geeigenfchaftet finden, 
und tragen euch demnach auf, angemefjene Einleitung zu treffen, bamit in der 
bezeichneten Weiſe der normirende und dispoſitive Theil ausgefchieden, Das 
Uebrige in einem Vortrag über die Motive vereinigt, über beide Elaborate eine 
griindliche Vorberathung zum Behufe der Vorlage des Ganzen an bie nächte 
General:Synode gepflogen und dabei namentlich auf jene Punkte Rücficht 
genommen werde, welche ihr in eurem Berichte vom 18. Dezember v. J. bereits 
bemerkbar gemacht habt. Wir rechnen hiezu vor Allem das Grforderniß, daß 
die Kirchen-Drdnung in allen ihren Theilen mit der Vereinigungs-Urkunde, mit 
den Grundfäßen der Verfaffungs-Urfunde und mit den dazır gehörigen conftitu- 
tionellen Edicten in Uebereinſtimmung ftehe, 

II. Nachdem die Synodal-Drdnung ihrem Gegenftande nach einen 
Beftandtheil der Kirchen» Ordnung bildet, jo erjcheint Die Aufnahme in Diejelbe 
ganz angenteffen. Bezüglich ihrer Abfafjung und endlichen Feſtſtellung findet 
jedod) dasjenige gleiche Anwendung, was vorhin über den Entwurf der Stirchen- 
Ordnung ſelbſt bemerkt und verfügt worden ift. 

III. Da die General: Synode fich für den, von dem Gonfiftorium vor: 
gelegten Entwinf einer Kirchen-Agende im Allgemeinen ausgeſprochen hat, 
jo ſoll zwar derfelbe als Grundlage für die weitere Behandlung dieſes Gegen: 
ftandes beibehalten, Dabei jedoch auf jene Ahänderungen und Verbefferungen 


— 
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forgfältige Nüdficht genommen werden, deren berjelbe, nach Form und Inhalt, 
zufolge den mit euerem Berichte vom 12. April d. J. vorgelegten Bemerkungen 
noch bedarf und unbeichabet jeiner Weſenheit wohl empfänglich iſt. 

Insbeſondere erachten Wir e8 in dem Zwecke einer Agende begründet, 

nur jene Formulare und zwar in einer wohlbemefjenen Anzahl darin aufzus 
nehmen, welche fich auf Die eigentlich liturgiſchen Handlungen in der ftrengeren 
Bedeutung beziehen, und als folche einen gleichmäßigen Tupus behaupten müfjen, 
wogegen die übrigen noch beigefügten Mufter und Formulare firchlicher Neben 
und Gebete, in ein Hülfsbuch ohne freng amtlichen Character, jedoch mit 
gehöriger Sichtung und Auswahl, vereinigt werden mögen. 

IV. In Anſehung der mit Unferer befondern Ermächtigung zur Ber 

rathung gebrachten Angelegenheiten der Pfarr-Wittwenfaffe genehmigen Wir 

1. dem von euch unterftübten Antrage der General-Synode entjprechend, 
daß unter Modififaton Des Art. 18. des Negulativd vom 15. Des 
zemiber 1818 Fünftig alle vier Jahre die zufammengeftellten Rechnungen 
der Pfarr - Wittwenfaffe der General-Synode zu dem dort bemerkten 
Behufe vorgelegt, und dieſe Beftimmung nachträglich Durch das Amtsblatt 
des Rheinkreiſes Fund gegeben werde; 

2. dab bei den in Folge ber Katafter- Operationen ſich wahrſcheinlich 
ergebenden Veränderungen in den Ertrags-Feſtſetzungen der Pfarreien, 
zur Beit von, einer allgemeinen WRectification der nad Art. 2. des 
vorgenannten Regulativd zu regulivenden Eintrittd-Gapitalien Umgang 
genommen werde, unter dem Vorbehalte, über die Neclamationen der 
einzelnen betheiligten Pfarrer im geeigneten Inſtanzenzuge zu entjcheiden. 

3. Wegen des Anirages um Ueberlaſſung des auf Das Sterb-Duartal 
fallenden Antheild am Stantsgehalte an Die Hinterlafjenen behalten 
Wir uns die Entjehließung auf Den von euch zu erftattenden beſondern 

; Bericht vor: verweilen übrigens auf Unſere, wegen Verrechnung ber, 
auf Die Intercalarzeit treffenden Quoten an den Suftentationsbeiträgen 
gegebene Entjcheidung vom 30, v, Mts. 

4. Der Antrag auf Vorkehrung der erforderlichen Maßregeln zur Gr: 
haltung und Wahrung des Wittwenfonds findet feine Grledigung 
biefür theild in ſchon beftehenden gejeßlichen und abminiftrativen Ans 
ordnungen, theild in jenen Verfügungen, welche nach Einſicht der 
Nachweifungen über den dermaligen Verwaltungs » Zuftand Diefes 
Inſtituts noch zu treffen find: in welcher Hinficht Wir auf bie hieher 
gehörigen Direktiven Unferer Allerhöchſten Entjchliegung vom 27. Fe— 

bruar d. J., die Verhältniſſe und Beſchwerden Der vereinigten pro: 
tejtantiichen Gonfejjionen des Rheinkreiſes betr., Bezug nehmen, und 
insbeſondere bie Beftellung eines, Die Nechte der Anſtalt gegenüber 
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ihrem Rechner vertretenden Mandatars der Geiftlichkeit, bei der nächften 
General-Synode eingeleitet wiſſen wollen, 

V. Da nad) dem Dafürhalten der General-Synode zur Zeit Feine Gründe 
beftehen, welche die Errichtung befonderer Bibelgefellfhaften im Rheinkreife 
winfchenswertö machen, jo mag dieſer ohnehin der eigentlichen Beruf3:Sphäre 
der General-Synode fremde Gegenftand vorerft beruhen. Sollte indeſſen ein 
derartiger Verein unter dortigen Proteftanten fich bilden wollen, fo ift demſelben 
fein Hinderniß in den Weg zu legen. 

VI. Der von dem Gonfiftorium im Jahre 1825 entworfenen Ordnung 
der Gafunl- Gebühren, mit welcher die General-Synode in Folge ber 
ihr deßhalb fpeciell gemachten Mittheilung wieberholt fich einverftanden erklärte, 
ertheilen Wir in Folge euered Antrags die Betätigung und ermächtigen euch, 
felbe in Benehmen mit Unferer Regierung des Rheinkreifes, Kammer des Innern, 
mit dem Anfügen verkünden und zum Vollzuge bringen zu Yaffen, daß bei 
dürftigen Perſonen geeignete Nachficht der Gebühren einzutreten habe. 

In Betreff der vorläufig ausgefeßt gebliebenen Regulirung dieſer Ge 
bühren für Das niedere Firchliche Dienftperfonal erwarten Wir eure Anträge bei 
dem über die Vorlagen an die nächfte General-Synode zu erftattenden Gutachten. 

VO. In Anfehung der Gejhäft!3- Ordnung für die General- 
Synode belaſſen Wir es bei der in Unferer Entſchließung vom. 16. Mai 1828, 
die Nefultate der General-Synode von 1825 betr, unter Nr. X. gegebenen 
Beitimmung um jo mehr, ald ihr bei Abfafjung dieſes Regulativs für die nächfte 
General-Synode auf die ald zwedmäßig fich empfehlenden Anträge der lepten 
Berfammlung Bedacht zu nehmen ohnehin nicht anftehen werdet. 

VIII. Der Antrag, daß vollftändige Verzeichniffe fammtliher Pfarr: 
pfründen und ihrer Erträgnifje mit Angabe der Belege und Berechtigungs- 
Urkunden gefertigt und in Den Decanats > Regiftraturen aufbewahrt werben, ift 
Uns genehm und Wir tragen euch auf, zu dem Ende das Geeignete zn verfügen. 

IX. Den Wunfd wegen Errichtung eined eigenen Prediger: Seminars 
für junge proteftantifche Theologen im Rheinkreiſe werden Wir fehr gerne in 
nähere Meberlegung ziehen, wenn Uns Die dazu erforderlichen Mittel werben 
nachgeiviefen feyn. Die General Synode hat daher bei ihrer nächiten Ver- 
ſammlung, falls fie bei dem Wunſche beharrt, auch über die Aufbringung dieſer 
Mittel fich gutachtlich zu Außern. 

X. Wir Haben ſchon bei verfchiedenen Anläffen und zulebt in Unferm 
Referipte vom 27. Februar d. %., „die Verhältniffe und Beſchwerden der ver- 
einigten proteftantifchen Gonfeffionen betr.”, Unferen entfchiedenen Willen wegen 
Handhabung einer Eräftigen Kirchen: Disciplin ausgefprochen und 
ernenern benjelben mit der Erwartung, daß bie betreffenden Firchlichen Vor- 
gejeßten, insbefondere die durch Unfer Allerhöchftes Vertrauen berufenen Decane 
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zu ber von ber General: Synode gewünfchten firengen Anwendung der Straf: 
gefebe gegen unmwürbige proteftantifche Geiftliche eifrigft und rückſichtslos mit- 
wirken werben. 

XI, Ueber den Erfolg der wegen Abfafjung einer bibliſchen Geſchichte 
erlaffenen Aufforderung an die Geiftlichen erwarten Wir bei der Fünftigen General 
Synode näheren Bericht und Antrag. 

XI, Wegen Erbauung und Unterhaltung der Pfarr-Dekonomie- 
Gebäude verweilen Wir auf die von Unferm Staat3 -Minifterium des Innern 
unter dem 23, Dezember v. J. erlaffene Entjchließung. 

XII. Behufs einer zwedmäßigen und gleihförmigen Führung ber 
Kirhenbücher Habt ihr Unſer Gonfiftorium zu Speyer anzumeifen, mit 
Rückſichtnahme auf die dermaligen Verhältniffe und mit Beachtung der über 
den Givilftand im Rheinkreiſe beftehenden gefeßlichen Anordnungen, angemefjene 
Formularien zu entwerfen und in Vorſchlag zu Bringen. 

XIV. Die fonft noch zur Sprache gebrachten Gegenftände, wie Die Be— 
willigung von Beiträgen zur Unterftüßung der proteftantifchen. Geiftlichen, Die 
volle Ergänzung der Pfarrgehalte bis zum Normal=Betrage, der Befoldungs- 
und Negiebebarf des Konfiftoriums, die DVervollftändigung des Yunctiong- 
Gehaltes einiger proteftantifcher Decane, haben durch die Beftimmungen Unferes 
Landtags- Abjchiedes vom 29. Dezember 1831 und durch einzelne mittlermeile 
erfolgte Verfügungen, injoweit Die entjprechende Erledigung gefunden, als bie 
Kräfte der Staatsfonds und die einzelnen zur Verfügung gebliebenen Mittel 
ed geftatten. 

In den ohnehin nur felten vorkommenden Fällen der Belaftung der 
Pfarreien mit Penfionen emeritirter Geiftlichen wird übrigens auf die Nach: 
weifung ber bebingenden Umftände und ftrenge Ermäßigung des Bedarfes ftets 
forgfältiger Bebacht genommen werben, 


IV. Verhandlungen dev General-Synobe von 1833. 


A. Hauptantrag oder allgemeiner Beſchluß der proteftantifhen 
General-Synode des Rheinkreiſes über das Refultat ihrer, 
Berhandlungen vom 8. bis 47. September 1833. 

Die in Gemäßheit der Allerhöchften Entſchließung Sr. Königl. Majeftät 
vom 17. Auguft 1833 und nad) Maßgabe des $. 17 der Vereinigungs-Urkunde 
in Kaiſerslautern verfammelte proteftantifche General-Synode des Rheinkreijes 
bat in ihren Sikungen vom 8, bis 17. September I. J. unter Leitung bes 
Königl. Ober-Eonfiftorialrathe8 Dr. Heing, als Gommiffär des Königl. Obercon- 
fiftorinms und in Gegenwart des Königl, Ober-Appellationsrathed Knappe, 
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als Königl, Eommiffärs, die nachftehende Reihe von Beichlüffen gefaßt, welche 
in ihren wefentlichen Beftimmungen und nach Vorſchrift des $. 22 der Gejchäfts- 
Ordnung den Gegenftand des gegenwärtigen Hauptantraged ausmachen, und 
wovon bie umftändliche Entwidelung den Sikungs-Protofollen und Deren Bei: 
lagen, fowie den hierauf bezüglichen und feiner Zeit abgejondert worzulegenden 
Berichten des Königl. Conſiſtoriums vorbehalten bleibt. 

In der obenerwähnten Allerhöchften Entjchliegung vom 17. Auguft I. 3. 
8. 4 find als feftgefeßte Haupt:Gegenftände ber Berathung bezeichnet worden: 

1. Die Aufitellung eines Mandatars der Geiftlichfeit zur Abhör der 
Wittwenkaffe-Rechnungen. 

2. Die Ausfcheidung des Penfiond- und Unterftüßungsfonds für emeritirte 
Pfarrer von dem Pfarrwittwenfonds, 

3. Die Beiträge durch Gollecten zur Theilnahme an dem Gonvictorium 
für Theologie Studirende in Erlangen, 

4. Die Errihtung eines Prediger-Seminars für den Nheinfreis. 

5. Die Abfaffung eines kürzeren Katechismus für den erjten Religions- 
unterricht. 

6. Die Redaction oder Wahl einer biblifchen Gefchichte für die Volfs- 
Schulen, 

7, Die gleichförmige Führung der Kirchenbücher und Sirchenliften, 

8. Der Ankauf ans der Wittwenkaſſe eines Gejchäftslofals für Das 
Königl. Eonfiftorium zu Speier, 

9, Die Prüfung der Wittwenkaffen-Rechnungen von den Jahren 1629, 
30, 31, 32. 

Diefe Gegenftände wurden, nach vorgängiger nähern Prüfung und Be- 
gutachtimg ber hiefür, fowie für einige andere zur Gompetenz der General⸗Sy— 
node gehörige und geeignete Petitionen und Anträge, feitgefeßten und verord— 
nungsmäßig gewählten Ausjchüffe oder Commiſſionen nad) Maßgabe der Ge 
jchäfte-Drdnung von der General-:Synode in Berathung gezogen und das Ne: 
fultat in die nachftehenden Beſchlüſſe zufammengefaßt. 

1. Anfauf eines Geſchäftslokals für das Königl. Conſi— 

ftorium aus den Geldern der Wittwenfaffe, 

Diefer Antrag ward von der General-Synode abgelehnt, weil ſolcher 
nicht im Sintereffe des Pfarrwittwenfonds zu fein ſcheint. Es hätte Demnach bei 
der bisherigen Einrichtung fein Verbleiben, bis etwa fpäterhin Das zur Erwer: 
bung des fraglichen Gejchäftslofald aus Nerarial-Mitteln herbeizuſchaffende Ga- 
pital in das Stantsbudget aufgenommen werden kann. 

2. Erhebung einer Kirchen-Collecte für das Convictorium 

an der Königl. Univerfität Erlangen. 

Wegen der für diefen Gegenftand im Rheinkreiſe ſich darbietenden be— 
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jonderen Schwierigkeiten und aus den in Protokolle vont 10. September I. J. 
entwidelten Gründen warb befchloffen, daß von dem Antrage Umgang zu 
nehmen jei. 

3. Errichtung eines Prediger-Seminars im Rheinkreiſe. 

Da die Cultusftiftungen des Rheinfreifes für Diefen Zweck wenig oder 
feine Ueberſchüſſe darbieten, und überhaupt die Zwedmäßigfeit des Syftems der 
Seminariums-Bildung junger Theologen mehrfach beftritten wird, jo fällt der 
Beichluß dahin aus, Daß es vor der Hand im Rheinkreiſe bei ber bisherigen 
Art der practifhen Vorbildung angehender Prediger fein Verbleiben Haben 
möchte, mit dem Beiſatze jedoch, daß den ausgezeichneten mit dieſer Vorbildung 
fpeciell beauftragten Pfarrern derjenige Theil der von Sr, Königl. Majeftät be- 
willigten Unterftüßungsfummen zugewendet werben möge, welcher zur Erreichung 
des vorgejehten Zweckes nöthig erachtet werben dürfte, bis die Gerechtigkeit und 
Gnade des Königs Durch verfaffungsmäßige Gleichftellung der chriftlichen Kirchen 
die zur Begründung einer folhen Bildungsanftalt im Rheinkreife erforberlichen 
Mittel zu bewilligen fich bewogen gefunden haben wird. 

4. Aufftellung eines Mandatars der Geiſtlichkeit zur Ab— 

hör der Wittwenfafje-Rehnungen. | 

Der Grundſatz der Aufftellung eines ſolchen Mandatars ward durch Bes 
ſchluß der General-Synode vom 11. September 1.5. beftimmt angenommen und 
ausgeiprochen, Die demſelben zu ertheilende beſondere Geſchaͤfts-Inſtruction feft- 
gejeßt und deſſen jährliche Remumeration auf Die Summe von 100 Bis 150 fl. 
beftimmt. Auch ward die perjönliche Wahl eines Mandatard von der General: 
Synode durchgeführt, wovon das Nefultat in dem Protokoll der Sikung vom 
12, September aufgeführt if. 

5. Die gleihförmige Führung der Kirchenbücher. 

Der über diefen Gegenftand gefaßte Beſchluß beftimmt, daß Die Formu— 
larien der Kirchenbücher in protofollarifcher Form nach dem hierüber worgejchla- 
genen und von der General-:Synode angenommenen Mufter, dagegen die Gon- 
firmationg: und Communikantenliſten in tabellarifher Form geführt werben 
follen; daß das Format der Bücher auf Medianfolio, der Anfangstermin der Ein- 
ſchreibung auf das Kalender-Jahr zu beftimmen fei, Daß dev Wittwenfond ben 
Berlag der Bücher und Liſten übernehmen könne, der Ankauf derfelben aber von 
jedem Kirchenärar oder Almoſen zu Beftreiten ſei. Auch ward Hinfichtlich der 
Eintragung und Aufficht über Die Kirchenbücher, der Beibringung der nöthigen 
Daten und Notizen, fowie der etwanigen Gontrole das Erforderliche feitgefebt. 

6. Die Abfaffung eines kürzeren Katechismus für den er: 

ften Religionsunterricht. 

Es ward aus ben im Protokolle der Sitzung vom 12. September I. 3, 
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entwicelten Gründen bejchloffen, Daß Fein beſonders gedrudter Fürzerer Katechis— 
mus eingeführt werden folle. Dagegen aber ward feitgejeßt, Daß in dem grö- 
Beren Katechismus eine mäßige Anzahl von zweddienlichen, Die Hauptlehren des 
Chriſtenthums umfaſſenden Fragen ausgewählt und den Lehrern in einem ge 
drudten oder lithographirten Verzeichniffe, Durch befondere Bezeichnung Fenntlich 
gemacht werden ſollen. Die Zahl der alfo ausgewählten Fragen ift 202; Das 
Königl, Eonfiftorium hat Die zwedmäßige Wahl der zu Diefen Fragen gehörigen, 
bündigen Bibelitellen zu bejorgen. 
7. Die biblifhe Geſchichte oder Das biblifche nn für 
Volksſchulen. 
Da die nach den früherhin ſchon von der General-Synode aufgeſtellten 
Grundſäaͤtzen zu fertigende bibliſche Geſchichte, unvorhergeſehener Hinder— 
niſſe wegen, nicht zur Vorlage gebracht werden konnte, ſo ward für die Abfaſſung 
oder eventuelle Auswahl eines ſolchen Schulbuches ein Zuſammentritt von vier 
Mitgliedern der Verſammlung gewählt, welcher in möglichſt kurzer Zeit, übrigens 
binfichtlich der Redaction nach ungehindertem beiten Ermeſſen das fragliche Buch 
zu fertigen hätte, um folches dem Königl. Conſiſtorium zur Prüfung vorzulegen, 
welches jodann die höhere und Allerhöchſte Genehmigung desjelben erwirken 
würde. Der Termin, binnen welchem dieſe Arbeit zur Vorlage kommen muß, 
ward auf das Ende des Monats Juli 1834 beftimmt. 


8. Ausſcheidung Des Penſions- und Unterftüßungsfondg 

von dem Pfarrwittwenfond. 

Der über Diefen Gegenftand gefaßte Beichluß geht dahin, Daß von ber 
beantragten Ausscheidung zur Zeit noch Umgang zu nehmen jei, daß aber fortan 
momentan dringende Zugeftändnifje abgerechnet, Den emeritirten Pfarrern, nur 
ausnahmsweije und mit Zuftimmung derjenigen Diöcefan-Synode, zu deren 
Sprengel der Geiftliche gehört, für welchen eine Penſion oder Unterftüßung nach: 
gejucht wird, jolche bewilligt werden möge, und endlich feitgeitellt, daß Die Be— 
wiligung ähnlicher Unterftüßungen jo lange proviſoriſch Durch Die competente 
Stelle zu gejchehen habe, bis die betreffende Diöcefan-Synode ihr Gutachten 
darüber abgegeben haben wird. 

9. Prüfung der Wittwenfafje-Rehnung von den vier Jah: 

ren 1829, 1830, 1831, 1832. 

Im Allgemeinen ward feftgeftellt, auf welche Weiſe in Zukunft Die Rech— 
‚nungen der Wittwenfafje purificirt und nad) welchen Grundfäßen dabei verfahren 
werben fol. Sodann wurden die Nejultate der Prüfung der fraglichen Rech— 
nungen vorgetragen und beftimmt, daß Die competente Verwaltungsbehörde alle 
in Bezug auf die Verrechnung des Fonds gemachten Erinnerungen beim Abjchluffe 
ber 1832er Jahres⸗Rechnung und pro futuro würdigen möge, Im Beſondern 
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ſprach Die General-Synode ſich dahin aus, daß der Nezeß des früheren Rechners 
als uneinbringbar miederzufchlagen fei, Daß die Acceß : Gapitalien in 
ſechszehn Quartal-Raten von dem Staat3gehalte in Abzug ge: 
bracht, und der Zinsrüditand derfelben mit aller Strenge bei: 
zutreiben jei; daß der ganze Rückſtand von Interkalarien feftgeftellt und das 
Uneinbringliche zur endlichen Burification der Rechnung niedergefchlagen werden 
möge; daß die fälligen Poften der ausftehenden Gapitalzinfen Dem Rechner per: 
fönlich. zur Laſt gelegt werben jollen, wenn ‚er ſich nicht auszuweiſen vermag, 
daß er folche in geſetzlicher Friſt durch die gefeglichen Mittel beigetrieben habe; 
daß der Rechner eine Saution von 3000 fl., nach der neuern Allerhöchſten Be— 
ſtimmung zu Teiften angehalten werde; daß die eingegangenen Gapitalien unter 
doppeltem Verſchluß gehalten, Die Berification jedes Jahr zweimal, zu unbe 
ftimmter Zeit, der Abjchluß des Journals des Rechners monatlich ftatthaben 
jolle und derfelbe verbunden fei, die Rechnungen vier Monate nad) Ablauf des 
Nechnungsjahres zu ftellen und Derjelben nebft den Belegen Die Journale beizu— 
fügen ; endlich daß Hinfichtlicd, der Sicherftellung auszuleihender Gapitalien, nad) 
den Beitimmungen einer hiefür eutworfenen bejondern Inſtruction zu verfahren 
jei, daß in. jevem Decanatöbezirfe Durch Das Königl. Conſiſtorium Notäre zu des 
figniren, welche im Benehmen mit den Königl. Decanen ein Gutachten abzugeben 
haben über die in dieſer Hinficht zu ergreifenden Vorſichtsmaßregeln, und end: 
lich, daß nur Privaten aus der Wittwenfafje Geld geliehen werden jolle. 


Befondere Öegenftände und Anträge, 
1. Hinfihtlih der Wittwenfaffe: 

a) Der Gehalt der Wittwen foll aus den im Protokoll entwickelten 
Gründen zur Zeit noch nicht erhöht werden, 

b) Se, Königl. Majeftät fei allerunterthänigft zu bitten, den Wittwen den 
Staatögehalt im Sterbquartale zu belaſſen. 

ec) Die jährlid) am Erndtefeit für die Wittwenkaſſe erhobene Gollecte ſei 
in Zukunft zu befeitigen, 

d) Eine genügende, möglichft umftändliche Weberficht der Pfarrwittwen: 
kaſſe-Rechnungen fei jedes Jahr in dem Amts: und Intelligenzblatte 
des Rheinkreiſes zur öffentlichen Kenntniß zu Bringen, 

e) Der Gehalt des Rechner? ward auf die Summe von jährlichen Vier: 
hundert Gulden feftgefekt. 

2. Hinſichtlich des Druds der Verhandlungen bei den Ge: 
neral-Synoden. 

Diefe Verhandlungen follen für die Jahre 1825, 1829 und 1833, ihrem we- 

jentlichen Inhalte nach, auf Die Art, wie ſolches ſchon früher ftattfand, durch Den 
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Drud bekannt gemacht und das Königl. Konfiftorium um baldige Nealifirung 
dieſes Antrags gebeten werben, 

3. Hinfihtlih der einzuführenden neuen Kirchenordnung 
und Agende, 

Se. Königl. Majeftät fei allerunterthänigft zu bitten, hiefür im Laufe des 
folgenden Jahres 1834 eine außerordentliche General-Synode zufammentreten zu 
laſſen. | 

4. Beſchwerde über das die Verfaſſung des Reiches ver- 
legende Ausjchreiben des Bifhofs von Speyer, vom 
22. April 1833, die gemifhten Ehen betreffend, 

Das Königl. Oberconfiftorium fei zu erjuchen, bei Allerhöchſter Stelle 
fich dahin zu verwenden, daß Die fragliche Publication für conftitutionswibrig 
erklärt und Maßregeln genommen werben, ähnliche beunruhigende Meberjchritte 
für die Zukunft zu verhindern, 

5. Vorftellung, die Berwendung Des von der Dritten auf: 
gehobenen Pfarrftelle zu Edenfoben herrührenden Ge- 
baltes betreffend. 

Die General-Synode beichloß dieſes Geſuch dem Königl. Conſiſtorium 

zur geeigneten Entjcheidung zu empfehlen, 

6. Die jährlihen Beiträge zur Pfarrwittwenfaffe be— 
treffend. 

Diefer Antrag ward ald nicht zur Gompetenz der General-Synobde ge 

hörig an das Königl. Konfiftorium verwieſen. 

7. Die Wiederaufrihtung der früheren Pfarrei zu Alfen- 
brüd, 

Ward an das Königl, Gonftftorium zur geeigneten Berüdfichtigung ver: 
wiejen, Ä 
8. Das Eonfirmationsalter der Kinder und Die Dispenje 

betreffend, 
Die General:Synode erjuchte das Königl. Confiftorium, zur Aufrecht- 
baltung- ber hierüber beftehenden Verordnungen, die ftrengften Maßregeln gegen 
diejenigen Geiftlichen zu ergreifen, welche zum Nachtheil der Zwede der Schule 
und Kirche gegen dieſe Verordnungen handeln, 


Verſchiedene andere Eingaben und Anträge wurden entweder durch Die 
Vorfrage befeitigt oder zur geeigneten Berüdfichtigung an Die competente Be— 
hörde gewiejen, 

Vorgetragen und als Hauptantrag und Finalbejchluß der General-Synode 
erklärt, um von allen Mitgliedern derſelben unterzeichnet zu werben. 
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Zugleich mit demfelben find alle zu den Verhandlungen gehörigen Pro: 
tofolle, Actenftüde und Beilagen dem Königl. Gonfiftorium zur weiteren Amts: 
Bandlung, die Danfabreffe an Se. Majeftät den König und eine Abſchrift des 
General-Protofoll8 dem Dirigenten der General-Synode übergeben worden. 


B. Königl. Allerhöchſte Entihliefung vom 15. Juli 1837. 


Wir haben von den Verhandlungen der im September 1833 gehaltenen 
General: Synode der proteftantifchen Kirche des Nheinfreifes auf den Grund 
eures Berichts vom 30, Dezember v. J. Einficht genommen und ertheilen hierauf 
folgende Entſchließung: 

I. Nachdem die General: Synode der Aufitellung eines Mandatars der 
proteſtantiſchen Geiftlichkeit zur Abhör der Pfarrwittwenkaffe- Rechnung beige- 
pflichtet, den Entwurf einer Gefchäfts - Iuftruction für denjelben als zweckmäßig 
erfannt und für Diefe Function den Laudcommiſſariats-Actuar Wand in Neuftabt 
mit einer jahrlihen Remuneration von 100 fl. gewählt hat, jo ertheilen Wir 
nunmehr Diefen Beichlüffen Unjere Genehmigung, mit dem Anhange, daß dem 
bezeichneten Mandatare nicht nur die Einficht und Bemänglung der fraglichen 
Rechnungen vor deren, durch das Königl, proteft. Gonfiftorium zu bewirkfenden 
Abſchluſſe, ſondern auch Die Refursnahme an das Königl. Ober-Gonfiitorium und 
gegen den Rechnungsbeſcheid in dem weiteiten Umfange zuftehen und hiernach 
den $$. 2 und 3 des Inſtructions-Entwurfs die geeignete Faſſung gegeben 
werden foll. 

II. Dem Antrage der General: Synode gemäß wollen Wir von Aus— 
ſcheidung eines Penſions- und Unterftügungsfonds für Geiftliche von dem Pfarr: 
wittwenfond zur Zeit Umgang nehmen laſſen. Uebrigens beftimmen Wir hiebei: 

1. Daß Emeritengehalte aus dem unausgefchiedenen Penſions- und Wittwen- 
fonde nur in subsidium der hiefür primär beftimmten finanzgefeßlichen 
Beiträge des Staatsärars ftatt zu finden haben; 

2. daß dem Gonfiftorium zwar in dringenden Fällen die Bewilligung mo: 
mentaner Unteritüßungen auf den Grund eingeholter Decanatsberichte 
zufomme; 

3. eine für Tängere Zeit zu reichende Unterftügung aber erft dann Kraft 
erhalten joll, wenn Diefelbe entweder von Der betreffenden Diöcefan- 
Synode, auf die derfelben jedesmal zu gebende Mittheilung einer Be— 
anftandımg nicht unterworfen oder die Synodal » Erinnerung von dem 
Koͤnigl. proteftantifchen Ober-Gonfiftorium nicht für erheblich befunden 
worden iſt. 

II. Wir finden Uns übrigens bewogen, der Erhebung einer Kirchen- 

collefte in dem Rheinkreiſe für das Gonvictorium an der Königl. Univerfität 
Erlangen vorerft noch Inftand zu geben, 
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IV. Da für Errichtung einer proteftantifchen Prediger - Bildungs- Anftalt 
zur Beit verfügbare Mittel nicht beftehen, jo wollen Wir über Die von Unſerm 
proteftantijhen Ober: Gonfiftorium beantragte Anordnung, je zwei Pfarramts- 
Candidaten des genannten Sreijes auf zwei Jahre nach Speyer zu berufen, um 
unter Leitung eines Gonfiftorialrathes und des Decans eine angemefjene praftijche 
Vorbildung zu erhalten, Die Aeußerung der nächiten General-Synode vernehmen. 


V. Wir gedenken Unſere Entjchließung bezüglich der Abfaffung eines 
Fürzeren Katechismus mit jener zu verbinden, woburd der Vollzug der von 
Uns bezüglich des größeren Katechismus bereits ausgefprochenen Grundfäße, 
nad) Eintreffen des Unferm Ober » Gonfiftorium bezüglich des letzten Punkts ab- 
geforderten Berichts definitiv geregelt werden ſoll. 


VI. Rüdjichtlich eines Lehr- und Lejebuchs Biblifcher Gefchichten werben 
Wir, nach dem Ergebniffe der von Unjerm Ober - Gonfiftorium zu verfügenden 
weitern Erhebungen, nochmalige Berathung bei der nächſten General= Synode 
pflegen laſſen. 

VII. Nachdem die Anfichten der General-Synode ſich mit jenen der kirch— 
lichen Stellen dahin vereinigten, daß die Kirchenbücher in protofollarifcher Form 
nach dem hiefür vorgefchlagenen Mufter, dagegen die Sommunifanten und Gon- 
firmationg = Liften tabellarifch geführt werden follen, jo hat Unfer Ober-Eonfi- 
forium nunmehr deßhalb jo wie des Formats diefer Bücher und Liften, dann 
des Verlags der dazu dienenden Drudformularien wegen, Das weiter Geeignete 
in Gemäßheit der gejtellten Anträge zu verfügen. 

VIII. Die Frage wegen Anfaufes eines Gejchäftslofals für das Königl, 
Sonfiftorium hat in Folge der Ausmittlung eines folchen Locales in einem 
Staatsgebäude inzwifchen ihre Dem Zweck entjprechende Erledigung gefunden. 

IX. Den von der General» Synode vorgebrachten Bemerkungen und An- 
trägen in Bezug auf Die Verwaltung und Verrechnung der Pfarrwittwenfaffe von 
den jahren 1829 bis 1832 iſt mittlerweile Die geeignete Berüdfichtigung und 
Erledigung zu Theil geworden, wobei Wir bemerfen: 

41, daß nach dem den allgemeinen Normen über das Gemeinde und 
Stiftungs-Rechnungsweſen entfprechenden Antrage der General-Synode, 
die zur Erhebung verfallenen aber nicht rechtzeitig oder nicht in dem 
gejeglichen Wege beigetriebenen, ſonach als uneinbringlich nicht gehörig 
nachgewiefenen Poften dem Rechner perjönlich zur Laſt bleiben; 

2. daß dem Grundſatze, Capitalien an Private auszuleihen, nur fur den 
Fall des Vorhandenſeins annehmbarer Privatdarlehens-Geſuche, Gel- 
tung zukommen könne. 

X. Bezüglich der übrigen in Anregung gebrachten Wünſche und Anträge 

erwiedern Wir Nachſtehendes: 


— 


= 
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. Bei dem bedeutenden jährlichen Renten-Ueberſchuſſe der Pfarrwittwen- 


kaſſe Faun von der bisher gelegenheitlicy des Grndtefeftes erhobenen, 
mit manchfachen Nachtheilen verbundenen Gollecte bis auf weitere 
Beitimmung Umgang genommen werben. 


. Die Feftjeßung des Gehaltes des Pfarrwittwenfajje-Nechners zu 400 fl. 


it Uns genehm. 


» Die weder in den gejeßlichen Anordnungen noch in Der allgemeinen 


Hebung de3 Königreichs begründete amtliche Veröffentlichung der Ver— 
handlung. der Synodalarbeiten durch den Drud hat auch fortan zu 
unterbleiben. 


. Dagegen unterliegt Die alljährliche Bekannimahung des. Rechnungs-Er: 


gebniſſes der Pfarrwittwenfaffe durch das Kreis⸗Amts- und Intelligenz: 
blatt feinem Anſtande. 


u — — 





V. Verhandlungen der General-Synode von 1837. 2 


A. Haupt: Antrag oder Haupt-Protofoll über die bei der Ge: 
neral-Synode des Rheinfreifes in den verfhiedenen Sigungen 
- vom 3. bis 12, Dezember incl gefaßten Bejchlüfje und 


Anträge, 


I. Haupt-Gegenftände, welche durch die Königliche Allerhöchfte Entſchließung 
vom 21, November d. J. zur Berathung an Die General-Synode 


gewieſen wurden, 


1. Wegen des vorgelegten Agenden-Entwurfs erllaͤrt die General: 


Synode: 


„daß fie dieſem Entwurfe ihre Zuftimmung nicht ertheile, Dagegen aber 
beantrage, daß einem zu wählenden Ausſchuß von 6 Mitgliedern der 
Auftrag ertheilt werde, mit Zugrundelegung der früheren von ben Ge- 
neral-Synoden vorgelegten Entwürfen und mit Berüdjichtigung der 
vom Königl, Oberconfijtorio hierüber gegebenen Erinnerungen einen neuen 
Agenden-Entwurf zu fertigen und binnen fpäteftens zwei — an 
das Königl. Conſiſtorium einzuſenden.“ 


Zu Mitgliedern dieſes Ausſchuſſes erwählt die General-Synode: 


Decan Dr. Wanzel, 

Pfarrer Mayer, 

Decan Wagner, 
Conſiſtorialrath Dr. Müller, 
Landcommiſſär Chelius, 
Notär Köſter. 


5 5 
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2. Der der General-Synode vorgelegte Entwurf einer Ratifications— 
ordnung wird im Allgemeinen für zwedmäßig erkannt und angenommen, je: 
doch mit folgenden, einzelne Artifel betreffenden Mopdificationen und Beifägen: 

Ad Art. 5 und 6 wird der Zuſatz beantragt: 

„Sollte Der verbeffernde Pfarrer felbft Decan fein, fo wird auf feine 
Anzeige vom Königl. Gonfiftorio ein benachbarter Decan committirt, 
dasjenige zu bejorgen, was in Art. 6 den Decanen aufgetragen ift. 

Ad Art. 9 wird der Zufaß beliebt: 

„im Falle der verbeſſernde Pfarrer ſelbſt Decan ift, joll die Beſchei— 
nigung an’3 Königl. Conſiſtorium eingejendet werben.” 
Dann nad; dem Worte „Ausführung“ der Zuſatz: 
„mit jpecificirter Berechnung der wirklich verwendeten Koſten.“ 

Ad Art. 11 begutachtet die General:Synode die Faffung: 
„gegen die in den Art, 6 und 10 bezeichneten Entjcheidungen ꝛc.“ 

Ad Art. 16 wird ftatt des Ausdruds: 
„am Tage feines Abgangs” 

die Wenderung angenommen: 

„am Tage, an welchem ihm feine weitere Beförderung amtlich befannt 
gemacht wird“, 

Berner der Zufaß: 

„daß, wenn jedoch ohne vollendeten Anbau des Aderlandes, der Wein- 
berge, Wiejen und Gärten, Düngung berjelben ftattgefunden habe, 
für dieſe Arbeit und Auslage eine Entjchädigung anzufprechen und zu 
leiften ſei.“ 

Ferner wird beantragt: 

„daß der Schluß dieſes Artifeld von den Worten an: „„wenn wirklich 
die Gärten angepflanzt u. ſ. w.“!“ bis „„ur Erndte vorbereitet ſind““, 
wegfalle.“ 

Dabei erklaͤrt die Synode, daß ſie unter dem Worte: 

„Pfarreierledigung“ 
jede Erledigung, ſei es durch Tod, Veförderung, Verſetzung, Emeritirung, Ent— 
laſſung oder Entſetzung verſtehe. 
Endlich wird der Zuſatz beliebt: 
„die Relieten treten nur in die bereits erworbenen Rechte des 
verftorbenen Pfarrers ein.” 
Ad Art. 17 wird Beantragt, Daß ftatt des Ausdruckes: 
„Abgang des Pfarrers“ 
gejeßt werbe: 
„der vom Königl. Conſiſtorio feſtgeſetzte Abrechnungstag“, 
fowie der Beifaß vorgejchlagen wird: 
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„wegen dieſer Abtheilung, jowie bei feſten Dolzbefoldungen jollen zwei 
Drittel des jährlichen Betrags auf die ſechs Wintermonate und ein 
Drittel auf die ſechs Sommermonate vertheilt werben.“ 
Ad Art. 19 wird nach den Worten: 
„gegen Bezug der gewöhnlichen Hebgebühren“ 
der Zuſatz angemefjen befunden: 
„zu höchſtens A Procent”, 
Ad Art. 20 wird zu den Worten: 
„der Bürgermeifter” 
der Beijaß angenommen: 
„auf geeignetes Anſuchen“, 
und am Schluß noch der BZufaß beliebt: 
„wobei die Ratification des einjchläglichen Decanats vorzubebalten ift.“ 
3. Wegen Ermittlung eines Fonds für ein Brediger-Semi- 
narium zu Speier erflärt die General-Synede: 
„daß fie dermalen die Mittel von fl. 600 bis 800 jährlich zur Su: 
ftentation für zwei Dazu einzuberufende Candidaten nicht angeben könne.“ 


4. In Betreff der Wahl oder Anfertigung eines einzuführenden Lehr- 
und Leſebuches bibliſcher Gefchichten ift die General-Synode im Vor- 
aus der Anficht: 

„daß ein Buch, welches Iediglich nach den Worten der h. Schrift Die 
biblischen Gejchichten erzählt, demjenigen vorzuziehen ſei, welches er⸗ 
läuternde Zufäge enthält, und erklärt ſich demgemäß, dem Antrage 
ihres Ausjchuffes beiftimmend, dafür, daß das Buch: „Bibliſche Ge- 
jehiehte zum Gebrauch für Volksſchulen mit den Worten der Bibel aus- 
gezogen von Dr. J. F. W. Tiſcher“ in den proteftantifchen Kirchen und 
Schulen des Conſiſtorialbezirkes Speier eingeführt werde.” 

5: Wegen der Pfarrwittwenanftalt und der deßfalls vorgelegten 
Rechnungen und Ueberſichten bezeugt die General-Synode die ehrenvolle Aner- 
fenmung der Leifttingen der Wittwenkaſſe-Verwaltung im Allgemeinen und findet 
fi bewogen, damit folgende Anträge zu verbinden: 

a) daß auf die Ginbringung der älteren Ausjtände, namentlich von Inter: 

falarfrüchten und Gapitalzinjen, aller Fleiß verwendet werben möge; 

b) die General-Synode erflärt, fie ſetze auf das Königl. Conſiſtorium das 

Vertrauen, daß es Remunerationen für beſondere Dienftleiftungen nur 
nad) dem wirklichen Bedürfniſſe ermefjen werde; 

c) fie beantragt ferner, dab vom Jahre 1838, an die Penfion einer 

Doppelwaije auf jährlich fl. 60 erhöht und feftgejeßt werde, mit Dem 
Beifage, daß Kinder aus einer erften Che als Doppelwaiſen angeſehen 
d 


x 
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werben mögen, ohne Rüdficht darauf, ob bie Stiefmutter lebt, und Daß 
hiernach der $. 10 des Reglements modificirt werde; j 

d) weiter wird der Antrag geftellt, daß ebenfalld vom Jahr 1838 an bie 
Penfion einer Wittwe auf 150 fl. jährlich erhöht und darnach auch 
die Unterftügungsbeiträge der einfachen Waiſen berechnet werben 
jollen; 

e) wird beantragt, daß die A auf die Suftentationsgelber der Geiftlichen 
bisher angewiefenen Wittwen: 

1. Kopp in Eufel, 

2. Zimberger in Konfen, 

3. Mayer in Speier, 

4. Schreiner zu Großcarlenbach 
mit den ihnen zugeficherten Penfionsbeträgen, zu fl. 100 für jegliche, 
forthin auf die Pfarrwittwenfaffe übernommen werben; 

f) ferner, daß dem Mandatar der Geiftlichkeit wegen jeiner Unterfuchung 
der früheren Rechnungen, eine remuneratorische Bewilligung von fl, 100 
aus der Pfarrwittwenkaſſe zu Theil werde; 

endlich 

g) dab durch Alferhöchfte Entjchliefung den Ausftandsverzeichniffen Des 
Rechners der Pfarrwittwenkaffe eine executorifche Folge auf abmini- 
ftrativem Wege beigelegt werde; 

dabei wirb noch 

h) im Betreffe des Defectes oder Nezeffes des vormaligen Rechners der 
Pfarrwittwenkaſſe, des verftorbenen Gonfiftorial-Secretärs Trußel, das 
einftimmige Dafürhalten zu erkennen gegeben, daß dieſer auf 1417 fl. 
3%, Er. berechnete Defect unbedingt niederzufchlagen fei. 


6. Wegen des Verhältniffes und der Reiftungen derjenigen 
Pfarrer gegen die Pfarrwittwen-und Unterftüßungs-Anftalten, 
welche aus dem Rheinkreiſe in die Gonftftorinlbezirfe rechts des Rheins oder aus 
diefen in den Rheinkreis befördert oder verjegt werben, erklärt die General: 
Synode: 
a) daß diefe Frage, infoweit fie Unterftüßungs-Anftalten für Pfarrer be- 

trifft, da biefür eine gejonderte Anftalt im Rheinkreife nicht befteht, zu 
beruhen habe; 

b) daß derjenige Geiftliche, welcher aus Konfiftorialbezirfen rechts bes 
Rheins in den Rheinfreis freiwillig oder unfreiwillig verfegt wird, ver: 
bindlich zu erachten jei, Der Pfarrwittwenfaffe des Conſiſtorialbezirks 
Speyer beizutreten und das reglementömäßige Ginlage-Gapital zu ent- 
richten ; 


Grundgefege ber ev, Kirche. 8. 6. F 201 


c) daß derſelbe aber nicht gehalten fein folle, Die Zinfen von ſolchem Eins 
Yage-Gapital nachzuzahlen, Dahingegen er 

d) verbindlich gemacht werde, die jährlichen Beiträge im Verhältniffe ber 
Reglementsbeftimmung von der Zeit feiner erjten Anftellung an, jedoch 
nicht über. das Jahr 1819 zurüd (in weldyem Jahre Die Pfarrwittiwen- 
Anftalt zu Stande Fam) nachholend zu entrichten ; 

6) daß einem Geiftlichen des Rheinkreiſes, welcher in die anberjeitigen 
Bezirke verfegt oder befördert wird, zu geftatten fei, gegen Fortentrich— 
tung feiner bisherigen jährlichen Beiträge den erworbenen Anſpruch an 
die Pfarrwitiwenfaffe zu bewahren ; 

endlich | 
f) daß einem Geiftlichen, welcher unfreiwillig aus dem Rheinkreife in bie 
anderfeitigen Gonfiftorialbezirfe verfegt wird, geftattet fein folle, fein in 
die Wittwenfaffe eingelegted Capital, falls er aus ſolcher Anftalt aus: 
treten will, zurüdzunehmen, 
7. Hinfichtlih Der in Frage geftellten Theilnahme ber proteftantifchen 
Geiftlichen im Rheinfreife an Der Erziehungs- und Verpflegungs:An- 
ftalt für Hinterlafjene Pfarrersföhne, welde Anftalt von dem 
Decan Brand in Windsbadh zu errichten beabfichtigt wird, erklärt fich Die 
General-Synode dahin, daß diefe Theilnahme gänzlich abgelehnt werde, 


II. Beſondere Anträge und Wünfjde 

1. Auf geftellten Antrag wegen Gründung oder Wiederherftel: 
lung mehrerer Pfarreien befchließt Die General-Synode, Durch das Königl. 
Eonfiftorium an Se. Majeftät den Wunfch und Die Bitte zu ftellen, daß bie 
Errichtung neuer Pfarrftellen, wo das Bebürfniß evident fei, Durch die Firchlichen 
Stellen eingeleitet werde, und daß Allerhöchftdiefelben geruhen wollten, die— 
jenigen Mittel, welche aus Localfonds nicht beftritten werden können, auf die 
Königlichen Kaffen zu übernehmen. 

2. In Abficht des erforderlihen Alters der zu confirmi- 
renden Kinder ftellt die General-Synode den Antrag, daß ftatt des im 
F. 11 der Vereinigungs-Urkunde beftimmten termini ad quem des 31. März 
biefer terminus ad quem auf den 30. April feftgejeßt werben möge. 

3. Nüdfichtlich der Gingabe, die Prediger- und Synodal- Ar: 
beiten betreffend, jtellt Die General-Synode den Antrag: 

a) daß die Pflicht des Geiftlichen, feinen Vorgeſetzten Predigten ober ge: 
lehrte Arbeiten fehriftlich einzureichen, auf Das vollendete 40. Lebens— 
jahr eingefhränft werde; 

b) daß die Arbeiten in einer Predigt jährlich und in einer Mbhandlung 
je im dritten Jahre beftehen ſollen; 
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©) daß in Zukunft mehr als ein Thema aus verichievdenen Gebieten 
der Theologie, um den Geiſtlichen die Wahl frei zu laffen, zur Bear: 
beitung ausgefchrieben werde, 

4. In Bezug auf den geftellten Antrag, im Betreffe der Publica: 
tion der auf die Verhandlungen der General-Synode erfolgen: 
den Allerhöchſten Entſchließungen, fpricht Die General-Synode den 
Wunſch aus, daß Diejenigen Allerhöchiten Entjchließungen, durch welche frühere 
Geſetze und Normen für die Kirche und Kirchengenofien abgeändert und modie 
fieirt werden, jowie Diejenigen, welche neue allgemeine, nicht blos Die Sirchenbe- 
“ Hörde, fondern auch die Kirchengenofien betreffende Grlafje enthalten, Fünftig 
durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden follen. 

5. In Betreff. des geftellten Antrags: „wegen Meberlafiung der 
Kirchen gur Aufführung größerer feiftungen der Mufifvereine, 
glaubt die General-Synode fich dahin wünfchend erklären zu Dürfen: 

„daß das bejtehende Verbot, durch welches für größere mufifalifche Lei- 
ftungen, Die nicht zur Firchlichen Beier gehören, wenn fie auch Durch 
den Mufikverein des Rheinfreifed aufgeführt werben, Die Kirchen ver- 
jchloffen bleiben, aufgehoben werde,“ 

Zugleich fpricht fi der Wunſch aus, Daß dieſe Productionen, wenn te 
auch mit möglichfter Vorſicht veranftaltet werben, Doch nie an Sonn und Tell 
tagen ftatthaben follen. 

6. Rüuͤckſichtlich des geftellten Antrags: 

die Ausſchreibung erledigter Pfarreien, in specie die 
betaillirtte Angabe der Grträgnijje derſelben be: 
treffend, 

beantragt Die General-Synode: 
„Daß Fünftig bei Ausjchreibung der Pfarrei die Haupteubrifen ber 
Dienftes-Einkünfte nach der Faffion angegeben werden möchten.“ 


B. Allerhöchſte Königl. Entſchließung vom 10. Juni 1839. 
Mir haben Uns über Die Ergebniffe der, von der proteftantifchen General 
Synode zu Speyer in Jahr 1837 gepflogenen Verhandlungen Vortrag erftatten 
lafjen, und ertheilen hierauf Unſere Entjchließung wie folgt: 

I. Wir vermögen zwar Die Bedenken, aus welchen die General- Synode 
jih gegen die Annahme des ihr vorgelegten Entwurfs einer Kirchen: Agende 
erklärt hat, als begründet und zuveichend, oder als in dem, durch Unfere Aller 
höchſte Entſchließung vom 18. Juni 1833 — Die Verhandlungen der im Jahr 1829 
gehaltenen General: Synode des Rheinkreiſes betreffend, unter IIL. bezeichneten 
Zwecke Titurgifcher Vorfchriften gerechtfertigt, nicht zu erkennen: wollen jedoch, 
im Verfolge Unſerer bejagten Entſchließung genehmigen, daß ber von ber 
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General⸗Synode gewählte Ausſchuß beauftragt werde, mit Bugrumdelegung ber 
früßeren, von der General: Synode vorgelegten Entwürfe, und mit genauer Be 
achtung der von Unferm proteftantiichen Oberconfiftorium hierüber bereitd abge 
gebenen oder noch weiter für nöthig erachteten Erinnerungen, fo wie mit ber, 
der Nüdficht auf die gemeinfamen Grundlehren ber proteftantifchen Confeſſion 
entfprechenden Benügung der in dem jüngften Entwurfe niebergelegten Mate- 
rialien, einen neuen Agende: Entwurf zu fertigen; — jedoch in der Art, daß 
deſſen berichtliche Vorlage längftens bis zum 1. September 1840 erfolge. Für 
die Zwiſchenzeit, bis zur vollzogenen Ginführung einer neuen Kirchen = Agende, 
fol es Bei dem ſchon vorläufig genehmigten einftweiligen Gebrauche des vorge: 
legten und den Pfarrämtern im Drude zugefertigten Entwurfes fein Bewenden 
haben. Auch wird Unfer proteftantifches Conſiſtorium in Speyer forgfältig 
darauf achten, daß von den Geiftlichen bei gottesdienftlichen Handlungen feine 
Agenden oder einzelne Formulare und Gebete gebraucht werden, die in ihrem 
- halte den Beltimmungen der Vereinigungs-Urkunde $. 11 Abſ. 9 oder der 
bergebrachten proteſtantiſchen Kirchenlehre entgegen find. 

II. Dem vorgelegten Eutwurfe einer Ratificationd- Ordnung für Die 
proteftantiichen Pfarrer des Gonfiftorialbezirfes Speyer, ertheilen Wir unter den 
von ber General-Synode vorgefhlagenen Modificationen Unfere Genehmigung. 
Die endfiche Faſſung diefer Ordnung iſt hiernach von Unferm Oberconfiftorium, 
auf Vorlage des Conſiſtoriums, feitzuftellen und in einigen Exemplaren Unferem 
Minifterium des mern vorzulegen. 

III. Da die Kreisfonde fir die ftändige Unterhaltung neu zu errichtender 
geiftlicher Bildungs -Anftalten einzelner Religionstheile gefeplich weber beftimmt 
noch botirt find, jo können Wir dem Antrage auf Ausfegung von jährlich 
600 — 800 fl. für die Gründung eines proteftantiichen Prediger: Seminars in 
Speyer feine Folge geben, und es muß, jo lange hiefür nicht nach $. 48 lit. d 
der II. Berfafjungsbeilage, oder auf anderem Wege, Fürforge getroffen werden 
fan, Die Ausführung dieſes Vorhabens ausgeſetzt bleiben. 

IV. Da fid) Unfere Gonfiftorialitellen aus fehr beachtenswerthen Gründen 
gegen die Einführung des, von der General-Synode bezeichneten Lehrbuches 
biblifher Gejchichten in den proteſtantiſch-deutſchen Schulen erflärt haben, fo 
wollen Wir, daß der früher für diefen Gegenftand gewählte Ausſchuß nochmals 
zur Entwerfung eines ſolchen Lehrbuches aufgefordert, vor der Hand aber das 
Conſiſtorium wiederholt auf die, in dem Oberconfiitorial = Antrage benannten 
Lehrbücher aufmerkjam gemacht werde. 

V. Die bezüglich der Pfarr » Wittwen » Kaffe geftellten Anträge der 
General-Synode: 

1. wegen fleißiger Einbringung der ältern Ausftände, jo wie 

2. wegen Gintreibung der laufenden Austände, auf abminiftrativem Wege, 
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in Anwendung der Beſtimmungen vom 11. Februar 1815, 8. Oc 
tober 1819 und 11. December 1822 (Sntelligenzblatt von 1819 
©. 549 und vom Jahre 1822 ©. 949); 

3. wegen Uebernahme der vier, bisher auf Dem geiftlichen Suftentationsfondg 
gehafteten Wittwwen-Penfionen, auf die Wittwenkaſſe; 

4. wegen Bewilligung einer Remuneration für den Mandatar der Geift- 
lichkeit, zu 100 fl.; 

5. wegen Erhöhung der Penſion einer Doppelwaife auf jährlich 60 fl. 
und wegen Gleichftellung der Kinder aus einer eriten Ehe mit den 
Doppelwaifen ; 

6. wegen Erhöhung der Penſion einer Wittwe auf 150 fl. und folge 
weife der Unterftüßungsquote Der einfachen Waiſen; 

find Uns genehm; jedoch bezüglich der Punkte: Ziffer 5 und 6 unter der Be- 

ichränfung, daß dieſe Erhöhungen vorerft nur für Die vier Jahre, vom 1. Oc: 

tober 1837 bis dahin 1841 in Wirffamfeit treten follen, da auf die Nachhaltigkeit 
der, die fortgefeßte Verabreichung erhöhter Penfions = Unterftügungs Beträge 
bedingenden Kaſſenüberſchüſſe nicht mit voller Sicherheit zu rechnen ift. 

VI Hinfichtlich des BVerhältniffes und der Leiftungen der, aus dem Gon- 
fiftorialbezirfe Speyer in jenen von Ansbach, oder von Bayreuth und umgekehrt, 
verjegten Pfarrer follen, dem Antrage der General-Synode und der Gonfiftorial- 
Stellen gemäß nachjtehende Beſtimmungea eintreten : 

41. der aus einem Gonfiftorial= Bezirk Diesjeitd des Rheins in jenen von 
Speyer freiwillig oder unfreiwillig verfeßte Pfarrer ift gehalten, der 
Pfarr-Wittwensfaffe des Conſiſtorial-Bezirks Speyer beizutreten, und 
das regulativmäßige Einlags-Capital, jedoch ohne Nachzahlung von 
Zinjen, zu entrichten; 

‚ einem aus der Pfalz in einen diesſeits rheinischen Gonfiftorial= Bezirk 
verjeßten oder beförberten Pfarrer bleibt geftattet, gegen Fortentrichtung 
jeiner bisherigen Beiträge fi) den erworbenen Anfpruch an Die pfälzifche 
Pfarr-Wittwen-Kaſſe zu bewahren; 

3. ein Geiſtlicher, welcher unfreiwillig aus der Pfalz in einen diesſeits 
rheiniſchen Conſiſtorial-Bezirk verſetzt wird, iſt befugt, ſein in die 
Wittwen-Kaſſe eingelegtes Capital zurückzunehmen, ſonach aus der 
Anſtalt auszutreten. 

Den Antrag, daß der aus einem diesſeits rheiniſchen Gonfiftorial- 
Dezirfe in die Pfalz verjeßte Geiftlihe — außer dem Ginlage- Capital, 
auch noch Die jährlichen Beiträge nad) Maß des Negulativs von der Zeit feiner 
erften Anftellung an, jedoch nicht über das Jahr 1819 zurüd, nachholend zu 
entrichten Haben, finden Wir zur Genehmigung nicht geeignet, da der Beitritt 
zu der Anftalt ein gebotener ift, und fein Grund befteht, bezüglich dieſes Beitritts 
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zwifchen einem auf diefe Weife neu zugehenden Geiftlihen und einem neu ange- 
ftellten einen Unterjchied zu machen, da ferner auch vor ſolchem Zugange, auf 
der Wittwen- Kaffe: Anftalt der Pfalz Feine eventuelle Verpflichtung rückſichtlich 
der Hinterlaffenen des betreffenden Geiftlichen haftet, und da endlich für den 
umgekehrten Fall die General: Synoden von Ansbach und Bayreuth eine folche 
Nachzahlung nicht verlangt haben. 

Es bewendet daher bei der allgemeinen Beitimmung, daß ein folcher 
Geiftlicher nur von der Zeit feines Gintrittes Die jährlichen Wittwen - Kaffe- 
Beiträge zu Teiften hat. ° 

VI. Nachdem die General: Synode fich in Betreff der Theilnahme an 
der zu Windsbach errichteten Erziehungs- und BVerpflegungs: Anftalt für Hinter: 
laſſene Pfarrersjöhne ablehnend erklärte, jo Hat diefer Gegenftand in fo Lange 
zu beruhen, bis Die Leiftungen dieſer Anftalt das Vertrauen. in diefelbe näher 
begründet haben werden, und bis auch bei den proteftantijchen Geiftlichen Der 
Pfalz, denen der individuelle Beitritt ohnehin jederzeit freifteht — eine allge 
meine Antheilnahme vorausgejegt werden kann. 

VII. Auf die außerdem Uns vorgetragenen Wünfche und Anträge 
eriviebern Wir: 

1. die Grrichtung neuer, oder die MWieberheritellung vorhin beftandener, 
in Folge der Gircumfeription von 1818 eingezogener Pfarrſtellen, 
werden Wir in den einzelnen, vorfchriftsmäßig zu inftruirenden Fällen 
unzweifelhaften Bebürfnifjes in Erwägung ziehen, und biernächft nach 
Mafgabe der Prämiffen, jo wie mit Rückſicht auf $. 88 der II. Ver- 
fafjungsbeilage bezüglich neu zu Bildender Kirchengemeinden, über Ver: 
abreihung des Werarial- Beitrags von 232 fl. zu dem Pfarrgehalte, 
das Geeignete bejchließen ; 

2. in Anfehung des Alters der zu confirmirenden Kinder nehmen Wir 
auf die, aus Anlaß eines Oberconfijtorial= Antrages erfolgende allge 
meine Entjchliegung Bezug; 

3. den im Mbficht auf die Prediger- und Synodal Arbeiten geftellten 
Anträgen vermögen Wir im Hinblide auf die pofitiven Vorſchriften 
der Gonfiftorial- Ordnung von 1809 IL. $. 23 und auf $. 11 des 
2. Anhanges zur II. DVerfaffungsbeilage jo wie in Betracht ſowohl 
des heilfamen Einfluſſes diefer Beftimmungen auf Die Fortbildung der 
Geiftlihen, als ber darin für die Beurtheilung ihrer Würbdigfeit dar— 
gebotenen Mittel, nur in jo weit ftatt zu geben, daß Wir, dem Antrage 
Unſeres Oberconfiftoriums entjprechend, die Zahl der von jedem 
Geiftlichen Der vorgefeßten Kirchenbehörde jährlich einzureichenden 
Predigten auf eine befchränfen; wogegen ohnehin bei Auswahl des 
Themas der jährlich noch beſonders vorzulegenden Abhandlung, auf 
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die wiffenichaftliche und praftiiche Beziehung, im Sinne des $. 23 
genannter Ordnung, Nüdjicht zu nehmen ift; 

4. Wir finden e8 ganz angemefjen, und auch Der, in geeigneten Fällen 
fchon bisher beobachteten Uebung gemäß, Daß, jo lange Wir nicht 
anderd verfügen, jener Theil Unſerer, auf Die Verhandlungen der 
General: Synode erfolgenden Allerhöchften Entſchließungen, fo wie 
überhaupt alle Verordnungen, welche die Normen und Einrichtungen 
des Kultus oder das Verhalten der Pfarrgemeinden, ihre Nechte und 
Pflichten 2c. betreffen, Durch das betreffende Kreis-Amts- und In— 
telligenzblatt befannt gemacht, auch nach Umftänden noch außerdem 
von ber Kanzel verkündet werben. 

Wir beauftragen daher Unfer proteftantifches Oberconftftorium, 
wegen des Vollzugs Das geeignete Benehmen mit Den betreffenden 
Regierungen, Kammer des Innern, die Wir gleichzeitig zur Nachachtung 
anweiſen laſſen, zu veranlafjen. 

5. Ueber die Nichtzuläßigkeit: größere mufifalifche Produktionen, welche 

nicht zur kirchlichen Feier gehören, in den noch Ddermalen zum Gottes- 

dienfte gebrauchten Kirchen aufzuführen, haben Wir bereit3 unter dem 

22. Juni 1838 allgemeine Beftimmungen erlaffen, auf welche Wir 

mit dem Anhange hinweifen, Daß bei Abhaltung derartiger Productionen 

überhaupt Unjere über die Feier der Sonn: und Fefttage beftehenden 

Anordnungen genau einzuhalten, und hiernach Die obrigfeitlichen Be— 

willigungen in den einzelnen Fällen zu bemefjen feyen; 

was die Presbyterien an Neben- oder Filialfirchen betrifft, jo finden 

Wir es nicht nur dem Verhältniffe Diefer Kirchen gegenüber der Mutter: 

firche, jondern auch den Beitimmungen der Artikel V und VII Nr. 1 

des Gefeßes vom 17. November 1837 über das Gemeinde - Umlage: 

Weſen in der Pfalz angemeffen, daß in den Fällen des Artikel V 

dieſes Geſetzes bejondere Filial- Presbyterien beftchen, aus welchen 

fodann, bei befondern Filial-Cultus-Umlagen, die im Artikel VII Nr, 1 

bezeichneten Ausschuß-Mitglieder abgeordnet werden, 

Mir genehmigen daher auch den Antrag der General-:Synode, 
daß, wo ein Presbyterium an Filial- oder Nebenfirchen befteht, ſich 
jolches bei Erledigungen, gemäß $. 14 Abjak 2 der Vereinigungs— 
Urkunde, felbft ergänze. 

7. Wir genehmigen, daß dem Antrage der General: Synode und dem 
früheren Verfahren gemäß, bei Fünftiger Ausjchreibung erledigter 
Pfarreien die Hauptbeftandtheile der Erträgniffe nach der Faſſion 
angegeben werben, ohne daß jedoch, wie fich von jelbft verſteht, Diefe 
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Angabe eine Gewährleiftung für den, einen oder ben andern Beſol⸗ 
dungstheil begründet. 





VI. Verhandlungen der General= Synode von 1841. 


A. Hauptantrag oder Hauptprotofoll über Die bei der General: 
Synode der Pfalz in den verfhiedenen Sitzungen vom 5, bis 
16. September incl, des Jahrs 1841 gefaßten Beſchlüſſe 
und Anträge, 

I. Hauptgegenftände, welche durch die Königl. Allerhöchfte Entſchließung vom 
31. Juli 1841 zur Berathung an die General- Synode gewiefen wurden. 

1. Hinfichtlih der proponirten Hinausrüdung bes jährlihen 
Termins zur Abhaltung der Diöcefan-Synoden erklärt die General- 
Synode mit der Propofition übereinftimmend, Daß . 

„die Abhaltung der Didcefan-Synoden von dem bisher vorgefchriebenen 
„Montag nach Pfingften auf den erftien Montag nach dem 15. Sult 
„binausgerücdt werben jolle,” 

2, Ueber die Propofition, Die Erneuerung der Presbyterien 
resp. Die Frage wegen der Dauer der Function Der einzelnen 
Presbyterial-Mitglieder betreffend, beantragt Die General Synode: 

1. „es folle eine zeitweife regelmäßige Erneuerung der Presbyterien ftatt 

finden.” 

2. „Das Presbyterium folle ſich in der Regel ſelbſt ergänzen.” 

3. „Die Urwahl folle in dem Fall eintreten, wenn gar Fein Presbyteriums⸗ 

Mitglied vorhanden iſt.“ 

4. „Auch in dem Fall, wenn nur noch zwei Mitglieder vorhanden find.” 

5, „Es jolle bei der Beſtimmung der Vereinigungs-Urkunde bleiben, daß 

die Zahl 4 bis 8 betrage.“ 

6. „Die Dauer der Function folle auf 8 Jahre geftellt jein.” 

Ti „Seberzeit folle Das PViertheil der Mitglieder austreten.“ 

8. „Der erfte Austritt folle durch das Loos entjchieden werben bis das 

Functiong » Alter unzweifelhaft entſcheidet.“ 
9. „Das erforderliche Lebensalter eines Mitglienes des Kirchenvorftandes 
ſoll wenigften® dreißig Jahre betragen.“ 
10. „Die gleichzeitige Wiedererwählung der Ausgetretenen folle ftattfinden 
dürfen.” 
11. „Die Erneuerung ſoll auch die bereits in Function ftehenden Mitglieder 
betreffen.” 

3. Zu Betreff der Katechismus: Angelegenheit gibt die Ge 

neral Synode die gutachtlichen Beſchlüſſe: 


erklärt 


— 


to 


Die Kirde, 


. „Daß fin die zu entwerfende Abänderung, Ergänzung oder Umarbeitung 


de3 beftehenden Katechismus oder Auswahl eines ſchon vorhandenen 
eine Commiſſion erwählt werde,” 


„Daß das Nefultat der Beratfung und Beichlußfaffung dieſer Com— 


miſſion feiner Zeit gedrudt oder lithographirt und an alle Geiftliche 
des Conſiſtorial⸗Bezirks rechtzeitig mitgetheilt werde.“ 


. „Daß jechs geiftliche und drei weltliche Mitglieder gewählt werden, wo- 


von- vier geiftliche und zwei weltliche, Die die meiften Stimmen haben, 
den Ausſchuß bilden, die übrigen ald Grfaßmänner dienen follen.“ 


. „Daß dieſe aus dem Gremio der General-Synode ausschließlich gewählt 


werben.” 


‚ „Bu Mitgliedern diefer Commiſſion erwählt fie 


a) Geiftliche. 
1. Decan Dr. Wanzel mit 26 Stimmen. 
2. Decan Ney u 26 " 
3. Pfarrer Scholer „ 26 z 
4, Decan Börfd) „ 24 R 
5. Decan Wagner „ 24 
6. Decan Lattermann „ 16 " 
Die beiden letzten als Erſatzmänner. 
b) Weltliche: 
1. Landcommiſſär Chelius mit 32 Stimmen. 
2. Landcommiſſär Wand „ 26 — 
3. Profeſſor Zimmermann „ 23 
Letzteren ald Erſatzmann. 


A. Betreffend die Rechnungen und Rechnungs-Ergebniſſe der 
proteſtantiſchen Pfarrwittwenkaſſe der Pfalz, erkennt Die General— 
Synode den blühenden Stand und die treffliche Verwaltung der Anſtalt und 


1. 


2. 


„Die Nichtigkeit der ihr vorgelegten Rechnungen pro 1836 bis 1839 
inclufive, * 

„Wünſcht, daß die bei dem Gonfiftorium vorkommenden Anträge auf 
Niederjchlagungen von Einnahmsrückſtaͤnden dem Mandatar vorher 


zur gutachtlichen Aeußerung mitgetheilt werden.” 


.„Will fie, daß die erhöhten Penfionen der Wittwen und Waiſen 


definitiv gemacht werden.” 


. „Stimmt fie dazu, Daß vom 1. October d. J. an jährlich ſechszehn— 


hundert Gulden aus der Pfarrwittwenkaffe zu einem Hülfsfonds für 


bedürftige Pfarrer und großjährige unverforgte Pfarrrelicten verwendet 


und in ber Pfarrwittwenkaſſe verrechnet werben." 


Grundgejege der ev. Kirche. 8. 6. 108 


5. „Bewilligt fie der Pfarrwittiwe Albert von Neuftabt eine jährliche 
Penfion von 100 fl. aus der Pfarrwittwenkaffe vom 1. October 
d. J. an.“ 

6, „Befchließt fie, Daß dem Rechner Dimroth eine jährliche Gehaltszulage 
von 200 fl. vom 1. Dctober d. J. an zu Theil werde,” 

T. „Spricht fie dem Mandatar Landeommifjär Wand die ehrende Aner: 
fennung feines Fleißes und feiner pünftlichen Fürſorge für die Intereſſen 
der. Pfarrwittwencafje aus und wünſcht, daß ſolche auch von dem 
Königl. Gonfiftorium durd Zuwendung einer angemefjenen Gratififation 
bethätigt werde,” | | 

- 8, „Beantragt fie, daß auch der Dienftleiftung des Reviſors Bad in glei- 
cher Art Anerkennung zu Theil werde.” 

5, Die Frage wegen Abänderung der dermaligen kirchlichen 
Amtskleidung der proteftantifchen Geiftlihen in der Pfalz ent- 
fchied die General= Synode dahin: 

1. „Die Einführung des Chorrods joll unter nachfolgenden Modififationen 

angenommen werben.” 

a) „Daß wenigftens in der Kirche der Chorrod getragen werben 
müfje und biezu ein enblicher Termin von 4 Jahren gegeben 
merbe,” 

b) „Daß außer der Kirche, bei Begräbniffen, im Hauje,u. ſ. w. 
die Anlegung de3 Chorrocks vorerft und. bis auf weitere Bes 
ſchlußfaſſung fakultativ fein ſolle.“ 

c) „Daß in denjenigen Gemeinden, wo eine entſchiedene Abneigung 
der Gemeinde gegen ſolche Abänderung ftattfindet und genügend 
nachgewiefen wird, auch in der Kirche ber Gebrauch des Pre- 
digermantel® Durch Die Firchliche Oberbehörde auf beftimmte ober 
unbejtimmte Zeit geftattet werben könne.“ 

6, „Zur Erledigung der Kirhen-Agende-Angelegenheit 

a) will die General: Synode die badiſche Agende annehmen und 
erklärt fich | 

b) für die Aufnahme von den neun vom Ausſchuß vorgejchlagenen 
Modifikationen derſelben.“ 


I. Beſondere Anträge und Wünſche. 


1, Ueber die Gonftftorialpropofition, Das Confirmations-Alter der 
Knaben proteftantifcher Confeſſion betreffend, beantragte die, Bene: 
ral:: Synode: 

1. „dad Alter dev Knaben für die Gonftrmation möge auf das am 30, 

April zurücfgelegte vierzehnte Lebensjahr feitgefegt werden, wenn Das 
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Schulentlaffungsalter ebenfalld auf das vierzehnte Lebensjahr feſtgeſetzt 
wird,“ und bejchloß 

2. „daß Se. Majeftät um Die leßtere Beftimmung gebeten werde.“ 

3, „Es möge auch für die Confirmation der Knaben das am 30, April 
zurüdgelegte vierzehnte Jahr feftgefeßt werben, wenn gleich die Schul: 
entlaffung wie jeßt mit dem vollendeten dreizehnten Jahre eintreten 
ſollte.“ 

2. In Folge einer Eingabe, die Wahl der Senioren betreffend, 

ſprach die General-Synode den Wunſch aus: 

a) „Daß die Beſtimmung gegeben werde, daß, wenn bie Wahl der Kapi- 
tularen von dem Königl, Gonfiftorium nicht genehmigt werben wolle, 
eine neue Wahl erfolge;" und ftimmt dafür, 

V) „daß, wenn auch diefe zweite Wahl die Beftätigung des Königl, Con— 
fiftoriums nicht erhalte, das Königl. Ober-Eonfiftorium auf Bericht 
des Königl. Conſiſtoriums einen Senior beftelle.” 

3, Die Frage über Einführung einer bibliſchen Geſchichte 
zum Gebrauh in den deutſchen proteftantiihen Schulen der 
Pfalz entichied die General-Synobe, beantragend, 

„daß die auserlefenen bibliſchen Hiftorien alten und nenen Teftaments 
nad) Hübner von Rauſchenbuſch 27te Auflage eingeführt werben mögen.” 

A. Einem Antrag anf einige Abänderungen in ber Ratifi- 
cationsordnung zufolge beſchloß Die General-Synode: 

„daß die betreffende Eingabe dem Königl. Eonfiftorium übergeben werde, 
damit diefe Firchliche Stelle unter Berüdfichtigung der darin entwidel- 
ten Verhältniffe und mit Bemerkung der noch zu machenden Erfahrungen 
an die nächfte General-Synode die geeigneten Anträge gelangen lafjen 
könne.“ 

5. Gelegenheitlich dreier Eingaben, die Sonntagsfeier be ———— 
drückte die General-Synode den Wunſch aus: 

„daß das Königl. Ober-Conſiſtorium aus den in vorliegenden Peti— 
tionen enthaltenen und fonftigen Gründen an Se, Majeftät dad An 
ſuchen gelangen laſſe, den noch jo häufig vorkommenden Störungen 
der Sonntagsfeier nach Allerhöchfter Weisheit und Fürforge für reli— 
giöfe und Firchliche Intereſſen noch weitere höchſt dringende Abhülfe zu 
gewähren.” 

BG. Auf eine geftellte Bitte wegen ber Pfarrwittwe Dal; in 

Sauſenheim ftimmt die General: Synode zu: 
„daß diefer Wittwe Balz eine jährliche Unterſtützung von 100 fl. vom 
4. October d. Y an aus der Pfarrwittwenfaffe zufließen fell,” 
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B. Allerhöchſte Königl. Entſchließung vom 3. Juli 1843. 

Wir haben Uns über die Ergebniffe der im Fahre 1841 von der prote- 
ftantijchen General- Synode zu Speyer gepflogenen Berathungen Vortrag er: 
ftatten laſſen, und ertheilen hierauf Unfere Allerhöchſte Entſchließung wie folgt: 

I. Wir bewilligen, daß die dermalen in der vereinigten Kirche des Grof- 
herzogthumd Baden eingeführte Kirhenagende nah den in dent Vortrage 
bes Ausſchuſſes der Synode vorgejchlagenen und den fonftigen für nöthig erach— 
teten und in dem Berichte Unſeres proteftantiichen Ober-Conſiſtoriums begutach- 
teten, die beſagte Agende nicht wefentlich umgeftaltenden Abänderungen, dann 
unter Einſchaltung des noch) vermißten Kirchengebeted „Allmächtiger und barm- 
herziger Gott, wir fallen nieder 20.” umgearbeitet, ſodann Unjerer Allerhöchften 
Senehmigung unterftellt und nad) deren Ertheilung in der vereinigten Kirhe 
der Pfalz eingeführt werde, 

II. Nachdem die Gefammtheit der Mitglieder der General-Synode, mit 
Ausnahme einer einzigen Stimme, fi) dahin ausgejprochen hat, Daß der der— 
malen eingeführte Katechismus der vereinigten Kirche der Pfalz einer Ver— 
befjerung bebürftig fei, jo genehmigen Wir in Uebereinftimmung mit den dieß— 
falls von der General-:Synode gefaßten Beichlüffen und geftellten Anträgen, daß 
für die zu entwerfende Abänderung, Ergänzung oder Umarbeitung des beftehen- 
den Katechismus oder für die Auswahl eines ſchon vorhandenen eine Commiſſion 
von 4 geiftlichen und 2 weltlichen Mitgliedern niebergefeßt, und daß für den 
Verhinderungsfall eines oder mehrerer diefer Mitglieder Erſatzmänner aufgeftellt 
werden. — 

Der von der General-Synode zu dieſem Behufe eventuell gewählten 
Commiſſion ertheilen Wir Unfere Allerhöchfte Beftätigung. Auch ift Uns ge 
nehm, daß Diefer Commiſſion für die Abfaſſung oder die Wahl des neuen 
Neligionstehrbuches folgende der General - Synode Fundgegebene und von ber: 
jelben angenommene Grundjäge zur Beachtung vorgezeichnet werben: 

1. in das neue Lehrbuch foll nichts den SS. 3 bis 8 der DVereinigungs- 

Urkunde Entgegenlaufendes aufgenommen werben; 

2. dahingegen in demfelben die übrige auf die heilige Schrift gegründete 
allgemeine proteftantifche Kirchenlehre, Das heißt Die gemeinfamen Lehren 
der lutherifchen und reformirten Gonfeffionen vollftändig, offen und unver- 
hüllt enthalten fein und zwar dergeftalt, daß dadurch der Fortbeitand 
der Vereinigung beider Kirchen nicht bedroht wird; 

3. die beweifenden und erläuternden Bibelfprüche jollen bei der Glaubens— 
lehre nur aus den Fanonifchen Büchern der heiligen Schrift, mit Aus: 
ſchluß der von der proteftantifchen Kirche als folche bezeichneten Apo— 
kryphen, entnommen werden, welche Teßteren jedoch bei der Pflichten: 
lehre mit großer Vorficht benügt werben können; 


112 Die Kirche. 


4. die 5 Hauptitüde find in den Katechismus felbft zu bringen und nicht 
als Anhang zu behandeln; 

5. die Pflichtenlehre ſoll hHauptjächlich mit den 10 Geboten in Verbindung 
gejeßt und 

6, bei dem Entwurfe eine jolche concife, für den Schulgebrauch mehr ge: 
eignete Ausdrudsweife angenommen werden, Daß Dadurch der über: 
großen, für den Schulunterricht höchſt nachtheiligen Ausdehnung des 
Katechismus vorgebeugt wird; 

7. endlidy find Hinfichtlich des Znhaltes Die im $. 11 der Vereinigungs- 
Urkunde vorzüglich empfohlenen beiden Lehrbücher zweckmäßig zu be— 
nüßen. 

Die Commiffion bat ihre Arbeit längftens bis zum 15. Juli 1844 vol: 
lendet vorzulegen, damit ſolche rechtzeitig geprüft und auch der theologifchen 
Bakultät in Erlangen zum Gutachten mitgetheilt werben kann. 

Inzwiſchen iſt auf der Ginführung und Dem Gebrauche der von Uns 
genehmigten Injtruction zum Gebrauche des Katechismus der vereinigten Kirche 
der Pfalz um jo mehr zu beitehen, ald der Ausfchuß Der jüngften General- 
Synode den Nugen und die Zweckmäßigkeit Diefer Inftruftion in feinem Bor: 
trage, förmlich ausgefprochen hat und dieſe Anerfennung nirgendwo in Zweifel 
gezogen wurde. 

III Wir genehmigen, daß ald Lehrbuch der biblijhen Ge— 
ſchichten 

ah auserlefenen biblifchen Hiftorien nach Hübner von Rauſchenbuſch 
Ate Auflage” 
zum — der proteſtantiſchen deutſchen Schulen in der Pfalz eingeführt 
und auch bei den lateiniſchen Schulen dortſelbſt nicht ausgeſchloſſen werden. 

IV. In Abſicht auf die kirchliche Amtskleidung der proteſtantiſchen 
Geiſtlichen in der Pfalz beſchließen wir: daß nach dem Antrage der Majorität 
der Mitglieder der General-Synode, der 10te Abſchnitt des $. 11 der Vereini— 
gungs-Urfunde dahin abgeändert werbe, daß ftatt des bisher eingeführten Pre: 
Ligermantels und Kragens von nun an der Chorrock, ſowie derfelbe in Unferen 
proteftantifchen Landen diesjeitS des Rheins getragen wird, nebft Dem Baret, 
ald die Amtstracht der proteftantischen Geiftlichen in der Pfalz eingeführt werde 
und zwar in ber Art, 

a) daß binnen A Jahren dieſe Amtstracht bei Verrichtungen in ber Kirche 

allerwaͤrts getragen werden muß; 

b) daß außer der Kirche bei Begräbniſſen, bei geiſtlichen Verrichtungen 
im Haufe u. ſ. w. die Anlegung des Chorrodes vorerft und bis auf 
weitere Anordnung frei gegeben fein joll; 

c) daß in denjenigen Orten, wo eine entjchiedene Abneigung der Gemeinde 


Grundgeſetze ber en. Kirche. 8. 6, 113 


gegen jolche Abänderung ftattfindet und genüglich nachgewieſen wird, 
auch in der Kirche der Gebrauch) des Predigermantels durch die kirch— 

liche Dberbehörbe noch auf und oder —— Zeit gefatiet 
werben Eanil, fi * 


V. Hinfichtlich der Erneuerung. der Wresbpierien‘ ‚genehmigen 
Wir folgende Beftimmungen: : 
1. Bon num an ſoll eine zeitweiſe Erneuerung der Presbpterien in Der 
Art ftattfinden, daß die Dauer der Function des einzelnen —— 
auf acht Jahre geſtellt iſt; 
2. dieſe Erneuerung hat ſich auch auf die bereits in Bun ftehenden 
Mitglieder zu erſtrecken; u 
‚ 3. in der Regel hat ein Viertheil der Mitglieder, ——— und es ſoll 
5 ba, wo das Sunctionsalter zweifelhaft it, der Austritt in jo lange 
„durch ‚das Loos entſchieden werden, bis jenes UNSINN ficher ge= 
il ſtellt iſt/ .. 
5; ‚das, Presbyterium hat ſich in der Regel senkt zu einen und ee 
durch die Wahl nad) Stimmenmehrheit; | F 
6. nur dann ſoll die Urwahl durch Berufung ſämmtlicher 30 ‚Zahre alter 
ind maͤnnlicher Mitglieder der. Religionsgemeinde, ftattfinden, wenn das 
1. 0, Presbyterium aus irgend einen Grunde imfgelöst wurde und fein 
Presbyterium oder im Ganzen nur mehr — — are 
Ul 124 ſind; IT 
7. bie Zahl der Mitglieder ſoll in der Regel 1— bis 8 jr 
—— ‚8 das erforderliche, Lebensalter eines: Mitgliedes : des Pe byteriums 
wenigſtens 30 Jahre betragen; ran: 
9, die ausgetretenen Mitglieder fönnen wieder gewaͤhlt werben 
2; 40, die übrigen, Beftimmungen des. $. 14 der Vereinigungs-Urkunde jollen 
ar, Ihre Geltung „behalten. Ä J 
ot VL Der $: 45 per Vereinigungs = Urkunde wird dahin abgeändert, daß 
bie Didcefan-Synoden im Gonfiftorialbezirke Speyer kuͤnftighin am erften Mon: 
tage, nach dem 15. Juli eines jeden Jahres, oder mernubiefer — m Montag 
rat, an diefem Tage ſelbſt abgehalten werden jollen: 
VII: Die von. der General-Synode zu den Rechnungen der Pfarrwitt- 
wanm vom Jahre 1836 bis 1839 gefaßten Beſchlüſſe yhlal es 
. 4: wegen vorgängiger Mittheilung der bei dem Königl. Sonfiftörium vor⸗ 
kommenden Anträge auf Niederſchlagung von Einnahmerückſtänden an 
den Maändatar ber Pfarrwittwenkaſſe zur gutachtlichen Aeußerung; 
m 2, wegen Definitiv - Erklärung ber — — ionen der Pfartlvittwen 


und Waiſen; 
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3. wegen Verwenbung und Verrechnung von jährlich 1600 fl. vom 1. Oe⸗ 
tober 1841 an aus der Pfarrwittwenfaffe zu einem. Hilfsfond für 
- bebürftige Pfarrer und großjährige unverjorgte Pfarrwaiſen; 

4, wegen Ausfeßung einer jährlihen Gehaltszulage von Zweihundert 
Gulden aus ber Pfarrwittwenkaffe vom 1. October 1841. an, für den 
Rechner der Anftalt, Gonfiftorial-Sefretär Dimroth; 

5. wegen Bewilligung einer Gratification von Ginhundert Gulden für 

den Mandatar der Pfarrwittwenkaffe, Landcommiſſär Wand, und 
einer weitern Öratification von Einhundert Gulden für den Revidenten 
Bad, beide gleichfalls aus der Pfarrwittwenkaſſe; 

6. wegen Auszahlung einer jährlichen Unterftügung von Einhundert Gul- 
den für die Pfarrerswittwe Sufanne Albert von Elmftein und von wei- 
tern Einhundert Gulden fir die Witwe des Pfarrers Balz zu Sau: 
fenheim, beide aus der Pfarrwittwenkaffe und vom 1. October 1841 
am gerechnet; — find Uns genehm, jedoch alles was in biefem $. VII. 
von Bezügen Handelt, auf jo lange Wir nicht anders: verfügen. 


VII. Auf die Uns außerdem vorgetragenen Wünfdhe und Anträge er⸗ 
wiedern Wir was folgt: 


1. dem Antrage: 


daß für die —— Knaben in der PURE "die Confir⸗ 
mation erft nach zurüdigelegtem vierzehnten Lebensjahre einzu⸗ 
treten habe — 
fönnen Wir zur Zeit in Rückſicht auf die Bedenken, welche der nicht 
zu tremmenden Abänderung Der Beftimmungen über den Gonfirmationg- 
und: Schulpflichtigkeits-Termin entgegenftehen, — Unſere Genehmigung 
nicht ertheilen, behalten Uns aber weitere Allerhöchſte Entjchliegung 
hierüber vor; 

2, dem Wunſche der General-Synode — genehmigen Wir, daß, 
wenn die von den Capitularen vorgenommene Wahl eines Gapiteld- 
Seniord von dem Gonfiftorium nicht genehmigt wird, eine neue Wahl 
ftattfinden, und daß, menn and; diefe zweite Wahl die Genehmigung 
des: Conſiſtoriums nicht. erhält, auf Bericht. desſelben das Ober- Eon: 
jiftorium einen Senior beftellen ſoll; 

3, in Anfehung. der wegen würbiger Feier des Sonntags ausgedrückten 
Wuͤnſche, verweifen Wir auf Unfere über dieſen Gegenftand inzwifchen 
erlafjenen Entfehließungen, durch: welche. dieſen Wünfchen. bereitö ent- 
ſprochen ift. 

Indem Wir diefe Beichlüffe Unſerem proteftantifchen Ober » Gonfiftorium 

under Zurückgabe der Beilagen des Berichtes vom 20. Juli v. J. zım ‚weiteren 
Verfügung hiermit eröffnen, finden Wir in der würdigen Haltung der General: 
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Synode und in dem von ihr unter der zwedimäßigen Leitung des Dirigenten, 
Oberconfiftorialrath8 Dr. Grupen, erzielten Grgebniffen eine — Ver⸗ 
Rn benjelben Unfere volle Anerkennung auszubrüden, 


Vil. Die Verhandlungen ber General: Synode von 184 


A. Hanptantrag oder Hauptprotofolf über die durch bie Ge— 
neral-Synode der Pfalz in ihren verfhiedenen Sitzungen dom’ 
7, bis incl, 17. September 41845 gefaßten Beſchlüſſe und Anträge, 


3. Befondere Berathungsgegenftände, welche durch Die Königl. Allerhöchfte 
Entſchließung d. d. München, den 12, Auguft 1845, der diesjährigen General⸗ 
Synode zugewieſen worden ſind. 


1. Ueber die Propoſition des Königl. Oberconfiftoriums ; die Wieder: 
herftellung der eingegangenen Hausandacht betreffend, ‚ı 
bezeichnete Die General-Synode: a) die Bibel, b) chriſtlich tüchtige 
Gebetbücher und c) die fpecielle Seeljorge als hiezu Sefonbers geeignete Mittel, 
2, Die Propofition: die fpecielle Seelforge, in specie die 
Seelen- und Samilienregifter in den Pfarreien —— — 
bie General-Synode, daß '10i, 
1. in jeder Pfarrei ſolche Regifter, in: welche die zur —— 
liſch⸗chriſtlichen Kirche. gehörigen Perjonen — werven ſollen, 
anzulegen ſeien; 
2. daß Genfuren über Religiöſität und Sittlichkeit Bei — Familien 
und Perſonen in dieſe Regiſter niemals aufgenommen werden ſollen; 
3. daß auch der. Tag der. Coufirmation in denſelben bezeichnet werde; 
4. daß andy. der übrige von dem Ausſchuſſe vorgeſchlagene Inhalt Diefer 
Regiſter ‚mit Einſchluß des einzutragenden Taufactd angenommen und 
„die Form der Tabellen den Firchlichen Behörben überlaffen werde. 


3. Hinſichtlich des an die General-Synode gebrachten Berathimgsgegen⸗ 
ſtandes: die Förderung und Ermunterung des Studiums der 
Theologie betreffend, bezeichnete die General - Synode als mitwirkende 
Grönde der Abhaftung vom Studium der Theologie in der Pfalz: 

1. das ausschließliche Hinweiſen ſolcher Studirenden auf die Univerſitaͤt 

Erlangen; 

2. die lange Studienzeit derſelben ſowohl auf den lateiniſchen Schulen, 

den Gymnaſien und Lyceen, als auch auf der Univerſitaͤt; 

8. Die eigenthümlichen Zuſtaͤnde unſerer vielbewegten Zeit und das ſchroffe 

Auseinandergehen der verſchiedenen proteſtantiſch⸗theologiſchen Parteien; 
8* 
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4. bie Bejchränfung des Beſuchs der Univerfität Utrecht, reſp. bes Ge- 
nuſſes der Bernhardinifchen Stiftung; 

5. den Mangel an Stipendien für Theologieftubirende in der Pfalz; 

6. das Heerergänzungsgefeß im Gegenhalte gegen die lange Studienzeit. 

Als Beförderungsmitttel dieſes Studiumd gab fie an: „Die Gründung 
von Stipendien aus den Localz, Kirchen: und größeren Stiftungsvermögen.“ 

A. Zn der Berathung über das Gonvict in Erlangen, refp. die 
Theilnahme der ftudierenden Pfälzer an demjelben ftimmte. die 
General-Synode bei, | 

daß alljährlich eine Gollecte in den proteftantijchen Kirchen ber Pfalz 
angeftellt werde, um dadurch die. Theilnahme der protejtantifchen 
Studierenden aus der Pfalz an dem Freitifche in Erlangen möglich 
zu machen. | ö 

5. Ueber den Vorſchlag, „eine Koftenvergütung für Pfarrer, 
welche auf Leichenhöfe weit entlegener Filiale und einge: 
pfarrter Orte fih begeben müffen und den Weg dahin nicht zu 
Fuß mahen können,“ erklärte die General-Synobe, 

daß dieſer Antrag ganz zu bejeitigen I und auf fic beruhen bleiben 
ſolle. 

6. Betreffend den Stand Der — —— Dfarwitw ene Ven⸗ 
ſionsanſtalt für die proteſtantiſche Geiſtlichkeit der Pfalz im 
den Jahren 1840 bis 1843, erkennt die General: Synobe an, 

1. Daß die Verwaltung und Guratel derjelben in den bezeichneten Jahren 
mit Treue, Ordnung und Zweckmäßigkeit geführt worden fei und 
erfreuliche Refultate bewirkt habe, fowie auch dab das Amt des Man: 
batard der Geiftlichfeit bei dieſer Anftalt mit pflichtmäßiger. Aufmerf- 
ſamkeit und Gewifjenhaftigfeit ausgerichtet worden fei; 

2, erklärt fie einftimmig, daß die Penſionen der einfachen und Doppel- 
Waijen erhöht werben jollen, und zwar mit 10 fl. für die einfachen 
und mit 20 fl. für die Doppel-Waifen, jo daß jene 40 n und dieſe 
80 fl. jährlich beziehen würden; 

3. beitimmt fie, daß aus dem allgemeinen Piarrwittwen — 
zu der Unterſtützungsanſtalt für hülfsbedürftige Geiſtliche ein weiterer 
Zuſchuß von 800 fl. jährlich bewilligt werde, ſo daß die hiefür 
beſtimmte Summe jährlich auf 2400 fl. belaufe; 

4, will fie, daß beide vorhergehende Bewilligungen vorerft nur IM die 
Periode von 1845 bis 1849 incl, gültig fein jollen; | 

5. bewilligt fie der Wittwe Hahn in Dannenfels eine Erhöhung — ihr 
rechtmaͤßig zuſtehenden beſondern Bezüge aus der Wittwenkaſſe von 
jaͤhrlich 30 fl.; * 
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6; genehmigt fie. Die beantragte Erhöhung bes Geldgehaltes der Pfarr: 
verwejer von 240. fl. auf 300 fl. jährlich ; 
- 7, erflärt fie, daß auf das Unterſtützungsgeſuch der Pfarrwittwe Herche 
nicht eingegangen werben könne; 
8. verweift fie drei verjchiedene Gefuche großjähriger unverforgter Pfarr 
relicten, nämlich der Garoline Klöfner, Jacobine Müller und Katharina 
Albert an das Königl. Gonfiftorium, mit der Empfehlung, geneigte 
. Berüdfichtigung denſelben ſchenken zu wollen, 
7. Bei der Behandlung der proponirten Unterftügungsanftalt 
für Hülfsbedürftige Pfarrer bejchloß die General-Synobde, 
1. daß ein Pfarrunterftügungsfond im t allgemeinen und an fich errichtet 
werde; 
2. daß die aus der Pfarrwittwenkaffe Hiezu zu Teiftenden Beiträge jährlich 
aus 2400 fl. zu beftehen haben; 

daß jämmtliche Pfarrer mit Procent des fatirten Pfarreinkommens 

ine, der Suftentationsgelder, zu dieſer Anftalt beizuziehen feien; 

4. daß die sub 3 vorgemerfte Frage auch den nächſten Diöcefan-Synoden 
zur Erklärung vorzulegen fei; 

5. daß die Bewilligung des Beitrags aus der Pfarrwittwenkaſſe jo wie 

de3 halben Procents vorerft nur bis zur nächften General» Synobe 

gejchehen, der Gegenftand dann aber wieder an dieſe gebracht werben 

ſolle; 

. daß die Verwendung dieſes Fonds nach dem Antrage des fünften 

Ausſchuſſes geſchehe; 

7. endlich, daß die Verwaltung durch den Rechner der Pfarrwittwenkaſſe 
geführt, beſondere Rechnung darüber gelegt und der Curatel des Königl. 
Conſiſtoriums ſo wie auch der Erinnerung des Mandatars der Pfarr⸗ 
wittwenkaſſe unterſtellt werden ſolle. 

8. Den Katechismus-Entwurf betreffend erkläärte die General-Synode: 

1. daß der gewählte Plan, Die Eintheilung und die Anordnung bes 
Katechismus = Entwurf3 nad; dem Kirchenjahr refp, dem Feftcyclus für 

angemeſſen zu erachten und beizubehalten fei; 

2. daß höheren Orts beantragt werbe, ed möge der Entwurf durch den 
Drud veröffentlicht und allen Geiftlichen der vereinigten Kirche fo 
wie allen weltlichen Mitgliedern der General-Synode und der Diöcefan- 
‚Synoben zur gutachtlichen Würdigung mitgetheilt werden; 

3. daß die alddann von den Einzelnen abzugebenden Bedenken und Be 
merfungen unmittelbar an das Königl. Gonfiftorium eingejendet und 
von biefem ber bisherigen Commiſſion für Fertigung des Katechismus 
mitgetheilt werden; 
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4. daß an Seine Königl. Majeftät das allerımterthänigfte Geſuch geftellt 
werde, zur Verhandlung und Beichlußfaffung über den Katechismus- 
Entwurf baldmöglichſt und fobald die vorangehenden Prüfungen und 
Beurtheilungen vorgenommen fein werben, eine aufßerorbentliche Ges 

neral⸗Synode zufammenberufen au wollen, 


II. Berathungsgegenftände, welche durch beſondere Erlafje der 
höchſten Kirhenftellen der General-Synode vorgelegt wurden. 


1. Angehend die proponirte Verleſung des apoftolifhen Glau— 
bensbefenntniffes an Den 3 hohen Feften ſprach ſich die General- 
Synode dahin aus: Daß 

1. befagte Vorlefung an den 3 Hohen Fefttagen ftatt zu finden habe; und 

2. daß bie Vorlefung auch am Neformationsfefte, nach dem Antrage des 

Ausſchuſſes geichehen folle, 

2. Hinfichtlih der Ober -Confiftorial- Propofition „die Borlefung 
der ſonn- und feſttäglichen Evangelien und Epifteln am Altare 
betreffend,“ verbunden mit einem bejondern von einem Synodal-Mitglied ein- 
gebrachten Antrag: Die Abänderung Des $. 11 der Vereinigungs— 
Urkunde betreffend, erflärte die General-Synode: 

1. daß bejagte Vorlefung der Pericopen nicht ftatt zu finden Habe; fo wie 

2. daß der 8.11 der Vereinigungs-Urkunde nicht abgeändert werben folle. 


III Bejondere Anträge und Wünſche. 

1. Gegen eine Eingabe „bieRevijion des Geſangbuchs betreffend” 
entjchied Die General-Synode: 

1. daß eine ſolche Nevifion zum Zwecke der Einführung eines neuen Ge— 

ſangbuchs nicht; und 

2. eben ſo wenig eine ſolche zum Zwecke der Anfertigung eines Anhanges 

zum Geſangbuche zu veranſtalten ſei. 

2. Sn Folge einer Eingabe „die Klaſſifikation der Pfarrbe— 
foldungen betreffend” genehmigte Die General» Synode die Erklärung bes 
Betitionärs, jelbft von feinem Antrage abftehen zu wollen, 

3, Eine Eingabe „Die quiescirten Decane betreffend” wurde von 
der General-Synobe zurückgewieſen. 

A, Veranlaßt durch eine Petition, betreffend bie Befhränfung Der 
Verpflihtung, Synodal- und Predigerarbeiten eingufenden, 
eignete fich bie General-Synode den Vorſchlag an: daß die Verpflichtung zur 
Einfendung von Prediger: und Synobalarbeiten ſich nur bis zum 50. Lebens⸗ 
jahre erſtrecken möge, 
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5, In Betreff einiger Eingaben, „bie Veröffentlihung ber Sy— 
nodal-Verhandlungen betr.”, trat die General-Synode dem Antrage bei, 
daß Die Rejultate der General-Synoden, nämlich der zufammenfaffende 
Hauptantrag derjelben und die darauf erfolgenden Allerhöchften Ent⸗ 
ſchließungen dergeftalt veröffentlicht werben, daß fie zur Kenntniß der 
‚Mitglieder der Generale Synode, der Decanate und Pfarrer gelangen 
und durch dieſe jelbft den Kirchengemeinden befaunt werden. 


6. Anlangend zwei Gingaben, das verorbnungswidbrige Auf* 
fhieben der Taufe eines Kindes in ber Gemeinde Heuchelheim 
betreffend, war Die General-Synede der Anficht, 

daß Der Antrag der Pfarrer Höpfner von Heuchelheim und Riehm 
von Bergzabern wegen Excommunication des Georg Ed an das nel. 
Sonfiftorium, als dahin gehörig, gelangen zu laſſen jet. 

7, Zwei Eingaben, „vas Sonfirmations:- Alter betreffend,” veran- 

laßten die General-Synode zu dem wiederholten Antrage: 
daß die der proteſtantiſch-evangeliſch-chriſtlichen Kirche angehörigen 

Knaben erft nach zurückgelegtem 14. Lebensjahre confirmirt amd aus 

der Schule entlafjen werben follen. 


8, Gine Gingabe, „bie Abänderung der beftehenden Ratifi— 
tationd- Ordnung“ beantragend, erledigte Die General: Synode durch bie 
Erklärung, daß eine ſolche Abänderung der Ratifikations-Ordnung noch zur Zeit 
zu unterlaffen jei. 

9. Gine Petition, „die jährliden Kirhenvifitationen ber 
Decane betreffend,” nahm die General: Synode in der Art auf, daß fie 
beſchloß: 

1. die Kirchenviſitationen ſollen zum Theil am Sonntage in der Kirche 

mit Predigt und Katechiſation gehalten werden; 

2. die Kirchenviſitation ſoll in jeder Pfarrei nur ein Jahr um das andere 
gehalten werden; 

B. die Kirchenviſitation ſoll alſo in jeder Pfarrei in jeglichem vierten 
Jahre an einem Sonntage in der Kirche mit Predigt und Katechiſation 
gehalten werden, ſo daß die übrigen Viſitationen ferner in bisheriger 
Weiſe an Werktagen ſtatt finden; 

4. es ſoll die bis jetzt vorgeſchriebene ſeparirte, in Abweſenheit des 
Pfarrers vorzunehmende Vernehmung bed Presbyteriums über den 
Pfarrer künftig unterbleiben, wenn ſich nicht beſondere Veranlaſſung 
dazu ergibt. 
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B. Allerhöchſte Königl. Entfhließung vom 29. Dezember, 1846. 


Wir ertheilen auf die Verhandlungen der im Jahre 1845 gehaltenen pro- 
teftantifchen General-Synode zu Speyer für fo lange, ald Wir bezüglich der ein- 
zelnen’ Berathungs-Gegenftäirde nicht anders verfügen, nachftehende Entjchliegung : 

I Ws Mittel zur Belebung der Hausandacht hat die General-:Sy- 
node in Webereinftimmung mit Unferem proteftantifchen Ober-Gonfiftorium eine 
größere Verbreitung der heil, Schrift und guter Gebet- und Erbauungsbücher in 
den Bamilien, Aufmunterung der Geiftlichen zur forgfältigeren Ausübung ber 
ſpeciellen Seeljorge und. Das eigene, den Pfarrangehörigen zum Vorbild dienende 
Beiſpiel der Geiftlihen in ihren Familien empfohlen: wogegen jedoch Die un: 
ftatthaften, zum -Separatismus führenden religiöfen Zuſammenkünfte mehrerer 
Familien außer der Kirche, wie bisher, ausgejchloffen, bleiben und die in Diejer 
Hinficht beftehenden Vorfchriften unverändert aufrecht erhalten werben ſollen. 

:.. Wir erteilen diefen Anſichten Unſere Zuftimmung und wollen, daß dar: 
nach) verfahren und das Diefem guten Bwede Entjprechende verfügt werde. 

II. In Bezug auf den Antrag, daß zur Ausübung der fpeciellen Seel- 
jorge, und zur. Förderung der fo eben erwähnten Wiederbelebung der Hausan- 
dacht, — wie der religiög-fittlichen Beſſerung der Einzelnen überhaupt, die Hal- 
tung.von Samilien-Regiftern bei den Pfarr und Filial-Gemeinden ge 
ftattet werde, — mit ber Beftimmung, dem Geiftlichen in fo weit Kenntniß von 
jeiner Gemeinde zu verfchaffen, als er fie nicht aus den Pfarrmatrifeln gewinnen 
Tann, und deren erfte Anlegungskoften aus den Mitteln der Kirchenftiftungen 
entnommen werben follen, behalten Wir Uns die Entjchliegung bis zur gutacht 
lichen Borlage der Unjerem proteftantijchen Gonftftorium zu Speyer aufgetra= 
genen Vorjchläge über Die Einrichtung und Fortführung dieſer Negifter, in 
welche jedoch, nad) der wohlbemefjenen Meinung der General-Synode keinerlei 
firchliche Genfuren oder Vormerkungen über das religiös-fittliche Verhalten der 
Parochianen aufgenommen werben Dürfen — vor. 

III. Die Mittel zur Befeitigung des Mangels an proteftantifchen 
Pfarramts-Candidaten anbelangend, wird Unſer proteftantifches Ober: 
Eonfiftorium, in Benehmen mit Unferer Regierung der Pfalz, den von ber Ge- 
neral-Synode angedeuteten Weg der Inanfpruchnahme der Fonds der Kirchen- 
fchaffnereien zu Zweibrücken, Obermofchel x, und anderer vermöglicher prote- 
ftantifcher Kirchenftiftungen in der Pfalz, zu Gewährung. von Stipendien weiter 
verfolgen und Das Ergebniß feiner Zeit Unſerer Beſchlußfaſſung unterftellen. 
IV. Für die zu gleichem BZwede von der General-Synode beantragte 
Theilnahme der Theologie ſtudirenden Proteftanten aus ber 
Pfalz an dem Genufje des Convicts zu Erlangen genehmigen Wir - 
die alljährliche Veranitaltung einer Kirchen-Eollecte im Conſiſtorialbezirk Speyer, 
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unter der. Beitimmung, Daß die fragliche Theilnahme im Verhältniß des. Ertrags 
diefer Gollecte flattfinde, in ber. Art jedoch, Daß die Zahl der pfälzifchen Gon- 
victgenoſſen zuerft proviforifch nach dem erfimaligen Collecte-Ertrag, dann nach 
einigen. Jahren im Verhältniß des Durchſchnittsertrags während dieſer Zeit 
feftgefeßt werbe, damit auf Diefe Weiſe eine nachhaltige Regelung dieſer Unter: 
ftüßungsanftalt wenigftend einigermaßen getroffen werden Fönne, 

V. Da die General-:Synode bejchloffen hat, die Frage wegen Grmitttung 
einer befonderen Vergütung für die Vornahme von Beerdi— 
gungen an entfernten Pfarrorten auf fich beruhen zu laſſen; fo Hat es 
hiebei bis auf weitere Anregung um jo mehr fein Bewenden, als fi) auch in 
ben diesſeits rheinifchen Gonftftorialbezirken ein Bedürfniß neuer Beftimmungen 
über diefen Gegenftand nicht Fundgegeben hat. 

VI. Die der General-Synode vorgelegten Rechnungen über die allge: 
meine Pfarrwittwen-Penfionsanftalt der Pfalz für 1840 bis 1843 
wurden als richtig anerkannt und der Verwaltung und Guratelführung über die 
bethätigte Treue, Ordnung und die erzielten günftigen Ergebniffe ehrendes Lob 
gezollt. 

Dei der beftehenden Zulänglichfeit der Mittel diefer Anftalt genehmigen 
Wir: 

1. die Erhöhung der Penfionen der einfachen Waiſen auf jährlich AO fl. 

und jener der Doppelwaifen auf jährlich 80 fl.; 

2. die Leiftung eines weiteren Zufchuffes von 800 fl. des Jahres zur 
Unterftügung Hülfsbedürftiger Geiftlichen, jo daß die bezügliche Summe 
fi) auf 2400 fl. beläuft; — jedoch vorerft nur für die Periode von 
1845—49, vorbehaltlich der Fortdauer auf weitere Jahre, wenn Die 
Kräfte der Anftalt e3 geftatten; 

3. die Erhöhung der jährlichen Penfion der Pfarrerswittwe Hahn zu 
Dannenfel3 um 30 fl. aus der Pfarrwittwenkaffe; 

4, die Leiftung der Nemuneration der Pfarrverwejer für Die Zeit, in der 
die Pfarrwittwenkaffe das Pfarreinfommen bezieht, durch Diefe Kaffe 
und die Erhöhung Diefer Remuneration von 240 fl. auf 300 fl. 

VD. Zum Behuf der, von der General-Synode ald längft gefühltes Be— 
bürfnig anerkannten Grrihtung einer Pfarr-Unterfügungsfafje für 
den Gonfiftorialbezirt Speyer, ähnlich der für Die Diesfeitigen Conſiſtorialbezirke 
beitehenden, genehmigen Wir: 

a) den Beitrag von 2400 fl. des Jahres aus der Pfarrwittwenkaſſe; 

b) die Beiziehung fämmtlicher proteftantifcher Pfarrer der Pfalz mit einem 

Yahresbeitrag von Procent des. ganzen fatirten Pfarreinkommeng, 
einjchließlich. der ‚Suftentationögelber ; 
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unter Dem Vorbehalt, Daß beides vorerſt nur bis zur nächften Genera- Synode 
gelte, und daß über Den Beitrag vou %4 Procent der Pfarrer vorerft die Diö- 
cefan-Synoden vernommen und in ihrer Mehrheit nicht entgegen fein werben. 

Aus dem durch, die erwähnten Mittel entftehenden Fond follen nach dem 
Antrag ber General-Synode nur folche Geiſtliche mit Unterftügung bedacht wer⸗ 
den, welche 

41. einer augenbliklichen Hülfe dringend bebürftig find, oder 

2. wegen Altersjchwäche oder Kränklichfeit einen Amtsgehülfen bedürfen 
und denjelben aus eigenen Mitteln nicht erhalten fönnen, oder 

3. genöthigt find, auf ihre Stelle zu refigniren, aber durch das vorbehal⸗ 
tene Dritttheil ihres Einkommens feine 300 fl. d. 3. erhalten würden, 

Alimentationen für entlafjene Pfarrer follen aus der Pfarr-Unterftügungs« 
kaſſe nicht gereicht werden, da für diefen Zweck durch den bereits beftehenden 
beſonderen Fond geforgt iſt. 

c) Die Verwaltung der Anitalt wird Durch den Rechner der Pfarrwittwen⸗ 
fafje, mit gefonderter Verrechnung, die Guratel von dem Gonfiftorium 
zu Speyer und dem Mandatar der Pfarrwittwenkaffe geführt. 

VIII Wegen des noch in Bearbeitung begriffenen neuen Katechismus 
für Die vereinigte Kirche der Pfalz werden Wir Entjchließung ertheilen, wenn 
der von Unjerem proteftantifchen Ober-Conſiſtorium zu erftattende befondere Bes 
richt zur Vorlage gefommen fein wird. 

IX. Da fi) die General-Synode bezüglich Des von Unferem prote- 
ftantifhen Ober: Gonfiftorium auf Anregung Unſeres proteftantifchen 
Conſiſtoriums zu Speyer an fie gebrachten Antrags wegen Ablefung bed apofto: 
liſchen Glaubensbekenntniſſes an den 3 hohen Feften nad) Verleſung des Evan- 
geliums oder der Epiftel, beiftimmend, jedoch mit Beifügung des Reformations- 
feftes zu dieſen 3 Feſten zuftimmend erklärt hat; fo ift hienach das Weitere zu 
verfügen; wogegen der von der General-Synode abgelehnte Antrag: daß außer 
dem Evangelium auch die Epiftel vor der Predigt verlefen werde, beruht. 

X. In Betreff der von den Mitgliedern der General:Synode 
an felbe gebrachten Wünſche und Anträge, foweit folche Die Billigung der Sy: 
node erlangt haben, befchließen Wir: 

1. dem Antrage, daß Die Geiftlichen fehon mit dem Eintritt in das 50. 
Lebensjahr von Einfendung der jährlichen Synodals und Prediger-Ar- 
beiten befreit fein follen, — vermögen Wir im Spntereffe der Bildung 
der Geiftlichen und im Hinblide auf die auch in den biesfeitigen Gon- 
ſiſtorialbezirken beftehende Vorſchrift, wornach dieſe Dispenfation erft 

mit dem 60. Lebensjahre eintritt, nicht Statt zu geben; 

2. dagegen geſtatten Wir, daß ſowohl der Hauptantrag der jedesmaligen 
General⸗Synode, als Unſere darauf erfolgenden Allerhoͤchſten Entſchlie⸗ 
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ungen und die Gonfiftorial-Verfügungen den Mitgliedern der General 
Synode, den Decanaten und Pfarrämtern bekannt gegeben und durch 
dieſe den Kirchengemeinden eröffnet werden. 


3. Den von Unſerem proteſtantiſchen Ober⸗Conſiſtorium unterſtützten Anz 
trag ber General-Synode auf Feftfegung des Gonfirmationsalters für 
die Knaben auf das zurüdgelegte 14. Lebensjahr mit gleichzeitigem 
Austritt aus der Schulpflichtigfeit, werben Wir mit Bezug auf Unjere, 
die Verhandlungen der General-Synode von 1841 betreffende Ent- 
fchließung vom 3. Juli 1843 Ziff. VIII 1 nad vernommenem Gut- 
achten Unferer Regierung der Pfalz, K. d. J., in Erwägung ziehen. 

4, Nachdem die General-Synode in Uebereinftimmung mit Unferem pro: 
teftantifchen Ober-Bonfiftortum, in Bezug auf $. 20 der PVereinigungs- 
Urkunde, ſich dafür ausgefprochen hat, daß Die Dort angeordneten 
Kirchen-Bifttationen Durch Die Decane künftig nach Verlauf von je zwei 
Jahren vorgenommen werden, wie dieſes auch bei den Kirchen-Viſita— 
tionen in den Diesfeit3 rheinifchen Gonfiftorialbezirfen der Kal ift, er- 
theilen Wir zu dieſer, ohnehin nur einen Gegenftand der Rirchen-Dis- 
ciplin betreffenden Abänderung Unfere Genehmigung. Dabei. beauf- 
tragen Wir Unfer proteftantijches Ober-Conftftorium, bei der bevor: 
ftehenden Entwerfung einer Bifitations-Drbnung auf die Art und 
Weiſe, wie der Decan bei der Vernehmung des Presbyteriums über 
dad Verhalten des Pfarrers mit Schonung für denfelben fich zu bes 
nehmen babe, die geeignete Rüdjicht eintreten zu laſſen. 

Indem Wir diefe Beichlüffe Unferem proteftantifchen Ober-Gonfiftorium 
unter Zurüdgabe der Beilagen jeines Berichts vom 23, März d. J. zur wei- 
teren Verfügung eröffnen, finden wir und gerne veranlaßt, Unfere Zufriedenheit 
über die in der befonderen Bufchrift der General-Synode vom 18. September 
1845 Uns ausgebrüdten Gefinnungen der Treue, der Anhänglichfeit und Des 
feften Vertrauens auf Unjere Iandesväterlichen Abfichten, welche die General 
Synode wie überall, fo auch insbefondere gegen die unirte Kirche der Pfalz, 
als auf Schuß und Necht nad Maßgabe ihres Statuts und Verfafjung gerichtet, 
erkennt; ſowie das wohlgefällige Anerkenntniß bezüglich der bei Den Berathungen 
der General-Synobe,bethätigten befonnenen und wohlbemeſſenen Haltung auszu⸗ 
ſprechen. 
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VIII. Verhandlungen der General-Synode von 1848, 


A. Hauptantrag oder Hauptprotokoll über die durch die außer: 
orbentlihe General-Synode der Pfalz in ihren verſchiedenen 
Sitzungen vom 16. bis incl. 23. Detober 1848 gefaßten 
Beſchlüſſe und Anträge, 


I. Befondere Berathungsgegenftände, welche Durch die Königl. Allerhöchſte Ent- 
jchließung d. d. München 27. September der diesjährigen außerordentlichen 
General: Synode zugewiefen worden find. 


1; In Betreff der Vorlage und des Entwurfd des Königl, Ober-Conſi⸗ 
ftoriums, Die Wahlreform angehend, nahm die General-Eynode den beiliegenden 
Geſetzentwurf der Zufammenfegung und Wahl der Presbyterien, Bezirks- und 
General-Synoden in Der proteftantijch= evangelifch = hriftlichen Kirche der Pfalz 
einftimmig au. 

2, Betreffend die in Folge des Geſetzes vom 4. uni 1848 an die Ge 
neral-Synode gebrachte Frage von der Trennung der vereinigten Kirche Der 
Pfalz von dem Könige. Oberconfiftorium bejchloß Diefelbe einftimmig: 

1. die fofortige Trennung der vereinigten Kirche von dem Wirfungsfreife 

des Ober⸗Conſiſtoriums entjchieden zu verlangen; 

2. zu beantragen, Daß die Königl, Staatsregierung in geeigneter Weiſe 
dafür forgen möge, daß ein der vereinigten Kirche offen und ehrlich 
angehörender Referent im Minifterium des Kultus fo ſchnell ald mög: 
lich angeftellt werde; 

3. an Se, Majeftät den König die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, aller: 
gnädigft bemilligen zu wollen, Daß mit Zuftimmung der General: 
Synode der beiden Gonfiftorial» Sprengel Anſpach und Bayreuth, Die 
durch das Königl. Staatsminifterium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten einzuholen wäre, den Sißungen jener General- 
Synode Fünftig zwei Abgeordnete unfrer pfälzischen General: Synode, 
ein geiftlicher und ein weltlicher, mit berathender Stimme und mit 
dem Rechte des Antrags und ebenfo hinwiederum den Sitzungen nnjerer 
pfälzischen General» Synode zwei Abgeordnete Der jenjeitigen General- 
Synode unter gleichen Bedingungen und Rechten beimohnen Dürfen; 

4. daß das Königl. Confiftorium in Speier mit feinem jetzigen Vorſtande 
verbleiben und ohne Perfonalvermehrung fortbeftehen möge, bis ber 
nächften General- Synode über eine etwa nöthige Vermehrung der 
geiftlichen Räthe ein Gutachten des Königl. Gonfiftoriums vorgelegt 
fein wird, Sollte diefer einftimmige Wunfch der General-Eynode, fo 
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weit er den Königl. Gonfiftorialvorftand betrifft, ſich wegen der Dienft- 
lichen Stellung, welche der dermalige Vorſtand bereits einnimmt, nicht 
mit der Den Gonfiftorialvorftand betreffenden. Beftimmung des fraglichen 
Geſetzes vereinigen Taffen, jo wünſcht die General Synode, daß bie 
fegterwähnte Geſetzbeſtimmung erſt bei der nächften Erledigung ber 
Stelle eines Konfiitorial-Vorftandes in Vollzug geſetzt werden möge. 


II. Beſondere Anträge und Wünſche. 


1. Betreffend die Reviſion der Kirchenverfaſſung beſchloß die Generali 
Synode eine Commiſſion für Entwerfung derfelben von A Mitgliedern, 2 geift: 
lichen und 2 weltlichen, zu ernennen und dazu zu erwählen: Notär Hoſeus von 
Eufel, Pfarrer Schmitt von Mörzbeim, Anwalt Böding von Landau -und 
Pfarrer German von Erpolzheim. 

2, Betreffend die Abhaltung der nächften General-&ynobe wird — 
daß die nächte ordentliche General- Synode für das Jahr 1849: ſtatt im Sep 
tember ſogleich nad) Oſtern gehalten werde. | And 
—— 3. In gleichem Betreff wird ‚beantragt, Daß, nicht: nur ber. nächften, ſon⸗ 
dern allen fünftigen General-Synoden die Befugniß eingeräumt werde, ;. ihren 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter aus ihrer eignen Mitte jelbft, zu erwählen. 

4, 4 In demſelben Betreff beantragt die General-Synode, Se; Majeftät 
der König wolle erklären, daß die General⸗Eynode in Zukunft ihre Geſchaͤfts⸗ 
Ordnung ſelbſt zu machen habe, und ber Kirchenbehörde aufgeben, Der nächiten 
General-Synode einen Entwurf dazu vorzulegen, welcher mit den von der ‚Sy 
node zu bejchließenden Mobififationen in Wirffamfeit zu treten habe und-Geltung 
behalte, jo lange nicht eine fpätere General-Synode ihn abändern werde. 

5. Betreffend die Revifion der Kicchenverfafjung , beſchloß die General⸗ 
Synode die weitere Mordnung, daß der von der Gommiffion zu fertigende 
Entwurf vor den Zuſammentritt der nächften Gcneral-Synode und der. ihr vor⸗ 
angehenden Diöceſanſynoden durch den Drud ————— und letzteren zur 
Vorberathung vorgelegt werde. 

6. Betreffend das Confirmationsalter wurde bſchloſen daß der ſo oft 
wiederholte Antrag, den Gonftrmations-Termin der Knaben auf das vierzehut⸗ 
Beensjahr feſtzuſetzen, aufs neue geſtellt werde. 


1 B. Allerhöchſte König. Entſchließung vom u. Mai“4849. 
Wir haben von den Verhandlungen der zum Vollzuge des Geſetzes vom 
4Juni v. J. Art. III, einberufenen außerordentlichen General- Synode für den 
Sönfiftorialherirt Speyer Einficht — und erteilen hierauf — 
Entſchließung: 
I; Nachdem die General-Synode die Trenuung der vereinigten Proteſtan⸗ 
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tiſchen Kirche der Pfalz von dem Wirkungskreife Unjeres Ober-onſiſtoriums 
mit Stimmeneinhelligkeit beantragt hat und hiedurch die in dem Art. III. des 
Geſetzes vom 4. Juni v. 9. vorgejehene Vorausfeßung eingetreten iſt, jo haben 
Wir gemäß der durch die erwähnte Geſetzesſtelle der Staatöregierung ertheilten 
Ermächtigung, dieſe Trennung zu genehmigen beſchloſſen. Ihr habt hiernach von 
nun an in den durch den $. 19 des II. Anhanges zur II. Berfafiungs-Beilage 
beitimmten Fällen euere gutachtlichen Berichte unmittelbar an Unſer Staatsmi- 
nifterium des Innern für Kirchen: und Schul-Angelegenheiten zu eritatten und 
durch dieſes Unſere Allerhöchſte Entjchließung zu erholen, überhaupt aber das 
oberite Episcopat für die vereinigte proteftantijche Kirche der Pfalz nach den Be- 
flimmungen der Berfafjungs-Urkunde in derjelben Ausdehnung auszuüben, in 
welcher es Unjerem protejtantijchen Ober-Gonfiftorium für bie. proteftantijche 
Kirche des ganzen Königreichs bisher zugeftanden hat, 

» Damit diefe Trennung auch auf die Bisher allen Conſiſtorialbezirken ge- 
meinfchaftlichen Fonds ausgedehnt werde, haben Wir die Anordnung getroffen, 
baß Die bereit3 vorliegenden Anträge über Den Theilungsmaßftab euch zur 
Aeußerung mitgetheilt werben, bis zu deren Eintreffen Wir Uns weitere Ent- 
ſchließung vorbehalten. N . 
Dem von der General-Synobde mit dem Beichluffe über die Trennungs- 
frage in Verbindung gebrachten erften Antrage: daß eim der vereinigten Kirche 
der Pfalz angehörender Referent in Unferem Staatsminiftertum des Inuern für 
Kirchen: und Schul-Angelegenheiten angeftellt werden möchte, haben Wir bereits 
die entiprechende Berüdfichtigung zu Theil werden laſſen. 

Der ziveite Antrag wegen Herftellung einer engern Verbindung zwiſchen 
ben jenfeitigen und diesjeitigen General-Synoden mittelft gepenfeitiger Beſchickung 
durch Abgeordnete hat dadurch feine Erledigung gefunden, Daß von der ver- 
einigten ‚General-Synode für die Konfiftorialbezirfe Ansbad und Bayreuth ein 
derartiger Anfchluß abgelehnt worden ift. 


Dem dritten Antrage entjprechend, genehmigen Wir, daß ihr der nächften 
General-⸗Synode ein Gutachten zu eritatten habt, ob und welche Vermehrung 
der. geiftlichen Gonfiftorial-Mitglieder nothwendig je. Wenn dagegen: die. Ge 
neral-Synode zugleich wünjcht, daß von der Ernennung eines jelbftftändigen 
Eonfiftorial-Vorftandes jo lange Umgang genommen werde, als dieſe Stelle von 
dem dermaligen Vorſtande, Regierungsdirector Bettinger, werde verjehen 
werden, ſo vermögen Wir dieſem Antrage, ſo gerne Wir auch Unſerer Seits 
dem genannten Conſiſtorial-Vorſtande Unſer wohlverdientes Vertrauen durch Be— 
laſſung in ſeiner doppelten Stellung bethätigen möchten, bei der poſitiven Be— 
ſtimmung des Art. III. des Geſetzes vom 4. Juni v. J. nicht zu entſprechen. 


Nachdem jedoch die Aufſtellung eines ſelbſtſtändigen Conſiſtorial-Vor—⸗ 
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ſtandes erſt noch durch den erforderlichen Grebit im Stantsbudget bedingt ift, jo 

muß es bei der dermaligen Einrichtung einftweilen ohnehin fein Bewenden haben, 

II. Die von der General-Synode entworfene Wahlordnung für Die Pres- 
byterien, Bezirks- und General-Synoden haben Wir in der beantragten Fafjung 
mit Hinweglafjung des von ihr jelbft bei‘ reiflicher Prüfung als ungeeignet er 
kannten Zuſatzes, genehmigt. Indem Wir diefe Wahlordnung im Anhange fol- 
gen laſſen, ertheilen Wir euch zugleich den Auftrag: bie dermaligen Presbyterien 
unverzüglich aufzulöfen und: die neuen Wahlen jo beſchleunigen zu laſſen, daß 
die neugewählten Bezirks⸗Synoden jchon zur gewöhnlichen Zeit zufammentreten 
und zur Wahl der Mitglieder dev General-Synode fehreiten können. 

III. Ueber die von den Mitgliedern der General-Synode geftellten und 
von diejer angenommenen bejonderen Wünjche und Anträge beſchließen Wir was 
folgt: 

4. Gegen die Wahl einer Commiffion zur Beratung der in der Kirchen 
verfaſſung dev Pfalz nothwendig werdenden Abänderungen, haben Wir 
ebenfowenig eine Cinwendung zu machen, als gegen die BVeröffent 
lichung der von ihr zu bearbeitenden Entwürfe dur den Drud und 
deren Vorberathung durch die Bezirks-Synoden. Wir ertheilen daher 

den hierauf gerichteten Anträgen Unſere Genehmigung. 
2. Dem Wunſche dev General-Synode möͤglichſt entſprechend, werden Wir 
Die für das laufende Jahr treffende ordentliche Synode zufamnen 
treten laſſen, fobalb die Wahlen ber Presbyterien und Bezirks-Sy— 
noben, welche derfelben nad) der neuen Wahlordnung. vorauszugehen 

haben, beendigt fein werben. 

Ihr habt daher diefen Zeitpunkt anzuzeigen und darauf Unſere 

Allerhoͤchſte Entjchließung zu gewärtigen. _ 

3. Dem Antrage, daß bie nächfte General-Synode ermächtigt werde, De 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter frei aus ihrer Mitte zu wählen, 
vermögen Wir, im Hinblide auf den $. 7 des IL. Anhanges zur II. 
Verfaſſungs-Beilage nicht zu entjprechen, weil, wenn auch Durch Die 
Trennung der vereinigten protejtantijchen Kirche der Pfalz von dem 

Wirkungskreiſe Unſeres Ober:Gonfifloriums bie Abordnung eines Mit- 
gliedes Diefer Rirchenftelle zu den General-Synoden der Pfalz von 
ſelbſt hinwegfaͤllt, jene verfaſſungsmäßige Beftimmung doch Feine andere 

Folgerung: zuläßt, als daß die von dem Commiſſär des’ Ober-Confiſto⸗ 

riums ausgeübten Befugniffe nunmehr auf ein Mitglied Unfenrs Con⸗ 

1. Tilteriumd Speyer überzugehen haben. 

—4. Wir wollen zwar genehmigen, daß ein neuer Entwurf einer Geſchaͤfts⸗ 
Ordnung für die GenerakSynoden durch endy angefertigt und ber 

nächften Synode zur Prüfung vorgelegt werde. Wir müffer Uns je 
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doch für deſſen Giltigfeit, fowie für alle fpäteren Abänderungen, Un— 
jere Allerhöchfte Genehmigung ausdrüdlich vorbehalten, Wir werben 
indefjen die Ginleitung treffen, daß, wenn Die von der Synode zu be: 
antragenden Modificationen von dem verfaflungsmäßigen Standpunkte 
der Kirche zur Staatdgewalt aus zu feinem ‚Bedenken Veranlaſſung 
geben, der mobdificirte Entwurf ſchon bei der nächiten — 
einſtweilen in Vollzug geſetzt werden duͤrfe. 


5. Der Antrag wegen Verſchiebung des Gonfirmations-Termines für bie 
Knaben auf das vollendete 14. Lebensjahr, wird bei der Revifion Der 
allgemeinen Vorfchriften über die Dauer der Schulpflichtigfeit, welche 
von dem Gonfirmationg-Termine nicht wohl getrennt werben Fann, bie 
geeignete Berüdfichtigung finden. 


Indem Wir euch die von Unjerem Ober-Gonfiftorium zur ‚Vorlage ge: 
brachten Synodal-Berhandlungen zurüdgeben, und Unfere, an dieſe Kirchenftelle 
ergangene Entjehliegung in Abſchrift beifügen lafjen, iſt es Uns eine angenehme 
Pflicht, Die ruhige, bejonnene und würdige Haltung, welche Die General-:Synode 
nad) den übereinftimmenden Berichten Unſeres Commifjärd und des Dirigenten, 
bis zu ihrem Schluffe bewahrt hat, gebührend anzuerkennen, nnd die in ber 
Adreſſe der Mitglieder diefer Verfammlung Uns ausgedrüdten. Gefühle mit ber 
Verficherung zu erwiedern, dab Wir. der Fortentwidelung der vereinigten prote⸗ 
ftantifchen Kirche der Pfalz, im Geifte der Vereinigungs-Urkunde, und innerhalb 
ber Durch die Verfaffung des Königreiches der Kirchengewalt gejegten Gränzen, 
ein Hinderniß in den Weg zu legen nicht gemeint find. 


Anhang. 
Wahlordnung für die Presbyterien, Bezirks— und "General: 
Synoden in der proteſtantiſch-evangeliſch— chriſtlichen Kirche 
der Pfalz. | ” 


Art, 1. 

J icher eingelnen Kirchengemeinde beſſeht ein Presbyterium. 
Dieſes hat in Gemeinden bis zu 500 Seelen vier, bis zu 1000 ſechs, bis zu 
2000 acht, bis zu 4000 zehn und in ſolchen von größerer Seelenzahl 12 Mit: 
glieder, ausfchließlich jämmtlicher Pfarrer, welche als ſolche ebenfalls, Mitglieder 
des Presbyteriums ſind. 

Gehören zu einer Kirchengemeinde mehrere Orte, ſo werden die Presbyter 
nach Der Seelenzahl unter dieſelben vertheilt und Die oben feſtgeſetzte Zahl kann 
in diefem Falle jo weit erhöht werden, daß mindeſtens jeder -einzelne Ort von 
wenigſtens 100 Seelen einen Presbyter zu wählen bat, -- 
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$2. Wahlberechtigt ift jeder jelbftftändige, volljährige Ortseinwohner, 
ber zur vereinigten Kirche gehört. 

$. 3. Waͤhlbar ift jeder ſelbſtſtandige unbeſcholtene, religiös und kirch⸗ 
lich geſinnte Ortseinwohner, welcher zur vereinigten Kirche gehört, ſoferne er 
das 30te Lebensjahr zurüdgelegt hat, und nicht wegen Verbrechen oder wegen 
bes DVergehens der Fälſchung, des Betrugs, des Diebftahls, der Unterfchlagung 
ober der Sittenverlegung verurtheilt worden ift, 

Das Urteil über die Neligiofität, Kirchlichkeit und Unbefcholtenheit bleibt 
dem gejunden und religiöfen Sinne der Wähler vorbehalten und Feine — 
kann in dieſer Beziehung beanſtandet werden. — 

$. 4. Die Wahl hat an demjenigen Orte ſtatt, für. welchen bie: Shrek 
byter zu wählen find und wirb Durch den betreffenden Pfarrer, wenn mehrere 
vorhanden find, durch den von der vorgefeßten Kirchenbehörde bezeichneten; 
geleitet, | Ä 
Dennſelben werben von Seite ber anweienden Wähler zwei Mitglieder 
der Kirchengemeinde Beigegeben, welche gemeinschaftlich mit demſelben und in 
legter Inſtanz alle Hinfichtlich des activen Wahlrechts fich ergebenden Schwierig: 
keiten entjcheiden, 

Der Tag, Anfang und Schluß der Wahlverhandlung fol mindeftens am 
Sonntage vorher von der Kanzel verkündigt werben, 

Die Wahl gefhieht mittelft unterjchriebener, perfönlich zu überreichender 
Stimmzettel; kann der Wähler nicht jchreiben, fo ift deſſen Unterjchrift durch 
eine dem Wahlausjchuffe mündlich abzugebende Erklärung zu erjegen. 

Einfache Stimmenmehrheit genügt; bei Stimmengleichheit entjcheidet Das 
2008. 
S. 5. Die Wahlen bedürfen zu ihrer Gültigkeit nicht der Beftätigung 
durch Die vorgejegten Kirchenbehörden; Doch werden die MWahlverhandlungen 
dem Decanate zur Ginficht mitgetheilt. | 

Ueber alle Anftände entjcheidet die Bezirks-Synode. 

$. 6. Der Ausſchluß eines Presbyters kann nur durch Die Bezirks— 
Synode ausgefprochen werden, und nur dann, wenn eine der im $. 3 bezeich- 
neten Verurtheilungen erſt nach der Wahl erfolgt oder befannt wird. 

8.7. Wein eine Presbyterftelle durch Austritt, Ausfchluß, Tod oder 
anf fonftige Weife erledigt wird, fo tritt dasjenige Kirchenglied in das Pres— 
byterium ein, welches zunächft Die meiften Stimmen erhalten hat. 

8. 8. Das Presbyterium wird alle * Jahre erneuert, Die Abgehen- 
ben find immer wieder. wählbar. 

Art. 2, 
$. 9. In jedem Decanatsbezirfe befteht eine Bezirks— Synode, zum: Theil 


ans. geiftlichen zum Theil aus weltlichen Mitgliedern. 
Hanbbud ber Berfaffung und Verwaltung ber prot.sed, Kirche ber Pfalz. 9 
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$. 40. Jeder Pfarrer und wirkliche Pfarrverweſer des Decanats iſt als 
folder Mitglied der Bezirksſynode. 

$. 11. Jedes Presbyterium des Decanatd wählt in — — 
bis zu 1000 Seelen ein Mitglied zur Bezirks-Synode, in ſolchen bis zu 2000 
zwei Mitglieder und ſo fort für jedes 1000 Seelen ein Mitglied mehr. 

Außerdem wird in jedem Presbyterium in getrennter Wahlhandlung eine 
gleiche Anzahl von Erſatzmaͤnnern gewaͤhlt. 

$. 12. Waͤhlbar iſt jedes Kirchenglied des betreffenden Decanats von 
weltlichem Stande, wozu auch Diejenigen Pfarramts-Candidaten gerechnet wer⸗ 
den, welche Aemter befleiden, deren Beſetzung durch Geiftliche nicht vorgejchrieben 
ift, jedoch unter den im $. 3 enthaltenen Beſchraͤnkungen. 

8. 13. Die Wahl findet nad) abjeluter Stimmenmehrheit an dem Orte 
bes wählenden Presbyteriums ftatt. 

$. 14. Hinſichtlich der Giltigkeit der Wahl, der Vorlage der Wahl: 
protgfolle, der Entſcheidung von Anftänden und des Ausſchluſſes der Mitglieder 
der Bezirks-Synode, gelten Die in den $$. 5 und 6 für die Presbyterien auf: 
geftellten Beftimmungen. 

$. 15. Die Bezirfs-Synode wird. alle 4 Jahre in Beziehung auf Die 
weltlichen Mitglieder erneuert. | 

Die Abgehenden find immer wieder wählbar. 


Art. 3 


$. 16. Die General-Synode wird aus gewählten Mitgliedern, welche 
zur Hälfte dem geiftlichen, zur Hälfte dem weltlichen Stande angehören, jowie 
aus den Mitgliedern des Gonfiftoriums, welde derjelben mit berathender Stimme 
beimohnen, gebildet. 

$. 17. Jede Bezirks: Synode wählt für jebe 15,000 Seelen ihres 
Sprengel ein geiftliches und ein weltliches Mitglied, wobei jedoch 7500 Seelen 
und darüber für voll gezählt werben. 

Außerdem wird in getrennter Wahlhandlung eine gleiche Amehl von 
Erſatzmaͤnnern gewaͤhlt. 

$. 18. Wähler als geiſtliches Mitglied und, als deſſen Gans ift 
jeder in Firchlicher Function ſtehende, angeftellte Pfarrer der Pfalz, mit Auss 
nahme der geiftlichen Golfegialmitglieder des Conſiſtoriums. 

$. 19. Wählbar als weltliches Mitglied und als deſſen Erſatzmann ift 
jedes in der Pfalz wohnhafte Glied der vereinigten Kirche von ‚weltlichen Stande, 
mit Ausnahme Der weltlichen Glieder des Gonfiftoriums, jedoch unter den im 
$. 3 und 12 enthaltenen Bejchränfungen, 

$. 20, Die Wahl findet mittelft numerirter, nicht unterfchriebener; 
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perfönlich abzugebender Wahlzettel nach abfoluter Stimmenmehrheit ftatt, Die 
Wahlzettel werben, fowie dad Wahlreſultat, fofort eröffnet. 

Die Wahlen bedürfen zu ihrer Gültigkeit nicht der Beftätigung der vor- 
geſetzten Kirchenbehörbe; jedoch werben die Wahlprotofolle ſammt den durch den 
Borfigenben, zwei geiftliche und zwei weltliche Mitglieder, fogleich zu verfiegeln- 
ben Stimmzetteln dem Königl. Conſiſtorium mitgetheilt. 

Ueber alle Anftände entjcheidet Die General Synode. 

8. 24. Für jede ordentliche General-Synode finden neue Wahlen Durch 
bie Bezirks⸗Synoden ftatt, 
Art. 4 


$. 22. Nah Bekanntmachung der gegenwärtigen Wahlordnung findet 
jofort eine Erneuerung der Presbyterien und Bezirks: Synoden ftatt, 


Art. 65. 


$. 23, Die $$, 14, 15 und 17 der DVereinigungs-Urkunde find andurch 
in ihren Beftimmungen über die Zujfammenfegung und Wahl der Presbyterien, 
Bezirks- und General-Synoden und foweit fie ber gegenwärtigen Wahlordnung 
wiberfprechen, aufgehoben. 3) 


IX. Verhandlungen der General-Synode von 1853. 


A. Hauptantrag oder Hauptprotofoll über die durch Die Ge— 

neral-Synode der Pfalz in ihren verfhiedenen Sitzungen vom 

18. September bis incl 1. Detober 1853 gefaßten Beſchlüſſe 
und Anträge 


L Beſondere Berathungsgegenftände, welche durch die Königliche Allerhöchite 
Entichließung d. d. Hohenfshwangau, den 12. Auguft 1858 ber biesjährigen 
’ General: Synode zugewiefen worben find, 

1, Der von dem Königl, Conſiſtorium proponirte Entwurf einer Wahl- 
ordnung für Die Presbyterien, Dioͤceſan⸗ und General-Synoden in der proteftan- 
tijch-evangelifchschriftlichen Kirche der Pfalz, jowie der einer Gejchäftsordnung 
wurben ‚mit einigen Mobdificationen von der General-Synode einftimmig ange: 
nommen. . 

2, Der Propofition des Königl. Eonfiftortums , „vie Abgabe eines Gut 
achten über eine den Conſenſus der beiden evangelifchen Confeſſionen ent= 





9) Dieje Wahlordnung wurde durch die Königl, Entſchließung vom 8, Dezember 
1853 (General:Synode von 1853) wieder außer Wirkjamfeit geſetzt. 
9% 
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haltende Bekenntnißſchrift betreffend," ftimmt Die General: Synode einftimmig 

in folgender Fafjung bei: 
daß in der Ausgabe der Augsburgiſchen Confeſſion von 1540 fi der 
Conſenſus darftelle, welcher zwijchen der Augsburgiſchen Confeſſion 
von 1530, dem Heidelberger Katechismus und dem kleinen lutheriſchen 
Katechismus, als den Hauptbekenntnißſchriften der evangeliſchen Ge— 
ſammtkirche Deutſchlauds, von welcher unſere vereinigte Kirche der 
Pfalz einen Theil bildet, ſtattfindet, in der. ausdrücklichen Voraus: 
ſetzung, daß durch dieſe Erklärung eine kirchenpolizeiliche, unfrei bin; 
dende Verpflichtung auf den Buchſtaben der ſymboliſchen Bücher nicht 
bezweckt werden ſolle. Bezüglich des früheren Diſſenſus ſoll das in 
den 88. 4—8 der Vereinigungs— Urkunde Feſtgeſetzte in feiner Weiſe 
alterirt werden. 


3. Betreffend den Stand der allgemeinen Pfarrwittwen- und Pfarr: 
unterftügungssStafje e für bie proteftantifche Seiftlichfeit der Pfalz in den Jahren 
1844 bis incl, 1851 erkennt die" General-Shnode nit Einſtimmigkeit an: 


1. daß die Verwaltung und Curatel derfelben in den bezeichneten Jahren 
mit Treue, Ordnung und Zweckmaͤßigkeit geführt worben fei und 
erfreuliche Nejultate bewirkt habe, fowie auch, Daß das Amt des Man- 
datars der Geiftlichfeit bei dieſer Anftalt mit pflichtmäßiger Aufmerk: 
jamfeit und Gewiljenhaftigfeit ausgerichtet worben ſei; 


2. erklärt fie einftimmig, daß eine Grhöhung der Wittwenpenfionen im 
‚ Jährlichen Betrage von 50 fl., — alſo von 150 fl. auf 200 fl. — 
ſtattfinden, und daß gleicher Weife eine Erhöhung für bie” Doppel: 
waijen von jährlich 20 fl., — alfo von 80 fl. auf 100 fl. — eintreten 
ſolle, jedoch mit der näheren vorforglichen Beftimmung für beide Er- 
I Höhungen, daß, falls unvorhergejehene Greigniffe die Renten der Pure 
| wittwenfaffe in ber Weiſe fcehmälern würden, daß voransftchtlich hie 
‘ erhöhten Wittwenpenfionen und jene der Doppelwaijen einen Angriff 
das. Capitalſtocks nöthig ‚machen jollten, das Königl. Conſiſtorium 
ermächtigt fein jo, Diefe genannten Benfionen im — F 
Ausfalls ſelbſtſtändig zu vermindern; 


3. ſtimmt ſie der beantragten Stiftung eines Stipendienfonds für — 
ſöhne aus der Pfarrwittwenkaſſe in folgender Weiſe bei: * | 
a) es ſollen dem Königl. Conſiſtorium jaͤhrlich 1600 fl. aus der Pfarr⸗ 

wittwenkaſſe zur Verfügung geſtellt und zu Stipendien für Theologie 
ſtudirende Pfarrersſöhne, deren Väter Mitglieder, der Wittwenkafje 
jind oder zu Lebzeiten geweſen find, verwendet werden ; 
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b) die Stipendien follen vor allen Dingen an Söhne wirklicher bürftiger 
Witten ertheilt und nur im Falle ſolche nicht mehr vorhanden find, 
auch an Söhne Tebender Pfarrer gegeben werben; 

"e) die zu Bewilligenden‘ Stipendien follen nicht weniger, als 200 fl. 
und nicht mehr, ald 300 fl. betragen; 

d) ein Stipendium bis zu 400 fl. foll das Königl. Gonfiftorium nur 
demfenigen' Studirenden zu verleihen ermächtigt fein, welcher, bei 
ausgezeichnetem Talente und Fleiß, Neigung und Beruf in fich fühlt, 
ſich zu höherer Firchlicher und wifjenichaftlicher Würde auszubilden, 
und der Unterftüßung Dazu werth erfannt wird; 

e) unter‘ mehreren Concurrenten follen die Vermögendverhältniffe der 
Eltern, die Talente, der Steiß ımd das fittliche Betragen der Pe⸗ 
tenten entſcheiden; 

) ein einmal von dem Königl. Conſiſtorium verliehenes Stipendium 

ſoll während ber geſetzlich vorgeſchriebenen Studienzeit nicht mehr 

entzogen werden können, wenn nicht in den Vermögensverhältniffen 
des Inhabers oder der Eltern defjelben eine günftige Veränderung 
eintritt, und in fo lange der Erftere Durch Unfleiß oder Unfittlichkeit 
feine Veranlaffung dazu gibt; dagegen fol es dem Konigl. Con— 
fiftorium überlaffen bleiben, nad Maßgabe des Bedürfniſſes den 

Betrag desfelben zu erhöhen oder zu vermindern; 

g) die Größe eines jeden einzelnen Stipendiums ſoll nad) den Ver: 

| hältniffen der Univerfität bemeffen werden, Die der Studirende zu _ 

beziehen gedenkt, jo weit Dies der verfügbare Stipendienfond über: 
haupt zuläßt; | 

h) im Falle ein Theil der jährlichen 1600 fl. zu Stipendien nicht ver- 
wendet werden würde, ſoll derfelbe in Die Wittwenfaffe zurüdfließen. 

. Zu einiger Ausgleichnng zwifchen den möglichen Bezügen der Wittwen 

und reip. dem Vortheile, den durch worftehenden Bejchluß jene Wittwen 

genießen, welche Theologie ftudirende Söhne haben, gegenüber von 
jenen, welche nur Töchter befigen, bejchließt Die General-Synode: 

a) es ſoll aus der Wittwenkaſſe jährlicd, die Summe von 700 fl. dem 
Königl. Gonfiftorium zur Verfügung geftellt werden, um bamit uns 
bemittelte großjährige, aber unverheirathete Töchter von ver- 
ftorbenen Pfarrern, fowie auch dergleichen erwerbsunfähige Söhne 
zu unterftüßen und felbft Pfarrerdwittwen mit mehreren Töchtern 
ohne Söhne zu deren Erziehung und Ausbildung kleine Beiträge 
zu verabreichen; | i 

») es follen 200 fl. aus-obiger Summe jaͤhrlich dem Capital des ſchon 
vorhandenen, aus anberweitigen Grübrigungen gebildeten Linter- 
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ftüßungsfonds für volljährige Kinder verftorbener Pfarrer der 
Pfalz zugelegt werben; 

ec) da aus Diefem Fond die vorhandenen Relicten ſchon jährlich im 
Durchſchnitt 25 fl, zufammen 420 fl. gegenwärtig erhalten, fo follen 
durch Die zu vertheilenden weiteren 500 fl. dieſe Berjonen auf 50 fl. 
und darüber gebracht werben; 

5, erflärt fie in Bezug auf Dotirung der Pfarrunterſtützungs— 
fajje: 

a) es ſoll gutgeheißen werben, daß die bisher aus der Wittwentaſſe 
in die Pfarrunterſtützungskaſſe gefloſſenen 2400 fl. auch ohne aber⸗ 
malige Bewilligung der General-Synode, da unterdeſſen Feine ver- 
fammelt war, feit 1849 dur das Königl Gonfiftorium aus der 
Wittwenkaffe erhoben und verwendet worden find; 

b) es joll, da der Fonds es erträgt, und Die Gelber höchſt nöthig, 
wohlthätig und zwedmäßig verwendet werben, Diejelbe Summe von 
2400 fl. aus der Pfarrwittwenkaffe in die Pfarrunterftüßungskaffe 
jährlich wieder eingejchoffen werben; 

6. jpricht fie die Erwartung aus, daß das Königl, Gonfiftorium 
a) den Rüderfaß der Summe von 1495 fl. 13 fr. an ftändigen Vicas 

riatögehalten und Gongruaergänzungen, als den Zweden der Mitt- 
wenfafje fremden Berausgabungen, bewerfitelligen, ſo wie Sorge 
tragen wolle, 

b) daß das Entnehmen von Quiescenzgehalten aus den durch erledigte 
Pfarreien ſich ergebenden und nach Allerhöchſtem Willen nur der 
Pfarrwittwenkaſſe zugehörigen Grträgniffen fernerhin nicht mehr 
vorkommen Fönne, 

und beantragt, dieſe Rüderfäße, falld fie. flüſſig werben follten, 
dem PBfarrunterftügungsfond zuzutheilen; 

7. beftimmt fie, daß alle Erhöhungen und Bewilligungen nur für Die 
nächften vter Jahre wieder Geltung haben follen ; 

8, erflärt fie, fich mit der beftehenden Anorbnung über den Debit des 
Lehr: und Leſebuchs „Eriter Unterricht von Gott” zu beruhigen; 

9, ermächtigt fie Das Königl. Confiftorium, für den Fall, daß das "zu 
bebauernde Verhältnig der Schwierigkeit, Gelber vorfchriftämäßig bei 
Privaten oder bei Gemeinden ficher zu placiren, fortwährt, die Ueber: 
ſchüſſe, fowohl wie fie bereitö bei der Bank vorliegen, ald auch in 
wie fern fie fich noch vermehren, zur Grwerbung von bayeriſchen 
Stantsobligationen zu verwenden ; 

10. bejchließt fie, dem Rechner der. Pfarrwittiwenkaffe, GonfiftoriakSecretär 
Dimroth, die. Anerkennung. feiner Leiſtungen für bie, abgelaufene 
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achtjährige Rechnungsperiode durch eine beſondere Gratification von 
150 fl. aus der Wittwenkaſſe zu bethätigen; 

14. endlich ftimmt fie dem Vorſchlage des Königl. Conſiſtoriums bei, dem 
Könige. Negieringsaffefjor, Dr. Ferdinand Medicus, die Stelle 
eined Mandatard der proteftantifchen Geiftlichfeit bei der Pfarrwitt- 
wenkaſſe definitiv: zu übertragen und, den Gehalt desfelben, vom Jahre 
1853 beginmend, von 100: fl. auf 150 fl. jährlich zu erhöhen. 

A, Bezüglich des vorgelegten Katechismusentwurfs befchloß die General 
Synode, denjelben mit den vom Ausſchuſſe angebrachten Modificntionen zu 
billigen und das Königl. Gonfiftorium zu erfuchen, ihn nach erlangter: Aller- 
höchſter Sanction baldigft in die Schulen einzuführen, den bisherigen aber 
TIER 


II. Befondere Anträge und Wünſche. 


1. Gegen eine Eingabe, „die Geſangbuchsnoth der vereinigten Kirche der 
Pfalz betreffend," entjchien die: General: Synode, 

1, daß die Wahl einer Gommiffion mit) der Vollmacht, einen von dem 
Königl. Gonfiftorium vorzulegenden Gefangbuchsentwurf zu prüfen und 
nad) geſchehener Vereinbarung anzunehmen, nicht, und 

2. ebenfowenig die Wahl eines Ausfchuffes, welcher im Benehmen mit 
dem Koͤnigl. Gonfiftorium einen Oefangbuchsentwurf für Die Berathungen 
der nädhften General-Synobe vorzubereiten habe, ftattfinden folle. 

2. Eine Eingabe, „pie Abſchaffung der biblifchen Gefchichte von Rauschen: 
buſch und die Einführung. der Heineren von Zahn in dem proteftantifchen Schulen 
der Pfalz betreffend,” wurde zurückgewieſen. 

3, Anlangend eine Eingabe, „Die Sonntagsfeier betreffend,” beſchloß Die 
General-Synode, die hohe Kirchenftelle zu bitten, Die nöthigen Schritte zu thım, 
daß auf legislativem Wege ein Sonntagsgeſetz erlaffen werde, welches alle 
nicht Durch Die Dringendfte Noth gebotenen Arbeiten und Gefchäfte an Sonn: 
und Feiertagen verbiete und nach allen Seiten hin: eine würdige, gefegnete 
Sonntagsfeier ermögliche, 

A. Eine Petition des Inhalts, daß von dem Königl. Gonfiftortum eine 
Inſtruction für die Presbyterien der unirten Kirche der Pfalz erlaffen werben 
möge, wurde diefer hohen Kirchenftelle empfohlen. 

5, Bezüglich einer Gingabe „die klirchlichen Perieopen und Predigttexte 
betreffend,” Tehnte die General⸗Synode die Verlefung der Pericopen nach dem 
Altargebete aby ſtimmte dagegen zu, daß ftatt des dreijährigen Predigtturnus 
ein vierjähriger und zwar: in ber Weiſe eingeführt werben folle, daß im erften 
Sabre über die Evangelien, im zweiten über freie Tegte, im Dritten über bie 
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Epifteln und im vierten über neue, von dem Königl. Conſiſtorium feftzufeßende 
Pericopen gepredigt werde. 


B. Allerhöchſte Königl. Entfhließung vom 8. Dezember 1853. 


Wir haben Uns über die Ergebniffe der im Yaufenden Jahre von der 
proteftantifchen General-Synode des Gonfiftorialbezirkes Speier gepflogenen Ber: 
handlungen ausführlichen Vortrag erftatten Taffen und eröffnen euch hierauf Un- 
fere Entſchließung, wie folgt: 

I. Wir ertheilen der von der Generalfynode berathenen Wahlordnung 
fir die Presbyterien, Diöcefan- und General-Synoden in ber Faffung des an- 
ruhenden Exemplars derjelben Unfere Sanction. 

I. Nachdem die General-Synobe ſich für euere Vorlage bezüglich ber 
Abgabe eines Gutachtens über eine, den Conſenſus der beiden evangelifchen Con— 
feffionen enthaltende Befenntnißfchrift in folgender Faſſung einftimmig erklärt hat: 

„daß in der Ausgabe der Augsburgifchen Gonfeffion von 1540 fich der 
Conſenſus Ddarftelle, welcher zwifchen der Augsburgifchen Confeſſion 
von 1530, dem Heidelberger Katechismus und dem Heinen Iutherifchen 
Katechismus, ald den Hauptbefenntnißfchriften der evangelifchen Ge- 
ſammtkirche Deutſchlands, von welcher Unfere vereinigte Kirche der 
Pfalz einen Theil bildet, ftattfindet, in der ausbrüdlichen Voraus: 
ſetzung, daß durch dieſe Erklärung eine Firchenpolizeiliche, unfrei bin- 
dende Verpflichtung auf den Buchftaben der ſymboliſchen Bücher nicht 
bezweckt werden jolle. Bezüglich des früheren Difjfenfus ſoll das in 
den $$. 4—8 der Bereinigungs-Urfunde Feftgefekte in feiner Weiſe 
alterirt werben” 
ſo genehmigen Wir unter Bezugnahme auf die Entſchließung vom 20. Januar 
1837 Biffer IIL, daß die erwähnte Augsburger Gonfeffion von 1540 in dem 
bezeichneten Sinne als Darftellung der iu der vereinigten proteftantifchen Kirche 
der Pfalz gültigen gemeinfamen Lehre recipirt und von den Firchlichen Behörden 
und den Geiftlichen in ihrem amtlichen Wirken beachtet, und in mwohlbemefjener 
Erwägung zur Anwendung gebracht werde, ohne daß hiedurch die fortwährende 
Anerkennung der in den $$. A—8 ber Vereinigungsurfunde bezeichneten. Lehr: 
fäße in der bisherigen Weiſe modificirt oder alterirt fein fol. 

III. Wir genehmigen, 

1. Daß der in der vereinigten Kirche der Pfalz bisher eingeführte Kate: 
chismus außer Gebrauch gejekt, und 

2. daß an deſſen Stelle der aus den Berathungen mit dem fünften 
Ausſchuſſe in der Generalfynode hervorgegangene und von * ge⸗ 

billigte Katechismus eingeführt werde. 
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Ä Damit aber dieſem Religionsbuche eine feinem wichtigen Zwecke ent- 
iprechende Vollendung gefichert fei, jo Habt ihr die aus feinem Gebrauche ſich 
ergebenden Wahrnehmungen und Erfahrungen zwedförberlih zu fammeln und 
auf Grund derfelben die hinfichtlich des Inhalte und der Form jenes Katechis- 
mus etwa nöthig gewordenen Verbefjerungsporjchläge nach vorgängiger Vorlage 
und Erholung Unferer Genehmigung zur Berathung und Beihlußfaffung an die 
nächite General-Synode zu bringen. 

‚ IV. Die. bezüglich der Pfarrwittwenkaffe von der General-Synobe ge 
ftellten Anträge: 

1. wegen Erhöhung der Penfion einer Wittwe auf 200 fl. und einer 
Doppelwaije auf 100 fl. jährlich; 

2. wegen. Gründung eines Stipendienfondes für Theologie ſtudirende 
Pfarrersſöhne mit 1600 fl. jährlich; 

3, wegen eines jährlichen Zuſchuſſes von 700 fl, zur Unterſtützung voll- 
jähriger Pfarr-Relicten; 

4. wegen Dotirung der Pfarrunterftügungskaffe mit jährlich 2400 fl.; 

5. wegen Verwendung der Gafjaüberjchüfje zur Ermwerbung von baye- 
riſchen Staatsobligationen ; 

6. wegen Bewilligung einer bejonderen Gratification von 150 fl. für 
den Rechner der Pfarrwittwenkaſſe, Gonfiftorial-Secretär Dimroth, 
und 

7. wegen Aufftellung des Regierungs-Affefjord Dr. Ferdinand Medi: 
cus in Speyer als Mandatar der proteftantifchen Geiftlichfeit- bei 
ber Pfarrwittwenfaffe, jowie wegen Erhöhung feiner Bezüge auf 
150 fl. vom Jahr 1853 beginnend, 

find Uns mit den in dem Hauptantrage der General-Synode deßfalls enthaltenen 
näheren Beſtimmungen genehm. 

Es haben demnach alle Erhöhungen und Bewilligungen nur für bie 
nächiten vier Jahre, und alfo nur bis zum 1. October 1857, zu gelten. 

V. Die Gefchäftsordnung für die General-Synode haben Wir in der 
Redaction des beiliegenden Cxemplars derfelben genehmigt. 

VI. Auf die befonderen Wünfche und Anträge der General-Synode er- 
wiebern Wir, was folgt: 

1. Dem Wunfche, es möge ein Geſetz erlaffen werben, welches alle 
nicht durch Die dringendfte Noth gebotenen Arbeiten und Gejchäfte 
an: Sonn: und Feiertagen verbiete und nach allen Seiten eine wür- 
Dige, gejegnete Sonntagsfeier ermögliche, werben. Wir bie reiflichfte 
Erwägung zuwenden; 

2. Ihr werdet, ber Bitte der Generalfunode entfpreddend, eine In⸗ 
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ftruetion für Die Presbyterien entwerfen und in Bälde in Vorlage 
Bringen; 

3. &8 ift Und genehin, daß ftatt des bisherigen dreijährigen, künftig 
ein vierfähriger Predigtturnus und zwar in der Weife eitigeführt 
werde, daß im erften Jahre über Die Evangelien, int zweiten fiber 
freie Texte, im dritten über die Eptfteln und im vierten über a 
von euch Feftzufeßende Perikopen gepredigt werde, 

Bezüglich der Vorlagen, welche ihr wegen eines dem kirchlichen Bebürf: 
niffe entjprechenderen Geſangbuches und eines zmwerfmäßigeren Lehrbuches [dev 
bibliſchen Gefchichte an die nächite General-Synode zu bringen gedenkt, beauf: 
tragen Wir euch, diefe Vorlagen mit den übrigen der gedachten Synode zu über: 
gebenden rechtzeitig zu Unferer Allerhöchften Beſchlußfaffung einzufenden. 

Indem Wir euch dieſe Beſchlüſſe unter Zurückgabe der Beilagen des 
Berichtes vom 16, October I. J. zur weiteren Verfügung Hiermit eröffnen, ge 
reicht e8 Uns zur Befriedigung, der General-:Synode wegen der würdigen Hal- 
tung und des firchlichen Ernſtes, den fie bei ihren Berathungen bethätigte, ſo— 
wie wegen des mittelft einer befonderen Eingabe am Schluffe der Berathungen 
ausgedrüdten Ioyalen, auf Die chriftlichen Grundlagen zurückweiſenden Sinneg, 
dann dem Dirigenten Diefer Synode, Gonfiftorialdirector Prinz, wegen ber 
zweckförderlichen Leitung derſelben, Unſere befondere Anerkennung auszuſprechen. 


Wahlordnung für die Presbyterien, Diöceſan- und General: 
Synoden in der proteſtantiſch-evangeliſch-chriſtlichen Kirche 
der Pfalz 


I. Die Preöbyterien betreffend. 

$. 1. Jede einzelne Kirchengemeinde (Mutter- oder Filialgemeinde) bat 
ein Presbyterium (Kirchenvorftand). 

Diefes befteht aus den Pfarrer der Pfarrgemeinde (des Pfarrfprengels) 
ferner aus A bis 8 Gemeindegliedern, in der Weije, daß auf Gemeinden bis zu 
500 Seelen vier derjelben, bis zu 1000 fünf, bis zu 2000 ſechs, bis zu 4000 
fieben und in folchen von größerer Seelenzahl acht fommen, Gehören zu einer 
Kirchengemeinde mehrere Orte (Parochialorte) jo foll wo möglich ein jeder 
berfelben nad) Maßgabe der Seelenzahl im Presbyterium vertreten fein und 
kann zu diefem Behufe die Zahl der Presbyter entiprechend vermehrt werden, 

8. 2. Der Pfarrer ift Präfes des Presbyteriums. Wo mehrere Pfarrer 
find, entfcheidet über den Vorfik die höhere Amtswürbe, bei gleicher Amtswürde 
das Höhere Dienftalter. 

Der Präjes beruft zu den Sikungen, beſtimmt die Ordnung der Ge- 
ſchaͤfte und gibht bel Stimmengleichheit den Ausichlag. 
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Ä $. 3. Die gegenwärtigen Mitglieder der Presbyterien bleiben im Amte. 
Iſt in einem Presbyterium duch Tod, Austritt oder Ausſchluß eine Stelle: er- 
Yedigt und dadurch die Zahl jener Glieder unter die $. 1 feſtgeſetzte betreffende 
Rormalzahl herabgefunten, jo wählt das Presbyterium aus den kirchlich gefinn- 
ten und fittlich unbefcholtenen Hausvätern der Kirchengemeinde, Die das 30fte 
Lebensjahr zurüdgelegt haben, drei gottesfürchtige Männer , von welchen jobann 
das Gonfiftorium einen beftätigt. Es kann Niemand gewählt werben, befjen 
Bater, Sohn, Bruder, Schwiegervater oder Schwiegerjohn bereit? Mitglied. des 
Presbyteriums ift. 

$. 4. Hauspäter find Diejenigen männlichen, verheiratheten oder unver: 
heiratheten Gemeindegliever, welche ihren ſelbſtſtaͤndigen Haushalt haben und 
ſich im vollen Befige ihrer Eirchlichen Rechte befinden. 
$. 5. Im Falle der integral Erneuerung eines Presbyteriums beruft 
das Decanat in Benehmen mit dem betreffenden Pfarrer eine der Zahl ber 
Presbyter gleichfommende Anzahl geeigneter Gemeindemänner ($. 3 und 4), 
welche alsdann die erforderliche Wahl vornehmen. Wird der Berufung, feine 
Folge geleiftet, jo geht Das BVorfchlagsrecht auf das Decanat über... 

$.6. Wenn ein Presbyter (Kirchenvorfteher, Kirchenältefter, Cenfor) 
durch unfirchliches Verhalten, unfittlichen Wandel oder durch feine Amtsführung 
fi als unwürdig erweist, jo foll er auf den Grund verläßiger Erhebungen 
nach Vernehmung des Presbyteriums, Pfarramtes und. Decanates durch Das 
Confiftorium aus dem Kirchenvorftande ausgefchoffen: werben, le er mit 
feiner Verteidigung gehört fein wird, 


II. Die Diöcefan-Synoden betreffend. 
$. 7. Die Vertreter der Pfarrgemeinden eines Decanatöbezixfes bilden 
. bie Diöcefan » Synode, 
Diefe verfammelt ſich renelmäßig auf den erften Montag nach dem 14. 
Inlius jeden Jahres und ausnahmsweiſe auf jededmaliged beſonderes Berufen 
der competenten Behörde am Sibe des Decanates, 

Sie beiteht aus den Pfarrern und Pfarrverwefern, ſowie aus weltlichen 
Abgeordneten.‘ 

Die letzteren, welche ſich zu jenen wie eins zu zwei verhalten, müfjen im 
Decanaisbezirke wohnhaft fein und die im $. 3 und A für Die Presbyter gefor- 
berten Gigenfchaften befigen, 

Zur Wahl der weltlichen Mitglieder jchlägt jedes Presbyterium bes 
Decanatöbezirfes aus der Gejammtheit der Kirchengemeinden desſelben drei 
Candidaten vor; das Deranat begutachtet Die Gewählten und das Conſiſtorium 
beftätigt die Glieder der Synode. Jede beftätigte Wahl ift auf Die Dauer von 
vier Jahren gültig. | 
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Wenn eine Pfarrgemeinde aus mehreren Kirchen: Gemeinden befteht, jo 
haben die einzelnen Presbyterien zur Vornahme der Wahl in der Mutterge- 
meinde zufammenzutreten. 

Die Wahl findet nach abjoluter Mehrheit mittelft unterjchriebener — 
zettel ſtatt. 

$. 8. Wegen Pflichtvernachlaͤſſigung, ſowie wegen unkirchlichen Verhal⸗ 
tens, unſittlichen Wandels oder unwürdigen Benehmens kann ein Synodal- 
mitglied durch Beſchluß der Synode ſeiner Funktion enthoben werden. Ein 
ſolcher Beſchluß bedarf der Beſtätigung des Conſiſtoriums. 


III. Die General-Synode betreffend. 


$. 9. Die Vertreter der Decanatsbezirke Bilden die General: Synode, 
Sie verfammelt fich regelmäßig alle vier Jahre, jowie außerordentlicher Weiſe 
mit beſonderer Allerhöchiter Genehmigung am- Siße des Conſiſtoriums unter Der 
Leitung eines) Mitgliedes dieſer Firchlichen Stelle und in Gegenwart eines 
Königl, Commiſſaͤrs, welcher jedoch an den Berathungen felbft feinen Theil zu 
nehmen hat. — Diejelbe befteht aus den Decanat3-Vorftänden und den Abge: 
orbneten der Diödcefan -Synoden. 

Jede Didcefan: Synode wählt in ihrer letzten Sitzung vor der Epoche 
ber gewöhnlichen Verfammlung der General: Synode nach abjoluter Mehrheit 
und mitteljt unterfchriebener Wahlzettel einen Pfarrer und einen weltlichen Ab: 
geordneten. Die leßteren müfjen die im $. 3 und A für die Preöbyter gefor: 
derten Gigenjchaften befigen und Fönnen auch aus denjenigen Pfarramtsfandi- 
Daten gewählt werben, welche Aemter befleiden, deren Beſetzung durch Geiſtliche 
nicht vorgeſchrieben iſt. 

Außerdem wählt jede Discefan-Synode zwei Erſatzmaͤnner, einen geiſtlichen 
und einen weltlichen, nach den gleichen Beftimmungen. 

Unmittelbar nach der Wahl find die Wahlzettel durch den Vorſitzenden, 
fowie durch zwei geiftliche und zwei weltliche Mitglieder zu verfiegeln und ſammt 
den Wahlprotofollen von den Decanaten an das Gonfiftorium zu fenden, welches 
über das Gefammtergebniß der Wahlen an das Staatdminifterium des Innern 
für Kirchen- und Schulangelegenheiten Bericht zu erftatten hat. 

Ueber alle Wahlanftände und Reclamationen entfcheidet das Gonfiftorium, 

$. 10. ‚Befinden fich unter den weltlichen Abgeorbneten folche, welche in 
Staatd = oder öffentlichen Dienften ftehen, jo haben diefelben Die erforderliche 
Urlaubsbewilligung nach Maßgabe der beftehenden Dienftesvorfchriften vor dem 
Eintritte in die Synode nachzufuchen. 

$. 11. Die Wahlordnung vom 11. Mai 1849 ift andurch aufgehoben. 
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X. Berhandlungen der. General= Synode von 1857. 


A, Hauptantrag oder Dauptprotofoll über Die durch die Ge— 
neral-Synode der Pfalz in ihren Sitzungen vom 20. September 
bis inel. 6. Detober 1857 gefaßten Beſchlüſſe und Anträge 


J. Beſondere Berathungsgegenſtände, welche durch die allerhöchſte Entſchließung 
d. d. Mimchen den 9, September 1857. der: — Generalfynode 
zugewieſen worden ſind. 
IL. Bezüglich der Einführung eines neuen Gefangbuches wurde bejchloffen: 
41. Das bisherige Gefangbuch ift bei vielfachen formellen Mängeln mit 
Glauben und Befenntniß der Kirche in unzweideutigem Widerſpruch 
und kann Daher in a Länge nicht in kirchlichem Gebrauch bleiben — 
dies einſtimmig — 


Be N es iſt chriſtliche Gewif enspflicht, die unabweisbare Geſangbuchsver⸗ 

> beſſ ſerung, ſobald es die Umftände geftatten, ins, Werk zu ‚jegen, mit 43 
gegen 3 Stimmen; 

3. der Gefangbucißentwunf, wie er aus den Berathungen der. General- 
nr. „ Synode hevoorgegangen ift, bekennt den , Glauben dev Kirche und ver- 
* ſpricht reichen. Segen für die Erbauung der Kirchgenoſſen; ex iſt Darum 

„zur Einführung in den kirchlichen, Gebrauch gutgeheißen, mit 40 gegen 
6 Stimmen; 

* dem, Königl. Conſiſtorium iſt die Ermächtigung. extheilt, bie Lieder in 
 . Die entfprechenden ‚Rubriken einzutheilen, den Text nochmals bezüglich 
jprachlicher Härten und anftößiger Stellen, ſoweit Die. Nebaction nicht 
uhlrh:,. bexeit8 durch ausbrüdlichen Beſchluß der  General-Synode feftgeftellt 
ift, zu revidiren und dem Entwurf nod) eine Anzahl weiterer Lieder aus deu 
neu eröffneten Quellen, wenn ſich deren. von vorzüglichem Werthe fin 
„ben follten, insbeſondere auch folcher Lieder, die zum kirchlichen Ge— 
brauch bei. Guftav-Adolf-Feften dienen können, beizufügen. Der Text 
dieſer Lieder wäre in demſelben Geiſt feſtzuſtellen, in welchem Die Re 

daetion ‚der übrigen vollzogen. wurde; R\ 

5. die Fürforge für Die entfprechende muſikaliſche — der Lieder 
iſt dem Hohen Königl. Conſiſtorium überlaſſen. Jede Melodie ſoll, wie 
in dem bisherigen Geſangbuch, einmal in Noten eingeſtellt werden; 

6. Wird dem Geſanghuchsentwurf die zu erbittende allerhöchfte Geneh— 

migung Sr. Majeftät des Königs zu Theil, jo iſt bei Herausgabe bes- 
jelben über jedem Liede ein Bibelſpruch, der den Inhalt desjelben Furz 
ausdrückt, durch Das hohe Königl. Conſiſtorium einzuftellen, 

7. Damit, das Gefangbuh in gejchmadvollen, Druck und zw billigem 


8. 
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Preiſe an's Richt trete, erſcheint es zwertmäßig, eine Bewerbung hier- 
für unter den pfälzischen Buchdrudern zu eröffnen, 

Es erjheint angemefjen, vor der Hand es den einzelnen Presbyterien 
zu üiberlaffen, ob das neue Geſangbuch fofort oder zu einer geeignet 
erjeheinenden Zeit in ihren Gemeinden eingeführt werden fol. Da— 
gegen ift ber Generalfynode von 1861 die Beitimmung der Frift an- 
beim zu geben, nad) deren Ablauf das Bisherige Geſangbuch überall 
außer Gebrand; gejeßt werben joll. 


2. Bezüglich der Einführung eines andern Lehrbuchs der biblischen Ge- 
ſchichte wurde bejchlofjen: 


1. 


> 


daß Zahn's biblifches Lehr: und Leſebuch Ausgabe B. in den prote- 
ftantifchen Deutjchen Schulen der Pfalz, die Ausgabe A. Dagegen unter 
den Lehrern als ein von ihnen beim Unterricht zu gebrauchendes Hülfs- 
mittel eingeführt und das Verfaufsrecht des genannten Buchs im Um- 
fang der Pfalz durch ein Abkommen mit der betreffenden Buchhand- 
lung für Die proteftantifche Pfarrwittwenkafje dieſes Kreiſes erworben 
werden möge; dies einftimmig ; 

e8 ſei die Einführung des Zahn'ſchen Schulbuches nur allmählich zu 
bewirken und die Anſchaffung desſelben nur von ben Kindern zu for: 
dern, die erft in die Schule eintreten und fich ohnehin neue Lehrbücher 
anfhaffen müfen; in den mittlern und obern Klaſſen habe man ſich 
zur Ergänzung des Lehrbuchs von Raufchenbufcy mit dem Neuen Te 
ftamente, vefp. der Bibel jo lange zur begnügen, bis die ımtern Klaſſen 
vorrüren, und Dann erft ſei das Zahn'ſche Buch, Das fich bereits in 
den Händen der Kinder befindet, zu gebrauchen. 


3, Bezüglich eines Firchengejchichtlichen Anhangs zur Biblifchen Geſchichte 
wurbe einftimmig befchloffen: 


Der von dem Ausſchuß vorgelegte und von dem Königl, Gonfiftorium 
begutachtete Abriß der Kirchengeſchichte ſei als Anhang zur bibliſchen 
Geſchichte von Zahn in den proteftantiichen Schulen der Pfalz einzu: 
führen. | 


4. In Bezug auf den Stand der allgemeinen Pfarrwittwenkaſſe für bie 
proteftantifche Geiftlichfeit der Pfalz und der damit verbundenen Inſtitute in 
ben Jahren 1852—55, reſp. 1856, fpricht Die General⸗Synode einftimmig aus: 


+, 


wie es volle Anerkennung verdiene, daß die Verwaltung ber Pfarr 
wittwen⸗ und Pfarrunterftühungskaffe auch in den letzten Jahren, er 
ftere nämlich in ber Beit von 1852 bis 1855 und Ießtere in den Jah: 
ren von 1853 bis 1856 incl, mit aller Treue und Gewiffenhaftigfeit 
auf das Zweckmaͤßigſte geführt umd insbejondere auch das Amt des 
Mandatars der Geiftlichkeit bei diefer Anftalt fortwährend mit außer: 


Grund geſetze der ev. Kirde, $. 6. 2143 


ordentlichen Fleiße und mit der größten Sorgfalt verjehen worden jei, 
und demzufolge der Mandatar Medieus nicht minder wie Die Verwal—⸗ 
tung und Guratel um die Forterhaltung des gebeihlichen Standes ber 
Anitalt fich verdient gemacht habe; 


2. daß die im Jahre 1858 bejchloffene Erhöhung der Wittwen-Penfionen 


Oi 


auf 200 fl., ſowie die Erhöhung der Penſionen für eine Doppelwaiſe 
von 80 fl. auf 100 fl., — auch für die Zukunft in Geltung bleiben 
ſoll, jedoch mit derjelben vorforglichen näheren Beftimmung, welche mit 
biejen Erhöhungen im Jahre 1853 von ber: General⸗Synode verbunden 
worden iſt; 

daß vom 1. October 1857 anſtatt der bisherigen fl. 2400 — der 
Pfarrunterftüginigsfaffe aus der Pfarrwittwenkaſſe alljährlich nur 
fl. 1600 — und dem Fond für. großjährige unverſorgte Pfarrwaiſen 
ftatt fl. 700 — jährlich nur mehr fl.-500 werabfolgt und die Wittwen- 


kaſſe von der ferneven Entrichtung der fl. 250 für den geiftesfranfen 


Pfarrer Matthias entbunden und dieſe fl. 250 dem Benfionsfond über: 
wiefen werben follen. 


Hierbei wurde dem Königl. Conſiſtorium noch. Die Ermächtigung 


‚ertheilt, falls e8 nothwendig werben follte, vorbefagten Beitrag von 
fl. 1600 für den PTR UENRRR bis auf fl. 1200 zu ermäs 


Bigen. 


. daß in der Zukunft nicht blos Die * Todesfall in Erledigung ges 


fommenen Pfarreien wie bisher won den betreffenden Diöcefanen ver- 
jehen werben jollen, ſondern dieſe zum ‚Velten der Pfarrwittwenfafje 
auch gehalten fein follen, alle auf andere Weife in ‚Erledigung kom— 
menden Pfarreien bis zu ihrer Wiederbeſetzung zu verjehen, Dies je 
doch mit der Neftriction, daß das Königl, Confiftorium ermächtigt fein 
ſolle, in Diefen Fällen und ſelbſt auch bet den Durch Todesfall fich er- 
gebenden DBacaturen ſchon während bes Sterbquartals die erlebigten 
Pfarrftellen durch DVicare auf Koften der Pfarrwittwenlkaſſe verjehen zu 
laſſen, inſofern und infoweit dieſes Durch beſondere Verhältniffe und 
Umſtaͤnde oder bei allzulanger Verzögerung der Wiederbeſetzung im 
Intereſſe des Dienſtes geboten erſcheinen ſollte; 


daß der von dem Königl. Conſiſtorium in Vorlage gebrachte Entwurf 


einer Verordnung über die Acceßkapitalien und Jahresbeiträge zur pro⸗ 

teſtantiſchen Pfarrwittwenkaſſe der Pfalz in folgender dafſung geneh⸗ 
migt werden wolle: 

8. 1. Die ——— Pfarrſtellen der Pſalz RER rüd: 

fichtlich der Berechnung der. Einlagekapitafien und Jahresbeitraͤge 

in bie Pfarrwittwenkaſſe nach ihrem reinen. Gefammtertrage, in 


Die Kirche, 


welchen: die Suftentationszufchüfie einzurechnen find, in folgende 
4 Klaſſen eingetheilt: zur I. Klaſſe gehören Diejenigen, welche 
nicht über TOO Gulden, zur II. die, welche zwiſchen 700 und 950 
Gulden, zur III. jene, welche zwifchen 950 und 1200 Gulden 
und zur. IV. diejenigen, welche über 1200 Gulden Einkommen ge 
währen. 
$. 2. Alle neu angeitellten Pfarrer haben eine Einlage zu ent- 
richten, Die bei Der erften Klaſſe in 400, bei der zweiten in 150, 
bei der dritten in 200 und bei der vierten. in.250 Gulden befteht. 
Wenn Pfarrer, welche bisher der vereinigten. Kirche. der Pfalz 
nicht. angehört haben, ‚oder im Lehrfach angeftellt gewejene. Theo- 
Iogen eine. Pfarrftelle in der Pfalz erhalten, haben. diefelben beim 
Antritt des Pfarramtes Das Doppelte des Acceßkapitals zu ent: 
richten; wenn ‚jedoch Diefe Anstellung in der unirten Kirche der 
Pfalz in fo. jungen Jahren des betreffenden: Theologen erfolgt, 
daß die feiner erjten und anderweitigen Anftellung bis dahin er: 
laufenen SJahresbeiträge eines Pfarrers feiner Klaſſe zufammenge- 
nommen Das zu entrichtende einfache Accepkapital der einjchlägigen 
Klaffe noch nicht ganz erreichen, jo hat er nur das einfache Accep: 
fapital, die jeit feiner: erften Anftellung ſich — Jahres⸗ 
beiträge aber ganz zu entrichten. 
$. 3. Der jährliche. Beitrag wird von dem Sub: in welchem 
der Beitritt gejchieht, mit Einſchluß desſelben gerechnet und be- 
trägt nach Abſtufung Der. obigen A Klaſſen 3,40, 12. und 14 Gul- 
den. Diefer Betrag wird in dienelchuan Baten; durch Abzug 
an dem Staatsgehalt eingebracht. - 
$. 4. Der Abſatz 1 des Artikels 2, ſowie ber Ariitel 6 bes 
‚Negulativs über die Wittwenkafje der Pfalz. vom 15. Dezember 
1848, an deren Stelle die vorftehenden Beftimmungen treten, find 
aufgehoben, 
$. 5, Gegenwärtige Verordnung findet rückſichtlich der Acceß⸗ 
kapitalien nur bei künftigen Anſtellungen oder Beförderungen An: 
wendung. 
6; Daß die Rechnungen über den im Jahre 1841 für großjährige unver 
‚ jorgte Pfarrwaiſen gebildeten Fond in Zufunft,gleich den Rechnungen 
„Über die Pfarrunterftügungsfaffe dem Mandatar der Geiftlichen und 
der Generalſynode vorgelegt werden ſollen; 
7. daß für den unerwarteten Fall, daß auf Vorlage der Verhandlungen 
der General⸗Synode hin für den Entgang der Interkalarien der 
Pfarrei Eiſenberg für die Zeit vom 28. Juli 1850 bis 15. Februar 
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1855 der Pfarrwittwenfaffe die entjprechende oder ausgleichende 
Schadloshaltung nicht auf irgend eine Weiſe zu Theil werden ſollte, 
behufs der Erlangung dieſer Schadloshaltung der Beſchwerde des 
Mandatars Medicus die weitere ſachdienliche Folge gegeben werden 
ſolle; 

8. daß dem Mandatar Medicus und dem Conſiſtorialſecretaͤr Dimroth 
für deren augeſtrengte und erſprießliche Dienſtesleiſtungen eine außer: 
ordentliche Remuneration von je fl. 100 — zu Theil werben ſolle; 

9. daß dem Königl, Gonfiftorium die Ermächtigung ertheilt fei, von jet 
an bis zum Bufammentritt der nächften ordentlichen General-Synode 
eine Nemuneration bis zum Belauf der Summe von fl. 100 — nad 
Würdigkeit des Kanzleiperſonals unter dieſes auf Nechnung der 
Pfarrwittwenfaffe ald außerordentliche Vergütung zu vertheilen, 


1. Bejondere Anträge und Wünſche. 


1. Ein Antrag wegen Aufnahme einer fpeciellen Fürbitte für die Ge 
neral-Synobe zur Zeit ihres jeweiligen Zufammentritt3 ind allgemeine Kirchen 
gebet erhielt die Zuftimmung der Synode. 

2. Desgleichen ein Antrag, daß das Königl. Conſiſtorium Formularien 
für fpecielle Fürbitten zum facultativen Gebrauch an die Geiftlihen hinausgeben 
wolle, 

3. Desgleihen ein Antrag, daß nach dem Gingangsgebet bei dem 
Hauptgottesbienft bibliiche Abjchnitte vor dem Altar verleſen werben jollen, der— 
geitalt, Daß in den Jahren, in welchen über die Firchlichen Perifopen zu predigen 
ift, ſolche Abjchnitte zu verlefen find, welche das Königl, Gonfiftorium zu be— 
ftimmen hat, dagegen in den Sahren, in welchen über freie Texte die Predigt 
verorbnungsmäßig zu halten ift, die Vorleſung der kirchlichen Perikopen in Ans 
wendung fommen wird. 

4. Desgleichen ein Antrag, daß die hohe Kirchenbehörde ihre früheren 
Wünfche in Betreff einer würdigen Sonntagsfeier vor dem Throne Seiner Ma- 
jeftät - unſeres allergnädigften Königs ehrfurchtsvollft in Grinnerumg Bringen 
wolle, Zugleich fprach die General-Synode ihr Vertrauen aus, daß auf Her: 
ftellung eines eruften, mit den Grundfäßen des Evangeliums übereinftimmenden 
Sonntagsgeſetzes gebührende NRüdjicht genommen werde. 

5. Desgleichen ein Antrag, daß für die Gottesdienfte an den Aller: 
höchſten Geburts: und Namensfeften in den Gemeinden, wo es zwedmäßig er: 
jcheint, eine Titurgifche Feier mit Gemeindegefang, Vorleſen des göttlichen Worts, 
Anſprache, Gebet und Fürbitte angeordnet werde. 

6. Desgleihen ein Antrag, daß durch die Hohe Kirchenbehörde an Seine 


Majeftät den König die allerunterthänigfte Bitte gebracht werde, daß die be- 
Panbbud bee Berfaffung unb Verwaltung ber prot.eeb, Kirche ber Pfalz. 10 


£ 
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ftehende Wahlordnung in Betreff der Diöcefan-Synoden in der Art revibirt 
werde, daß der $. 7 derjelben diejenige Faſſung erhalte, in welcher ihn die 
General-Synode vom Jahr 1853 in ihrer Sitzung vom 21. September be 
antragt hat. 

7. Bezüglich eines Antrags, Unterftügung für Theologie-Studirende aus 
der Pfalz betreffend, wurde bejchloffen, e8 ſolle die jährlich am Reformationfeft 
zur Erhebung kommende Eollecte nicht der theologifchen Facultät zu Erlangen, 
fondern dem Königl. Confiftorium zur Dispofition gejtellt und dieſes ermächtigt 
werben, diefe Gelder nach Maßgabe des Bedürfniffes und der Würdigkeit an 
Theologie Studirende aus der Pfalz zum Zwed der Beichaffung eines freien 
Mittagstifches in der Weife zu vertheilen, daß Die damit Bedachten die Wohl- 
that diefer Unterftügung auf allen deutſchen Univerfitäten genießen können. 

8. Ebenſo wurde einem Antrage beigeftimmt, daß ein evangeliſches Pre 
diger- Seminar zu Speyer errichtet ‘werde, in welches alle protejtantifchen Can— 
didaten der Theologie aus der Pfalz nad) Vollendung ihres vorlegten Univer- 
fitätsjahrs einzutreten haben, und daß nach Aufbringung rejp. Allerhöchfter 
Bewilligung der nöthigen Mittel hiefür das Königl. Gonfiftortum mit der Aus- 
führung diefer Maßregel betraut werde, 

9. Endlich Sprach die General:Synode den Wunſch aus, Daß Das Königl. 
Conſiſtorium von Zeit zu Beit nach weifem Ermefjen Rundfchreiben an die Ge 
meinden erlaffen wolle. j 

10. Zwei Eingaben, die geiftlichen Functionen bei Beerdigungen und 
die Verlegung bes Kanzelgebetes an den Altar betreffend, erhielten nicht Die 
Buftimmung der Synode, 


B. Allerhöchſte Königl. Entſchließung vom 2. Juli 1858, 


Wir haben Uns über die Verhandlungen der im vorigen Jahre zu Speyer 
abgehaltenen proteftantifchen General: Synode allerunterthänigften Vortrag er: 
ftatten laſſen und eröffnen hierauf Unſere Allerhöchſte Entjchließung wie folgt: 

I. Den Beichlüffen der General: Synode bezüglich der Einführung eines 
neuen Gejangbuches der vereinigten proteftantifchen Kirche der Pfalz ertheilen 
Wir Unfere Sanction und ermächtigen euch, die zurücdfolgenden Lieder und Ges 
bete in diefes Geſangbuch aufzunehmen, ü 
U. 63 ift Uns genehm, daß, nach den Beichlüffen der General-Synobe, 
ftatt des bisher benüßten Lehrbuch der biblischen Gejchichte von Raufchenbufch, 
jenes von Zahn in den proteftantifchen Schulen und Lehranftalten der Pfalz 
eingeführt werde. 

III. Wir genehmigen die Einführung des anruhenden firchengefchichtlichen 
Anhanges zur bibliſchen Geſchichte in der beantragten Weiſe. 

». IV. Den auf Abänderung einiger Bejtimmungen des Negulativs über die 
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Pfarrwittwenfaffe vom 15. Dezember 1818 gerichteten allerunterthänigften An- 
trägen ertheilen Wir gleichermaßen Unfere Allerhöchfte Genehmigung und wollen, 
daß der die fpäter angeftellten Pfarrer betreffende Zuſatz in folgender Faſſung 
aufgenommen werde: 


„Wenn Pfarramt - Sandivaten, die im Lehrfache, oder Pfarrer, Die 
nicht im Gonfiftorial- Bezirke Speyer angeftellt waren, eine Pfarritelle 
in der Pfalz erhalten: fo find fie außer dem Acceßcapitale zur Nach— 
zahlung der der Glaffe der verliehenen Pfarritelle entjprechenden 
Sahresbeiträge vom Jahre ihrer erſten Auftellung an verpflichtet; 
jedoch darf diefe nachzuzahlende Summe den Betrag des Acceßcapitales 
nicht überſteigen.“ 


V. Hinfichtlic der das Rechnungsweſen betreffenden Anträge genehmigen 
Wir, daß 


4. 


2. 


die Penſionsbezüge der Wittwen und Waiſen aus der Pfarrwittwen⸗ 
kaſſe in ihrer dermaligen Größe wieder für vier Jahre fortbeftehen; 

der jährliche Zufchuß der Pfarrwittwenfafje an den Pfarrunterftügungs- 
fond auf 1600 fl. und, falls es nothwendig werben follte, auf 1200 fl, 
und der jährliche Beitrag genannter Kaffe zu dem Fond für großjährige 
unverjorgte Pfarrwaifen auf 500 fl., vorläufig für den unter Ziffer 1 
bezeichneten Zeitraum, ermäßigt, der Penjionsbezug Des gewejenen 
Pfarrers in Altleiningen, Franz Matthias, aber in feinem Gefammt- 


betrage von 250 fl. jährlich, vom 1. October 1857 an für immer auf 


die protejtantifchegeiftliche Penfionskfajje überwiefen werde; 


3. die begutachteten, Die Verweſung erledigter Pfarrftellen betreffenden 


4. 


Beftimmungen einftweilen bis zum BZujammentritte der nächften ordent- 
lichen General-Synode, welche ihr auf Grund der inzwifchen zu machen- 
den fpecielleren Wahrnehmung und Erfahrung zur nähern Aeußerung 
über die Zweckmaͤßigkeit dieſer Maßnahme zu veranlafjen habt, in 
Vollzug treten; 

dem Mandatar bei der Pfarrwittiwencaffe, jowie der General-Synode 
die Rechnungen über den Unterftügungsfond für großjährige unverjorgte 
Pfarrwaifen und Die über die Pfarrunterftüßungsfafle vorgelegt werden, 
jedoch ohne daß hieraus ein Grund zur Erhöhung der jährlichen Ne 
muneration des Mandatars abgeleitet werden Fan; und 


, dem Ranzleiperfonale auf Rechnung der Pfarrwittwenfafle eine außer: 


ordentliche Vergütung bi8 zum Belaufe von 100 fl., vom 4. October 
1857 Bis dahin 1861, in den Fällen von euch zugewendet werde, in 
welchen ihr die Dienftleiftung Desjelben für jene Gafje durch Die hiefür 
gewährte jährliche Remuneration nicht gehörig belohnt erachtet, 

10* 
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Dem Antrage auf eine außerordentliche Remuneration für den 
Mandatar und Rechner der Pfarrwittwenfafje müſſen Wir, im Hin: 
blicke auf die bedrängte finanzielle Lage dieſer Caſſe, Unfere Genehmi- 
gung verfagen. 

VI Sn Betreff der bejonderen Anträge und Wünjche der General- 

Synode erwiedern Wir was folgt: 

1. Die beantragten Gebetsformularien habt ihr zu verabfaffen und zu 
Unferer weiteren Allerhöchſten Beichlußfaffung in Vorlage zu Bringen. 

2. Gegen das Borlefen biblijcher Abjchnitte bei dem Hauptgottesdienite 
in der beantragten Weife beſteht Feine Grinnerung. 

3. Zur Förderung einer würdigen Sonn: und Feittagsfeier find neuerlich 
in mehrfachen Beziehungen nach Maßgabe der beitehenden Geſetze und 
Verordnungen angemefjene Anordnungen getroffen worden. Indeſſen 
werden Wir diefem wichtigen Gegenftande die geeignete fernere Wür— 
digung und thunlichfte Beachtung zuwenden laſſen. 

4. Bezüglich der gottesdienftlichen Feier der Allerhöchſten Geburts- und 
Namensfefte Hat es bei der auf die bisherigen Vorfchriften gegründeten 
Uebung fein Verbleiben. Es ift euch jedoch unbenommen, die Bet- 
ftunden, foweit fie nach den dermaligen Vorjchriften geftattet find, in 
ihrer Feier und Wirkfamfeit, da, wo es den Iofalen Verhaͤltniſſen ent- 
fpricht und gewünjcht wird, Durch Einfügung angemeffener, mit der 
unfrten Kirche im Ginflange jtehender liturgifcher Elemente zu ver: 
ftärfen und eventuell das hiefür Erforderliche anzuordnen. 

5. Nachdem für die in Betreff der Diöcefan-Synoden beantragte Abänbe- 
zung ber beftehenden, auf die Vereinigungs-Urfunde gegründeten Wahl- 
ordnung fein ausreichender Grund vorliegt, fo finden Wir Uns nicht 
bewogen, diefer Abänderung Unfere Genehmigung zu ertheilen. 


6. Da der Wirkungsfreis und die Stellung der proteſtantiſchen Firdlichen 
Oberbehörben durch die gejeglichen Beftimmungen im Anhange IL. zur 
II. Berfafjungsbeilage $$. 1, 4, 6, 11, 15 und 19, dann der Gonfi- 
ftorial-Drdnung vom 8. September 1809 lit. N und O verglichen mit 
den $$. 39, 58, 59 und 76 des Religions-Ediktes genau bezeichnet ift, 
biernad die Handhabung der beftehenden Kirchenverfaffung und Kir 
henordnung, fowie auch die Oberaufficht über die Disciplin einzelner 
Kirchengemeinden durch die hiefür aufgeftellten Organe ftattfindet und 
biebei den Kirchenbehörden unbenommen iſt, ſoweit WVeranlafjung bes 
fteht und nicht allgemeine neue Anordnungen in Frage ftehen, durch 
bejondere Verfügungen in einzelnen zur Anzeige kommenden Fällen die 
nöthigen Vorkehrungen zu treffen; jo erjcheint fein Anlaß geboten, 
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dem Antrage wegen Erlaffung veriodiſcher Rundſchreiben an Die Ges 
meinden eine Folge zu geben. 

Hinfichtlic) der noch übrigen Anträge der General: Synode, zu 
deren vollen Klarſtellung noch verfchiedene Erhebungen nothwendig 
find, bleibt fpätere Befchlußfaffung vorbehalten, 

Indem Wir euch Vorftehendes unter Zurücdgabe jämmtlicher Berichts: 
Beilagen zur weitern Verfügung eröffnen, finden Wir Uns gerne veranlaßt, der 
General: Synode wegen ber bei ihren Verhandlungen bewährten Bejonnenheit, 
Würde und Ausdauer, fowie in Beziehung auf die in ihrer allerunterthänigften 
Adreffe Uns kundgegebene Gefinnung der Treue, der Anhänglichkeit und des 
Danfes, dann dem Dirigenten diefer Synode, dem Gonfiftorial-Director Prinz, 
wegen ber einfichtSvollen und zwedmäßigen Leitung derfelben Unſere wohlgefällige 
Anerkennung auszufprechen, 
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Dritte Abtheilung. 


Das Kirhenregiment und seine Orgäane. 


Erſter Abſchnitt. 


Das Conſiſtorium. 





$. 7: 


Hiftoriihe Einleitung zu diefer Abtheilung. 

1. Mit der Occupation ded Linken Aheinuferd Durch die Franzofen 
gingen die früher in den einzelnen Landestheilen bejtandenen Kirchenverfafjungen 
unter und erft durch die fogenannten organischen Artifel vom 18. Germinal X 
- wurden den beiden evangellichen Kirchen reformirten und Tutherifchen Belennt- 
niffes Verfaſſungen gegeben, wie fie den Lehrfägen, Verhältniffen und Gewohn- 
beiten beider Kirchen angemefjen waren, 

Die reformirte Kirche erhielt Local» Eonfiftorien und Synoden. 

Jede Eonfiftorialsfirche umfaßte 6000 Seelen. Das Conſiſtorium beftand 
aus dem oder den angeftellten Pfarrern und 6 bis 12 weltlichen Mitgliedern, 
die gewählt und alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert wurden. 

Fünf Confiftorialsfirchen bildeten einen Synodal:Bezirt, Die Synoden 
wurden aus einem Pfarrer und einem weltlichen Mitgliede der Conſiſtorial-Kirchen 
zufammengefeßt. Sie durften fi) nur mit Grlaubniß der Staatsregierung in 
Gegenwart eines Regierungs-Commiſſärs verfammeln. Jede VBerfammlung durfte 
nır 6 Tage dauern. 

Das Kirchenregiment der Iutherifchen Kirche wurde geführt durch Local- 
Gonfiftorien, Inſpectionen, das General-Gonfiftorium und das Directorium. 

Die Local = Gonfiftorien waren ebenfo gebildet wie in der reformirten 
Kirche und fünf bildeten einen Inſpections-Bezirk. 
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Die AInfpectionen waren Verfammlungen , gebildet aus den Pfarrern und 
je einem Notabeln der Local» Gonfiftorien, Sie wählten einen Inſpector, dem 
zwei Laien ebenfalls Durch Wahl beigegeben wurden. 

Die Infpectionen durften ſich nur mit Erlaubniß der Regierung und in 
Gegenwart eines Regierungs-Commiſſärs verfammeln. — Die Wahlen der 
Inſpections⸗Verſammlungen beburften der Beftätigung des Staats-Oberhauptes, 

Ein Abgeordneter jeder Inſpection nebit zwei vom Staats» Oberhaupte 
ernannten geiftlichen Inſpeetoren und ein ebenfo ernannter Präfident bildeten das 
General» Conftftorium, welches ſich nur von Zeit zu Zeit in Gegenwart eines 
Regierungs-Eommiffärs verfainmelte, nach vorher eingeholter Regierungserlaubniß. 
In der Zwiſchenzeit von einer Berfammlung zur andern wurden die Gefchäfte 
durch ein Divectorium beforgt, beftehend aus dem Bräfidenten, dem älteften der 
beiden geiftlichen Inſpectoren und aus drei Laten, von denen der eine durch das 
Staats » Oberhaupt ernannt, die beiben andern aber Durch das General-Eonfi- 
ftorium gewählt worden find. 

2. Diefe Kirchenverfaffung war, wie jchon der erfte Blick lehrt, Höchft 
mangelhaft und mußte in ihrer praktiſchen Anwendung zu vielen Mißbräuchen 
Beranlaffung geben und gegründete Beſchwerden hervorrufen. 

Die gemeinfhaftliche Landes - Aomiriftration fand ſich Daher bewogen, 
duch eine Verordnung vom 9. September 1815 die beftehenden Lokal-Conſi— 
ftorien, die Inſpectionen und Synodal-Verfammlungen aufzuheben und an deren 
Stelle zur Beforgung der Firchlichen Angelegenheiten beider proteftantijchen Gon- 
fejfionen ein gemeinfchaftliches General: Gonfiftorium zu errichten und demfelben 
Diftriet3- Infpectionen unterzuordnen. 

Das von ber Landes: Adminiftration ernannte General= Gonfiftorium be: 
ftand aus einem Präfidenten weltlichen Standes, aus einem, futherifchen und 
einem reformirten geiftlichen Rathe und aus zwei weltlichen Räthen, wovon der 
eine der reformirten, der andere der Iutherifchen Confeſſion angehören mußte. 

Die Competenz des General: Eonfiftoriums erftredte ſich auf alle innere 
und äußere Kirchenangelegenheiten. Es bildete für die erſten Die entjcheidende 
und fir Die letzten die berathende Behörde. Zu den Hauptgegenftänden feines 
Wirkungskreiſes gehörte insbejondere: 

a) die Prüfung, Ordination, Anftelung, Beförderung und Aufſicht der 
fämmtlichen proteftantifchen Geiftlichfeit und Kirchendiener ; 

b) die Aufficht und obere Leitung der Diftrikts: und Barochialverhältniffe, 
der Glanbenslehre, des Kultus und der Kirchendisciplin ; 

c) die Verwaltung des gefammten Kirchenvermögens. 

Die Diftrifts-Infpectoren waren Die Äußeren Organe des General: 
Conſiſtoriums. Sie hatten insbefondere die Aufficht über den Vollzug der innern 
Kirchenorbnung, über die perjönlichen Verhältniffe jämmtlicher Geiftlihen und 
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Kirchendiener des Diftriftes, jo wie der fich Diefem Dienfte winmenden Subjefte. 
Jaͤhrlich einmal verfammelte der Inſpector alle angeftellten Geiftlichen, Vicarien 
und Gandidaten zu einer Synode, die über Kirchliche Angelegenheiten nicht zu 
berathen hatte, ſondern nur zu wiſſenſchaftlichen Vorträgen, zu Beiprechung über 
die Veränderungen in ber Diöcefe und über die wichtigeren Amtsfälle benupt 
werben follte. 

3, Durch Allerhöchite Königl, Entjchließung vom 24. Dezember 1817 
(Amtsblatt 1818 ©. 38) wurde angeordnet, Daß bei der Sönigl, Negierung 
des Nheinkreifes ein Separat unter dem Namen „Proteftantifches Conſiſtorium 
für den Rheinkreis“ gebildet werde, welches ſämmtliche Firchliche Gegenftände 
beider Gonfejjionen zu bearbeiten habe, Dieſes Separat beſtand aus zwei Ne 
gierungsräthen, wovon der eine den Vorfig führte, einem lutheriſchen und. einem 
reformirten geiftlihen Rathe. Der Königl. General-Commifjär und Regierungs- 
präfident Fonnte auch, wenn er e3 für nöthig erachtete, den Vorfig ſelbſt über- 
nehmen, Es hatte an das bei dem Königl. Minifterium des Innern damals 
beftandene General-Gonfiftorium unmittelbar zu berichten, 

4. Durch Allerhöchfte Königl. Entjchließung vom 15. Dezember .1818 
(Amtsblatt 1819 ©. 13) wurde endlih dem Königl. Gonfijtorium die ver: 
faffungsmäßige Organifation gegeben, wie fie heute noch befteht und aus ben 
in dem folgenden $. 8 abgebrudten Gejegen und Verordnungen erfichtlich. ift. 





$. 8. 
Formation und Competenz des Confiftoriums. 
% 
Ediet über die innern Kirchenangelegenheiten der proteftantifchen 
Geſammtgemeinde im Königreiche (II. Anhang zur 
1. Berfajjungsbeilage.) 
J. Berfajfung des proteftantifhen Kirhenregiments, 
$. 1. Das oberite Episcopat und Die daraus hervorgehende Leitung der 
proteftantifchen innern Kirchenangelegenheiten fol künftig durch ein ſelbſtſtändiges 
Dber:-Eonfiitorium ausgeübt werben, welches dem Staatominiſterium des 
Innern unmittelbar untergeordnet ift. 9. 


4) Hierher gehört folgende Allerhöchſte Königl. Entſchließung vom 2. Juli 1831: 
Wir haben von der Beihwerde Einfiht genommen, welde der Präfident Unferes pro- 
teftantifhen Oberconfiftoriums aus Veranlaffung der unterm 12, Januar 1829 über 
die Gejchäftszuftändigkeit der genannten Stelle ergangenen Entſchließung an die Stände: 
Verfammlung, Kammer der Reichs-Räthe, gebracht hat, 

Wenn Unjer protejtantifhes Oberconfifiorium aus dem Inhalte gebachter Ent: 


Das Kirchentegiment. 8.8, 153 


RR = Dasfelbe beiteht: 
a) aus einem Präfidenten des proteftantijchen Slaubensbefenntniffes: 
b) aus vier geiftlichen Oberconfiftorialräthen, unter welchen Einer der 
reformirten Religion . it; 
e) aus einem weltlichen Rathe; 
d).aus dem nothwendigen Unterperfonal, mit Einſchluß eines Rech— 
nungsverftändigen zur Superrevifion der Pfarrfajfionen und ber 
Rechnungen über die Pfarrunterftügungs: und Wittwen-Caſſen. 
$. 3. Die Oberconfiftorialräthe haben den Rang der Gentralräthe; bie 
Gehalte und tefp. Functionszulagen des Gefammtperfonals werben auf bie 
Staatskaſſe übernommen, 





ihliefung die Beſorgniß geſchöpft hat, daß dadurch den Beltimmungen des II. An: 
hanges zur zweiten Beilage der Verfaffungs- Urkunde $. 1 und. 18 eine Auslegung 
ertheilt fei, welche mit der verjafjungsmäßigen Stellung Unferes protejtantifhen Ober: 
confiftoriums und dem vermöge de3 gedachten Anhanges. zum Edict über die äußern 
Nechts - Verhältnifie der Einwohner des Königreihs im Beziehung auf Religion und 
tirchliche Geſellſchaften F. 11 bis 14, dann 8. 19 demjelben angewiefenen Wirkungs: 
freife nicht vereinbar erjcheine: fo eröffnen Wir hierauf Unſerem proteftantifchen Ober: 
eonfiftorium zu feiner Beruhigung, daß Wir niemals irgend einer Maßnahme willfahren 
werden, die zur Beeinträchtigung der verfafjungsmäßig normirten Zuſtändigkeit beffelben 
in ber Ausübung des mit der Staatägewalt verbundenen Episkopats gereichen könnte, 
und daß Wir obgedachter Entſchließung, in ſo weit daraus eine verfaſſungsmäßig nicht 
begründete Einſchreitungs-Befugniß Unſeres Staats-Miniſteriums des Innern in innern 
Kirchenſachen abgeleitet werden könnte, durchaus keine Wirkung beilegen wollen. 

Es iſt vielmehr Unſer ernſtlicher Wille, daß die in den 8$. 1 und 18 des 
vorerwähnten Anhanges feſtgeſetzte Unterordnung Unſeres proteſtantiſchen Oberconſi⸗ 
ſtoriums unter Unſer Staats-Miniſterium des Innern nur jene Gegenſtände und Ein: 
ſchreitungen begreife, in und zu welchen deſſen Zuftänbigfeit theils nach der zweiten Bei: 
lage zur Verfaſſungsurkunde, theils in den Beftimmungen des zweiten Anhanges zu ge: 
dachter Beilage und insbejondere in dem $. 19 desjelben begründet ift, ‚wobei jeben- 
falls die Auffiht auf die Erhaltung und Beobächtung der beftehenden Kirchen-Verfaſſungen 
ſowohl, als der geltenden bejondern Ordnungen vorbehalten bleiben muß. | 

Wir erneuern dabei. die bereits in einer von Unferes in Gott rubhenden Herrn 
Vaters, des allerhöchitjeligen Königs Marimilian Joſeph Majeftät, unterm 28. De 
tober 1824 Nr. 16 erlaffenen Entſchließung gegebene feierliche PVerficherung, dab Wir 
in ben innern Kirchenangelegenheiten der Protejtanten ohne Mitwirkung Unſeres pro— 
teſtantiſchen Dber:Confiftoriums, welches darüber die Meinung der General:Synoden nad) 
Umftänden einholen mag, niemals irgend eine Veränderung vornehmen, ober vorzunehmen 
geftatten werben, 
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$. 4. Statt der bisherigen Generaldecanate follen Drei Bonfiftorien, 
in Ansbach, Bayreuth und für den Rheinkreid zu Speyer, errichtet werben. 
Diefe follen Fünftig beftehen: 

a) aus einem Vorſtand der proteftantifchen Confeſſion; dieſe Function 
ſoll dem Regierungsdirector oder dem älteften Negierungsrathe ber- 
felben Confeſſion übertragen werben; 

b) aus zwei geiftlichen und einem weltlichen proteftantifchen Rathe, dann 

ec) aus dem nothwendigen Unterperjonal. 

8.5. Die Gonfiftorialräthe haben den Nang der vormaligen Kreis: 
firchenräthe. Die Bejoldungen und refpective Functionszulagen des Gonfiftorial- 
perſonals werben gleichfall3 auf die Staatskaſſe übernommen. 

$. 6. Die bisherige Verfaffung der Diftriftsdecanate und Di: 
firift3-Schulinfpectionen, fo wie der übrigen Mittelorgane wird beibehalten. 

$.7. Zur Handhabung der Kirchenverfafjung foll in jedem Decanate 
eine jährliche Vifitation, und am Decanatsfige jährlich eine Diöceſan— 
Synode, dann alle vier Jahre eine allgemeine Synode am Gibe des 
Gonfiftoriums, unter der Leitung eines Mitgliedes des Ober-Gonfiftoriums, zur 
Derathung über innere Sirchenangelegenheiten, in Gegenwart eines Föniglichen 
Bommiffärs, welcher jedoch an den Berathungen felbft feinen Antheil zu nehmen 
bat, gehalten werben. 

$. 8. Die theologifche Prüfungscommiffion für die Aufnahmsprü— 
fung ber proteftantifchen Pfarramtscandidaten bleibt in Ansbach mit dem Gon- 
fiftorium Dafelbft, fo wie in Speyer mit dem dortigen Gonfiftorium für die Gan- 
didaten aus dem Nheinkreife verbunden. Derjelben find auch die Anſtellungs— 
prüfungen in den jährlich auszufchreibenden Concursterminen übertragen. 

Es foll dabei rüdfichtlich der Fragen und Aufgaben der Genfur und 
Elaffification ein analoges Verfahren, wie bei den Prüfungen der Candidaten 
für den Staatsdienft, nad) der Verordnung vom 9. Dezember 1817 beobachtet 
und eingeleitet werben. Im übrigen verbleibt es bei der Inſtruction über bie 
Prüfung der proteftantifchen Pfarramtscandidaten und deren Beförderung vom 
23. Sänner 1809 und deren Modification vom 8. November 1813. 2) 

$. 9. Die allgemeine Unterftügungsanftalt für proteftantifche 
Geiftlche des Obermain-, Rezat-, Ober: und Unterbonau-, far: und Regen: 
freifed, dann die Berforgungsanftalt für Pfarrersmwittwen biefer 
Kreife, bleibt mit ihrer Adminiftration in Nürnberg, unter der Leitung des Gon- 
fiftoriums zu Ansbach und der Oberaufficht des Dber-Confiftoriums, nach ber 
bisherigen Verfaffung dieſer beiden Inſtitute. 





2) Für die Pfalz gilt die Beförberungsordnung von 1820, (Amtsblatt 1820, 
6, 167.) 


Das Kirhenregiment, 8. 8, 155 


I. Wirkungskreis des Ober-Confiftoriums und der dieſem 
untergeordneten Gonfiftorien. 

$. 10. Alle Gegenftände, welche die Aufrechthaltung der Neligionsebicte 
und ber Verordnungen über die öffentlichen und bürgerlichen Verhältniffe ber 
religiöfen Gemeinden und Körperfchaften; die Handhabung der gefeklichen Gren- 
zen zwiſchen weltlicher und geiftlicher Gewalt; ‚die Bewahrung und Vertretung 
der Iandesfürftlichen Nechte und Intereſſen in Bezug auf die Kirchen aller Gon- 
feffionen und deren Anftalten und Güter; die Handhabung der gefammten Reli- 
gions⸗ und Kirchenpolizei in allen Beziehungen, und bejonders in Rückſicht auf 
alle äußeren Handlungen ber Kirchengemeinden und ihrer Angehörigen, betreffen, 
gehören zur Competenz der Sreisregierungen und des Staatsminifteriumd des 
Innern; nach den näheren Beftimmungen ber hierüber erlaffenen bejonderen Ver: 
ordnungen über bie Formation und den Wirkungskreis der oberften Verwaltungs: 
ftellen in den Kreifen, dann über den Gefchäftäfreis des Staatsminifteriums des 
Innern für Kirchen und Schul-Angelegenheiten (vide $. 3 und A oben). 

$. 11. Der Wirkungsfreis des Oberconfiftoriums, fo wie der ihm unter: 
georbneten Gonfiftorien in den Kreiſen ift demnach bejchränft auf Die Gegen- 
ftände der innern Kirchenpolizei, auf die Ausübung des mit der Staatsgewalt 
verbundenen Episcopat3 und. die Leitung der inneren Firchenangelegenheiten; es 
fteht ihnen hiernach zu: Die Aufficht über Kirchenverfaffung, Kirchenordnung, 
Disciplin, Lehrvorträge, Amtsführung und Betragen ber Geiftlichen, Prüfung, 
Drdination, Anftellung und Beförderung der Kandidaten, Ertheilung des Reli 
giondunterricht3 in den Schulen, Gultus, Liturgie und Ritual, Purificationen 
und Dismembrationen der Pfarreien, Grledigung und Wiederbeſetzung der 
Pfarrftellen und anderer Kirchendienfte, Juveftitue der Geiftlichen, Synodal- und 
Didcefan-Verhältniffe, Dispenfationen, Pfarrwittiwen- und Pfarrpenfions-Anftalten, 
Fatirung und Veränderung der Pfarreinkünfte. 

In Anfehung des Gejchäftskreifes des Oberconfiftoriums und der untern 
Conſiſtorien wird es im Allgemeinen bei den Beftimmungen belafjen, welche 
hierüber in den früheren Edicten, nämlich 

a) in der Anordnung einer Section in Kirchengegenftänden vom 8. Sep- 

tember 1808, insbejonbere im $. VL; 
b) in den Inſtruktionen für das Generalconfiftorium und für Die General- 
Freiscommiljariate, in Beziehung auf das Kirchenweſen der proteftan- 
tiihen Geſammtgemeinde des Königreich8 Bayern vom 8. September 1809; 
c) in dem Edicte über die Bildung der Mittelftellen für die proteftan- 
tijchen Kirchenangelegenheiten vom 17, März 1809 ?) 
enthalten find, 





3) Bergleiche ben Abdruck dieſer Verordnungen unten, 
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-$. 12. In Anſehung der Verwaltung des Stiftungsvermögens * der 
Oberaufſicht über die Erhaltung und zweckmäßige Verwendung: des Vermögens 
der proteftantifchen Kirche and Stirchenftiftungen verbleibt es bei den bisherigen 
gejeglichen Beftimmungen, 


g. 13. Dem Oberconſiſtorium iſt Die Aufſicht über das proteftantijch- 
theologijche Etubium auf der Univerfität Grlangen in Anfehung der Lehren 
übertragen, aud) wird bei Beſetzung der theologiſchen Lehrſtellen dasſelbe mit 
feinem ‚Gutachten vernommen. 

$. 14...Demfelben, fo wie den untern Gonfiftorien. in ihren Bezirken, 
verbleibt, wie jchon in Den früheren Edicten verordnet war, die Aufficht über 
den proteftantifhen Neligionsunterricht in dem: Schulen, Die Aufficht und die 
Anordnungen über den übrigen Unterricht, ſowohl in den Volksſchulen als Stu- 
dienanftalten, gehören ald ein Staatspolizeigegenftand Tebiglich zur Competenz 
der Regierungen und des Staatdminifteriums des Innern, nach den darüber be- 
ftehenden gejeglichen Einrichtungen, In den Kreifen, in welchen Die größere 
Mehrheitider Einwohner proteftantifcher Confeſſion ift, foll jedoch das Referat 
in Schulangelegenheiten einem Rathe von diefer Confeffion übertragen, auch ſoll 
unter den -Oberftubienräthen jederzeit Einer ber ——— Confeſſion an⸗ 
geſtellt werden. 


Il. Verhältniß des Oberconfiftoriums zu den untern Gonfi- 
forien, und dieſer zu den Regierungen und RER 
weltlihen Behörden 


$. 15. Die Gonfiftorien behalten in allen Beziehungen gegen das Ober- 
-eonfiftorium dasſelbe Verhältniß, in welchem die zeitherigen Generaldecanate zu 
dem Generalconſiſtorium geſtellt waren. 

F. 16, Die Conſiſtorien find in ihrem Wirkungskreiſe gegen die Regie- 
rungen als coordinirte Stellen zu betrachten, wonach fie fich mwechjeljeitig gegen 
einander zu benehmen haben; in Staats-, Polizei: und andern nad) dem Ediete 
über die äußeren Nechtsverhältnifje zur weltlichen Regierung gehörigen Gegen: 
ftänden aber jind jie den Regierungen umtergeben, dieſe haben jedoch in ihren 
Ausfertigungen an Diefelben fich jederzeit einer geziemenden Schreibart zu bedienen. 

$. 17. Den Gonfiftorien find in Gegenftänden ihres Wirfungsfreifes 
Die Diftriftsdecanate und Pfarrer untergeordnet; Verfügungen an weltliche Be— 
hörden können fie nur durch die Regierungen bewirken, welche ihnen zur Unter: 
ftügung in der Ausübung ihrer Amtöbefugniffe nicht verweigert werden dürfen, 
jo lange fie in den gejeglichen Schranfen ihres Wirkungskreifes verbleiben; auch 
werben die Landgerichte und. übrigen Polizeiftellen hierdurch angewiefen, denfelben 
hierzu jederzeit den erforderlichen Beiftand zu Ieiften, 
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IV. Berhältniffe des Dberconfiftoriums zu dem Staats— 
minifterium des Innern. 


$. 18. Das Oberconfiftorium ift ein dem Staatsminifterium des Junern 
unmittelbar untergeordnete3 Kollegium; es empfängt hiernach von bemjelben 
Aufträge und Befehle Durch Reſcripte und erftattet an dasſelbe Berichte, 

$. 19. Dasjelbe Hat hiernach an genanntes Staatsminifterium gutachtliche 
Berichte zu erjtatten und Durch dieſes die Allerhöchfte Entſchließung zu erholen: 

a) im allen Gegenftinden neuer organischer tirhlicher Einrichtungen und 

‘ allgemeiner "Verordnungen ; 

b) bei Anordnungen allgemeiner öffentlicher Gebete und außerordentlicher 

Kirchenfeſte, oder Abſchaffung beftehender Fefte und Feiertage; 

ce) in Fällen, wo es auf Beftimmung der Verhältniffe zwiſchen katholiſchen 
und proteftantifchen Pfarreien und einzelner Einwohner verfchiedener 
Glaubensbefenntnifje anfommt, nad) $$. 47 und 48 der Gonfiftorial- 

. orbnung, wohin insbejondere die Purificationen gemifchter Pfarreien 
gehoͤren; 

d) bei Dispenſationsgeſuchen wegen verbotener Verwandtſchaftsgrade; 

e) über alle Anſtellungen und Beförderungen im geiſtlichen Amtsſtellen, 
Berjegungen, Degradationen, Suspenfionen. vom Amte, Benfionirungen, 
Entjegungen oder Ausjchliegung vom geiftlichen Amte; 

f) bei Eintheilung der Pfarrprengel und Erridytung neuer — oder 
Vereinigung mehrerer Gemeinden in eine Pfarrei; 

g) bei Anordnungen außerordentlicher Synodalverſammlungen; 

h) über die Refultate gehaltener allgemeiner Synodalverfammlungen; 

i) über die Annahme neuer Stiftungen zu Firchlichen Zweden, mit Vor: 
behalt der Competenz der Streisregierungen in Anfehung der ‚admini- 
ftrativen Beziehungen ; 

k) in Fällen, wo ein Benehmen mit andern Staatöminifterien erforder⸗ 
lich iſt. 

Nebſtdem hat dasſelbe am Schluſſe eines jeden Jahres eine allgemeine 
Ueberſicht des kirchlichen Zuſtandes der proteſtantiſchen Geſammtgemeinde mit 
den im Laufe des Jahres darin vorgegangenen wichtigen Veränderungen mit 
gutachtlichen Bemerkungen vorzulegen. 


V. Gejhäftsgang. 
$. 20. Die Leitung der Gejchäfte liegt bei dem Oberconfiftorium dem 
Prälidenten und bei den untern Gonfiftorien dem Vorſtande und in Abweſenheit 
oder Verhinderung desſelben dem erſten Rathe ob. 
$. 21. Aller Einlauf wird von dem Vorſtande geöffnet und präſentirt. 
Derjelbe hat zu forgen, daß alsbald die Gintragung in das mit dem Gejchäftd- 
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protofolle verbundene bejondere Einlaufsjournal bewirkt und die Produfte mit 
den Voracten an Diejenigen Referenten vertheilt werden, welche er entweder durch 


eine allgemeine Repartitionsvorjcehrift ober in einzelnen Fällen bejonders be— 
nannt hat. 


$. 22. Sämmtlihe Gegenftände werden mittelft gemeinjchaftlicher Be— 
rathung in förmlichen Sigungen behandelt; in jeder Woche fol eine Sikung 
nad) der Beitimmung des Vorſtandes gehalten werben, 


$. 23. Der Borftand hält, wie in andern Gollegien, die Umfrage, ſpricht 
die Beichlüffe nach der Einheit oder Mehrheit der Stimmen aus, und läßt 
biefelben in das Sikungsprotocoll eintragen, Bei ſich ergebender Stimmen- 
gleichheit ift Die Stimme bes Vorftandes entjcheidend, 


$. 24. Sämmtliche Entwürfe werben von den Proponenten unter- 
zeichnet und von dem Vorftande mit dem Expediatur verſehen; der Secretär 
bemerft auf demſelben den Tag der Sitzung mit Hinwelfung auf die Nummer 
des Sikungsprotocolls, und forgt fodann für die Reinfchrift. 

$. 25. Die Eingaben gefchehen unter der Auffchrift: 

an bad 
„Koͤnigl. Bayer. Proteftantiiche Ober-Eonfiftorium,” 
ober in den Kreifen: 
an das 
„Königl. Bayer. Proteftantifche Conſiſtorlum zu N.” 

Die Berichte des Oberconfiftoriums an das Staatsminifterium werben 
in der allgemeinen vorgefchriebenen Form abgefaßt, und mit der Unterjchrift 
bes Vorftandes, des Referenten und Secretärd bezeichnet; die Berichte der untern 
Gonfiftorien an das Oberconfiftorium erhalten Die eben bemerfte Aufjchrift, 
unter Beobachtung der Unterordnung; ein gleiches gejchieht von den Diftrictd- 
becanaten und Pfarrämtern an die Gonfiftorien, Die Anrede ift: 

„seönigliches Dber - Gonfiftorium.” 
ober 
„Königliches Conſiſtorium.“ 
Die Unterfhrift an das Ober-Gonfiftorium: 
„gehorjamftes N.” 
an die Konfiftorien: 
„gehorjames N.,, 
$. 26. Die Form der Ausfertigung ift folgende: 
a) Jene an die untergeordneten Stellen gejchehen mit ber Heberjchrift: 
„Sm Namen Seiner Majeftät des Königs ;" 
Die Schreibart ift befehlend, und die Unterjchrift: 
„Königl, Proteftantifches Ober-Eonfiftorium,” 
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b) Die Schreiben an con rdinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung 
ber Behörde an, von welcher und an welche gejchrieben wird: 
„Das Königliche Gonfiftorium zu N.“ 
an 
6 
Die Schreibart ift gefinnend, der Inhalt wird in der dritten Perſon 
gefaßt, den Schluß bildet die Unterfchrift des Vorſtandes; der Gecretär con⸗ 
trafignirt, 
$. 27. Die Eonfiftorien bedienen fich bei ihren Ausfertigungen eigener 
Siegel mit der Umfchrift: 
„Königl, Bayer. Proteftantifches Ober-Eonfiftorium,“ 
ober: 
„Königl. Bayer. Proteftantifches Confiftorium zu N.” 
$. 28. Der Secretär hat die Führung des Journals und der Protokolle, 
fo wie Die Expedition zu beforgen. Die Aufficht über die Canzlei- und Regiſtra⸗ 
turgejchäfte führt der Vorftand; ſie kann auch einem Nathe aufgetragen werben. 
$. 29. Der Präfivent des’ Oberconfiftoriums darf ohne Anzeige und 
Genehmigung des Staatöminifteriums des Innern von den Gefchäften ſich niemals 
entfernen; der Vorſtand der untern Gonfiftorien muß davon Die Anzeige bei dem 
Oberconfiftorium machen, und defjen Genehmigung erholen. Der Vorftand ift 
befugt, den NRäthen und bem übrigen Perfonal, mit vorjorglicher Rüdficht auf 
den Dienft, einen Urlaub auf 14 Tage zu bewilligen; bei Urlaubsfachen in Das 
Ausland, in die Refidenz, oder auf längere Zeit ald 14 Tage, find die beftehenden 
Vorſchriften zu beobachten, 


Verfaſſungsgeſetz vom 4. Juni 1848. Die protejtantifhe General: 
Synoden und ben Conſiſtorial-Bezirk Speyer betreffend, 
Maximilian IL, 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, 
Herzog von Bayern, Franken und in Schwaben ꝛc. 


Wir haben nach Vernehmung Unſeres Staatsrathes und mit Beirath 
und Zuftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des Reiches, unter 
Beobachtung der im $. 7 Tit. X der Verfaffungs Urkunde vorgejchriebenen 
Formen, bejchlofjen und verordnen, was folgt: 
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Art. L 

Dem $. 7 des Ediktes über die innern firchlichen Angelegenheiten der 
proteſtautiſchen Kirche in dem Königreiche vom 26. Mai 1818 ift der Zuſatz 
beizufügen: ! 
„Die allgemeinen Synoden der Gonfiftorial-Bezirfe Ansbach und 
Bayreuth können auf Antrag des Dberconfiftoriums mit Königl, Ge: 
nehmigung in eine ungetrennte, an einem geeigneten Orte in einem 
dieſer Bezirke abzuhaltende Verſammlung vereinigt werben,” 


Art. I. 
In demfelben $. 7 find die Worte: 
„zur Berathung über innere Kirchenangelegenheiten“ 
durd die Worte: 
„zur Berathung über Angelegenheiten der proteftantifchen Kirche des 
Königreichs Bayern“ 
zu erjeßen, 
J Art. I. 

Die Staatsregierung ift ermächtiget, den Confiftorial-Bezirt Speyer nad 
Vernehmung des proteftantiihen Dberconfiftoriums von dem Wirkungskreiſe 
Desfelben auszunchmen, und dem mit den Slirchenangelegenheiten beauftragten 
Staatsminifterium unmittelbar unterzuordnen, wenn die General- Synode des 
genannten Gonftftorial-Bezirfes einen hierauf gerichteten Antrag ftellen ſollte. 

In dieſem Falle wird das proteftantifche Conſiſtorium in Speyer "mit 
einem felbftftändigen Vorftande verfehen, und, jo weit nöthig, mit geiftlichen 
Mitgliedern verftärkt. 
| Art. IV. 

Gegenwärtiges Geſetz tritt bezüglich der Art. I. und II. mit dem Heutigen 
Tage, in Anfehung des Art. III. nad) Gintritt der darin bemerften Voraus—⸗ 
jegung, in Wirkfamkeit, und wird zum Staatögrundgejege erhoben, 

Unfer Staatdminifter des Innern fur Kirchen und Schulangelegenheiten 
ift mit dem Vollzuge beauftragt. 

Gegeben München, den 4. Juni 1848, 


Marimilian 
v. Thon Dittmer, Heintz. Lerhenfeld. Weishaupt. 
Oraf v, Bray. v. Strauß, Staatsrath. 
Nach) dem Befehle Seiner Majeftät des Königs: 
der geheime Secretär des Staatsraths, 
Nath Seb. v. Kobell, 
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III. “A 
Minifterial-Entjhliegung vom 17. Mai 1849. Die Siattung b bes 
Königl, proteftantifchen Confiftoriums Speyer betreffend. 


Seine Majeftät der König haben auf den Antrag der im Monate Octo« 
ber v. J. verfammelten außerordentlichen General = Synode für Die vereinigte 
proteftantifhe Kirche der Pfalz in Gemäßheit des Art, III. des Gejeges vom 
4, Juni v. J., „die proteftantifchen General-Synoden und den Gonfiftorialbezirt 
Speyer betreffend”, durch Allerhöchite Entjchließung vom 11. d. M. die Tren- 
nung des Gonfiftorialbezirts Speyer von dem Wirfungskreife des proteftantijchen 
Ober: Eonfiftoriums zu genehmigen und demzufolge zu befchließen geruht, daß 
das proteftantifche Gonfiftorium Speyer von nun an für Die vereinigte. prote- 
ftantifche Kirche der Pfalz das Episcopat nach den Beſtimmungen ber Verfaf- 
fungs? Urkunde auszuüben, in den durch den $. 19 des II. Anhangs zur UI. 
Berfaffungs » Beilage bezeichneten Fällen aber feine gutachtlichen Berichte unmit- 
telbar an das Staatsminifterium des Innern für Kirchen: und ee 
beiten zu erftatten habe. 





IV, N 

- Nunmehr folgt ber Abdrud der im $. 11 lit a, b, e des sub. I. ab 
gebrudten Ebdictes angeführten Verordnungen, jo weit fie bie —— des 
Königl. Conſiſtoriums betreffen. 

Bemerkt wird noch, daß zur Beit, als Diefe Verordnungen erlaſſen wur⸗ 
den, das proteftantifche Kirchenregiment in Bayern in anderer Weiſe organifirt war. 

An die Stelle des General- Gonfiitoriums trat das Ober · Gonfiftorium, 
und „die den General-Commiſſariaten reſp. General-Decanaten ertragenen 
Functionen find auf die Conſiſtorien übergegangen. 

- Ferner darf bei diefen Verordnungen nicht außer Acht gelaffeir werben, 
daß fie in Folge des Religions» Edicted ($. 2 oben) durch das Edict über Die 
innern Sirchenangelegenheiten (Nr. I. oben) und die Vereinigungs⸗Urkunde ($. 5 
oben) hier und da Mobdificationen erlitten Haben, Die wohl zu berückſichtigen 
find; insbefondere darf nicht überjehen werben, daß das Königl, Conſiſtorium 
zu Speyer in Folge des Verfaffungsgefeges vom 4. Juni 1848 (Nr. IL. und 
III. oben) auch die Functionen des Ober-Gonfiftoriums übernommen hat. 


A. Auszug aus dem Edicte über die Mittelorgane für bie proteftantifchen 
Kirchenangelegenheiten vom 17. März 1809. 

$. 12. Der Gejchäftöfrels der genannten General» Commiſſariate als 

Stellvertreter der proteftantiichen Generaldecanate erftredt ſich auf alle jene 

Gegenftände, welche vorhin der Leitung der Provinzial: Gonfiftorien anvertraut 
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waren, inſoferne dieſe nicht nad) der Analogie der den Wirkungskreis der Gene- 
ralkreis⸗Commiſfariate beftimmenden Grundfäge. oder nach deu Vorſchriften des 
organischen Ediets über die Bildung der Kirchenfection, bereits davon ausge 
nommen find, ober in der nach dem angeführten $. 6 Nr. 8 Bekannt zu machen« 
den Conſiſtorialordnung noch werden ausgenommen werben. 
$. 13. Unter diefer Beſchränkung gehören zu ihrem Geſchaͤftskreiſe: 
1. die Oberaufſicht 
a) auf den Religionsunterricht und die Bewahrung der proteſtan⸗ 
tiſchen Olaubenslchre, 
by) auf den Religionscultus und die vorgefchriebene Liturgie, 
©) auf die Befolgung der kirchlichen Verordnungen; 
2, die befondere Aufficht auf die Diſtrikts- oder Specialdecane; 

3. die Oberaufficht über Pfarrer und Pfarramt = Sandidaten in ARüdficht 

| auf ihte Lehrvorträge, ihre Sittlichkeit und ihre geiſtliche Amtsführung 

überhaupt, über welche ſie alljährlich die regelmäßigen Berichte der 

Diſtrittsdecane einzuſammeln, Gontrole zu führen und begutachtende 
Berichte zu erſtatten haben; 

4. Viſitationen der ihnen untergeordneten Decanate, Pfarreien und Vica— 
riate; jedoch iſt hiezu jedesmal ein Auftrag unſers Miniſteriums des 
.AInnern nach dem Antrage des General-Conſiſtoriums oder eine auf 
vorlaͤufige Anfrage erfolgte Genehmigung deſſelhen erforderlich; 
5. Sammlung und begutachtende Einſendung der von den Specialdecanen 
vorzulegenden Pfarrberichte; 
6, Vorſchlãge zur, Verbeſſerung des religiöſen Zuſtandes einzelner oder 
ſaͤmmtlicher Gemeinden des Kreiſes mit beſonderer ih auf Lofal- 

u —— * 

7. bie Unterfuhung und. Beileguug ber Streitigkeiten — Pfarrern 
un 1* den, Pfarrgenoſſen in Gegenfländen der Amtsführung,, ber Aus: 

j : Schließung von dem. Sottesdienfte oder von. ben Sakramenten oder, 

Dr „wenn Feine gütliche Beilegung ſtatt findet, EMO Rate 

tung an Unjer Minifterium des Innern; 

1... 8. bei Erledigung - eines Pfarramtes bie Einfonbung des TZodtenberichts, 
Anzeige der. Verhältniſſe der erledigten Stelle und der Bewerber um 
dieſelbe in Gemäßpeit der Inſtruction über die Prüfung, der prote 

ſtantiſchen Pfarramtscandidaten und deren Beförderung; 

ns Wollziehung der · von den General⸗Conſiſtorium durch das Miniſterium 

des Innern ihnen zugehenden Aufträge oder — ſo wie die 

Erſtattung der abgeforderten Berichte; 

10. Dispenſation, zu Deren, Ertheilnug fie: Durch die Kfuse ſtirchen⸗ 
ordnuug werben autoriſirt Werben; , ’ 
iL f 
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41. Inbeſlituren Der Specialdecane ud’? 
12. Ordination der Predigtamtscandidaten nach —5*— der — ange⸗ 
führten Inſtruetion Über die Prüfung und Veforderung det proteſtan⸗ 
tiſchen Pfarramtscandidaten. 
$. 44, Die General» Commiſſariate ſind M ihrer Gyenſchaft as Gene⸗ 
raldecanate aufſehende und vollziehende Organe des General⸗ Eohfiftortinh® und 
dadurch find fie im allgemeinen beauftragt, Ale Gebrechenn, die fie in der Kir⸗ 
henverfaffung wahrnehmen, zur Kenntniß des General-⸗Conſiſtoriums bei Unferem 
Miniſterium des Innern zu bringen, Die Mitkel, wie ſie auuf das zweckmaͤßigſte 
gehoben werden können, vorzuſchlagen und dafür zu forgen, daß Die beſtehenden 
Geſetze und Ordnungen in Anſehen — iind die — gehörig 
zurecht -geiviefen werben. > H 
$. 15. Ihre unmittelbaren — ſind 
a) die Diſtrikts- oder Specialdecane, 
b) bie Plauen, . . „I gs ia site N 
B. Auszug aus der Verordnung vom 8. September 1808. Die Ans 
— einer Section in Kirchengegenſtänden bei dem 
AR 4 J r 
Er Miniſtetium bes Grete, = = N 


In Beziehung auf Die vereinigte Staats und Kirchengewalt. 


1. In diefer Beziehung, bildet ‚die Miniſterialſeetion der kirchlichen Anges 
Iegenheiten zugleich das General: Conſiſtorium, für die in dem Reiche öffentlich 
recipirten proteſtantiſchen Confeſſtonen, und beforgt im Biefer Elgenſchaft nicht 
nur die Kirchenpolizei, ſondern alle aus dem oberſten Episcopat und der Leitung 
der innern Firchenangelegenheiten herporgehenden Geſchaͤfte. | 

2, Sie führt theils unmittelbar, theils durch den Öeneral-Superinten-, 
denten und Die Decane Die oberſte Aufficht über Die Kirchendisciplin, von ihr 
gehen alle die Erhaltung und Verbeſſerung derſelben bezielenden allgemeinen 
Anordnungen aus. | 

3. Das General: Gonftftorium wacht auf die ehrportetge der. Beift- 
lichen und der Schulfehrer, (in, jo weit dieſe mit dem Keligionsunterrichte ſich 
befaffen) und führt ein Verzeichniß über Diefelben und deren. Benehmen. 

4. Die oberſte Leitung des Gottesdienſtes, Die, Bewahrung oder, Ver⸗ 
befjerung der. Liturgie und des Kirchenritus Tiegt ihm. ob, f 

5. ‚Die Prüfung pro ministerio und Die Ziehung der hieraus hervor: 
gehenden Reſultale geſchieht ausichlieiend bei dem ‚General- Sonfiftorium, nad) 
der ‚allgemeinen Ynftruction tiber die theologijchen Prüfungen, welche alsbald 
nach der Gonftitnirung des Oeneral- Conſiſtoriums öffentlich -befannt. gemacht 
werden fol, 

ı11* 
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6. Nach den Refultaten dieſer Prüfungen fchlägt das General-Gonft- 
forium Uns die Kandidaten zu den Pfarrftellen unmittelbar vor. 

-T. Unjer General: Conftftorium Hat fich übrigens vorzüglich angelegen 
fein zu laſſen, die bereits angefangene Beichreibung des gefammten Kirchen: 
weſens in, Unjerem Königreiche zu vollenden, nnd in einer allgemeinen nach ber 
gegenwärtigen Territorialeintheilung Unſeres Reiches bearbeiteten Weberficht dar- 
zuftellen, jofort auf dieſes Werk eine den vernünftigen Forderungen Unſerer 
proteftantifchen Untertanen entjprechende Verfafjung ihrer gefammten Gemeinde 
zu gründen, und. Uns dieſe in einer allgemeinen Kirchenordnung zur Sanction 
vorzulegen. 

ei. 1 uebrigens ſoll eine eigene Conſiſtorial⸗ —— den Geſchaͤftskreis 
Unſeres proteſtantiſchen General» Conſiſtoriums und deſſen — Verhaͤltniſſe 


naͤher feſtſetzen. 


C. Conſiſtorialordnung. 
(Bom 8, Septemper 1809.) 


I. Instrartion für das Generol-Gousisterinm der protestantischen Gesammtgemeinde 
des Königreichs Bayern, 


Erfer Abſchnitt. 
Allgemeine Verhaltniſſe des Geueral · Conſiſtoriums. 


8S. 4. Die bei dem Miniſterium des Innern errichtete Section ber 
Kirchenangelegenheiten ift für Die in eine Gefammtgemeinde vereinigten evange- 
liſchen Kirchengemeinden des ganzen Königreichs Bayern zur vorgeſehten Central 
behörbe unter dem Namen: proteftantifches General-Conjiftorium an 
geordnet, und hat ihre Formation durch das organiſche Edict vom 8. September 
1808 in ben $$. 1, 2, 3 und 4 desſelben erhalten. 
e $ 2. Die Ernennung des gefammten Perfonald behalten Se, Königliche 
Majeftät nach Vernehmung Ihres Minifteriums des Innern ſich unmittelbar vor. 
-$.3. Das General-Gonfiftorium, als eine befondere Abtheilung der 
Section für die Firchlichen Gegenftände, fteht in unmittelbarer Verbindung mit 
dem Minifterium des Innern und unter feiner oberften Leitung; es kann nad 
bem ihm vorgefchriebenen Gejchäftsgange ohne desſelben Vorwiſſen und Geneh⸗ 
migung Feine Verfügung erlafjen. 
8. 4. Die dem General-Gonfiftorium theils mittelbar, theils unmittelbar 
untergeordneten Organe find, nad) dem organifchen Edicte über bie Bildung der 
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Mittelftellen für die proteftantifchen Kirchenangelegenheiten vom 17. März 1809 
und nach der Verordnung über die Prüfung der proteſtantiſchen Pfarramtscan« 
didaten vom 23. Jänner 1809, 

a) die Generalfreiscommiffariate, welchen nad) $. 10 des obigen Edictes 

eine befondere Amtsvollmacht in Beziehung auf proteftantifche reinkirch⸗ 
liche Gegenftände ertheilt ift; 
b) die theologische Prüfungscommiffion ; 
- ec) die Diftrictödecanate, und 

d) die Pfarrämter. 

8. 5. Die fpecielle Vollmacht des General-Gonfiftoriums begreift, nach 
bem $. 6 des organifchen Edicts vom 8. September 1808, in der bemerften 
Unterordnung, die Ausübung aller Rechte, fo wie die Leitung aller innern kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten, welche aus der Vereinigung ber Staats⸗ und proteftan« 
tifchen Kirchengewalt fließen. 

Zweiter Abſchnitt. 
Wirfungsfreis des General- Confiftoriums, 
I. Titel. 


Wirkungskreis des General Eonftftoriums in Rüdficht kirchlicher 
Hemter und Diener. 


A. Prüfung, Ordination und Charakfterifirung der prote— 
ſtantiſchen Geiſtlichkeit. 


$.6. Das General-Conſiſtorium veranſtaltet für alle diejenigen, welche 
fi dem Lehramte der evangelischen Kirche widmen wollen, ſogleich nad) vor: 
ſchriftmaͤßiger Beendigung ihrer Univerfitätsftudien, Die Prüfung ihrer Tauglich 
feit zur Aufnahme unter die Pfarramtscandidaten, Durch Die zu dieſer Abficht 
verordnete theologische Prüfungscommiffion, und fertigt die Aufnahmsattefte für 
bie geprüften Candidaten nach Vorſchrift der Inftruction vom 23. Jänner 1809 aus, 

$.7. Es ertheilt für die zu PVicariaten beftimmten Gandidaten die Bes . 
willigung ihrer Ordination, 

$.8. Es nimmt felbft mit allen Pfarramtscandidaten, welche zu einer 
geiftlichen Amtsftelle gelangen jollen, die Anftellungsprüfungen vor, und ftellt 
die Atteftate über die den Geprüften zugetheilte Befähigungsnote aus, 

8. 9. Nach den Refultaten der Aufnahms- und Anftellungsprüfung ver 
faßt das General-Eonfiftorium eine charafterifirende Ueberficht jämmtlicher Gans 
didaten zum Behufe ihrer vorfchriftmäßigen Anftellung. 

$. 10. Es führt ein befonderes DVerzeichniß über alle im Amte ftehenben 
Beiftlichen, worin Diefelben nach ihrem Lebens⸗ und Amtsalter und a ihrer 
Dualification gewiſſenhaft dargeftellt werben. | 


B. Anfellung und Beförberung ber Geiſtlich en— Ä 
$. 11.68 entwirft und beyichtigt von Zeit zu Zeit die Claſſification 
fämmtlicher proteftantifcher Pfarrftellen en ihrem, durch genaue Conſigngtion 
auszumittelnden reinen Ertrage. 

8. 12. Bei jeder Erledigung einer geiffihen Amtsſtelle wird von bem 
einfchlägigen Generalfreiscommifjariate an das Minifterinm des Junern mit dem 
Beiſatze: „an die Kirchenfection, als proteſtantiſches General⸗Conſiſtorijum“ Be 
richt erftattet, mit Bemerkung der zur proviforischen Verwaltung der Stelle 
während des Nachfiges der Nelicten des verftorbenen Geiſtlichen oder bis zur 
Wiederbeſetzung des Amtes getroffenen Mabregeln und Der gejchehenen Publi- 
cation der Grledigung im Regierungsblatte, 


85 , 4%. Geſuche um Verlängerung des Rachſitzes über die geſetzliche Friſt 
werben mit gutachtlichem Berichte von den Gengralkreiscommiffgriaten, durch Das 
Minifterium des Innern zum Generalconfiftorium eingejendet und von demſolben 
erlediget. 

$. 14. Sn der weiten Hälfte der Nachfibzeit oder, wo Fein Nachfik 
ftattfindet, ſechs Wochen nad; gefchehener Bekannimachung ber Vacanz, wird 
von dem Generalcommiffariate über Die Berhältniffe der zu bejeßenden Stelle 
und über Die zur Anftellung oder Befärberung für dieſelbe ſich meldenden Gont- 
petenten Bericht zu dem Minifterium des Innern mit dem vorjehriftsmäßigen 
Deijape: „zur Kirchenſection, als Generalconſiſtorium“ erſtattet, mit Beilegung 
der urſchriftlichen Zeugniſſe und Bittſchriften der Concurrenten. 

$. 16. Das General-Conſiſtorium wählt aus der Zahl der Letzteren 
jederzeit den Mürdigften nach Vorſchrift der Beförderungsordnung vom 23. 
Jaͤnner 1809 aus und fchlägt denjelben durch den Minifter des Innern Seiner 
Majeftät vor. Nach erhaltener Genehmigung des Vorſchlages wird Durch dag 
Minifterlum des Innern das Ernennungsbecret nebft der Vollmacht zur Erthei- 
lung des Poſſeßbefehls, dann zur Verpflichtung und Ginweifung in dag Amt, an 
das Generalfreiscommiffariat unter Allerhöchiter Unterzeichnung ausgefertigt. 


C. Emeritirung und Penfionirung der Geiftlihen und Ber: 
forgung ihrer Wittwen, 


$. 16. Es macht in jedem erforderlichen Falle die geeigneten Anträge 
zur. Feſtſetzung bey Pfarrbejoldungen, zur Emeritirung und Penfionirung Hoch 
bejahrter ober. durch anhaftenden Kranfpeitszuftand zum Dienfte unfähiger und 
um Entlaſſung bittender Geiftlichen, jo wie au zur Unterftüßung durch Zur 
lagen für ſolche Pfarrer, welche eines Gehülfen bedürftig, und wegen geringen 
Einkommens benfelben zu halten nicht im Stande find, 


$. 17, Es hat zu dieſer Ahſicht das: Gejchäft der Bildung, Erhaltung 
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und Benkgung einer eigenen Penfiontrungs: und Emerittrungsanſtalt für bie 
proteftantifche Geiftlichkeit zu beforgen, und wegen Verrechnung ber Einnahmen 
und Ausgaben derſelben ſich mit der Miniſterial-Section ber General-Stiftung® 
abminiftration zu benehmen. 


F. 18. Es wird demfelben auf gleiche Weiſe zur Pflicht gemacht, die 
einzelnen Anſtalten zur Beſorgung von Pfarrwittwen in ein Ganzes, mit Be— 
rückſichtigung der beſonderen Rechte der bisherigen Theilnehmer ſolcher Anſtalten, 
zu vereinigen, und mit Zuziehung anderer Hilfsquellen eine eigene Pfarrwittwen⸗ 
Penfionirungsanftalt zu Bilden, dann für deren Erhaltung und Benutzung zu 
forgen, über bie dabei zu führenden Nechnungen aber, und deren Revifion und 


Auftificatur, mit der General-Stiftungsadminiftratign in Communication zu treten. 
— — —— — = u Darren * ur 


Ds Anftellung der Batronatsgeiftlihen, 


Die hierher bezůglichen $$. 19—22 bleiben, weil auf bie Bits nicht 
anwendbar, hinweg. 


E. Anftellung von Feld: und Barnifonspredigern, 

$. 23. Wenn für die Königl. Truppen Feldprediger, ober in Feſtungen 
Garniſonsprediger anzuſtellen für dienlich erachtet wird, ſo wird das Miniſterium 
des Innern, auf Anfinnen des Königl. geheimen Minijteriums Des Kriegsweſens, 
durch das General: Conſiſtorlum die dazu tauglichen Individuen auswaͤhlen, ſie 
inſtruiren, verpflichten und in einzelnen Amtsverhaͤltniſſen auf ihre Berichte und 
Anfragen ihnen unmittelbare Anweiſungen ertheilen laſſen. 


F. Beſetzung der Decanatsſtellen. 

$. 24. Bei der Erledigung von Kreis⸗-Kirchenrathsſtellen und Diſtricts⸗ 
Decanaten Hat das General: Eonfiftorium bei dem Minifterium des Innern 
ſogleich Die geeigneten Anträge zur interimiftifchen Beforgung ber Infpections- 
gejchäfte Durch Den am meiften dazu qualificirten Geiftlichen des Kreiſes oder 
Diftriet3 ‚zu machen, welcher diefelben bis zur Wiederbeſetzung des Decanats 
zu. führen hat. *) 

$. 25. Auch im Falle der durch hohes Alter oder anbaltanben Krank⸗ 
heitszuſtand eines Decans entſtehenden Unfähigkeit desſelben zur Führung 
feiner Inſpectionsgeſchäafte Hat das General -Conſiſtorium bei dem Minifterium 
bes Innern die Einleitung zu treffen, damit Durch dasſelbe ein tauglicher Ver: 
weſer dieſer Gejchäfte angeordnet werde. 

$. 26. Zur Wiederbeſetzung erledigter Decanate hat das General: 
Gonfiftorium vorzüglich durch Gelehrſamkeit, Amtstreue, Erfahrung, Geſchaͤfts⸗ 


4) Wegen Verweſung ber Decanate beſteht bie rt N vom 
23, Mai 1824, ©, 184 unten, 


N} 
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thätigfeit und mufterhaftes Verhalten ausgezeichnete Geiftliche in Vorſchlag zu 
bringen, und zugleich darauf zu fehen, daß die Diftrictöbecane, wo es möglich 
ift, in dem Sibe des Land-Commiſſariats oder deſſen Nähe aufgeftellt werben. 


G. Beftellung weltliher und niederer Kirchendiener. 

$. 27... Das General-Eonfiftorium Hat darauf zu achten, daß Cantorate, 
Organiſten⸗ und Kirchenftellen, bei unmittelbaren Pfarreien von den General⸗ 
Sommifjariaten, mit tauglichen Subjecten befeßt werben. 


. 28, Beſonders hat es dafür zu forgen, daß zu ben Gantoraten und 
Kirchenftellen in der Negel nur Elementarjchullehrer gewählt werben. 


H. Auffiht über die Geiftlihen und andere Kirhendiener. 
$. 29. Die gefammte proteftantifche Geiftlichfeit ſowohl in Immediat⸗ 
als Mediatjtellen fteht, was ihre Amtsführung und ihren Lebenswandel betrifft, 
unter der Oberauffiht des General-Gonfiftoriums, und ift bemfelben über 
beides, wenn fie dazu aufgefordert wird, Rechenschaft zu geben, auch Die durch 
ba8 General: Gonfiftorium veranlaßten Verordnungen darüber bereitwillig zu 
befolgen, verbunden, 

$. 30. Das General: Gonfiftorium übt dieſe Aufficht theild unmittelbar, 
theild mittelbar Durch die ihm untergeordneten Organe aus. 

$. 31. 68 ſucht ſich durch alle ihm zu Gebote ftehenden Hilfgmittel zu 
überzeugen, ob die Geiftlichen in ihrer eigenen wifjenjchaftlichen Bildung und 
practifcher Vervollkommnung eifrig, in ihrer Amtsführung gewiffenhaft und treu, 
in ihrem Verhalten gegen die Gemeine und in ihrem Lebenswandel unfträflich 
und mufterhaft zu fein fidh bemühen, und dadurch die Würde und Wirkſamkeit 
ihre Amtes zu erhöhen ſuchen. 

8. 32. Die von den Geiftlichen nach Vorſchrift der Kirchenorbnung 
einzujchiefenden Jahresberichte über ihre Amtsführung und den BZuftand ihrer 
Gemeinden, die von denjelben zu Liefernden Beantwortungen aufgegebener Sy 
nobalfragen und praftiichen Aufjäße, die anzuftellenden Synodal-Verſammlungen, 
Local-Bifitationen und vorfchriftsmäßigen Gonduitenliften über Candidaten, Vi- 
carien und Pfarrer — benübt das General-Eonfiftorium zu obigem Zwecke. 


$. 33. Nach den ſich daraus ergebenden Nefultaten follen die Beloh- 
nungen ber durch Pflichttreue und Wohlverhalten fich auszeichnenden Geiftlichen, 
nach Vorjchrift der Beförderungsordnung, zuerkannt werden. 

$. 34. Dem General: Kreiscommifjariate, als Generals Decanate, wird 
vorbehalten, aus abminiftrativen und politifchen Erwägungen auf Die Verfegung 
von einer Pfarrei zur andern, ohne Rüdficht auf ihren höheren oder geringeren 
Ertrag, bei dem General-Gonfiftorium anzutragen, welches Demnach dieſe Anträge 


Das Kirhenregiment, 8. 8, 169 


zu würdigen, und dem Minifterium bes Innern zur Veranlaffung dev Königl, 
Beichlüffe vorzulegen hat, °) 

$. 85. Bei eintretenden Falle, daß Geiſtliche ihre Amtspflichten ver⸗ 
nachlaͤſſigen, oder einen unanſtaͤndigen Lebenswandel führen, oder andere Ver⸗ 
gehungen zu Schulden bringen, kommt dem Geueral-Conſiſtorium zu, bei dem 
Minifterium des Innern Die geeigneten ‚Anträge zur Rüge dieſer Vergehungen 
zu machen, wobei dasjelbe Die verſchiedenen Grabe der Correction, mit jorg« 
fältiger Beobachtung ihrer Stufenfolge und genauer Angemefjenheit zu dem 
Grade der Berfehuldung der Geiftlichen, in Anwendung zu bringen. hat, 

$. 36. Die anzumendenden Strafmittel beftehen, nach vorher fruchtlos 
gejchehener Zurechtweiſung, Warnung und Strafbebrohung, in Geldftrafe, in 
der Suöpenfion von Amtsverrichtungen auf fürzere oder längere Beit, in der 
Suspenfion vom Amte mit Einziehung der Amtseinfünfte, in ber völligen Ent: 
feßung vom Pfarramte, und in ber gänzlichen Ausjchließung vom geiftlichen Stande, 

$. 37. Das General-Gonfiftorium fol auf das Gutachten des General- 
ſtreiscommiſſariats als Generale Decanats auf die in obigem $. 36 bezeichneten - 
geringeren Strafen, mit Einfchluß der Strafe der Suspenfion der Geiftlihen 
vom Amte und Gehalte, und nach einer Durch deſſen Mittelorgan gepflogenen 
Unterfuchung auf die Remotion und Ruheverſetzung derfelben, durch das Minis 
fterium des Innern bei Seiner Majeftät dem Könige antragen, 

Ein folcher Antrag muß aber durch alle demjelben zum Grunde liegenden 
Thatfachen Hinveichend motivirt fein, und die Allerhöchfte Entjchliegung muß 
darüber erwartet werben. 

$. 38. Wenn zugleih die Gntlaffung ohne Penfion oder NRuhegehalt, 
die Degrabation oder die Nothwendigkeit einer noch ſchwereren Beftrafung, in 
Frage kommen würde, jo werden Seine Majeftät der König die Sache an den 
geheimen Rath verweijen, und deſſen Gutachten vernehmen: ob der Angefchuldete 
vor ben Richter zu ftellen, oder was ſonſt gegen ihn zu verfügen wäre, 

Ueberhaupt ſoll die Entlaffung eines Geiftlichen ohne Penſion, oder die 
Degrabation, nie anders, ald nach vorhergegangener richterlichen Unterſuchung 
und Verurtheilung des Straffälligen, ſtattfinden. 

$. 39. Auch die niederen und weltlichen Kirchendiener find rückſichtlich 
ihrer Amtsgeſchaͤfte und ihres Lebenswandeld der Dberaufficht des General: 
Eonfiftoriums untertvorfen, welches auch wegen ihrer Belohnung und Beftrafung 
die geeigneten Verfügungen zu erlaffen hat. 





5) Die Verfegung eines Geiſtlichen zur Strafe ift in ber vereinigten Kirche ber 
Pfalz nicht zuläſſig. (Dereinigungs:Urkunde F. 18 und Anmerkung zu demjelben.) 
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I. Bewilligung von Hetiraths-, Urlaubs» und Reifegefirdhen. 

8. 40. Die Gefuche der Geiftlihen um die Erlaubniß ſich zu verhei- 
rathen, müfjen an das Miniſterium des Innern gebracht werben ; das darüber 
zu vernehmende General: Gonftiterium hat in feinem Antrage um jo mehr die 
denauefte Rüdficht auf die über Heirathsbewilligung bBeftehenden Gefege zu 
nehmen, als den hinterlaſſenen Wittiven der Geiftlichen Dadurch nach Errichtung 
einer Pfarrwittwen-VBerforgungsanftalt zugleich Anſpruch auf m. Wittwehs 
gehalt — wird, 6) 

$. 41. Für Sandidaten, Vicarien und Subſtituten ſollen gar keine Hei⸗ 
ale ertheilt werben, wenn fie über. eine fichere hinreichende Sub: 
ſiſtenz für eine Familie fich nicht ausweien können. 

8.42. Weltlihe und niedere Kirchendiener haben zu ihrer Verheirathung 
bie Bewilligung bei ben ihnen vorgejeßten — — und Landgerichten 
einzuholen. 

F. 43. Urlaubs- und Reiſeerlaubnißgeſuche der Geiſtlichen und der 
übrigen Kirchendiener find, wenn die Abwejenheit nicht über eine Woche Dauert 
und die Reife nicht außer Lands geht, bei den Diſtricts-Decanen; bei vierzehn⸗ 
tägiger Entfernung vom Amte und Orte, wo keine Reiſe ind Ausland damit 
verbunden ift, bei dem General: Kreiscommifjariate; bei längerer Abwejenheit 
aber, ober bei Reifen ind Ausland, oder an den Ort des Königl. Hoflagers, 
bei dem Minifterium des Innern anzubringen, und e3 find darüber Die Ver: 
ordnungen vpm 5. März und 9. April 1804, und 21. Juni 1807 in analoge 
Anwendung zu bringen, 


K. Mitwirkung bei Befegung theologiſcher Lehrftellen. 


$. 44. Bei der Befekung von proteftantifchen theologifchen Lehrftellen 
an Umiverfitäten wird das Königl. geheime Minifterium des Innern nebft der 
Minifterial-Studienfection auch allezeit Die Kirchenfection, als proteftantifches 
Seneral⸗Tonſiſtorlum, mit ihrem Gutachten vernehmen. 


IL Zitel, 
Wirkungskreis des General-Gonfiftoriums in Rüdficht Firchlicher Handlungen, 
Gebräuhe und Anftalten. 
L. Oberaufficht über die Parochialverhältniſſe. 

$. 45. Das General: Gonfiftorium Hat wegen Errichtung neuer pro= 
teftantifcher Gemeinden und Pfarreien, und wegen der ihnen zu ertheilenden 

6) Die Beftimmungen der 88. 40, 42 find auf die Pfalz nicht anwendbar, wie 
dies aus einer Miniſterial⸗Entſchließung vom 20, Närz 1831 Sign ©. 379) 
hervorgeht, 
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Befugniffe und Nechte, fo wie auch wegen ber Bebingungen, unter — ſie 
zu ertheilen ſind, die erforderlichen Anträge zu machen. 
$. 46. In Anſehung der ſchon beſtehenden Gemeinden und Pfarreien 
hat es für die ſchicklichſte Eintheilung der Pfarriprengel und Vertheilung der 
Pfarrgeichäfte, für Die Vereinigung kleiner Gemeinden nahe benachbarter Orte 
zw. einer Pfarrei, jedoch mit forgfältiger Beruͤckſichtigung der Localrechte und. 
Localmittel ber einzelnen Drtögemeinden, für die beffere Dotirung geringer 
Pfarreien, und Auffindung ber Dazu anzumwendenden Hilfdmittel Sorge zu tragen, 
8 47. Rälle, wo e8 auf Beftimmung der Verhältniffe 
8) zwifchen katholiſchen und proteftantifchen Pfarreien, welche in einem 
Orte, mit abgefonderten oder gemeinfchaftlichen Kirchen, nad) dem 
Simultaneum beftehen, 7) 
b) einzelner katholiſcher Einwohner einer proteftantifchen Pfarrei, oder 
einzelner proteftantifhen Einwohner in einem Fatholifchen Pfarrfprengel 
ankommt, wechjelfeitige, ben Rechten beider Gonfeffionen unnachtheilige Puri- 
ficationen jener Verhältniffe, — Verfügungen zur Grhaltung Des guten Bes 
nehmend der verfchiebenen Confeſſionsverwandten, und zu Verhütung aller gegen- 
feitigen Eingriffe, — 
eignen fich zu den gemeinfchaftlichen Gefchäften Der Kirchenfection. 
Dergleichen Gegenftände follen, mit Nüdficht auf das Ediet vom 24. März 1809 
IV. Abſchnitt 1. und 2. Capitel, in ihrer vollen Verſammlung reiflich berathen, 
und die NRefultate der Abftimmungen dem Königl, Minifterium des Innern, und 
durch dieſes fofort Seiner Majeftät dem Könige zur Entſchließung vorgelegt werben. 
$. 48. Auf gleiche Weife ift bei Beſtimmung des Verhältnifjes katho⸗ 
licher und proteftantiicher Pfarreien zu Ortseinwohnern, welche ſich entweber 
nicht zu einer der recipirten chriftlichen Confeſſionen, oder gar nicht zur chriftlichen 
Religion bekennen, nad den einjchlägigen Vorjchriften des oben angeführten 
Edicts zu verfahren. 
$. 49. Die abminiftrative Behandlung fowohl von Parschialitreitigfeiten, 
als überhaupt von Gegenftänden — kirchlicher Gerichtsbarkeit ſteht dem 
General⸗Conſiſtorium zu. 


M. Aufnahme neuer Mitglieder in die evangeliſche Kirchen— 
gemeinſchaft. 


$. 50. Das General⸗Conſiſtorium hat zu wachen, daß in ben Fällen, 


wo neue Mitglieder aus einer andern hriftlichen Confeſſion oder aus einer ans 
dern, nicht chriftlichen Neligionspartei, in bie proteftantische Kirchengemeinfchaft 





7). vergleichen 8: 90 m, ff des Religions⸗Edictes. ($. 2 oben.) 
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aufgenommen werben wollen, bie in bem Edicte vom 24, März 1809 im 1: Abs 
ichnitte, 2, Gapitel enthaltenen Vorfchriften genau beobachtet werben, ®) 


N, Oberaufſicht über die Lehre und den Eultuß. 

8. 51. Sowohl in Rüdficht des Innern als des Aeußern der proteftans 
tischen Religions und Kirchenverfafjung ift dem Generalconfiftortum bie oberfte 
Auffiht und Leitung derjelben, und die Ausübung der barauf. Beziehung haben⸗ 
den Rechte der Staatd: und Kirchengewalt bei dem Minifterium des Yunern 
übertragen und beſonders demfelben zur Pflicht. gemacht, eine vollftändige Be— 
fchreibung des gefammten Kirchenweſens der proteftantijchen Gemeinde zu ver- 
faffen, Darauf eine den vernünftigen Forderungen der proteftantifchen Unterthanen 
des Königreichd entjprechende Verfaſſung ihrer Gefammtgemeinde zu gründen und 
biefe in einer allgemeinen Kirchenordnung zur Allerhöchften Sanction vorzulegen, 
fofort über die Aufrechthaltung dieſer Kirchenorbuung zu wachen, und die von 
Zeit zu Beit erforderlichen Veränderungen berfelben in Vorſchlag zu bringen, 
auch über deren Vollzug in einzelnen Fällen zu entjcheiden. 

$. 52. Nach diefer Vollmacht führt das General-Eonfiftorium die oberfte 
Aufficht über die Lehre und den Cultus der ewangelifchen Kirchengejellfehaft. 

$. 53. Befonderd hat das General-Eonfiftorium für Die Erweiterung 
und Verbeſſerung des religiöfen Yugendunterrichtes. zu forgen, und zu dieſem 
Bwede theild über die Lehrvorträge, fowohl in Volks- als Studienfchulen zu 
wachen, theild zu feinen Mittelorganen, ald Kreisfirchenräthe und Diftrictödecane, 
vorzüglich ſolche Individuen in Vorſchlag zu bringen, welche durch Einficht, Er— 
fahrung und Thätigfeit im Schulwejen ſich auszeichnen. 

$. 54. Eben deßwegen wird das General-Gonfiftorium ben kirchlichen 
Katechiſationen ſeine beſondere Aufmerkſamkeit widmen, und Geiſtliche, welche 
dieſen Theil ihrer Amtspflicht mit beſonderer Geſchicklichkeit, Eifer und Erfolg 
erfüllen, auch zu beſſerer Beförderung empfehlen. 

$. 55. Bon den öffentlichen Lehrvorträgen der Geiſtlichen ſucht ſich das 
General-Gonfiftorium theils unmittelbar, theils mittelbar in Kenntniß zu feßen 
und alle Hinderniffe ber Verbeſſerung und Wirkſamkeit derſelben zu entfernen. 

8. 56. Die Grtheilung der erforderlichen Vorfchriften über Die zur Feier 
des Religionsbefenntnifjes und der würdigen Begehung der Religionshandlungen 
nöthigen Anftalten, die oberfte Leitung des öffentlichen Neligionscultus, die Ver: 
beſſerung des Kirchengefanges, die zweckmäßige Auswahl der Predigttexte und 
biblifchen Vorlefungen, der Liturgie und des SKirchenrituals, die Beftimmung des 
Alters der Katechumenen und ihrer Aufnahme in die Gemeinde erwachjener 
Ehriften durch die Konfirmation, die Vereblung der Beichtanſtalt, der Taufe, 
Gonfirmationd-, Trauungs⸗ und Begräbnißfeier, liegt dem General-⸗Conſiſtorium 





8) Zu vergleichen $. 5 u, ff. des eben angeführten Religions : Ebictes. 
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ob, um durch alle angemefjenen Mittel, die ber Firchliche Verein barbietet, froms 
men Tugendſinn zu erweden und zu beleben. 

$. 57. Das General-Gonfiftorium beftimmt Die zum öffentlichen Unters 
richte, zur Eirchlichen Erbauung und bei der Feier ber Neligionshandlungen ans 
zumendenden Katechismen, Gejangbücher und lliturgiſchen Schriften, und forgt 
für deren zweckmäßige Einführung und. fortfchreitende Verbefjerung, 

6. 58, Die Beftimmung der Feit- und Feiertage, Abſchaffung oder Ver⸗ 
legung der beſtehenden und Anordnung neuer, wo es zweckmäßig iſt, Feſtſetzung 
der Zahl und Zeit der öffentlichen Religionsverſammlungen, die Genehmigung 
oder Aufhebung und Umgeſtaltung der bei einzelnen Gemeinden herkömmlichen 
Einrichtungen, und die Verfügung wegen zweckmaͤßiger Anordnung der Kirchen⸗ 
gebaͤude, ihrer Verzierungen, der Kirchengeräthe und Kirchenkleidung der Geiſt— 
lichen, wird von dem General-Conſiſtorium ſowohl in der Kirchenordnung, als 
in einzelnen bejonderen Fällen, unter Allerhöchiter_ Senehmigung ae —— 
Vorſchriften verordnet, . 

$. 59. Die Anordnung außerordentlicher religiöſer Feſte und allgemeiner 
Kirchengebete, und .die Beftimmung, inwieferne Die bereits angeordneten Kirchen: 
fefte mit ober ohne Ginftellung. von Handarbeiten und bürgerlichen Bewerben 
begangen werben follen, wird nach Allerhöchſten Befehlen durch das. General 
Eonfiftorium in Bezug auf Die ewangelifche Kirchengeſellſchaft verfügt. 1%) 

.$. 60. Die öffentlichen Bekanntmachungen von den Sirchenkanzeln er— 
halten, infoferne fie regelmäßige find und auf das Innere der Kirchenverfafjung 
ſich beziehen, wie die Proclamationen der Brautlente, Durch die Kirchenorduung 
in Mebereinftimmung mit den Geſetzen des Staats, ihre nähere Feſtſetzung. 

$. 61. Außerordentliche Publicationen von den Kirchenfanzeln, wenn Die 
jelben bei einer allgemeinen königlichen Verordnung für nöthig erachtet werben, 
jollen, nad) geſchehener Communication darüber von Geite bes die Publication 
verordnnenden Mintfteriums mit dem Minifterium des Innern, von Lekterm durch 
Das Generalconſiſtorium in den evangeliſchen Kirchen anbefohlen werden, wenn 
nicht ſchon in Der Verordnung ſelbſt Die Publication von den Kanzeln ver 
ordnet ift. 

F. 62. Die Dispenfationsgefuche wegen verbotener Verwandtſchaftsgrade 
von Brantleuten und wegen Grlaß der Proclamation derjelben find an das 
Minifterium des Innern zur Kirchenſection als General-Eonfiftorium zu richten 
und von bemfelben nach den beftehenden gefeßlichen Normen zu erledigen. 
68 Auf gleiche Weife ftehet demſelben allein zu, Anträge zu erthei= 
fenber Dispenfationen, in Anfehung der Beit und des Orts ber Taufe, des 





9) Zu vergleichen $. 17 der Vereinigungs - Urkunde, 
10) Bu dergleichen $. 76 bes Religions-Cdictes, 
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Alters der Konfirmanden, des Wechſels der Beichtverhaͤltniſſe, der Privatcom⸗ 
munion, ber öffentlichen oder Haustrauung, der Tranımg Im Auslande und der 
Beerbigungsfeiet;, im außerordentlichen Fällen von. ven in ber Kirchenorbnung 
beſtimmten Vorſchriften bei Dem Miniftertum des Innern zu machen. 

8. 64. Gheftreitigfeiten aber und Chefälfe überhaupt, wobei es nicht auf 
Belehrung und Aufrechthaltung der Kirchendisciplin ankommt, find von dem 
Reſſort des General-Eonfiftsriums ausgefchieden, und gehören vor Die Civilobrigkeit. 


$. 65. Die Sorge für den Vollzug der Gefege und Verträge über bie 
religiöfe Erziehung der Kinder aus gemifchter Che, nach dem Edicte vom 24. 
März 1809, 1. Abfchnitt, 3. Gapitel, und die Erledigung der hierauf gegrün- 
deten Bejchwerden, gehören zu den Gefchäften der gefammten Kirchenſection, 
welche deßfalls nach der $. 46 ertheilten Vorfchrift fich zu benehmen Hat, 11) 


O. Oberaufficht über die Dis eiplin der Gemeinden. 


.66. Die Disciplinaraufſicht über die Geſammtgemeinde Der prote— 
ſtantiſchen Kirche übt das General⸗Conſiſtorium durch bie Dazu geordneten Mittel⸗ 
organe nach Der: benjelben eriheilten Armtsinftruction in Gemäßheit. des. eben 
angeführten Edicts vom 24, März 1809, IL. Abſchnitts 2. Capitels aus. 

8. 67. Zu gleichem Zwecke hat daffelbe auch über die Disciplin ein 
zelner Kirchengemeinden bie Oberaufficht zu führen, und theils durch Die Ver- 
anlaſſung der dahin gehörigen organiſchen Einrichtungen tt den Gemeinden 
ſelbſt, teils Durch beſondere Verfügungen, in einzelnen zur Anzeige kommenden 
Fällen, die nöthigen Vorkehrungen zur Erhaltung der Srömmigfeit und Sitt⸗ 
Yichykeit in den Gemeinden zu treffen. 


$. 68. Don dem Buftande der Gemeinden in moralifcher und religiöfer 
Hinſicht wird das General⸗Conſiſtorium auch durch Die jährlich von allen Pfarr: 
aͤmtern einzufendenden Amts= und Jahresberichte, und durch die Berichte über 
die bei den vorſchriftsmaͤßigen Localviſitationen gemachten Bemerkungen, ſich 
unausgeſetzt in Kenntniß zu erhalten ſuchen. 


8. 69, Wenn einzelne Mitglieder einer Gemeinde, oder ganze Gemeinden 
die Ordnung und den geziemenden Anftand der kirchlichen Verſammlungen 
ftören, oder der Grreichung. der heilfamen Abjicht des Firchlichen Vereins und 
öffentlichen Gultus fich geflifjentlich widerfegen, jo hat das General-Conſiſtorium 
auf geichehene Anzeige, zur Abftellung. des öffentlichen Aergerniſſes, durch Das 
Ministerium des Junern die geeignete Verfügung, zu veranlafjen, und ſich Dazu 
der Mittel der Kirchenzucht und des kirchlichen Strafrechtes, durch Ermahnung, 





44) Zu vergleichen 8. 12 ff. des Religions-Edictes, 
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Warnung und temporelle Ausſchließung aus der öffentlichen alegenve gonmina 
AB bedienen. 

8 70, Soilte hingegen größere Beftrafung an Vermögen, Ehre und 
Rei der abfichtlichen Ruheſtörer der Firchlichen Ordnung nad) den Öefepen zu 
verfügen ‚fein, jo ift Die Verfügung folcher Strafen an ben zuftändigen Richter 
zu verweilen, 

$. 71. Von der nach dem Antrage des General- Gonfifteriums bei dem 
Minifterium des Innern in Iegter Inſtanz genehmigten Ausichliefung aus der 


Kirchengemeinde findet fein Recurd an eine andere Behörde ſtatt. 12) 


P. Oberaufſicht über die Führung der Kirchenbücher. 


F. 72. Rückſichtlich der über alle firchlichen Handlungen zu füͤhrenden 
Kirchenbücher Hat das General-Conſiſtorium ernftlich darauf zu achten, daß 
ſolche von allen Pfarrämtern nah den geſetzlichen Verordnungen gleihförmig, 
genau und vollftändig geführt, ‚bei, jeder Erledigung und Verweſung einer 
Pfarrei in forgfältige Aufficht genommen, und ficherer Verwahrung Äibergeben, 
auch regelmaͤhig fortgeſetzt werden. Es iſt darauf auch bei den anzuorbnenden 
Pfarzvifitationen ‚ und bei der Inſtallation eines jeden Pfarrers, von den De 
canaten die größte Aufmerkſamkeit zu richten, und jeder Fall der Uebertretung 
der ſich darauf beziehenden Gejege ungejäumt zur ‚Anzeige bei dem Minifterium 
des Innern zu bringen, bei welchen das General-Eonfiftorium der Wichtigkeit 
bes Gegenftandes gemäß die geeignete Ahndung veranlafjen wird, 


Q: Feſtſetzung ber Stolgebühren, 
= "€ 73. Ueber die von Kirhenhandlungen und pfarramtlichen Geſchaften 
au, Begiehenden Stolgebühren hat das General: Conftftorium ein allgemeines 
Regulativ zu verfaffen, und nad Alferhöchiter Genehmigung. desjelben foll es 
zur Kenntniß aller Pfarrämter und Polizeibehörden gebracht, über defjen Beob— 
achtung forgfältig gemacht, und in vorfummenden Uebertretungsfällen ſollen auf 
den Imtrag de Genen: Corfiftorkume die geeigneten Sn verfiigt wetden 


IM. Titel. — * 
Wirges, bes General - Conſiſtoriums in Rücficht licchicher fe. 
und Güter, | 
R. — der Hoheitsrehtenin- PER 


74 Die Aufrechthaltung der Königl. Hoheitsrechte in Beziehung auf 
alle in Dem Koönigreiche heſtchenden Kirchen, folglich auch in Veaichang auf die 





12) Zu vergleichen g. 19 der Bereinioungd Urkunde, ur: ‚ H wi 
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evangeliſche Kirche gehört zu dem gemeinfchaftlichen Geſchaͤftskreiſe der Kirchen: 
fection; dieſe hat dasjenige, was bemfelben entgegen tft, nad) den in dem 
Königl. Edicte declarirten Grundfäßen im Innern des Reichs fogleich ſelbſt 
abzuſtellen. 

$. 75. Wenn dabei auswaͤrtige Verhaͤltniſſe einſchlagen, fo iſt bei dem 
Minifterium des Innern eine Sommunication mit dem Königl. geheimen Mini« 
fterium der auswärtigen Angelegenheiten darüber zu veranlaffen. 

$. 76. Wenn die Vertretung der Iandesfürftlichen Patronatögerechtfame 
oder der Hoheitörechte in andern auf die Kirchenpolizei fich Beziehenden Gegen: 
ftänden vor Gerichtäftellen, durch die angeftellten Fiscale nöthig ift, fo gehört 
e3 gleichfalls zum gemeinfchaftlichen Gejchäftsfreife der Kirchenfection, nach Vor: 
jchrift des $. 5 des Edictes vom 8. September 1808 hiezu die Einleitung 
zu treffen, 
87. Die Vollziehung der Königl. Declarationen und Edicte über die 
Rechte der mebiatifirten Fürften, Grafen und Herren, dann über die Rechte und 
Pflichten der Privatpatronen und über die Patronatsverhältnife, in welchen 
Gorporationen und moraliſche Perſonen ftehen, wird in Rüdficht der evangelifchen 
Kirchenfachen dem General-Conſiſtorium zur bejonderen Pflicht gemacht. 


”s, Bewahrung der Rechte der kirchlichen Gemeinden — 
Kirchendiener. 


$. 78. Auf gleiche Weiſe hat das General-Conſiſtorium darüber zu 
wachen, daß die proteftantifche Gefammtgemeinde in ungeftörtem Genufje der 
nach der Gonftitution des Reiches und dem Edicte vom 24. März 1809 ihr 
zuftehenden Gerechtſame, in Beziehung auf Freiheit des öffentlichen Gottes: 
Dienfted, auf Ausübung ihrer Kirchenrechte und auf den vollfommenen Genuß 
ihres Kirchenvermögens, erhalten und geſchützt werde, 

$. 79. In denjenigen Fällen, wo das proteftantifche Kirchenvermögen 
vor den Gerichtöhöfen vertreten werden muß, wird das Minifterium des Innern 
die Einleitung treffen, daß Die Königl. Fiscale diefe Vertretung beſorgen. 19) 

$. 80. Nicht minder bat fi das General = Sonfiftorium auch ber ihm 
untergeordneten Geiftlichkeit und der übrigen Kirchendiener in jedem Falle anzu: 
nehmen, wo ihren geſetzlich zugeftandenen Nechten und Einkünften Schmälerung 
wiberrechtlich widerfährt und folchenfall3 ihre Vertretung auf dem Wege ber 
geſehlichen Ordnung einzuleiten. 





1429) In der Pfalz haben die Kirchen vor dem gewöhnlichen Richter und in den 
gewöhnlichen Formen bes Prozeſſes Recht zu nehmen. Die Beſtimmungen hierüber finden 
ſich im II. Buche unten. 
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$. 81. Mit der Minifterialfection der General-Abminiftration des Stif⸗ 
tungsvermögens hat das General-Bonfiftorium zugleich die Verpflichtung auf fich, 
‚Uber die ungejchwächte Erhaltung und zwedmäßige Verwendung des Vermögens 
der proteftantiichen Kirchen und Kirchenftiftungen des Neiches zu wachen, 

$. 82. Befonders hat e8 darauf zu fehen, daß die für den Cultus der 
evangeliſchen Kirchen beftimmten nöthigen Ausgaben. aus dieſem Theile des Stifr 
tungsvermögens Beftritten, die dazu vorhandenen Iofalen und allgemeinen Kir 
henfonds etat3mäßig zu dieſem Zwecke benügt und wie es das Bebürfniß und 
die Wiirde des öffentlichen Gottesdienftes und der Unterhalt der zur Beforgung 
befjelben angeftellten Geiftlichen und übrigen Kirchendiener erforbert, regelmäßig 
und ausſchließend verwendet werde. 

$. 83. Es trägt daher das General-Eonfiftorium durch seinen Vorſtand 
dem geheimen Miniſterium des Innern nach dem organiſchen Ediete vom 8. 
September 1808 ſeine Vorſchlaͤge über die Errichtung neuer Pfarreien und uͤber 
‚Die Einziehung oder beſſere Dotirung von Pfarreien, deren Ertrag zur Unter 
haltung eines Geiftlichen unzureichend ift, vor, und veranlaßt, benehmlich mit 
der geheimen Minifterialftiftungsfection, die deßhalb nöthigen Bauten oder Vers 
änderungen der vorhandenen Kirchen und Pfarrgebäube, s 

$. 84. Es erhält das General» Eonfiftorium in jedem erforderlichen 
Falle Einficht des Vermögensftandes einzelner Kirchenftiftungen und der Darüber 
eingefommenen Rechnungen und formirten Etats. 
| $. 85. Es begutachtet Die Annahme neuer Stiftungen zu Eirchlichen 
Zwecken der proteftantifchen Gonfeffion, nebft den Bedingungen ihrer Deitätigung 
und ihrer zwedmäßigen Verwaltung und Verwendung. 

$. 86. Es werden dem General: Gonfiftorium alle Anträge, welche auf 
die Veräußerung von Sirchenrealitäten, auf neue Anordnung von Kirchenein« 
künften, auf Abänderungen in der matrifelmäßigen Beſoldung der Geiftlichen 
und andern Kirchendiener, oder auf anderweitige Verwendung von Kirchen und 
Pfarrgebäuben fich beziehen, zur Kenntniß mitgetheilt, um fich darüber mit der 
Minifterialfection der Adminiftration des Stiftungsvermögend zu Benehmen oder 
auch feine gutachtlichen Vorjchläge darüber und die in ſolchen Fällen an bie 
Außern Stiftungs - Adminiftrationen nach feinem Antrage zu erlaffenden Verfü— 
gungen dem geheimen Minifterium de3 Innern zur Genehmigung vorzulegen, 


II. Speriolinstenrtion für die Generalkreiscommissoriote in Beziehung auf das Ritchen- 
wesen der protestantischen Gesammigemeinde des Rönigteichs Bayern. 


$. 41. Die Generalkreiscommiffariate, nach dem organifchen Edicte vom 
IT. März 1809 ald die erften mit dem Minifterium des Innern ” der bei 


Oandbuch ber Berfafjung und Verwaltung ber prot.seb, Kirche ber Pfalj. 
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demfelben errichteten Kirchenfection ald General-Gonfiftorium der proteftantifchen 
Gejammtgemeinde, im unmittelbaren Verhältniffe ftehenden Leitungsorgane der 
Kirchenregierung, haben theild unmittelbar, theil3 mittelbar, über alle in ihrem 
Kreife befindlichen Kirchengemeinden, Kirchendiener und Kirchenangelegenheiten 
die Oberaufficht zu führen. 

$.2. Bu dem Gefchäfte der Auffiht über die Kirchenangelegenheiten 
find denſelben ein Kreisficchenrath und mehrere Diftrictödecane untergeordnet, 
beren fie fich nach den in dem obigen Edicte ausgejchiedenen Gegenftänden als 
ihrer Organe bedienen, 


8. 3. Es liegt den Generalkreiscommiffariaten ob, die von dem Mini: 
fterium des Innern an fie auf Antrag des General-Eonfiftoriums erlaffenen all- 
gemeinen und befondern Vorichriften, Anträge und Weiſungen zu beobachten, 
ihre Bekanntmachung, fo weit fie für Die untergeordneten Organe gehört, zu 
bejorgen und über ihre Befolgung zu wachen. 

$. 4. Sie haben über alle wichtigere Kirchenfachen, welche nicht nach 
bereit8 publicirten Verordnungen entjchieden werden können, an das Minifterium 
de3 Innern Bericht zu erftatten und nur in dringenden Fällen, die eine ſchleu— 
nige Entjhließung fordern, eine geeignete proviforifche Verfügung zu treffen. 

$. 5. Bei Erledigung einer Pfarrftelle Königl. Patronat3 Durch den 
Tod des Pfarrers hat das General-Sommifjariat den Nachfig der Wittwen und 
Relicten anzuorbnen, für die Bewahrung der Pfarregiftratur und Verweſung 
der Stelle die erforderlichen Verfügungen zu treffen und über die Vollziehung 
diefer Maßregeln an das Minifterium des Innern Bericht zu erftatten, 

$. 6. Jede Erledigung folher Stellen, fie fei durch Abfterben, Reſig— 
nation, Gmeritirung, Verſetzung oder Abſetzung des Geiftlichen erfolgt, hat das 
General-Commiſſariat im Negierungshlatte bekannt zu machen, die Bittſchriften 
der Gompetenten um die Stelle zu fammeln und dieſelben im Originale mit 
bejonderem Berichte über die vacante Stelle, deren Verhältniffe und Ertrag und 
über die Anfprüche der Goncurrenten, ſechs Wochen vor Ende des Nachfiges, 
oder wo fein Nachſitz flatt findet, ſechs Wochen nad) gefchehener Bekannt⸗ 
machung der Vacanz, an das Minifterium des Innern einzufchiden. 

$.7. Bei Mebiat- und Privatpatronatftellen hat das General: Com- 
miffariat die Anzeige der Erledigung und der zur proviforischen Verwaltung ber 
Stelle vom Patron getroffenen Maßregeln, zu empfangen, und bie von bem- 
felben in der gejeßlichen Zeit und Form übergebene Präfentation mit gutacht- 
licyem Berichte an genanntes Minifterium zu befördern. 

$.8. Nach erfolgter Ernennung eines Pfarrerd, oder Genehmigung 
und Beftätigung eines von Patronen ernannten Geiftlichen, hat das General 
Commifjariat, auf erhaltenen Auftrag, die Beftallung oder den Poſſeßbefehl für 
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denſelben — und F— deſſen Verpflichtung und Einführung ins Amt 
zu ſorgen. 

$. 9. Bei Grlediging von. Kantoraten, Organiften= und Küſterſtellen 
bewirkt das General-Conmiffariat aus Auftrag des General-Eonfiftoriums Deren 
zwedmäßige Wiederbeſetzung. 

$. 10. Bei andern Stellen des niebern Kirchendtenftes hat e3 in admi⸗ 
niftrativer und polizeilicher Hinſicht für deren Befegung mit. tauglichen Sub: 
jeften nad) autachtlicher Vernehmung der Pfarrämter zu ſorgen. 

$. 11. Alle Urlaubs: und Neifegefuche der Geiftlihen und anderer 
Kirchendiener werden vom ‚General: Gommiffariate theils unmittelbar, theils 
mittelbar erlediget, theild in vorbehaltenen Fällen einer längern Abwefenheit 
vom Amte und Orte, oder einer Reife ins Ausland und an das Königl, Hof: 
lager, zum Minifterium des Innern zur Erledigung eingejchidt. 

$. 12. Die Heirathsgefuche der Geiftlichen gelangen Durch das. Ge: 
neral⸗ Commiſſariat an Das Minifterium des Innern mit gutcchtlihem Bes 
richte. 3) 

$. 13. Ebenfo werben die Gmeritirungs=, Penſions- und Zulagsgejuche 
der Geiſtlichen und Abrigen Kirchendiener, nebjt den Unterftühungsgefuchen ihrer 
Wittwen und deren Bitten um Nachfikverlängerung, mit Gutachten Defjelben an 
erwähntes Minifterium befördert, 

$. 14. Ueber Veränderung der Parschialgrenzen, und über Eintheilung, 
Aufhebung oder beſſere Dotation der Parochien, Eommt dem General⸗Commiſſa⸗ 
riate Berichtserftattung zu. 

$. 15. Ueber Aenderung der kirchlichen Gebäude und Pfarrhäufer, 

Errichtung neuer und Veräußerung der vorhandenen, jenbet Dafjelbe erforderlichen 

Falls Gutachten und Auformationdbericht ein. 

$. 16. Die Erhaltung und vorfehriftsnäßige Verwendung bes Kirchen: 
vermögend hat das General-Commifjariat zu controlliren; — 

$. 17. auf genaue Beobachtung der Kirchenordnung zu achten, und Die 
ihm bekannt gewordenen Lebertretungen derſelben abzuitellen ; 

$. 18. am Schluffe jeden Jahres: einen das Kirchenwefen des Kreiſes 
umfaffenden Generalbericht, mit Beifügung der vierteljährig eingefommenen 
Decanatsprotofolle und Jahresberichte der Pfarämter, zu erftatten; — 

$. 19. feine eigenen Geichäftsprotocolle, welche über Das Kirchenweſen 
abgejondert zu führen find, vierteljährig dem Minifterium des Innern zur Einficht 
bes General⸗Conſiſtoriums vorzulegen; — 

$. 20. überhaupt ſich in fteter ueberſicht des ganzen kirchlichen und 
fittfichen. Zuſtandes der Pfarrgemeinden des ganzen Kreiſes zu erhalten, um 





18) Vergleiche Anmerkung zu 8. 40 J. oben, 
12 * 
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über alle vorfallenden Greigniffe und Angelegenheiten die von dem Generals 
Gonfiftorium geforderten Gutachten, Berichte und Vorfchläge fogleich mit ange- 
mefjener Berjonen= und Sachkenntniß angeben zu Eönnen. 

$. 21. Der nah $. V des organischen Edicts vom 17, März l. J. 
dem General: Kreiscommifjär beigegebene Kreisfirchenrath hat unter der Leitung 
und im Namen des General⸗-Kreiscommiſſariats alle dem Legtern in Beziehung 
auf proteftantijche Kirchenangelegenheiten angewiejenen Gejchäfte zu bearbeiten, 
dem General: Sommiffär Vortrag darüber zu erftatten, und bie bejchlofjenen 
Expeditionen zu fertigen. 

$. 22. Gr ift befonders mit der genauen Aufficht auf die Lehre und den 
Eultus, deren Beförderungsmittel und die Hindernifje ihrer Vervollkommnung 
und Wirkfamkeit, dann über die Amtsführung und den Lebenswandel der Geift- 
lichen und anderer Kirchendiener, auch über den religiöfen und moraliihen Zur 
ftand der Kirchengemeinden des Kreiſes beauftragt. 

$. 23. Gr hat jährlich um Oſtern als Synodalaufgabe für Die der Auf 
ficht des Generalcommiſſariats untergebene Geiftlichleit eine wiffenjchaftliche und 
eine practifche Frage zur Beantwortung vorzulegen, die bi8 Ende des Jahres 
auf diefe Synodalfragen einlaufenden Antworten, welche von allen Geiftlichen, 
die noch nicht über 60 Jahre alt, oder nicht durch Kapitelswürden Davon Did: 
penfirt find, jo wie von allen Bicarien und Candidaten, die eine in deutſcher, Die 
andere in Iateinifcher Sprache, geliefert werben müffen, zu. cenfiren und diefe Gen- 
fur den DiftrictSdecanen zur Bekanntmachung an die Geiftlichen jedesmal bei der 
Aufgabe neuer Fragen im folgenden Jahre mitzutheilen, auch dieſelbe mit Beilegung 
der ausgezeichnetften Arbeiten Diefer Art an das Minifterium des Innern einzus 
ſchicken. 

$. 24. Eben fo hat er die Synodal- und Viſtitationsberichte der Dis 
ſtrietsdecane und die Jahresberichte der Pfarrämter zu repidiren und, mit jeinen 
Bemerkungen begleitet, an das Minifterium des Innern zum Generalconfiftorium 
zu übergeben. 

$. 25. Auch fommt ihm zu, die Genfur der von den Pfarrämtern ein 
zufchiefenden Predigten, Dispofitionen und anderer prackifcher Auffäge, worüber 
bie Kirchenordnung nähere Vorjchrift ertheilt, forgfältig abzufaffen und Die Ne 
jultate derſelben theild den Diftrietödecanen zur Belehrung der Pfarrämter, 
theild dem Generalconfiftorium berichtlich mitzutheilen. 

$. 26. Er hat die Inftallation der Diſtrictsdecane nad) Vorſchrift Der 
Kirchenordnung zu verrichten, und bei Diefer Gelegenheit beſonders von dem Zu⸗ 
ftande der Decanatsregiftraturen genaue Notiz zu nehmen, 

$. 27. Die Ordination der zur Aufnahme geprüften und zu einem Bis 
cariate beftellten Candidaten hat er nach Auftrag des Generalconfiftoriums, mit 
Buziehung der Stadtgeiftlichen feines Wohnortes, zu verrichten, 
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6. 28. Zu den erlebigten Pfarreien hat er, wenn ein befonderer Vica- 
rius zu ihrer Verwefung erforderlich ift, taugliche Kandidaten als Verwefer dem 
Generalcommiffariate vorzufchlagen, auch ſonſt jede Anftellung von DVicarien zu 
begutachten, 

$. 29. In erforberlichen Fällen werden ihm Localvifitationen einzelner 
Pfarrämter oder Diftrictödecanate aufgetragen. 

$. 30. Ueber die jämmtlichen Diſtrictsdecane bes Kreiſes hat er nad) 
ihrer ihm bekannt werdenden Gelehrſamkeit, Amtsführung, Decanatsgejchäftsbe: 
forgung und Lebenswandel, Sonduitenliften nach der in der Kirchenordnung vor: 
zufchreibenden Form zu führen und an das Generalconfiftorium durch das Ge: 
neralfreiscommifjariat einzufchiden. 

S. 31. Die von den Diftrictödecanen mit ihren Synobalberichten einzu: 
ſchickenden Gonbuitenliften über fämmtliche Geiftliche, Vicarien und Candidaten 
ihres Diftricts, nebft den Nefultaten der Jahresberichte aller Pfarrämter, den 
wiffenfchaftlichen und practifchen Ausarbeitungen derſelben und andern officiellen 
Anzeigen hat er zu benüßen, um eine genaue unparteiifche Bonduitenlifte über 
den ganzen proteftantifchen Glerus des Kreifes nach $. 3 der Beförberungsord> 
nung abzufaffen, und nebſt einem umftändlichen, das ganze Sirchenwejen ums 
fafjenden Yahresbericht, dem die einzelnen Sahresberichte und Decanatsconduitens 
liften beizufügen ſind, durch das Generalkreiscommifjariat an das Generalcons 
fiftorium einzufchiden. 

$. 32. Er bat die von den Pfarrämtern durch bie Diftrictsdecanate 
einzuſchickenden jährlichen Katechumenenliften genau zu revidiren und Die dabei 
bemerften Unordnungen theils ſelbſt abzuftellen, theild, wenn fie bon größerem 
Belange find, dem Generalconfiftorium zur Abftellung anzuzeigen. 

&. 33. Gr hat über alle, den Episcopal- und Patronatsrechten des Res 
genten zumiberlaufenden Greigniffe durch das Generalcommifjariat an das Mis 
nifterium des Innern zu berichten, und wo zur Verbeiferung bes Kirchenweſens 
überhaupt ober in einzelnen Gegenftänden fich Gelegenheit darbietet, Die geeig— 
neten Anträge dazu mittelft Generalcommiſſariatsberichtes dem Minifterium des 
Innern vorzulegen. 
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Die Decanate, 


— — 


$. 9. 
Errichtung und Benennung. 


Die Vereinigungs-Urkunde von 1818 hatte Die in Folge der Verords 


nung vom 9. September 1815 gebildeten Kirchen-Infpectionen in Wirffamfeit 
angeroffen und ließ biefelben laut $. 21 auch fortbeitehen. 


2. In Folge der Vereinigungs-Urkunde erging in Betreff der Bildung 


ber Inſpectionsbezirke nachfolgende Negierungsverordnung vom 2. Juni 1819: 


m Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Nachdem die Vereinigung der beiden proteftantiichen Gonfeflionen, ſowie 


die neue Eintheilung des Kreijes in zwölf Land-Gommiffariate, auch eine Abän- 
derung der bisherigen proteſtantiſch-kirchlichen Inſpections-Bezirke . fordern, fo 
haben Se. Majeftät der König Durch Allerhöchſtes Nejeript vom 28. April J. 5, 
folgende Anordnungen zu treffen gerubt: 


4. In der Regel bildet jedes Land-Commiſſariat nur eine ufpection, 


Ausnahmen bievon machen die Land-Commiſſariate Kirchheim, in wel- 
chem eine Inſpection zu Kirchheim für die Gantone Kirchheim und 
Göllheim, imd eine andere zu Gaugrehweiler für Die Cantone Roden: 
haufen und Obermofchel beftehen joll; und endlich Cuſel, welches für 
den Canton Diejes Namens eine Inſpection in Cuſel und eine. zweite 


für die Cantone Rautereden und Wolfitein in Lauterecken erhält. 
‚ Der Sig der Inſpection ift an dem Hauptorte des Landcommiſſariats; 


wo dieſes nicht ſogleich gefchehen kann, iſt bei Grfebigungen darauf 
Nücficht zu nehmen. 


. Ein Inſpector erhält mit Einſchluß ber Bureau⸗Koſten , einen Gehalt 


von 600 Bulden, wogegen feine bisherigen Er-Local-Präfidenten- oder 
Anfpectiong-Bezüge nebjt den Bureau-Koſten cefjiren. 


. Die beiden Inſpectoren in Zweibrüden, jo wie die in Kaiferslautern, 


jeßen ihre Functionen gemeinschaftlich nach einer von dem Gonfiftorium 
zu bejtimmenden Geſchäfts-Ordnung fort, 


‚ Da die beiden Gantone Nodenhaufen und Obermofchel bereits ihre 


eigenen Inſpectionen haben, jo bleiben Die Dermaligen Inſpectoren in 
ihren bisherigen Functionen, bis Durch eingetretene Erledigung beide 
Aufpectionen in eine vereinigt werben, 
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6. Die Stabtgeiftlichkeit in Speyer bildet ein eignes, von ber Infpection 
egimirted und dem Confiftorium unmittelbar untergeorbnetes geiftliches 
Minifterium, 

Bufolge Gonfiftorial-Ausjchreibens vom 17. März 1819 (Int.Bl. 1819, 
©. 301) traten die alfo gebildeten Infpectionen mit dem 1. Juni 1819 in Wirk: 
ſamk eit.) 

3. Ober⸗Conſiſtorial⸗Ausſchreiben vom 1. Dezember 1820, die Verwandlung 
ber Kirchen-Infpectionen des Untermain- und Rheinfreifes in Deranate betreffend: 

„Se. Könige. Mafeftät haben unterm 26. v. M. auf Unfern Antrag ge 
nehmigt: Daß die Bisher unter dem Namen von Infpectionen beftandenen 
kirchlichen Auffichtsftellen des Untermain- und Rheinkreiſes für die Zukunft, der 
Gleichförmigkeit wegen, die in den übrigen Kreiſen des Königreichs eingeführte 
Benennung „Decanate* erhalten, dabei jedoch die bisherigen Amtsſiegel jener 
Stellen, um nicht unnöthige Koften zu veranlafjen, noch fo lange, bis eine Er: 
neuerung berfelben Fünftighin nothwendig wird, beibehalten werben follen.” 

4. Das Königl. Ober-Eonfiftorium hat unterm 28. Mai 1838 wegen 
Inſtallation der Decane folgende Entjchließung erlaffen : 

„Aus dem Berichte vom 9. Mai 1.3. hat man erfehen, baß ber $. 26 im 
A. H. B. S. 54 (S. 180 oben) Hinfichtlich der Inftallation der Diftrietsdecane in dem 
Conſiſtorialbezirke N. bisher nicht in Anwendung gebracht worden fei. indem 
num dadurch eine wejentliche und in mehrfacher Beziehung höchſt zweckmaͤßige 
Vorſchrift unerfüllt geblieben ift, jo wird hiemit nach dem Antrag des Conſiſto⸗ 
riums verorbnet, Daß von jegt an alle folche zur Beförderung gelangte ober neu- 
angeftellte Pfarrer, denen zugleich die Führung des Decanats übertragen wor: 
ben ift, Durch ein geiftliches Mitglied des Gonfiftoriums zu inftalliren feien. Die 
jenigen Obliegenheiten, welche in der Entjchließung vom 6. Mai 1837 unter 
Bif. 3, 4 und 5 dem Decan bei ber gewöhnlichen Pfarrinftallation zuftehen, 
gehen nun an das Königl. Gonfiftorium refp, an den mit der Auftallation des 
neuen Decans beauftragten geiftlichen Rath des Gollegiums über.“ 


1) Durch Allerhöchſte Entſchließung vom 20. März 1843 wurbe bas eine 
ber Decanate zu Katferälautern nach Winnweiler verlegt, und durch weitere Allerhöchite 
Entihliefung vom 28. Juni 1852 ein weiteres Decanat in Dürkheim errichtet, 
umfaſſend diefen Canton und einige Pfarreien des Canton Grünftadt, die früher zum 
Decanate Frankenthal gehörten. 

Nachdem in Zweibrüden nur mehr ein Infpector (Decan) ſich befindet und bie 
beiden Cantone Rodenhaufen und Obermoſchel das Decanat Obermoſchel bilden, fo be- 
ftehen jest in ber Pfalz folgende 16 Decanate: 

1, Bergjabern, 2. Eufel, 3. Dürkheim, 4. Frankenthal, 5. Germeräbeim, 
6. Homburg, 7. Kaiferslautern, 8. Kirhheimbolanden, 9. Landau, 10. Lautereden, 
11, Neuftabt, 12, Obermoſchel, 13, Pirmafenz, 14. Speyer, 15. Winnmweiler, 16, 
Zweibrüden, 
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5, Damit hängen die Vorfchriften zufammen, welche das Königl, Con 
fiftorium unterm 22. Dezember 1847 wegen Extradition der Decanat-Regiftra- 
turen erlafjen hat: 

a) Wird wegen hohen Alters oder, anfaltenber Krankheit oder wegen 
Verſetzung des Decans ein Decanatsverwefer ernannt, jo Hat derſelbe 
die Negiftratur, das Amtsfiegel ꝛc. bei -jenem jogleih in Empfang zu 
nehmen, wobei folgendes Verfahren zu beobachten ift. Die fämmtlichen 

Faszikel der Negiftratur find unter der Bezeichnung der Auffchrift und 

der Nummern, mit denen fie. nach dem vorgejchriebenen Regiftratur 
Plan verjehen find, in ein Inventar einzutragen, Eben fo find Die 
weiter übernommenen Gegenftände in diefem Inventar zu verzeichnen. 


Diefes Inventar ift in triplo anzufertigen ımd von dem Decan, 
ſowie von dem Decanatöverwefer zu unterzeichnen. Gin Exemplar er 
hält das Königl. Gonfiftorium mit dem Uebernahms-Protokolle, Das 
weite der Extradent, das dritte der Decanatöverwejer für Die Regi- 
ftratur, wo Dasfelbe zu afjerviren tft. 


b) Stirbt ein Decan oder Decanatöverwefer, jo hat der Senior unmittel- 
bar nach der Todesanzeige die Regiftratur ꝛc. zu übernehmen, Diejelbe 
aber in dem Sterbehauje zu belaſſen, bis über die Decanatsverweſung 
Entſchließung erfolgt ift. Den Schlüffel zum Regiftraturfchranfe, ſowie 

etwa vorhandene Amtsgelder (Gollecten u. f. w.) und das Decanatss 
jiegel hat der Senior fogleich mitzunehmen und einftweilen aufzube: 
wahren, 
Im Uebrigen ift eben fo, wie in dem sub a bezeichneten Falle, 
zu verfahren, nur mit dem Unterfchiede, Daß in dieſem Falle das In⸗ 
ventarium blos in duplo anzufertigen, und ein. Exemplar mit dem 
Uebernahms⸗Protokolle dem Königl, Gonfiftortum zuzuftellen, das andere 
den Acten beizulegen ift, 


ı) Wird ein Decanat wieder bejekt, jo hat das den Decan inftallirende 
Glied des Könige. Gonfiftoriumd in Gegenwart des bißherigen Des 
cahatsverwejerd Die Negiftratur u. f. w. dem neuen Decan zu fiber: 
geben, nachdem vorher Die ganze Regiftratur einer Unterfuhung unter 
ftellt worden ift. 

Das Inventar wird in duplo aufgeftellt und von Den Betheis 
ligten unterzeichnet. Ein Exemplar nimmt der Gonfiftorial-Gommiffär 
für das Königl. Gonfiftorium mit, das andere ift in der Decanatö-Res 
gijtratur aufzubewahren. | 

Ueber den Befund der Regiftratur wird dem Königl, Eonfiftorium 
in dem Inſtallationsberichte das Erforderliche mitgetheilt, 
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6. Wegen Verwefung der Decanate ift unterm 23. Mai 1824 nad 
folgende Allerhöchfte Entjchließung ergangen: 

An Erwägung, daß Unfere Verfügung vom 27. Zuli 1812, die Verwefung 
ber Decanate betreffend, auf den Rheinkreis nicht durchaus anwendbar ift, indem 
dort befondere, von dem Pfarreinktommen unabhängige Decanatsgehalte beftehen, 
finden Wir Uns bewogen, hierüber nähere Beftiinmungen feftzufeßen, und be 
ſchließen auf den Antrag Unferes proteftantiichen Ober-Gonfiftoriums, wie folgt: 

1. Wird ein Decanat des Rheinkfreifes durch Tod ober Verſetzung erledigt, 
fo find Die Decanatsgeſchaͤfte bis zur MWiederbefeßung der, Stelle dem Senior 
bes Kapitels zu übertragen, wofür berfelbe drei Viertheile des Decanatsgehalts 
zu genießen haben, das übrige Viertel aber der Pfarrwittwenfafje zufallen ſoll. 

2. In Krankheits- oder andern temporären DVerhinderungsfällen bes 
Decand übernimmt der Senior gleichermaßen die Verweſung des Decanats, 
jedoch ohne Remuneration, wenn diefelbe nicht Iänger als drei Monate dauert. 
MWährt die Verwefung länger, jo gebührt ihm bie Hälfte des Decanatögehaltes, 
während die andere Hälfte dem Decan verbleibt. 

3. © lange der. Senior Decanats-Verweſer ift, hat das Gonfiftorium 
einem andern Kapitel3=Geiftlichen die Funktion desfelben, wie fie die Beför- 
derungsordnung beftimmt, zu übertragen. 

4. Sollte nach dem Ermeſſen des Conſiſtoriums der Kapitels- Senior zur 
Uebernahme der Decanatögefchäfte nicht geeignet fein, jo Hat dasſeibe Unferm 
Ober = Gonfiftorium hiezu einen andern Geiftlichen der Diöcefe in Vorſchlag 
zu bringen. 

Unfer Ober» Gonfiftorium hat ſich Hiernach in vorkommenden in u 
achten, und das meitere Geeignete zu verfügen. 





$. 10. 
Amtszuftändigkeit der Decanate, 


— 


1. Auszug aus dem Edicte über die Mittelorgane für die 
proteftantifhen Kirdhenangelegenheiten vom 17. März 1809 
(vide Ebdict über die innern NKirchenangelegenheiten $. 11 Eeite 155 oben): 

$. 16. Die Decane haben 
4. die unmittelbare Aufficht auf Pfarrer und Vicarien, 
2. die Vifitation der Pfarren in ihren Sprengeln, 
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3. die Auordnung und Direktion der nach der Kirchenordnung ſtatt haben⸗ 
den Diöceſan-Synoden, 

4. Einſammlung und Beurtheilung der Uebungsarbeiten der Pfarrer und 
ihre Einſendung an das Conſiſtorium, 

5. die Anzeige der Todesfälle der ihrem Decanate untergebenen Geiſtlichen 
an das Gonfiftorium, 

6. Anordnung der interimiftifchen Verwaltung des Pfarramt3 und einer 
regelmäßigen Uebernahme der Pfarr-Regiftratur, 

7. Einführung und Inveſtitur der Pfarrer, 

8, Entſcheidung minder bedeutender Streitigkeiten einzelner Gemeinde: 
glieder wider ihre Pfarrer oder Vicarien nah Maßgabe der Kirchen- 
ordnung. 


2. Auszug aus der Gonfiftorial- Ordnung vom 8. September 1809: 


Snerinl-Instenetion für die Distrittsderane. 


$. 1. Zur Ausübung der kirchlichen Specialaufficht der Grenzen eines 
oder, wenn Darin nur wenige proteftantijche Pfarreien ſich befinden, etlicher 
benachbarter Landgerichte werden Diftrict3: oder Specialdecane angeordnet, deren 
Amt mit dem Beſitze guter Pfarrftellen verbunden und wo es thunlich ift, mit 
dem Amte de3 Diftrictöfchulinfpectors in einer Perfon vereinigt und über deren 
Ernennung bejondere Allerhöchfte Entjchliefung erfolgen wird. 

$. 2. Sie ftehen unter der Direction des Conſiſtoriums. 

$. 3. Die Geiftlihen und andern Kirchendiener des Diſtricts find ihnen 
unmittelbar untergeordnet und verpflichtet, ihnen auf jedesmaliges Verlangen 
von Amtsführung, Lehre und Wandel Rechenſchaft zu geben. 

$. 4. Durd fie gelangt an die Geiftlichfeit Alles, was vom Gonfiftorium 
in kirchlichen Sachen erlaffen oder verfügt wird. 

$.5. Wo es nöthig fcheint, haben fie Die Verfügung mit Erläuterungen, 
Rathſchlägen und Anweifungen für einzelne Fälle zu begleiten, dann jedesmal 
für Die regelmäßige Infinuation derfelben zu forgen und Die Attefte Darüber 
zu ſammeln. 

$. 6. Sie erftatten alle ihre Berichte, Gutachten und Vorſchläge über 
das Kirchenwefen ihres Diftricetd an das Gonftftorium und erhalten von dem— 
jelben auch in dem Falle, wenn ed irgend an ein einzelnes Pfarramt befondere 
Verfügung in Sirchenfachen erläßt, Davon eine Abjchrift zur Notiz. 

$. 7. Der Diftrictsvecan hat das Einfammeln und Einfenden der Gol- 
lecten zu beforgen. 

$. 8. Er erhält von den Pfarrämtern die jährlichen Katechumenenliften, 
und fehiet fie, nach vorheriger genauer Durchficht berjelben und Bemerkungen 
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ber etwa vorgefallenen Abweichungen won den über Die Aufnahme der Katechus 
menen vorhandenen Geſetzen zum Gonfiftorium ein. 

8. 9. Geiftliche und andere Kirchendiener des Diſtricts find gehalten, 
fich mit ihren Anfragen, Beſchwerden und Anliegen immer zuerft an den ihnen 
vorgeſetzten Diftrictödecan zu wenden, welcher ihnen Nath zu ertheilen und er 
forberlichen Falls ihre Eingaben, mit feinen Gutachten begleitet, an das Gon- 
fiftorium einzuſchicken hat. 

$. 10. Der Diftrictsdecan hat über die Vollziehung der das Kirchen: 

wefen betreffenden Edicte, die Bewahrung der Gpiscopalrechte des Negenten, 
die Beobachtung der Kirchenordnung in feinem Diftricte zu wachen und bie 
Amtsführung und Aufführung der Geiftlichen und andern Kirchendiener, fo wie 
das religtöfe und moralifche Verhalten der Gemeinen und die Beförderungs- 
mittel oder Hinderniffe der Reinheit amd Wirkfamfeit der Lehre und des Eultus 
zu beobachten. 
8. 11. Beſonders foll er jede Gelegenheit benüßen, die ihm untergeorb- 
neten Individuen nach ihren Fähigkeiten, ihrer willenfchaftlichen und moralifchen 
Bildung, ihrer Amtsthätigfeit und Aufführung genau Eennen zu lernen, um 
jedem nach feinem Bedürfniſſe Rath und Anweiſung gebew zu können, 

$. 12. Bu dieſer Abficht Hat er in jedem Jahre die Hälfte der Kirchen: 
fprengel ſeines Diftrietes forgfältig perfönlich zu vifitixen und die Bebürfniffe 
des Unterricht3 und des Gultus, die Mittel zu deren Befriedigung, das Ver: 
halten des Pfarrerd ımd der Gemeinde gegen einander und derer wechjelfeitigen 
Beichwerden, die Bejchaffenheit der Pfarr : Regiftratir und der Kirchenbücher, 
überhaupt Die ganze Art der Beobachtung ‚oder Vernachläffigung der Kirchen» 
ordnung, zu unterfuchen, Darüber ein genaues Vifitationsprotocoll abzufaſſen und 
mit Beilegung- bejjelben an das Königl. Conſiſtorium Bericht zu erftatten. 

$. 13. Die vom Gonfiftorium aufgegebenen Synodalfragen. hat er feinen 
Gapitularen bekannt zu machen, die einlaufenden Antworten Durchzufehen - und, 
mit feinen Bemerkungen begleitet, an das Gonfiftorium einzuliefern, auch Die 
Darauf erfolgende Genfur Desjelben feinen Diöcefanen mitzutheilen. 

$. 14. Auf gleiche Weife hat er mit den von den Geiftlichen abzufaf- 
fenden Sahresberichten und mit Den von ihnen einzuliefernden Beebigien, Diss 
pojitionen und praftiichen Aufjägen zu verfahren. 

 -$ 15 Jährlich einmal hat er alle Gapitularen und im Diſtricte ſich 
aufhaltenden Vicarien und Candidaten zu einer Synode im Wohnorte des De: 
canats zu verfammeln, welche mit einer Predigt eines Discefangeiftlichen eröffnet 
und zu einem Vorkrage des Decans über einen wifjenfchaftlichen Gegenftand, zu 
Unterredungen darüber, zur Recapitulation der im Laufe des Jahres im Kirchen- 
wejen des Diſtricts vorgefallenen wichtigeren Veränderungen und Darüber er- 
gangenen Verordnungen, zur Berathung über wichtige, Amtsfälle und über ‚Die 
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öfongmifchen und literarifchen Angelegenheiten des Capitels, dann zur Mahl 
für die etwa erledigten Stellen von Capitelsſenioren und Gamerarien benußt 
werben fol. _ | 

8. 16. Protokoll und Bericht über die gehaltene Synode hat der 
Decan an das Conſiſtorium einzuſchicken und denſelben die gehaltene Synodal⸗ 
predigt und die Jahresberichte ſäͤmmtlicher Pfarrämter beizulegen, auch feinen 
eigenen Jahresbericht über den Zuftand des Kirchenweſens im ganzen Diftricte 
und eine genaue unparteiifche Gonduitenlifte über alle Geiftlichen, Vicarien und 
Sandidaten des Gapiteld anzufügen. 

8. 17. Die Urlaubsgefuhe der Geiftlichen und anderer Slirchendiener 
bes Diftrictd, wenn fie nicht über acht Tage fich erftreden und Feine Reife ing 
Ausland oder an das Königl. Hoflager bezweden, hat der Decan zu erledigen, 
im entgegengejegten Falle aber fie weiter an die Behörbe zu befördern. 

$. 18. Bei Erledigung einer Pfarrftelle hat er fogleich Anzeige zu 
marhen und feine gutachtlichen Vorſchläge wegen Verweſung der Stelle beigu- 
fügen, auch für die Verwahrung der Amtsregiftratur zu jorgen. 

$. 19. Die Smftallation der Geiftlihen und bie Verpflichtung ber nie 
deren Kirchendiener wird von ihm, nach der in der Kirchenorbnung vorgefchries 
benen Form, auf den vom Gonfiftorium deßhalb zu ertheilenden Befehl vollzogen. 


3 Amts-Inſtruction der Decane. 


Erſtens foll der Decan die in der vereinigten Kirche der Pfalz zu Necht 
beftehende proteftantifche Kirchenlehre nach ihrem ganzen Inhalte, unter reblicher 
Zugrundelegung der Augsburgifchen Eonfeffion von 1540 und unter gewiſſen⸗ 
hafter Berückſichtigung der zur Befeitigung der ehemals ftreitigen Lehrpunfte 
in den 88. A—8 der Vereinigungs » Urkunde vom Jahre 1818 aufgeftellten Bes 
ftimmungen, nach Maßgabe der Allerhöchſten Entfchließung auf Die Verhandlungen 
der pfälzifchen proteftantifchen General-Synode vom 8. Dezember 1853, Ziff. II, 
treu und pflichteifrig vortragen und darüber wachen, Das dieſes auch die ihm 
untergebenen Geiftlichen reblich thun, den ihm anbefohlenen Religionsunterricht 
ber Jugend fowohl in der Kirche, ald auch in der Schule mit allem Fleiße 
ertheilen, der fpeciellen Seelforge zur Belehrung, Grmahnung, Warnung und 
Tröftung ſowohl der Gefunden al3 der Kranken mit chriftlicher Weisheit und 
Liebe fich unterziehen, feine Obliegenheiten als Ortsfchulauffeher in jeder Be 
ziehung, beſonders aber durch oft wiederholten Beſuch der Schule forgfältig 
und ımermübet erfüllen, an feiner theoretifchen und praftiichen Berufsbildung 
unausgefeßt, vorzüglich auch durch frommes und anhaltendes Studium ber 
heiligen Schrift alten und neuen Teftamentes arbeiten und feiner Pfarrgemeinde 
mit dem Beifpiel eines mufterhaften Lebenswandels voranleuchten. 
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Zweitens fol derjelbe dem ihm anvertrauten Decanate nebft deſſen zuge 
bhörigen Pfarrrechten und Gerechtigfeiten ohne Seiner Majeftät des Königs 
und der von Allerhöchftdemjelben verorbneten Behörden Wiffen und Willen 
nicht entziehen laſſen. 

Drittens fol er Die zu feiner Pfarrei gehörigen Kirchenregifter ordentlich 
und vorjehriftsmäßig führen, die Decanats⸗ und Pfarr» Regiftratur in der mög- 
lichften Ordnung erhalten und darauf fehen, daß ſolches auch von feinen Kapi— 
tularen gejchehe, auch die vorgefchriebenen Liften, Tabellen und Berichte jährlich 
zur beftimmten Zeit einreichen, fi) in Allem nach dem, was von Seiner Königl, 
Majeftät oder Allerhöchſtdero Gollegien, in specie dem Königl. Gonfiftorium 
in Allerhöchftvero Namen verordnet wird, gehorfam halten und die alfo an ihn 
als Pfarrer oder ald Decan gelangenden Befehle fo fchleunig ald pünktlich zum 
Vollzug Bringen, wo er aber etwas nicht vecht verftünde oder Zweifel hätte, 
folhes an Seine Königl. Majeftät und an das eben genannte Königl. Gonft- 
ftorium oder wer fonft dazu Befehl hat, gelangen laſſen, fich dafelbft Beſcheid 
erholen und demfelben genau nachkommen, dann mit möglichiter Sorgfalt darüber 
wachen, daß ſolches alle8 auch von feinen fämmtlihen Diöcefanen beobachtet 
werde, und jede Contravenienz ohne alle Rücficht dem ihm vorgefeßten Königl. 
Conſiſtorium anzeigen. 

Auch Fol fi der Decan in allen Stüden, infoweit die Beftimmungen 
der Vereinigungs-Urkunde nicht entgegenftehen, nach der Special» Inftruction für 
die Decane vom 8. September 1809, worauf das Edict der Verfafjungs-Urkunde 
über die inneren firchlichen Angelegenheiten, $. 14 hinweifet, genau benehmen, 
und beren Vorſchriften pünktlich vollziehen, Dabei aber fol er gegen die 
Prediger feiner Diöcefe ein würdiges hriftliches Benehmen, und fo auch gegen 
alle ihm als Decan untergebenen Perfonen eine fanftmüthige, Tiebreiche Ber: 
fahrungsart beobachten. 

Viertens foll er die Seiner Königl. Mafeftät für Sich und alle Ihre 
Erben zuftändige Episcopalgerechtigkeit und Herrlichfeit in geiftlichen und welt- 
lichen Sachen nad; beftem Vermögen erhalten und vertheibigen helfen, auch, 
foviel an ihm liegt, darauf fehen, daß folches auch von feinen Kapitularen mit 
möglichftem Fleiße in Acht genommen werbe; ingleichen ſoll er Schmälerung, 
Abbruch und Eingriff in Die Decanats-, Pfarr= und andere. Gerechtfame, von 
wem fie gejchehen möchten, fobald etwas dergleichen wor ihn kommt, ber 
ihm vorgefeßten Behörde anzeigen, auch desfalls auf Die Geiftlichen feiner Dis: 
cefe ftet3 ein wachſames Auge haben, und fie, wo es nöthig ift, an ihre Pflicht 
erinnern, 

Fünftens foll er die jährlichen Synoden ordentlich und zwedmäßig nach 
den desfalls vorliegenden Gefegen und Verordnungen halten, den vorgejchriebenen 
Vortrag fiber einen wiſſenſchaftlichen Gegenftand nicht unterlafien, Das Dabei ges 
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wöhnliche Colloquium zur Ermunterung des Fleißes und zur Verbreitung der geift- 
lichen Amtsklugheit Dirigiren, die jährlichen Bifttationen ber Kirchenfprengel feines 
Diftriftes forgfältig vornehmen, zu dem Inſtitute Der Synodal- und Prediger- 
arbeiten eine zwedförbernde Thätigkeit und Sorgfalt beweifen, ımd die Jahres— 
berichte vorſchriftsmaͤßig erledigen, auch den ihm untergebenen Pfarrern mit dem 
Beifpiele gewiffenhafter Amtstreue und exemplarifchen Lebenswandels vorleuchten, 
und dadurch Die ihnen zu ertheilenden Warnungen und Ermahnungen unterſtützen. 

Sechſtens ſoll fich der Decan die Erfüllung feiner Pflichten als Mitglied 
des Armenpflegichaftsrathes forgfältig angelegen fein Iaffen und an der Ber: 
waltung des Kirchenvermögens denjenigen Antheil nehmen, den ihm nach $. 14 
der Vereinigungs-Urkunde feine Eigenſchaft als Präſes des Presbyteriums zu= 
weißt; ferner fol er Darauf jehen, daß fein Pfarrhaus nebft Zugehör, jowie 
die Pfarrgrimdftüicde in gutem Zuſtande erhalten werden, und die fich ergeben- 
den Reparaturbebürfniffe in Zeiten gebührend anzeigen, dabei aber feine un— 
nöthigen Koften veranlaffen; insbefondere hat er zu wachen, daß feine Dem 
jeweiligen Pfarrer fraft Stiftung oder Vertrag zuftehenden Geld» oder Natural 
bezüge verloren gehen, von dergleichen Rechten regelmäßig Gebrauch zu machen, 
Weigerungen von Seite der Verpflichteten alsbald zur Anzeige zu bringen und 
die betreffenden Urfunden forgfältig aufzubewahren, nach Befund deren Erneue— 
rung oder Deponirung zu veranlaffen, überhaupt in allen Stücken ſich fo zu 
betragen, wie e3 einem gewifjenhaften, gehorfamen und treuen Koͤnigl. Diener, 
Kapitelövorfteher und Pfarrer geziemt. 

Diefem allem nachzutommen Hat er ſich durch Handgelübde* an Eides 
Statt anheifchig zu machen, 


A. Wegen der durch die Decane vorzunehmenden Kirchenviſitation 
ift unterm 15. Februar 1837 folgende Gonfiftorial-Entjchließung erlaffen worben: 


Indem man eine vollftändige Inſtruction in dem rubricirten wichtigen 
Betreffe in Ausficht ftellt, findet man fich veranlaßt, auf den Grund der bis— 
herigen Erfahrungen, befonders der, melde die Viſitations-Protocolle des ver: 
flofjenen Jahres darbieten, vorläufig Folgendes anzuordnen: 

41. Der Stand der chriftlichen Bildung der Jugend ift mit ganz befonderin 
Fleiße und durch unmittelbare Anſchauung des Bifitatord bei den gedachten 
Kirchenvifitationen zu erforjchen und von ihm genaue und vollitändige Meldung in 
dem Rifttations -Protocolle zu thun. Gin Decan hat, in dem lobenswerthen 
Streben, feine Bifitationen möglichſt fruchtbar und für das cHriftliche Leben 
der Gemeinden förderlich zu machen, feine Bifitationen Damit eröffnet, daß er 
einen Fatechetifchen Gottesbienft hielt, in welchem Gefang, Gebet, Prüfung 
ber Werk: und Sonntags-Schüler und Schülerinnen in religiöfer Beziehung und 
eine herzliche, den Verhältniffen angemefjene Anfprache an die Verfammelten, zu 
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welchen gewöhnlich ein großer Theil der (vorher von der Kanzel gehörig einzu: 
ladenden) Gemeinden gehörte, fo wie der von dem vifitirenden Kirchenbeamten 
zu fprechende Segen die einzelnen Theile bildeten und der unftreitig für dag 
ganze Vifitationswerf in vieler Beziehung erfprießlich geworden if. Man zwei 
felt nicht daran, daß Diejes, der proteftantijchen Kirchenordnung ganz angemefjene 
Verfahren andere Decanatsvorftände zur Nachahmung reizen werde und wünſcht 
nur, daß, wo fortan auf Die bezeichnete Art gewirkt wird, dieſe Wirkſamkeit 
immer aus einem gläubigen, frommen, die Ehre des Herrn und das Heil ber 
Brüder bezwedenden Sinne hervorgehen möge, damit das Haupt feiner Ges 
meinde, Jeſus Chriftus, auch auf diefe Thätigkeit einen rechten Segen lege. 
Wenn ſolche Gottesdienfte bei der Viſitation gehalten werden, ift im Protocolle 
davon Erwähnung zu thun. Wahrnehmungen, welche dieſelben dargeboten haben, 
ohne daß fie in dieſem Protocolle füglich beſprochen werben könnten, find in Dem 
jährlichen Rechenfchaftsbericht Des Decans zu bezeichnen. 

2. Alle Gegenjtände, welche Durch Die verjchiebenen hierher gehörigen 
Verfügungen und die Natur der Sache dem Bereiche der fraglichen Viſitationen 
zugewiefen find, müffen jo behandelt werben, daß Die vorgeſetzten Firchlichen 
Stellen eine möglichft Hare und wahre Einficht in die verfchiedenen Firchlichen 
Zuftände der Gemeinden fchöpfen können. Die Königl. Decanate werben ſich 
deßwegen jämmtliche, Die Kirchenvifitationen berührende Beftimmungen, fo weit 
fie in Gültigfeit find, fortwährend präjent zu erhalten ſuchen und genau nad 
ihnen und nach den aus ber Natur der Sache unmittelbar ſich ergebenden Dis 
rectiven verfahren. 

3. Da aber gedachte Vifitationen, wie fie auf der einen Seite ihre Selbft- 
ftändigfeit haben, jo auf der andern fi) an Die pfarramtlichen Jahresberichte 
anfchließen, fo werben fich die Decanatd:Borjtände Fünftig ganz bejonders ange: 
legen fein Lafjen, in Ausführung zu bringen, was durch hohe Oberconfiftorial- 
Verfügung vom 14. September 1832 unter Ziffer 3 d angeordnet ift. 

4. Nicht minder wird den Königl. Decanaten zur Aufgabe gemacht, die 
entiprechende Anzahl Pfarreien ihres Sprengeld rechtzeitig, d. h. vor Abhaltung 
der jährlichen Diöcefan- Synoden, mit welchen die fraglichen Vifitationen eben- 
fall3 in einer nothwendigen Beziehung ftehen, zu vifitiren. Von dieſer Beftim- 
mung abzuweichen, ift dem Decane nur unter fpecieller Genehmigung des Königl, 
Gonftftoriums geftattet; Diefe aber wird nur bei den Dringendften Motiven er⸗ 
theilt werden. 

5. Weil aber eine gewiſſenhaft durchgeführte Viſitation die gehörige Zeit 
und einen angemeſſenen Kraftaufwand vorausſetzt, fo Fanıı man es nicht als 
Regel anerkennen, daß Diejenigen Decanatsvorftände, welche zugleich Diſtricts— 
ſchulinſpectoren find, die Kirchenvifitation mit der der Schulen verbinden, indem 
fonft bei der Ausdehnung, welche die Schulvifitationen gewonnen haben, und bei 
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der Zeit und Kraft, welche fie in Anſpruch nehmen, leicht der Fall eintreten 
dürfte, daß jene ald Nebenſache behandelt und ihr entweder extenſiv oder mes 
nigftens doch intenfiv ein bedeutender Theil der Aufmerkſamkeit und Sorgfalt 
entzogen würde, ohne welche fie zu einer leeren Form herabfinft. Beide Vifis 
tationen find in der Regel um fo weniger mit einander zu verbinden, als Die 
Kirchenvifitation in den meiften Fällen am zwedmäßigften zwifchen Oſtern und 
Pfingften, aljo in einer Zeit vorgenommen werben bürfte, in welcher Die Schul 
bifitationen gewöhnlich beendigt find. Wo jedoch ganz bejondere Umſtände bie 
Verbindung beider Vifitationen unumgänglich nothwendig machen, da find dieje 
Umftände in dem jährlichen Nechenfchaftsbericht des Decanat3 bemerklich zu 
machen, und e3 ift Sorge zu tragen, daß die Kirchenvifitation Durch Die der 
Schulen wefentlich nicht verfürzt werde, In allen Fällen aber ift in dem Pro⸗ 
tocolle der Vifitation anzuzeigen, wann dieſe begonnen habe, ob fie munter 
brochen fortgefeßt wurde, ober nicht, und wann fie beendigt worden ſei. 

6. Die Bifitation zerfällt in drei Theile. In dem erften werden bie 
Gegenſtände behandelt, welche nad) dem Ermeſſen des Bilitatord nur zwiſchen 
ihm und dem oder den Ortsgeiftlichen verhandelt werben Fönnen; in Dem zweiten 
kommen die zur Sprache, welche jener allein mit dem Presbyterium in Unter 
fuhung zu ziehen hat, und in dem britten find die zu befprechen, welche die 
Gegenwart des oder ber Ortögeiftlichen und des Presbyteriumd vorausfegen, 
Jeder einzelne Theil ift jedesmal von allen denen zu unterfchreiben, welche bei 
den feinen Inhalt bildenden Berhandlungen gegenwärtig waren; die Unterjehrift 
des Decanats-Vorſtandes ift alfo unter jeden Theil des Brotocll, nach den 
übrigen Unterfchriften, zu feßen. 

7. Sämmtliche Glieder des Presbyteriums Haben bei der Bifitation 
gegenwärtig zu fein. Fehlt eines oder das andere, fo it der Grund feiner Ab- 
wejenheit im Protocolle anzugeben. 

8. Es ergibt fich ſchon aus Artifel 2 der gegenwärtigen Verfügung ‚daß 
alle der PVifitation unterliegende Gegenftände mit der größeften Sorgfalt in 
Unterfuchung zu nehmen find, So genügt e8 z. B. nicht, daß im Protocolle 
im Allgemeinen angegeben werde, es ſeien im Gonfirmirten = Verzeichniffe Feine 
Kinder aufgezeichnet, welche nicht das vorjchriftsmäßige Alter haben, fondern der 
Viſitator hat fich, mit dem Kirchenbuche in der Hand und dieſes oder jenes 
Kind auswählend, zu überzeugen, ob die Geburtäzeit u, ſ. w, richtig eingetragen 
iſt. Daß fo genau verfahren wurde, ift im Protocolle mit Beziehung auf Die 
fpeciellen Fälle vorzumerken. Dabei darf nichts verjchleiert oder gar verſchwiegen 
werben, fondern Alles muß, fern von aller Unwahrheit, Schmeichelei und vagen 
Lobpreifung, ehrlich und offen, wie es unter Chriften ziemlich und Pflicht ift, 
verhandelt und fehriftlich verzeichnet fein. Die außerordentlichen, von einem 
Mitgliede des Königl, Conſiſtoriums vorzunehmenden Vifitationen werben Die 
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Protocolle der jährlichen zur Grundlage nehmen und genau nachforichen, ob 
diefen Vorſchriften pünktlich nachgelebt wurde, Berufene Decanatsvorftände 
werben jedoch jchon um des Gewiſſens willen gehorfam fein (Röm. 13, 5), denn 
es gilt eine bochwichtige, heilige Angelegenheit. 

9, Für den nicht erwarteten Fall, daß dieſen Anordnungen pon einzelnen 
Decanaten nicht genau entfprochen würde, wird im voraus bemerft, daß man 
denjelben nach) Maßgabe der Umftände unter Andern auch eine wiederholte, 
vervollftändigende Bifitation zur Aufgabe machen werde, 


5, Wegen der Berichterftattung der Königl. Decanate an Die 
Königl, Kreisregierung ift unterm 23. October 1841 folgende Gonfiftgrial-Ent: 
Schließung ergangen: 

Es ift mehrmals neuerlich wiederum bemerkt worden, Daß von protejtans 
tiichen Decanaten, welche als folche nur den Firchlichen Behörden untergeordnet find, 
in firchlichen Angelegenheiten unmittelbare Berichte an Königl. Kreis-Regierungen 
eritattet worden find, jtatt Daß ſolche an Das vorgeſetzte Conſiſtorium, welchem 
in firchlichen Angelegenheiten, Die eben jowohl die Kirchengewalt ald die Staats— 
gemalt berühren, Das geeignete Benehmen mit der treffenden SKönigl, Kreis-Re— 
gierung obliegt, zu erftatten gewejen wären, 

Gemäß hohen Oberconfiftorial-Erlaffes vom 13. des laufenden Monats 
werben die Königl. Decanate hiermit angewiefen, Die beitehenden Competenz-⸗Ver⸗ 
hältniffe Fünftig genau zu beobachten und auch in denjenigen Fällen, wo fie von 
Könige, Kreisregierungen zu amtlichen Berichten aufgefordert werden mwürben, 
dieſe fofort an Das vorgejeßte Königl, Confiftorium zu erftatten, Damit dasſelbe 
fich Dann mit der Königl, Kreisregiernng in's Benehmen fegen könne, 

6. Wegen der Gefchaftsführung der Königl, Decane im Allgemeinen 
ijt zu vergleichen das Gapitel über die Gejchäftsordnung der Geiftlichen unten. 


Dritter Abjhnitt. 
Die Seniorate. 


-— 


$. 11. | 
Wahl und Gejchäftskreis der Senioren. 


1, Die Sunctionen der Gapitel-Senioren find der Vereinigungs-Urkfunde 
fremd. Diefelben wurden durch die O.-6-E, vom 1. Dezember 1820 erft ein« 
geführt, da die Aufftellung ſolcher Senioren die bisher eingeführt geweſene kirch— 

liche Verfaffung nicht ändern, fondern dazu dienen fol, um bie —— 


Daudbuch ber Verfaſſung und Verwaltung ber prot.seb, Kirche ber Pfalz 
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der Geiftlichen, auf welche in dev Beförderungsordnung ein jo großes Gewicht 
gelegt iſt, mit ber erforberlichen Umſicht und Genauigkeit fertigen zu Fönnen, 

2, Die Funetionen der Senioren beftehen hauptfächlich in der Mitwir- 
fung bei Anfertigung der fraglichen Gharakteriftifen, jo wie in der Vertretung 
der Decane, wenn diefe verhindert oder ihre Stellen erledigt find ($. 9, Nr, 5 
oben.) 

3, Ueber die Wahl der Gapitel-Senioren beftehen folgende Vorſchriften: 

a) O.C.E. vom 18. Dezember 1822; 

Auf die mit Bericht vom 29, v. M. zur Entjcheidung vorgelegten Gut: 
achten, Die Wahl oder Ernennung der Capitels-Senioren betreffend, ift nach— 
ftehende Entſchließung gefaßt worden: 

1. das Seniorat, dem wichtige Amtsverrichtungen übertragen find, iſt 
nicht ein bloßer Chrentitel, fondern eine verordnungsmäßig 
eingeführte Amtsbezeichnung, von welcher abzugehen um fo 
weniger Grund ift, Da die aus der grammatifchen Bedeutung Des 
Wortes abgeleitete Einwendung dagegen bei umfafjenderer Beachtung 
des Sprachgebrauches von jelbft verſchwindet. 

2. Wenn gleich die Verordnung aus guten Gründen als Negel beſtimmt / 
daß dem den Dienftjahren nach älteften Geiitlichen des Gapitels 
die Seniorats- Würde zufomme, fo findet Doch auch bei dieſer be— 
ftehenden Einrichtung allerdings eine wirkliche Wahl des Seniors 
infoferne ftatt, als a) dem der Dienftzeit nach älteften Geiftlichen des 
Gapiteld Die Amtswürde des Seniorates doch nicht als ein unbedingtes 
Recht zuerkannt, vielmehr b) den fibrigen Gapitels-Geiftlichen, für den 
Fall, daß jener dem Amte wicht gewachjen oder deſſen nicht würdig er- 
achtet würde, ein Verbittungsrecht vorbehalten ift, auf welches c) auch 
die Gonfiftorien, vortommenden Falles, um fo mehr Nüdficht zu nehmen 
haben, da fie ſogar, ohne eine folche verneinende Erklärung des Ga- 
pitel3 abzuwarten, verpflichtet find, einen Stellvertreter des Seniors 

zuu ernennen, ſobald ſie Dies nöthig erachten. 

3. Um jedoch Bedenklichkeiten dieſer Art gänzlich zu beſeitigen, und zu— 
gleich um den Geiſtlichen eine beſtimmtere Mitwirkung zu der Ernen— 
nung der Senioren zu ſichern, wird hierdurch für die Zukunft ver— 
ordnet: daß jedesmal nach Erledigung eines Seniorats eine wirkliche 
Wahlhandlung und zwar in folgender Art vorgenommen werden ſoll. 

a) Jeder ſtimmberechtigte Geiſtliche des Capitels hat über die Er— 
neunung des Capitels-Aelteſten zum Senior eine ſchriftliche Er— 
klärung für oder wider denſelben dem Decanat einzureichen, 
und in dem letzteren Fall einen anderen Capitularen, dem er 
ſeine Stimme zum Senior gebe, zu nennen; 
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b) dieſe Erklärungen find von dem Decanate. mit begutachtendem 
Berichte dem Gonfiftorium zur Entjeheidung vorzulegen, welches 
ec) den Gapiteld-Aelteften, im -Fall ex die Mehrheit der Stimmen 
für ſich hat, Das Seniorat übertragen, im entgegengejeßten Falle 
aber den andern durch die Stimmenmehrheit bezeichneten: Capi⸗ 
tularen zum Senior ernennen wird, vorbehaltlich jedoch, daß 
nicht bei dem Gonfiftorium ſelbſt wider den einen oder den an⸗ 
dern beſondere Bedenklichkeiten obwalten. 
b) O⸗C.E. vom 24. März 1823: 
Ä Es ift an das Decanat N. und zugleich an die übrigen Decanaie die 
Weiſung zu erlaſſen, 
a) den Capitularen zu eröffnen, daß ihnen Die erwaͤhni⸗ Vorſchrifte vom 
18. Dezember v. 3. $. 3 ht. a nicht eine unbedingte Wahl einraͤume, 
ſondern nach dem deutlichen Sinn der Worte, nach welchem ſie ganz 
genau zu verſtehen und zu befolgen iſt, nur geſtatte, gegen Den Capitels⸗ 
Uelteften eine negative Stimme abzugeben, und in dieſem Falle zugleich 
einen andern Gapitelsgeiftlichen für dad Senivrat zu ernennen; 

b) andere als ſolche Abjtimmungen gar nicht anzunehmen; 

c) in der Ausjchreibung der vorzunehmenden Wahl fich aller Andeutungen 

oder font vorgreifenden Aeußerungen zu enthalten ; 

d) über die verfchlofien einzureichenden Abſtimmungen das ftrengfte Still 

jchweigen zu beobachten. 

Obgleich Die Verordnung vom 18, Dezember v. J. als Pegel beitehen 
läßt, dem den Dienftjahren nach älteften Geiftlichen des Capitels das Amt des 
Senivrates zu übertragen, jo Hat fie doch zu gleicher Zeit beſtimmt ge 
nug erklärt, daß dieſes Amt zu wichtig jei, um bie Verleihung desſelben von 
blos zufälligen Rüdfichten Des Herkommens oder der Gonvenienz abhängig zu 
laſſen; daß vielmehr, da der Senior der ftändige Stellvertreter des Decans ift, 
ſchon allein aus diefem Grunde dad Seniorat nicht weniger einen noch Fräftigen 
und thätigen als einen vorzüglich würdigen Mann erfordere, folglich bei der 
Wahl dazu meber auf Alter noch auf Würdigkeit allein zu jehen ſei. Deſſen 
unerachtet zeigen die bis jebt bekannt gewordenen Beifpiele, daß die. Geiftlichen 
den Sinn der ertheilten Vorjchrift auch von Diefer Seite noch nicht jorgfältig 
genug aufgefaßt haben. Sie find demnach hieranf ebenfall® noch bejonders auf: 
merkſam zu machen, damit fie bei ihrer Wahl den Zweck der Verordnung we— 
niger aus den Augen verlieren, umd dadurch öfters Einfchreitungen der höheren 
Behörden nothwendig machen. 

Sp entjchieden auch die Verordnung $. 8 lit. c die Abſicht ausfpricht, 
bei Ernennung der Senioren ein vorzügliches Gewicht auf die Wahlftimmen der 
Sapitularen zu legen, und ihnen folche Senioren zu geben, für welche fich ihr 
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Vertrauen unzweideutig und unzweifelhaft erklärt bat; jo konnte Doch nie Die 
Meinung fein, der getroffenen Wahl ein ſolches Uebergewicht zuguerfennen, daß 
fie für die Verleihung de3 Seniorats ohne weiteres entjcheidend wäre. Viel— 
mehr ift, mit gutem Vorbedacht möglicher Fälle, wo Leidenfchaftlichkeit oder Bar: 
teiungen oder auch nur Eleinliche Rüdjichten oder andere BZufälligkeiten fich in 
die Wahl einmifchen, den vorgejekten Behörden die freie Entſcheidung vorbe— 
halten. 
c) O.C.E. vom 11. Juli 1833: 

Für die Zukunft fol in allen Decanaten, wo der Senior Alterd oder ge— 
jchwächter Kräfte halber außer Stand ift, die Senioratsgefchäfte gehörig zu ver: 
fehen, ein wirflider Senior aus den Gapitelsgeiftlihen vorfchrifts- 
mäßig gewählt und aufgeftellt werden, neben welchem ber abtretende Alters- 
Senior ald Senior Honvrarius, wie es in den meiften Decanaten ſchon 
befteht, belafjen wird. 

d) O.C.E. vom 4. September 1833: 

Theild um die Bedenken zu heben, welche in Dem Berichte vom 12. d. 
M. gegen die Entjchließung vom 11. Juli d. I. vorgetragen werben, nach welcher 
jederzeit ein wirklicher Senior aus den Kapitelögeiftlichen gewählt und aufge 
jtellt werden joll, wenn der bisherige Senior Alterd oder gejchwächter Kräfte 
wegen außer Stand ift, feine Gefchäfte gehörig zu verfehen; theils um weitern 
Mißverftändniffen zu begegnen, und den ausgefprochenen Grundjag zur gleich 
mäßigen Durdyführung zu bringen, wird dem Königl. Gonfiftorium Nachftehendes 
eröffnet: 

1. Durch die obenerwähnte Entſchließung jollen die früheren Verordnungen 
in Betreff der Seniorate nicht nur nicht aufgehoben, jondern vielmehr 
in ihren wejentlichen Punkten zur vollen Anwendung gebracht, mithin 
allenthalben, wo Geiftliche von ihren Amtsverrichtungen ald Senioren 
gänzlich abtreten, nicht bloße Verwefer, jondern wirkliche Senioren ge 
wählt und aufgeftellt werben, | 
Diejer Beftimmung wiberjpricht Die von dem Gonfiftorium angeführte 
Verordnung vom 23. Mai 1811 keineswegs. Denn fie verbietet nur, 
die ehemals beftandenen zweiten Senioren und die seniores honor. 
durch neue Wahl zu erfeßen; fordert aber nicht, Daß einem mit Ehren 
abtretenden Manne der gebührende Ehrentitel abgenommen werde. 

3. Die ausgefprochene Beſorgniß, es möchten auf dieſe Weiſe Die Titel 
fich häufen und Die Kapitelswürde dadurch an Achtung verlieren, hebt 
fi) von jelbft, wenn Die Gonfiftorien, gemäß des ihnen zuftehenden 
Rechtes, alle Diejenigen Wahlen unnachfichtlich zurüctweifen, bet welchen 
nicht das Bedürfniß des Amtes, fondern nur Alter und Gonvenienz 
oder eine andere unftatthafte Rückſicht entjchieden haben, und wenn bei 
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Senioren, wie bei Decanen, nicht ein willkürliches Mbtreten gebulbet, 
wo dasſelbe aber dennoch gefordert werden wollte, Die Einziehung des 
Titeld verfügt wird, 

4. Da fid) die Amtsverrichtungen der Senioren in zwei ganz von einander 
verjchiedene Zweige theilen, und es fich wohl fügt, daß ein Geiftlicher 
entweder das Genforamt oder die Auffichtsführung, nicht aber beide 
zugleich mit gutem Erfolge zu verwalten vermag: jo geftatten die frü- 
heren Verordnungen mit gutem Bedacht theild den Altern Senioren, 
einen Theil dieſer Gejchäfte an jüngere Männer abzugeben, theils 
machen fie es den Eonfiftorien zur Pflicht, denfelben, wo es nöthig ift, 
abzunehmen, und für dieſen Fall Senioratsverwefer zu ernennen, welche 
mit gleichen Rechten auch gleiche Verbindlichkeit übernehmen und auch, 
während die noch functionivenden eigentlichen Senioren ihren Titel 
behalten, den Titel „Senioratsverwefer” in fo lange zu führen 
berechtigt find, als ihre Function fortdauert, 

5. Die Senioratöverwefung ift aber durch das Gonfiftorium einem Geiſt⸗ 
lichen des Kapitels auch, dann zu übertragen, wenn ber eigentliche 
Senior als Stellvertreter de Decand eintritt, oder überhaupt fein 
Amt länger ald A MWochen nicht verſehen Fann. 

Dieje vorübergehende Function berechtigt indefjen zur Führung des Titels 
fo wenig, als fich überhaupt ein Geiftlicher denſelben zueignen darf, wenn er 
um bejonderer Rüdfichten willen ein ober das andere Mal zum Genforate, zur 
Decanatöverwefung oder zu andern Senioratsgejchäften beigezogen wird. 

e) D.:6.:E. vom 29. October 1848: | 

Es ift wieberholt vorgefommen, daß beim Abgang eines Seniors das 
Kapitel die Wahl eines neuen während der Erledigungszeit der. frei gewordenen 
Pfarrei vorgenommen bat, wenn gleich Die Wiederbejegung derſelben zur vor: 
gejchriebenen Frift ohne Anftand erfolgen konnte. Da es fi) aber öfters treffen 
fann, daß der neu eintretende Geiftliche zur Führung der Senioratsgejchäfte 
vorzugsweiſe geeignet ift, anderwärts- fie auch vielleicht jchon mit Auszeichnung 
geführt Hat: ſo ift von Seiten des Königl. Conſiſtoriums Fürjorge zu treffen, 
daß fünftig während der Intercalarzeit einer Pfarrei, deren Befiger Senior war, 
in der Regel zur neuen Wahl nicht gefchritten und nöthigen Falles nur ein 
Verweſer aufgeftellt werde, 

f) &.6. vom 5. September 1848: 

63 ift die Frage erhoben worden, ob Verweſer von Pfarreien zu ben 
„ſtimmberechtigten Geiftlichen” zählen, welche bei der Wahl von Senioren ihre 
Stimme abzugeben haben, In Erwägung, daß den Pfarrverwejern nur Die 
Pflichten der Pfarrer, aber nicht deren fämmtliche Rechte übertragen feien, dann 
in analoger Anwendung bes bei der Wahl der Geiftlichen zur Ständeverfamme 
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lung anfgeſtellten und befolgten Grundſatzes muß dieſe Frage verneint werden, 
jo, Daß nur wirkliche ſelbſtſtändige Pfarrer, inſoferne fie ihre Pfarrei ſelbſt ver- 
jehen und fich auf derjelben befinden, nicht aber Pfarrverweſer bei der beregten 
Wahl betheiligt fein können. 

A, Bezüglich der Extradition der Senioratsacten hat das Königl. Eon: 
ſiſtorium am 22. Dezember 1847 beftimmt, Daß bei der Erledigung eined Se- 
niorat3 - der betreffende Decanat3- Vorftand Die Senioratsacten fogleih in Em— 
pfang zu nehmen und forgfältig zu verzeichnen habe, Dieſes Verzeichniß tft 
in duplo zu fertigen and zu unterjehreiben. Gin Exemplar dient dem oder den 
Extradenten zur Legitimation, dad andere hat der Decanatd = Borftand an fich 
zu nehmen, um fich auf bemfeben bei der Uebergabe der Seniorats-Regiftratur 
den vollitändigen Empfang berjelben von dem neuen Senior oder Senigrats- 
Berwejer bejcheinigen zu Lajjen, Ä 





Vierter Abſchnitt. 
if Die Yeneral-Synode. 


R | 1. Bildung und Wirfungsfreis der General: Syuode,. I 
(Bergl, 8. 17 der Vereinigungs-Urkunde jowie Verhandlungen der General-Synobe 1848. 
und 1853, Seite 124 und 131 oben.) | 


2. Gefchäftsordnung für die General:Synode im Eonfiftorinl- Bezirke Speyer, 


beſchloſen durch die General-Synode von 1853 und genehmigt durch die Allerhöchſte 
Königl. Entſchließung vom 8. Dezember 1853: 
A. Eröffnungs- und Schlußfeierlichkeiten. 

4, Die Hauptfeierlichkeit ſowohl der Eröffnung als des Schluſſes der 
Geueral⸗Synode beſteht in einen öffentlichen Gottesdienſte, welchen Das — 
Ganfijboriint anzuordnen: hat. - 

2. Wer’ dem Gottesbienfte gefchieht Die Gröffnung der — * die 
Verpflichtung der Mitglieder derſelben durch einfaches Handgelübde. X 

3. Am feſtgeſetzten Tage und zur anberaumten Stunde — ſich 
die Abgeordneten in dem Sitzungsſaale. 

4«6 Sobald der Königl. Commiſſär, der Dirigent und die abrigen Mit- 
glieder des Conſiſtoriums erjchienen find und die Verſammlung ſich geordnet 
hat, ‚ verliest der Königl. — das ſeine — —— Aller⸗ 
höchjte Reſcript. 
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Sodann verliedt der Dirigent das Mlerhöchfte auf die Einberufung der 
Seneral-Syupde bezügliche Nefeript, nimmt unter Grinnerung an den auf die 
Beobachtung der Staatsverfaſſung geleifieten Eid die obenbemerfte Verpflichtung 
der Mitglieder der General-Synode darüber vor, baß fie bei ihren Berathungen 
die Beſtimmungen dev Bereinigungsurfunde der beiden proteftantiichen Gonfef- 
fionen in der Pfalz und der für dieſe General-Synode gegebenen Gejchäftserd- 
nung genau beobachten, nach pflichtinäßig und unbefangen geprüfter Ueberzeugung 
abjtimmen und das wahre Beſte der proteftantichen Kirche, insbeſondere der 
vereinigten Kirche in der Pfalz, und die Förderung des Chriſtenthums niemals 
aus den Augen verlieren wollen. 

Sollte unter den Mitgliedern der Synode eines ober das andere den 
Verfaſſungseid noch nicht geleiftet Haben, jo iſt er demſelben vorderfamft abzu⸗ 
nehmen. 

Hierauf erklärt der Dirigent die General-Synode für eröffnet, , 

Das Eröffnungsprotofoll. wird von allen Mitgliedern unterjchrieben, 

5. Sodann verfügt fich die ganze Verfammlung in Die Kirche und zwar 
in der Orbnung, Daß der königl. Commiſſär und der Dirigent an der Spiße 
der übrigen Mitglieder des Gonfiftoriums den Zug eröffnen, Die Synshah Mit- 
glieder aber paarweife folgen, 

6. Nach dem Gottesdienfte geht der Zug in derfelben Orbnung in den 
Sitzungsſaal zurück, wo dann ſogleich die Wahl der — — und der Ausſchüſſe 
vorgenommen ‚und refp. angefangen wird. 


7. Mit ber gottesdienftlichen Feierlichkeit zum Sähtuffe der General: 
Synode wird es auf gleiche Weije gehalten, 

8. Bei der Eröffnung und bei der Schlußfeierlichkeit der General-Synode 
werden die geiftlichen Mitglieder in ihrer Kirchenamtsfleidung erſcheinen. 


B. ee, und Drdwung des Sitzungsſaales und ver 
übrigen 2ocalitäten. 

4. Die Sitze in dem Saale der allgemeinen Verſammlung ſollen dergeſtalt 
geordnet ſein, daß den Sitzen der beiden Commiſſäre die der Conſiſtorial-Mit— 
glieder ſich anſchließen, die Secretärtiſche darneben geſtellt werden und die der 
geiſtlichen und weltlichen Deputirten nach den Decnnatkdenurten in alphabetiſcher 
Ordnung den letzteren folgen. 

2. Dem Secretariate der Synode und jedem ber — Werben wo 
moͤglich beſonben Zimmer angewieſen. 


| C. Gefhäftsgang und Form der Berathung. | 
— 4. Die Wahl der zwei Seeretäre BER durch ſchriftliche Abftimmung 
nach relativer Stimmenmehrheit. 
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2. Dann folgt die in derfelben Art vorzunehmende Wahl der Ausfchüffe 
zur Vorbereitung Der an die Synode zu bringenden Berathungsgegenftände und 
zum Vortrage hierüber in der allgemeinen Verſammlung. 

3. Die Zahl der Ausjchüffe wird für jede General-:Synode durch das 
Conſiſtorium nach der Zahl der Hauptgegenftände beftimmt, mit der Ermächti- 
gung für den Dirigenten, nad) Umjtänden Die etwa noch weiter erforderlich 
werdende Wahl bejonderer Ausſchüſſe durch die Synode in gleicher Weife anzu- 
ordnen. 

4. Seder dieſer Ausſchüſſe fol aus vier Mitgliedern, zwei geiftlichen und 
zwei weltlichen, beitehen, die Dann unter fich felbit einen Referenten wählen, der 
auch in ihrem Namen den Bortrag an die Berfammlung zu erftatten hat. Nach 
Bebürfnig kann die Zahl der Mitglieder eines Ausjchuffes vermehrt werden. 

5. Die Wahl diefer Ausſchüſſe gefchieht Durch jchriftlihe Abftimmung 
und nach relativer Stimmenmehrheit. 

6. Dem Dirigenten der Synode fteht es frei, jeder Sitzung der Aus- 
ſchüſſe beizuwohnen; Die übrigen Mitglieder des Konfiftoriums wohnen dieſen 
Derathungen auf fpecielles Verlangen bei, um etwa gewünfchte Aufſchlüſſe zu 
ertheilen. 

7. Die allgemeinen Sitzungen der Synode. werben, den Sonntag ausge 
nommen, ohne Unterbrechung fortgefeßt. 

- Sie beginnen zu Der von dem Dirigenten der Synode zu beftimmenden Zeit, 

8. Berhinderungen einzelner Mitglieder find dem Dirigenten anzuzeigen, 
welcher, wenn er fie für gerechtfertigt hält, Dispenfation ertheilen und Davon 
Erwähnung in dem Protocolle machen laſſen wird. 

9. Die allerhöchſt bezeichneten Berathungsgegenftände jollen ſowohl Bei 
den Ausſchüſſen als bei der General-Synode vor allen übrigen bearbeitet, vor: 
getragen und erledigt werden. Sonftige Anträge und MWünfche dürfen in den 
allgemeinen Situngen zum Vortrage gebracht und berathen werben, joweit foldye 
ohne verzögerte Prüfung der Hauptgegenftände erörtert werben können. 

10. Kein Antrag kann vor die Berfammlung gebracht werben, ohne zuvor 
in einem Ausſchuſſe berathen zu jein. 

: 11. Kein Antrag kann anders als fehriftlich an die Generol. Synode 
eingexeirht werden. Auch müfjen die Anträge verjiegelt und mit Unterjchrift 
ihred DVerfafjers verjehen fein. Iſt Diefer nicht ſelbſt ein Mitglied der General- 
Synode, jo muß Die Unterſchrift durch ein Synodalmitglied beglaubiget fein. 

12. Sämmtliche Anträge werden vom Dirigenten eröffnet und nad) vor- 
gängiger Einficht und Zuftimmung des königl. Commiſſärs - betreffenden 
Ausſchuſſe zur weiteren Behandlung übergeben. 

13. Die Berathung über Die einzelnen Gegenftände beginnt mit Dem 
Bortrage, den ber Referent des Ausschuffes im Namen des letzteren zu -erftatten hat, 
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14. Mitglieder, welche ſich über einen folchen Gegegenftand äußern wollen, 
erhalten auf ihr Anfuchen vom Dirigenten dad Wort, 

15. Nur der königl. Commiffär, der Dirigent, Die übrigen Mitglieder 
des Gonfiftoriums und die Berichterftatter find befugt, Vorträge abzulefen. 

16. Die Redner fprechen in der Nethenfolge, in welcher fie um das 
Wort gebeten habem Der königl. Commiſſär und die Mitglieder des Conſi— 
ſtoriums müfjen während der Verhandlung über jeden Berathungsgegenftand 
auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden, ohne Daß jedoch dadurch ein 
Redner in feinem- bereit8 begonnenen Vortrage unterbrochen werden darf. 

17. Die Redner haben ſich ftreng an den Gegenftand der Verhandlung 
zu halten; wer davon abweicht, wird vom Dirigenten darauf zurückgewieſen. 
Iſt folches in berfelben Rede zweimal ohne Grfolg gejchehen und fährt der 
Redner fort, fih von dem Gegenftande zu entfernen, jo Fann ihn der Dirigent 
zur Ordnung verweilen. Außerdem kann der Dirigent wegen unbemeffenen oder 
unanftändigen Benehmens einem Mitgliede Das Wort entziehen. 

In bejchwerenderen Fällen ift die Synode. berechtiget, einem Mitgliede 
ihre Mißbilligung auszufprechen, ihm für Die Dauer der Synode dad Wort zu 
verfagen oder dieſes Mitglied ganz von derſelben auszufchließen. 

18. Bei jedem Hauptgegenftande wird nad) der Discuffion und vor der 
Frageftellung zur entjcheidenden Abftimmung der Dirigent Diejenigen, welche noch 
über eined oder das andere in der Berathung Vorgefommene eine Grinnerung 
zu machen oder eine kurze Erörterung nachzubringen wünſchen, zur Aeußerung 
auffordern. 

19. Iſt dies gefchehen, fo erklärt der Praͤſident Die Berathichlagung 
für gejchlofjen und legt Die Fragen zur entjcheiwenden Abftimmung vor, welche 
übrigens nach Umftänden auch erſt am folgenden Tage ftattfinden kann. 

Sollten ſich bejondere unvorgefehene Anftände bei der Abftimmung ergeben, 
jo find folche von dem Dirigenten zu bejeitigen. 


20. Das Protokoll einer jeden Sigung, in welches auch vorkommenden 
Falles das abweichende Votum der größern oder Heinern Minorität auf Ver: 
langen genau aufzunehmen ift, wird von dem fönigl. Sommiffär, dem Dirigenten 
und den Gecretären unterzeichnet, in der nächftfolgenden Sitzung vorgelefen und 
fann von jedem Mitgliede eingefehen werben, 

21. Um das Sigungsprotofol befriedigend zu führen und zur Vorlage 
ſchnell genug fertigen zu können, theilen ſich Die beiden Secretäre in das Gejchäft 
und es wird ihnen das nöthige Ranzleiperfonal beigegeben. 

22. Am Schluffe der Synode wird ein die Befchlüffe umfaffender Haupt: 
antrag vorgelegt, welcher von jämmtlichen Mitgliedern der General-Synode zu 
unterzeichnen ift. ‚ 
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23. Die Verhandlungen der Synode werden dem koͤnigl. Conſiſtorium zu 
weiterer vorjchriftsmäßiger Behandlung übergeben. 


3. Allerhöchſte Entſchließung vom 2 Juni 1836: 

Zu näherer Beſtimmung des Verhältniſſes, in welchem Die Mitglieder 
Unferer proteftantifchen Gonfiftorien zu den, gemäß $. 7 des Ediets, Anhang II 
zur zweiten Berfaffungs: Beilage ftattfindenden allgemeinen Synoben zu ftehen 
haben, erfläven Wir, in Folge euerex Auträge vom 5. Mai v. J. und vom 
44. März d. J., daß die Eonfiftorial- Mitglieder den Verſammlungen befagter 
Synoden zwar jedesmal, in ihrer Dienfteigenfchaft beizuwohnen, und an Deren 
Berathungen insbejondere zu dem Zwede Antheil zu nehmen haben, um in allen 
betreffenden Fällen Dienftliche und actenmäßige Aufjchlüffe und fonftige Erläu- 
terungen zu geben; — daß fie aber als eigentliche Mitglieder der General- 
Synoden nicht anzufehen, zur förmlichen Abſtimmung behufs der Beſchlußfaſſung 
nicht aufzufordern, in die Ausſchüſſe nicht zu wählen und fonach auch nicht be- 
ſonders zu verpflichten feien, 

Zum Vollzuge dieſer, auch auf die General-Synoden im Kheinkreſ, 
gemäß 8. 17 der Vereinigungs-Urkunde der dortigen proteſtautiſchen Confeſſionen, 
anwendbaren Beſtimmung habt ihr das weiter Geeignete zu verfügen und die 
Berichtsanlagen zurückzuempfangen. 


Fünfter Abjhnitt 
Die Didcefan- Synoden. 


$. 13. 
1. Bildung und Wirfungsfreis der Didcefan: Syuoden. 
—— 8. 15 der Vereinigungs-Urkunde. Vergl. Verhandlungen der General-Synoden 
von 1848 amd 1853, 
Conjiftorial:Entjhliefung vom 6. Juli 1855, 


Da nad) der von Seiner Mafeftät dem Könige fancttontrten MWahlorb: 
nung nicht jede Gemeinde durch ein weltliches Mitglied in der Diöceſan-Synode 
bertreten Äft, fo Teuchtet ein, daß, wenn eine neue Wahl ftattzufinden Hätte, ſolche 
nicht ausjchließlich von dem. Vresbyterium derjenigen Gemeinde, welcher das 
audgejchiedene Synodalglied angehört hat, vorzunehmen wäre, jonbern von 
fänuntlichen Presbyterien der. Diöceſe, als deren — ee 
jedes weltliche Synodalglied erjcheint, 
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Run haben ſich aber Die Presbyterien bereits über Die nach ihrer Anficht 
für Die Stelle eines Synodalgliedes geeigneten Maͤnner Durch Vorſchläge von 
je drei Namen geäußert und. es entſpricht ſonach ſowohl der Matur der Sache 
und. ber Forderung dev Zweckmäßigkeit, als auch dem Geifte Der Wahlordnung 
und insbeſondere dem Sinne und Wortlaute des $. 7 Abſatz 5. derfelben, daß 
fo ‚lange: noch von den Preöbyterien Gewählte vorhanden ſind, das Decanat fie 
dem Königl. Gonfiftorium mit gutachtlichem ‚Berichte, zur Betätigung. des einen 
oder. andern namhaft macht; 

In dieſein Sinne ift einem Falle entſchieden worden, und werden 
nunmehr Die Decanate angewieſen, in ähnlicher Weiſe zu verfahren, fo oft es 
fich im Laufe des. Quadrienniums von Vervollftändigung der Diötefan-Synoden 
in Folge freiwilligen Austritts, Wohnungeverandervng Todes oder aa 
handelt. 
| 2, Ueber die Gefchäftsordnung der DikcefanErnoben find folgende 
— ber kirchlichen Stellen zu ‚beachten. 

a) Conſiſtorial-Entſchließung vom 7. Yuti 1819: 

$. 1. Nah Inhalt des Art. 7. des Ediets über die innern Angelegen- 
heiten ‚dev proteſtantiſchen Geſammtkirche vom 26. Mai v. J. und des $. 15 
der Bereinigungd=-Urkunde vom 10. Detober ej.a, ſoll jährkich eine Diöceſan⸗ 
Synode, in der Wohnung des Decans gehalten werden, wofern nicht derſelbe 
hiefür einen andern ſchicklichen Ort beſtimmt. 
ne 8.2, Der Decan führt: bei. Diefer: Synode. den Borfip, hat ‚antfcheibenbe 
Stimme, orduet den Gang Der. Geichäfte, führt Die. Correſpondenz, beruft zu 
den ordentlichen Sitzungen. — Wo in einem Inſpections-Bezirke vorläufig zwei 
Inſpectoren beibehalten: wurden, haben ſolche zu alterniven und ſich ſowohl wegen 
der Einberufung: ald dev übrigen Geſchäfte untereinander zu verſtändigen. 

$. 3. Die: verfammelte: Synode: wählt einen Secretaͤr Aunder. den geift- 
lichen Mitgliedern, 

Ä $.4 De Dideefan⸗ Synode ſind im augeneiuen —— Gegen⸗ 
ſtaͤnde zur Reſpicienz und Berathung zugetheilt: 

a) ſie hat im Allgemeinen zu wachen über Die Erhaltung des Kirchen: 

vermögens ımb hält ein ſorgſames Auge über Die öfonomifche Lage, die 

Gebänlichkeiten ze: der Eirchlichen Gemeinden, mithin macht fie bie hier 
vorkounnenden etiwanigen Irrungen, Mibbräuche * deren Verbeſſerung 

zum Gegenſtande ihrer Berathungen; 
b) fie erklaͤrt ſich unpartheüſch über alle Borfchläge, — ihr von der 
hbhern Behörde fiber Firchliche Gegenſtäude mitgetheilt werden bürften 

und macht überhaupt im dieſer Hinficht geeignete‘ Anträge; 

O)Aſie übt Aufſicht und Genfur über: das Betragen der. ihr angehörigen 
Geiſtlichkeit, der Presbyterien und Kirchendiener, ſowohl hinſichtlich 
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ihrer Amtsführung als ihrer Sittlichfeit; fie bewahrt Die zwedmäßige 
Kirchendisciplin und Hält auf Zucht und Ehrbarkeit in der Gemeinde; 
alles nach) Maßgabe der beitehenden Verordnungen; 

d) fie läßt fi) von jedem Pfarramte Bericht erftatten über den fittlichen 
und religiöfen Zuftand der Gemeinden überhaupt und über die wohl- 
geordnete Einrichtung des religiöfen Schulunterricht, wie über den 
guten Fortgang der Sonntagsjchulen insbefondere ; 

e) fie bejchäftigt ſich mit zwedmäßiger Berathung über wichtige Amtsfälle 
zur brüberlichen Mittheilung gefammelter Einſichten und Erfahrungen 
und zur Anflöfung der etwa entftanbenen Zweifel und Schwierigkeiten; 
alles in der Abficht, um die bejjere und gewifjenhafte Amtsführung 
möglichft zu befördern; 

f) fie macht Vorfchläge zur literarifchen und wifjenfchaftlichen Fortbildung 
der Gandidaten, PVicarlen und Pfarrer und vertheilt unter ihre Mit- 
glieder die Fünftighin worzufchreibenden Synodal-Aufgaben, welche fich 
beſonders auf die Reinheit des Dogma und auf die Gleichförmigfeit 
der Firchlichen Gebräuche beziehen werben, 

8.5. Die Diöcefan-Synoden des laufenden Jahres 1819 Haben ben 
nachftehenden Gegenftänden eine ganz bejondere Aufmerkſamkeit zu widmen : 

a) fie fordern Rechenfchaft über Das, was in den einzelnen Pfarr = Gemeinden 
geſchehen ift, zur immer feitern Begründung der Bereinigung beider 
proteftantifchen Gonfeffionen, nach den Ausfprüchen der General-Synode, 
und fchlagen Mittel vor, Die Hierin etwa noch obwaltenden  Schwierig- 
keiten bald umd glücklich zu befeitigen ; 

b) fie begutachten die zwedmäßige Circumfcription der Pfarreien ihres 
Sprengels, und Die in jeder vereinigten Gemeinde einzuführende kirch— 
liche Ordnung. Bei der Pfarrumfchreibung muß auf die Filiale, und 
deren Bedienung jorgjame Rüdficht genommen werden. Wo zwei, oder 
mehrere Kirchen in einem Drte find, muß Die größere Kirche für den 
fonn= umd feittäglichen Gottesdienft, Die Fleinere für Gafualfälle, Kin— 
derlehren oder Wochenprebigten, beftimmt werden, wenn nicht vorge: 
zogen wird, ſolche, im Intereſſe der vereinigten Gemeinde, zur Ver: 
befferung der Pfarrei oder der Schule zu veräußern. — Die Diöcefan- 
Synoden entwerfen zugleich Anträge, auf welche Weije Diejenigen 
Pfarrer, welchen bei der neuen Gintheilung frühere Einkünfte entzogen 
wurden, dafür entjchädigt werden können. Es verfteht ſich jetoch von 
jelbit, daß hier nur Die eigentliche fire Pfarr-Competenz in Anfchlag 
gebracht werben Fann, nicht aber unftändige Erträgniffe, wie freiwillige 
Geſchenke u, drgl., welche auch bei ber neugeregelten Pfarrei ftatt 
haben mögen. | 
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8.6. Hinfichtlich der Außern Form der Diöcefan- Synode und der bei 
berjelben zu beobachtenden Gejchäfts - Ordnung wird als zwedmäßig anerkannt 
wie folgt: 

Die Synode wird eröffnet mit einem Gebete oder einer Predigt 
eines biefür von dem Decane beauftragten Diöcefan - Geiftlichen. 

Sodann folgt der Vortrag des Decand über den Zweck der 
Berfammlung oder fpäterhin über einen wifjenfchaftlichen Gegenftand, 
um eine dahin gehörige Iehrreiche Unterredung zu veranlaffen. 

Ferner von Seiten des Decand Recapitulation der während 
des Jahrs im Kirchenweſen des Decanats-Diftrict5 vorgefallenen wich 
tigen Veränderungen und dadurch veranlaßten Maßregeln oder Ver: 
ordnungen. 

Endlich beginnen die Berathungen über die vorerwähnten Gegen— 
ftände, welche auf Die nämliche Weiſe wie bei der General-Synode zu 
leiten find und worüber ein umſtändliches Protocoll von dem Secretär 
der Diöcefan= Synode aufzufegen ift. 

Der Decan oder ein Mitglied der Synode macht Die Propo« 
fition; hierauf folgt die Berathung, woraus dev Decan den Vorjchlag 
zum Bejchluffe zufammenfaßt und endlich letztern durch Die Abjtimmung 
feititellt und in das Protocol! aufnehmen läßt. 

Die Synode ſchließt fi auf die nämliche Art wie fie er 
öffnet wurde, 

$.7. Sobald die Synode beendigt ift, hat der Decan das Protocol 
derjelben mit feinem Amt3- Berichte an das Gonfiftorium einzufenden, 

$. 8. Dem Protocolle der Diöcefan Synode müffen folgende Beilagen 
angefügt werben: 

a) die von dem Decane gehaltene Synodal: Rede und die Predigt bes 

Diöcefan » Geijtlichen ; 

b) die Berichte der jämmtlichen Pfarrämter über den öconomifchen, fitt- 
lihen und veligiöfen BZuftand ihrer firchlichen Gemeinden und der 
ihrer Aufficht anvertrauten Schulen; 

ce) der allgemeine Jahresbericht des Decand über den Zuftand des Kir— 
henwejend und des religiöſen Schulunterricht im ganzen Umfange 
des Decanats ; 

d) bejondere Grörterungen und Verbeſſerungs-Vorſchlaͤge über einzelne 
Gegenſtaͤnde des Kirchenweſens, die einer umftändlichen Entwidlung 
bedürfen. 

b) Auszug aus der Entſchließung des Königl. Ober-Con— 
fiftoriums vom 31. März 1830: 
1. Ale Beitimmungen, welche bezüglich der Diöcefan » Synode in ber 
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Uniond= Urkunde und in der Inftruction des Königl, Conſiſtoriums 
in Speyer vom 7, Juli 1819 an die ehemaligen Diſtriects-Inſpectoren 
erlafjen wurden, find genau und pünktlich zu befolgen. 

2. Im Protocol muß jeder. Gegenftand aufgeführt und dabei bemerkt 
werden, ob und was zur Sprache gekommen jet. 

3. Nicht bloß Die Pfarrer und weltlichen Mitglieder, fondern auch Die 
Pfarrverwefer und Predigtamts-Gandidaten, welche im Bezirke eine 
Anftellung haben, oder fid, aufhalten, find zur Verſammlung einzuladen. 

4. Die Diöcefan-Synode Hat fich zu aͤußern, ob das Nichterfcheinen eines 
Mitgliedes zu rechtfertigen jei. 

5, Der Inhalt der Rede des Decans, über einen wiflenjchaftlichen Ge— 
genftand muß zum voraus den Kapitularen befannt gemacht werben, 
damit fie ſich zu der Darüber anzuftellenden Beredung vorbereiten 
köunen. 

6. Dieſe Rede, fo wie Die Predigt oder dad Gebet des. Diöceſan-Geiſt-— 
lichen, muß nebſt den Berichten und Anträgen den Verhandlungen in 
Abjchrift beigefügt werben. 

7. Hat fih tm Kapitel jchon ein Lefezivfel gebildet, oder wird fich in 
Zukunft ein folcher bilden, jo find alsdann die Schriften anzugeben, 
welche gehalten werben, 

8. Gegenftände, welche das allgemeine Wohl der proteftantifchen Kirche 
des Rheinfreifes betreffen und fich für eine Fünftige General: Synode 
eignen, können zum voraus und bei jeder Diöceſan-Synode beiprochen, 
jofort zu Protofoll gegeben werben. 


c) Eonfiftorial-Entjhließung vom 38. März 1836; 


Eine genaue Kenntnißnahme von den in rubricirtem Betreffe jährlich 
anher gelangenden Producten hat gelehrt, daß die hieher gehörigen Geſetze und 
Verordnungen in den meiften Fällen noch nicht mit der Gewifjenhaftigfeit befolgt 
werben, welche behufs einer würdigen und gejegneten Wirkſamkeit der gedachten 
Inftitute unumgänglich nöthig if. Die Königl. Decane, welchen die Leitung 
der Diöcefan - Synoben zufteht, werben Darum nachdrücklichſt ermahnt, Die: ange- 
deuteten Geſetze und Verordnungen, insbejondere $. 15 der Vereinigungs-Urkunde, 
die diesſeitige Inftruction zur zwedmäßigen Leitung der Didcefan- Synode vom 
7, Zuli 1819 und die hohe Entjchließung des Königl. Ober-Gonſiſtoriums vom 
3. März. 1830, die Didcefan - Synoden. im Rheinkreiſe betreffend, künftig aufs 
Genaueſte in Vollzug zu jegen, Namentlich find es folgende Punkte, welche 
man. im Hinblide auf Die angeführten Beftimmungen und in der Abficht der 
Wirffamkeit der fraglichen Synoden immer mehr Würde, Ordnung und. Erfolg 
zu fichern, dem Königl, Decanaten zur forgfältigften Beachtung empfiehlt. 
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4. Nicht blos die Pfarrer und weltlichen Mitglieder, jondern auch Die 
Pfarrverwefer und Predigtamts-Candidaten, welche im Bezirke eine Anftellung 
haben, oder ſich aufhalten, alfo auch die an gelehrten Anftalten wirkenden, find 
Ihriftlich und rechtzeitig zur Verſammlung einzuladen. 

2, Sämmtliche Geiftliche, mithin die Pfarrer und Pfarramts-Gandidaten, 
die an gelehrten Schulen angeftellten nicht ausgefchloffen, Haben der Synodal- 
Berfammlung in der vorgefchriebenen Amtstracht beizuwohnen. Hiemit wird 
der Winde, welche die Verhandlungen der Didcefan-Synode auch im Aeußern 
fordern, und dem Beifpiele, welches Die General-Synode der vereinigten Kirche 
fo wie die Diöceſan-Synoden im jenfeitigen Vaterlande geben, entiprochen. 
Die, Könige. Decanate haben in dem das Synodal-Protocoll einbegleitenden 
Derichte jedesmal anzugeben, ob alle Geiftlichen diefer Anordnung nachgefommen 
find, und falls, was man jedoch nicht vorausfeßen will, wies von Ginzelnen nicht 
geichehen wäre, diejenigen Pfarrer oder Pfarramts-Candidaten, melche ihr nicht 
Folge geleiftet. haben, nahmhaft zu machen. 

3. Die Mitglieder der Synode Haben Sorge zu tragen, daß fie zu 
guter Zeit an bem Berfammlungsorte eintreffen, Damit Die Synode um 8 Uhr 
des Morgens eröffnet werben könne. 

4. Wer zu erjcheinen verhindert ift, hat vor der Eröffnung dieſer Das 
Königl. Decanat unter beftimmter Angabe der Verhinderungsgründe ſchriftlich 
davon in Kenntniß zu ſetzen. Der Inhalt diefer Schreiben ifb der Diöcefan- 
Synode mitzutheilen, damit dieſelbe fi) zu Protocol äußere, ob das Nicht: 
ericheinen eines Mitgliedes zu vechtfertigen jei, ober nicht, auch find Diejelben 
dem Protocolle ald Beilggen anzufügen und mit diefem einzufenden, damit den 
kirchlichen Stellen die Benrtheilung und Bejcheidung der betreffenden Fälle 
möglich werde. 

5. Die Synode wird, damit der fromme Sinn, ohne welchen ihr Werk 
fein® wahre Frucht bringen kann, genährt und gefördert werde, entweder mit 
einem Gebete oder mit einer Predigt eines hiefür von dem Decane beauftragten 
Discefan-Geiftlichen eröffnet, Ohne jenes oder dieſe zu Eirchlichen Verhandlungen, 
wie Schon gefchehen, überzugehen, it im höchſten Grade tadeluswerth, und wird 
für die Zukunft ernſtlich unterfagt. Pflichteifrige Decane werden erwägen, daß 
geftattet ift, an Die Stelle eines bloßen Gebetes eine Predigt, refp. einen Predigt: 
gottesdienft treten zu Laffen, und darum gerne von dieſem reichern Mittel zur 
Begründung und Erhöhung einer chriſtlich-küchtigen und der zu Köfenden Aufgabe 
entiprechenden Stimmung und Richtung der Synodalmitglieder Gebraud machen, 

6. Der Könige: Decan hat nach Eröffnung der Synode über einen 
wiffenfhaftlichen Gegenftandb einen Vortrag zu halten, der jedoch wenig- 
ſtens 14 Tage vorher den Gapitularen durch Kreisſchreiben befannt gemacht 
werden muß, damit fie fich zu der darüber anzuftellenden Unterredung vorbereiten 
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fönnen, Da zu der Zeit, in welcher die Diöcefan-Synoden diesſeits gehalten 
werden, die Beantwortungen der jährlichen Synodalfragen in der Regel von 
den Geiftlichen noch nicht eingefendet find: jo haben Die Decane aus Nüdficht auf 
nahe liegende Gründe künftig nicht mehr über den Gegenftand jener Fragen, 
jondern über einen andern, von ihnen und zwar in der Regel auf dem Gebiete 
der Theologie zu wählenden, zu fprechen. Es ift mit Ernſt Darauf zu halten, 
daß die Unterredung über dieſen Vortrag auf eine leidenſchaftsloſe, würdige, 
die hohen Zwecke des Evangeliums und der Wiſſenſchaft fördernde Weiſe vor 
fich gehe und nicht zur Ungebühr ausgedehnt werde, 


7. Die Verhandlungen der Didcefan : Synode haben fi) innerhalb der 
ihr durch die beftehenden Gefeße und Verordnungen beftimmten Gompetenz zu 
halten, und der den Gang der Gejchäfte bejtimmende Decan Darf nicht zugeben, 
daß dieſelbe überjchritten und damit einer Durch die Verfaffung der vereinigten 
Kirche nicht geftatteten Wirkfamkeit zum Nachtheil der gejeglichen Raum gemacht 
werde. Die in $. 15 der Bereinigungsurfunde, rejp. Die in Der angezogenen 
Inſtruction ausführlicher nahmhaft gemachten Gegenftände find in dem Protocolle 
aufzuführen; Dabei ift zu bemerfen, ob etwas und was in Betreff ihrer zur 
Sprache gekommen ift, 

8. Jedem Mitgliede fteht ed frei, bezüglich auf Die der Wirkſamkeit der 
Didcefan: Synode zugewiejenen Gegenftände Anträge zu ftellen; jedoch foll Dies 
in der Regel fehriftlich und wenigftend 8 Tage vor der Verfammlung gejchehen. 
Der Königl. Decan, bei welchem die Anträge einzureichen find, hat fie, wenn fie 
anders nicht Die Kompetenz der Synode überjchreiten, Diefer zur Erklärung und 
Begutachtung vorzulegen. Auträge von geringerem Umfange und untergeordneter 
Wichtigkeit Fönnen während der Sitzung mündlich geftellt werben, 


9. Die Jahresberichte und Viſitationsprotokolle, welche einen nicht nube— 
beutenden Theil des den Berathungen der Diöceſan-Synoden zu unterftellenden 
Stoff gewähren jollen, find nach den vorliegenden Anordnungen und Entſchei⸗ 
dungen des Königl, Ober-Conſiſtoriums durch Die Königl. Decane ſelbſt zu prüfen 
und zu begutachten. Ausfchüffe, welche zu dem Ende in einzelnen Decanaten 
gebildet wurden, können darum für die Zukunft nicht mehr Statt finden, 


10. Nachdem die Berathung über einen Gegenftand durch den vorfigenden 
Decan eröffnet worden ift, haben die Mitglieder einzeln von ihren Sigen aus 
und nad) der Ordnung diefer ihr Gutachten mündlich abzugeben. Der ruhigen 
Grörterung wird ein freier Gang geftattet, Der Decan hat Sorge zu tragen, 
daß während der Berathung die nöthige Ordnung aufrecht erhalten und der 
einer Firchlichen Verſammlung fo fehr ziemenden Würde nicht zu nahe getreten 
werde, Er verweist darum jeden zur Ruhe, der fich auf eine leidenſchaftliche, 
verlegende oder von dem Gegenftande abjehweifende Weiſe äußern wollte, 
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11. Der Decan hat zu beftimmen, ob und wann der zur Berathung 
gekommene Gegenftand hinlänglich Far geftellt ift. Bet jedem Hauptgegenftande 
hat derjelbe, nachdem fämmtliche Mitglieder ihr Gutachten abgegeben haben nnd 
vor ber Frageftellung zur entſcheidenden Abftimmung diejenigen, welche noch 
über Eines und das Andere in der Berathung Vorgekommene eine Grimmerung 
zu machen oder eine kürzere Erörterung nachzubringen wünfchen, zur Aeußerung 
aufzufordern. Iſt Dies gejchehen, jo erklärt er Die Berathichlagung für gefchloffen 
und legt die Fragen zur Abftimmung vor. Eind die etwa nöthigen Grinnerungen 
in Beziehung auf Die proponirten Fragen gemacht und Diefe definitiv feftgeftellt, 
jo wird für jede derjelben jedes Mitglied nach der Ordnung feines Sitzes aufge- 
rufen und gibt einfach, feine Stimme ab mit „einverftanden” oder „nicht einver- 
ftanden”. Die Beichlüffe werden nad) abfoluter Mehrheit gefaßt. Der Decan, 
welchem entjcheidende Stimme zufommt, ftimmt zulegt uud fpricht nach Maßgabe 
der einzelnen abgegebenen, vom Secvetär zu notirenden Stimmen die Stimmen: 
mehrheit und in Folge dieſer den in me Vrototol eingutragenben, Beſchluß der 
Synodal⸗Verfammlung aus, 
| 12, Zur gültigen Abſtimmung wird Die Anwejenheit von zwei Drittheilen 
aller Mitglieder des Diöceſan-Diſtrictes, zu gültigen Beſchlüſſen aber, wie 
ſchon angedeutet, Be a ber Auwekenden 
erfordert. 

13. Hat ſich in der Dieeſe ein theologiſcher Leſezirkel gebildet, To‘ ſind 
in Gemãßheit ber eitirten Ober-Conſiſtorial-Verfügung die Schriften, welche 
gehalten: werben, jedesmal anzugeben. Dies kann vermittelſt eines dem Pro- 
tocolle beizugebenden — es derſelben geihehen, bon on in jenent 
Erwaͤhnung zu thun tft. 

14. Das Protocol ift wärend der Sitzung aufzunehmen und am Schluffe 
derſelben von allen anweſenden Mitgliedern der Synode zu unterfchreiben. Die 
ipätere Ausarbeitung und’ Unterjchrift desfelben ift nicht zu geftatten. a 

15. Obwohl fämmtliche anwefende Pfarramts-⸗Candidaten in der Präjenz 
des Protocolls aufzuführen find, fo haben fie doch, als nicht zu Den ordentlichen 
Mitgliedern der Synode gehörig, Dasfelbe fo wenig, zu unterjchreiben, als fie 
an der eigentlichen Abftimmung Antheil nehmen. Dem Decan fteht es übrigens 
frei; fie in’ einzelnen Fällen zur Aeußerung über den zu berathenden Gegen: 
ftand, nachdem Die orbentlichen Mitglieder ihr Gutachten abgegeben haben, 
anfzüfordern. 


| d) Nach dem Seele ‚Synodal- Rechte umd nach der conftanten 
Giöherigen Praxis. dlirfen die Didcefan-Synoden nicht. nach) Außen 'correfpondiren, 
demnach auch von Nichtwmitgliedern keine Zufchriften, Vorftellungen, Eingaben 
u. ſ. w. annehmen und ihrer Discuffion unterwerfen, (6..&, vom’, * 1857.) 


Handbuch ber Verfafjung und Verwaltung ber prot.⸗eb. Kliche ber Pfalz 
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e) Eine Conſiſtorial⸗Entſchließung vom 1. Juni 1836 ſchreibt vor, 
daß die Protocolle der Diöcefan- Synoden in Original in Borlage zu bringen 
und Abjchriften derfelben bei der Decanats -Regiftratur zurüdzubehalten jeien, 

f) Ueber die durch $. 47 der B.-U. vorgejchriebene Wahl der Pfarrer 
unb weltlichen Mitglieder zur General: Synode ift ein bejonderes Protokoll zu 
errichten und an das Königl. Conſiſtorium einzufenden. 


Sechster Abſchnitt. 
Die Presbyterien. 


$. 14, 


1. Bildung und Amtszuftändigkeit der Presbyterien. 


Bergl. $. 14 der Vereinigungs:Urkunde, jowie Verhandlungen der General-:Synobe von 
1848 unb 1853, 


2. Auch, die Bürgermeifter, Adjunkten und Mitglieder des Gemeinde 
rathes können zu Mitgliedern der Presbyterien gewählt werben. (M.-&, vom 
11, Sanuar 1823 Nr. 2, ©, 75 oben.) 

3. Die Beftimmungen hinfichtlich der Amtsthätigkeit der Preöbyterien 
bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens befinden fich in dem II. Buche 
biejed Werkes. 

A, Ueber die feierliche Einführung der neu —— Presbyter beſteht 
folgende Conſiſtorial-Entſchließung vom 14. Juni 1863: 

Damit die Einführung neuer Presbyter in ihr kirchliches Ehrenamt überall 
in übereinftimmender und der Bedeutung jenes Actes entiprechender Weiſe voll» 
zogen werde, wird Nachftehendes verorbnet: 

41. Wenn neue Mitglieder in das Presbyterium einzutreten haben, ift der 
betreffenden Gemeinde am Eonntage vor der Einführung. von der 
bevorftehenden Feierlichfeit Kenntniß zu geben. 

2. Die Einführung hat immer am Spuntage, wo möglich, bei Dem Vors 
mittagsgottesdienfte ftatt zu finden. 

3. Am Tage, an welchem die fragliche Feierlichkeit vorgenommen wirb, 
verjammeln fich ſämmtliche Presbyter vor dem Anfange des Gottes— 
dienftes in dem Pfarrhaufe, in Filialgemeinden im Schulhaufe, und 
begleiten den Ortspfarrer nebſt den Neueintretenden in bie Kirche, 
nachdem letztern Abf. 7 und 8 des $. 14 der Bereinigungs« Urkunde 
vorgelejen worden ift. 


4. 
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Nach der Predigt und dem Kanzelgebete wird ein pafjendes Lied gefungen, 
worauf der fungivende Geiftliche an den Altar iritt, Dann begleiten 
die anwejenden Presbyter die Ginzuführenden von ihren Sitzen aus 
vor den Altar, welchem die letztern etwas näher zu treten haben, als 
bie erftern, 

Nach einer Furzen die Bebeutung und die Pflichten des Presbyteramtes 
unter Hinweifung auf 1. Tim. 3 hervorhebenden Anrede fragt ber. 
Geiftliche die neuen Presbyter, ob fie das ihnen anvertraute Amt nach 
den Vorfchriften des Wortes Gottes und der Kirche jederzeit treulich 
ausrichten und durch ihr ganzes Verhalten die Gemeinde erbauen 


wollen, auf daß fie ſich erwerben eine gute Stufe und eine große 


Freudigkeit im Glauben in Chriſto Jeſu. — Die Gefragten antworten 
darauf einzeln, indem fie dem Geiftlichen die Hand reihen: „Ja, Das 
gelobe ich,“ 

Hierauf fpricht der Geiftliche ein kurzes Gebet, die Gcmeinde 
fingt noch einen Verd ans einem paffenden Liede und wird mit dem 
Segen des Herrn entlafjen. 


. Wo mehrere Ortögeiftliche find, da hat derjenige die feierliche Einfüh— 


rung der Presbyter vorzunehmen, welcher Präfes des Presbyteriums ift. 


. Die Decanate und Pfarrämter müfjen bei Vorlage der Wahlprotocolle 


für Bejegung erledigter Stellen in den Presbyterien ſich Darüber r 
äußern, ob die Gewählten die in der Wahlordnung von 1853 (BU. 


56.14) geforderten Gigenfehaften Befipen. 


Dem Berichte find zugleich weitere zweckdienliche Notizen und 
Bemerkungen über die Perfönlichkeit, den Firchlichen Sinn, hriftlichen 
Standpunkt und Lebenswandel eines jeden ber drei Gemwählten einzus 
verleiben. (GE, vom 5, Auguft 1857.) - 
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Pierte Abtheilung. 
Dos geistlide Amt, 


— — — 


Erſter Abſchneißtt. 
Die Pfarrer. 


| Eriter Titel. 
Perjönliche Verhaͤltniſſe der Pfarrer. 





$-. 15. 


Beförderungsorduung der : profeftantifchen Geiflicen 
des Königreichs Bayern. — 


Erſter Abſchnitt. 
Klaſſen⸗Ordnung ber geiſtlichen Stellen, 
$. 1. Zur Grundlage einer gemeſſenen Ordnung der Anſtellung und 
Deförderung in dem geiftlichen Amte werden fämmtliche proteftantijche Pfarreien 
und Diakonate des Königreichs nad ihrem Dienfteinfommen in folgende fünf 
Klaſſen abgetheilt. 
1. Klaſſe des unterften Grades, oder der Anfangsdienfte, von 400 bis 800 fl. 
2. Klaſſe des exit höhern Grades von 800 bis 1200 fl. 
3. Klaſſe des zweit höhern Grades von 1200 bis 1600 fl. 
4. Klaſſe des dritt höhern Grades von 1600 bis 2000 fl. 
5. Kaffe des viert höhern Grades von 2000 fl. und darüber. ?) 


4) Die Congrua der proteftantiihen Pfarreien der Pfalz beträgt 600—800 und 
1000 fl., wornad aud die Beitimmung des folgenden 8. 3 dieſer Verordnung zu ber 


wmeſſen ift, 


f r 1} 
191117 
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| 8.2. Die Eintheilung ſämmtlicher geiftlichen Stellen der proteftantifchen 
Kirche des Königreiches nach dieſer Klaſſenordnung wird in einer vollftändigen 
Ueberficht aller, ſowohl unmittelbaren als mittelbaren Pfarreien und Diafonate 
diefer Kirche, öffentlich befannt gemacht, ſobald die ſchon unterm 20. November 
1809 angeordneten neuen Faffionen vorfchriftsmäßig geprüft und abgefchloffen, 
und darnach die Ertsägniffe der einzelnen Stellen genauer beftimmt fein werben. 

Einftweilen wird noch in Erledigungsfällen die Klaffe der Stellen nad 
den bisher als gültig angenommenen Anſätzen ihres Ertrags beftimmt. 2) 


3. Bei Stellen, deren Ertrag zufolge der neuen Fafjionen die Summe 
des unterften Dienftgrades von 400 fl. nicht erreicht, ſoll Bedacht genommen 
werben, fie entweber durch alle zu Gebot ftehende Mittel auf ein Einkommen 
von wenigſtens vollen 400 fl. zu Bringen, oder, wo es an allen dazu anwend—⸗ 
baren Mitteln gebricht, fie mit einer benachbarten Pfarrei zu vereinigen, fo fern 
nicht Örtliche Hinderniſſe durchaus entgegen ſtehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Klaſſen - Ordnung der Candidaten, 


$. 4. Zur Anftellung im geiftlichen Amte kann in der Regel nur ders 
jenige gelangen, der die vorgefchriebene Doppelte Prüfung, 1. zur Aufnahme unter 
die Sandidaten, 2, zur Anftellung im Pfarramt, beftanden hat. 


$.5. Die Prüfung zur Aufnahme unter die Gandidaten 
des Predigtamtes fol in der Regel fogleich in dem Jahre des Abgangs von 
der Univerfität gefchehen, und beſtimmt Die Ordnung, nad) welcher die Gandi- 
baten ihre Wartzeit zu zählen haben, 

Die durch Krankheit oder andere gültige Urfachen verhindert find, fich 
diefer Prüfung gleich zu der Zeit zu unterziehen, haben bei dem Ober-Conſi— 
forium Friftverlängerung nachzufuchen, und behalten, wenn ihnen biefe bewilligt 
wird, das Recht, den Gandidaten ihres Concursjahres beigezählt, und unter die— 
felben nad; der Befähigungsnote, die fie nach beftandener Aufnahms-Prüfung 
erhalten, eingereiht zu werben, 

Die ohne erhaltene Dispenfation ſich erft ſpäter zu Diefer Prüfung ein- 
finden, follen auch nur in die Concursreihe des jpätern Jahres, in dem fie Die 
Prüfmg beftehen, geftellt werben. 

86, Die im einem und Demjelben Jahre zur Aufnahme geprüften und 
nach der Prüfung wirklich aufgenommenen Kandidaten bilden zufammen eine 
Concursreihe, in welcher Die Candidaten unter ſich nach den in ber Auf- 





2) Weber bie Anfertigung und Evibenthaltung der Faffionen folgen unten bei 
den Bejoldungsverhältniffen ber Geiftlichen bie erforberlihen Beitimmungen, 
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nahms⸗Prüfung erlangten Befähigungsnoten, und bei gleichen Noten nach 
dem Lebensalter, georbnet werben, 

8.7. Die Prüfung zur Anftellung im Pfarramt foll je zwei 
Jahre nach der Aufnahms-Prüfung ftatt haben, und es ift Die ganze zweijährige 
Goncursreihe dazu einzuberufen. 

Früher, ald mit feiner Concursreihe, fol fein Gandidat einzeln zu dieſer 
zweiten Prüfung zugelafien werden, damit ihm bie nöthige Zeit der praftifchen 
Borbereitung zu feinem Berufe nicht fehle, 

Dagegen fol ein Candidat, der entweder durch Anftellung bei einem in- 
Yändifchen Studienlehramt, oder durch ein mit Allerhöchfter Genehmigung ein 
gegangenes auswärtige Dienftverhältnig, oder durch Kranfheit verhindert ift, 
ſich mit feiner Concursreihe gleichzeitig zu Diefer zweiten Prüfung zu ftellen, 
auf fein Anfuchen Friftverlängerung erhalten und in dieſem Fall das Recht 
nicht verlieren, in Berechnung feiner Wart- und Dienftzeit mit feiner Gon- 
cursreihe fortzurüden. 

8.8. Die in dieſer zweiten Prüfung vorjähriftgmäßig erworbenen Be- 
fähigungsnoten ftellen erft Die Ordnung feit, nad welcher die Candidaten in 
den Vorjchlägen zur wirklichen Anftellung im geiftlichen Amte zu würdigen find. 

Die mit erlangter Genehmigung die Anftellungsprüfung erft jpäter beftehen, 
werben nad) der dabei erhaltenen Befähigungsnote in jene Ordnung ihrer Gon- 
cursreihe eingetragen, 

$. 9. In Anfehung derjenigen, die ihre Einreihung unter die Pfarramts- 
Gandidaten vor diefer neuen im Jahr 1809 erft eingetretenen RU erlangt 
haben, bleibt e8 bei der Beftimmung, daß fie 

a) von der Zeit ihres Abgangs von der Univerfität an ihre Wandidaten⸗ 
Jahre, 
b) 12 von dieſen als ihre Candidatenzeit, und 
c) was Darüber ift, 
als Pfarramts-Jahre zu zählen Haben. 


Dritter Abſchnitt. 
Klafjen - Ordnung der angeftellten Geiftlichen, 


$. 10. Ueber die bereit im Amte ftehenden Geiftlichen ift ebenfalls 
eine fortlaufende, nach dem Grabe der größern ober geringern Würdigkeit jedes 
Einzelnen zu beftimmende, Klaſſen-Ordnung zu führen, welcher bei Begutachtung 
der Beförderungsgefuche ein entjcheidendes Hauptgewicht zukommen fol. 

$. 11. Da aber die nicht auf weitere Prüfungen zu gründende Beur- 
theilung der Würdigkeit ber bereitß angeftellten Geiftlihen 
einen andern, ald den für die Klafjen-Orbnung ber Candidaten vorgeſchriebenen 
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Maaßſtab erfordert; da Hiebei zwar auch darauf geſehen werben foll, daß bie 
Geiftlihen in den erworbenen Kenntniffen nicht zurädkommen, vielmehr nad 
Maaßgabe ihrer Kräfte und Mittel möglichft fortſchreiten; daneben jedoch eine 
vorzůgliche Rüdficht Darauf zu nehmen ift, 
a) daß fie in der Führung ihres Seelforgeramtes Geſchicklichkeit, Gewifs 
jenhaftigfeit, Fleiß und Treue bemeifen, 
b) daß fie ald Prediger Beifall verdienen, 
c) daß fie die pfarramtlichen Gejchäfte mit Genauigkeit und Sorgfalt 
verwalten, 


d) daß fie ſich der Schule und ber Bildung der Jugend mit Liebe und 
Thätigfeit annehmen, 

e) daß fie ihren ftantsbürgerlichen Dbliegenheiten willig und pünktlich 
genügen und 

f) daß fie nicht weniger durch ihr Leben ald durch ihre Lehren auf ihre 

Gemeinde wohlthätig einwirken, und fi ihres Amtes und Standes 

würbig betragen, fo ift Diefe Klaffen- Ordnung Der angeftellten 

Beiftlichen auf eine ausführliche und genaue Charafteriftif ber- 

felben zu gründen, die vorzugsweife nach den bier angebeuteten wejent- 

lichen Rüdfichten zu entwerfen ift. 
$. 12. Die nad) diefen Rüdfichten zu faffende Charakteriftif der 
Sun. Geiftlihen ift unter die borgefchriebenen A Hauptpunfte: 
1. nach den Fähigkeiten, 
2. nach den Kenntniffen und Fertigkeiten, 
3. nach der Amtsführung fowohl in kirchlichen als ftantöblirgerlichen 

Beziehungen, 

4. nad) dem Lebenswandel 
zu bringen, und bie jedem einzelnen Geiftlichen, nad) dem Grgebniß jener 
Bejchreibung, zu ertheilende Würdigkeitsnote in nachftehender Stufenfolge 
zu beftimmen und zu bezeichnen. 

1. Note, mit dem Prädikat Vorzüglich, erhält derjenige, der unter 
allen 4 obengenannten Hauptpunkten die erfte Note verdient; 

2. Note, mit dem Prädikat Sehr gut, der ımter Nr. 1, 3, A gut, 
unter Nr. 2 aber, wenigftens in praftifchen Kenntniffen und Fertig: 
feiten, wohlgeübt gefunden wird; 

3. Note, mit dem Prädifat Gut, der unter Nr. 1 und A Lob verdient, 
und unter Nr. 2 und 3 ſich wentgftens über Das Mittelmäßige erhebt; 

4, Note, mit dem Prädikat Hinlänglich, der unter Nr. 1, 3 und 4 
nur mittelmäßig, unter Nr. 2 mangelhaft ſich bewiejen hat; 

5. Note, mit dem Prädikat Nothdürftig, der unter Nr. 1, 3, 3 
gering, doch unter Mr. 4 tadellos gefunden wird; 
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6, Note, mit dem Praͤdikat Schwach, der unter allen 4 Hauptpunften 
fic) gering gezeigt hat. 

Als ganz untüchtig endlich iſt der zu bezeichnen, ber fich unter 
Nr. 1 ganz unfähig, unter Nr. 2 umwifjend und unter 3 und 4 

" tabelnswerth dargeftellt hat. 


$. 13. Die Hülfsmittel, die dieſer Beurtheilung zur Grundlage dienen 
follen, find die von den Geiſtlichen regelmäßig theil3 bei der Vifitation zu 
Ietftenden und vorzumweijenden, theild an das Decanat einzufendenden Arbeiten: 
4. Die bei der Vifitation zu Haltende Predigt oder Katechifation, 
2. die zu führenden Pfarr: und Kirchenbücher, 
3. der pfarramtliche Jahresbericht, 
4. die vorzulegenden Predigten und Predigt-Entwürfe, 
5. die Beantwortung der Synodal-Fragen, 
6. andere praktiſche Auffätze. 
$. 14. Damit aber bei der den Geiſtlichen zu ertheilenden Wür dig— 
keitsnote und der darnach zu beftimmenden Klaſſen-Ordnung derjelben 
mit möglichfter Vorficht und Beachtung aller Verhältniffe verfahren werbe, fol 
4. nicht nur der Decan fänmtliche Geiftliche feines Kapitels nad) den 
. . oben gegebenen Vorjehriften und nad den Beobachtungen, Die er bei 
den Rifitationen, bei den Synodal-Verſammlungen und fonft anzu: 
ftellen Gelegenheiten findet, gewiſſenhaft bejchreiben, und jedem ein- 
zeln die daraus fich ergebende Würbdigfeitönote beilegen, fondern auf 
gleiche Weiſe, 
2. au) der Senior, oder ein anderer von dem Gonfiftorium für Die 
erforderlichen Fälle zur Decanats-Verweſung aufzuitellender Geiftliche 
des Kapitels, eine Beichreibung und Würdigung ſämmtlicher Kapitularen, 
nach. den demjelben von dem Decan mitzutheilenden Arbeiten der 
Geiftlichen, jo wie nach Maßgabe feiner perjönlichen Kenntniß der 
letztern, mit der ftrengften Gewifjenhaftigfeit entwerfen, 
3. von den Gonfiftorien aber die Obliegenheit übernommen werben: 
a) auf den Grund Diejer zweifachen Charakteriſtiken, die von allen 
Decanen und Gapiteld » Senioren oder deren Stellvertretern ihres 
Bezirks und zwar von jedem unmittelbar und von dem andern 
unabhängig, an fie einzujenden find, die den Geiftlichen von ihren 
Decanen und Senioren zuerfannten Würdigfeitönsten mit einander 
zu vergleichen, und nach allen ihnen zu Gebot ftehenden Mitteln, 
mit Zuziehung ber bejondern Urtheile der mit einem Decanat nicht 
vereinigten Diſtricts-Schul-Inſpectionen und mit Berüdfichtigung 
der Beugnifje über die von ben Geiftlicheu in ihrer Eigenſchaft als 
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Civilbeamte bewieſene Thätigkeit ftreng zu prüfen, zu berichtigen 
ober zu befräftigen ; 

b) benfelbeit eine nach gleichen Rückſichten zu fallende Befchreibung und 
Würdigung der Decane und Gapiteld» Senioren, ober. Deren Stell- 
vertreter, beizugeben ; ſodann 

ce) nah) dem Ergebniß dieſer fämmtlichen Vorlagen fowohl die nach 
ihrem Gutachten jedem einzelnen Geiftlichen zufommende Würdig- 
keitsnote zu beftimmen, als auch die Klaſſen-Ordnung ſämmt— 
liher angeftellten Geiſtlichen ihres Gonfiftorial= 

Bezirks zu entwerfen, welche fodann, | 

4. unter Anfügung aller erwähnten Vorlagen zur Beurtheilung und defi- 
nitiven Beftimmung an das Ober-Conſiſtorium einzufenden iſt. 

Die letere Behörde wird daraus. ein Haupt-Verzeichniß fämmt- 

-Tiher proteftantifhen Geiftlihen des Königreichs nad 

den ihnen zuerfannten Würdigfeitänoten fertigen laffen, und der Allers 

höchſten Stelle vorlegen. 
$. 15. Die auf ſolche Weiſe zu ertheilenden Würbdigfeitänoten, und bie 
darauf zu gründende Glaffen- Ordnung der angeftellten Geiftlichen, gelten von 
dem gegenwärtigen Jahre 1820 an auf die nächften 5 Jahre und find je von 
5 zu 5 Jahren zu erneuern, 
$. 16. - Bu den fünftigen Erneuerungen derfelben follen alljährlich 
1. von den Decanen ſowohl, als von den Gapiteld Senioren, oder deren 
Stellvertretern, die nach obiger Vorfchrift zu entwerfenden und. einzu- 
jendenden Gharafteriftifen ihrer Bapitularen fortgejeßt, 
2. von den Gonfiftorien aber nicht nur forgfältig zufammengeftellt, jon- 
dern auch 
3. Die dabei etwa nöthig erachteten Erinnerungen und die aus den eignen 

Beobachtungen und Bergleichungen der Conſiſtorien ſelbſt fich ergebenden 

Bemerkungen Jogleich eingetiagen werden, um die nah 5 Jahren neu 

zu fertigende allgemeine Gharakteriftif und Claſſen-Ordnung der Geift- 

lichen deſto erjchöpfender vorzubereiten. 

$. 17. Die in den jährlichen Decanats- und Senivrats - Charakteriftifen 
vorgefchlagen werdenden Aenderungen in Anjehung der Würdigkeitsnoten einzelner 
Geiftlichen können aber bei den Beförderungsgefuchen dieſer Iektern während 
des 5 jährigen Beitraums in der Negel nicht in Rechnung fommen, Hat jedoch 
ein Geiſtlicher während jener Zwiſchenzeit fich entweder durch auszeichnende 
Arbeiten weit über feine Note erhoben, oder durch auffallend verfchuldete Er- 
innerungen oder Rügen ſich um ganze Notengrade weniger würdig, ald er durch 
feine Note bezeichnet ift, bewiefen, jo iſt folches mit Anführung der Gründe bei 
Begutarhtung feiner Beförderungsgeſuche auch beſonders anzumerken, 
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$. 18. Daffelbe gilt auch von ben Binnen foldher 5 Jahre zur Anftellung 
im Pfarramt gelangenden Gandidaten, die übrigens in Der Negel die in ber 
Anftellungsprüfung ihnen zuerfannte Mote bis zur nächftfolgenden Erneuerung 
ber Klaſſen⸗Ordnung behalten. 


Vierter Abſchnitt. 
Ordnung der erften Anftellung. 


$. 19. In Anfehung des Vorrüdens zur wirklichen Anftellung im geift- 
lichen Umte folgen fich Die Concursreihen in der Ordnung, daß, jo lange noch 
Candidaten der ältern Reihe vorhanden find, Diefe den Kandidaten der nächft- 
folgenden Reihe in der Regel vorgehen. 


$. 20. Die Gandidaten, welche nad) der Ordnung des Concursjahres 
die Reihe der Auftellung trifft, werden auf Die Anfangsdienfte nach der Ordnung 
berufen, die Durch die Anftellungsprüfung $: 8 beſtimmt ift. Jedoch foll den- 
felben unverwehrt fein, wenn eine Der erledigten Stellen ihren befondern Ver— 
bältniffen vor andern zuträglich ſcheinen follte, ihre Wünfche zu äußern, um 
hierauf nach Thunlichkeit Billige Rüdficht nehmen zu Eönnen; wie denn ohnedies 
auch beſonders darauf wird Bedacht genommen werben, Gandidaten nicht auf 
Stellen vorzufchlagen, wo fie wegen allzumeiter Entfernung von ihrer Heimath 
Unterftügungsmittel verlören, Die fie nicht entrathen können, oder wo fie viel- 
Veicht felbft in ihrer Amtswirkſamkeit 5. B. durch das Fremdartige ihrer Aus— 
ſprache und dergleichen, Hindernifje fänden. 

$. 21. Im Fall fih um einen einträglichen Anfangsdienſt wirklich ſchon 
im Amte ftehende Geiftliche melden, gehen dieſe zwar ben Candidaten der Con- 
cursreihe in der Regel vor, jedoch bei geringerer Note nur dann, wenn fie 
bereit8 volle 5 Dienftjahre zählen. 

$. 22. Damit bei diefer Vergleihung der Anfangsdienfte eine nicht zu 
verrüdende Ordnung beobachtet, und mit voller Gerechtigkeit verfahren werbe, 
fol von den Gonfiftorien ftreng nad) der Zeitfolge, in welcher Die Anfangsdienfte 
erledigt worden, von Vierteljahr zu Vierteljahr eine Zufammenftellung eingejenbet, 
und Die gleichzeitige Beſetzung aller berjelben nad der Ordnung, daß je der 
höher befähigte Candidat auch bie höher fatirte Stelle erhalte, in Antrag 
gebracht werben. 

$. 23. Eine nach diefer Ordnung ungefucht ertheilte Stelle dürfen bie- 
jenigen Gandibaten, die in der Anftellungs-Prüfung eine ber zwei erften 
Noten erlangt haben, unter Darlegung ftatthafter Gründe verbitten. Jedoch 
kann von biejer Grlaubniß feiner mehr ald Dreimal Gebrauch machen. 

$. 24. Denjenigen in dem Studien-Lehramt entweber als Lehrer 
einer Studien-Schule (einer lateiniſchen Vorbereitungs Schule ober eines 
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Progymnafiums) oder ald Profeſſoren an einem Studien⸗Inſtitut 
(einem Gymnaſium oder Lyceum) angeftellten Gandidaten, bie in ber Prüfung 
für das Lehramt eine der drei erftien Noten erlangt und fie in demfelben 
fortwährend verdient haben, wird vorbehalten : 

1: nicht ohne ihr ausdrückliches Anfuchen auf die Anfangsbienfte mit ihrer 
Goncursreihe einberufen zu werben, 

2. im Fall fie darum anfuchen und zu bem Ende auch ber Anftellungs- 
Prüfung in ihrer Ordnung fich unterzogen haben, mit ihrer in ber- 
felben erhaltenen Befähigungdnste ihren Goncursgenofien von gleicher 
Note vorzugehen ; 

3. Im Fall fie aber länger in dem Lehramt zu bleiben vorziehen : 

a) mit ihrer Goncursreihe gleiche Pfarramtsjahre zu zählen und in 
allen Vortheilen und Anfprüchen, die das Dienftalter gewährt, fort- 
zurüden, folglich auch 

b) wenn fie ihren Dienft im Lehramt fo lange fortfegen, Bis ihre Gon- 
curöreihe zur Bewerbung um Stellen einer höheren Dienftflaffe 
vorgerüdt ift, zu einer folchen audy mit einem Decanat oder Inſpec⸗ 
tiondamt verbundenen Stelle ebenfalld von dem Lehramt aus unmit- 
telbar gelangen zu können; dieſes Ießtere jedoch nur, fo fern fie 
entweder Durch Die früher oder fpäter noch zu beftehende Anftellungs- 
prüfung darthun, daß fie hinter den erften ihrer Goncursreihe nicht 
zurüdgeblieben find, ober Beweiſe beibringen, daß fie auch während 
ber Zeit ihres Lehramtes : 

1. an den Synobal- Berfammlungen und Synodal = Arbeiten beifalls- 
werthen Antheil genommen, 

2. von Zeit zu Zeit geprebigt und bei ſich gut bewährt, ſonach die 
nähere Vorbereitung auf ein folches Amt nicht aus den Augen 
gelafjen, und auch darin den Erſten ihrer Concursgenoſſen gleich- 
geftellt zu werben verdient haben. 

Eben jo bleibt auch den Univerfitäts-Profefjoren, 
die geiftlihen Standes find, die Erlaubniß, fi) um geiftliche 
Stellen zu bewerben, 
$. 25. Feldprediger, welche wenigitens ein Jahr zur Bufriedenheit 
Dienfte geleiftet, und einen Feldzug mitgemacht haben, werben beſonders be- 
badht werben. 

$. 26. Gandidaten, welche mit Allerhöchfter Erlaubniß eine geiftliche 

Stelle im Auslande angenommen haben, und benen ber Rücktritt ins 
Vaterland vorbehalten worben, dürfen zwar, wemn fie früher oder fpäter um 
eine vaterländifche geiftliche Stelle ſich bewerben wollen, ihre Dienftjahre nach 
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ben Pfarramtsjahren ihrer Concursreihe zählen; allein es treten Dabei m 
nähere Beitimmungen ein: 

1. fie gehen bet ſolchen Bewerbungen ihren im Inlande dienenden * 
eursgenoſſen von gleicher Note billig nach; 

2. im Fall fie Die vorjchriftsmäßige Anftellungsprüfung vor dem! Antritt 
des auswärtigen Amtes nicht beftanden hatten, müflen fie vor allem 
andern fich derjelben unterziehen, bevor auf ihre Gefuche um ein inlän- 
difches geiftliches Amt Rüdficht genommen werben kann; 

3. im Fall fie aber auch die Anftellungs- Prüfung vor der Annahme der 
auswärtigen Stelle jchon beitanden haben, Fann doch fpäterhin bei ihren 

+ Bewerbungen um ein inländifches geiftliches Amt nicht Die in jener - 
Prüfung ihnen ertheilte Befähigungsnote, fondern nur das von ihrer 
vorgeſetzten Auffichtsbehörde ausgeſtellte Amtszeugniß, und auch dieſes 
nur vergleichungsweiſe mit den ihren Concursgenoſſen inzwiſchen zuer> 
fannten Würdigkeitdnoten, in Anrechnung kommen. 

4. In Anjehung derjenigen ältern Candidaten, welche noch von früherer 

-  Beit her im Auslande geiftliche Stellen befleiden, bleibt ed bei den 
Beftimmungen der Verordnung vom 27. Dezember 1808 (Reg. = BI. 
1809, ©. 43.) | 


Fünfter Abſchnitt. 
Ordnung der weitern Beförderung. 


$. 27. Jedem im Amte ſtehenden Geiſtlichen iſt verſtattet, ſich um Befoͤr⸗ 
derung nicht blos in ſeinem Conſiſtorialbezirk, ſondern auch außer demſelben, um 
jede erledigt werdende geiſtliche Stelle zu bewerben. Doch wird dieſes allgemeine 
Bewerbungsrecht folgendermaßen näher beſtimmt: 

1. Vor Ablauf von drei, auf der nämlichen Dienſtesſtelle zugebrachten 
Jahren, findet keine Verſetzung oder Beförderung auf eine andere ſtatt. 

2. Nach Verfluß von drei Jahren darf ſich der Geiſtliche zwar um eine 
andere Stelle, aber nur um eine der nämlichen Dienſtklaſſe, 
bewerben. 

3. Um in eine Stelle der nächſthöheren Dienſtklaſſe vorrüden zu 
fönnen, muß er fünf Jahre in feiner bis dahin befleiveten zuge- 
bracht haben, 

$. 28. Die um Beförderung anfuchenden Geiftlichen haben: 

1. ihre Bittjchriften Durch Das ihnen vorgefeßte Decanat an das Gonft- 
ftorium, zu deſſen Bezirk fie bis dahin. gehörten, einreichen zu Laffen, 

2. diejenige der eben erledigten Stellen, auf welche fie verjeßt zu werben 
wünjchen, Darin beftimmt zu nennen, 
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8. im Fall fie um mehrere Stellen zugleich nachfuchen wollen, um jede 
berjelben eine eigene Vorftellung zu übergeben, 

4. im Fall fie ihr Geſuch um Beförderung im Allgemeinen vichten wollen, 
darin beftimmt und mit Angabe der Gründe, die fie dafür anzuführen 
haben, zu erflären, Daß es ihnen gleichgelte, in welche Stelle von 
höherem Ertrage fie verjeßt würden: damit Den ımbefugten Reclamas 
tionen gegen bereits bejchlofjene Pfarrverleihungen vorgebeugt - werde, 

8. 29. Eine auf beſtimmtes Anfuchen erhaltene Stelle zu verbitten, ift 

feinem Geiftlichen geftattet; vielmehr ift jeder. ın ſolchem Fall nach erfolgter 
Verleihung: verbunden, die Stelle zu. rechter Zeit unweigerlich anzutreten, und 
fann davon nicht anders ald unter der Bedingung, daß er drei Jahre hindurch 
auf eine andere Beförderung; feinen Anfpruch machen dürfe, freigefprochen werben, 

Eine Ausnahme hievon tritt nur dann ein, wenn Die nachgeſuchle Stelle 
erſt nach der Einreichung des Gefuches und noch vor Ablauf der zum Antrüit 
ber verliehenen Stelle beftimmten geſetzlichen Frift, entweder Durch Abpfarrung, 
Beftenerung oder durch Abreißung oder Verfchüttung "beirächtlicher Grundſtücke 
und andere dergleichen‘ (jedoch nicht wie Hagel, Mißwachs u f."w.-blo® auf 
ein Jahr treffende) nicht vorherzuſehende Unfälle, in ihrem — * N 
bebentend ‚vermindert: worden. 

Wird einem: folchen Bewerber der Antritt der Stelle erlaſſen, ſoll fie 

pi? a) im erften Fall, ohne -weitere Ansjchreibung, dem zimächft Berechtigten 
unter den früheren Bewerbern oder einem Gandidaten der Anjtellungs- 
reihe zugetheilt, >» 18) 

. b) rim Teßtern Falle aber aufs neue außzefärdießen werden. 

— erh 80. : Unter den um eine erledigte Stelle ſich bewerbenden angeſtellten 

Geiftlichen ift im allgemeinen nach folgenden Beſtimmungen zu entjcheiden: 
autt 4. Bei der Befegung von: Decanaten, Inſpectionen und geiftlichen Stellen 
in den Städten, ſoll vorzugsweiſe auf Die Bewerber von der erſten 

und zweiten Befähigungsnote Nüdficht genommen werden. 
Hr Bet einfachen Landpfarreien, mit welchen Fein höheres’ Amt verbunden 
f — concurriren Die Bewerber der erften, zweiten und britten 
Rote nach ihrem. Dienftalter.. Bei gleichem ——— he bie 
NMote; iſt beides gleich, dad Lebensalter,- 
25 Dagegen müfjen Bewerber: von der vierten und fühften Roie je 
ſechs Dienſtjahre mehr zählen als der Mitbewerber der — Note, 

um demſelben gleichgeſtellt zu werden. 
$. 31. Durch dieſe allgemeinen Beſtimmungen Tel jeboch bei Dienſt⸗ 
verleihungen die billige Rückſichtnahme auf ausgezeichnete Verdienſte, fo wie 
auf beſondere Dieuſtes-, perſönliche- und Lokalverhaͤltniſſe nicht ancgeſchloſen 
werden, wozu insbeſondere z. B. folgende zu rechnen ſind: 


1. Bebrängniß durch Mittellofigkeit oder unverſchuldetes Unglüd bei zahl- 
reicher Yamilie; 

2. unveranlaßte oder wohl gar Durch eifrige Erfüllung der Amtspflicht 
berbeigeführte Entzweiung mit der Gemeinde; 

3. geſchwaͤchte Geſundheit, ſofern Diefelbe Durch auffallend rauhes Klima, 
ichlechte Bejchaffenheit der Amtswohnung und dergleichen gefährbet ift; 

4. eine zweifache, ſehr bejchwerliche und babei gering beſoldete Pfarrei, 
wie 3. B. in dem vormaligen Fürftenthum Sulzbach mehrere, oder mit 
dem Pfarramt verbundene andere läftige und anftrengende Dienfte, 
namentlich ein Schulbienft, eine Zucht und Arbeitshaus-Prädikatur x. 


Sechster Abſchnitt. 
Ordnung der Unterſtützung, Emeritirung und Reſignation älterer Geiſtlichen. 


8. 32. Hochbejahrte oder durch Krankheit dienſtunfähige Geiſtliche, bie 
zu Beförderung auf eine andere Stelle nicht mehr geeignet, ihr Amt jedoch noch 
fortzuführen im Stande find, haben auf Unterſtützung Anſpruch. 

$. 33, Diefe Unterftügung befteht in einer Gehaltözulage, Die nach 
Berjchiedenheit der in ben betreffenden Eonfiftorial- Bezirken beftehenden Unter- 
ftügungsanftalten, und der für dieſen Zweck vorfindlichen Localmittel, zu bemeffen, 
und als Beihülfe zu Haltung eines Vean zu betrachten iſt. Sie wird eben 
deßwegen nur 

1. bei Stellen der erſten und zweiten Dienſtklaſſe, 

2. bei erwieſenem Bebürfniffe wegen hohen Alters oder dauernden ſtrank⸗ 
heitäzuftandes, wenn folche einen bleibenden Gehülfen . nothwendis 
machen, bewilligt; 

3. nach der größeren ober geringeren Bedürftigkeit jedes inyinm — 
Bittenden genau bemeſſen, und ſoll 

4. die Summe von 200 Gulden niemals überſteigen. 

Für jüngere Geiſtliche findet eine ſolche bleibende Zulage gar nicht ſtatt, 
fondern höchſtens in äußert dringenden Fällen eine momentane Unterftüßung. 

$. 34. Geiftliche, die wegen einer durch Alter ober Krankheit entftan- 
denen Dienftunfähigfeit ihr Amt freiwillig nieberlegen wollen, haben Die Bewil- 
ligung ihres Geſuches nur Dann zu gewärtigen, wenn fie * Reſignation ganz 
unbedingt erklaͤren. 

$. 35. In dieſem Fall hat der reſignirende Geinliche Anſpruch * einen 

lebenslänglichen Ruhegehalt, welcher 
1. aus dem Ertrage der reſignirten Stelle geſchöpft; 
2. in der Regel den dritten Theil des reinen Einkommens ——* 
betragen; 
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3. nad) dem Tode des Reſignirenden unmittelbar an die Stelle zurüdfallen ; 
4. in feinem Falle über 500 fl. fteigen, und 
5, nur dann in dem vollen Drittheil des Einkommens gereicht werben 
foll, wenn ber für den Amtsnachfolger übrig bleibende Ertrag Dadurch 
nicht unter 400 fl. herabfällt. | 
6. 36. Geiſtliche aber, Die durch eigene Schuld und Verwahrlofung zu 
der Note ſchwach ober untüchtig herunterfinten, Haben auf eine ſolche Unter- 
ftüßung oder Ruhegehalts-Verwilligung feinen Anſpruch, jondern es ſoll ihnen 
vielmehr ein bleibender Vicar auf ihre eigene Koften gejeßt werben, 





$. 16, | 
Beeidigung der Geiftlichen, 


1, Jeder nen?) ernannte Pfarrer muß ehe er die ihm übertragene 
Pfarrei antritt, vor dem Königl. Land» Commiffariate, im deſſen Bezirk dieſe 
Pfarrei liegt, einen Dienfteseid ableiften. (Regierungsausjchreiben vom 2, De: 
zember 1818, Ar. 13,500 Jn.) 


2. Die Beamten, welche eine Stelle antreten, ohne den vorgeſchriebenen 
Eid geleiftet zu haben, Eönnen mit einer Gelditrafe von 16150 Fr. belegt 
werben, (Strafgejeßbuch Art. 196.) 


3. Der von den Geiftlichen zu leiſtende Eid ‚zerfällt in drei Theile: 

a) den dur Tit. X, $. 3 der Verfaffungs - Urkunde vorgefchriebenen 
Eid, aljo Tautend: 

„Ih Ichwöre Treue dem Könige, Gehorſam dem Geſetze und 
Beobachtung der Staatsverfaſſung.“ 

b) den durch die organiſchen Artikel vom 18. Germinal X. Art. 26 und 
34 vorgejchriebenen Eid, welcher durch Die Allerhöchfte Königl. Ent- 
ſchließung vom 23. Auguft 1845 in folgender Weife neu formulirt 
worden ift: 

„Sch verfpreche Feine Mittheilung zu pflegen, an feinem Rath— 
ſchlage Theil zu nehmen, und Feine verbächtige Verbindung 
weder im Inlande noch auswärts zu unterhalten, welche ber 
öffentlichen Ruhe jchädlich fein Fönnte, und wenn ich von einem 
Anſchlage zum Nachtheile des Staates, ſei es in meinem Pfarr: 





9 Im Falle der Verleihung einer anderen Pfarrei * die Wiederholung - 
einmal geleifteten Eides nicht geboten, 
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bezirke oder jonft irgend wo, Kenntniß erhalten ſollte, folches 
der Regierung anzuzeigen.“ 

e) den eigentlichen Dienfte3-Eid, welcher alfo lautet: 
„Sch ſchwöre, meine Berufspflichten gewifienhaft, reblich und 
auf das genauefte zu erfüllen.” 

d) den zufolge der Allerhöchften Verordnung vom 15. März 1850 


(Regierungsblatt 1850, ©; 241) wegen * Vereine vorgeſchriebenen 


Eid, alſo lautend: ji 

„Ich ſchwöre, daß ich. feinem — deſſen Bildung dem 
Staate nicht angezeigt iſt, gehöre noch je gehören werde; dann, 
daß ich in keinem Verbande mit einem Vereine bleiben werde, 
deſſen Schließung von der zuſtändigen Polizeiſtelle und Behörde 
verfügt worden iſt, oder an welchem mir die Theilnahme in 
Gemaͤßheit der jeweils — Disciplinar-Vorſchriften 
unterſagt ſein wird,” 

A. Beeidigung der — 

Nah Tit. X, $.3 der Verfaſſungs-Urkunde können — ——— 
da fie als ſolche die Eigenſchaft felbftändiger Staatsbürger, noch jene angeſtellter 
Staatsdiener beſitzen, unter diejenigen Perſonen nicht gerechnet werden, welche 
den Verfaſſungseid zu leiſten haben. 
| Sie werben daher vor Uebernahme der Pfarrverwefting Durch bas be- 
treffende Königl, Land-Commiffariat dahin verpflichtet, „daß fie ihre Functionen 
den Staatögejegen auf das genauefte entjprechendb ii wollen,” (Mllerhöchfte 
Königl. Entſchließung vom 10. Juni 1824.) F 


$. 17. 
Inſtallation der Pfarrer. 

1. Der Königl. Decan hat die neu ernannten Pfarrer in ihr Amt 
einzumetjen, ‘fie zu inftalliren. (Special = nftructton für Die Decane $ 19 
©, 187 oben.) 

2, Ueber die Form der Inſtallation enthält die Conſiſtorial⸗ re 
vom 17, Zuni 1835 folgende Vorſchriften: 


a) Unmittelbar nach jeder Inftallation eines Pfarrers iſt in Zutunft in 
der Pfarrwohnung durch den Königl, Decan ein Protocoll zu errichten, in welchem 


der ganze Verlauf jener Handlung kurz aber beftimmt bezeichnet und nament-_ 


lic) angegeben ‚wird, ob Die Gemeinde zahlreich in. gebührender Würde, und mit 


ber ber fraglichen wichtigen Handlung angemeſſenen Theilnahme „gegenwärtig... 


—_ 
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gewejen tft, welche Lieber bei dem Inſtallations- Gottesdienfte gefungen wurden, 
über welchen Gegenſtand fich Die Juftallationsrede verbreitete, über welchen Text 
der neuernannte Geiftliche predigte, weldyes das Thema feiner "Predigt war 
und ob befondere Feierlichkeiten bei der Inſtallation ftattfanden und welche. 


b) Dieſes Protocol ift von dem inftallirenden Decan oder deſſen Stell- 
vertreter dem inftallirten Pfarrer und den weltlichen Gliedern des Presbyteriums 
ber. betreffenden Gemeinde zu unterzeichnen und mit Bericht an das Conſiſto⸗ 
rium einzujenden. 

c) Wären bei der Inſtallation befondere Umftände von Wichtigkeit ein= 
getreten, bie jedoch in dem Protocolle nicht wohl bezeichnet werden könnten, fo 
ift ihrer in dem becanatlihen Ginbegleitungsjchreiben ai laute Erwähnung 
zu thun. 

3. Die eintretenden Pfarrer dürfen ihre Antrittsrede nicht eher halten, 
als bis fie von dem inftallivenden Decan in ihren neuen Wirkungsfreiß einge 
führt und ihren Gemeinden als ihre Seeljorger dargejtellt worden find, (Con— 
fiftorial-Entjchließung vom 14. October 1839.) 


4, Der Königl. Decan hat dem neu ernannten Pfarrer mit der Vor— 
ladung zur Inſtallation ein Exemplar der Amtsinftruction, wovon bei $. 33 
unten ein Abdrud folgt, zugufenden, damit derjelbe davon genau Kenntniß nehme. 


Bei der Injtallation ift jodann an den Geiſtlichen die Frage zu ftellen, 
ob er entjchlofjen fei, die ihm vorgehaltenen und ‚auch Durch die ihm, zugefertigte 
Inſtruction bekannt gewordenen Pflichten und Obliegenheiten jeines Amtes ge 
wifjenhaft zu erfüllen, welches er dann nicht allein zu bejahen, fondern auch 
durch ein dem Decan vor der Gemeinde abzulegendes Handgelübde zu befräf: 
tigen hat, worauf am Schlufje des nftructiond- Entwurfs Hingedeutet wird. 


Ueber den Sinftallationsact läßt der Decan ein Protocol aufnehmen, wie 
folches ohnehin angeordnet ift. In Diefem ift jedoch der Ablegung des Hand: 
gelübdes mit Hinweifung auf die mitgetheilte Amtsinftruction. genau zu erwähnen. 

Das Driginal diefes Protscolls ift an das Konfiftorium zu fenden. 


5, Nachdem bei Bejegung erledigter Pfarreien den dahin berufenen 
Geiftlichen gewöhnlich entweder der 1. oder 16. des betreffenden Monats, als 
Tag des Antritt der ihnen verliehenen Pfarrftelle bezeichnet wird und alfo mit 
diefem Tage für Die bereits angeitellten Geiftlichen Die Bezüge ihrer bisherigen 
Stelle zu Ende gehen, dagegen aber die der neuen Pfarrei für die ihre bisherige 
Stelle verlafienden jo wie für die erft ind Amt tretenden Geiftlichen ihren An: 
fang nehmen, jo wird, um etwaige im Ginzelnen bereit3 vorgefommenen Ver— 
zögerungen ein für allemal zu befeitigen, hierdurch feitgejegt, Daß in der Regel 
der dem Antrittdtage zunächſt folgende Sonntag ald Tag der —— zu 


Handbuch ter Verfaffung und Berwaltung ber prot.⸗ed. Kirche ber Pfal;. 
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gelten habe und nur bei unabmwendbaren dem Königl. Conſiſtorium ſogleich an: 
zuzeigenden Hinderniſſen bievon eine Ausnahme eintreten könne, 

6, Hierher gehören auch noch die Vorfchriften über die Extradition der 
Pfarr: Regiftratur, enthalten in der Conſiſtorial-Entſchließung vom 22. Dezem- 
ber 1847. ’ | 
a) Wenn eine Pfarrei Durch den Tod oder die Verjegung eines Pfarrers 

in Grledigung gefommen ijt, hat das Decanat, falls deſſen Vorjtand 
an der Vollziehung der Extradition verhindert jein jollte, jogleicy einen 
benadybarten Pfarrer damit zu beauftragen, (bei Erledigung durch 
Sterbfälle) in Gegenwart der Presbyter und der Hinterbliebenen oder 
eines Bevollmächtigten derſelben, jonit in der Des abzieyenden Pfarrers, 
die Pfarr-Regijtratur, das Amtsjiegel, die Kirchenbücher, vasa sacra, 
Chorrod, Agende, Schränfe, Amtögelder u. j. w. zu übernehmen und 
für die fichere Aufbewahrung dieſer Gegenjtände zu jorgen. 

Der committirte Geijtliche hat hierüber ein von den Anwejenden 
zu amterzeichnendes Protocol zu errichten, welchem ein Inventarium 
über die übergebenen Gegenftände beizufügen if. Protocol! und In— 
ventarium find an das Decanat zu jenden, die Duplicate derjelben 
bleiben aber bei den Akten. Die Aktenfascifel, Die wichtigen Acten- 
ftüde, welche titres bilden und Obligationen, in jofern jie der Pfarrer 
im Haufe hatte, find mit bejonderer Genauigkeit und ganz jpeciell im 
Inventar anzuführen. 

Iſt die Pfarrei wieder beſetzt worden, jo übergibt der Geiftliche, 
welcher die Pfarr-Regijtratur u, j. w. bei der Erledigung übernommen 
hat, in Gegenwart des inftallirenden Decand oder ſeines Stellvertreters 
am Tage der Intallation dem neu ernannten Pfarrer die Regijtratur ıc,, 
nachdem er auf einen bejondern Bogen die jeit Der Uebernahme hinzu- 
gekommenen Aktenſtücke ꝛc. verzeichnet hat. Auf dem Juventar umd 
deſſen Duplicat, ſowie auf jenem Bogen und dejjen Duplicat hat. der 
neue Pfarrer den richtigen Empfang zu bejcheinigen. 

Die Duplicate bleiben bei der Regijtratur, Die andern Exem— 
plare nimmt der intallirende Geiftliche für die Decanats - Regiftratur 
mit. Daß dieſes Alles vollzogen wurde, ift in dem Protocoll über die 
Inſtallation zu bemerken und im Uebrigen zu verfahren, wie es der 
biegjeitige Erlaß vom 10. März I. 3. ad Num. 565 g, die Pfarr: 
Regiftraturen betreffend, vorjchreibt. 

b) Wird ein Pfarr-Verwejer aufgeftellt, jo ift bei deſſen Einweifung durd) 
den Decan oder deffen Stellvertreter in analoger Weije zu verfahren. 
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$. 18. h 
Anftellungs-Taren und Wittwenfond-Beiträge an die Staatscafle. 


1. Jeder Pfarrer Hat eine Anftellungs = Tage zu bezahlen mit 10 Proc. 
des wirklichen Ertrages der ihm verliehenen Pfarrei und im Falle einer Befoör— 
derung 10 Proc. des Mehrertrags der verliehenen Pfarritelle, ſodann eine Stem- 
peltage von 1 Proc, des Jahresgehaltes. 

Berner ift für jede Ernennung ohne Unterſchied eine Ausjchreibgebühr 
von 10 fl. und eine Botengebühr von 1 fl. zu entrichten. (DBerorbnung vom 
7. Februar 1818, Amtsblatt 1818, S. 885. Verordnung vom 13, Dezember 
1813, Sntelligenzblatt 1818, ©. 661. Verordnung vom 20. Detober 1819, 
‚21. Juni 1820, Amtshandbuch S. 248. Verordnung vom 28. September 1824, 
J.B. 1824, ©. 1213, 16. September 1829, 3.8. 1829 S. 266. 


2. Jeder Geiftlihe, welcher aus Staatscafjen zufammen mehr: ald 600 fl. 
Gehalt bezieht, iſt verpflichtet, die finanziell gefeglich feitgefeßten Wittwenfond- 
Beiträge zu bezahlen rejp. fich in Abzug bringen zu laffen, Die bis zu 2000 fl. 
incl. 1 Proc. des Gehaltes betragen. (Mittheilung des Königl. Ober-Gonfi- 
ftoriumd vom 31. Dezember 1844.) 


$. 19, 
Meijebewilligung und Urlaub. 


1. Abdrud der Allerhöchſten Verordnung vom 26, April 1826: 

Wir finden und auf den Antrag unjeres proteftantifchen Ober-Gonfifto- 
riums bewogen, zur Gejchäftsvereinfachung bei den Urlaubsgeſuchen protejtantijcher 
Geiftlichen mit Bezug auf Die $$. 37 und 84 unferer Verordnung vom 17. De— 
zember 1825, die Formation, den Wirkungskreis und den Gejchäftögang Der 
oberſten Verwaltungsitellen in den Streifen betreffend, auf jo lange wir nicht 
anders verfügen, zu bejtimmen was folgt: 

1. Die proteſtantiſchen Conſiſtorien find ermächtigt, Urlaubsbewilligungen 
für die ihnen untergeordneten Decane, Pfarrer und Kirchendiener, unter 
Verantwortlichkeit der Vorjorge gegen Stodungen in der Gejchäfis- 
führung, jedoch nicht über die Dauer von ſechs Wochen — mag Damit 
eine Reife im Inlande oder in die Refidenz verbunden jein — zu ertheilen. 

Bewilligungen zu Reifen in das Ausland Föürmen die Gonfijtorien 
aus eigener Zuftändigfeit nur ‚auf vierzehn Tage ertheilen und fie.haben 
durch das Ober-Eonfiftorium. dem Staatsminifterium des Innern hier 
über bejondere Anzeige zu erſtatten. 
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2. Die Befugniß der Decane, den Diöcefangeiftlihen und Kirchendienern 
einen Urlaub von acht Tagen bewilligen zu dürfen, wird auch auf Die 
Fälle ausgedehnt, wo Reifen in die Refidenz oder in das Ausland 
bezweckt werben. 

3. Hinfichtlih der Verhältniffe der proteftantiichen Decane ald Diftrictd- 
chulinfpectoren, fo wie der proteftantifchen Pfarrer ald Ortsjchulin- 
jpectoren, Borjtände der Kirchenverwaltungen, der Armenpflegjchaftd- 
räthe 2c. und der Slirchendiener als Schullehrer bewendet es bei der 
Beitimmung de3 $. 84 unferer Allerhöchſten Verordnung vom 17. De— 
jember 1825.) 

4. Eben jo verbleibt e8 bezüglich der Urlaubsgejuche des Perfonald des 
Ober: Gonfiftoriumd und der Gonfiftorien bei den Beftimmungen des 
$. 29 des II. Anhangs zur Verfaffungsbeilage. 

Hiernach haben ſich ſämmtliche protejtantifchen ae Geiſtliche und 

Kirchendiener genaueft zu achten. 


2, Die Königl. Decanate werden darauf aufmerffam gemacht, dab, da 
die Allerhöchfte Entſchließung vom 26. April I. J. (Amtsblatt 1835, S. 320) 
in dem Abjage 1 ausbrüdlicy über jede Bewilligung zu Reifen ind Ausland, 
abgejehen von der Dauer derfelben, die Anzeige Durch das Königl. Ober-Conſi— 
ftorium an das Königl. Staatsminifterium des Innern vorfchreibt, dieſe Anzeige 


1) Minifterial-Erlaß vom 11. Januar 1839: Seine Majejtät der König haben 
allergnädigft gerubt, den $. 84 in der Allerhöchften Verordnung vom 17. Dezember 1825, 
die Formation, den Wirkungskreis und den Gejhäftägang der oberjten Verwaltungs: 
ftellen betreffend, in der Art abzuändern, daß bei den Pfarrern beider Confejfionen ben 
firhlihen Obern und zwar bei den Protejtanten, mit Einhaltung der deßfalls bejtehenden 
befondern Verordnungen, die Befugniß zur Ertheilung der Urlaubsbewilligungen zuſtehe, 
daß aber die Pfarrer vor dem Antritte des Urlaubs zur Anzeige bei den betreffenden 
Diftrictspoligei: Behörden verpflichtet feien. 

Minifterial-Erlap vom 2. März 1839: Die am 11. Januar d. J. im bejzeich— 
neten Betreffe ergangene Allerhöchſte Entſchließung erklärt bei Urlaubs: Gejuchen der 
Pfarrer die vorgejegten geiftlihen Obern für ausfchließend competent, jo zwar, daß Die 
weltliche Behörde nur Anzeige vom Antritte de3 Urlaubs anſprechen kann. Nach diejer 
Haren Beitimmung hat ſich die Königl. Regierung von Mittelfranten, K. d. J., um jo 
mehr zu achten, al wegen der den Pfarrern obliegenden weltlichen Nebenfunctionen feine 
Ausnahme ftattfindet, diefelbe vielmehr in dem legteren während der Dauer der Urlaubs: 
zeit von den für die Beſorgung ber geiftlihen (oder Haupt) Functionen - beitellten Ber: 
fonen ebenfalld zu vertreten find, jo ferne nicht in einzelnen Fällen biefür bejondere 
Vorkehr getroffen ift, 


J 
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auch in jenen Fällen erforderlich fei, wo die Reife ind Ausland nur acht Tage 
dauert, mithin die Urlaubsbewilligung den Decanaten anheim gegeben ift. 

Demnach wird in allen Fällen diefer Art Die Anzeige, unter Angabe der 
Motive der Reife und pflichtmäßiger Aeußerung über das wirkliche Beftehen 
der Berhältniffe, die als Veranlaffung der Reife an einen beftinmten auslän- 
difchen Drt angegeben werden, ermartet. 

Sollte eine anfänglich nur auf achttägige Dauer beabfichtigte Abwefenheit 
vom Amte, wozu mithin blos die Bewilligung des Decanats erholt worden, fich 
wegen unvorhergejehener Umſtände auf eine längere Zeit, wenn gleich nur mit 
Aufenthalt im Inlande, erftreden, fo liegt e8 dem Decanate ob, fogleich die 
Anzeige an das Eonfiftorium zu erftatten und fpäterhin den Tag des Wieder: 
eintreffen eines über die Urlaubszeit abwefend gebliebenen Pfarrers diefer Stelle 
zu melden, was auch zu geichehen hat, wenn die von dem Königl. Conſiſtorium 
ertheilte Urlaubsbewilligung überjchritten wurde. Uebrigens haben die Königl. 
Decanate bei ihren jederzeit chriftlich auszufertigenden Urlaubsbewilligungen ftets 
die amtliche Form und Faffung beizubehalten. 


3. Sonfiftorial - Entfchließung vom 30. April 1850: 

Es ift in der neueren Zeit häufig vorgefommen, daß Pfarrer und PVicare, 
ohne Anzeige bei den vorgefegten Behörden zu machen, ihren Wohnort verlaffen 
und Verfammlungen beigewohnt haben. Auch haben jchon öfter unter dem 
Namen von Paftoral- Eonferenzen größere Berfammlungen ftattgefunden, deren 
Theilnehmer der überwiegenden Mehrzahl nach Geiftliche waren, und auf welchen 
hauptfächlich Gegenftände kirchlicher Natur verhandelt worben fein follen, ohne 
dab das Gonfiftorium davon benachrichtigt worden ift. 

So wenig man gejeglicy conftituirten Vereinen, namentlich folchen, welche 
die Förderung des Reiches Gottes und die gegenfeitige Anregung nebft ber 
Fortbildung der Geiftlihen fich zur Aufgabe gemacht haben, in irgend einer 
Weiſe hemmend entgegentreten will, jo fehr erheifcht e8 Die Pflicht der oberften 
Kirchenſtellen, im Intereſſe der firchlichen Ordnung, von denjenigen Geiftlichen, 
welchen die Leitung von Vereinen und die Veranftaltung von Gonferenzen über: 
geben ift, zu verlangen, daß ſie jedesmal die Zufammenfünfte vorher anzeigen. 
Dauert die Behufs der Theilnahme an ſolchen Verfammlungen eintretende Ab- 
wejenheit von dem Amtsfige Länger als einen Tag, jo haben die Pfarrer, Pfarr: 
vermwefer und Wicare jedesmal bei dem vorgefeßten Decanate die Anzeige zu 
machen refp. Urlaub einzuholen. 

A, Die Urlaubsgefuche der Geiftlichen find dem Stempel unterworfen. 
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$. 20. 
Einfendung von Prediger: und Synodal: Arbeiten. 


A. Prediger - Arbeiten. 


1. Alle Pfarrer, welche noch nicht das fechzigfte Lebensjahr zurückgelegt 
haben, fo wie alle als Pfarrverweſer aufgeitellte Pfarramts- Candidaten haben 
jährlich eine durch das Königl. Sonftftorium zu beftimmende Predigt einzufenden. 

Diefelbe ift halbbrüchig, reinlich und Leferlich zu fchreiben. 


2. Die Königl. Decane und Geiftliche, die firchliche Würden befleiden, 
fo wie alle Die, welche das fechzigite Lebensjahr ſchon überjchritten haben, bleiben 
von der Ginfendung dieſer Prediger-Arbeiten befreit: Ebenſo alle jene Geiftlichen, 
welche fich bereit? dem gelehrten Publikum Durch jchriftftellerifche Werke oder 
durch Predigtfammlungen rühmlich bekannt gemacht haben. Die. Herausgabe 
einzelner Predigten begründet nur eine Dispenfation für das laufende Jahr und 
zwar in der Art, daß eine gebrudte Predigt an die Stelle der einzufendenden 
Prediger Arbeit tritt. 


3. Diejenigen Geiftlichen und Pfarrverweſer, welche dieſe Arbeit nicht in 
dem Durch das Königl. Conſiſtorium beftimmten Termin einfenden, ſollen durch 
MWartboten und Geldftrafen Dazu angehalten werben. 


4. Befreiung von diefer Verpflichtung kann nur das Königl, Gonfiftorium 
in höchſt dringenden Fällen bewilligen, 


5. Diefe Predigten find durch die Königl. Decane und Senioren zu 
cenfiren, mit einer Note zu verjehen und an das Königl. Conſiſtorium einzufenden. 


6. Gegen die ſäumigen Decane und Senioren wird ebenfalld mit Wart- 
boten und Geldftrafen eingefchritten werden. 


7. Die Predigten werden durch die Königl. Decanate zuerft an die Se: 
nioren gefendet, von biefen bie entiprechenden Genfuren und Noten entworfen, 
welche unmittelbar an das Königl. Gonfiftorium einzufenden find; die Arbeiten 
jelbft aber werden an das Königl. Decanat abgegeben, welches dieſelben feiner 
Seits ebenfalld zu cenfiren und mit einer Note zu verjehen und fofort an das 
Königl. Conſiſtorium einzufenden hat. Die Noten und Genfuren ber. Königl. 
Decane find an den Rand der Arbeit zu fegen. 


8. Die Decane und Senioren haben über diefe Arbeiten vorerft ihr Ur- 
theil im Allgemeinen abzugeben, fich über den Befund der wejentlichen Erforder- 
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niſſe beftimmt zu erklären, namentlich anzugeben, ob und wie die Bedeutung der 
Iexteiworte aufgefaßt und bentigt, ob Thema und Theile gehörig gewählt und 
ber Bedanfengang geordnet, die Darftellung im echten Sinne der evangelifchen 
Behre mit zweckmäßiger Anwendung der heiligen Schrift aehalten, Die Sprarhe 
rein und klar, die Form entfprechend und das Ganze für Den Biel der. Er⸗ 
bauung wahrhaft populär gefaßt fei. 

Insbeſondere aber foll die Genfur der Decane auf die einzelnen Mängel 
an: den «Arbeiten, auf fehlenden Zufammenhang, auf einzelne unrichtige Gedanken 
und Wendungen, auf übel gewählte Ausdrüde, Bilder, u. f. w. aufmerffam 
machen und. diefe Fehler durch Striche und Zeichen am Rande andeuten, wenn 
der Genfor e8 zu umftändlich findet, die Gründe der Ausftellung mit wenigen 
Morten — 


9. Die Königl. Decane ſind verpflichtet, im Falle — Kadhläffig 
feit, Sei merfbarem Unterjchleife und dergleichen fich nicht auf die Ginficht der 
vorgefchriebenen Predigt zu Befchränfen, fondern zugleich mehrere andere, ja er: 
forderlichen Falles ganze Jahrgänge von Concepten einzufordern, und wenn dieſe 
verweigert. werden wollten, fich auf Koften des Schuldigen an Ort und Stelle 
Kenntniß von der Predigtweife defielben zu verichaffen,,,. li 

10. Das. Königl. Gonfiftorium hat Die von dem Königl. Decanate und 
Seniorate abgegebenen Urtheile einer Revifion zu unterwerfen, die Noten feft- 
zuſetzen und die erforderlichen Bejcheide an die Königl. Decanate und durch dieſe 
an die einzelnen Geiftlichen zu erlaſſen. (D.&.-E. v. 12. Nov. 1819, 4.9. L 
©. 238, O-C.F. v. 15. Juli 1829, AUS. I. ©. 351 ff, D.&-E.;v. 20. 
October 1830. A-H. I. ©. 361 ff.) 


B. Synodal- Acheiten, 


1. Das Königl. Gonfiftorium hat jährlich abwechjelnd eine wiffenfchaft- 
lihe und praftifche Frage aus dem Gebiete der Theologie ala Synodal⸗ Aufgabe 
auszuſchreiben. 

2. Der Beantwortung dieſer Synodal-Aufgabe haben ſich alle Geiſtlichen, 
die das 50te Lebensjahr noch nicht überſchritten haben, zu unterziehen. Geift- 
liche über. 50 Jahre find nur dann hievon befreit, wenn fie eine weitere Beför- 
derung nicht mehr in Anfpruch nehmen. 

3. Auch die Pfarramts-Bandivaten haben diefe Synodal-Aufgabe zu be. 
arbeiten Denjenigen Kandidaten, deren Anftellungsprüfung in dasjenige Etats— 
jahr fällt, in welchem eine Synodal = Arbeit zu liefern ift, iſt jedoch geſtattet, 
dieſe Arbeit erft bis zum 1. Auguft des je folgenden Jahres einzuliefern. 
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4. Diejenigen Geiftlichen, welche dem Publicum durch fchriftftellerifche 
wiffenfchaftliche Werke bekannt find, Fönnen von den Synodal=Arbeiten eine 
Befreiung in Anjpruch nehmen. Die Herausgabe Fleiner fchriftftellerifcher Ver: 
fuche begründet nur eine Difpenfation für das laufende Jahr und zwar in der 
Art, daß eine gedruckte wifjenjchaftliche Abhandlung ftatt der Bearbeitung der 
Synodal-Aufgabe angenommen wird, wenn Die Vorlage folcher Drudtjchriften 
an das Königl. Decanat erfolgt. 


5. Die Synodal- Aufgabe muß ein Jahr über das andere in lateiniſcher 
Sprache beantwortet werden. 
Dem Königl. Gonftftorium fteht e8 zu, hievon Ausnahmen zu geftatten. 


6. Die Erlaubniß, Synodal-Aufgaben auch in deutfcher Sprache zu be— 
arbeiten, ift Feineswegs jo zu deuten, als wolle dadurch das klaſſiſche Studium 
für die Geiftlichen gering geachtet werden. Sie ift daher auch ausdrücklich den 
Gandidaten und jüngern Pfarrern nicht zugeftanden, und noch weniger foll den- 
jenigen Geiftlichen dadurch Vorſchub geleiftet werden, welche ihre Kenntniß der 
lateiniſchen Sprache vernachläffigen. Insbeſondere ift denjenigen, welde in ein 
höheres Kirchenamt vorzurüden wünſchen, die Verpflichtung auferlegt, Beweiſe 
ihres Haffifhen Studiums zu Tiefern 

Wenn aber bei einzelnen Geiftlichen in den reiferen Jahren die Fertigkeit, 
fich leicht und ficher im Iateinifchen Idiom auszubrüden, abgenommen hat, wenn 
die Beichaffenheit der Aufgabe felbft die Anwendung diefer Sprache erfchwert, 
oder auch wirkliche Unfähigkeit ſchon durch frühere Proben erwieſen ift, fo follen 
auch die Verfaffer und ihre Genforen durch die gegebene Bewilligung die nöthige 
Grleichterung erhalten und es wird fich jelbft aus den deutſchen Aufjäßen für 
die Duinguennal-Noten bald erjehen laſſen, in welchem Sinne die Nichtanwen- 
nung ber Iateinifchen Sprache aufzufafien ift. 

7. Die Genfur der Synodal:Arbeiten findet in derfelben Weife wie jene 
der Prediger-Arbeiten ſtatt. (K-O v. 1809 J., $. 32, ©. 168 oben; II. $. 23, 
S. 180 oben; IIL $. 13, ©. 187 oben, D.-&.-E. vom 7. Juli und 20. Dc- 
tober 1848.) 


C. Candidaten - Arbeiten. 


Des Zufammenhangs wegen muß bier noch von den durch Die Kandidaten 
einzuliefernden Arbeiten Erwähnung gejhehen, worüber die O.C.E. vom 20. 
October 1830 folgende befondere Beftimmungen enthält: 

41. Jeder Gandidat ift verpflichtet, jährlich die ihm vorgefchriebenen Pre- 

digten und Katechifationen theild im Entwurfe, theild ganz ausgeführt 
zur Einficht und Beurtheilung vorzulegen. 
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2. Die Beſtimmung diefer Arbeiten bleibt den Decanen tiberlafien, wenn 
es nicht das Gonfiftorium für zweckmaͤßig erachtet, deßhalb felbft die 
erforderlichen Verfügungen zu treffen. 

3. Pſarrverweſer haben diefelben Predigten einzureichen, welche den Bfar: 
rern vorgefchrieben find und werben au bei der Benrtheilung wie 
dieje behandelt. 

4. Die Genfur der übrigen Candidaten-Arbeiten liegt dem Decane allein 
ob, der ſich über den Inhalt der Aufjäge, wenn es nur immer ge 
fchehen kann, perjönlich mit dem Verfaſſer zu benehmen, Die Arbeiten 
ſelbſt aber mit der Beurtheilung dem Gonfiftorium. zu etwaiger Erin- 
nerung und Verfügung, abgefondert von den übrigen Predigten Der 
Pfarrer, vorzulegen hat. 

5. Ausnahmsweiſe genügt bei den bereit3 im Lehramte angeftellten Can— 
didaten Die jährliche Vorlage einer Predigt. Auf Diefer muß aber 
durchaus beftanden und, wenn. man fie verweigern wollte,. dieſes in 
die Liften bemerkt werden. Wenn das Königl. Gonfiftorium es 
ausdrücklich) vorjchreibt, müfjen dieſe Candidaten jedoch auch die Sy— 
nodal-Aufgaben bearbeiten, 


$. 21. 
Ehren⸗Auszeichnung und Ehren-Nechte der Geiftlicen, 


A. Ehren - Auszeichnungen. 
I. Berleihung des Zudwig-Drdens, 


1, Auszug aus der Allerhöchſten Königl, Entſchließung 
vom 25. Auguft 1827, die Erridtung des ae: Ordens 
betr effend. 

1. Vom 25. Auguſt (als Unſerem Allerhöchſten Geburts⸗ — Namens⸗ 
tage) 1827 an, beſteht ein Bayeriſcher Ludwig-⸗Orden. 

2. Seder Diener, welcher 50 Jahre in Unferem Hof-, Staats-, Kriegs: 
und kirchlichen Dienjte geftanden hat, kann in diefen Orden aufgenommen 
werben. 

3. Der Bewerber muß feine ganze Dienſtzeit mit Fleiß und NRecht- 
Ichaffenheit und zu Allerhöchſter Zufriedenheit zurüdgelegt haben. Es verfteht 
fi) übrigens, daß die Verleihung jelbft: von der Gnade des Königs abhängt, 
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4. Zur Vollzaͤhligmachung der Dienftjahre dürfen auch jene, welche 
früher in den nachher dem Königreiche einverleibten Ländern geleiftet worden 
find, mit in Anrechnung kommen, und zwar eben fo, als wenn folche im 
Bayerifchen Staate ftattaefunden hätten, 


2, 6.6. vom 7. November 1838: 

Seine Mafeftät haben wiederholt zu Befehlen nerubt, daß Bedacht darauf 
aenommen werben fol, daß allerımterthäniafte Anträge auf. Verleihung tes 
Ludwig-Ordens fir Fünfziafährige treu geleiſtete Dienſte jederzeit noch vor 
Ablauf des 50. Dienftjahres geſtellt werben, damit gegebenen Falls am Tage, 
wo die 50 Jahre voll, die Aubilare den Ludwigs-Orden empfangen können. 


3, 6&.-@. vom 10. Kanuar 1844: 

Belegentlich einer neuerlichen Verleihung des Ludmwig- Ordens für treu 
zurückgelegte 50 jährige Dienfte ift von dem Köntal. Ober - Gonfiftortum bemerkt 
morden, „Daß als Beweiſe für Die erfte Anftellung und fir die volle Zahl der 
50 Dienftiahre nicht allein die Anftellungs= oder (Frnennungsdecrete anzufehen 
feien, fondern daR auch andere amtlich conftatirte Ausfagen oder 
Documente biebei zuläffig erjcheinen.” Es können biernach zum Beifpiel 
als bemweifend gelten: nn 


a) förmliche Notorietät3-Urkunden vor dem Friedensgerichte auf die Ausſage 
von Zeugen aufgenommen; 

b) Originalien oder bealaubigte Abfchriften aus Altern Urkunden, in 
welchen der betreffende Geiftliche als „Pfarrer in N. N.” bezeichnet 
ift, infofern folche mit ihrem Datum in eine Zeit hinauf reichen, welche 
die 50 Dienftfahre ausfült, verbimben mit den amtlichen Zengniſſen 
der Ortöbehörden über ftete Fortfekung des Amtes; 

c) biezu würden mwejentlich dienen Die Kirchenbücher und bergl. — 

Diefe Andeutungen jchließen andere Beweife übrigens nicht aus. — 

Die Königl. Decanate haben ſich hiernach zu achten und insbefondere 
die Getjtlichen anfmerfiam zu machen, welche dem Jubeljahre naheftehen. 

A. M.-&. vom 20. Juni 1844: 

Da bisher bet der AZuftellung der Ordenszeichen des Ludwigs⸗ Ordens 
an die damit Allerhöchſt begnadigten proteſtantiſchen Geiſtlichen ein, von jenem 
bei den Fatholifchen Geiftlichen abmeichende® Verfahren ftattgefunden hat, 
dieſe Zuftellungen aber ald Ausflüffe der Iandesherrlichen Gnade den Charafter 
politifcher Acte behaupten, fo wird der Königl Regierung, Kammer des Innern, 
zur Nachachtung eröffnet, daß in Hinfunft die Zuftellung des Ehrenkreuzes und 
der Ehrenmünze des Ludwigs-Ordens fammt Brevet an proteftantifche Geiftliche 
eben fo, wie bei den Fatholifchen, Durch den einſchlägigen Diftrifts-Poliseibeamten, 
in Gegenwart eines hiezu von dem betreffenden proteftantiichen Gonfiftorium 
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zu bezeichnenden kirchlichen Commiſſärs, — in feierlicher Weife, jedoch mie fich 
von felbft verfteht, ohne befondere Koften für das Könial. Aerar, — zu voll 
ziehen und der Empfangfchein oder das Protocoll hierüber berichtlich vorzule- 
gen fei. 

In Anfehung der Inſtruirung und Begutachtung der Anträge auf der: 
artige Allerhöchfte Auszeichnungen bewendet es bei dem bisherigen Verfahren, 
wodurch diefelbe durch die Königl. Gonfiftorialftellen ftattfindet; wobei jedoch 
der betreffenden Kreisregierung ebenfalls die Befugniß zufteht, wenn etwa ein, 
den Allerböchften Beſtimmungen entiprechender Anlaß zu folcher Begutachtung 
außer Acht gelafien werben follte, denfelben amtlich durch Berichterftattung an 
das Königl. Staats-Minifterium des Innern für Kirchen- und Schul-Angelegen- 
beiten oder durch Benehmen mit dem betreffenden Königl. proteftantifchen Gon- 
fiftorium in Anregung zu bringen. 

5. Durch C.-E. vom 31. Juli 1844 wird verfügt, daß fo lange nichts 
anderes angeordnet wird, ber betreffende Königl. Decan jedesmal Gonfiftorial- 
Gommiffair fein fol. 


I. Wegen Verleihung der Medaille des Eivilverdienft-Drdens erging 
unterm 9. Sanuar 1820 folgende O.C.E.: 


Da zur Grtheilung der goldenen Verdienſtmedaille an Geiftliche das 
zurückgelegte fünfzigfte Dienftjahr nicht als hinreichender Grund erachtet werden 
- Kann, ſondern neben der treuen Pflichterfüllung noch einzelne ausgezeichnete Züge 
ober verbienftliche Handlungen hiezu erforderlich find; fo Fonnte Fein Antrag 
auf Verleihung diefer Medaille an den Pfarrer N. gemacht werden. — Das 
Königl. Ober-Gonfiftorium hat die Conſiſtorien anzuweifen, bei ähnlichen Be— 
richtöerftattumgen auf die hier angeführten Grundfäge Rückſicht zu nehmen. 


II. Die Ordenszeihen find nad dem Tode des Ordens: Inhabers 
durch Die Erben an die Königl. Kreis-Regierung einzufenden, _ 


B. Ehrenrechte. 


1. Die Geiftlichen der proteftantifchen Kirche genießen die Rechte und 
Achtung öffentlicher Beamten. (II. Edict $. 30.) 

2. Die Unterbehörden (Land Commiffariate, Rentämter ꝛc.) müffen 
fich einer anftändigen, dem öffentlichen Anfehen der Geiftlichen 'entfprechenden 
Schreibart und Verfahrungsweife in fo weit fie Dies perfönlich betrifft, bedienen 
und ihnen in amtlichen Ausfertigungen das Prädicat „Herr“ beilegen Dagegen 
dürfen die Pfarrer den competenten Behörden niemald die fchuldige Achtung 
verfagen, und müfjen die ihnen zugehenden Aufträge pünktlich erfüllen. Auch 
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die Decanate haben ſich in den amtlichen Bufchriften. an die Pfarrer des Prä- 
bifats „Herr“ zu bedienen. (Berord. v. 19. Oct. 1812, U.=9. I. ©. 249; 
O.C.E. vom 8. Febr. 1833, A.H. II. ©. 24.) 


EM. 
Die Amtstracht der Geiftlichen. 


(Vergl $. 11 Abſ. 11 der BU. und Anmerkung dazu. — Beſchlüſſe 

der G.S. v. 1841, ©. 109 u. 112 oben.) 
1. C.E. vom 22. Nov. 1843: 

Das Königl, Ober-Gonfiftorium hat für zweckmäßig und dienlich erachtet, 
zur Serbeiführung möglichiter Mebereinftimmung, die durch die Allerhöchfte Ent- 
Ihliegung vom 3. Juli I. J. auf den Antrag der General- Synode von 1841 
eingeführte Amtsfleidung der yproteftantifchen Geiftlihen der Pfaly in einer 
bildlichen Darftellung anfchaulic zu machen, und es hat das Königl. Ober: 
Gonfiftorium eine gewiſſe Anzahl von Ggemplaren der ‚Lithographie herab: 
geichloffen. 

Es werden den Königl. Decanaten mit Gegenwärtigem die ‚nöthige Zahl 
dieſes Abdrucks zugefchloffen, um ein Exemplar für das Decanat, ein anderes 
für das Seniorat und die weiter angefügten für die in dem Decanate befind: 
lichen Bezirks: und Kantonspfarreien zu beftimmen. Es find dieſe Litographien 
zu den betreffenden Negiftraturen zu nehmen und aufzubewahren, damit die 
übrigen Geiftlichen eines jeden Decanats fie bei einem oder dem andern ihnen zu> 
nächſt wohnenden Befiger zum jedesmaligen Gebraudye einfehen und (verfteht fich 
gegen Nüdgabe) erheben können. Zum Zwede der erften Anjchaffung ber 
neuen Amtskleidung wird es angemeſſen ſein, wenn die Befitzer der Exemplare 
ſich über eine Circulation unter ihren Amtsbrüdern verſtändigen. 


Wenn es gleich, zur Vermeidung disparater Abweichungen und zur Her— 
beiführnng größerer Uebereinſtimmung, fo wie zur Erzielung größerer Wohl— 
feilheit, angemefjen ſcheinen möchte: daß fich die Geiftlichen über gemeinjchaftliche 
Anſchaffung unter fich beiprechen, fo will man von Seiten der unterfertigten 
Stelle hiewegen keine? Direktiven feſtſetzen, ſondern ed jedem. Geiftlichen über: 
Laffen, fich feinen Amtsbrüdern wegen diefer Anjchaffungsweife freiwillig; anzu— 
ſchließen oder ſolche für fich allein zu bewerfitelligen. 

Keden Falls muß aber darauf beftanden werden, daß feine Abweichungen 
in Schnitt und Form des Kleides jowohl, als beſonders des Barets eintreten 
und daß fich genau an die vorliegende Zeichnung gehalten werbe. 
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Zur Grläuterung derſelben wird. nad Inhalt des Ober: Gonfiftorial- 
Reſcriptes bemerkt: 

a) „Der faltenreiche, mit weiten Aermeln verjehene Chorrod beiteht aus 
Ihwarzem Wollenzeuge, gewöhnlich Krepp genannt, oder auch aus 
leichtem Wollentuh. Der auf der Bruft und auf dem Rüden au: 
liegende flache Kragen bejteht aus ſchwarzem Sammt.“ 

b) „Das mit gezogenen Falten verjehene und oben abgerundete  Baret 
beiteht ebenfalls aus ſchwarzem Sammt und it um jo mehr der Form 

„nah genau nad ‚der. bildlichen Darftellung zu fertigen, Damit ſolches 

‚ mit den häufig unter vielerlei Form. vorfommenden Mützen des. ge 

wöhnlichen. Gebrauchs nichts gemein habe. Auch wird bemerkt, daß 

das Baret nur in der Kirche oder im. geſchloſſenen Raum und bei 

dem Segen und Gebet am Grabe, nicht aber bei e⸗ u. ſ. w. 

abgenommen wird.“ 

„Durch dieſe auf eine anſchauliche Weiſe und nach Inhalt des 

Allerhöchſten Reſcripts vom 3, Juli auf. die diesſeits des Rheins be— 

ftehende Form der kirchlichen Amtskleidung gegründete Vorſchrift, zu 

welcher auch der biöher üblicye weiße Ueberſchlag auf weißer Hals: 
binde gehört, beabjichtigt man die durch den individuellen Gejchmad 
der Ginzelnen allenfalls hervortretende Manchfaltigkeit der. Formen 
und jonjtige unpajjende Abweichungen zu. verhüten, jo wie auch in ber 
gleichheitlichen äußern Erſcheinung den Eirchlichen Verrichtungen, für 
welche dieſe Amtskleidung ausjchließend vorbehalten ift, jenen Aus: 
drud des Anjtandes und der hohen Bebeutjamfeit zu fichern, Der 
bemjelben gebührt,” 

Zu diejen Bemerkungen des Königl. Ober: Confitoriums fügt die unter- 

fertigte Stelle die hinzu: 

1. Daß der Chorrod in jeiner ganzen vordern Länge offen ift und mit 
Haften geſchloſſen wird, auch bis auf die Knöchel herabgeht. 

2. Daß der flache ſchwarze Sammtfragen dicht auf den Rod geheftet 
iſt und gleichjam die Achjelftüde desjelben bildet. 

3. Daß wegen der Form des fehwarz-fanmmen Barets bejondere 
Sorgfalt nöthig it; damit Dasjelbe nicht gleich einer Studentenfappe 
zufammenfalle; iſt e8 mit PBappendedel oder de in fteifer Weife 
auszufüttern oder auszupolitern. - 

4. Daß kohlſchwarzer und nicht Blaufchwarzer Krepp und Sammt am 
zwedmäßigften anzuwenden jei. 

Es jind viele Anzeigen und Erklärungen kund geworben, nad) weldyen 

dieje jo höchſt pafjende und zugleich für die Geſundheit der Geiftlichen zuträgliche 
Amtstracht bei der proteitantiichen Gemeinde eine durchaus gute Aufnahme 
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finden werde. Es wird daher den Königlichen Decanaten und Pfarrämtern eine 
nicht unwichtige Angelegenheit fein, für die baldmöglichſte Anjchaffung dieſer 
Amtsfleidung Sorge zu tragen, und es wird für angemefjen gefunden, wenn wo 
möglih die Einführung vor verjammelter Gemeinde an einem bedeutenden 
firchlihen Feittage, eintritt. Sonntags vor der Einführung iſt diefe, mit 
Dezugnahme auf den Allerhöchit genehmigten Antrag der General- Synode, zu 
verfündigen. 

Nachdem übrigend die Königl. Regierung der Pfalz die proteftantifchen 
Gemeinden ermächtigt hat, die Anfchaffungen für die Pfarreien aus. dem Kirchen- 
vermögen zu machen, da wo möglic die einzelnen Geiftlichen ſich ſolche nicht 
zu ihrem. privativen Gigenthbume machen; jo jind Die Mittel zu einer allge- 
meinen Ginführung gegeben und es wird daher erwartet, daß jolche längſtens 
mit Oftern fommenden Jahres allerwärts eingetreten fein werde. Wo bei Ans 
ſchaffungen auf Kirchliche Koften der Chorrock dermalen für Geiftliche Kleiner 
Statur eingerichtet wird, ift, durch Einjchlagung des Stoffd an dem untern 
Ende, Sorge zu tragen, daß er jpäter nöthigenfalld auch größeren Perſonen 
angepaßt werden könne. 

Es iſt bei den Kirchenvifitationen auch dieſer Gegenjtand ind Auge zu 
fafjen, und da, wo die Einführung diefer vorgejchriebenen Amtstracht noch nicht 
ftatt fand, hat das Königl. Decanat die entgegenjtehenden . Hindernifje und 
Gründe zu erheben und anzugeben, 


2. O.C.E. vom 21. Juni 1844: z 
Aus den eingefommenen Berichten über die Kirchenkleidung der Geiftlicyen 
hat man erjehen, daß hinſichtlich der Anjchaffung der Chorröcke und ihrer Er: 
haltung eine übereinftimmende Verpflichtung und Objervanz noch nicht beitehe, 
daß aber von dem Gonfiftorium e8 für angemefjen befunden wird, eine allgemeine 
Vorſchrift deßfalls zu erlafjen. 

Unter Berüdfichtigung nun der darüber ausgebrüdten Gutachten werden 

daher nachfolgende Bejtimmungen ertheilt. 

1. Es ift ald Negel anzunehmen, daß jeder im Kirchenamte angeftellte 
Geiſtliche mit jeinem eigenen Chorrock und feinem eigenen Baret ver: 
jehen jei, und daß beide mit der am 22. November 1843 vorgejchrie- 
benen Form übereimftimmen. Wenn der eine oder andere Gegenftand 
nicht mehr ſchicklich brauchbar ift, jo ift der Geiftliche verpflichtet, aus 
eigenem Mittel die Anfertigung oder Wiederherftellung. bejorgen zu 
laſſen. 

2. Wenn bei einer Pfarrei wegen der damit verbundenen Filial-Gottes— 
ader= oder Nebenfirchen zwei oder mehrere Kirchenröcke nöthig find, 
die, jedoch bisher nicht aus Stiftungsmitteln, jondern von dem Geifl- 
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lichen auf eigene Koften angejchafft worden, demnach auch fein Eigeri- 
thum find, jo hat es bei Diefer Obſervanz jein Verbleiben. 

3. In Pfarreien, wo ausnahmsweiſe die Kirchenſtiftung oder jonft eine 

irchliche Pflege die Verpflichtung hat, den Kirchenrod des Filiald oder 
der. Nebenfirche amzufchaffen und zu erhalten, ift dieſe auch ferner, 
jedoch in der Art aufrecht zu erhalten, daß mit eben fo jorgfältiger 
Berüdjichtigung des kirchlichen Anftandes, wie der thunlicdyen Sparſam— 
feit Die Koſten aus der Kirchenjtiftung bejtritten werben. 

4. Sollte der Kirchenſtiftung die nicht widerfprochene Verpflichtung ob— 
liegen, auch den Chorrod des Pfarrgeiftlichen, den derſelbe in der 
Regel aus eigenen Mitteln anzufchaffen hat, anfertigen und erhalten 
zu lajjen, jo ſoll auf dieſer Verpflichtung auch ferner bejtanden werben, 
wenn ber Geijtlicye, ohne deßhalb die Stiftung von ihrer Verpflichtung 
zu entbinden, es nicht freiwillig vorzieht, feinen eigenen Kirchenrock zu 
befigen. Da jedoch bei einem öfter vorkommenden Amtswechjel der 
Uebelſtand entjtehen kann, daß der für die Gejftalt des früheren Geijt- 
licyen berechnete Kirchenrod für den Nachfolger nicht paßt, wodurch 
dann der Firchliche Anftand verlegt würde, da auch in einzelnen Fällen 
dem Nachfolger nicht zugemuthet werben fann, den Kirchenrock des 
Vorfahrers anzulegen, jo hält man für angemefjen, daß unter Mitwir- 
fung der Euratelbehörde eine Uebereinkunft getroffen werde, nach welcher 
gegen eine mäßige jährlidye Vergütung aus der Stiftung.diefe von der 
Verpflichtung, den Chorrock anzujchaffen und zu erhalten, entbunden 
werde und foldye auf den Geiftlichen übergebe. 

Wo die FKirchenftiftungen zum Simultangebraudy noch fortbe: 
ftehen, hat es bei den hergebrachten Rechten und bejtehenden Obſer— 
vanzen jein Verbleiben. 

5. Angehende Geiſtliche, wenn ſie nach beſtandener Prüfung in die Zahl 
der proteſtantiſchen Predigtamts-Candidaten wirklich aufgenommen wor— 
den ſind und zur Uebernahme kirchlicher Functionen irgendwo eintreten, 
ſollen ſich mit einem eigenen Kirchenrocke verſehen. Die Anſchaffung 
deſſelben, wenn ſie verzögert werden ſollte, darf ihnen nicht länger als 
bis zur Ordination nachgeſehen werden. 


3, O.C.E. vom 6. Juni 1845: 

Aus den Verhandlungen der Didcejan- Synoden in dem Gonfiftorial- 
Bezirke Speyer vom Jahre 1844 hat man erjehen, daß Bei dieſen Verjammlungen 
von vielen Geijtlichen der neu eingeführte Chorrod getragen worden jei, dejjen 
Gebrauch, für ſolche Verjammlungen feineswegs beabjichtigt war. Es find auch 
Einwendungen Dagegen vorgefommen, weil die Geiftlichen ſich dadurch bejchwert 
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finden, indem fie einen beſondern, von ihnen zu bezahlenden Boten nöthig haben, 
und die Synode von N. N. hat förmlich gebeten, daß der Ghorrod für die 
Synode nicht gebraucht werden wolle. Auch ift die Bemerkung gemacht worden, 
daß dieje Kirchenkleidung durch öftered Hin- und Hertragen oder durch das un- 
pafjende Ueberziehen verjelben über das Kleid während des Weges jehr Noth 
leide und früher in Abgang fomme, während doch das örtliche Kirhenvermögen 
ihre Anjchaffung beftritten habe und die Gemeinden dieſe Benügung außerhalb 
bed Pfarrbezirks nicht gerne jehen. Sole Einwendungen findet man auch noch 
in anderer Beziehung nicht unbegründet, was jchon aus der Entjchliegung vom 
24. Dezember 1341 hervorgeht, weldye die Beitimmung des Chorrocks näher be- 
zeichnet und jchon im Eingang jagt: daß der Chorrod durchaus und 
ausſchließend nur bei eigentlihen gottesdienftlihen Hanp- 
lungen in der firengften Bedeutung des Worts gebraudt und 
bei andern als rein geiftlihen Handlungen nicht angewendet 
werden dürſe. 

Dasjelbe ift auch in dem Ausjchreiben nach Speyer vom 25. Det. 1843 
ausgedrüdt, indem nad) demjelben Dieje firhliche Amtsfleidung nur für 
firhliche Verrichtungen ausſchließlich vorbehalten bleiben joll. 

Der Gebrauch derjelben für die Diöcefan-Synoden erfcheint aljo den 
bereit3 ertheilten Betimmungen nicht angemefjen, was auch jelbit ın dem Be— 
richte des Gonfiftoriums vom 19. Januar 1842 anerfannt wird, 

Ueber eine anderweitige Amtskleidung, weldye die proteftantijchen Geift- 
lichen bei joldhen Gelegenheiten zu tragen haben, wo fie zwar, wie bei den Sy— 
noden, feine liturgifchen Verrichtungen vorzunehmen, aber doch vermöge ihres 
Standes zu erfcheinen haben, ift zwar nody nichts feitgefegt und man wird Daher 
die Ginleitung treffen, daß der Gegenftand bei der bevorftehenden General: 
Synode, wie e3 auch bei den diesjeitigen General: Synoden im vorigen Jahre 
geichah, zur Sprache gebracht werde. 

Das Königl. Confiftorium erhält daher den Auftrag: den Geiftlichen zu 
eröffnen, daß fie für die Verfammlungen der Diöceſan-Synoden nicht im Chor: 
rock, fondern in anftändiger ſchwarzer Kleidung mit dem weißen Meberjchlag zu 
erjcheinen und deren in jo lange fich zu bedienen haben, bis über eine ander: 
meitige Standesfleidvung nad) dem eingeholten Gutachten der General: Synoden 
etwas feitgejeßt jein wird. 

Hierdurch werben die gerügten Uebelftände befeitigt und die Abficht, daß 
der eigentlichen Kirchenkleidung ihr würdiges, die gottesdienftliche Feier fördern— 
des Ausjehen gefichert werde, wird ihrer Realiſirung immer näher gebracht. 
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| 8. 
Vorgerichtftellung der Geiſtlichen. 


1. Die Geiftlihen fönnen wegen ihrer geiſtlichen amtshandlungen 

vor den Gerichten niemals zur Verantwortung gezogen werden— 

Der Art.6 der organiſchen Artikel vom 18. Germinal X. hat ſchon das 
Erkenntniß über die Amtshandlungen der Geiſtlichen, in ſo weit ſie gejegwibrige 
Amtsüberjchreitungen (entreprises) bildeten, dem Staatsrathe zugewieſen. 

w Die $$ 52, 53,54 ber II. Verfaffungsbeilage (S. 283, 24 oben). ge- 
ftatten jedem Genofjen einer Kirchengefellichaft, welcher durch Handlungen ber 
geiftlichen Gewalt gegen die;feitgefegte Ordnung befchwert worden iſt, Dagegen » 
den landesfürftlihen Schuß anzurufen. Er muß jedoch feine Bejchwerbe bei, der 
zuftändigen Regierungsbehörbe oder bei Sr Majeftät dem. Könige unmittelbar 
anbringen, ‚welcher. durch dag Königl. Staatsminifterium des Innern für Kirchen 
und Schulangelegenheiten nach Vernehmung der betreffenden geiſtlichen Behoͤrde 
darüber verfügen laſſen wird. 

Diie geiſtliche Behörde wird den Geiſtlichen, gegen den ‚Die Beſchwerde 
gerichtet iſt, vorher immer mit ſeiner Verantwortung vernehmen. 


2. Wegen’ ftrafbarer Handlungen und Geſetzes-Uebertretungen, welche ſich 
die Geiftlichen bei ihren weltlichen, d. h. von der weltlichen Gewalt ihnen 
übertragenen Amt3verrichtungen zu Schulden kommen laſſen, können fie zwar 
gerichtlich belangt werben, jedoch erft nach erholter Ermächtigung bes Königl. 
Staatsrathes, wie dies der Art. 75 des Gejeßes vom 22. Frimaire VIII. für 
alle Beamten, die einen Zweig der Regierungsgewalt ausüben, vorgejchrieben ift. 


—8 $. 2. | 
_ Disciplinargewelt des Kirdenzegiments über die Geiftiägen. 


— 1. Die Vorſchriften hierüber ſind enthalten im $. 18 ber. BU, (S. 65 
oben), jodann in den $$.29 39 der Gonfiftorial- Ordnung, von ‚1809 (©. 168, 
169 oben). 


a? Wegen Beſuches ber, Jagd durch bie Geiſtlichen beſteht folgende 
O.C.E. vom 9. März 1835: ;: j 
Das perjönliche Betreiben der Jagd von Seite der. @eiftlichen, beſonders 

wenn es zur Liebhaberei oder Gewohnheit geworben oder in Folge förmlich er- 
ſtandener Bachtbefugniffe in Staats⸗, Gemeinde: oder Privatwaldungen ftatt findet, 
iſt der gejegneten Wirkſamkeit des Seelforgeramtes, fo wie dem en der 
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Geiftlichen jehr nachtheilig‘, bei den Pfarsgemeinden häufig Anftoß erregend und 
mit der geiftlichen Standeswürde überhaupt. nicht wohl vereinbar, Daher auch 
ſchon allgemeine Firchenrechtliche Beſtimmungen (4.2. c. 1.2. X. de clerico 
venatore) den Geiftlichen diefe Beichäftigung unterfagen. 

Das Königl. Ober-Gonftftorium, welches zwar ſchon in mehreren einzelnen 
Fällen diefe Anfichten geäußert Hät, nimmt jedoch fortwährend wahr, daß es 
noch immer proteſtantiſche Geiftliche gibt, welche diefer nachtheiligen Jagdbeſchaͤf— 
tigung nicht eritfagen, derfelben in größerem oder minderem Maße fic 'hingeben, 
aud) wohl ſelbſt Jagdbezirke — und — mehr — weniger Anſtoß 
erregen. 

Es ergeht daher hiermit, wozu ſelbſt ein Wiathnericir· erwi vom 27. as 

nuar d. J. ausdrüdlich auffordert, an fämmtliche proteftantifche Geiftliche Die 
Ermahnung, der Jagdbeſchaͤftigung ſich zu enthalten, verbunden mit der Bemer- 
fung und Warnung, daß, wenn diefer Abmahnung Beharrliche Unfolgjamkeit ent- 
gegengejeßt würde, die geeignete Dischplither Ginthreituig m rn has 
den könnte. 
Das N. hat Vorftehendes der untergebenen Geiftlichkeit fofort — 
zu laſſen und mit Wachſamkeit und Ernſt darauf zu halten, daß der Abmah— 
nung. überall Genuge geleiſtet werde; übrigens aber. in der — 
* ſofort im Disciplinarwege einzuſchreiten. — 


$. 25. 
Pfarr-Vicarien. 
1. Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, alle ihre Dienſtverrichtungen ſelbſt 
vorzunehmen amd dürfen ſich dazu keines Gehülfen bedienennt ta 


In einzelnen vorübergehenden Verhinderungsfällen, durch Kranfheit u. ſ. w. 
Dürfen fie die Aushülfe eines benachbarten —— ohne beſondere hoͤhere 
Erlaubniß in Anſpruch nehmen.‘ 

Eine fortwährende Stellvertretung durch Vicarien int nur in’Befonderen 
Faͤllen mit ausdrücklicher Genehmigung des Königl⸗ Gonflftoriums- ſtait finden, 
die nur dann erfolgen kann, wenn bie ae w Annahme eines 
Bicars ſtreng nachgewieſen Mu 3 de von; 4.7 
Der Bio muß aus der. Zahl der ———— — oder auch 
nicht ordinirten Pfarramts⸗Candidaten genemmen werden. Die’ Mahl; ber 
Perſon ſteht dem Pfarrer frei; er muß: den, gewählten! Wanbineten, jedoch dem 
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‚Königl. Gonfiftorium mittelſt des Decanats zur. Betätigung — den 
mit ihm geſchloſſenen Vertrag zur Einſicht vorlegen. 

Sobald die Nothwendigkeit, Die. die, Annahme des Vickrs Pe Sat, 
wegfällt, muß der Pfarrer feinen Dienft wieder jelbft verjehen und. den Bicar 
entlafjen. 


2. Der zur Aushülfe angenommene Bicar ift bloßer Gehütge des Pfarrers 
und darf Feine. andere pfarramtliche Funktionen ausüben, als folche, * ihm 
dieſer überträgt und geſetzlich übertragen kann. 


3. Die Vicarien, welche das Königl. Conſiſtorium in — des 
$. 36 der Beförderungs-Ordnung aufftellt, erhalten ihre Amts: Inſtrutktion von 
dieſer kirchlichen Stelle. 





$. 26. | 
‚ut Todesfälle und Beerdigung der Geifigen., i 


1, Conſiſtorial · Entſchließung vom 2. September 1830: ..: 

Um bei Pfarrei Veränderungen durch Todesfälle jede Vielfchreiberei zu 
vermeiden und Die decanatamtlichen Berichte darüber. jo vollftändig und jchnell 
ald . möglich zu erhalten, wird, in Folge. der ſchon beftehenden Verordnungen zu 

verfügen für zweckdienlich erachtet: 
1. daß jede Tobesangeige eines Pfarrers gngleich auch. def Bamilien- 
Verhältniffe durch folgende Angaben erörtere: 
a) ob er verheirathet war, ; 
b) ob er eine Wittwe und wie viel Kinder er Hinterlafe, 2 
c) wie alt die Wittwe iſt, 
d) wie die Kinder heißen und wie alt fie find, und. | 4 
e) :ob von den Kindern ſchon einige verforgt find; ı 6 
2. daß angegeben werde, ob der Berftorbene We des Prediger⸗ 
Wittwen⸗Inſtitutes geweſen ſei; 
3. daß Damit zugleich Die Beſchreibung der Parrei-Berhättnife in dienſt⸗ 
‚licher und ökonomiſcher Beziehung vorgetragen, und; 1 
A4, die ‚eingeleitete Verſehung der Pfarrei: bemerklich gemacht werde. 

Auf dieſe Verfahrungsweiſe werden die geſammten Verhältniſſe einer 
durch Todesfall. erledigten Pfarrei auf einmal umfaſſend dargeſtellt, und dem 
Königk:. Decanate, wird es, da ihm ohnedies alle Kunde zu Gebot fteht, weniger 
Zeit und Arbeit verurſachen, alfo zu verfahren, um die unterfertigte Stelle in 
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möglichfter Baͤlde in den Stand zu ſetzen, weitere vorſchriftsmäßige ie, 
zu ergreifen. 


2. Ueber bie Beerdigung der Geiftlichen we. felgiabe PER 


fiftorial:Berfügungen: 


a) Gonfiftorial-Entfchließung vom 15. Februar 1837: 
Um die mandherlei Mißftände zu befeitigen, welche bei EUREN ei 


Geiftlichen bisher auf eine oft fehr auffallende und ftörende Weiſe eingetreten 
find, wird im Hinblide auf die Natur des Gegenftandes, und, auf die in der 
proteftantijchen Kirche anderwärts, zum Theil auch in den einzelnen diesſeitigen 
‚Decanaten geltende Objervanz verordnet, was folgt: 


4. Unmittelbar nach dem Ableben eines Pfarrers ift entweder von deſſ en 


Familie oder von dem Presbyterium feiner Gemeinde dem betreffenden 
Decanate die gebührende Anzeige bievon fchleunig zu machen. 


2. Das Decanat hat ungefäumt jämmtliche Diöcefanen von dem Todes: 


falle in Kenntniß zu ſetzen und fie, unter Angabe des Tags und der 
Stuude, einzuladen, in der vorgefchriebenen Amtstracht der Beerdigung 
ihres verftorbenen Amtsbruders ‚beizumohnen, was für den Fall der 
Anweſenheit auch von den übrigen diesfeitigen Geiftlidyen erwartet wird. 


3. Dad Decanat hat Sorge zu tragen, daß die Leichenfeier auf eine 


durchaus würdige und angemeſſene Weiſe ftattfinde, und ſich Darüber 
noͤthigenfalls mit denen, welche. außerdem noch dabei .., Tab, 
ſofort zu .benehmen. 

4: Die: Leichenpredigt in ber Kirche ift von Dem Decanats⸗ ‚Borflände: ſelbſt 
zu übernehmen. Iſt derſelbe dies zu thun durchaus verhiudert, ſo hat 
er es dem Königl. Conſiſtorium in dem über das. Ganze zu erſtattenden 
Berichte ſammt den Urſachen der Verhinderung anzugeben, übrigens ſofort 
den Kapitels-Senior einzuladen, feine Stelle: zu vertreten, "und falls 
es auch diefem unmöglich wäre, dieſer Einladung Folge zu geben, einen 
der ältern Diöcefanen aufzufordern, als Rn — der fraglichen 
Leichenfeierlichkeit zu funktioniren. 


5. Bon ſämmtlichen Decanats-Vorſtänden jo wie. von — a Geift- 
ı lichen gewärtigt man, daß fie, jeder an feinem Theile, gern Alles dazu 


beitragen werden, um dem heimgegangenen Mitbruder die legte Ehre 


ſo zu erweiſen, daß auch bei ſolcher Veranlaſſung die diesſeitige kirch— 


liche Gemeinſchaft jo wohlgeordnet und in der chriſtlichen Würde ſich 


zeige, welche: auf eine gründliche Art zu fördern bes Königl. Conſi— 
ſtoriums unablaͤſſiges Bemühen iſt. Insoeſondere verſieht man ſich 
zu dem Leichenxedner, daß er. die wichtige Gelegenheit mit frommem 


and weifem Eifer in allen hieher gehörigen Beziehungen und namentlich 
zur Förderung des Reiches Gottes benußen werde. | 
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‚6. Wie gegenwärtige Verfügung in den einzelnen Fällen vollzogen worden 
ift, werden die Königl. Decanate dem Königl. Eonfiftorium durch jedes: 
malige Berichte nachweijen. 


b) Gonftftorial - Entſchließung vom 28. Februar 1844: 

Wenn der Geiftliche durch Alter oder Krankheit dienftesunfähig wirb und 
das Amt nad $. 34 der Beförberungsordnung freiwillig niedergelegt hat ober 
aus den obigen Gründen und ohne fein Verſchulden in Auheftand verjegt 
worden, fo liegt fein Grund vor, bei der legten Ghrenbezeugung von dem ab: 
zuweichen, was bei quiescirten weltlichen Staatsdienern üblich ift, bei deren 
Reerdigung die nämlichen Feierlichkeiten eintreten, wie bei ben — 
Staatsdienern. 

Anders verhält es ſich mit den Geiſtlichen, welche durch ihr eigenes Vers 
chulden vom Amte entfernt worden find und eigentlich zu dem geiftlichen Stande 
gar nicht mehr oder doch fo lange nicht zählen, Bis fie durch Wieberanftellung 
als active Glieder desfelben rehabilitirt find, 

3. Wenn bei Sterbfällen der Geiftlichen Stegelanlage ftattfindet, fo darf 
der die Verfiegelung vornehmende weltliche Beamte (Landrichter, Bürgermeifter 
u. ſ. w.) alle Gegenftände, die zu der geiftlichen Amtsverrichtung gehören ober 
darauf Bezug haben, ald heilige Gefäße u. ſ. w. nicht unter Siegel legen, fon 
dern hat diefelben gegen Verzeichniß dem Presbyterium oder dem Königl. Decan 
rejp. deſſen Delegirten zu übergeben, 


Zweiter Titel, 
Die Bejoldungs-PVerhältniffe der Pfarrer. 


$. 27. 
Allgemeine Beftimmungen. 


1. Die Gehalte der Geiftlichen können weder ganz * theuweiſe mit 
Beſchlag belegt werben. (Geſetz vom 18. Nivose XI.) 


2. Ueber die Bezüge euer jeden Pfarrei befteht eine Faſſion, d. h. 
ein genaues auf den Befigftand und die vorhandenen Urkunden, enperenn 
bücher ꝛc. gegründetes Verzeichniß dieſer Bezüge. 

Es iſt Pflicht der Pfarrer dieſe Verzeichniſſe evident zu halten, * h. bie 
an den Dezügen der Pfarrei auf: gejeblichem Wege Ratipubenben, Beriabenungen, 
Mehrungen und Minderungen gehörig vorzumerfen. ERBPTEETRRT N 
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Hierũber hat die Königl. Kreisregierung unterm 8. Juni 1851 folgende 
Berfligung erlaffen: 

&3 wird den Königl. Landeommiffariaten ohne Zweifel einleuchtend fein, 
daß, wenn eine ganz forgfältige Evidenthaltung der nunmehr hergeftellten Pfarr: 
faffionen unumgänglich nothwendig ift, eine gleichmäßige und gleichzeitige 
Bormerkung der Veränderungen in den bei den Königl. Landeommifjariaten, den 
Pfarrämtern, den geiftlichen Stellen und der Freisregierung hinterlegten Faſ— 
fiong = Ggemplaren jedesmal vorgenommen werben muß. 


Demgemäß erhalten die Königl. Landeommiffariate den Auftrag, da ibnen 
gleichwie die Herftellung, jo auch die Evidenthaltung der Pfarrfaffionen obliegt 
und ohnehin jede Veränderung zu ihrer Kenntniß gelangen muß: 

1. Für die Eintragung jeder Veränderung in den Exemplaren, welche bei 
dem Königl. Landeommifjariate und dem Pfarramte Hinterlegt find, 
pünftlich Sorge zu tragen und zwar in der Weife, daß die Pfarrämter 
die Vormerfung der Veränderung erft nach erfolgter Richtigftellung 
und Ermächtigung durd Die Landeommiffariate zu bewerfitelligen oder 
bei jeder Anzeige einer Veränderung, welche ihnen zur Pflicht zu machen 
ift, zugleich das Faſſions-Exemplar zur Eintragung der Veränderung 
auf dem Landeommiffariatöbureau vorzulegen haben. 

E Bei jeder Veränderung in dem Immobiliar-Eigenthum ift fofort 
bie Ratafter-Umfchreibung bewerfftelligen zu laſſen. 

Bon jeder erfolgten Veränderung in dem Pfarr-Einfommen, fei es Gr- 

böhung oder Verminderung oder Veränderung in der Natur oder Sub: 

ftanz der Beftandtheile desfelben, eine fummarifche, überfichtliche An— 
zeige entweder beſonders (ohne Begleitungsberichte) oder gleichzeitig 
mit der Einholung der — ARE zu den Aften, welche bie 

Veränderung bewirken, jedesmal auf einem befondern Blatte 

nach Anleitung des das letzte Folium der Faffionen bildenden Formu- 

lar8 der Königl. Regierung der Pfalz vorzulegen. 

3. Die Königl. Regierung der Pfalz wird fodann das vorgelegte Folium 
nach gefchehener Eintragung in das bei ihr hinterlegte Faſſions-Exem⸗ 
plar dem bifchöflichen Orbinariat oder dem Königl. proteftantijchen Con⸗ 
fiftorium zur gleichmäßigen Eintragung von furzer Hand zugehen laſſen. 


3, Die betreffenden Geiftlichen, die Königl. Decanate und das Königl. 
Conſiſtorium haben dafür zu forgen, daß die Pfarr-Einfünfte ungefchmälert er- 
halten bleiben. 

Das Köntgl. Staatsminifterium ded Innern für Kirchen» und Schulans 
gelegenheiten bat unterm 26. April 1853 in diefer Beziehung nachfolgende Ent 
ſchließung erlaffen: 


» 
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Nachdem nunmehr die Pfarreinkünfte durch die neuen Faffionen feftge 
ftellt find, ift es von erhöheter Wichtigkeit, daß die Localbezüge der einzelnen 
Pfarreien nicht weiter gejcehmälert und dadurch die Verlufte, welche nach dem 
Berichte manche Pfarrer betroffen Haben, nicht durch ſolche Schmälerungen noch 
vermehrt werben. Da nun nad der Grfahrung in manchen Gemeinden jene 
Localbezüge aus dem Grunde verloren gegangen find, weil entweder urfprünglich 
bei ihrer Ueberweifung an die betrefferiden Pfarreien verſäumt wurbe, eine biefe 
Ueberweifung eonftatirende Urkunde zu erwirfen, ober weil in der Folge folche 
Documente nicht mit gehöriger Sorgfalt aufbewahrt wurden, fo tft diefer Gegen: 
ftand ins Auge zu faffen und ihm namentlich auch bei den SKirchenvifitationen 
alle Aufmerkfamkeit zu widmen, damit, wenn hinſichtlich der localen Pfarrein- 
fünfte, welche nicht als freiwillige Gaben der Gemeinden erfcheinen, oder welche 
nicht durch eine gefegliche Beftimmung gefichert find, in ben angebeuteten Be- 
ziehungen fich irgend ein Mangel zeigt, von dem Köntgl. proteftantifchen Con— 
fiftorium Speyer zur Bejeitigung dieſes Mangels unter Beachtung der Zuſtaͤn⸗ 
Digfeit der Königl Kreidregierung das Angemefjene fofort vorgefehrt oder ver: 
anlaßt werbe. 


4. Durch Veräußerungen, Vertauſchungen u. ſ. w, entiteben ‚oft Minde- 
rungen an dem Pfarr- Einkommen, deren Erſatz aus dem Suftentations= Fond 
nicht angefprochen werben darf, wie Died in der nachfolgenden Eonfiftorial-Ent- 
ſchließung vom 8. Juli 1858 ausdrüdlich ausgefprochen ift: 

In neuerer Zeit find Fälle vorgefommen, wo durch Verwendung von 
Pfarrfapitalien zum Anfaufe von Gütern, deren faffionsmäßiger Ertrag 
den Betrag der Zinſen des Anfaufsfapitald nicht erreicht, — eine Verminderung 
ber faffionsmäßigen Pfarrei-Erträgniffe eintrat und die hierdurch zur Ergänzung 
der Congrua erforderliche höhere Suftentationdzulage beanfprucht wurde. Das 
Königl. Staatdminifterium des Innern für Kirchen» und Schulangelegenheiten 
bat daher in einer höchſten Entſchließung vom 4. Juni l.“ J. Nr. 2129 die Er- 
wartung ausgejprochen, daß künftighin Veränderungen it Grundbeſitze ber Pfat! 
reien nicht mehr auf Koften des Suftentationd= Fonds vorgenommen werden, "| 

Die Königl. Decanate werden hierauf mit dem Bemerken aufmerkfam ge- 
macht, daß hienach für den Ausfall, welcher durch Veränderungen in dem Grund: 
befige der Pfarreien, jet e8 durch Kauf, Tauſch oder Verfauf in der Faſſion 
entfteht, eine Vergütung insbejondere aus dent Suſtentationsfonde nicht mehr 
in Anfpruch genommen werden könne, fondern der Pfarrei ohne Su eine 
Entfehädigung zur Laſt Diesen werde. J 
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6. 28. 
Staatsgehalte der Pfarreien. 


Durch das Faiferl. Decret vom 13. Fructidor XIII. wurden den refor- 
mirten und Iutherifchen Geiftlichen in den rheinischen Departementen (weil fie 
früher mit ihren Gehaltsbezügen auf die Heidelberger Adminiftration angewiejen 
gewejen feien, deren Güter mıt den Domänen vereinigt worden find) folgende 
Bezüge aus der Staat sfaffe zugefichert: 

a) die Pfarrer, die zugleich Präfidenten der Lokal-Conſiſtorien waren, 
erhielten 1500 Fr.; 
b) die Pfarrer in Gemeinden von 3000 Seelen und darüber 1000 Fr. und 
c) alle übrigen Pfarrer 500 Fr. 
| Nachdem die Funktionen der Lofal-Eonfiftorial-Präfidenten aufgehört haben, 
beftehen nur noch zwei Beſoldungs-Klaſſen von 1000 Fr. — 464 u und von 
500 $r. = 232 $l. 

&3 bezieht dermalen jeder Pfarrer in einem Gantond = Hauptorte und 
einigen größern Gemeinden 464 Fl. und alle andern Pfarrer in den. Landge- 
meinden 232 Fl. aus der Staatöfafje und zwar unbedingt und ohne Rückſicht 
auf die fonftigen Erträgniffe der Pfarrei. 


$. 29. 
Suftentationsgelder. 


1. Sämmtliche proteftantifche Pfarreien der Pfalz find bezüglich ber 
Congrua in drei Klaffen getheilt, nemlich in foldhe von 600 Fl., 800 Fl. und 
1000 Fl. 

Wo nun eine Pfarrei durch den oben erwähnten Staatsgehalt mit Ein⸗ 
rechnung der Lokal-Ertraͤgniſſe dieſe Congrua nicht erreicht, erhält fie zur Er— 
gänzung berjelben einen weiteren verhältnißmäßigen Zuſchuß aus der Staatskaſſe. 

Diefer aus den durch das jeweilige. Finanzgeſetz beftimmten Suftentations- 
gelbern ‚entnommene Bufchuß iſt nicht ald eine ftändige Zulage. zu betrachten, 
indem ſich defien Größe nad) den jemweild verfügbaren Mitteln ‚richtet, Gr wird 
daher auch nicht wie ber Staatögehalt in die Faffion eingetragen. 

2. Der Staatögehalt jo wie die Suftentationsgelder werben durch das 
Königl. Rentamt, in deſſen Bezirk die betreffende Pfarrei liegt, gegen ftempelfreie 
Duittung in vierteljährigen Raten entrichtet. 
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3. Der zum Bezug berechtigte Pfarrer hat dieſe aus der Staatskaſſe 
fließenden Gehaltstheile entweber bei dem ſtönigl. Rentamte ſelbſt in Empfang 
zu nehmen oder durch verläffige Leute in Empfang nehmen zu Iaffen, indem 
der Handel mit Beſoldungsſcheinen d. 5. deren Geffion oder Uebertragung an 
Zahlungsftatt an dritte durch die Finanz = Minifterial » Entfchließung vom 
30. April 1830 verboten ift (Sintelligenzblatt 1830 ©. 216). 


$. 30. 
Pfarrgüter, Bezüge aus Gemeinde- und Stiftungs : Hafen. 


1. Die Beftimmungen bezüglich der Prarrgüter und des fonftigen. Pfarr: 
vermögens werben ihre Stelle in dem II Buche dieſes Werkes finden. 

2. Die Supplementar: Beiträge, welche einzelnen Geiftlichen bei unzu— 
reichender Dotation aus den Gemeindefaffen bewilligt worden, find in fo 
lange als ftändige Gehalte anzufehen, als die Mittel der Gemeinden binreichen 
werben, biejelben aus ihrem Patrimonial- Vermögen zu Ieiften. Wo dergleichen 
Beiträge beftehen, ſollen fte ohne diefe eintretende Unmöglichkeit und ohne Ge— 
nehmigung ber oberften Verwaltungs-Behörde nicht aufgehoben werden. (Aller 
höchſte Königl. Entfchließung vom 25. Januar 1821, A.H. I. ©. 415.) - 

3. 8 iſt überhaupt durch Allerhöchſte Entſchließungen bereits ber 
Grundſatz ausgefprodhen worben, daß ftändige und obfervanzmäßige 
Reichniffe der Gemeinden an ihre Pfarrer aufrecht erhalten werben follen und 
durch den einfeitigen Willen der jeweiligen Gemeinde - Vertretung nicht zu= 
rüdgezogen werben bürfen. 

Diefer Grundfab findet auch feine Anwendung auf das aus den Ge- 
meinbewalbiingen “zu beziehende Beſoldungsholz. (Megterungs = Entfchließung 
vom 20. Januar 1853.) -. 

4. Ebenſo wenig bürfen die objervanzmäßigen Bezüge aus den Stif— 
tungsfafien ohne Ermächtigung ber höheren Verwaltungs- Behörden eingezogen 
ober gemindert. werben. 


I. 
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Beginn und Ende der Gehaltsbezüge. 8 be 
Pfarr - Nelicten. 


1. Jeder Pfarrer bezieht den mit der ihm übertragenen Pfarrftelle ver 
bundenen Gehalt von dem Tage an, der ihm durch das Königl, Sonfiftorium _ 
zum Aufzuge auf der Pfarrei beftimmt werden wird, 

Im Falle feiner Duieszenz, Amtsenthebung, Benfionirung, Remotion 
u. f. w. hört der Gehaltöbezug mit dem Tage auf, wo ihm die betreffende 
Königl. Cnutſchließung zugeftellt wird. 

2. Ebenſo hört der Gehalt mit dem Todestage auf. 

Sind in diefem Falle eine Mittwe oder minorenne Kinder vorhanden, 
fo tritt für diefe ein-vierteljähriger Nachjig -ein, d. h. das Recht die Pfarrgefälle 
noh 3 Monate nach) dem Tode des Gatten umd Vaters zu ——— (Ber: 
ordnung vom 9. Februar 1818 Nr. 9.) 

Die Wittwen und fämmtlihe minorennen Kinder eines — 
Pfarrers, auch die aus einer früheren Ehe, haben dieſes Recht gemeinſchaftlich 
zu genießen, und ebenſo die damit verfnüpften Laſten gemeinſchaftlich zu tragen. 

Diefes Nachfigrecht wurde durch Allerhöchſte Entjchliefung vom 27. 
März 1835 aud auf den Staatögehalt, und durch weitere Minifterial: Ent: 
ſchließung vom 29. Auguſt 1835 auch auf die. Suftentationsgelber anögpbeink 
(AB. 1880, ©. 369, 523.) 


$. 32. 
Caſual⸗ Gebühren. 


Eonfiftsrial-Entjhließung. 
Gafnal-Gebühren: Ordnung für die proteftantifche Kirche des — 
Allerhöchft beſtätigt unter dem 18. Juni 1833, 

Zur Herſtellung einer gleichförmigen Erhebung und zur Sicherſtellung der 
den proteſtantiſchen Pfarrern des Rheinkreiſes zuſtehenden Caſualbezüge wird 
hiemit auf den Grund ber im Jahr 1825 von der General-Synode zu Kaiſers⸗ 
lautern in Diefer Beziehung geftellten Anträge und nad Vernehmung ac. ıc. 
Nachfolgendes verordnet und feftgefegt: 

1. Unter Gafual-Gebühren werben foldhe Gehaltöbezüge verftanden, welche 

für bejondere pfarrlihe Handlungen von den Kirchfpielgenofien an 
ihre Pfarrer zu entrichten find. 
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2. Zu diefen Handlungen gehöten Tanfen, —— Beerdigungen und 
die Ausſtellung von Entlaſſungsſcheinen. 


3. Für die Handlung der Vorbereitung zum heiligen Abendmahle und 
der Confirmation, für Krankenbeſuche und Privat-Communionen kann 
folglich von den Pfarrern keine Gebühr verlangt und gefordert werden. 
— Der freie Ausdruck der Erkenntlichkeit von Seiten der Parochianen 
in biefer Beziehung wird daher den Pfarrern auch nicht als Gehalt 
angerechnet. 

4. Die Schuldigfeit zur Entrichtung der Bafual+ Gebühren für bie Ver- 

richtung der Art. 2 benannten Pfarrfunktionen erftredt ſich über alle 
proteftantifchen Pfarreien des Rheinkreiſes. 


5. Nur diejenigen Pfarr- oder Filialorte find und bleiben von der Ent- 
richtung diefer Gebühren befreit, welche Durch zureichende Beweismittel 
darthun, daß fie durch irgend ein an die Pfarrei abgegebened YAequi- 
valent, dieſes beftehe in Grundftüden oder andern Emolumenten, ſich 
diefe Befreiung erwirkten, oder ſich dieſelbe noch auf die vorbejagte 
Weiſe in gefeglihem Wege erwirfen wollen, 

6. Auch fteht es jeder Pfargemeinde frei, unter Genehmhaltung ber 
oberften firchlichen und bürgerlichen abminiftrativen Kreisbehörben, eine 
ſolche Mebereinfunft mit ihrem Pfarrer ad dies ministerii besjelben 
zu treffen, und ſich dadurch für dieſe Zeit von der Entrichtung ber 

Caſual⸗Gebüuhren zu befreien. 

7. Der Betrag diefer Gebühren wird übrigens hiemit folgendermaßen 

feſtgeſetzt: 

a) für eine Taufhandlung iſt an den Pfarrer zu entrichten 30 kr., 

b) für eine Trauung 1 fl. 30 kr., 

ce) für die Beerdigung eines Kindes mit Grabrede 1 fl, 

d) für eine Leichenrebe oder. Predigt bei ber Beerbigung eines Gr- 
wachjenen 1 fl. 30 Er, 

e) für die Ausfertigung eines Entlafjungsfcheines 45 fr. 


Sowohl die Pfarrer als die Kirchjpielverwandten der proteftantifchen 
Kirche des Rheinkreiſes haben ſich hiernach zu benehmen, 
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Dritter Titel:- F * 
Von den Amtshandlungen der Pfarrer. 


— 


Erftes Gapitel. 
Geiftliche Amtshandlungen. 


6. 33. | 
Parochialrechte und Pflichten der Pfarrer im Allgemeinen. 


1. Auszug aus dem Edicte über die Mittel-Organe für die 
proteftantifhen Kirhen-Angelegenheiten vom 17 März 1809: 
8. 17. Die Pfarrer haben als Oraane der Kirchenaufſicht | 
a) die Localvollziehung der Kirchengefege und Verordnungen, 
b) die Aufficht auf Die Beobachtung derjelben und der Kirchendisciplin, 
auf Religionscultus und Liturgie, 
ce) die Aufficht über den Religionsunterricht der Jugend, 
d) die Gorrection der genen Kirche oder Religion fich veraehenden und 
religiöfe8® Nergerniß gebenden Gemeindealieder nach PVorfchrift der 
Kirchenordnung, rep. der Vereiniqungs-Urkunde $. 19. 
0) in fchwereren Fällen die Anzeige an das Specialdecanat, 
fy die Führung der Kirchenbücher, 
g) die Verbindlichkeit einer alljährigen Verichtserftattung über alle Zweige 
ihrer Amtsführung. 


2. Amt3-$nftruction für die Pfarrer der vereinigten pro⸗ 
teſtantiſchen Kirche der Pfalz. — 

Erſtens ſoll der Pfarrer die in der vereinigten Kirche der Pfalz zu Recht 
beſtehende proteſtantiſche Kirchenlehre nach ihrem ganzen Inhalte, unter redlicher 
Zugrundelegung der augsburgiſchen Confeſſion von 1540 und unter gewiſſen⸗ 
hafter Berückſichtigung der zur Befeitigung ber ehemals ftreitigen Lehrpunkte in 
den 88. 4—8 der Pereiniqungsurfunde vom Sabre 1818 aufaeftellten Beftim- 
mungen, nach Maßgabe der Allerhöchiten Entfchließung auf Die Verhandlungen 
der pfälzifchen proteftantifchen Generalſynode vom 8. Dezember 1853, Biffer IT., 
treu und pflichteifrig vortragen, den ihm anbefohlenen Religionsunterricht der 
Jugend fowohl in der Kirche, ald auch in der Schule mit allem Fleiß ertheilen, 
der fpeciellen Seelforge zur Belehrung, Grmahnung, Warnung und Tröftung 
fowohl der Gefunden als der Kranken mit chriftlicher Weisheit und Liebe fich 


9 Vergleiche 8. 17 Nr. 4 oben. 
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unterziehen, feine Obliegenheiten als Ortsſchulaufſeher in jeder Beziehung, -be 
ſonders aber durch oft, wiederholten Beſuch der Schule jorgfältig und unermübet 
erfüllen, an jeiner theoretischen und praktiichen Berufsbildung unausgeſetzt, vor: 
züglich auch durch frommes und. anhaltendes Studium: Der heiligen ‚Schrift alten 
und neuen Tejtämentes arbeiten und feiner — mit dem Baia eines 
‚mufterhaften. Xebenswandelg voranleuchten. 

Bweitend ſoll derſelbe dem ihm. anvertrauten Pfarrdienft nebſ — zu 
demſelben "gehörigen Pfarrrechten und Gerechtigkeiten ohne Sr. Majeſtät des 
Königs und der von Allerhöchſtdemſelben verowreren — *4 uud 
Willen nichts: entziehen laſſen. 

Drittens joll er die zur Pfarrei — airchenretſter order und 
‚vorjchriftsniäßig führen, die Bfarrregiftratur in möglichſter Drdnung erhalten, 
ferner die vorgejchriebenen: Amtsarbeiten, jowie Die von ihm ausgenrbeiteten Be- 
antiwortungen der von dem Königl. Conſiſtorium aufgegebenen Synodalfragen 
jährlidy zur beſtimmten Zeit bei dem ihm vorgeſetzten Decanate einteichen, auch 
bei der: jährlichen Synode verordnungsmäßig erſcheinen und zu dem — ſie 
beabſichtigten Nutzen für die Kirche das Seinige beitragen.” - I SNEHEnE 
' Biertens ſoll er ſich in Allem nach demjenigen, was von Sr. Königl. 
Majeftät und Allerhöchſtdero Gollegien, in specie von Dem Königl. protejtand- 
ſchen Gonjtjtorium zu Speyer und ſonach durch das einſchlägige Königk,Decanat 
verorduet wird, gehorfam halten und bie alſo an ihnagelangenden Befehle jo 
ſchleunig als pünktlich vollziehen ; - wor er aber etwas nicht recht verjtünde, oder 
Zweifel hätte, ſolches an das Decanat mit Bejcheidenheit bringen, daſelbſt Be- 
lehrung einholen und dieſer nachkommen, auch überhaupt dem ihm vorgejegten 
Decan die ihm jchuldige Hochachtung erweijen und demjelben nad) Vorjchrift der 
Specialinjtruction für die Diftritsderane vom 8. September 1809 $. 3 (S. 186 
oben) auf jedesmaliges Verlangen. von „einer —— ſeiner Lehre und 
ſeinem Wandel Rechenſchaft gegen": 

Fünftens ſoller die Sr tlg! a HR’ Sich und alle Ihre 
Erben zuftändige Epıjkopalgerechtigfeit und- Herrlichkeit ins geiftlücheus und welt- 
lihen Sachen nad): beſtem Vermögen erhalten und dertheidigen helfen, ingleichen 
Schmälerung), Abbruch und Eingriff in die Epiftopal-,. Pfarr oder anderes die 
zechtjame; von wem fie: geſchehen möchten;. der; tongejebten, — — — 
vor ” kommt, pflichtſchuldigſt anzeigen; ; 

Sechstens joll..fich der Pfarrer die ‚Erfüllung: eiuer flüchten, 8 we 
glieb des Armenpflegichaftsrathes jorgfältig angelegen ſein laſſen und an Der 
Berwalting ı des Kirchenvermögens denjenigen Antheil nehmen, den ihm nad) 
$. 14 der Vereinigungsurkunde ſeine Eigenſchaft als Praͤſes des Presbyteriums 
zumeist; ferner ſoll er darauf ſehen, daß ſein Pfarrhaus nebſt Zugehör ſowie 
die Pfarrgrundſtücke in gutem Zuſtande erhalten werden, und die ſich ergebenden 
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Reparaturbedürfniſſe in Zeiten gebührend anzeigen, Dabei. aber feine unnoͤthigen 
Koften veranlaffen; insbefondere hat. er zu wachen, daß feine dem jeweiligen 
Pfarrer kraft Stiftung oder Vertrag zuftehende Geld» oder Naturalbezüge ver- 
loren geben, von dergleichen Rechten regelmäßig Gebrauch zu machen, Weige- 
rungen von Seite, der Verpflichteten alsbald zur. Anzeige zu bringen und die 
betreffenden Urkunden forgfältig aufzubewahren, nach Befund deren Erneuerung 
oder Deponirung zu veranlafjen, überhaupt in allen Stüden fich fo zu. betragen, 
wie ed einem gewifjenhaften, gehorſamen und treuen. königlichen Diener — 
Pfarrer geziemt. 

3. Auszug aus einer Miniſterial-Entſchließung vom 2 
Dezember 1836: 

Sedem Pfarrer fteht vermöge feiner. pfarrlichen Rechte die Befugniß zu, 

alle andern Pfarrer ſelbſt des nämlichen Glaubensbekenntniſſes von jeder pfarr- 
lichen. Function in der ihm anvertrauten Kirche und ihren Zugehörungen. auszu- 
Schließen und es hängt nur von ihm und feiner geijtlichen Oberbehörde ab, ob 
und unter welchen Bedingungen er in. einzelnen Fällen andern Geiftlichen ‚die 
Ausübung pfarrlicher Amtsverrichtungen geftatten. wolle. 

Eine Einmifchung der weltlichen Gewalt findet hiebei nur in fofesne Ratt, 
als eine rechts⸗- ober gejegwidrige Handlung begangen wird, ober das — 
der. öffentlichen Ordnung ihre Dazwiſchenkunft in Anſpruch nimmt. 

i 4 Die Militärperfonen ftehen in den Orten, wo fie garnifoniren,. mit 
der, Kirche ihrer Gonfeffion im Pfarrverbande. (M.E. vom 8. Auguſt 1843) 


Das peilige Abendmahl, * 
(Vergleihe 8. 5 und 10 ber Vereinigungs⸗ Urkunde) 


1. 6.6; vom 3. Juni 1847: 

Da es öofters worgefommen ift, daß Angehörige Der — airche 
ohne Einwilligung ihrer Pfarrer in ſolchen Pfarreien, in welchen ſie ihren 
Wohnſitz nicht hatten, zum heiligen Abeudmahle zugelaſſen wurden; ſo werden 
fämmtlihe Pfarraͤmter angewieſen, dieſem Mißbrauche möglichſt zu ſteuern. 
Die Mitglieder der Presbyterien werden es ſich zur Pflicht machen, die Pfarrer 
hierin zu unterſtuͤßen. 

Man erwartet daher von Känmmttichen Geiſtlichen, daß fie, ben Perſonen 
die ihrer Pfarrei nicht angehören, wenn fie ſich zur Theilnahme bei dem heiligen 
Abendmahle bei. ihnen melden, aufgeben, — die ne ee des 
betreffenden Pfarrers vorzuzeigen. — 
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2 .. Diejenigen, Die, ohne fich gemeldet. und. jene Ginwilligung. vorgezeigt 
zu haben, ſich ven Abendmahlsgenoſſen anjchließen wollen, find ohne Weiteres 

abzuweiſen. 
Zugleich wird allen Pfarraͤmtern aufgegeben, von aflen Dienfiboten, Lehr: 
lingen und Gefellen,. die. fid) nur vorübergehend in ihren Gemeinden aufhalten, 
zu verlangen, daß fie, bevor fie an dem heiligen Abenbmahle Theil nehmen, 
die Attefte ihrer Ortögeiftlichen, Durch welche ihre Gonfirmation und ihre Zu: 
gehörigfeit zur proteftantijchen Kirche, jowie der Umftaud, daß ihrer Zulafjung 
zum heiligen Abendmahle nicht3 im Wege fteht, beurfundet fein müffen, vorzeigen. 


2, In einigen Gemeinden war es früher Gebrauch, daß Diejenigen, 
welche: fich zur Vorbereitung auf das heilige Abendmahl, einfinden, nah been» 
digtem Gotteödienjte um ben Altax herumgehen und. auf denſelben ein Opfer 
nieberlegen, welches, zwar für Die Armen bejtimmt zu fein ſcheint, aber gewöhnlich 
vom funftionirenden Geiftlichen bezogen wurde. 

Da bergleihen Opfer an den in den Beftimmungen der Vereinigungs- 
Urkunde, hinſichtlich der Vorbereitung und Abendmahlöfeier, auf feing Weije be- 
gründeten Beihtpfennig erinnern, und demnach mit dem Geiſte und Weſen 
ber proteſtantiſch⸗evangeliſch⸗chriſtlichen Kirche um jo weniger zu vereinbaren find, 
al3 fie zum Theil jogar auf dem, früher bejitandenen Confeſſions-Unterſchied 
hindeuten; 

"Da ein Bezug diefer Art — als etwaiger Theil des cafuellen Einkom⸗ 
mens einer Pfarrei, nirgends in den Pfarrfaſſionen mit einbegriffen iſt, und 
ſonach für hen Geiftlichen, der ſolche Gelber bisher erhob, das Aufhören diejer 
Abgabe nicht als Schmälerung feines rechtmäßigen Einkommens betrachtet 
werben fann; 

Da endlich für bie Sammlung des Almofens in ber Kirche andere Ein- 
richtungen beftehen ‚ und daſſelbe nitgends auf den Altar deponirt wird, jo hat 
das Königl. Gonfiftorium unterm 13. Juli 1830 verfügt, daß die mehr erwähnte 
Etlegung der Opfergelder Bei Gelegenheit des Rorbereitungs- Gottesbienftes, 
wenn ſolche nicht vielleicht ausnahmsweiſe zum Zwecke hat, zur Beftreitung 
der Ausgaben für Brod und Wein oder anderer firdlicer 
Bedürfniffe zu dienen, fondern dem Pfarrer oder den Armen zu gut 
fommen ſoll, nirgends zu dulden, und die Sammlung für fegtgenannten Zwed 
wie bei jedem andern Gottesdienſte zu bewerkitelligen jei.: 

3 Bezüglich der Verwendung des bei der Feier des heiligen Abend- 
mahles übrig bleibenden Weines hat das Königl. Gonfiftorium unterm 8. Juni 
1858 folgente Verfügungen erlafjen: 


1. Bei der Vorbereitung zum heiligen Abendmahle find die Perjonen, 
welche derjelben beiwohnen, von dem Kirchendiener oder einem Preöbyter 
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zu zählen. Die Zahl der: Gommunicanten ift jogleich nach der Vor- 
bereitung dem Pfarrer anzuzeigen, welcher die erforderliche Quantität 
Brodes und Weines für Die Feier des heiligen Abendmahls zu:bejorgen 
oder bejorgen zu lafjen hat. Für je 100 Gommunicanten reichen nach 
den gemachten Erfahrungen vier bis fünf Schoppen Wein aus, 

2. In den Filialgemeinden, wo die Vorbereitung der Feier des heiligen 

Abendmahls unmittelbar voraus zu gehen pflegt, hat der Pfarrer im 

‘- Berrehmen mit dem Presbyterium nad) der muthmaßlihen Zahl ber 

&ommunicanten die Quantität des Weines und des Brodes jedesmal 
rechtzeitig: zu. beitimmen, 

3. Da bei einer der Zahl der Communicanten entfpredhenben Anjchaffung 
De Brodes und des Weines: in der Regel: nur kleine Reſte der 
| Elemente übrig bleiben werben, ''fo- werden überall die Presbyter und 

Kirchendiener gern auf den Genuß derjelben verzichten. +- Am zweck⸗ 

mäßigften wird es daher ſein, den übrig gebliebenen: Wein würdigen 

de armen und fchwachen Leuten in der Gemeinde- zukommen zu laſſen, 

"wie ed in vielen Orten bisher geſchehen. Die’ Reſte des Brobes 

fönnen dem Pfarrer oder Kirchendiener zur Verwendung — 
werden, damit dieſelben nicht profanirt werben. 


4. Das Brod und der Wein ſind jedesmal in geböriger Quan⸗ 
N rität vor der Feier des heiligen Abendmahles aus dem Pfarrhauſe, 
Eee den Filialgemeiiden aus dem Sale des mit ber Zubereitung Beatif- 
rn tragten Ptesbyters ober Kirchendie eis auf einer Plafte und mit 
FT einem weißem Tuche bedeckt resp. in Kannen durch Den Kitchendiener 
In bie Kirche zu tragen. 
DIR 5, Bei Privateommunionen haben fich die Beifttichen eines Kelches zu 
bedienen und nicht in gewöhnlichen Trinfgläfern den Gommunicanten 
den Wein zu reichen. Die Anſchaffung eines kleineren Kelches 
der Kirchenkaſſe zu dieſem Gebrauche iſt daher allen " Preöpterien zu 
empfehlen. 
6. Das Brod und den Hein zum, Sebraude bei — 5— 
h bat die Kirchenkaſſe zu ftellen und der .den Pfarrer, begleitende Kirchen- 
diener in bie, Däufer der das heilige Abendmahl Begehrenden zu 
bringen. no 
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"Die Heilige Taufe, 
Berg. eu.) 00 


— gr 


tif — 


EN. 4 rd A. die — 7 V 
UL Die Taufe ift genau nad) den Vorſchriſten der WU. 8.9 ‚zu vollziehen 
und es dürfen ſich die Geiſtlichen feine willführliche Abweichung von dem vor⸗ 
gejchriebenen Tauf-Ritus' erlauben, insbejondere dürfen fie es nicht umterlafjen, 
das apoſtoliſche —— —— zu ſprechen. ¶6.⸗ E. vom’ 3, Ja— 
mudr 4838.) 

hy Die Danfoanbiung: mp \ 6. EUER nad der Geburt — 2* 
$. 9 der V.⸗U. ait 

. Gegen Eltern, welche die Taufe ihrer Rinder Bartäcig vermeigen ‚ti 
nach $i 49 der B.-U, einzufchreiten. 

a Nach allgemeinem Kirchenrechte wird. von dem äufing foren def 
er lebendig und im menjchlicher Form ‚geboren fei. 

Einem unehelich erzeugten Kinde kann deßhalb die Taufe nicht —— 
werden, unbeſchadet der kirchlich-disciplinaͤren Einſchreitung gegen die Eltern, 
wegen des unter ihnen obwaltenden ſtraflichen Verhältniſſes. (C.⸗ E. ‚dom 20. 
April 1847,), 

4. 68 ıft nirgends era daß die Täuflinge vor ber Taufe, in 
die Civilftands - Renifter, eingejchrieben werden müfjen. 
| ‚Die Geiſtlichen thun jedoch wohl daran, wenn ſie barauf dringen, daß 
biete Einfhreibung, bei ‚dem Givilftandsbeamten vorerft ftattfinde, | weil die Litern 
in „Dem, Falle fie dieſer Verpflichtung binnen 3 Tagen von dem Moinente” ber 
Geburt. an, gerechnet, ‚nicht, nachkommen, eine Gefängnipftrafe von 6 Tagen bis 
6 Monaten und eine Geldſtrafe von 16—300 dr. zu gewärtigen. "haben. (Civil⸗ 
Geſetzbuch Art. 55, Strafgeſetzbuch Art. 346.) | 

5, Die —— Synode von 1821 (S. 71 oben) hat es ber Geiſtlichen 
zur Pflicht gemacht, dem Kinde in der Taufe keinen anderen Namen beilegen zu 
laſſen, als den, unter welchem es in die Civilſtands⸗ Regiſter eingeſchrieben 
worden iſt. 


RER . — BER 


f N 
Arzt 4 — Ihrer Majeftäten. und. der duschlaudtigften Mitglieder der 
Koönigl. Familie ald Tanfpathen in. Die Taufbücher betr, 

a) Minifterial- Erlaß vom 18. Januar 1813: 


Da Fälle vorgefommen find, daß —— fi erlaubt Anben ‚ ihre 
Handbuch der Berfaffung und Verwaltung der prot.-en, Kirche ber Pfalz 
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neugebornen Kinder vor erhaltener Crlaubhig auf den Namen Ihrer Majeftäten 
taufen und Allerhöchftdiefelben als Pathen in das Kirchenbuch eintragen zu 
laſſen, Diefer Ungeziemtheit Aber nicht laͤnger nachgeſehen werden kann, jo wird 
auf Königl. Allerhöchſten Befehl Hiemit verordnet, daß feinem Pfarrer geftattet 
fein fol, Ihre Königl. Majeftäten oder einen Prinzen oder eine Prinzeſſin des 
Königl. Hauſes, ohne nachgeſarchte und wirklich erhaltene Aller— 
höchſte Erlaubniß, als Pathen eines zu taufenden Kindes anzunehmen und 
in dag Kichenbuch einzufchreiben, 


; b) Miniſterial⸗ Entſchließung vom W. Januar 1834. 

Es iſt erſt neuerlich der Fall vorgekommen, daß von einem Biorramte 
und zwar auf eine unbejcheinigte Angabe bin, der Name eines durchlauchtigften 
Mitgkiedes der Königl. Familie, neben jenem des Taufpathen eben: jo — 
als unbefugt in das pfarrliche Taufbuch eingetragen wurde. 1... 

Damit ſich ähnliche Mißgriffe nicht wiederholen, wird: das Rönigl. Re- 
gierungspräfidium ſich veranlaßt finden, die Pfarraͤmter von dieſem befremdenden 
Vorfalle mit dem Auftrage in Kenntniß zu ſetzen, Seine Majeſtaäͤt den König 
oder ein Mitglied der durchlauchtigſten Königl. Familie als Pathen in die amt⸗ 
liche Taufmatrikel nur nach ——— vorgaͤngiger N aeg ein: 
— | 


2. Bezüglich des Verfahrens der ak in Bezug auf auswärtig e 
Taufpathen iſt unterm 28. Mai 1838 nachfolgenbe Ober⸗Conſiſtorial⸗ Entſchließum 
ergangen: 

Aus Veranlaſſung eines kuͤrzlich vorgetommenen "Falles ‚wird Bezfiglich 

der Wahl und Stellvertretung auswaͤrtiger ZTaufpathen den proteftantifchen 

Geiſtlichen im Koͤnigreiche Bayern nachftehenbe Vorſchrift ertheilt! · 

1. Das Recht der Eltern, Bei der Taufe ihrer winder abweſende Perfon⸗ nen 
als Pathen zu erwählen, darf weder beſchränkt; noch durch den 
fenden Pfarrer in der Ausübung erſchwert werden. 

2. Derſelbe hat ſich aber durch mündliche Erklärungen oder duch ſchrift⸗ 
liche Nachweiſe davon zu verſichern, daß der gewählte” auswärtige 
Taufzeuge nicht. allein rechtzeitig in Kenniniß geſetzt werde, jondern 
daß auch der Uebernahme der Bathenpflicht von dieſer Seite ein Hin⸗ 
derniß nicht im Wege ſteht. 

3. Sind noch andere Zeugen. beider Taufe eines Kindes anwefend, jo 
bedarf es für Die auswärtigen Paten einer befondern Strllvertretung 
nicht, obwohl dieſelbe zu wünfchen-tf. "Sie muß aber" eititübten, jobald 
ed an perſönlich anweſenden Taufzeugen fehlt, > und 88 dücfen dabei 
nur jolche Perſonen zugelafſen werten, — rum als BONN hätten 
Amel: werden können, 


ti di 
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1... 43 Der Name des Stellvertreters iſt neben dem eigentlichrn Bathen in 
das Kirchenbuch einzutragen und die Verpflichtung des: Letzteven geht 
auf ihm ÜberzIwenn: Diefer--Durdy irgendeinen Umſtand gehindert wäre, 
ſich derſelben zu unterziehen, weßhalb «br  fich: auch dazu bei der ee 
nahme feiner Vertretung ausdrüdlich bereit zu erklären hat. - J 
5. Wenn wegen weiter⸗ Entſernung oder wegen irgend einer — Ur 
ſache der Pathe ſeine Erklärung nicht ſchon vor der’ Taufe des Kindes 
abgeben konnte, ‚jo: hat der Pfarrer den: Namen deſſelben zwar auch in 
das Kirchenbuch einzutragen, dabei aber zu bemerken, daß die erforder⸗ 
— Zuſage noch erwartet wird, und — fie * ser 
nete Erwähnung zu thun. 3 0 36 6 
3. Die Tanfpathen Finnen aus jeder rien —— gest wer⸗ 
den. (V.-U. $. 9.) 
6DiePfarrer haben jedoch ſoviel molich darauf zu ſehen, daß — 
einer‘ der ge ver‘ rbangeihhchen Kirche rn D. * — ke > 
Jintt 1688. ce 
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19.030 A Die Pioneer‘ müfjen ihre Predigten, wenn micht unahweisbare Um- 
ftände dies in einzelnen — —“ Den — aus ar⸗ 
beiten: und. niederichreiben. is nun 3 ; 
Am Rande des. —— — it en, Tert, Die, ‚Zeit MM wlhguhe 

Ort an. welchem. ſig gehalten worden iſt, ſo wie ber, Name des „Basen 
anzugeben. —R 

2. Ueber ſaͤmmtüche Predigten maſſen Die Piarrer,, ein. nad), Nummeru 
geordnetes Repertorium führen, worin Text und Thema der. Predigten und 
Reden, jo wie der Tag und die Veranlaſſung, an dem und bei welchez ſie ge⸗ 
halten wurden, einzutragen find, 

Die Nummern des Repertoriums find dem betreffenden — der 
Predigt ober Rede beizufügen. ‚(CE vom 22. Februar 1837, 17,No®, 1839.) 

3, Durch die D.6.-G, vpm 5. Januar 1831 ijt es Den. Geiftfichen 
En und wiederholt unterjagt worden, die Predigten abaulejen. 

Dieſelben müſſen vielmehr, frei aus. dem Gebächtniffe. vorgetragen. werben, 
=... Gandidaten, ‚welche nicht im. Stande ‚find, ihre Predigten dem Gedächt— 
niſſe genügend. einzuprägen und biefelben frei vorzutragen, können weber als 
ſelbſtſtaͤndige Vicarien ‚verwendet, noch als Pfarrverweſer berufen. werben. 

17* 
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4. Wegen der⸗ — wird auf $. 141 Abd der V. BR veriviejen. 
ce 55. oben.) Fan 

6. Auf, den xY. — nach Trinitatis jeden Jahres muß jeder 
Mcrer eine. Predigt ‚über die Heiligkeit des ue⸗ — deren Text dem Er: 
mejjen des Predigers überlajjen. bleibt, 

3... Fällt auf den XV. Sonntag nad Trintatis ‚in. politiſches oder kirch⸗ 

liches „Left, jo ift die-Predigt an einem ‚der nächitfolgenden ‚Somtageizu halten. 
| +6: In Folge der Allerhödhit ‚genehmigten Verhandlungen ‚der General- 
Synode, von 4845 iſt das Ableſen des apoftoliichen Glaubensbekenntniſſes bei 
dem-Hauptgottespienit an den Drei hohen Fejten und dem Reformationsfeite un- 
mittelbar nady dem Feitgebete an dem Altar angeordnet worden. Dieſe Vor: 
leſung muß vollſtändig, unentitelt, würdig und feierlich geſchehen * vom 
7. Juni 1847, 22. März 1848.) 
2... Bei dem Hauptgottesdieuſt ſind nach dem Gingangögebet "Hibtifche 
Abſchnitte DDr, dem Altar, zu verlejen, dergeſtalt, Daß i in ben Jahren, inwelchen über 
die kirchlichen Bericopen zu predigen ift, ſolche Abjchnitte zu verlejen ſiud, welche 
das Seönigl. Gonjiftorium zu beftimmen hat, dagegen in den Jahren, in welchen 
über freie Texte die Predigt verordnungsmäßig zu halten iſt, die Vorleſung der 
tirchlichen Pericopen in Anwendung kommen wird. (Beſchluß der &.-©. von 
1857, beftätigt durch Allerhöchſte Enfjgpliegung vom 2. Juli 1858.) 

8. Nur berufenen Dienern ber er Füche iſt be Predigen und Reden in 
ber Rice geftattet. De En Ei el ic 
mi Den übrigen — muß Died der — re, — 
unterſagt bleiben. (Gi: ‚vom 31. Mai 868). 

9. Obwohl nicht vorauszuſetzen iſt, —9— ein Diener der —— 
Kirche feine Pflicht jemals jo-weit vergeſſen fönne, daß er ſtatt ſeiner Gemeinde 
das heilige Evangelium zu verkündigen, zum Ungehorſam gegen die von Gott einge: 
jeßte Obrigfeit aufveizen, Aufruhr und Widerjeglichfeit gegen Lie von Sr Majejtät 
dem Köhige eingejegten weltlichen Behörden previgen werde, jo müflen -Dod) Die 
Beſtimmungen der Art.’ 201,202,’ 203° des al ber‘ gehe 
wegen bier einen-Plag finden: 

Art. Wi. Die Geiftlichen, — in der Austbung ihres Anttes 8* 
in öffentlicher Verſammlung eine Rede wortragen, welche eine Kritik oder einen 
Tadel der’ Regierung, eines Geſetzes, einer Königl. Verordnung’ sder einer 
jeden andern Handlung ‘der öffentlichen Behörde enthält; ſollen mit einer Ein- 
ferferung von drei Monaten bis zu zwei Jahren Beftraft werden. © J 
* Art.202. Wenn der Vortrag eine direkte Aufforderufig zum Ungehorſame 
gegen die Geſetze oder gegen andere Handlungen der öffentlichen’ Behörde enthält, 
oder wenn er dahin geht, einen Theil der’ Bürger gegen die andern aufzuwiegeln 
oder zu bewaffuen/ jo ſoll der Geiſtliche, welcher" denſelben gehalten hat, mit 
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einer Einkerkerung von zwei bis zu fünf Fahren beftraft werben, wenn: bie Auf- 
forberung ohne irgend einen Grfolg geblieben ift; und mit ber Verbannung, 
wenn fie Urfache- zu einem Ungehorfam gegeben hat, welcher übrigens ein andrer 
war, als. jener, der in Aufruhr oder Empörung würde ausgeartet fein. 

Art. 203. Wenn in Folge der Aufforderung ein Aufruhr oder eine 
Empörung ftatt findet, deren Natur Veranlaffung. gibt, daß einer ‚ober der andre 
der Schulbigen zu einer ftärfern Strafe, als zu jener der Verbannung, ver- 
urtbeilt werben, jo ſoll diefe Strafe, fie mag fein welche. fie wolle, auch — dos 
jener Aufforderung. ſchuldigen Geiftlichen angewendet werben. 


$. 37. ENG 
Religions · Unterrich.. 


1 A. Ertheilung des, Religiens-Onterrichts an den hüheren  Tehrnmstalten. 
1. Auszug aus dem unterm 7. Juli 18%4 an das Rönigl. 
Ober: -Gonfiftorium ergangenen Minifterial-Refcripte: 

1. "Der proteftantifche Neligions-Unterricht in den Studienanftalten wirb 
nur wirklich angeftelten Stadtgeiftlichen oder folchen Lehrern übertragen werben, 
welche unter die proteftantifchen Pfarramts-Candidaten aufgenommen find, und 
eine der zwei erften Befähigungsnoten erhalten haben. 

2. Die Uebertragung diefes Unterrichts wird durchgängig nur im Gin- 
verftänbniß mit dem Königl. Conſiſtorium gejchehen. 

3. Sämmtliche Kreisregierungen werden zu dem besfallg erforderlichen 
Benehmen angemwiefen werden ıc. 


2, Allgemeine Beftimmungen über den Religions: Unter— 
richt und die religiöſe Erziehnng der Schüler an den höheren 
Lehranſtalten im Königreiche Bayern betreffend. 


L. Vom Religions- Unterrichte, 


I 4 Mie überhaupt ſämmtliche Schüler an den Gymnaſien, lateiniſchen 
Schulen und den übrigen, diefen gleichftehenden höhern Lehranftalten im König: 
zeiche Bayern, fo ‘haben auch die zur proteftantifchen Kirche gehörigen Knaben 
und Juͤnglinge vollftändigen Unterricht in der Religion nad) den Grundfäßen 
und von Lehrern‘ geiftlichen Standes ihrer Gonfeflion zu empfangen, und es 
darf Reiner von ihnen zum Beſuche der hiefür beflimmten Lehrfiunden oder zur 
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Theilnahme an gottesdienſtlichen Verſammlungen und eg eines andern 
— angehalten werden. 


2. Der Religionsunterricht wird in der Regel für jede einzelne Klaſſe 
der Lehranſtalt gefon“ert ertheilt, jedoch Fönnen auch zwei — nicht aber mehrere 
Abtheilungen für diefen Zweck in fo lange mit einander vereinigt werden, 
als entweder der Mangl am geeigneten Lehrern ſolches nothwendig macht, oder 
Die Zahl der in beiden Klaſſen befindlichen Schüler, vereinigt, nicht mehr als 
höchſtens fünfzig beträgt. Sollte wegen allzu geringer Schülerzahl ein pro— 
teftantifcher Religionslehrer an einer Anftalt nicht aufgeſtellt werben können ober 
wollen, jo hat doch wenigftend das treffende Konfiftorium im Ginvernehmen 
mit der Negierung des Sreifed dahin zu wirken, daß auf anderem Wege dieſe 
Aöglinge mit den Lehren und Geboten ihrer Kirche hinreichend befannt gemacht, 
und ihnen die erforderliche Gelegenheit zur Ausübung ihres Glaubens ge- 
währt werde. 0 


3. Der Unterricht jelbit zerfällt in vier Hauptſtufen und iſt folgender: 
maßen zu ertheilen: 


a) Er beginnt in den Beiden untern Klafjen der Iateinifchen Schule und 
ber ihr gleichſtehenden Lehranftalten damit, daß die Schſiler nach ihrer 
Befähigung und nach/ ihrem Alter mit, dem Hauptinhalte ‚ver bibliſchen 

Geſchichte genau bekannt gemacht und Dabei, ſtets auf den Gang ‚der 
göttlichen Offenbarung hingewieſen werben. Sie find dabei gewiſſenhaft 

aauf die. aus ben einzelnen-Thatjachen hervorgehenden Glaubenswahrbeiten 

- anfmerffam zu ‚machen und zu üben, biefelben nad den Hauptftüden 

des Katechismus zu ordnen, welche fie aanz genau auswendig lernen 
und welche ihnen in fo weit erläutert werden, daß fie bis zum Austritt 
aus dieſer Stufe des Unterrichtd eine. kurze, deutliche Ueberſicht über 
die wichtigften Lehren des evangelifchen Glaubens erlangen; Außerdem 
haben fie ihrem Gedächtniß eine angemefjene Zahl geeigneter. Sprüche 
aus der heiligen Schrift und Lieberverfe aus dem kirchlichen Befang- 
buche nach vorausgegangener kurzer Erklärung tief einzuprägen, und 
die Lehrer werden ihrem Unterrichte ſtets diejenige Richtung zu geben 
fuchen, durch welche der fromme Sinn belebt und die Lehre felbft erft 
faßlich, anziehenb und für’ Reben fruchtbar wird. 

b) Für die beiden obern Klaffen diefer Schulen ift die forgfältige Er- 
Härung bed Katechismus ald Hauptaufgabe zu betrachten und zu 
behandeln. Die biblifche Gefchichte wird dabei nicht allein wiederholt, 
fondern vorzüglich Dazu benüßt, die einzelnen Heilswahrheiten durch 
Thatfachen zu belegen, und Dadurch dem jugendlichen Geifte recht an: 
ſchaulich zu machen. Das Erlernen biblifcher Sprüche und chriſtlicher 
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Lieder ı wird unter. ſteter Wiederholung und forgfältiger Anwendung 
des Früher. eingeübten. Benfums, beim Unterrichte fortgejegt. 
6) Iu den beiden untern Klafien des Gymnafiums jowohl ald.der ihm 

‚ fonft gleichftehenden Lehranftalten beginnt die Erläuterung des hifto- 
. .. „rien Inhals der heiligen Schrift von neuem, jedoch in gefteigerter 
| Weiſe. Nachdem die wichtigften Thatfachen der göttlichen Offenbarung 

aus dem alten Teftamente furz und zufammenhängend, nachgewiefen 
worden find, dienen die Evangelien jammt der Apoftelgefchichte, ins- 
befondere die Neben Jeſu und feiner Jünger, dazu, die Schüler mit 
der Perfon ihres Erlöſers und mit dem Hauptinhalte feiner Lehre 
noch genauer befannt zu machen. Hierauf wird die, Begründung, 
Grweiterung und Geftaltung des Reiches Gottes auf Erden in den 
ſpaͤteren Jahrhunderten nachgewieſen, und ſo eine vollſtaͤndige Ueberſicht 
fiber ben Gang ‚der Offenbarungen Gotted zur allmähfigen Grlöfung 
und Beglückung des Menſchengeſchlechts in furzem Umriſſe vorgetragen. 

Endlich bietet fi auch auf Diefer Lehrſtufe hinreichende Gelegenheit 

dar, nicht nur die früher erlernten Bibelſprüche und geiſtlichen Lieder 
beim Unterrichte wiederholend anzuwenden, ſondern auch werthvolle 

Stellen aus der heiligen Schrift oder aus andern erbaulichen Büchern 
bem Gedächtniß der Schüler einzuprägen. 

d) Auf der letzten Stufe ded Unterrichts in den beiden obern Klaſſen 
folfen die wichtigern apoftolifchen Briefe, welche theils ganz, theils in 
ihren Hanptftellen gelefen und erflärt werben, den Lehrern Gelegenheit 
geben, die etwa noch mangelhaften Begriffe und Kenntmiffe der Schüler 
zu ergänzen und zur berichtigen. Insbeſondere aber muß ihnen eine 

zuſammenhaͤngende Darftellung des evangelifchen Glaubensbekenntniſſes 

unb eine baranf gearüindete Beleuchtung der mwichtigften Lebendver- 
haͤltniſſe worgetragen werden, damit der num ausreichend unterrichtete 
Jünaling an der Gränze feined Schullebend nochmals den Gejammt- 
inhalt feines bisherigen Studiums von dem höhern Standpunkte des 

Glaubens aus überblide, bie Aufgabe feines künftigen Berufs im 

Lichte des Evangeliums "deutlich erfenne, und durch das Fräftig an- 
regende, feft auf die genffenbarte Wahrheit der heiligen Schrift ge 
gründete Wort des Lehrers tief ergriffen, ſich für Die möglichfte Löſung 
derfelben mit Liebe und aus innerſter Ueberzeugung entſcheide. 

4. Auf. den ‚Religionsunterricht find für jede Klaſſe wöchentlich zwei 
Stunden. zw verwenden. Da aber in. den lateinischen Schulen ſchon das Ab- 
bören der religiöjen Gedächtnißübungen, das Erklären derfelben und das Lefen 
in ber heiligen Schrift ‚oder in. einer biblifchen Gefchichte einen fo großen Theil 
der ‚Zeit in Anſpruch nimmt, daß. dadurch nicht felten der. eigentliche Religiond- 


—* 
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unterricht leidet: fo ift für dieſen Zweck, wenigſtens in den zahlreicher beſuchten 
und vereinigten Klaßabtheilungen, noch weiter diejenige Stunde zu verwenden, 
welche eigentlich dem Beſuche der kirchlichen Katechiſationen gewidmet werden follte. 


5. Seinem Lehrer ift geftattet, nach bloßen Heften zu unterrichten und 
die ohnehin jpärlich zugemeffene Zeit durch Dictiren zu vergeuden. Dem Re 
ligionsunterrichte müffen vielmehr in allen Klaßabtheilungen beftimmte Lehrbücher. 
zu Grund gelegt werden, und zwar 

a) in den lateinischen Schulen und den ihnen gleichgefegten Anftalten: 

1. der in. der vereinigten Kirche eingeführte Katechismus; 

2. die heilige Schrift alten und neuen Teſtaments nach der Yutherifchen 
Ueberfeßung. ‚Neben derjelben kann der Teichtern Weberficht wegen 
auch. bis zur definitiven Ginführung eines Lehrbuchs für den ge 
ſchichtlichen Religionsunterricht [eine_der bisher ſchon benützten bib- 

lichen Gefchichten aus Bafel, oder von Zahn, Hübner und Kündig 

‚ verwendet werben; | 
| 3 das eingeführte firchliche Geſangbuch. 
.b) In den Gymnaſien und den ihnen gleichgeſetzten Lehranſtalten: 
1. die heilige Schrift alten und neuen Teftamented nach der Tutherifchen 

Ueberjegung, zugleich aber für die Schüler in den beiden Oberflaffen 
—J des Gymnaſiums: das neue Teſtament im Grundtexte; 
© 2 das Lehrbuch der Religion. Da bis jetzt noch Feines vorhanden ift, 

welches den oben bezeichneten Lehrſtoff nach feinen vier Abtheilungen 
in der geeigneten Form umfaßt und darftellt: fo ‚bleibt bis auf 
Weiteres anheimgegeben, eines der bisher ſchon benüßten Lehrbücher 
von Marheinefe, Bender oder Echmider vorläufig noch zu gebrauchen. 
Die Auswahl ſelbſt Hat mit Zuftimmung der vorgejeßten Stellen 
und im Nichtvereinigungsfalle durch Entfcheidung des Königl. Gon- 
fiftortums zu erfolgen; 

3. dag eingeführte kirchliche Geſangbuch; 

—4. als Hilfsfchriften können noch gebraucht werben: die augsburgiſche 
GConfeſſion und Zahn's Buch vom Meiche Gottes. - 


6. Zur Anfchaffung der eigentlichen Lehrbücher ift jeder Schüler eben fo 
verpflichtet, als den Lehrern obliegt, fich beim Unterrichte fo nenau am dieſelben 
zu halten, daß fie zur Vorbereitung und zur Wiederholung mit Nutzen gebraucht 
werden können. Verſchiedene Lehrbücher in den einzelnen Klaſſen einer und 
derſelben Lehranſtalt zu gebrauchen, darf niemals zugeſtanden werden. Auch 
hat ſich kein Religionslehrer zu erlauben, mit dem einmal eingeführten Buche 
nach Willkühr zu wechſeln, ſondern er iſt, wenn ſpäterhin "Schriften erſcheinen 
ſollten/ welche ſich nad feiner Anſicht wegen ihrer Gediegenheit und Einrichtung 
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ganz vorzüglich als Leitfaden einnen würden, verpflichtet, Anzeige und Antrag 
bei ter" vorgefeßten Stelle zu machen, und e8 dieſer zu überlaſſen, die weiter 
trforvreuche Entſchließung zu erwirken. 

"7. Allenthalben, wo ein vollſtaͤndiger Religionsunterricht an den höhern 
Lehranftalten ſelbſt ertheilt wird, bleiben die Schüler vom Befuche der von den 
DOrtsgeiftlichen abzuhaltenden Wochenfatechtfationen in der Kirche befreit. Der 
forntäglichen Chriftenlehren aber haben alle. noch nicht confirmirte Knaben bei: 
zuwohnen, und in gleicher Weiſe find fie verpflichtet, an dem öffentlichen Gon- 
firmandenunterriht Antheil zu nehmen, wenn nicht mit Zuſtimmung der ein- 
Schlänigen Kirchenbehörden hiefür fonftine Firrforge getroffen worden iſt. Auch 
haben die Lehrer und Pfarrer dahin zu wirken, daß der Schulunterricht mit 
dem der Kirche ftet3 im Einklang und Zuſammenhang ae — 


II. Von den religiöſen uebungen. 


-8. Der öffentliche Unterricht beginnt täglich, wo es geſchehen kann, mit 
einer für die. Schüler gemeinſchaftlichen Morgenandacht, oder wo dieſes nicht 
ter Fall ift, mit einem für jede Klaſſe nefondert abzubaltenden -Morgenaebete, 
Die Einrihtung und Abwartung diefer Andachten bleiben dem Rectorate und 
den Lehrern anheimgeneben, und die, firhlichen Auffichtsbehörden haben nur in 
fo weit dabei einzumwirfen, als ihnen überhaupt die Förderung der Gebetsübung 
obliegt, oder ein befonderer Auftrag ertheilt wird, oder ganz außergewöhnliche 
Umftände und Rüdfichten ein amtliches Ginfchreiten notbwendig machen. Außer: 
dem noch die für den Religionsunterricht beftimmten Lehrftunden mit Gebet zu 
eröffnen oder zu fchließen, ift nicht erforderlich, Kann aber dem Lehrer auch nicht 
unterſagt werden, wenn er ſich Dazu innerlich gedrungen oder verpflichtet fühlt. 

9. Alle bereit3 confirmirte Schüler haben dem Predigtaottesdienft an den 
Sonn⸗, Feſt⸗ und Feiertagen mit Andacht beizuwohnen, und es ſind ihnen für 
dieſen gher geeignete Plaͤtze in dem Kirchen anzuweiſen. 

10. Die Feier des heiligen Abendmahls iſt von ben bereits confirmirten 
Schülern jährlich wenigſtens Ginmal zu begehen. Die hiezu erforderlichen An- 
ordnnungen hat das Nectorat zu treffen und fich dabei in gehöriger Weife mit 
dem Beichtvater zu benehmen, welchem auch die Worbereitung der Schüler 
obliegt, wenn nicht dieſes Gefchäft einem Lehrer geiftlichen Standes übertragen 
werden will. Daß die Mbenbmahläfeier durch gemeinfchaftliche Theilnahme bes 
Rectord und der Lehrer erhöht werde, fann von den Firchlichen Behörden zwar 
gewünfcht aber nicht gefordert werden. 

11. Zur Theilnahme an dem firchengefang und an der FKirchenmufif 
oder an andern Firchlichen Verrichtungen find die Schüler in der Regel nicht 
weiter verpflichtet, als biefelbe überhaupt von allen Gliebern der Gemeinde 
erwartet wird. In wie weit ihnen Mlumneen oder andere Anftalten und Ver— 
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träge ‘in dieſer Hinſicht beſondere Verbindlichkeiten auferlegen, iſt aus deren 
ſtatutariſchen Beſtimmungen näher zu erſehen. Im allgemeinen aber fell auch 
an den höhern Lehranſtalten auf den kirchlichen Geſang eine vorzügliche Rückſicht 
genommen, und Die Schüler ſollen bald möglichft in den Stand geſetzt werben, 
daran einen thätigen Antheil zu nehmen. Auch ift insbejondere dahin zu wirken, 
daß fich die fünftigen Theologen ernftlich mit der für ihren Fünftigen Beruf fo 
wichtigen geiftlichen Muſik befafien. Jedoch darf der. bauptfächlichere Zweck der 
höhern Lehranftalten, d. i. Die wiljenfchaftliche Ausbildung: der Jugend, — 
nicht beeinträchtigt werden. 


12. Den Religionslehrern Tiegt ob, außer der Ertbeilung des Unterrichts 
auch die Häusliche Andacht der Jugend und das fleißige erbauliche Leſen ber 
heiligen Schrift fowohl, als anderer für die Stärfung des Glaubens und der 
Sittlichkeit beilfamer Bücher, in geeigneter Weife zu fördern; dahin zu wirken, 
daß die Vorträge bei den Chriflenlehren und Vredigtgottesdienſten gehörig auf- 
hefaßt und benützt werden, und fberhanpt die möglichſte Sorge darauf zu ver: 
wenden, daß die Schüler ſich ernftlich befleißigen, die erfamiteh Wahrheiten bes 
chriftlichen Glaubens durch einen wahrhaft fittlihen Wandel zu bethätigen. 


II. Bon der kirchlichen Aufficht. 


13. Tags Net der Aufficht auf den Unterricht in der Religion und auf 
die religiöfe ‚Erziehung der proteftautifhen Schüler an den höhern Lehranftalten 
fommt nad) den verfaffungsmäßigen Beitimmungen den Firchlichen Obern und 
aljo in letzter Inſtanz dem Königl. Confiftorium zu. 


44. Die. fpecielle Führung dieſer Aufficht Bleibt zunächft- den — 
überlaſſen, in deren Diöceſe ſich eine ſolche Anſtalt befindet; dem Conſiſtorium 
iſt dadurch die Befugniß nicht benommen, bezüglich des an ſeinem Sitze befind- 
lichen Gymnaſiums eines der Conſiſtoxialmitglieder damit zu beauftragen, fo. wie 
in beſondern Fällen unter Benehmen mit der Kreisregierung eigene Abordnungen 
zu verfügen. Dieſe Abgeordneten und. beziehungsweiſe Decane haben ſich im 
fortwaͤhrender Keuntuiß deſſen zn erhalten, was bezüglich des Religionsunter- 
richtes, der-religiöfen Uebungen und der religiöſen Erziehung an den erwähnten 
Anſtalten geſchieht und zu geſchehen hat, im dienſtfreundlichen Benehmen mit 
den Lehrern die religiös-ſittliche Bildung der ſtudirenden Jugend zu förbern, 
den Lehrſtunden biäweilen beizuwohnen, fich von den Fortſchritten derſelben in 
den Religionsfenntniffen zu überzeugen und in biejer Abficht auch bei: ben 
Prüfungen. anweſend zu fein... Daß hiebei jedoch. die den Lehrern: und der 
Anftalt ſelbſt fchuldige Achtung in feiner Weiſe verlegt werben dürfe; daß fich 
die Auffichtöbeamten alles eigenmächtigen Einfchreitend. und Befehlens forgfältig 
zu enthalten haben, und daß die Entſcheidung ftreitiger oder zweifelhafter Fälle 
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ledigllich den vorgefeßtem" Stellen Aberlaffen bleiben müfje, bedarf keiner be: 
fondern Erinnerung. 


15. Mas insbeſondere den Befuch der Rehrftunden von Seiten der Auf- 
fichtöbeamten und Abgeordneten betrifft, fo Haben diefe um jo mehr nur in 
felteneren Fällen einzutreten, als die Firchlichen Behörden außerdem hinreichende 
Gelegenheit haben, fi) von der Befähigung, den Kenntniffen, der Methode und 
dem Pflichteifer der Religionslehrer zu überzeugen. Dod muß es ihnen unbe— 
ttommen bleiben, ihre Befuche jo oft zu wiederholen, als die Umftände es 
erheifchen. Inzwiſchen find die Nectoren davon jederzeit in Kenntniß zu ſetzen, 
und es ift dabei jede Störung des Unterrichts forgfältig zu vermeiden. 

7 46. Weber den Geſammtzuſtand des Unterrichts, der Uebungen und der 
Grziehung tiberhaupt, fo weit dadurch die religiöfen und Firdhlichen Verhältniffe 
berührt werben, ft jaͤhrlich Bericht an das Koͤnigl. Conſi ſtorium zu erftatten. 


er) üö— Anweifung über die Art wie, und den apologetifäen 
Geſichtspunkt, unter welchem der proteſtantiſche Religions: 
Unterridht auf den — der Pfalz zu ertheilen iſt. Re 
vom- 24. October 1855.) 


Dak der Gymnafial:Religiong - Unterricht eine andere und höhere 
Beftimmung und Aufgabe habe, als blos eine Fortjekung oder Repetition des 
Katechisimug-Unterrichtes zu fein, veriteht ſich im Grunde von ſelbſt, und findet 
feine faktifche Anerkennung ſchon im der Anſtellung bejonderer Brofefforen für 
biefen Unterrichtszweig. Hat die kirchliche Katechefe ımd Kinderlehre den Zweck, 
die Ratechumenen aller Stände und Bildungäftufen gleicherweife zu münbigen 
Ehriften, zu communicirenden Gemeinde» Gliedern zu erziehen, jo wird der Re— 
ligiond-Unterriht auf Gymnasien, wenn ſchon auch er natürlich feinem In— 
halte nach firchlidy fein ımd dem Neiche Gotted dienen muß, Doch feiner Art 
nach in einem innerlichen und organifchen Verhältniffe zu der Schule und 
höheren Schulbildung ftehen müffen. 

Indem er einen kirchlichen Zweck erreicht, wird er ‘zugleich auch ben 
Zweck, dem der Gymnaflal = Unterricht bat, an —— Theile mit ſolchem er⸗ 
reichen helfen. 

* Der Zweck der höheren Schulanſtalten m aber die allgemeine 
höhere Bildung, ald Humaniftifche Geſammtbildung des heranreifenden 
Menfhen, welche zu dem Fachſtudium das Verhältmiß einer allgemeinen, grund⸗ 
legenden Borbildung einnimmt. : Muß ver Religions-Unterricht auf Gymnaflen 
als ein organifcher Theil in dieſen Gumnafial-Unterricht überhaupt fich einfügen, 
jo darf er weder eine bloße. Fortfegung der Kinderfehre (wie fie auch bei Ge 
werbsjchulen und für zu Handwerkern beftimmte Sonntagsjchüiler denkbar wäre), 
noch eine Lüdenhafte und oberflächliche, nur für einen Theil der Gymnaſialſchüler 
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infereffante Anticipation des theologifchen Fachſtudiums fein. Zwiſchen beiden 
Abwegen liegt vielmehr ein dritter, der richtige Weg. 

Niemand kann leugnen, daß in dem aefammten deutſchen Waterlande die 
höhere Bildung im Ganzen und das Durchſchnitts-Bewußtſein der höheren 
Stände ein enthriftlichtes, entweder gegen das Chriſtenthum gleichgültiges 
oder vollends demfelben feindliches geworben ift. Hier liegt nun die wahre 
Aufaabe des Gymnaſial-Religions-Unterrichtes. 

Derjelbe hat nicht nur an das Gemüthb des Schülers fich zu — 
um individnelle Frömmigkeit in ihm zu wecken und zu erhalten, ſondern auch 
wirklich lehrend und unterrichtendden allgemein humanen und 
humaniſtiſchen Bildunasftoff mit dem. Chriſtenthume zu ver— 
mitteln und mit einem Worte das Chriſtenthum als das höchſte 
und einzige Princip wahrer Bildung Darzujtellen, als dasjenige, 
welches den Menichen erft wahrhaft zum Menfchen macht und ohne welches 
alle andere Geiftesbildung nur ein hobler, trügeriiher Schein tft. Der Gym- 
naftal = Religtons-Unterricht fol ein apologetifcher im höchſten imd tiefſten 
inne fein; zugleich auf das Herz und auf den Geift des Schülers wirkend, 
foll er dem Abiturienten das Bewußtſein und die wiflenfchaftlich bermittelte 
Glaubens-Ueberzeugung als Mitgift mitneben, daß das Chriftenthum nicht ein 
neber ben andern Bildunasmomenten berlaufendes, mit. ihnen außer Zuſammen⸗ 
hang ftehendes, etwa gar fich überlebt habendes Erbgut aus alter Zeit, ſondern 
daß es der Stern und Fern aller wahren Bildung, das vollberechtiate Grund⸗ 
element alles wahren Völker: und Individuallebens ſei, fich als folches geſchicht⸗ 
fich erwiefen habe und ftetS neu ermweife und aus bem — mit einer un⸗ 
chriſtlichen Halbbildung ſtets ſiegreich hervorgehe. 

Um dieſe Aufgabe zu erreichen; würde der Gumnaftal-Religions- — 
am zweckmaͤßigſten in einen vierfährigen Gurfus zerfallen. 
= Der erfte Eurfus wiirde Die Gefhichte der Offenbarung thetiſch, 
pofitiv, betrachten, alfo im mefentlichen die bibliſche Gefchichte, nur nicht tn der 
Meife, mie Diefelbe in den niebern Schulen behandelt wird, als religiöſe Bei- 
ſpielſammlung, fondern unter dem höheren und einheitlichen Geſichtspunkte wo 
fie ald der Fern der Geschichte der vorKhriftlihen Menſchhett er 
fcheint. Es märe nämlich. die Gefchichte der, ihr ſelbſt überlaſſenen gefallenen 
Menſchheit — die Befchichte des Heidenthums — der Gefchichte Ter Offen: 
barung im alten Bunde entgegen zu ftellen, dem Hlaffifchen Alterthume hiebei 
ſeine richtige Stellung anzumweifen, daſſelbe in feiner hohen, aber durchaus nur 
relativen Bebentung anzirerfennen, aber auch in feiner Ohnmacht und Impotenz 
bdarzuftellen, und wiederum an der pofitiven Offenbarungs-Gefchichte nachzuweiſen, 
wie die göttliche Thorheit Die einzig wahre Weisheit ift, und wie gerade biefer 
von Gottes‘ ewiger Weisheit eingeſchlagene Gang der Offenbarung derjenige 
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war, ‘welcher: auf Das herablaſſendſte und mwunberbarfte an: daus aͤcht Menfchliche 
un Menſchen anknüpfte, um die Menjchheit ' von: dem Unmenſchlichen, von * 
Sünde und ihrem Fluche zu befreien und zu erlöſen. 
on Der zweite Curſus würde die Gefhihte des Reiches Soripi 
zu — Objekte haben. > F ls 9. 
ESo wenigüberierfte zu - einer — inbeilehrartigen Bißtifchen Se 
ſchichte herabſinken darf, jo wenig Darf dieſer zweite zu einer gelehrten Kirchen: 
geſchichte hinaufſteigen. Nicht was‘; dem Kirchenhiſtoriker wichtig iſt, jollsider 
Gymnaſial⸗ Schüler lernen, :joridern das ſoll er lernen, daß Die Geſchächte 
des Reiches Chriſti der Kerm der. Weltgeſchichte iſt, und daß das 
Chriſtenthum trotz aller durch menſchliche Sünde, hereingekommenen Scyattenfeiten 
in der Entwicklung der Kirche dennoch ſich als Die wahre einzige bal demde 
Machtiin der Menſchheit bewährt; hatı: Wie daher jener erſte Curſus ſich zu 
wenn tlaſſiſch⸗ philologiſchen Lehrſtoff in ein —— fetzen — ind: RR 
zweite zu dem gefehichtlichen Lehrſtofffe. 
Der dritte Curſus würde jodann. die in den —— Surfen 
gefchichtlicher Form gegebenen Seiten; des. Religions-VLehrſtoffes in: einen jyite- 
matiſchen Brennpunft jammenu:. und das ch riſtliche aenz] Brei zu behau⸗ 
Del haben, 7 n. et FORT Per PREITEEEE?) 
sn WBiederum:Fkanın es Ai bien: sicht: um eine Dogmatit —** aber auch 
nicht um eine bloße Katechismus⸗Repetition, ſondern was. einſt ver zwölf⸗ und 
breizöhnfährige Knabe in der Form der Unmittelbarkeit empfangen: hat,das ſoll 
nun dem im Denken geübteren Jüngling in ſeinem herrlichen, organiſchen Zur 
ſammenhange, in. ſeiner innern Nothwendigkeit, in feinem, Einklauge mit den 
tiefſtenheiligſten, nicht auf dem Gebiete der txockenen Vernunft, ſoudern auf 
dem des innern Erlebniſſes liegenden. Thatſachen des. chriſtlichen Bewußtſeins 
dargeſtellt· werden. Di eſeer Curſus des Unterrichts hätte ſich wieder recht 
eigentlich an das Gemüth, zugleich aber freilich auch an die intellektuelle — 
anichaunng. des Gymnaſialſchülers zu richten. 

MEinem wierten und: höchſten Gurjus würde nichts —— zugu+ 
weijen fein, ald eine Beleuchtung der Geſchichte der Angriffe wider 
das Chriſtenthum. Der Schüler der Oberklaſſe wäre Darüber zu unterrichten, 
wie’ die mark: und beingerfchneidende Kritik“ (Hebr.4, 12) des Heiliger Geiſtes 
eine’ frevelhafte Antifvitif auf Seiten des unbußfertigen Sünders zu allen Beiten 
Bervorgerufen hat, wie dieſe Amtkritik fich ſtets in "den Schein ver Weisheit 
gefleidet, und wie jie ſtets und in jeder Periode zu Schanden gewordeniſt. 
Eine in. Diesen Sinne behandelte - Beleuchtung der wejentlicheren widerchriſt⸗ 
lichen ſowohl philoſophijch“ als „theologiſch⸗“ ſich nennenden Syfteme, dürfte 
keineswegs den Horizont eines Schülers der Oberklaſſe überſteigen Es würde 
vielmehr als ein⸗ unbeſchreiblich großer Segen betrachtet werben. müſſen, wenn 
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die Abiturtenten entlaffen wirben,: andgewüftet mit einer Waffenrüftung, in welcher 
fie den gleißenden Zeitlügen des. frivolen Poëötheismus und ‚groben Materialis— 
mus — auch als Juriften und Mediziner — wiberftehen könnten... 

Eine kurze. theti ſche Belehrung auch, über die gefchichtlichen Documente, 
welche das Alter und die Aechtheit der bibliichen Schriften. unwiderſprechlich be 
weiſen (natürlicy. ohne ‚näheres Eingehen. auf. die labyrinthiichen. Irrgänge der 
negativen Kritif) würde: bier ebenfalld am. Plage ſein. Denn es gibt. wohl 
feinen andern Weg, ald ben eines, jo. beſchaffenen Oymnafial= Unterrichtes, um 
dem zum ‚Erjchreden um fich greifenden Materialiomysd und Senfualismus unter 
den gebildeten Ständen Deutjchlands, einem Syſteme, weldyes Die. heiligften 
Grundlagen des Staates und, der Sittlichfeit mehr und — —“ einen 
Damm entgegen zu ſetzen. 

Es bedarf nicht. erft. bemerktz zu werden... Daß Han in Hand mit, ‚einem 
jo: — Religions⸗Unterrichte und im, engſten Anſchluſſe an. denſelben 
eine Lectüre wichtiger neuteftamentlicher.» Stellen (oder auch ganz leichterer 
Bücher) im Urtegte ſtattzufinden hätte, - 

‚Meberhaupt foll bie bier. gegebene. Anweifung feine peinlihe, ben. Rehrer 
beengende Vorſchrift, fondern nur eine Hinweiſung auf die Grundzüge und 
Gejihtspunfte feines Unterrichtes fein. Das Bender'ſche Lehrbuch. bietet 
für die erſten Curſe eines jo geordneten Unterrichtes (für Die Behandlung der _ 
Geſchichte des Neiches Chriſti im zweiten Theile, für die des Syſtems der chriſt⸗ 
lichen Lehre im erſten Theile) einem ſeine Aufgabe mit — — Lehrer 
ein brauchbares Unterrichismittel. | si sit sn 

‚Die Gejchichte der Offenbarung wird am —* — heiligen 
Schtift ſelbſt geſchöpft und durch Lehren und Erklären der: betreffenden Ab⸗ 
ſchnitte derſelben, ſo wie durch Zuſammenhalten der entſprechenden hiſtoriſchen 
und prophetiſchen Abjchnitte gewannen werden. Für ben letzten, im höchſten 
Sinne apologetiſchen Curſus, für welchen Benders Lehrbuch nur wenig bietet, 
den Schülern den nöthigen Stoff in seiner faßlichen und: bündigen Form zu 
geben, wird einem in ber en. bewanderten: Lehrer — Be wer: 
den fönnen. - 


M Die Königl. — haben ſo weit das Königl. Gonffosium, feine 
andere Anordnung trifft, den Religionsunterricht an den ‚höhern Lehranftalten 
zu berwachen, wie dies im $. 14 der „Allgemeinen Beilimmungen“ vor 
geſchrieben iſt. 

Die Königl. Kreiß - Regierung hat die. Rectorate und, Subrestorate * 
wieſen, den mit der Beaufſichtigung reſp. Viſitation des proteſtantiſchen Reli⸗ 
gionsunterrichtes in den gelehrten Schulen beauftragten Geiſtlichen dienſtfreundlichſt 
entgegen: zu kommen und dieſelben in der Vollziehung ihres Auftrags ‚geeignet 
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zu unterſtüten/ aber’ auch ben ſtattfindenden Viſitationen ohne weitere Einmiſchung 
in dieſeben ex boffieio beizuwohnen. Die von der Königl. Kreis⸗Regierung 
hiemit angeordnete Bräfenz der Rectoren und /Subrectoren iſt jedoch, nad) Inhalt 
‚eines Ober⸗Conſiſtorial⸗ Erlaſſes, mit ‚der: Viſitation nicht in das Verhaͤltniß zu 
ſetzen, daß Die Ausübung der Beauffichtigung wegen Berbinderutig des Schul: 
vorftandes: hinausgeſchoben werden müſſe, jondern der wiſitirende Geiftliche hat 
in. jedem Falle auf die gemachte Anzeige ungehindert fein Geſchäft vorzunehmen 
und die Ausübung der Befugniß der Schulvorftände zum ' ee —— 
zu BON (6.-&. vom 4, Januar 4837.) 

—5. Ganz. wie die gelehrten. Schulen find die Bewerb: und techniſchen 
gegtanfalıen bezüglich des: a zu — So angeführte 
C.E. vom 4. Januar. 1837.) s 
f 6 Der KönigkiDecan hat über ben Zeſtand des Refigiondunterrichtes 
an ben jeiner Aufficht in Diefer Beziehung anvertrauter: Höheren Lehranſtalten 
am Ende seines jebeit Schuljahres einen umfaſſenden Bericht: an das Königl. 
Conſiſtorium zu erftatten,. und dieſem ein’ eg — der be 
treffenden Anſtalt beizufügen. 

Für jede Anftalt ijt ber Ber font —* — die an⸗ 
geführte C. E.) 3 JH I PER; 

vo 7 Bei Beftimmung ber — ſindnur piche Schriften 
auszuwählen, welche dem Unterrichte, den der Religionslehrer zu ertheilen ver: 
bundensäft, ‚jomit auch dem Bekenntnißſtande der vereinigten. Kirche, an welchen 
fid) jener genaw, anzwichließen bat, nicht hinderlich, — — durch in 
ihnen kund — — —— — W 
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B. Erheilung es 6 Belgiens Met in 1 Rice PN She 


4 Ober-Conſiſtorial-Entſchließung vom 18, März 1834. 
Religions: Unterricht in und Schulen im Rheinktreife 
a . 11) 

4. Die Schullehrer find: — wöchentlich in 3 bis A Stunden der 

noch. nicht confirmirten Jugend- die vorgeichriebenen Bibelfprüche und 

nun Rieder, ſowie den Hauptinhalt: der bibliſchen Geſchichte und des 
in Katechismus in's Gedaächtniß einzuprägen und das zu Erlernende dem 

Wortfinne nach zu erkläͤren. Ueberdieß wird: von ihnen erwartet, daß 
ſie den religiöſen Sinn * oe ihnen: eg Weiße eionden und 

befeſtigen. 1 
2 Der eigentliche Refigtond-Untereigt ſoll hauptſachlich von‘ —— 
Im. sw in der Art ertheilt werden, daß ber unterſte Lehreurs oder 
die Präparanden wöchentlich mindeſtens eine der : mittlere ober die 
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in Katechifanden, woͤchentlich zwei, und der obere. oder! die Confirmanden 
„wöchentlich drei Lehrſtunden Durch ſie erhalten. Wo die Amſtaͤnde 
einen ſolchen Zeitaufwand nicht geſtatten, und insbeſondere an Orten, 
wo ſich nicht mehrere Geiſtliche in das Geſchäft theilen können, muß 
doch wenigſtens den Katechiſanden das. ganze. Jahr. hindurch während 
‚der Woche. ein; bis zwei, und den Confirmanden von. Michaelis bis 
Oſtern wöchentlich drei bis vier Lehrſtunden durch den le ” 
widmet ‚werben, , 
3. Die fonntäglichen Göriftenlehren find, das ganze) Jahr biabaniı von 
den Geiſtlichen ſelbſt, nicht ‘aber: von den Scullehrern abzuhalten, 
und theils zur, geiteigerten Wiederholung, theild zur befjern Begründung 
einer umfafjenden Schriftkenntniß, theils darauf zu verwenden; ' Die 
Jugend ‚allmählich: an das Auffaflen a Religions: 
vortrxaͤge zu gewöhnen, - if 
4. Hinſichtlich des Unterrights, in den Sonntagsſchulen, wide: 4 der 
Vereinigungsurkunde beſonders zur allgemeinen religiöſen Fortbidung 
der erwachſenen Jugend benutzt werden — — es feiner beſon⸗ 
dern Beſtimmung. ut de 
5. Der gejammte Neligiong - Unterricht wird, jo fern. es nur. imanex, ge: 
1.2. Ihehen , kann, von! dem, Geiftlihen im Amtskleide und in de — 
129 4 extheilt. j ‚su Pr . —W 
‚6: (Alle: Ausnahmen. won obigen allyeseihen —— — bie 
Sanction des Königl. Gonfiftoriums, "welchem: zugleich die Sorge Für 
gehörige Abjtufung des Unterrichts und: für. die genauer Auffücht auf 
die pünftliche Anwendung diefer Grundjäße obliegt, bis die Einführung 
der Kirchtznordnung das Weitere hierüber bejtimmen wird. | 


— u Allgemeine Beitimmungen, die, Einrihtung7 des Reli— 
gions-Unterrichtes in den. proteftantifhen Kirch en und Schulen 
betreffend, (O.-C.-E vom %. April 1835.) A] 
7 Wenn auch eine ganz gleichfürmige. Behandlung. und Sinrichtung des 
Religions:Unterrichtes bei. der. großen Vexſchiedenheit örtlicher und anderer Ver: 
hältniſſe oder Bedürfniſſe der einzelnen Gemeinden weder möglich noch rathſam 
erſcheint, ſo erfordert doch die nothwendige Einheit und Ordnung eine gleiche 
Grundbeſtimmung und, eine ‚allgemeine Regel, Damit; das, Einzelne darnach be— 
meſſen und willkührlichem Verfahren in. einer fo: wichtigen Sache mit Nachdruck 
geſteuert werden könne. Das Königl. Ober-Conſiſtorium findet ſichs daher ver: 
anlaßt, zufolge der ihm, verfaffungsmäßig / zuſtehenden Leitung des religiöſen 
Volksunterrichtes fowohl; als nach ſorgfältiger Beachtung des wahren Beduͤrf⸗ 
miſſes und der. altherkömmlichen Sitte zu beſtimmen, wie folgt;: » 
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1." Der. Religiondumterricht in den proteftantifchen Kirchen und. Schulen 
des Königreichs Bayern wird der ihnen zugehörigen Jugend während der ganzen 
Dauer ihrer Lehrzeit 'ertheilt, und dieſelbe ift gemäß den hierüber beſtehenden 
Borjchriften vom zurüdgelegten jechsten bis zum vollendeten ſechs— 
zehnten Lebensjahre zu fleißigem Beſuche der dafür beftimmten Lehritunden 
und Gottesdienfte verpflichtet und anzuhalten. 1) 

2. Er zerfällt in zwei Hauptabtheilungen: in den für Die noch 
nicht confirmirte. und in den für Die bereit3 confirmirte Jugend. Jede dieſer 
Abtheilungen umfaßt drei Klaffen, von denen die für die Gonfirmirten einjährig, 
bie für die Nidyteonftrmirten zweijährig find. Beiden geht ein vorbereitender 
Unterricht für die Anfänger voraus. 2) 

3. Der vorbereitende Unterricht für Kinder vom bten bis Tten 
Lebensjahre hat bauptjächlich den Zwed, die Kleinen für den eigentlichen Reli- 
gionsunterricht erſt gejchidt und empfänglid zu machen, frommen Sinn in dem 
Findlichen Gemüthe zu erweden und den Willen für ein gottgefälliges Verhalten 
zu gewinnen. Die Kinder erlernen in diefer Zeit die in dem Lehrbuche vorge- 
ſchriebenen biblifchen Sprüche und Liederverſe und machen ſich mit ben ebenda- 
ſelbſt aufgenommenen bibliſchen Erzählungen genau befannt, während der Lehrer 
diefen Stoff benügt, um fie auf die Hauptwahrheiten des hriftlichen Glaubens 
und Lebens aufmerkjam zu machen. 

4. Die untere Klaſſe (Präparanden) oder die Kinder vom Tten bis 
Hten Lebensjahre bejchäftigen ſich vworzugsweife mit dem gejchichtlichen Inhalte 
der ‚heiligen Schrift: Zugleich werden ihnen die Hauptjäße des eingeführten 
Katechismus ſammt einer beftimmten. Anzahl für fie geeigneter Bibelfprüde ‚und 
Liederverje erläutert, und fie lernen Ddiefelben genau auswendig, mährend fie 
nebenbei noch das vorjährine Penſum wiederholen. Der Lehrer hat in dieſen 





Die nachfolgenden Anmerkungen find aus ber O.-C.-E. vom 8. Juli 1836 
(A.⸗H. II. ©. 133) entnommen. 

1) Die Kinder, melde den Religions : Unterricht nicht befuchen, können zwar mit 
Berfäumniß-Strafen belegt werden, bieje Strafen find aber möglichit zu vermeiden und 
durch jeelforgerlihe Ermahnungen entbehrlih zu machen. 

2) Die Beſorgniß, dab die Vertheilung der Schüler nah Klaſſen und Ab- 
theilungen Störungen in der Sculeinrichtung herbeiführen werde, verjchwindet da— 
durch von jelbit, dab eben diefe ihr zu ‚Grunde gelegt it, und eine zwedmäßige Ver 
theiluug bes Lehritoffes auf den Zeitraum von. fieben Jahren einen andern Stufengang 
faum zuläßt. Daß übrigens die Rüdfiht auf das Lebensjahr nur als. die, allgemeine 
Grundlage zu betrachten, die Rückſicht auf Befähigung, Kenntniffe, Geſchlecht u. dgl. 
nicht umbeachtet bleiben darf, auch das gemeinschaftlihe Unterrichten mehrerer Abtheis 


lungen’ dadurch nicht ansgeſchloſſen wird, bedarf kaum einer bejondern Erinnerung. 
Handbuch ber Berfafjung und Verwaltung ber prot.»er. Kirche ber Plafy, 18 
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beiden: Fahren dahin zu wirken, daß feine Schüler eine einfache und ihnen klare 
Ueberficyt über den Anhalt der hriftlichen Glaubend- und Sittenlehre erhalten, 
die wichtigſten biblifchen Gejchichten zufammenhängend und anfprechend vorzu- 
tragen vermögen, und fortwährend zur Liebe gegen Gott und feine heiligen 
Gebote ermuntert werden. 

5. Sin der mittlern Klaſſe (Katechifanden) wird ben Sindern im 
Iten bis 11ten Lebensjahre der eingeführte Katechismus nach feinem Hauptin- 
halte und. unter Beifügung der erforderlichen biblifchen Beweisftellen und er- 
wedlicher Lieder, die bei fortlaufender Wiederholung dem Gebächtniffe tief ein- 
zuprägen find, in der Art Eatechetifch erläutert, daß fie eine klare, überzeugende 
und durch Beifpiele aus der biblifchen Geſchichte belebte Kenntnik von den 
hauptjächlichiten Lehrfägen ber chriftlichen Stiche erlangen. Die biblifche Ge- 
ſchichte ift Dabei ausführlicher zu behandeln, in den heiligen Schriften ſelbſt nach— 
zulejen umd zur Anwendung auf die menjchlichen Lebensverhältniſſe zu bemüßen. 
J— 6. Die obere Klaſſe (Confirmanden) oder die Kinder vom AIten bis 
18ten Lebensjahre wiederholen nicht allein zu noch tieferer Ginpräguug bie 
früher gelernten Aufgaben: nochmals, jondern jeßen auch die Gedächtnißübungen 
und das Erlernen. umfaflenderer, jchwierigerer Stellen der heiligen Schrift, 'er- 
baulicher Lieder ıc, fort, und machen ſich in jo weit mit vem Inhalte. der Lehr 
bücher und prophetifchen Bücher der Bibel befannt, als es Beit und Umftände 
geftatten, einzelne Abfchnitte mit ihnen durchzuleſen und. diefelben kurz zu erläutern. 
Das vorzüglichfte Augenmerk des Lehrers muß aber dahin gerichtet fein, Daß bie 
Jugend eine Mare, auf das ganze Leben möglichft einflußreiche Erkenntniß der 
chriſtlichen Religion erlange und in dem freien Entſchluſſe beitärft werde, ihr 
ganzes :2eben. Gott zu heiligen umd ihrem Erlöſer ähnlich zu werden. Auch ift 
dieſelbe allmählich. durdy den Beſuch der Chriftenlehren und des Predigtgottes- 
dienfted an den Vortrag des göttlichen Wortes in der Kirche zu-gewöhnen, und 
ed iſt ihr zu zeigen, wie fie der zufammenhängenden Rede des Prediger mit 
Aufmerffamfeit folgen und von derjelben eine wirffame Anwendung machen joll, 

Die größte Sorgfalt aber ift auf die eigentlihen Sonfirmanden zu 
verwenden, damit in ihnen die Liebe zu Gott und feinem heiligen Worte tief 
wurzle und reichlich Frucht trage. Es wird in Diefer Abficht das Gebäude der 
chriftlichen Glaubens: und Sittenlehre nochmald mit ihnen durchgegangen, aber 
weniger auf weitläufige Begriffsentwicklung, als vielmehr auf fichere Auffafiung 
ber Hauptivahrheiten in einfachen, Eräftigen Süßen und auf Belebung der Wil 
lenskraft gebrungen und dabei fo weit es nöthig ift, der confeflionelle Lnters 
fchied hervorgehoben, 3) 


9). Der aufgenommene Stufengang bat fi als dringende Bedürfniß dar- 
geitellt, und ſoll imöbejondere dem häufig vorfommenben .Uebelftande wehren, daß Jahr 
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+ 7% Der Unterricht für die onnfirmirte Jugend beabfichtigt nicht 
jowohl eine Erweiterung der Religionsfenntniffe, als vielmehr ‚ein fichered: Be— 
halten der gewonnenen Lehren und eine immer fruchtbarere Anwendung derjelben 
im Reben. Es muß hiebei auf Griwedung des eignen Fleißes und ‘der freige- 
wählten Bejchäftigung, auf regelmäßigen Befuch der Prebigt und. der Chriſten⸗ 
lehre, jo wie auf glaubiges Leſen in der heiligen Schrift, mit allem Ernſte ge 
dringen werben. * X 

Der untern Klaſſe wird die allmaͤhlige Geſtaltung des Reiches: Gottes 
auf Erden in der biblifchen und kirchlichen Gejchichte nachgewieſen, mit der 
mittlern die erfte und ’mit der obern die zweite Hälfte des Katechismus 
fatechetifch‘, mehr jedoch noch in Furzen erbaulichen Abfchnitten durchgegangen, 
allen Dreien aber Anleitung zum wirffamen Lefen der heiligen Schrift’ und 
Gelegenheit zur Wiederholuug der ge gelernten Säpe, — * Lieder 
gegeben. 9 

8. Die Ertheilung des — — 
iſt Amtspflicht des Pfarrers, und wenn bei größeren Gemeinden mehrere Geiſt⸗ 
fiche an einer Kirche angeftellt find, -jo haben Alle ohne Unterjchied: an Diefem 
Geſchaͤfte Antheil zu nehmen, wenn: nicht Einzelne unter ihnen ragen von 
dieſer Verbindlichkeit losgeſprochen werben. DEE 

Die Geiftlihen einer Gemeinde, welchen die Ertheilung des Religions— 
ünterrichtes obliegt, haben ſich fiber die Leitung bes Ganzen zu verftändigen 








für Jahr ein nnd derjelbe Abſchnitt des Lehrpenfumg mit den. Schülern durchgearbeitet 
wird, während andere fait nie zum Portrage gelangen. Cs muß dehhalb, ‚hier 
von, Neuem eingejhärft werben, dieſe Stufenfolge genau einzuhalten, hauptſächlich auf 
tiefes uud . fruchtbringendes Einprägen der bibliſchen Geſchichte zu bringen, amd ‚das 
Leien, oder Erklären derjenigen bibliihen Bücher, welche jchwerer zu verſtehen find, 
durdaus nicht früher, als nachdem der hiſtoriſche Unterricht volljtändig beendigt iſt, 
eintreten «zu, laſſen. Auch iſt die Einwendung zu ſehr geiteigerter Forderung, unridtig. 
Denn die ganze; Aufgabe beſchränkt ſich auf. genaues Cinprägen , des; lutheriſchen Katechis— 
mus und der dazu ‚gehörigen Sprüche und Lieder, auf Keuntniß ber biblijchen Gejchichte 
und. einzelner wohlgewählter biblijher Abſchnitte, und auf die Belanntjhaft mit Den 
Grundlehren der evangelifhen Kirche, deren erweitertere oder bejchränftere Behandlung 
nach Befähigung, Zeit und Umjtänden dem Ermeflen ber Geiftlihen anheimgeſtellt bleiben, 

9. Die fait, allenthalben ‚vorhandene. Nothwendigfeit eines,, gemeinjhaftlichen 
Unterrichtes für alle Sonntagsihüler hindert das Beſtehen wchreser Curſe bier eben 
jo. wenig, als bei den Werktagsihulen, und, der, Lehrer ſoll ſich dadurch nur, für, ner 
pflichtet ‚halten, jih ‚im eriten Jahre an den für die erite Klaſſe vorgejchriebenen 
Lebritoff, im zweiten an den für die zweite und jo fort zu. halten. 

18 * 
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und find für planmäßige und dem Zwecke entiprechende Behandlung insgefanmt 
verantwortlich. 3) 

9. Den Schullehrern verbleibt zuvörderſt die wichtige Aufgabe 
während der ganzen Schulzeit glaubigen Sinn in der Jugend zu weden, zu 
nähren und zu befeitigen, Dadurch auf den eigentlichen Religionsunterricht vor: 
zubereiten, die Geiftlichen zu unterftüßen und pflichtmäßig dahin zu wirken, daß 
bie zur Erfenntniß gebrachten Wahrheiten geübt und die Kinder gewöhnt werben, 
der erlangten Ueberzeugung gemäß zu leben. 

Vom Unterricht jelbft Haben fie Die Gebächtuigübungen und. die Ein- 
prägung der biblijchen Erzählungen zu übernehmen, die vorgejchriebenen Abſchnitte 
aus der heiligen Schrift mit den Schülern durchzulefen, und hiebei ſowohl als 
bei. Exlernung des Katechismus, der bibliſchen Sprüche und Lieder das wörtliche 
Verſtändniß, die Erläuterung des Inhaltes durch Beifpiele und die Erweckung 
guter Vorjäge beftend zu befördern In weitere, eine tiefere Schriftkenntniß 
und dogmatiſches Studium vorausjegende, Grörterungen haben fie fich niemals 
einzulajjen, und jede Ginmifchung in ein ihnen nicht ausdrüdlich zugetheiltes 
Geſchaͤft, mehr aber nody jener Verfuh, von der Kirchenlehre abweichende An— 
jichten und Vermuthungen als religiöje Wahrheiten zu verbreiten oder Bweifel 
zu erregen und das Anſehen des göttlichen Wortes zu jchmälern, iſt an ihnen 
eben jo jtreng ald an den Geiftlichen ſelbſt zu ahnden. 

Uebrigens hat ſich der Pfarrer mit dem Schullehrer in ununterbrochenem 
Benehmen zu erhalten, ſich über das Lehrpenfum mit ihm zu bejprechen und 
dasjelbe gemeinjchaftlich mit ihm durchzuſehen, damit der geſammte Religions— 
unterricht ftet3 im rechten Geiſte und in völligem Einklange von Beiden ertheilt 
werde. 6) | 

10. Auf den Unterricht der nicht confirmirten Jugend ift in der Regel 
täglih eine Stunde zu verwenden und es find hievon dem Schullehrer 
wöhentlih vier, dem Pfarrer zwei zuzutheilen. Die bereitd confirmirte 


5) Das Verlangen einiger Pfarrer, ihre gejammte Theilnahme am Religions: 
unterrite nur auf den Confirmanden-Unterricht, oder vollends nur auf den gelegentlichen 
Schulbeſuch beſchränken zu dürfen, ift mit dem gebührenden Mißfallen aufgenommen 
worden. Wenn bier auch die Namen diefer wenigen Arbeitfheuen aus Schonung nicht 
ausbrüdlich bezeichnet werden: jo erwartet man doch, daß die Decane ſich von ſelbſt 
veranlaft finden, die Amtsthätigkeit derjelben mit doppelter Sorgfalt zu beauffihtigen. 

6) Der in einigen Berichten aufgenommene Antrag, den Scullehrern allen 
Antheil am Neligionsunterrichte zu entziehen, und bdenfelben gänzlih an die Pfarrer zu 
überweifen, ift eben jo unausführbar, ald er, ausgeführt, zum größten Nachtheil für die 
Kirche ſelbſt gereichen müßte. Die Schullehrer find als Neligionslehrer Diener ber 
Kirche, wie die Geiftlihen, und anftatt fie dem kirchlichen Zwecke zu entfremben, ift viel: 
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Jugend ift wöchentlich zum Beſuche zweier Lehrftunden verpflichtet, wenn fie 
einer öffentlichen, vollftändig eingerichteten Lehrauftalt angehört; fie nimmt aber 
lediglich an den allgemeinen oder an den für fie eigens beftimmten Ehriftenlehren 
Antheil, wenn fie in die gewöhnliche Feiertagsfchule aufgenommen if. Dod 
ftehbt e8 auch den Feiertagejchülern frei, bejondern Unterriht an Sonntagen 
oder Wochentagen zu nehmen, und es treten für diefen Fall die allgemeinen 
Vorſchriften Hinfichtlich des Privatunterrichtes in Wirkfamkeit. 7) 

11. Da aus Mangel an zureichendem Lehrerperfonal nur an wenigen 
Orten jede einzelne Klaſſe abgefondert von den übrigen unterrichtet werden Fann, 
fo muß zwar die Verbindung derjelben untereinander und die Vermin— 
derung der Stundenzahl zugegeben werben; es fteht aber weder den Pfarr 
ämtern noch den Gemeinden zu, biebei eigenmächtig zu verfügen, ſondern das 
vorgeſetzte Gonfiftorium hat bei Anordnung des örtlichen Gottesdienftes die er- 
forderliche Vorjchrift zu ertheilen und Fiürforge zu treffen, daß insbefondere ber 
Religionsunterricht bei den entferntern Filialgemeinden nicht zu jehr beeinträchtigt 











mehr jorgfältigit darauf zu jehen, fie für denjelben möglichit zu gewinnen, die unnatür: 
liche, für den Staat wie für die Kirche gleich verderbliche Spaltung zwiſchen Kirche und 
Schule auszugleihen, und den Wahn zu vertilgen, als könne ein Lehrer an einer 
chriſtlichen Schule feiner Pflicht genügen, ohne felbit chriftlich geſinnt zu fein, und drift: 
liche Gefinnung und Crfenntni nah Möglichkeit unter der Jugend zu befördern, 

T) Bei der vorgefhriebenen Anzahl von Lehrftunden bat es jein Bewenden. 
Sie ift in bie Zahl der Schulitunden überhaupt jchon eingerechnet, und wird von den 
Schulbehörden, an deren Spike die Geiftlichen felbit ſich befinden, nicht angefochten 
werden. Sollte es indeſſen geichehen und von ber wöchentlich vorgefchriebenen Lehrzeit 
von 26 bis 32 Stunden nicht Cine täglich für den Religionsunterricht verwilligt werben 
wollen: jo iſt deßhalb mit der Königl. Kreisregierung in das erforderliche Benehmen 
zu treten, oder Bericht zu erjtatten. — Auf dem Lande, wo im Sommer die Zahl ber 
Schulſtunden mehr als um die Hälfte fich vermindert, muß auch eine verhältnifmäßige 
Verkürzung des Neligionsunterrichtes zugeltanden werden, 

In die Zahl von wöchentlich ſechs Stunden find aud die MWocentatechifationen, 
auf welche fich ohnehin an den meiften Orten der Religionsunterricht des Geiftlichen 
beichräntt, nicht aber der Confirmandenunterricht und die fonntägliche Chriftenlehre ein: 
gerechnet. Hinfichtlih des eritern wird allerdings eine Abkürzung in benjenigen 
Gemeinden beabfichtigt, bei welchen der vorangehende Unterricht gründlich und vollftänbig 
durchgeführt werden kann. Für jept aber erſcheint dieſelbe no zu früh, und eine Be: 
ihräntung der wöchentlichen Katechifationen it nur da zuzulaſſen, wo dem Geiftlichen 
wegen zu großer Geſchäftslaſt Erleichterung gewährt werben muß. 

Auf eine weitere Bemerkung, daß in den höhern Lehranitalten der Unterricht 
auf eine einzige Stunde möchentlih bejchränft werde, iſt umſtändlichere Anzeige zu 
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und die $. 10 fir den Pfarrer und den Schullehrer ausgejprochene Stundenzafl 
nicht verfürzt werbe. °) 

12. Außer den wöchentlichen Religionsftunden fol an jedem Sonn- und 
Feſttage eine Ehriftenlehre ftatt finden, und weder durch vorfommende Kafır- 
alien noch an den Emmmuniontagen, ja jelbit dann nicht eingeftellt werben, wenn 
zur Winterszeit die Jugend aus den entferntern Weilern feinen regelmäßigen An: 
theil daran nehmen fönnte. Nur eine zweite Predigt an Keittagen oder bei Beerbi- 
! * 





erſtatten, und die genauere Erwägung für den nächſten Jahresbericht vorbehalten; im 
vdraus aber wird ſchon erklärt, daß eine ſolche Beſchränkung ohne ganz dringende 
Urſache nicht ſtattfinden dürfe. 

Es iſt eine irrige Anſicht, wenn in einigen Berichten die Behauptung vorkommt, 
die Sonntagsſchulen ſeien lediglich als Religionsſchulen zu betrachten, obwohl es ſehr 
zu wünſchen wäre, daß durch dieſelben der Zwed religiöſer Bildung vorzugsweiſe ge— 
fördert würde. Auch iſt keineswegs ausgeſprochen, daß die Feiertagsſchüler ohne frei— 
willige Zuſtimmung wöchentlich zum Beſuche zweier Religionsſtunden angehalten werden 
ſollen, vielmehr ausdrücklich bemerkt, daß ſie in der Regel nur die allgemeine oder die 
für ſie beſonders beſtimmte Chriſtenlehre beſuchen ſollen. 

8) Die Vereinigung mehrerer Klaſſen ohne Aufhebung der Klaßabtheilungen wird 
überall: ohne Schwierigkeit erfolgen können, wo Scullehrer und Geiftliche ihr Lehrpenſum 
gehörig ausscheiden, je zwei und zwei Curſe gemeinjchaftlih unterrichten, den Unter: 
richtöftoff auf je zwei Jahre vertheilen, und, fo lange es die Witterung geftattet, beides, 
die Kirche oder das Schul: und Pfarrhaus, benügen. 

Größere Schwierigkeit hat allerdings die Beiziehung der Schüler aus ben 
Filialen, wo weder der Geiftlihe den Unterricht für diejelben neben dem am Pfarrfige 
vollftändig zu ertheilen vermag, noch die Ortsjchule zur Vereinigung den erforderlichen 
Raum darbietet, noch endlich diejelbe wegen meiter Entfernung und Beeinträchtigung 
des Schulunterrichtes bewirkt werden kann. Inzwiſchen läßt fih doch durch Beifügung 
einer Lehrftunde wöchentlich, durch Verlegung derjelben auf ſolche Tage, an welchen feine 
Schule gehalten wird, durch gejonderte Ausfheidung dieſes freien Wochentages oder 
Berlegung deſſelben u. dgl. an den meiften Orten der größte Theil der Schwierigkeiten 
befeitigen, und ber beionnene Eifer treuer Seeljorger wird ohne Zweifel allenthalben 
die in der Berordnung aufgeftellte Forderung zu erfüllen wiſſen, die ohnehin nur bie 
Filialgemeinden vor zu bedeutender Beeinträchtigung, der fie bis jept an mehreren Orten 
ausgejept waren, zu fihern beabjichtigt. 

Mehr als zwei Unterrichtäftunden wöchentlich, wobei die Katechijationen in der 
Kirhe, aber nicht die Chriftenlehre und der Eonfirmanden : Unterricht einzurechnen 
find, hat in der Regel kein Geiftliher zu ertheilen, wenn ihn nicht dazu bejondere 
Dienftesverhältnifje verpflihten, oder wenn er ſich nicht aus freiem Antriebe dazu ver: 
bindlih macht. 
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gungen ‚begründet da eine Ausnahme, wo der functionivende Geiftliche zu ſehr 
bejchwert werden wiirde und nicht, wie bei andern Gottesdienften, durch. einen 
Gollegen vertreten werben kann. Das Abmwechjeln der Geiftlichen nad Wochen 
darf bei den Ehriftenlehren eben jo wenig als beim Religionsunterricht in den 
MWochentagen ftatt finden. ?) 

13. Da der Zweck der Chriftenlehren hauptjächlich dahin gehen fol, bie 
Jugend allmählig an zufammenhängenden Lehrvortrag zu gewöhnen, die Gr: 
wachjenen fortwäbrend in Kenntniß des firchlichen Lehrbegriffes zu erhalten und 
fie zu erbaulichem Gebrauche der heiligen Schrift anzuleiten: jo dürfeu fie nicht 
dazu benützt werden, bloß das Wochenpenjum aus der Schule fortzufegen oder 
die Jugend in Entwidlung religiöfer Begriffe durch ſogenanntes Sokratifiren zu 
üben, jondern fie müfjen ein für ſich beftehendes Ganzes ausmachen, in welchem 
entweder der in der Woche vollendete Unterricht für den Zwed der Erbauung 
kurz wiederholt und auf Hauptjäge zurüdgeführt, oder in welchem der Katechig- 
mug abjchnittweife vorgetragen und in feinen Hauptpunkten abgefragt wird. 
Dabei joll die Katechismuslehre jederzeit binnen zwei Jahren vollendet, dag dritte 
Jahr aber dazu verwendet werden, entweder die fonntäglichen Evangelien und 
Gpifteln oder eines der bibliihen Bücher zur Erbauung und Belehrung zu be 
nügen. ine furze Wiederholung der Predigt in den GChriftenlehren oder beim 
Religionsunterrichte ift ald eine jehr heilſame und nicht zu vernachläßigende 
Uebung zu betrachten; es darf aber der eigentliche Zwed der ER Das 
durch nicht beeinträchtigt werden. 





9) Bei der Anordnung, daß die Chriftenlehre während des ganzen Jahres an 
allen Sonn: und Feiertagen gehalten und die Geiftlihen dabei: nicht wochenmweije ab: 
wechſeln jollen, hat es aus mwohlerwogenen Gründen fein Bewenden, und: bie Decane 
haben allenthalben, wo e3 bisher anders gehalten wurde, auf den Vollzug zu bringen. 
Kann von den Landgeiftlihen gefordert werben, dab fie alle Sonntage predigen und 
katechifiren, jo vermögen die Stadtgeijtlichen diefe Aufgabe nit minder zu löjen, ba 
fie noch überdieß bei den dazwiſchenfallenden Caſualien leichter, al3 jene, durd ihre 
Gollegen vertreten werden. können, Daraus folgt aber keineswegs, daß in den größern 
Plarriprengeln immer nur ein und berjelbe Geiſtliche alle Chriftenlehren halten müfle, 
vielmehr ift der Wechſel nah Jahren, nad Gejchlechtern und Klaſſen, zwiſchen Werktags: 
und Sonntagsjchülern u. dal. nicht bloß gejtattet, ſondern er kann in einzelnen Fällen 
ſehr räthlih und felbft nothwendig werden. 

Menn an einigen Orten der Nakhmittagsgottesdienit zu nahe auf die Chriiten 
lehre folgen würde, jo fteht es in ‚der Befugniß der treffenden Behörden ,. eine Ber: 
legung in Antrag zu bringen. Cine Beeinträhtigung der Chriſtenlehre durd bie 
Sonntagsſchule it auf den Grund der Verordnung vom 30, März 1827 (Amtshandb. 
©. 310) nicht zuzulaſſen. 
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14. Die von dem Geiftlichen zu Baltenden beiden Wochenkatechi— 
fationen find in der Regel in der Kirche und nur Bei ftrenger Winterszeit in 
der Wohnung des Pfarrers, in der Eacriftei oder im Schulzimmer zu ertheilen, 
und der Geiftliche hat dabei, wenigftens in der Kirche umd beim Gonfirmanden- 
unterricht, im Amtsfleide zu erjcheinen. 1%) 

15. Der Religionsunterricht beginnt und endet mit Gebet, und wenn es 
geſchehen kann, mit dem Abfingen einiger Verſe aus einem geiftlichen Liebe. 

16. Beim Unterrichte Darf Fein andere als das vorgefchriebene Lehr— 
buc gebraucht, und es muß dieſes jo gebraucht werden, daß die Schüler fich 
daraus auf die Xehrftunde vorbereiten und fie wiederholen können. Eigene Lehr: 
fäße zu dietiren und Hefte jchreiben zu laſſen, tft Geiftlichen und Schullehrern 
verboten. Der Gebrauch eigner Hefte und Hilfsbuͤcher bei der Vorbereitung der 
Geiftlichen und Schullehrer muß dem Ermefjen der Einzelnen fiberlaffen bleiben. 
Jeder ift aber verpflichtet, der vorgefeßten Behörde darüber Rechenschaft zu 
geben, wenn fie es verlangt, und auf Die ihm zugehende Weiſung fich des Ge- 
brauches ſolcher Schriften zu enthalten, die ihm als nachtheilig auf den Unter: 
richt einwirkend bezeichnet werben. 

17. Privatſchüler dürfen den Religionsunterricht durchaus nicht ver- 
nachläßigen, fondern müſſen ſich ausweifen, daß fte denfelben vollftändig und 
von einem dazu berechtigten Lehrer erhalten. Auch Haben fie fich den vorge- 
fchriebenen Prüfungen zu unterziehen. Die Zahl der Rehrftunden wird für fie 
auf mindeſtens Eine, wenn fie confirmirt find und auf Dret feftgefeßt, wenn fie 
die Gonfirmation noch nicht erlangt haben. 1%) 


40) Aller Religionsunterriht ift Kirchenfahe und ſoweit nicht ausreichende 
Gründe andere Beitimmungen nothwendig mahen, auch in ber Kirche zu halten; bie 
Verlegung in die Schule aber als Ausnahme von der Regel zu betrachten. Hiernach 
ift daher auch der gegenwärtig von ben Geiftlichen geforderte Religionsunterricht fein 
anderer, als ber, wofür von jeher die möchentlihen Katechiſationen beitimmt geweſen 
find, und von biefen nur in foferne verſchieden, als dieſelben, in der Kirche gehalten, 
als eigentliher Gottesdienft betrachtet, für die Gefammtgemeinde zugänglich und deßhalb 
noch fruchtbarer, als der Unterricht in der Schule, find. 

Deßhalb wird auh das Erſcheinen de3 Geiftlichen dabei im Hausfleide nur 
für die Ausnahme, nicht aber da geftattet, wo der Unterricht in der Kirche ertheilt wird. 

Die für den Zwed der Erbauung ber Gefammtgemeinbe eingeführten Betſtunden 
können zwar in dringenden Fällen der Katechifationen wegen beihränft, dürfen aber 
durhaus nicht gänzlich durch diefelben verdrängt werben. 

11) Die ſehr nothwendige Aufficht auf den Religionsunterricht der Privatichüler 
wird wiederholt eingefhärft. Da hierüber bereit3 geeignete Vorichriften beftehen, jo 
bedarf es nur beren Bollzug, nicht aber neuer Anordnungen. 
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18. Den geiftlichen Behörden liegt ob, genaue Aufſicht darüber zu 
führen, daß der Religionsunterricht allenthalben nad) den Grundfäßen der pro- 
teftantifchen Kirche und den vorftehenden Beftimmungen gemäß ertheilt werde. 
Ansbefondere haben fich die Decane und Diftriktsfchulinfpectoren bei ihren Viſi— 
tationen und bei andern fich Darbietenden Gelegenheiten von dem Wachsthum 
der Jugend in hriftlicher Erkenntniß und im chriftlichen Leben zu überzeugen, 
jährlich wenigftens Eine Prüfung zu veranftalten und das Grgebniß bericht: 
lich zur Anzeige zu bringen. 12) 


3. Regierungs-Entſchließung vom 14. Juni 1844 und refp. 
31. März 1845: 

Da Se. Königl. Mafeftät wiederholt zu erflären geruht haben, daß die 
fonn= und feiertägliche Chriftenlehre einen integrirenden Theil des Sonntags- 
ſchul⸗ Unterrichtes ausmache, und die Sonntagsjchulpflichtigen auch Die Ehriften- 
Iehre unausgefeßt zu befuchen angehalten, die darin Nichterfcheinenden aber be: 
ftraft werden follen: fo wirb andurch verfügt, wie folat: 

1. Die Ortsfhul-fommiffionen haben ohne Verzug, und künftig jedesmal 
vor Anfang eines neuen Schuljahres, ein Verzeichniß der männlichen 
fowohl, als der weiblichen fonntagsfchulpflichtigen Jugend proteftan- 
tiſcher Confeſſion mit Angabe des Tages und Jahres der Geburt 
anzufertigen und dieſes den betreffenden Schullehrern zu übergeben. 

2. Die PBürgermeifterämter find angewiefen, jeden Abgang eines prote- 
ftantifchen Sonntagsschulpflichtigen aus der Gemeinde, und behufs der 
Gontrolirimg jeden Cintritt eines folchen in die Gemeinde, fogleich 
dem proteftantifchen Rofalfchulinfpeftor und Pfarrer des Ortes, in 
welchen er fich begibt, anzuzeigen, damit diefer denfelben in die Lifte 
ber Sonntagsſchüler und Ghriftenlehrpflichtigen eintragen könne. 

“3, Seder proteftantifche Lehrer ift verpflichtet, Die feinem Unterrichte über- 
gebenen Eonntaasfchulpflichtinen jedesmal bei der Chriftenlehre in der 
Kirche zu überwachen, die Nichterfcheinenden vorzumerfen und die 
Liſten derfelben noch an demfelben Tage dem proteftantifchen Rofal- 
fchulinfpeftor und Pfarrer zu übergeben. 

4. Diejenigen proteftantifchen Sonntagsschulpflichtigen, welche Die Ehriften- 
Iehre fchulbbar verfäumen, find vorerft vor dem proteftantifchen Lofal- 
fchulinfpektor und Pfarrer, im MWiederholungsfalle aber vor Die Orts- 
ſchul-Kommiſſion zu berufen und von derſelben nachhrüdlichit zu er- 
mahnen und zu warnen. 


49) Die Forderung einer Anzeige von dem Crgebnif; der jährlichen Religiong- 
prüfung ift nicht fo zu verftehen, als folle darüber nejonderter Bericht eritattet werben, 
vielmehr wirb biefelbe in den Pifitations-Protocollen und Jahresberichten gewärtigt. 





282 Die Kirche. 


Hiernach Hat das Königl. Landkommiſſariat die Lofalfchul- Kommiffionen 
und Bürgermeifterämter, insbefondere auch die Lokalſchul-Inſpektoren und 
Pfarrer anzuweifen und den gegebenen Anordnungen den pimktfichften | Vollzug 
zu ſichern. 


A. Hinſichtlich der fonntäglihen Ehriftenlehre ift unterm 
31. Juli 1839 folgende &.:G. ergangen: 

Die fonntäglichen Chriftenlehren find für die Förderung chriftlicher Er⸗ 
kenntniß und frommer Geſinnung von vorzüglicher Wichtigkeit. Die Decanate 
haben mit aller Sorafalt darüber zu wachen, daß fie in allen Gemeinden nach 
den hierüber beftehenden Vorfchriften gehalten werden und namentlich Darauf 
zu halten, daß den Pfarrern ununterbrochen gegenwärtig bleibe, was &. 3 der 
hohen Ober-Gonfiftorial-Verfügung vom 18. März 1834 (Nr. 1 oben) vorfchreibt; 

Obwohl nun dieſe Ehriftenlehren vorzuasweile die Beftimmung haben, 
die confirmirten Katechumenen in der Erkenntniß des nöttlichen Wortes und in 
der Liebe zu demfelben weiter zu führen, jo follen Doch deßwegen die Nicht: 
confirmirten, die jchulpflichtigen Kinder von dem Segen diefes Unterrichtes nicht 
ausgeſchloſſen fein; vielmehr ift alles Ernſtes darauf zu halten, daß Diele fich 
bei dem gedachten Gottesbienite einfinden und mindeſtens als Zuhörer an dem- 
felben Antheil nehmen. 

Um fi zu überzeugen, ob dieß pünktlich und mit Beziehung auf jedes 
einzelne Schulfind gefchehe, haben auch ſaͤmmtliche proteftantifche Schtillehrer, 
von dem erften bis zu dem lebten, den in Frage ftehenden Ghriftenlehren beizu- 
wohnen, fie haben bei dieſer Gelegenheit die ihnen anvertrauten Schüler und 
Schülerinnen zu überfchauen, um genen die, welche ohne triftigen Grund den 
betreffenden Unterricht verfäumt haben, das Angemefjene vorzunehmen. Zugleich 
bat diefe Anwohnung von Seite der Schullehrer ftattzufinden, damit fie für die 
bei einer größern Kinderverfammlung Doppelt nöthige Ruhe und Ordnung durch 
ihre Beauffichtigung mitwirken, und damit fie ſich auf Diefem Wege in den 
Stand feßen, die chriftlich: religiöfe Bildung in der Schule, fomweit fie ihrer 
Thätigfeit hingeneben ift, jo zu fördern, daß fie mit dem auf das allgemeine 
proteftantifche Befenntniß geftüßten Religionsunterrichte in der Kirche im Einklang 
ftehe und dieſem Vorſchub leiſte; weiterer Motive nicht zu gedenken. 


Die große Mehrheit der proteftantifchen Schullehrer hat wohl bisher 
ſchon und ohne beſondere Ermahnung diefen gerechten Forderungen entfprochen. 
Bon den übrigen erwartet man, daß es nur der Eröffnung des Gegenwärtigen 
für fie bedürfe, um fie zu veranlaffen, dem lobenswerthen Beifpiele ihrer Amts— 
genofjen fofort nachzufolgen. Sollte dies wider Vermuthen in einzelnen Fällen 
nicht geichehen, fo ift competenzmäßig gegen fie voranzufchreiten, und wenn bie 
untergeordneten Mittel ohne Erfolg angewendet worden find, anher zu berichten, 
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damit man bei der Koͤnigl. Kreis-Regierung, die wie Seine Mafeftät der König 
und Allerhöchft deſſen Miniftertum, die Kirchlichfeit der Schullehrer nachdrücklichſt 
fordert, das Nöthige veranlaffe, 


In den pfarramtlichen Jahresberichten ift über die Sirchlichkeit der 
Schulfehrer überhaupt und insbeſondere rüdfichtlih der Chriftenlehren genaue 
Darftellung zu geben; auch haben die Decanate dieſen wichtigen Punkt bei den 
jährlichen: Kirchenvifitationen fpeciell ind Auge zu faffen, und was fie gefunden, 
rückhaltslos in das Viſitations-Protokoll einzutragen. 


5, Ueber die religidfen Hebungen an den Kleinfinder- 
Bewahranftalten erging folgende höchſte Minifterial = Ent: 
ſchließung vom 23. Auguft 1847: 

Daß in den beftehenden Kleinfinder-Bemwahranftalten mit Fleiß und Ernft 
dahin gewirkt wird, frommen Sinn zu erweden und zu befeftigen, ift ſchon aus 
früheren Berichten erfehen und wohlgefällig erfannt worden. Auch die neuer: 
dings zur Erörterung gefommene Frage über die beftehende Einrichtung hin— 
fichtlich des Gebets und der religiöfen Uebungen in denjenigen Anftalten, bei 
welchen Kinder verjchiebenen Glaubensbefenntnifjes vereinigt find, ift faſt durch— 
gehend mohlbefriedigend beantwortet worden, und Seine Majeftät der König 
haben darauf in Iandesväterlicher Fürforge für frühe und fichere Begründung 
der Religtofität Nachftehendes Allerhöchſt zu beftimmen geruht: 

4. Die Kinder nach Gonfeffionen zu fcheiden, ift nicht nöthig, Wo aber 
die Kinderzahl es räthlich macht, und die Mittel dazu vorhanden oder 
gefeglich aufbringbar find, oder wo überhaupt die Gemeinden bei ge- 
feglich verfügbaren Mitteln es wollen, und Seihe Königl. Majeftät 
nicht anders verfligen, wird zu folcher Trennung der Kleinen die Aller- 
höchfte Zuftimmung und refp. Genehmigung ertheilt. 

2. Wo Kinder verfchiedenen Glaubensbekenntniſſes vereiniget bleiben, ift 
gewiffenhafte Sorge zu tragen, daß nicht durch zu gleichmäßige Be 
handlung des Gebete und der religiöfen Uebungen Religions-Gleich— 
gültigkeit erzeugt werde, und es darf daher in bergleichen Anftalten 
nichts gejchehen, was dieſe veranlafjen könnte, und nichts unterlaſſen 
werben, was eine derlei Folge befürchten ließe. 

3. Da Aeußeres auf Inneres wirft, jo foll auch die den einzelnen Con— 
feffionen eigenthümliche Vorſchrift binfichtlich der Weiſe zu beten und 
ber dabei anzuwendenden Gebräuche nicht gleichgültig behandelt werben. 
Wo proteftantifche Auffeherinnen Fatholifche Kinder unter ſich haben, 
müffen Letztere neben den Fatholifchen Gebeten angehalten werben, das 
Kreuz zu machen, und die Fatholifche Pfarrgeiftlichkeit hat, daß es 
gejchehe, gehörig und gewiffenhaft zu überwachen. 
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Ebenſo ift in denjenigen Anftalten, in welchen Fatholifche Wär: 
terinnen Kinder proteftantifcher Gonfeffion unter Aufficht haben, auf 
das Lehren und Ueben der Gebete ber proteftantifchen Kirche mit 
Sorgfalt zu halten, jo daß Niemanden angemuthet werde, an Gebeten 
oder religtöfen Gebräuchen Antheil zu nehmen, welche mit den Grund- 
jäßen feiner Kirche nicht vereinbar find. 


4. Endlich follen auch in diefem wichtinen Punkte Uebertreibungen aller 
Art fern gehalten werben. 
Die Königl. Regierung, Kammer des Innern, hat hiernach das Weitere 
zu verfügen und zu wachen, daß vorftehende Beftimmungen gehörig befolgt werben, 
Auch find Die einfchlägigen Firchlichen Stellen davon in Kenntniß zu feßen. 


6 O.-C.-E. vom 12, Auguft 1835: 

Es ift wiederholt zur Anzeige gefommen, daß Perſonen theils bei Er— 
klärung ihres Uebertrittes von der proteftantifchen zur Fatholifchen Kirche, theils 
beim Gingehen folcher Verträge, welche das confejlionelle Verhältnig zum Ge 
genftande Haben, eine völlige Unfenntniß der Unterjcheidungslehren einzelner 
hriftlicher Religionsparteien an den Tag legen, und ſich Damit entfchuldigen, daß 
fie hierüber niemals belehrt worden feien, oder zu fpät bereuen, den evangelifchen 
Glauben fi und ihren Angehörigen nicht mit fefter Treue bewahrt zu. haben. 

Damit in folcher wichtiger Angelegenheit die Prediger und Geelforger 
fein gegrindeter Vorwurf treffe, ift ſchon unter dem 25. April 1835 erinnert 
worden, daß insbefondere der jährliche Gonfirmandenunterricht Dazu geeignet fei, 
die der proteftantifchen Kirche angehörige Augend, fo weit es nöthig ift, auf 
den confeffionellen Unterfchied aufmerffam zu machen, und das Königl. Ober: 
Conſiſtorium erachtet fich für verpflichtet, ſämmtliche ihm untergeorbnete Geiftliche 
wiederholt dafür verantwortlich zu machen, daß Diefe nothwendige und wichtige 
Belehrung über die Grund- und Unterfcheidungslehren der ewangelifchen Kirche, 
und dieſe eindringende Ermunterung zur Glaubenstreue, beim Yugendunterricht 
oder bei fonft ſchicklicher Veranlaffung nicht unterbleibe. Es verfieht fich aber 
auch zu denfelben mit Zuverſicht, daß fie Dabei ganz im Geift des Evangeliums 
verfahren, die fchuldige Achtung gegen andere Religionsparteten in feiner Weiſe 
verlegen und nicht im Wege des polemifchen Verfahrens die Glaubensmeinung 
Andersdenfender angreifen, fondern vielmehr apologetijch Die Vorzüge des evan- 
geliihen Glaubensbekenntniſſes mit Nachdrud hervorheben und die gegen 
dasjelbe vorgebrachten Einwürfe far und bündig aus der Heiligen Schrift 
widerlegen werben. 

Bon Seiten der Gonfiftorien ꝛc. ꝛc. ift Vorftehendes bekannt zu machen 
und forgfältia Darüber zu wachen, daß genau in der vorgefchriebenen Weife 
verfahren werde. 
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Bei Verkündigung diefer O.-C-E. hat das Königl, Conſiſtorium darauf 
aufmerffam gemacht, daß, wie die Geſchichte der proteftantifchen Kirche ſo be- 
flimmt von Anfang an bezeugt, die Lehre von dem rechtfertigenden: und jelig- 
machenden Glauben an Jeſum Ghriftum, den Sohn Gottes und Heiland der 
Welt, ald der Mittelpunkt fich erweije, um welche fich alle übrigen Grund⸗ und 
Unterjheidungslehren dieſer Kirche ordnen. Sie hat es ald foldye jederzeit ſich 
gegenwärtig erhalten, daß fie mit dieſer Lehre vorzugsmweife auf dem Grunde der 
Apoftel und Propheten ftehe (Ephef. 2, 20), daß in ihr ihre beitimmteite Eigen: 
thümlichfeit gegeben fei, daß fie vor allen übrigen das pofitive Fundament bilde, 
auf welche das Gebäude proteftantifcher Ueberzeugung aufgeführt werden müſſe, 
und daß nur durch fie Die beunrubigten Gewifjen wahrhaft getröftet, das ges 
jammte innere Leben gereinigt, erleuchtet und befeftigt und jene Gerechtigkeit, 
die allein vor Gott gilt, geweckt und befördert werden fönne, 

Es fann daher nur fehr beflagt werden, das dieſe tiefbedeutfame, den 
Kern des Evangeliums umfafjende Lehre zum Nachtheile des proteſtantiſch-kirch— 
lichen Lebens, ſowie der chriftlichen Neligiofität und Sittlichfeit hie und da 
entftellt oder ganz verdrängt worden ift. Das Königl. Decanat wird deßwegen 
aufgefordert, die ihm untergebenen Geiftlichen, in jo weit und fo oft es noth- 
wendig ift, aufzumuntern und anzumeifen, jene echt proteftantifche. Lehre, fern 
von aller theologifchen Parteiung, im: Sinne der heiligen Schrift ihren-Gemeinde- 
genofjen auf eine Elare, eindringliche und überzeugende Weiſe Darzulegen und 
zu. empfehlen, und dadurch dem. von. ihnen zu. ertheilenden Unterrichte in den 
Grund: und Unterjcheidungslehren ihrer Kirdye Die BERN ——— Baſis 
und einen feſten Ausgangspunkt zu bereiten. 


— — — zoomen 
Po nn Das ne gl — 


$. 38. 
Confirmation, 
(Vergl. $. 11 Abſ. 8 der DU.) 

1, Die Beitimmung dev. Vereinigungs- Urkunde $. 11, Abi. 8, wonach) 
wegen des Konfirmationsalters ) der leßte Tag des Monats März als terminus 
ad quem verordnungsmäßig angejehen werden joll, wurde durch, M.-E. 
vom 19. Juni 1839 (vergl, Verhandlungen der ©.-©. von 1837 ©. 101 u. 105 
oben) dahin abgeändert, daß in Zukunft als folder Termin der 30, April an 
gejehen werden joll, jo daß biernacy mit dem Beginne des Sommer: Semefters 





1) Zu — die Verhandlungen der ae 1833, ©. 94; 1841, 
©. 109, 114; 1845, ©, 119, 123; 1848, S. 125,128. 
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vom 1. Mai an die Schulaufuahme ftatt zu finden, die Entlafjung der ſaͤmmt⸗ 
lichen dafür befähigten Werftagsjchüler proteftantischer Confeſſion Beiberlei 
Geſchlechtes am Schluffe desjenigen Winter- Semefters zu erfolgen habe, an 
welchem fie das 13. Lebensjahr zurüdlegen. (C.-E. vom 24. Juli 1839, 
Amtsblatt 1839, S. 334.) 


2. Die Pfarrer haben die Aufnahme der neuen Gonfirmanden jedesmal 
ſogleich nach der jährlichen Gonfirmationshandlung während des Monats Mar 
vorzunehmen. 


Diefe Aufnahme hat in feierlicher Weife, wie dies in den C. E vom 5. Fe⸗ 
bruar 1840 und 11. März 1842 vorgeſchrieben wurde, zu geſchehen, nemlich: 
1. Jene Aufnahme findet an einem von dem confirmirenden Geiftlichen 
zu wählenden Wocentage und in einer den Lofalverhältnifjen ange: 
mejjenen Stunde in der Kirche ftatt. 

2. Zu dieſer Verſammlung jind die Gonfirmanden, deren Aeltern, Vor: 
münder, Verwandten und alle jene Gemeindegliever, welche etwa in 
chriftlicher Liebe und Theilnahme der feierlichen Handlung beiwohnen 
wollen, Sonntags vorher beim VBormittagsgottesdienfte einzuladen, 
Das Läuten einer Glode ruft zu jener Verfammlung, 

18. Die aufzumehmenden Gonfirmanden haben ihre Pläge in der Nähe des 
Atard. Einige entjprechende Liederverfe aus dem Geſangbuche werben 
gelungen, der Geiftliche, in feiner Amtstraht, hält am Altare ein 
Gebet, geht jodann zu einen. zweckgemäßen Rebe über und läßt auf 
diejelbe noch ein Schlußgebet Folgen; nachdem noch ein Vers gefungen 
worden ift, entläßt er die Verfammlung mit dem Segen ded Herrn. 

4. In feiner Rede wird der Geiſtliche mit glaubenstreuem Sinne unter 
Anderm und namentlich dahin wirfen, daß die Konfirmanden, jo wie 
deren Aeltern u. f. w., Die hohe Bedeutung eines chriftlichen Confir— 
manden=Unterrichts lebhaft erfennen. und an ihrem Theile Alles bei: 
tragen, damit derfelbe auch in dem bevorftehenden Gonfirmationsjahre 
reiche Frucht im Glauben und Leben bringe und die zu Unterrichtenden 
in eine immer lebendigere Gemeinſchaft mit hrem Herrn und — 
einführe. 

Es iſt für ſich klar, daß die die Aufnahme bedingenden unteruchengen 

über das Alter, den erſt jährigen Confirmanden-Unterricht u. ſ. w. vor dem 
Eintritte des bezeichneten feierlichen Aktes ſatgefuuden haben müſſen. 


3. Bon dem Gonfirmationsalter kann nur das Königl. Conſiſtorium 
diipenfiven; und ebenjo kann dasſelbe in dringenden Fällen ‚eine, Privat - — 
mation vor verſammeltem Presbyterium gejtatten. 
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In dieſer Beziehung ift nachftehende G.-&. vom A Dezember 1833 wohl 
zu beashten. 

-Man hat in Erfahrung gebracht, daß in rubrizivtem Betreffe Mißbräuche 
und Umgebungen der beftehenden Verordnungen eingetreten find, welche der 
chriftlicden Bildung vieler der heranwachſenden Glieder der proteftantifchen Ge- 
meinden / des Rheinfreifes höchſt nachtheilig werden müfjen. Um dieſen Mißbräuchen 
und den aus ihnen hervorgehenden beflagenöwerthen, Folgen zu begegnen, wird 
mit Rüdfiht auf die Natur und Beltimmung der Gonfirmationg = Handlung, 
mit Rückſicht auf den Geift und die Lehre des Evangeliums und. der verei- 
nigten evangelifchen Kirche und endlich unter Bezugnahme auf die für den be- 
treffenden Fall vorliegenden allgemein bekannten Gejege Folgendes zur genaueften 
Darnachachtung aufgeftellt: > 

4. Kein Kind darf in der Regel confirmirt werden, bevor es das durch 
u die hierüber geltenden Geſetze beftimmte Alter erreicht hat. 

2. Nur ſehr dringende ſchlechterdings nicht zu Bejeitigende Umftände fönnen 
eine Ausnahme von diefer Regel begründen. 
3. In diefem Falle muß, wie bisher, bei dem Königl. Confiftorium um 
Difpend von dem vorjehriftsmäßigen Gonfirmationsalter nachgefucht 
wæerden. 

4. Das von den Eltern des zu diſpenſirenden Kindes ausgehende Geſuch 

unm Grlafjung, eines Theils des vorgejchriebenen Gonfirmationsalters 
muß, von einem bejondern Berichte des einjchlägigen Pfarramtes 

begleitet, Durch das betreffende Decanat anher eingefendet werben. 

5. Sn dem pfarramtlichen Berichte foll genau und gewiſſenhaft angegeben 
werben: 


a) Ob das zu diſpenſirende Kind von beſonders guten, oder mittel 
mäßigen oder geringen Fähigkeiten jei? 
b) Ob e8 mit einem wohlgefitteten Leben eine fronme, dem — 
— Worte zugewendete Geſinnung verbinde oder nicht? 
c60) Ob es bis zur nächſten Confirmation zu der Einſicht in die Lehren 
des Evangeliums und zu der chriſtlichen Ausbildung ſeines geſammten 
innern Menſchen gelangen könne und werde, welche vorausgefeht 
wird, wenn die bedeutſame Handlung der Confirmation nicht zu 
einer leeren Form herabſinken ſoll, mit welcher kein Segen, wohl 
aber leicht Verderben ſich verbindet? 
d) Bis zu — Jahre in ſeinem — die Confirmirten wirklich 
e) Ob es in ben Unterrihtögegenflänben ber Volksſchule Fortjchritte 
gemacht habe und bis zu welchem Grabe? 
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f) Ob in feinem 'Wohnorte befriedigende Sonntagsſchulen beftehen und 
fleißig bejucht werden; ob demnach das zu diſpenſirende Kind in 
ihnen Gelegenheit zur Fortbildung finden könne und werde? Und 
endlich 

g) Ob die von feinen Eltern angegebenen, von ihren beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen hergenommenen Diſpens-Gründe auf ſtrenger Wahrheit 
beruhen, und ob ſie ſich nicht ganz oder doch zum Theil heleitigen 

ließen? 

6. Der pfarramtliche Bericht kann, zur Erleichterung des Berichicrſiatters, 
alle Kinder ſeines Pfarrſprengels umfaſſen, für welche, Behufs der 
naͤmlich en Confirmation, Diſpens nachgeſucht wird. 

7. Das betreffende Decanat wird dieſen pfarramtlichen Bericht, wenn er 
nicht dieſen Beſtimmungen gemäß abgefaßt ſein ſollte, zur Umfertigung 
wieder zurückgeben; außerdem mit den doppelt einzureichenden Geſuchen 
der Eltern und mit ſeinen etwaigen Erinnerungen hieher vorlegen. 

8. Ale Diſpens- Geſuche müffen auf die bezeichnete Weiſe für dieſes 
Mal längſtens big Ende des fünftigen Monats Januar, für die Zu: 
kunft aber vier Wochen vor dem Anfange des’ Gonfirmanden : Unter: 
richts bei dem Königl. Conſiſtorium eingetroffen fein ' 

9. Sobald wie möglich wird basjelbe über bie einzelnen Geſuche Ent⸗ 
ſchließung erfolgen laſſen. Nach Maßgabe dieſer Entſchließung ſind 
dann die betreffenden Kinder zur nächſten Confirmation zuzulaſſen, 
oder auf die des künftigen Jahres zu verweifen. 

». Eine weitere 6.:C, vom 12. Februar 1834 ſchreibt ausdrucklich vor, daß 
bei Geſuchen um Dispens vom geſetzlichen Confirmationsalter kuͤnftig in pfarr, 
amtlichen Berichten unter lit. b. ausdrüdlich bemerkt werben joll, ob das be: 
treffende Kind die Kirche fleißig befucht Habe oder nicht. u. E 


4. Da Häufig der Fall vorfommt, daß Eltern und Angehörige von 
Kindern, die das Gonfirmationsalter noch nicht erreicht haben, Geſuche eingeben, 
daß die Konfirmation diefer, vor ihrer Abreife in Gegenden, we: fie. vielleicht 
feine. Gelegenheit finden, ihren Taufbund feierlicy zu ‚betätigen, , geitattet werben 
möge, jo erhalten die Königl, Deranate die Ermächtigung, in dringenden 
Fällen die Erlaubniß zur Privat» Gonfirmation ſolcher Kinder zu geben und 
darüber furzen Bericht unter einfacher, Motivirung der bewilligten ae 
an die unterfertigte Stelle zu erftatten, 


5. Durch C.E. vom 26. November 1834 wurde verfügt, * in Zukunft 
fämmtliche Confirmanden in ein mit der nächſten Confirmation zu eröffnendes 
und "jedes Jahr gewiſſenhaft fortzufeßendes Verzeichniß eingetragen’ werden. 
Die confirmirenden Geiftlihen werden die Rubriken deſſelben pünftlih und ges 
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wiſſenhaft ausfüllen und in der letzten Golumne, mit der Ueberſchrift: „Bes 
merfungen“, bei denjenigen Confirmanden, welche das vorſchriftsmäßige Alter 
noch nicht erreicht haben, mit wenigen Worten angeben, ob Dispens für dieſelben 
verordnungsgemäß nachgefucht und ob dieſe ertheilt worden fei. ALS Belege 
find Die decanatlichen Zufchriften, welche von der diefjeitigen Ertheilung dieſer 
Dispens Kenntniß geben, den gedachten Verzeichniffen beizulegen. 

Bei der jährlichen Kirchenvifitation hat der vifitirende Decan von diefen 
BVerzeichniffen genaue Einficht zu nehmen und in dem bei diefer Gelegenheit zu 
fertigenden Protocolle ausbrüdlich zu bemerken, ob die verzeichneten Confirmirten 
alle das vorſchriftsmaͤßige Alter auf den gefeglichen Termin erlangt hatten, oder 
wenn dieß nicht der Fall wäre, ob für die Betreffenden Nachlaß erbeten und 
gewährt worden jei. 


Das Berzeichniß muß hiernach folgende Columnen enthalten: 
a) Ordnungsnummer, 
b) Namen der Gonfirmirten, 
c) Namen ihrer Eltern, 
d) Stand derjelben, 
e) Geburtszeit des Gonfirmirten, 
aa) Jahr, 
bb) Monat, 
ce) Tag, 
f) Geburtsort des Gonfirmirten, 
g) Grlangte hriftliche religiöfe Bildung derſelben und allenfallfige Dis» 
penje, 
h) Bemerkungen. 


6, Wegen Gonfirmation von Kindern aus fremden lie erging 
folgende &.-@. vom 28, Februar 1838: 

Obwohl Artikel 7 der Verordnung des ehemaligen General-Confiftoriums 
vom 27. Auguft 1816 ausdrüdlich vorjchreibt, daß jeder Prediger gehalten jei, 
fih bei Aufnahme der Gonfirmanden auf die Finder feiner Pfarrei zu be 
Ihränfen, und eine Ausnahme von diefer Vorfehrift nur dann geftattet, wenn ber 
recipirende Geiftliche mit einer dem Inſpectorate (Decanate) und Durch Diejes 
dem General: Confiftorium (Gonfiftorium) fchriftlich vorzulegenden Einwilligung 
des in Frage ftehenden Amtsgenoſſen fich zu rechtfertigen weiß, fo laſſen fi) 
dennoch manche dieffeitige Pfarrer beigehen, Kinder aus fremden Pfarreien, na— 
mentlich aus Pfarreien des benachbarten Auslandes ohne Weiteres zur Confir- 
mation anzunehmen. 

Daß dieſe auffallende Verfehlung gegen eine ſchon Längft beftehende Ver: 
fügung mit ber in der Kirche nothwendigen Zucht und — * nicht 
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vertrage, und daß durch dieſelbe gerade die gewifjenhafteren Geiftlichen Leicht auf 
eine fränfende Weiſe beeinträchtigt werden, während der gegen eine fefte Hand- 
habung der geltenden Vorſchriften fih auflehnende Sinn einzelner Eltern oder 
Kinder fich hiemit begünftigt fieht, liegt am Tage, und das Königl. Gonfiftorium, 
welches mit allem Ernfte darauf hält, daß Alles was zu dem hochwichtigen Gon- 
firmationswerfe gehört, in der diefjeitigen Kirche in chriftlicher Ordnung und 
Würde vor ſich gehe, will, daß jene Verfehlung nie mehr eintrete. — Es hat 
daher verfügt: 

1. Die Decanate haben bie ihnen untergebenen Geiftlichen fofort auf den 
angezogenen Artifel der Verordnung vom 27. Auguft 1816 binzumeifen, 
und ihnen zu eröffnen, daß man von jedem berjelben die pünftlichite 
Befolgung diefer Vorfchrift gewärtige.e Ob die betreffenden Kinder 
fremden Pfarreien des In- oder Auslandes angehören, ändert hierin 
nichts. 

2. Bei der Vorlage der geforderten Einwilligung des in Frage ſtehenden 
Amtsgenoſſen iſt zugleich deſſen Erklärung über die Fähigkeiten und 
den Wandel des betreffenden Kindes, fo wie über Dauer und Umfang 
des dieſem von feinem Pfarrer zu Theil gewordenen Religionsunter- 
richtes, über die Fortfchritte, welche es in chriftlicher Erfenntniß ge 
macht und über die Urſachen, aus welchen e3 in einer fremden Pfarrei 
confirmirt werben ſoll, anher zu produciren. Beizufügen ift ein pfarr- 
amtlich außsgefertigter Tauffchein des Kindes, in weldyem die Ge- 
burtözeit deſſelben genau anzugeben ift, damit wenn das Kind nicht 
bis zum gejeßlichen Termin das vorſchriftsmäßige Alter erreichen follte, 
die hierher gehörigen Vorjehriften (Verordnung vom 4. Dezember 1833 
Biffer 1 bi8 5) in Anwendung gebracht werden können. In den gewiß 
feltenen Fällen, in welchen die Beibringung diefer Producte entweder 
weil fie von den betreffenden Geiftlichen verweigert werden, oder aus 
fonft einem Grunde durchaus unmöglich wäre, bat der Geiftliche, 
bei welchem ein Kind aus einer fremden Pfarrei confirmirt zu werden 
wünjcht, in einem durch das Decanat einzufendenden und zu begutach— 
tenden Berichte an das Königl. Sonfiftorium in Beziehung auf Die her— 
vorgehobenen Momente Alles jo weit wenigſtens vorzutragen, als ihm 
gewiffe Kenntniß deßfalls geworben tft und zugleich die Gründe Des 
Abgangs jener Producte anzugeben. 

Die Entjchließung des Königl. Conſiſtoriums ift in jedem 
Falle abzuwarten und bevor die Genehmigung Diefer Stelle eingetroffen, 
ift fein Kind aus einer fremden Pfarrei zur Konfirmation zuzulafien. 

3. Die betreffenden Kinder find in die vorgefchriebenen &onfirmirten- 
Verzeichnifje einzutragen und es ift von der Entſchließung des Königl. 


4. 
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Conſiſtoriums, durch welche die in Rede ftehende Konfirmation ge 
nehmigt wurde, unter Anführung des Datums, unter dem fie ausge 
gangen, in der Rubrik: Bemerkungen, Erwähnung zu thun. 
Rückſichtlich derjenigen Kinder aus fremden Pfarreien, welche nicht 
wegen der Gonfirmation, jondern aus andern Gründen auf längere 
Zeit an einen Ort gebracht werden und während ihres Aufenthaltes 
daſelbſt zugleich confirmirt werden jollen, modificiren fich Die vorher: 
gehenden Beltimmungen in fo weit, daß nicht die Einwilligung des 
betreffenden Pfarrers behufs der Konfirmation zu erholen ift, weil 
gedachte Kinder während der Dauer ihrer Anwejenheit an ihrem neuen 
Aufenthalt3orte gewifjermaßen zu der Pfarrei dieſes gehören. Von 
der Gewifjenhaftigfeit der Geiftlihen erwartet man auf das beftimm- 
tete, Daß ſie dieſen Fall von dem zuerſt gejeßten, in welchem die be 
treffenden Kinder nur oder Hauptjächlich der Konfirmation wegen 
an einem fremden Orte fich aufhalten, genau unterjcheiden, damit feine 
Umgehung der für dieſen gegebenen Beitimmungen aus der abfichtlichen 
oder nicht abfichtlihen Gonfundirung der beiden Fälle refultire. Uebris 
gens veriteht es jich von felbit, daß die hier in Rede ftehenden Kinder 
von dem confirmirenden Pfarrer ganz wie Die feiner Pfarrei zu behan- 
deln find, daß demnach die ſchon citirte Verordnung vom 4. Dezember 
1833, die weitere vom 26. November 1834 ımd die im Kreis-Amts— 
und Intelligenzblatte pro 1837 publicitte vom 2. Auguft v. %. auf fie 
angewendet werden müſſe. Hieraus ergibt ſich, Daß wenn ber auch 
für fie beizubringende, weiter oben bezeichnete Taufjchein und Die von 
dem Geiftlichen, bei welchem fie ihren bisherigen Religionsunterricht 
empfangen haben, ebenfalld zu erholende Erklärung über die Dauer, 
den Umfang und Erfolg deijelben, jo wie über das Betragen und Den 
Wandel der Kinder darthut, daß fie bis zu dem fixirten Termin das 
gejegliche Alter erreicht und bis zur Konfirmation den vorjchriftsmd- 
Bigen zweijährigen Gonfirmanden-Unterricht erhalten haben, fein Geſuch 
an das Königl. Gonfiftorium ihretwegen zu richten ift, während im 
entgegengejeßten Falle die Konfirmation ohne Dispend nicht eine 
treten darf. 

Iſt e8 aus irgend einem Grunde ſchlechthin unmöglich, Tauf: 
ſchein und Erklärung zu erheben, jo gilt was unter Ziffer 2 in den 
Schlußfägen angeordnet iſt, und muß nach Gritattung des dort bezeich- 
neten Berichtes ebenfalld die Diefjeitige Entjchließung abgewartet 
werden. Von der genehmigenden Entſchließung ift nad) Maßgabe 
von Artifel 3 des Gegenwärtigen in dem Gonfirmirten » Berzeichniffe 
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5. Die Decanate haben zu jeder. Zeit, namentlich bei den jährlichen Kir- 
henvifitationen ein befonderes Augenmerk auf diefen Gegenftand zu 
richten, und, wenn die Konfirmation von Kindern aus fremden Pfar- 
reien ftatt gefunden hat, in den Bijitationsprotocollen in der Art zu 
bemerfen, ob Artifel 3 und A der gegenwärtigen Verfügung gehörig 
beobachtet worben ift, daß jämmtliche jene Kinder betreffende Notizen 
des Gonfirmirten = Verzeichniffed diefen Protocollen wörtlich inferirt 
werben. 


7. Mittelft Entjchließung vom 5. Februar 1840 hat das Königl. Gon- 
fiftorium beftimmt, daß in Städten und in den Landgemeinden, in welchen aud) 
die Sommerfchule gehörig gehalten werben kann, das ganze Jahr hindurch 
jede Woche, mit Ausnahme der verordnungsmäßigen Schulferien, dem fraglichen 
Confirmanden » Unterrichte zwei volle Stunden zu widmen find. Sin den 
Pfarreien auf dem Lande, in welchen ſich aus Iofalen Gründen dies durchaus 
nicht Durchführen läßt, darf es gejchehen, daß dieſer Unterricht erft mit ber 
MWinterfchule beginne; jedoch ift in diefem Falle der vorfchriftsgemäße Anfang 
biefer ftreng einzuhalten und dafür Sorge zu tragen, daß bis zur nächiten Con— 
firmation wenigſtens 75 volle Stunden Gonfirmationd = Unterridht ertheilt 
werben. Die wöchentliche Austheilung diefer Stundenzahl ift den Geiftlichen 
überlafjet; nur ift Darauf zu fehen, daß der in Rede ftehende Unterricht nie 
ohne Noth über eine volle Stunde ausgedehnt, und daß gegen Die Confir— 
mation bin nicht weniger Stunden demjelben wöchentlich gewidmet werben, als 
in der vorhergehenden Zeit. 


8, Der Eonfirmation muß ein zweijähriger Gonfirmanden- 
Unterriht vorausgehen. C.-E. vom 2. Auguft 1837. 

Der jechöte Artifel der hohen ber - Eonftftorial- Verfügung vom 25. 
April 1835, die Einrichtung des Religions» Unterrihtes in den proteftantijchen 
Kirhen und Schulen betreffend, jchreibt ausdrüdlich vor, daß die Kinder min: 
deftend zwei Jahre an dem Religions-Unterrichte in der Confirmandenklaſſe 
Theil zu nehmen haben. Wie heilfam dieſe Vorfchrift ſei, und wie förderlich 
eine treue, gewifjenhafte Vollziehung derjelben auf die Entwidelung des hriftlichen 
Sinnes und Lebens bei dem heranwachjenden Gejchlechte einwirken müfje, leuchtet 
von ſelbſt ein. Nicht wenige Geiftliche haben fie darum bereitwillig und mit 
gefegnetem Erfolge jofort zur Ausführung gebracht. Indeſſen ift Dies noch nicht 
allgemein gefchehen. Man findet fich daher veranlaßt, auf jene Vorjehrift zurüd- 
zumweifen und ihr gemäß zu bejtimmen, daß fünftig fein Kind zur Konfirmation 
zugelafjen werben bürfe, welches nicht während zwei Jahren dem Unterrichte in 
der Confirmandenklaſſe beigewohnt hat. Dabei will man übrigeng bemerken, 
daß dieſe Beſtimmung da, wo jene Vorfchrift Bisher noch nicht ind Leben ge- 
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treten war, nicht auf die Gonfirmanden des Jahres 1837/38 angewendet werben 
fönne. Um aber der fraglichen Vorfchrift und der auf fie gegründeten Ver: 
fügung einen, in jeder Hinfiht genauen Vollzug zu fichern, werben die Geiftlichen 
vor dem Beginne des Konfirmanden -Unterrichte8 neben dem Verzeichniffe ber 
eigentlichen Confirmanden ein weiteres herftellen, was Diejenigen Kinder zu um: 
faffen hat, welche erſt im zweiten der folgenden jahre zur Confirmation zuge 
Iafjen werden dürfen. In dieſem Verzeichniffe ift eben fo gewiſſenhafte Vor: 
merfung zu machen, ald in dem der eigentlichen Konfirmanden; es find Deswegen 
nicht blos dieſe, fondern auch jene Kinder, welche im erften Jahre an dem Gon- 
firmanden=Unterrichte Theil nehmen, jedesmal pünktlich zu notiren, fo oft fie 
ohne dringenden Grund und ohne Erlaubniß des betreffenden Geiftlichen eine 
Unterrichtäjtunde verfäumen. Bevor die Kinder in die Neihe der eigentlichen 
Konfirmanden aufgenommen werden, find dieſe Notizen zu Rathe zu ziehen, 
damit diejenigen um ein Jahr zurüdgeftellt werden fönnen, welche im vorher 
gehenden Gonfirmationsjahre dem Konfirmanden = Unterrichte entweder gar nicht 
oder fehr nachläßig beigewohnt haben. Es folgt hieraus, daß in Gemeinden, 
in welchen dieſer Unterricht von mehren Geiftlichen nach einem beftimmten Turnus 
ertheilt wird, die in Rede ftehenden Verzeichniffe jedesmal dem auszuhändigen 
find, welcher in dem betreffenden Jahre zu confirmiren hat; und daß, wenn 
etwa einzelne Schüler und Schülerinnen das Jahr vor ihrer Confirmation in 
einer fremden Gemeinde zugebracht hätten, fie nur in dem Falle unter die eigents 
lichen Konfirmanden aufgenommen werben bürfen, wenn fie durch ein Zeugniß 
des betreffenden Pfarramts dargethan haben, daß fie in jener Gemeinde ſchon 
ein Jahr den fraglichen Unterricht empfingen. Da indefjen Verhältniffe eintreten 
tönnen, in welchen Einzelnen die Theilnahme an dem zweijährigen Gonfirmanden- 
Unterrichte gar nicht möglich ift, fo wird geftattet, in folchem Falle nach der 
durch das Diesfeitige hierhernehörige Generale vom 4. Dezember 1833 gegebenen 
Analogie, Difpens von dem erſten Unterrichtsjahre nachzufuchen; wobei jedoch 
ausdrüdlich bemerft wird, daß diefe Dijpend nur dann gewährt werben Fönne, 
wenn der Beweis vorliegt, daß die zu Difpenfirenden durchaus nicht im Stande 
gewejen feien, dem Gonfirmanden = Unterrichte im erſten Jahre beizumohnen, und 
wenn außerdem noch die in dem eben angezogenen Grlafje unter 5 aufgeftellten 
Fragen zu ihren Gunften beantwortet werden können und wirklich beantwortet find, 

In der legten Columme des Gonfirmirten : Verzeichniffes, welches zufolge 
Gonfiftorial :Erlaffesg vom 26. November 1834 geführt werben muß, ift künftig 
bei allen in dieſes Verzeichniß Gingetragenen anzugeben, ob fie während zwei 
Jahren den Sonfirmanden-Unterricht genoffen haben, und wenn dies nicht wäre, 
ob ihnen Difpens zu Theil geworden ift, Im letztern Falle ift der Gonftftorialerlaß 
anzuführen, durd) welchen dieſe Difpens ausgejprochen wurde. Die Königl. Devanate 
find angewiejen, bei den jührlichen Kirchenvifitationen rückſichtlich dieſes Gegen- 
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ftandes das Nämliche zu vollziehen, was in Betreff des Confirmationsalters 
durch die ſchon citirte Diesfeitige Berfügung vom 26. November 1834 angeordnet 
worden ift. 


9, Die Confirmation muß, wie dies in der Vereinigungs -Urkunde vor- 
gejchrieben ift, am Palm-Sonntage vorgenommen werden und es ift den Pfarrern 
unterjagt, dieſen feierlichen Akt willführlich auf einen andern Tag zu verlegen, 

Da, wo örtliche Hinderniffe oder jonft gegründete Urfachen die Verlegung 
der Feier auf einen andern Sonntag räthlic oder nothwendig machen, wird 
das Königl. Gonftftorium dieſelbe auf Anfuchen der treffenden Gemeinde be- 
willigen, jofern der in Vorſchlag gebrachte Tag zwiſchen Oſtern und dem Drei- 
einigkeitsfeſte fällt und fonft für Diefen Zweck geeignet ift. 


10, Bezüglich der gottesdienftlihen Ordnung bei der 
Gonfirmation hat das Königl. Ober: Gonfiftorium unterm 23. 
September 1837 nachſtehende Verfügungen erlaffen: 


1. Jeder Gonfirmation hat entweder gleich nach dem Schluffe des Unter: 
richte8, oder bei der Feier der Handlung felbft eine Prüfung der 
Gonfirmanden vorauszugehen. 

2. Sie kann, wo es bisher üblich war, von der Feier des Abendmahles 
gänzlich getrennt, darf aber nicht an Tagen vorgenommen werden, 
welche, wie 3. B. der Charfreitag, dafür durchaus nicht geeignet find. 

3. Sie ift allenthalben am Altare vorzunehmen, um welchen fich Die 
Gonfirmanden vorher verfammeln, und es ift alle erforderliche Anftalt 
zu treffen, Damit die feierliche Handlung nicht durch unfchidlichen Anz 
drang geftört werbe. 

4. Sie beginnt mit einigen einleitenden Worten des Pfarrerd und mit 
‚Gebet. Die Kinder legen fodann das apoftolifhe Glaubensbekenntniß 
ab, und beantworten die ihnen vorgelegten Fragen, durch welche fie 
ſich verpflichten, ald würdige Glieder der evangelifchen Kirche diefem 
Glauben gemäß zu leben. Hierauf treten fie zum Altare und werben 
einzeln vom Geiftlihen durch Auflegung der Hand auf das Haupt 
feierlich eingefegnet. Nachdem zulegt nody mit ihnen gebetet worden 
ift, und fie der Gemeinde vorgeftellt und empfohlen worden find, fchließt 
die Handlung mit Gefang und dem allgemeinen Segenswunfche. 

5. In foweit dabei ein bejonderes Formular erforderlich ift, hat fich der 
Geiftliche an Die eingeführte Agende zu halten. 

6. In größern Gemeinden und, wo fich die Abendmahlöfeier unmittelbar 
an bie Konfirmation anfchließt, kann die Einſegnung in der Art mit 
ber erftern verbunden werden, daß den Kindern unmittelbar, nachdem 
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fie eingefegnet find, von den affiftirenden Geiftlichen das Abendmahl 
gereicht, und dadurch das doppelte Hervortreten der Einzelnen erjpart 
wird. 


11, Sodann fommt eine weitere Verfügung diefer Kirchenftelle vom 
17. Auguft 1831, wegen Verpflichtung der Gonfirmanden auf das allgemeine 
hriftliche Glaubensbekenntniß in Betracht, Die alfo lautet: 

Es ift zur Anzeige gekommen, daß an mehreren Orten bei der Confir⸗ 
mation der Kinder von dieſen Die öffentliche Ablegung eines Glaubensbefenntnifjes 
gefordert werde. Es findet, bis etwa eine Abänderung durch die allgemeine 
Kirchenordnung eintritt, feinen Anftand, daß dieſer Gebraud an allen denjenigen 
Orten fortbeftehe, wo er biöher beobachtet worden ift. Aber es darf nicht ge 
ftattet werden, daß Geiftliche, wie e8 hie und da gejchehen fol, zu diefem Behufe 
ein Glaubensbefenntniß felbit auffeßen oder wählen, und darauf die hriftliche 
Jugend verpflichten; vielmehr liegt ihnen ob, bei dem wörtlichen Inhalte des 
in den drei Artikeln enthaltenen allgemeinen chriftlichen Glaubensbekenntniſſes 
ftehen zu bleiben, auf welches die Kinder ſchon in der heiligen Taufe verpflichtet 
worden find, und auf welches fie daher auch bei der Konfirmation allein ge- 
wiejen werben dürfen. | j 





$. 39. 


Zrauungen. 
G.- U. 8. 11 Abſatz 9.) 


—— 


A. Anfgebote und Bispensation von denselben. 


1. Sede Verlobung muß, ehe zur Trauung des verlobten Paares ge 
ichritten werden fann, zweimal in der Kirche an Sonntagen proclamirt werben. 

Diefe Proclamationen müffen wo möglich mit denen, welche der Eivil- 
ftandsbeamte zu machen hat, zufammentreffen. 


2. Bon diefen Proclamationen kann, wie Died in der nachitehend abge: 
drudten Verordnung vom 8. Juli 1839 refp. 4. März 1852 vorgejehen iſt, 
bispenfirt werden: 

Wir haben Uns veranlaßt gefehen, die über die Ertheilung der Dispen- 
fationen vom firchlihen Aufgebote proteftantifcher Verlobten beftehenden Bes 
flimmungen, insbejondere jene vom 27. Februar 1809, vom 11. Auguft 1813 
und vom 2 Januar 1820 einer Reviſion ımterftellen zu lafjen und verordnen 
bierauf, nach Vernehmung Unfered Staatsrathes, was folgt: 


7. 


8. 


Die Kirche. 


. Die gaͤnzliche Dispenſation vom kirchlichen Aufgebote im Allgemeinen 


bleibt wie bisher Unſerer Allerhöchſten Entſcheidung nach Vernehmung 
Unſeres proteſtantiſchen Oberconſiſtoriums vorbehalten. 


.Nur in höchſt dringenden Fällen fol den proteſtantiſchen Conſiſtorien 


in gleicher Weiſe wie bisher den Kreisregierungen geſtattet ſein, aus 
wichtigen Gründen dieſe Dispenſation im Allgemeinen zu erhalten. 


. Die Ertheilung der Dispenfationen vom 2ten Aufgebote wird ben 


Königl. proteftantifchen Gonfiftorien übertragen. ' 


. In Rällen, wo nahe Todesgefahr zu beforgen ift, ſowie auch in fon- 


ſtigen dringenden Fällen, bei welchen ein längerer Auffchub mit nach: 
theiligen Folgen verfnüpft wäre und fein Bedenken gegen die Zuläffig- 
feit der Dispenfation obwaltet, jollen jelbit die Königl. Decanate zur 
Grtheilung der Dispenfation vom 2ten Aufgebote ermächtigt fein, jedoch 
unter der Verpflichtung, hievon unter Anführung der Gründe dem betref- 
fenden proteftantifchen Gonfiftorium unverzüglich Anzeige zu machen. 


. Diefe Befugniffe der proteftantifchen Gonfiftorien find in Anfehung des 


Decanats-Bezirkes München, zu welchem gemäß Unferer Verordnung 
vom 7. März v. $. ſämmtliche proteftantifche Kirchengemeinden von 
Oberbayern gehören, und welches gemäß berjelben Verordnung Unferm 
proteftantifchen Oberconfiftorium unmittelbar untergeordnet ift, von 
Unferm Oberconfiftorium auszuüben. 


. Sm Falle der gänzlichen Erlaffung des Aufgebotes ift beiden Verlobten 


das juramentum de statu libero por der Trauung durch den Pfarrer 
wie bisher abzunehmen. 

In Anfehung der Taxen behält es Bei den Beftimmungen vom 27. Fe: 
bruar 1809 und 11. Auguft 1813 fein Bemwenden. 

Die der gegenwärtigen Verordnung entgegeuftehenden frühern Be: 
ftimmungen find aufgehoben. 


3. Nachdem es in einigen Orten Gebraudy war, daß die Brautleute, 
welche unehelicher Geburt find, als folche bei der Firchlichen Proclamation aus- 
drüdlich bezeichnet worden, ſolches jedoch, da hierdurch eine unverbiente Be— 
fhämung öffentlich veranlaßt wird, nicht für Recht und angemefjen erachtet wer- 
den Kann, fo bat das Königl. Gonfiftorium mittelft Entjchließung vom 12. De: 
zember 1838 diefen Gebrauch überall abgeftellt. 


B. Beibringung des KAachweises der stottgehahten bürgerlichen Cranung. 


1. &3 ift den Pfarrern bei ſchwerer Strafe verboten, ein Paar zu trauen, 
wenn e8 nicht nachgewiefen bat, daß die Heirath vor dem Givilftandsbeamten 
bereit3 abgejchlofjen worden ift. Strafgefeßbuch Art. 199, 200. 
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Art. 199. Jeder Diener eines Cultus, welcher zu den religiöfen Gere 
monien einer Heirath fehreitet, ohne daß ihm der von dem Beamten des Givil- 
ftandes vorläufig aufgenommene Heirathsact eingehändigt ift, foll für das erfte 
Mal mit einer Geldftrafe von fechszehn bin Hundert Franfen belegt werben. 


Art. 200. Im Falle neuer Gefeßesverlegungen von der im vorhergehen- 
den Artikel ausgedrüdten Art, jol der Geiftliche, welcher fie begangen hat, auf 
folgende Weife geftraft werden, nemlich: für den erften MWiederholungsfall mit 
einer Ginferferung von zwei bis fünf Jahren; für den zweiten MWiederholungs- 
fall mit der Deportation. 


2. Die Nachweije über dieje bürgerliche Trauung wird durch ein Zeugniß 
des Eivilftandsbeamten erbracht, welches dem Stempel’ unterworfen ift. Decret 
vom 29. Dezember 1810. Dieſes Beugniß ift den Kirchenbüchern als Beleg 
beizufügen. 


C. Bas Cronnngsrenht, 


1, Wenn die vorgefchriebenen Proclamationen ftattgefunden haben und 
die Nachweife über die bürgerliche Trauung vorliegt, darf der Pfarrer nur dann 
zur Vornahme der Trauung fchreiten, wenn er Dazu competent ift, d. h. wenn 
er das Trauungsredht befißt. 


Ueber dieſes Trauungsrecdht find folgende Beftimmungen zu bemerfen: 


a) Verordnung vom 13. October 1819. 


Da nad) den übereinftimmenden Berichten Unferer proteftantifchen Gon- 
fiftorien zu Ansbach) und Batreuth die feit dem Jahre 1811 beftehenden Anord— 
nungen über das Pfarrrecht bei proteftantifchen Trauungen mancherlei Irrungen 
veranlafen und die Herftellung des frühern Herkommens allgemein gewünſcht 
wird, fo haben Wir auf den Antrag Unferes proteftantifchen Oberconfiftoriums 
beichloffen wie folgt: 

1. Die Verfügung vom 6. juli 1811 "fo wie die nachträgliche Er: 

läuterung vom 21. November bed nämlichen Jahres, werben biemit 
dahin abgeändert, daß bei proteftantifchen Verlobten aus zwei ver- 
fchiedenen Kirchfprengeln, nach der frühern Sitte, das Trauungs— 
recht dem Pfarrer des künftigen Wohnorted der Brautleute zuftehen 
fol, wobei es jedoch den Verlobten unbenommen bleibt, ſich mit Eins 
willigung be3 berechtigten Pfarrers, welche, gegen Erlegung ber her- 
kömmlichen Stolgebühren an denfelben, nie verweigert werden darf, 
fi in einer andern inländifchen Pfarrei trauen zu laſſen. | 


2. Dei gemifchten Ehen bat es bei der Verordnung vom 25. September 
1814 fein fernered Verbleiben. 
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b) Verordnung vom 2%. September 1814. 


Um alle, dur die frühern Verordnungen über das Tranungsrecht bei 
gemifchten Ehen veranlaßten Verfchiedenheiten und Irrungen zu befeitigen, finden 
Wir Uns bewogen, die allgemeine Verfügung zu erlaſſen: 

daß es in ſolchen Fällen Tediglich von der freien Wahl der Verlobten 
abhängen foll, die Trauung in der Pfarrei des Bräutigamd oder der 
Braut vollziehen zu laſſen, wobei das nicht trauende Pfarramt die 
Entlabjcheine gegen Erlegung der herkömmlichen Gebühren niemals zu 
verweigern hat. 


2. Nach der eben abgebrudten Verordnung vom 25. September 1814 
hängt es aljo von der freien Wahl der Verlobten cab, ob fie die Trauung in 
ber Pfarrei des Bräutigamd oder der Braut vollziehen laffen wollen. Es fteht 
dem Fatholifchen Geiftlichen nicht zu, von dem proteftantifchen Theile wegen ber 
fatholifchen Erziehung der aus der Ehe zu hoffenden Kinder einen Nevers zu 
verlangen und darf ebenjo wenig wegen Verweigerung eines jolchen Reverjes 
die Ausftellung des Dimifforiales unterlaſſen. 

Im Falle Dies dennoch gejchieht, enthält die &.-E. vom 31. Auguſt 1836 
für den proteftantifchen Pfarrer folgende Vorſchrift: 

Da es immer noch nicht an Beifpielen fehlt, daß bei Schliegung ge- 
mijchter Ehen das Dimifjoriale von Seite des Fatholifchen Pfarramtes verweigert, 
und das desfalls vorgejchriebene Benehmen von Seite der proteftantifchen 
Pfarrämter nicht mit der erforderlichen PünktlichFeit und Genauigkeit eingehalten 
wird; jo findet man ſich veranlaßt, vermittelft ver Königl. Decanate Folgendes 
zur Kenntniß und Darnachachtung an ſämmtliche Pfarämter des Diesfeitigen 
Conſiſtorialbezirkes gelangen zu laſſen. | 

Da bei gemifchten Ehen es von der freien Wahl der Verlobten abhängen 
fol, ob der Pfarrer des Bräutigamd oder der der Braut die Trauung zu voll« 
zieben babe, und da der nicht trauende Pfarrer alddann nur den Entlaßjchein 
gegen Grlegung ber herkömmlichen Gebühren auszuſtellen hat, fo iſt, wenn Die 
Trauung bei dem proteftantifchen Pfarrer verlangt wird, und der Fatholijche 
Pfarrer den bei ihm einzuholenden Entlaßfchein verweigern follte, das Brautpaar 
oder doch der Bräutigam anzuweifen, ſich mit zwei Zeugen zu dem Fatholijchen 
Pfarrer zu begeben, und in derfelben Gegenwart den Dimiſſorialſchein nochmals 
nachzuſuchen. 

Auf die, vor den Zeugen erflärte Verweigerung hat der die Trauung 
verrichten follende proteftantijche Pfarrer ſowohl den Bräutigam als die beiden 
Zeugen, vor dem Vollzuge der Gopulation zu Protokoll zu vernehmen, und ihre 
Erflärungen durch Namensunterfchrift befräftigen zu laſſen, um fi über bie 
Legalität feines Verfahrens bei Trauung ohne vorliegende Dimifjorialien erfor: 
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berlichenfalle8 ausweifen- zu können. Als Buͤrgſchaft für die AZuläffigkeit der 
Ehe, auch bei unterbliebener Proflamation in der Fatholifchen Kirche, muß dem 
proteftantifchen Pfarrer die vor der Trauung ihm einzuhändigende Ehebejcheinigung 
von der Givilbehörde um fo mehr genügen, als ihm nach diesfeitigen Gejegen 
die Befugniß nicht aufteht, den katholiſchen Brauttheil das juramentum inte- 
gritatis seu libertatis liefern zu laffen, wie denn auch bei den kirchlichen Pro- 
Hamationen der. fonft übliche Zuſatz: „Wenn Jemand ein Hinderniß wüßte" — 
aus vorerwähntem Grunde nicht mehr zuläfftg ift. 


3. Wegen Einfegnung der gemifhten Ehen ift nachfol-⸗ 
gende &.-E. vom 14. Juni 1856 ergangen: 

Von Seiten eines Pfarramtes ift Beſchwerde geführt worden, daß ein 
fatholifcher Pfarrer mehrere gemifchte Ehen eingejegnet habe, ohne daß von 
Seiten des einfchlägigen proteftantiichen Pfarramtes die Proflamation erfolgt, 
rejp. ein Proflamationsatteft in Vorlage gebracht war. 

Auf ein besfallfiges Schreiben des Königl. Conſiſtoriums hat die Königl. 
Regierung der Pfalz, Kammer des Innern, unterm 5. uni 1856 erwiebert: 

„Auf die gejchägte Zujchrift vom 4. März 1856 beehren wir 
uns, unter Rüdleitung der Communicate, zu erwiedern, daß dem im 
Regierungsbezirfe der Pfalz geltenden bürgerlichen Gejeße durch das 
vorgängige bürgerliche Aufgebot und die Schließung der Che vor dem. 
Givilftandsbeamten Genüge gejchehen, und daß jomit durch das Ver: 
fahren des betreffenden katholiſchen Pfarramtes eine gejegliche Vorfchrift 
nicht verleßt worden ſei.“ 

„Da wir übrigens der Anſicht find, daß Die in dieſer Beziehung 
bisher durch die Geiftlichen beider Gonfejfionen im Allgemeinen beob- 
achtete Hebung dem Intereſſe der Kirche und zwar jenem ber 
beiden NReligionsgefellichaften entipricht, jo haben wir es für zwed- 
bienlicd erachtet, dem bifchöflihen Ordinariate zu Speyer von der 
Nichtbeachtung dieſer Uebung Seitens des Fatholiihen Pfarramtes 
Mittheilung zu machen.“ 


Obſchon nun eine gejegliche Vorfchrift nicht verlegt wird, wenn z. B. 
ein proteftantijches Pfarramt eine gemifchte Ehe ohne Vorlage eines Fatholifchen 
Proflamationsatteftes einfegnet (injoferne nämlih die in $. 11 der Ber 
einigung8=Urfunde feftgefeßte Vorſchrift zweimaliger Proflamation ſelbſtver— 
ftändlih nur den proteftantiihen Pfarrämtern gegeben ift, und fich nur auf 
Proflamationen in proteftantifchen Kirchen bezieht), jo ſchließt ſich doch das 
Königl. Eonfiftorium dem Wunſche der Königl. Regierung an, daß im Allge 
meinen nicht ohne erhebliche Beweagründe von dem bisherigen Uſus möchte 
abgegangen werten. 
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D. Viederverehelichnng geschiebener Personen. 


Hierüber hat das Rönigl. O.-C. unterm 18. Mai 1833 fol» 
gende Entfhließung erlafjen: 


Es ift vorgefchlanen worden, folden rechtskräftig aejchiedenen Ber: 
fonen, welchen die Wiederverehelichung durch Die Givilgejege erlaubt ift, dennoch 
die Firchliche Trauung zu verfagen, wenn den treffenden Pfarrern die Wieder 
verehelichung mit den Ausfprüchen der heiligen Schrift in Widerfpruch zu ftehen . 
jcheine, wobei eine Vereinigung der Pfarrer zu folchem Zweck vorgefchlagen wurde. 

Es ift nicht in Abrede zu ftellen, daß in dann und wann einzeln vor: 
fommenden Fällen die MWiederverehelichung geſchiedener Perfonen auf chriftliche 
Semüther, denen das Band der Ehe heilig und ehrwürdig ift, einen fchmerz- 
lichen Eindruck macht, welcher ſich meiftend auf die individuelle Anficht gründet, 
daß in diefen Fällen nad) den in der heiligen Schrift aufbewahrten Ausfprüchen 
des Heilandes und der Apoftel eine Cheicheidung gar nicht hätte ftattfinden follen. 

Dagegen tft nicht zu verfennen, daß in der evangelifchen Kirche die Aus— 
legung der bier in Betracht kommenden Schriftftellen immer fehr verfchteden war 
und in der Gonfiftorial- und Gericht3-Prarid die mildere Ausleaung, nach welcher 
der Heiland Matth. XIX. die von Gott vor dem Sündenfalle eingefehte Che 
als das deal, dem man nachftreben ſolle, darftellen, nicht aber dem fündhaften 
Menfchengeichlecht damit ein in allen Fällen Fathegorifches Geſetz vorfchreiben 
wollte, jo prävalirt bat, daß Staat und Kirche dergleichen angefochtene Ehe— 
fcheidungen zugelaffen haben. 

Beiftliche, welche Fein Bedenken getragen haben, ein Pfarramt zu über- 
nehmen, haben damit auch die Verbindlichkeit übernommen, den ſchon beftehenden 
Geſetzen und der darnady eingeführten Praxis in ihren Amtshandlungen zu folgen, 
und dürfen fich nach der Uebernahme des Pfarramts nicht weiter auf ihr Ge 
wiffen berufen, um jenen Gefeßen und jener Praxis fich zu entziehen. Würden 
fie demungeachtet durch ihr Gewiffen fich beunruhigt oder gehindert finden, Jo 
müßte in folcher Golliffion die Beruhigung des Gewiffend in der Niederlegung 
des. Amtes gefucht werden. 

Aenderungen der gejeglichen Beftimmungen, wonach die Bisherige Praxis 
fich auch abändern würde, können nur im geeigneten Wege und in Ueberein— 
ftimmung zwifchen Staat und Sirche herbeigeführt werden und man fann und 
wird nicht geftatten, daß Die abweichende individuelle Auslegung und Ueber: 
zeugung einzelner Geiftlihen von ihnen fich zur Vorſchrift in Ausübung bes 
Pfarramtes gejeßt oder gar durch Verabredung und Verbindung mehrerer der: 
felben zur erweiterten Geltung und Ausführung nebracht werde. Man verfucht 
dabei auch Die beabfichtigte Verweigerung der Trauung durch die Behauptung zu 
rechtfertigen, die Ehegerichte feien zu nachſichtig und geneigt, die Eheſcheidungen 
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zu begünftigen, jo daß manche Erfenntniffe nicht für gerecht und ſonach auch für 
den Pfarrer nicht für verbindlich erachtet werden können. Das ift ein bin- 
fälliger Einwand! Die Cherichter haben die Geſetze beſchworen und man muß 
annehmen, daß fie, diefem Schwur getreu, nach pflichtmäßiger Ueberzeugung und 
mit jorgfältiger Beobachtung der Gefege fprechen. Die Function des Pfarrers 
und bes Seelforgers ift bier zu unterfcheiden. Als Pfarrer hat er das richterliche 
Erfenntniß anzuerfennen und demfelben mit Aufrechthaltung der kirchlichen Orb» 
nung Die rechtliche Folge nicht zu verweigern. Als Seelforger kann er nicht 
gehindert werden, Vorftellung, Ermahnung, Warnung eintreten zu lafjen. 





$. 40. 
Beerdigungen. 


A. Begrühnissplähe. 

1, Decret vom 23. Brairial XIL die Beerdigungen betr. 

Art. 1. Keine Beerdigung foll in den Kirchen, Tempeln, Synagogen, 
Spitälern, öffentlichen Kapellen und überhaupt in irgend einem eingefriedigten 
und gejchlofjenen Gebäude, in welchem ſich die Bürger zur Ausübung ihres 
Öottesdienftes verfammeln, noch auch innerhalb der Ringmauer der Städte und 
Flecken, jtattfinden. 

Art. 2. Man wird, außerhalb einer jeden diefer Städte und Fleden, 
in der Entfernung von wenigſtens 35 bis 40 Meter von ihrer Ringmauer, eigne 
Pläge anlegen, welche zur Beerdigung der Todten befonders beftimmt fein follen. 

Art. 3. Die höchften und dem Norden am meiften ausgeſetzten Pläße 
jollen vorzugsweife gewählt werben; fie follen mit einer wenigftens zwei Meter 
hohen Mauer umjchloffen werden. Man wird darauf Pflanzungen anlegen, 
wird aber hiebei die geeigneten Vorkehrungen treffen, daß die Girculation ber 
Luft nicht gehemmt werde. 

Art. 4. Jede Beerdigung fol in einer getrennten Grube jtattfinden ; 
jedes geöffnete Grab foll eine Tiefe von einem Meter fünf Decimeter bis zwei 

"Dieter, auf acht Decimeter Breite, haben und dann mit wohl feit getretener 
Erde zugefüllt werden. 

Art. 5. Die Gräber follen auf den Seiten um 3 bis 4 Decimeter und 
zu den Häuptern und Füßen um 3 bis 5 Decimeter von einander entfernt fein. 

Art. 6. Um die Gefahr zu vermeiden, weldye die zu frühe Wieberer: 
Öffnung der Gräber mit fich Bringt, fol die Eröffnung der Gräber für neug 
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DBeerdigungen nur von fünf zu fünf Jahr ftatt Haben; demzufolge fol der zu 
Begräbniffen beftimmte Platz fünfmal größer fein, als jener Raum, welcher zur 
Beerdigung der muthmaßlichen Anzahl der während eines jeden Jahres Ver: 
ftorbenen nöthig ift. 

Art. 7. Gene Gemeinden, welche Eraft der Art. 1 und 2 gehalten find, 
ihre gegenwärtigen Begräbnißplätze zu verlaffen und fich deren Neue außerhalb 
des Umkreiſes ihrer Wohnungen zu verfchaffen,, können ohne irgend eine andere 
Autorifation als jene, welche ihnen durch die Declaration vom 10. März 1776 
geftattet ift, Die dazu nöthigen Grundftüde erwerben, wenn fie die durch den 
Beſchluß vom 7. Germinal IX. befohlenen Formen erfüllen. 

Art. 8. Sobald der neue Pla zur Aufnahme der Leichen hergerichtet 
ift, jollen die beitehenden Kirchhöfe gefchloffen werden und in dem Zuſtande, in 
dem fie jich befinden, verbleiben, ohne daß fie während fünf Jahren benußt 
werben bürfen. 

Art. 9. Don diefer Epoche an können jene Pläße, welche jegt zu Kirch— 
höfen dienen, von jenen Gemeinden 9) welchen fie zugehören, verpachtet werben: 
mit der Bedingung jedoch, daß ſie nur eingefäet oder bepflanzt werben, ohne daß 
darauf irgend ein Umgraben oder die Grundlegung zu irgend einem Gebäude 
ftattfinden darf, bis hierüber anderft verfügt werden wird. 

Art. 10. Wenn der Umfang der zu den Begräbnifjen beſtimmten Pläße 
es erlaubt, jo können daſelbſt Abtretungen von Theilen des Bodens an ſolche 
Perjonen ftattfinden, welche einen beſonderen und abgefchtedenen Plab zu haben 
wünjchen, um daſelbſt ihr Begräbniß und das ihrer Eltern oder Nachkommen 
zu ftiften und Grabgewölbe, Leichenfteine oder Denkmäler darüber zu erbauen. 





4) Dur Urtheil des Königl. Appellationsgerichtes für die Pfalz vom %; Fe 
bruar 1845 wurde entihieden, daß alle ältern Begräbnifpläge ohne Ausnahme, felbit 
wenn fie Depenbenzien der Kirchen find, Eigenthum der politiichen Gemeinden ſeien. 

Der Cafjationshof zu Darmftadt bat am 5. April 1853 entſchieden, daß ber 
Kirchengemeinde an ſolchen Begräbnifplägen Eigenthum nicht zuftehe, ohne jedoch auch 
dabei darüber zu erfennen, ob das Object Cigenthum der beflagten politiichen Ge: 
meinde jei. 

Der Königl. preußifche Caflationshof hat unterm 23. Januar 1855 erkannt, 
daß ſolche Begräbnißplätze im Eigenthum der politifhen Gemeinden ſich befänden. 

Alle dieſe Oberftrichterlihen Urtheile haben die im entgegenitehenden Sinne ab: 
gefaßten Urtheile der unteren Inſtanzen reformirt, und in neuefter Zeit hat dieſe von 
den drei Oberften Gerichtshöfen de3 linken Rheinufers verworfene Anficht einen Vertreter 
gefunden an W. Maurer in feinem Werkchen „Ueber Eigentfum an Kirchen in den 
deutfchen vormals mit Frankreich vereinigten Gebieten auf der linken Seite des Rheines.“ 
Darmitadt 1858, Verlag der ©. Jonghans'ſchen Buchhandlung. 
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Art. 11. Diefe Abtretungen  follen jedoch nur jenen bewilligt werben, 
welche fich erbieten, Stiftungen oder Schenkungen zu Gunften der Armen und 
der Spitäler zu machen, unabhängig von einer Summe, welche der Gemeinde 
gegeben werben foll, und wenn biefe Stiftungen oder Schenkungen durch Die 
Regierung in den üblichen Formen, auf dad Gutachten der Gemeinderäthe und 
ben Antrag des Präfecten, genehmigt find. 


Urt. 12. Durch die beiden vorhergehenden Artikel find Die Rechte, welche 
ein jeder Privatınann bat, ohne Genehmigung auf Das Grab jeined Verwandten 
oder Freundes einen Leichenftein oder jedes andre das Grab andeutende Zeichen, 
jeßen- zu lafjen, fo wie dieſes bis jeßt bräuchlich war, nicht abgejchafft. 

Urt. 13. Die Bürgermeifter können gleichfall® erlauben, daß, auf das 
Gutachten der Hofpitalverwaltungen, im Umkreiſe diefer Spitäler, Denfmale für 
bie Stifter und Wohlthäter erbaut werben, wenn Lebtere in ihrem Schenfungs- 
oder Gtiftungs - Acte oder in ihrem Teftamente den Wunſch hiezu ausge: 
Iprochen haben. 


Art. 14. Jede Perfon fann auf ihrem eigenen Grund und Boden beer: 
digt werden; doch muß dieſer Pla außerhalb des Umfangs der Städte und 
Flecken und in der vorgefchriebenen Entfernung fein, 


Art. 15. In den Gemeinden, in welchen man fich zu mehreren Gonfef- 
fionen befennt, foll jede Gonfeffion einen bejonderen Begräbnißplag haben, und 
im Falle fich dafelbft nur ein einziger Leichenader vorfindet, fol man ihn durch 
Mauern, Zäune oder Gräben in eben jo viel Theile theilen, als es verſchiedene 
Confeſſionen gibt, mit einem beſondern Eingange für jede Confeſſion und indem 


man biejen Theil nach der Bewohnerzahl von jeder Confeſſion verhältnigmäßig 
abmißt. ?) 


2) Die Verfügungen diefes Artikels find durch $. 100 des Religions : Edictes 
(S. 30) aufgehoben. Hierüber erging unterm 13. Juli 1826 nachfolgende Minifterial: 
Entſchließung: 

Auf den Bericht der Königl. Regierung des Rhein-Kreiſes vom 15. März 1826, 
den gemeinjamen Gebrauh der Leichenhöfe für Katholifen und Proteftanten betreffend, 
wird nad Vernehmung des protejtantiihen Ober-Conſiſtoriums biemit erwiebert, daß bie 
von dem bifchöflihen Ordinariate in Speyer desfalls gegen das bisherige Verfahren der 
Königl. Regierung erhobenen Beſchwerden nit ala gegründet befunden worden feien, 
jondern der $. 100 des zweiten conjtitutionellen Editts vom 26. Mai 1818 allerdings 
aud im Rhein: Kreife dergeftalt feine Anwendung finde, daß auf einer confefjionellen 
Abtheilung der Leichenhöfe nur an ſolchen Orten beitanden werden kann, wo fie unter 
gleihen Verhältnifien ſchon früher eingeführt war, ober wo die beiderjeitigen Kirchen: 
gemeinden über die Einführung berfelben fich gütlic vereinigen, oder die aus einer 


304 Die Kirche, 


Art. 16. Die Begräbnißpläßge, fie mögen den Gemeinden oder Privat: 
leuten angehören, jollen der Autorität der Polizei und der Oberaufficht der 
Gemeindeverwaltungen unterworfen fein. 

Art. 17. Die Rocalbehörden find befonders beauftragt, den Vollzug der 
Geſetze und Vorjehriften, welche die nicht autorifirten Leichenausgrabungen ver: 
bieten, zu handhaben und zu verhindern, daß auf den Begräbnißplägen irgend 
eine Unordnung begangen werde, oder daß man fich dafelbft irgend eine Hand: 
lung erlaube, welche der Achtung, die dem Gebädtniffe der Todten gebührt, 
entgegen wäre. 

Urt. 18. Die Geremonien, welche ehemals bei den Leichenzügen nad) 
dem verjchiedenen Cultus gebraͤuchlich waren, ſollen wieder eingeführt werben, 


ſolchen Abtheilung ſich ergebenden größeren Koften von ber fie veranlafjenden Religions: 
partei allein übernommen werben, 

In den bezeichneten Fällen hat die Königl. Regierung die an mehreren Orten 
bes Rhein Kreijes bisher gemwöhnlihe Abtheilung der gemeinſchaftlichen Leichenhöfe zur 
Beruhigung der Fatholiihen Glaubensgenofien auch für die Zukunft ohne Anſtand zu 
geitatten und die Antheile für jede Confejfion gehörig feitzufegen, dagegen in allen 
jenen Fällen, wo neue Leichenhöfe angelegt oder die alten erweitert, und die Koften 
biezu aus dem Gemeinde:Vermögen bejtritten, oder durch Umlagen gedeckt werben müflen, 
die bejagte Abtheilung weder von der einen noch der andern Partei gefordert werben kann. 

Die bifchöflihe Stelle in Speyer wird ſich hiebei um fo mehr beruhigen, als 
bie Einjegnung ſolcher gemeinfamer Kirhhöfe nach katholiſchem Nitus nicht beanftandet 
wird, die beantragte Abtheilung bderjelben aber nad Lokal-Verhältniſſen oft vielen 
Schwierigkeiten unterliegt, in keiner Hinficht als nothwendig erjcheint, und aud in andern 
heilen des Königreihs, wo gemeinjame Leihenhöfe bejtehen, in der Regel nicht ein 
geführt ift, ohne daß die übrigen bijhöflihen Ordinariate bisher etwas dagegen zu 
erinnern für nöthig erachtet hätten, 

Da jeboh die MProteftanten bier und da bie ftändige Aufrichttung eines 
Kreuzes auf folhen Begräbnißplägen nicht zugeben wollen, jo erſchien nachſtehende 
Miniſterial-Entſchließung vom 14. October 1834: 

Auf die von der Königl. Kreisregierung binfihtlih der gemeinſchaftlichen Be: 
gräbnißpläge im Decanate Homburg erftatteten Berichte d. d. 19, und 31. März; 1834 
wird nach vorgängiger Vernehmung des proteitantifchen Ober: Confiftoriums zur Ent: 
ſchließung erwiedert: 

Die in dem Reſcripte vom 13, Juli 1826 enthaltene Beſtimmung, daß in 
denjenigen Fällen, wo neue Leichenhöfe angelegt oder die alten erweitert und die Kojten 
bierzu aus dem Gemeindbe-Vermögen bejtritten oder durch Umlagen gededt werden müflen, 
“eine Abtheilung der Leihenhöfe nah Confeſſionen weder von der einen noch der andern 
Parthei gefordert werden könne, berubt, wie der weitere Inhalt dieſes Refcriptes zeigt, 
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und es ift den Familien freigeftellt, die Koften davon nach ihren Mitteln und 
ihrem Vermögen zu beftimmen: allein außerhalb des Umkreiſes der Kirchen und 
der Begräbnißplätze follen die religiöfen Geremonien nur in jenen Gemeinden 
erlaubt fein, in welchen nur ein einziger Cultus geübt wird, in Gemäßheit des 
Art. A5 des Geſetzes vom 18. Germinal X. 


Art. 19. Wenn der Geiftliche eines Cultus, unter welchem Borwande 
das immer auch fei, fich erlaubt, feine Dienftleiftung zur Beerdigung eines 
Leichnams zu verweigern, jo wird die Givilbehörde, entweder ex officio ober 
auf Anftehen der Familie, einen andern Geiftlichen von dem nemlichen Cultus 
beftellen, um dieſe Functionen zu verrichten ; in allen Fällen ift die Givilbehörde 
beauftragt, die Leichen beerdigen zu laſſen. 


Art. 20. Die Koften und Gebühren, welche den Pfarrern oder andern 
bei den Kirchen angeftellten Individuen, fowohl für ihre Affiftenz bei den Leichen- 
zügen, ald auch fir die von den Familien beftellten gottesdienftlichen Verrich— 
tungen, zu bezahlen find, jollen auf das Gutachten der Biſchöfe, Conſiſtorien 


auf der Vorausjegung, daß den Katholiten die Einfegnung folder gemeinfamen Kirchhöfe 
nad) katholiſchem Nitus von Seiten der Proteftanten nicht beanſtandet werde, 
Hieraus folgt von jelbit Nachjtehendes: 

1, wo es fih um Anlage neuer Friedhöfe handelt und die proteftantifchen Ge: 
meindeglieder die katholiſche Cinfegnung de3 gemeinfamen Friedhofes nicht 
zugeben, darf auf Anlegung gemeinfamer Yeichenhöfe für beide Neligionstheile 
in keiner Weiſe gedrungen werden. Ebenſo darf eine folde Vereinigung dort 
nicht geboten werden, wo der proteftantifhe Neligionstheil die 
Erridtung eines Kreuzes verweigert, 

2. Wo Leichenäder bereit? in Gemeinſchaft befeffen werden, darf kein Theil an 
bem Befigftande Etwas ändern, 

Es dürfen daher auch die Protejtanten, die dur ben katholiſchen 
Ritus ausdrüdlich gebotene Aufrihtung von Kreuzen auf dem Gottesader 
überhaupt und auf den einzelnen Gräbern um jo weniger hindern, al3 übers 
dies das Kreuz nicht für ein der katholiſchen Kirche eigenthümliches religiöjes 
Symbol angejehen werben kann, 

Dieje M.E. wurde durch E.E, vom 31. October 1838 den Königl. Decanaten 
und Pfarrämtern mit dem Auftrage mitgetheilt, ergebenden Falles es ſich angelegen fein 
zu lafien, ihre Pfarrgenoffen darnach zu belehren, insbeſondere aber dahin zu wirken, 
baß bei umfichtiger Wahrung ber Rechte doch von der proteftantisch:evangelifchen Kirche 
imd ihren Glaubensgenofien jeder gegründete Vorwurf undriftliher Intoleranz und 
Unduldſamkeit fern gehalten werde. 
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und Praͤfecte und auf den Antrag des mit den Angelegenheiten des Cultus 
beauftragten Staatsrathes durch die Regierung regulirt werden. Es ſoll ihnen 
für ihre Aſſiſtenz bei dem Begräbniß jener Individuen, welche auf der Armen- 
rolle eingetragen find, nichts entrichtet werden. 


Art. 21. Die Art, die Todten auf den Leichenader zu tragen, fol durch 
die Bürgermeifter mit Genehmigung des Präfecten, nad den Localitäten jo ge: 
regelt werben, wie jie am beiten geeignet ift. 


Art. 22. Die Kirchenfabrifen und Gonfiftorien follen allein das Recht 
genießen, Die Leichenwagen, Bahrtücher (und jene Tücher, welche zur Behängung 
des Chors und der Stühle gebraucht werden) und die Leichenzierrathen zu 
liefern und im Allgemeinen alle Lieferungen von was immer für einer Art zu 
machen, welche zur Beerdigung und zur Anftändigfeit oder zum Pomp der 
Leichenbegängniffe nöthig find. Die Fabrifen und Gonfiftorien können dieſes 
Recht jelbjt üben oder daſſelbe mit Genehmigung der Givilbehörben unter deren 
Oberaufficht fie geftellt find, verpachten. 

Art. 23. Die Verwendung jener Summen, welche durch die Ausübung 
oder Verpachtung dieſes Rechtes gewonnen werden, foll zur Unterhaltung der 
Kirchen, der Begräbnißpläge und zur Bezahlung der Deffervang beftimmt fein; 
diefe Verwendung joll auf den Antrag des mit dem Cultus beauftragten Staats- 
rathes und auf das Gutachten der Bijchöfe und Präfecten regulirt und ver: 
theilt werben. 

Art. 24. Es ift allen andern Perfonen, was auch immer ihre Verrich— 
tungen jein mögen, ausdrüdlich und bei gebührender Strafe verboten, das vor- 
bemeldte Recht zu üben, ohne Präjudiz jedoch für jene Rechte, welche fich auf 
Kaufverträge gründen, welche ſchon exiftiren und welche zwijchen etlichen Unter: 
nehmern und den Präfecten oder andern Givilbehörden, in Bezug auf die Leichen- 
züge und das Leichengepränge, find gefchloffen worden. 


Art 25. Die Koften, welche von den Erben der verftorbenen Perfonen 
für die Leichenzettel, den Preis der Bahrtücher (und der zur Behängung des 
Chors nöthigen Tapeten), die Särge und die Fortfhaffung der Leichen zu be- 
zahlen find, jollen Durch einen Tarif beftimmt werden, welcher durch die Muni- 
cipalbehörben vorgefchlagen und durch einen Präfecturbefchluß genehmigt wird. 

Urt. 26. In den Dörfern und andern Dertern, wo vorgefagtes Recht 
nicht durch Die Fabriken ausgeübt werden fann, follen die Localbehörden mit Ge- 
nehmigung der Präfecten, dafür Vorſehung thun. 


2. Wegen der Errichtung von Wohngebäuden und Anlegung von Brunnen 
in der Nähe der in Folge des obigen Decrets verlegten Begräbnißpläße enthält 
das Faijerliche Decret vom 7. März 1803 folgende Vorſchriften: 
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Es darf Niemand ohne beſondere Erlaubniß bei den außerhalb der Ge— 

meinden verlegten Begräbnißplätzen in einer Entfernung von weniger als 100 
Metern ein Wohngebäude errichten oder einen Brunnen graben. 
j Bereits beftehende Gebäude in derfelben Entfernung dürfen ebenjo wenig 
ohne befondere Erlaubniß reparirt oder vergrößert werden, und ſolche Brunnen 
können auf Begehren der Lokalpolizei nach vorheriger Unterfuchung durch Sach— 
verftändige in Folge Regierungsbejchlufjes ausgefüllt werden. - 


8 Die Königl. Regierung bat mittelft genereller Entſchließung vom 
5. October 1844 verfügt, daß bei Anlegung neuer Leichenhöfe die betreffenden 
Pfarrer mit ihren Weußerungen über die Wahl der hiefür zu verwendenden 
Pläße vernommen werben jollen. 


A, Ueber die Einweihung der neu angelegten Leichenhöfe 
bat das Königl. Ober-Eonfiftorium unterm 10. Mai 1848 fol: 
gende Anordnungen erlafjen: 


1. Wenn in einer Gemeinde ein neuer Leichenhof angelegt worden ift, 
weil der alte wegen Mangel3 an Raum, oder aus andern .Gründen 
nicht mehr gebraucht werben foll; jo hat das Pfarramt mit dem Pres- 

byterium wegen des Tages der Einweihung, der in der Negel ein 
Sonntag fein ſoll, fich zu benehmen. Iſt der Tag beſtimmt, jo ift 
der Decanatvorftand Davon zu benachrichtigen und. einzuladen, wo 
möglich den Aft der Einweihung felbjt vorzunehmen. Wenn diefer 
verhindert ift, fo nimmt der Ortspfarrer diefen Akt vor — Wo 
mehrere Pfarrer find, kommt Die Verrichtung befjelben dem zunächft 
zu, welcher durch Amtsalter den übrigen vorangeht. In entjprechender 
Beit vorher ift bei einem Sonntagsmorgen-Gottesdienfte die; Gemeinde 
von der Kanzel herab zur Theilnahme an der Einweihungsfeierlichfeit 
einzuladen, An dem feftgefeßten Tage verjammelt fi) die Schuljugend 
mit ihren Lehrern in dem Sculhaufe und zieht von da mit dem 
Decan, dem oder den Drtögeiftlichen, den in Amtstracht etwa er- 
fchienenen benachbarten Pfarrern und dem Presbyterium an den alten 
Leichenhof, wo. fi) die Gemeinde verjammelt bat. Bor. demfelben 
ordnen fich alle Gegenwärtigen in einen Zug, wobei $.9 der Ordnung 
für Die Einweihung der Kirchen zu beachten ift. Sie gehen hierauf 
unter Abfingung eines pafjenden Klirchenliedes hinein auf Die bisherige 
Begräbnißftätte. Hier nimmt der fungirende Ortspfarrer (bei mehreren 
DOrtögeiftlichen, wenn der Decan die Weihe vollzieht, der Amts- 
ältefte, außerdem der nach diefem im Amtsalter folgende) in einer 
furzen, evangelifcy eindringlichen Rede Abjchied von dem bisherigen 
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Begräbnißplage, fpricht ein der ergreifenden Handlung angemeſſenes 
chrijtliched Gebet und den Segen. Unter dem Geläute der Gloden 
bewegt fich nun Der Zug nach dem neuen Leichenhofe und betritt den- 
jelben unter kirchlichem Gefange. Der Decan, oder der Ortögeiftliche 
hält eine, Die wichtigften Punfte in evangelifch Firchlicher Kraft und 
Klarheit umfafjende Rede und nimmt die Weihehandlung mit folgenden 
Worten vor: | 
„sch weihe diefe Stätte zu einem Ader Gottes, auf welchem 
von num an gefäet wird das Verwesliche, daß es am großen Tage 
bes Herrn auferftehe unverweslich, im Namen Gottes des Vaters, 
des Sohnes und des heiligen Geiſtes. Amen.” 


Hierauf fpricht der einweihende Geiftlihe ein auf Die heilige 
Handlung bezügliches Gebet und läßt die Gemeinde, und, wo es 
thunlich ift, auch einen Sängerchor einige zweckgemaͤße Liederverfe 
fingen, worauf die Feier mit dem Segen des Herrn beichlofjen wird 
und die Verjammelten in gebührender Ordnung zurüdfehren. 


. Wenn in einer Gemeinde, welche noch feinen Begraͤbnißplaß hatte, 
ein jolcher einzumweihen ift, jo gelten diefelben Beftimmungen, nur mit 
dem Unterjchiede, daß der Zug von der Kirche, oder von dem Schul: 
haufe aus nach dem neuen Leichenhofe geht. 

. Sit Die bisherige Begräbnißftätte nur vergrößert worben, fo ift feine 
Einweihung an einem befonderen Tage zu veranftalten, fondern 
bei der erften Beerdigung auf dem neu hinzugefommenen Raume bat 
die Rebe des Geiftlichen darauf Bezug zu nehmen, vor dem Beginne 
berjelben aber hat der Pfarrer die Worte zu fprechen: „Auch hier 
follen von nun an unſere Todten jchlafen, bis der Herr fommt, der 
die Auferftehung ift und das Leben. Darum weihe ich dieſe Stätte 
zu einem Orte beiliger Ruhe im Namen Gotted des Waters, des 
Sohnes und des heiligen Geiftes. Amen.“ | 
. Die Ginweihungsfeierlichkeit fol in der Regel des Nachmittags ftatt- 
finden. Benachbarte Geiftliche, welche nicht zur Zeit dieſer in ihren 
Gemeinden Amtögefchäfte zu verrichten haben, können zu berfelben 
eingeladen merden. 

. Ueber die vollzogene Einweihung und die Welfe, in welcher fie vor- 
genommen wurde, auch über die Theilnahme, welche fie gefunden, ift 
jedesmal von dem Pfarramte an das Decanat zu berichten. Diefer 
Bericht ift dem Königl, Eonfiftorium vorzulegen. 
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B. Codtengräber. 


Hierüber beftebt nachfolgende Regierungd- Verfügung 
vom 9, November 1827: | 

Da man aus amtlichen Berichten entnommen hat, daß die beftehenben 
Verordnungen über die Beerdigungen nicht in allen Gemeinden gehörig voll» 
zogen werben, jo hat man bejchloffen was folgt: 

Art. 1. In jeber Gemeinde, in welcher fich ein Leichenader befindet, foll 
auch, ein Todtengräber aufgeftellt werben. 
| Art, 2. Die Verrichtungen deſſelben beſtehen in Verfertigung der Graͤber 
und in Cinſenlung der Leichen. 
Art. 3. Außer ihm iſt in Zukunft Niemand berechtiget, dieſe Verrich— 
tungen zu machen. E 
vo. Art. 4 Gr bat fich bei Verfertigung ber Gräber ftrenge an bie Der: 
fügungen der Artikel A, 5 und 6 des Dekretes vom 23. Prairial 12. Jahres 
zu Halten. 

Ebenſo hat er bei Vermeidung der im Art. 358 des Strafgefegbuches 
verhängten Strafen, die Beftimmungen der Verordnungen vom 14: April 1819 
genau zu beobachten und dem gemäß, in Folge des Artifel 77 des Civil-Geſetz⸗ 
Buches, ohne vorgängige fehriftlihe Grmächtigung bes Civilſtandsbeamten keine 
Beerdigung vorzunehmen. 

Art. 5. An denjenigen Orten, wo fein ſelbſtſtaͤndiger Arzt wohnt, können 
bei anſteckenden Krankheiten, oder in den heißen Sommermonaten Juni, Juli 
ind Auguft, Beerdigungen nach Ablauf von 24 Stunden fchon vorgenommen 
werben, wenn ein in dem Orte wohnenber Unterarzt befcheiniget, daß an dem 
Leichnam die umtrüglichen Zeichen des gewiffen Todes vorhanden find, oder, 
wenn in Grmanglung eined folhen Unterarztes, der VBürgermeifter unter Bus 
ziehung bon zwei erfahrenen Männern die Verhälmniffe mit größter Vorficht und 
Gewiſſenhaftigkeit unterfucht und in einem von dieſen mitunterfchriebenen Er: 
laubnißſcheine die frühere Beerdigung geftattet hat. 

Art. 6. Die Todtengräber werben von dem Bürgermeifter auf Widerruf 
ernannt und die Verrichtungen der Feldſchützen und Nachtwächter find mit jenen 
des Todtengräberd vereinbar. 

Art. 7. Der Todtengräber kann fich eines Gehülfen bedienen. Die von 
ihm getroffene Wahl unterliegt jedoch der Beftätigung des Bürgermeifters. 

Art. 8. Der Gemeinderath hat unter Berückſichtigung der Lokal: Ver- 
bältnifje die Gebühren zu beftimmen, welche die Todtengräber fowohl für die 
Berfertigung der Gräber der Bemittelten, als für jene der Armen zu beziehen 


haben 
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Art. 9. Die von dem Gemeindberath getroffenen desfallfigen Beftimmungen 
unterliegen der Betätigung der Königl. Land-Commiſſariate. 

Art. 10. Die Gebühren fir Verfertigung der Gräber der Armen werben 
aus den Lofal= Almofen oder MWohlthätigfeitsfonds und in deren Ermangelung 
aus der Gemeindefafje beftritten. 


C. Leichenbeschan. 


Ueber die Leihenbefhau hat bie Königl. Kreis-Regierung 
unterm 5. Kanuar 1832 nachſtehende Verordnung erlaffen: | 


Nach Anficht der Art. 77 und 81 des Eivil-Gefehbuches, des Art. 358 
des Straf-Gefeßbuches und der polizeilichen Verordnungen vom 14. April 1819 
(Sntelligenzblatt von 1819 Nr. 3) und vom 9. September 1827 (Sntelligenzblatt 
von 1827 Nr. 39), und 

An Erwägung, daß eines Theild zur Verhütung der Beerbiaung von 
Scheintodten und anderſeits zur Entdefung von gewaltfamen Tobesarten bie 
allegirten polizeilichen Verordnungen nicht zureichend befunden worden find, hat 
die Königl. Regierung beichloffen, was folgt: 

Art. 1. In allen Gemeinden des Nheinfreifes follen geihenbejchaner 
angeftellt und auf pünktliche Befolgung der ihnen übertragenen: One 
im Berwaltungswege Eoftenfrei verpflichtet werben, 

In Gemeinden unter 4000 Seelen foll ein Leichenbefchauer, in größeren 
Gemeinden wenigſtens zwei, angeftellt werben, 

Art. 2, In Gemeinden, in welchen: geprüfte Unterärzte ober Chirurgen 
ſich befinden, find vor allem dieſe als Leichenbeſchauer anzuftellen, und mo 
mehrere in einer Gemeinde angeftellt werden, ift jedem fein befonderer Diftrikt 
anzuweifen, in welchem er ausfchließlich feine Verrichtungen auszuüben hat. Ä 

In Gemeinden, wo ſich feine Unter: oder Wundärzte, wohl aber Barbiere 
oder Bader befinden, find vor allem diefe als Keichenbejchaner zu beftellen, und 
in Ermanglung diefer, Bürgermeiftereifchreiber oder andere rechtſchaffene, verftändige, 
des nöthigen Unterrichts empfängliche Bürger, welche dann die Todtenbeichau, 
erforderlichen Falles unter Auziehung einer Hebamme nder einer erfahrenen 
Leichenfrau, vornehmen. 

Für den Fall, daß die angeftellten Leichenbejchauer an Ausübung ihrer 
Verrichtungen auf legale Weife gehindert fein follten, ift in den Gemeinden 
unter 4000 Seelen zugleich auch noch ein ftellvertretender Leichenbefchauer zu 
ernennen. Wo mehrere Leichenbefchauer angeftellt find, erfegt im Verhinderungs⸗ 
falle ein Leichenbefchauer den andern. _ 

‚Die Leichenbejchauer find, auf den Vorſchlag des Bürgermeifters, von 
dem Gemeinderathe auf Ruf und Widerruf zu ernennen und von ben Königl. 
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Land» Commiffariaten im invernehmen mit den Königl. Kantonsärzten zu 
beftätigen. 

Art. 3. Die Leichenbefchauer haben fich genau an die gedrudte Inſtruk— 
tion zu halten, welche ihnen Die Königl. Kantonsärzte zuftellen, und noch mündlich 
erläutern werben. 

Dei Leichenbejchauern, welche Feine geprüfte Unter: ober Wunbärzte find, 
werben die Königl. Rantonsärzte alle Jahre gelegentlich der Podenimpfung oder 
auch öfter diefe mündlichen Erläuterungen wiederholen und fich zu überzeugen 
fuchen, ob die Leichenbejchauer. die nftruftion ihrem ganzen Inhalte nach bes 
griffen haben, 

Art. 4. Sobald die Vermuthung eintritt, daß ein Menfch geftorben fei, 
jo find die Hausgenoffen oder Verwandten defjelben verpflichtet, fogleich den 
Leichenbejchauer mit genauer Angabe der Zeit des muthmaßlichen Todes, davon 
in Kenntniß zu feßen, wogegen ihnen von dieſen ein Schein mit Angabe des 
Tages und der Stunde der gemachten Anzeige ausgeftellt wird. 

Der Leichenbejchauer ift gehalten fich ungefäumt an Ort und Stelle zu 
begeben. — Bor befjen Ankunft darf der Todte nicht aus dem Bette genommen, 
noch eine fonftige Veränderung an ihm oder feiner Lage vorgenommen werben, 
ed fei denn, daß Rettungsverfuche Dies nöthig gemaht hätten. — Die Ver- 
wandten und Hausgenofjen find ferner verpflichtet, die zur allenfallfigen Wieder: 
belebung des muthmaßlich Todten von dem Todtenbejcdyauer gemachten Anord- 
nungen pünftlid und unweigerlich zu befolgen. 

Im Falle die Anverwandten und Hausgenoſſen unterlafjen follten alsbald 
die vorgejchriebene Anzeige zu macen und der Todtenbeichauer auf anderem 
Wege Kenntniß von dem muthmaßlich eingetretenen Tode eines Menfchen erhielte, 
fo ift er verpflichtet, fih von Amtswegen unverzüglich an Ort und Stelle zu 
begeben, feinen Dienft dafelbft zu verrichten, fobann aber der Polizeibehörde 
von der verjäumten Anzeige Kenntniß zu geben, damit diefelbe im betreffenden 
Falle die geeignete Anzeige machen Fann. 

Art. 5. In den Fällen, wo fich Bei’ der gleich nach nemachter Anzeige 
vorgenommenen Belichtigung feine von den in der Inſtruktion angegebenen 
Kennzeichen des Scheintodes vorfinden, der Leichenbejchauer alſo Feine Wieder 
belebungsverjuche vorzunehmen für nöthig erachtet, überdieß der Todte auch nicht 
an einer anftekenden Krankheit geftorben ift, Braucht derjelbe nach gemachter 
Anordnung, wie der Verblicyene unter der Hand zu behandeln ift, die zweite 
Befihtigung erſt nach Ablauf derjenigen Frift vorzunehmen, wo das einzige 
untrüglidhe Kennzeichen des wirklichen Todes (die Verweiung) ſich ein- 
geitellt haben Fann. 

Nur wenn fich der Leichenbeſchauer davon überzeugt hat, darf er den 
Beſchauſchein ausftellen. 
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Auf diefen Schein hin ertheilt der Givilftandsbeamte die Autorifatiouen 
zur Beerdigung. 

Hinfichtlich der Zeit, wann Die Beerdigungen überhaupt und insbeſondere 
bei anſteckenden Krankheiten, oder in den heißen Sommertagen ſtattfinden dürfen, 
hat es bei den polizeilichen Verordnungen vom 14. April 1819 und vom 9, Sep: 
tember 1827 fein Verbleiben. 

Bei vermuthetem Scheintode darf fich der Leichenbefchauer nicht von dem 
Scheintodten entfernen, ehe und bevor er nicht alle Rettungsverfuche angeftellt 
hat; er fann die Beerdigung jo lange verjchieben, ald noch Hoffnung zur Wieder: 
belebung vorhanden ift. 

Wenn Zeichen eined gemwaltjamen Todes vorhanden find, fo hat der 
Leichenbefchauer auf der Stelle dem gerichtlichen Polizeibeamten die Anzeige 
bievon zu machen, damit die Vorfchriften des Art. 81 des Civil-Geſetzbuches 
beobachtet werden. 

Art. 6. Die Gebühren der Leichenbefchauer find, auf den Vorjchlag des 
Bürgermeilterd, von dem &emeinderathe nach den örtlichen Verhältnifjen zu 
veguliren, und das Regulativ den Königl. Land-Commiſſariaten zur Beſtätigung 
vorzulegen, 

Sie werden aus der Gemeindefaffe bezahlt und zu dem Ende ein ange 
mefjener Gredit im Budget eröffnet. 

Die Leichenbejchauer haben von Vierteljahr zu Vierteljahr ein Ver: 
zeichniß ihrer Gebühren zu fertigen und es dem Bürgermeifter zur Anweifung 
vorzulegen. 

Dei fi) ergebenden Anftänden find Die Gebühren » Verzeichniffe dem be- 
treffenden Königl. Kantonsarzte zur Taxation vorzulegen. 

Art. 7. Die Zuwiderhandlungen gegen vorftehende Beftimmungen find 
den Gerichten anzuzeigen, um von dieſen nad) Vorfchrift des Artikel 358 des 
Strafgefeßbuches beftraft zu werben. 


D. Beurkundung des Codes durch die Civilstandsbeamten. 


Kein Geiftliher darf eine Beerdigung vornehmen, ohne daß ihm vorher 
ein Grlaubnißjchein des Givilftandsbeamten eingehändigt worden ift. 


1. Art 77 des Civil-Geſetzbuches: 


„Keine Beerdigung darf ohne Erlaubniß des Beamten des Givilftandes 
geichehen. Er ertheilt fie auf nicht geftempeltem Papier und unentgeltlich ; aber nicht 
eher, ald nachdem er fich zu Dem Verftorbenen verfügt hat, um fich feines wirflichen 
Hinfcheidens zu verfichern, und vier und zwanzig Stunden nach dem Hinfcheiden. 

Ausgenommen bleiben jedoch die in den Poligeiverorbnungen beftimmten 
Fälle.“ 
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"8 Raiferliches Decret vom A. Thermibor XII 


Nach Anficht des Art. 77 des Givilgefeßbuches, welcher ſagt: „Reine Be: 
erbigung foll ohne eine, vom Givilftandsbeamten auf freiem Papier und ohne 
Koften außgeftellte Ermächtigung ftattfinden.” — Nach Anficht des Decretes vom 
23. Prairial XII. über die Begräbniffe, welches die Beerbigungspläge der Aus 
torität, Polizei und Aufficht der Municipalbehörden unterordnet und den Kirchen- 
fabrifen und Gonfiftorien das ausfchließende Recht geftattet,, die für Begraͤbniſſe 
nöthigen Lieferungen zu machen — decretirt: 

Art. 1. Es iſt allen Bürgermeiſtern, Adjunkten und Mitgliedern der 
Gemeindeverwaltungen verboten, die Fortſchaffung, Praͤſentation (des Leichnams 
in den Kirchen, wie das in Frankreich üblich if), NRiederſtellung und Beerdigung 
ber &eichen, noch auch die Eröffnung der Begräbnißpläge zu dulden; allen 
Kirchenfabrifen und Confiftorien oder andern, welche das Recht haben, die für 
die Reichenbegängniffe nöthigen Lieferungen zu machen, die befagten Lieferungen 
wirklich zu machen; allen Pfarrern, Defjervand und Baftoren, irgend seine Leiche 
abzuholen, oder fie außerhalb der Kirchen und Tempeln zu begleiten, ehe ihnen 
nicht die vom Givilftandsbenmten ertheilte Genehmigung für die Beerdigung er- 
fichtlich tft, bei Strafe als Uebertreter des Geſetzes verfolgt zu werben. : 


3. Art. 358 des Straf-Geſetzbuches; 


Wer ohne vorhergegangene Erlaubniß des Givilbeamten, in dem Falle, 
wo fie erforderlich ift, eine verftorbene Perfon beerdigen läßt, ſoll mit einem 
Gefängniffe von ſechs Tagen bis zu zwei Monaten und einer Geldbuße von 
fechzehn bis fünfzig Franken beftraft werden; wegen der Verbrechen gleichwohl, 
deren die Urheber dieſes Vergehend bei diefer Gelegenheit etwa befchuldigt werden 
mochten, fol nichts deſto weniger gegen fie verfahren werben. — Die nämliche 
Strafe hat gegen jene ftatt, Die auf irgend eine Art, wie ed auch fein mag, 
dem Gejege und den Verordnungen über die zu voreilige Beerdigungen zu= 
wiberhandeln.“ : 


4. Regierungdverordnung vom 14. April 1819. 


Man hat in Erfahrung gebracht, Daß nicht felten Beerdigungen in ten 
erften vier und zwanzig Stunden nach dem Hinfcheiden ftattfinden, 

Um diefen polizeimidrigen Mißbrauch zu verhindern, wird hiemit aus: 
drüdlich feitgefeßt, daß in Zukunft Fein Berftorbener, welcher Gonfeffion er auch 
jei, beerdigt werben dürfe, wenn nicht wenigſtens acht und vierzig Stunden nad) 
erfolgtem Tode verflofjen find. Eine Ausnahme hievon kann in befonderen Fällen 
nur dann geftattet werden, wenn ein Zeugniß eines felbftftändigen Arztes bei- 
gebracht wird, daß an dem Leichname untrügliche Zeichen des gewiſſen Todes 
vorhanden feien. 
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Bei diefer Gelegenheit fieht man fich ‚veranlaßt, Die an vielen Orten 
noch herfömmlichen unanftändigen und bei anſteckenden Krankheiten für Die Bei- 
wohnenden ſelbſt gefährlichen Leichenfchmäufe gänzlich zu unterfagen. 

Die Zumiderhandelnden jollen durch die Lokal-Polizei-Behörden den Ge: 
richten zur Beftrafung angezeigt werben. 


E. Kicchliche Feier bei Beerdigungen. 


1. Wegen der firhlihen Feier der DEEENLGUNGEN beſteht 
folgende O.“C.“E vom 31. Dezember 1833: 

41. Jeder Pfarrer ift verpflichtet, die in feinem Amtsbezirke 1) Berftorhenen 
nach hriftlicher Sitte zum Grabe zu geleiten und benfelben bie vorgen 
ſchriebene Firchliche Einſegnung zu ertheilen. 

2. Eine Ausnahme findet nur da ftatt, wo aus flaatöpolizeilichen Rück— 
fichten die öffentliche Beerdigung und Leichenbegleitung unterfagt wird. 
Auch ſoll es bei todtgebornen oder in die firchliche. Gemeinfchaft noch 
nicht aufgenommenen Kindern den Eltern freigeftellt bleiben, die kirchliche 
Ginfegnung zu verlangen oder nicht. 

3. Bur kirchlichen Peter wird die Anweſenheit des Geiftlichen, ein kurzes 
Gebet und die Grtheilung de3 Segen! nach vorgefchriebenem Rituale 
erfordert. Sie findet in der Regel am Grabe ftatt, kann aber auch, 
beſonders bei ungünftiger Witternng oder bei zu weiter Entfernung 
des Begräbnißplakes, in ber Kirche abgehalten werden. Wo außerdem 
noch Grabreden und Leichenpredigten gebräuchlich find, bleibt Die Bei— 
fügung derfelben wie bisher von den Srtlichen Beitimmungen und von 
dem Wunſche der Hinterlafjenen abhängig. 

Die Anordnung des Firdhlichen Geſanges Bat der Pfarrer zu 
beftimmen, welchem auch obliegt, Mißbräuche zu verhüten, über welche 
bie und da im Abficht auf die Lebensläufe. Klage geführt wird, 

4. Andere Feierlichkeiten zu geftatten oder zu verbieten, ift Sache der 
Drtöpolizeibehörden, und der Geiftlihe hat nur in jo weit Davon 
Kenntniß zu nehmen, als dadurch zugleich Die Firchliche Feier berührt 
wird. Ueber das Verhalten des Pfarrers, wenn am Grabe von andern 
Perfonen Reden gehalten werden, gibt die Verordnung vom 28, Mai 
1831 (©. $. 40 ©. 317), die nöthige Anweiſung. — Die Stelle des 
Geiftlihen durch Perfonen vertreten zu laſſen, welche dem geiftlichen 
Stande nicht angehören, wird ein für alle Male unterfagt. 


— — — — —— — —— —— —— — — — — — — — — · — 


1) Dieſe Verpflichtung tritt für den zeitlichen Beiftlichen auch dann ein, wenn 
in einem Parochial-Ort ein Begräbnißplat angelegt wird, wo früher keiner war. (CE, 
vom 1. Juli 1830.) ’ 
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b. Rüdfichtlich der feierlichen Leichenbegleitung vom Trauerhaufe aus bis 
"zur Grabesftätte Bleibt e8 bei den vorhandenen örtlichen Beftimmungen. 
Wo eine ſolche bis jetzt gar nicht ftattgefunden bat, ift die Leiche 
wenigftens beim Cingange in den Kirchhof zu empfangen. Dem Leichen- 
conduche bis Über die Ortsmarkung hinaus entgegen zu gehen, * 
keinem Pfarrer zugemuthet werden. 

6. Die herkömmlichen Stolgebühren ſollen durch obige Befimmungen 
weder. vermindert noch erhöht werben, 

7. Wo ſich dem Vollzuge der voritehenden Anordnung befondere Hinder⸗ 

niſſe entgegen ftellen, ‚find. zunächft die Pfarrer. und Decane verpflichtet, 
im Benehmen mit den OrtSpolizeibehörden für Die — derſelben 

geeignete Sorge zu tragen. 

Wo die amtliche Wirkſamkeit derſelben aber nicht ausreicht, 
haben die Königl. Conſiſtorien einzuſchreiten und ſich dabei möglichſt 
* den unter dem — Tage erlaſſenen beſondern — 

m zu richten. 


2. Ferner eine O.⸗C.⸗E. vom 10. Kpril 1839, welde wört: 
lie alfo lautet: 


Aus verichiedenen Berichten hat man ungerne ae „daß unter 
den proteftantiichen Pfarrgemeinden - der Pfalz die kirchliche Beerdigungsfeier 
nicht allenthalben mit jener: Sorgfalt: gepflegt werde, wie es die Wirhtigfeit der- 
jelben, da dem Geiftlichen Dabei in der Regel eine günftige und für religiöfe 
Eindrüde mehr empfängliche Gemüthsftimmung dargeboten wird, mit fich bringt. 
Die Vereinigungs » Urkunde bat zwar im $. 11 dieſen Gegenftand der Amts— 
klugheit des Pfarrers überlaffen, allein fie hat Dadurch Feineswegs der Willführ 
einen freien Spielraum gegeben, wornach die nach der Altern Kirchenordnung 
beftehenden Leichenpredigten in der Kirche eigenmächtig in bloße Grabreden ver: 
wandelt, die ſonſt übliche : chriftliche Anfprache im Trauerhaufe — Candolenz 
u. ſ. w. — dann der Geſang u. a. m, vernachläffigt werden dürfte. 

Die Vereinigungs-Urkunde weist vielmehr ausdrüdlich auf die Vollziehung 
der Amtshandlung nad) den Gewohnheiten und Lokalverhältniſſen hin 
und will diefe Function ſo zweckmäßig ald möglich vorgenommen willen. 
In Diefen Ausdrücken läßt fich Die wohlmeinende Abficht deutlich erkennen, daß 
die Beerdigungsfeier mit höchfter Gewiffenhaftigfeit zur Grwedung, Grmahnung 
und Tröftung der anwefenden Leichenverfammlung oder auch der ganzen Kirchen: 
gemeinde von jedem Geiftlichen benußt werde. Wird nun ein Theil diefer Amts— 
handlung ganz weagelaffen oder verkürzt und mangelhaft umgeftaltet, jo gibt fich 
dadurch ein DVerfennen oder eine gefliffentliche Vernachläffigung der aus ber 
Bereinigungs-Urfunde erhellenden Abfichten kund 
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Man tft nicht geneigt, den Grund der vielfältig vernadhläfftgten Reichen: 
feier in den übelbemefjenen Anfichten einzelner Geiftlichen, in deren Hang zur 
Bequemlichkeit oder in der Gleichgültigfeit gegen eine fruchtbare Amtsführung 
finden zu wollen, wiewohl dieſe theilweife Dabei mitgewirkt haben mögen; es ift 
vielmehr durch Erfahrungen nachgewieſen, daß die früheren Revolutionsftürme 
und der Kriegsdruck, der auf dieſem Lande laftete, Dann auch noch andere Ver: 
hältniffe einen fehr wefentlichen Antheil an der vielfältigen Ausartung dieſer 
firchlichen Amtshandlung hatten. . Eben fo verfennt man nicht, wie ſchwierig es 
fein würde, wenn man dieſe Amtshandlungen auf die Beftimmungen der Altern 
Kirchen Ordnungen umbedingt zurüdführen wollte, allein dabei dringt ſich denn- 
noch die Ueberzeugung auf, daß es nothmwendig ſei, dem weitern Verfall diefer 
firhlihen Feier Schranken zu fegen und das noch Beftehende zu erhalten, das 
willführlich Geänderte aber in feiner angemefjenen Würde, fo weit foldhes als 
zweckmäßig erfcheint, wieder herzuftellen. Zum Theil follte biefes durch die Ver: 
ordnung vom 31. Dezember 1833 gefchehen, allein es hat deu Anfchein, als 
würden die Darin gegebenen Beltimmungen nicht allenthalben genau im Auge 
behalten, weil es fonft nicht geſchehen könnte, daß die üblichen Leichenprebigten, 
felbft gegen den Wunfch der Gemeinden, an manchen Orten in blofe Grabreden 
umgeändert wurben. | 

Damit nım die Vorfehriften der Altern Kirchen- Ordnungen und. das ben 
meiften Kirchengemeinden immer noch fehr theuere Firchliche Herkommen, auf 
welches die obengenannte Verordnung vom 31. Dezember 1833 gebaut tft, nicht 
weiter in Verfall kommen, vielmehr die reichen Mittel, welche eine würdige 
Leichenfeier, Für die Befferung, Erbauung und Tröftung der Kirchengemeinden 
dem Geiftlichen darbietet, forgfältig erhalten und für die Pflege eines hriftlichen 
religiöfen Sinnes benußt werben, hält man es für hinreichend, daß die Geift- 
lichen in diefer Beziehung an die heilige Verpflichtung ihres Kirchenamtes erin- 
nert und die Ermahnung damit verbunden werbe, fie möchten aus eigenem Ans 
trieb es fich zum Hohen Anliegen machen, bei der kirchlichen Leichenfeier alles 
was nur Vorschrift und Firchliche Obfervanz von früherer Zeit her geltend ge 
macht Hat, in feiner vollen Wirkſamkeit aufrecht zu erhalten. Dabei ift nun 
nicht aus den Augen zu laſſen, daß ſolche in dem früheren Herfommen bearün- 
dete aber in neuerer Zeit ordnungsmwidria und zum Theil gegen den Wunfch der 
Gemeinden abgefchaffte oder veränderte Funktionen und ®ebräudye, jo weit es 
nur mit den dermaligen Verhältniffen verträglich ift, mie foldhes im Sinne der 
allegirten Verordnung liegt, wieder hergeftellt werden, zumal wenn folches von 
der Gemeinde verlangt wird, wozu fie das volle Recht hat. 

Sollten gegen jene ältern Obſervanzen wirfliche Abänderımgen als nöthig 
und zwedmäßig erachtet werden, fo find hierüber vorerſt die Presbyterien mit 
ihren Wünfchen zu vernehmen und es ift dann darüber die Genehmigung des 
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vorgeſetzten Gonfiftoriums einzuholen, was, auch für ſolche Veränderungen gilt, 
die in ber: neuften Zeit ohne höhere Bewilligung und mur nach dem Gutbefinden 
der Geiftlihen vorgenommen worben fein follten. 


Daß der Äußere Anftand ſowohl bei der Leichenfeier wie bei der Leichen: 
Begleitung forgfältig. beobachtet, daß die Gefänge in der Art, wie fie örtlich her- 
kömmlich find, nicht vernachläffigt werben, daß die Anfprache des Geiftlichen 
im; Trauerhaufe, Die Reden, Gebete und Seguungen am Grabe fo wie in ber 
Kirche von jenem reichen chriftlihen Gehalt erfüllt feien, wie er durch die ſorg— 
fältige Benützung der heiligen Schrift ihnen extheilt werben kann; Diejes Alles 
hängt am meiften von der treuen gewifjenhaften Pflege des Geiftlichen ab. 


Sollte am Grabe auch Feine Verfammlung fich bilden, jo ift der Geiftliche 
dennoch verpflichtet, Gebet und Segen zu fprechen, 

Wenn er num von dem Iebendigen Wunfche durchdrungen ift, daß Bei 
feiner Gemeinde durch jene Amtsverrichtung Die Segensfrüchte des Ehriftenthums 
berbreifet werden möchten, dann ift Dadurch das Gedeihen der guten Sache mehr 
verbürgt, als es auch durch die forgfältigften Verordnungen gejchehen könnte, 
und er wirb auch Die erfreuliche Wahrnehmung erndten, daß der Antheil der 
Gemeinbeglieder an der Firchlichen Leichenfeier immer mehr gewinnt. 

Sehr mwejentlich wird dabei das Benehmen der Decane einwirken. Ihnen 
liegt es ob, auf die firchlichen Zuftände ein genaues Augenmerk zu richten, Da 
wo irgend etwas in Verfall gekommen fein follte, mit dem Drtögeiftlichen Die 
erforderliche amtsbrüderliche Nüdjprache zu nehmen, damit auf gütliche Weiſe 
ohne Zeitverluft Die ordnungsmäßige Wiederherftellung erfolge; ferner die Ans 
fihten und Wünfche der Gemeinden hierüber bei der Kirchenvifitation kennen zu 
lernen und nöthigen Falles darüber fogleih an das Königl. Conſiſtorium zu 
berichten, 

Man bat das Vertrauen zu den pflichtmäßigen Gefinnungen der Decane 
und Pfarrer, daß diefe nur in allgemeinen Andeutungen gefaßte Erinnerung bins 
reichen werde, um die Firchliche Leichenfeier wieder zu ihrer frühern Wichtigkeit 
zurüdzuführen und fie vor weiterem Verfall zu fchügen. 


3. Wegen Reden bei Beerdigungen von Seiten folder 
Perfonen, weldhe nicht zum geiftlihen Stande gehören, bat 
bad Königl. O.-C. unterm 8, Mai 1831 nahfolgende Ent- 
jhließung erlaſſen: 

1. In ſoweit die Beerbigungsfeier ein Firchlicher Akt ift, gehört es zu 
ber Befugniß des treffenden Pfarrers, jeder ftörenden Einwirkung vor: 
zubeugen, und berjelbe ift verpflichtet, jede Ginmifchung eines fremd⸗ 
‚artigen Zweckes, alſo auch einer Rebe, die von einem andern, ald dem 
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religiöfen Stahdpunfte aus, oder von andern, als von den dazu von 
Amtswegen berechtigten Verfonen gehalten werben wollte, zu unterfagen. 

2. Wil nady gänzlich geichloffenem kirchlichen Afte außerhalb der Kirche 
Jemand das Wort an die Verfammlung richten, jo bedarf es von Seiten 
ber geiftlihen Behörde weder einer befonderen Bewilligung, noch 
fann von derſelben ein Einſpruch Dagegen erhoben werden. 

3. Eine befondere Anzeige bei dem Pfarramte ift in dergleichen Fällen 
fo wenig zu fordern, als bemfelben bei etwa eintretenden Unannehm: 
licjfeiten eine Verantwortung aufgebürbet werden kann. Aber fie läßt 
fi) der nöthigen Ordnung wegen und bei der dem Firchlichem Zwecke 
gebührenden Achtung mit Recht erwarten, und wird nicht fehlen, mo 
fi), wie bei anderen Gegenftänden gemifchter Natur, der Geiftliche. in 
das gehörige Benehmen mit der Givilbehörde zu feßen verfteht. 


4 Wegen Beerdigung der Duellanten und Selbftmörder 
find folgende allgemeine Anordnungen zu beachten: 


a) Allerböhfte Verordnung vom 16. April 1820: 


Aus Veranlafjung eines im Duell gebliebenen DOffiziers ift Die Anzeige 
erftattet worden, daß derjelbe ganz mit militärifchem Gepränge und für Die 
Offiziere reglementsmäßig feſtgeſetzten Feierlichkeiten zu Grabe gebracht worben fei. 

Unjer General: Gommando N. erhält daher den Auftrag, die fämmtlich 
unterhabenden Regimenter, Sommandantjchaften, und fonftigen Truppenabtheilumgen 
anzuweijen, daß für die Zukunft in einem ähnlichen wider Verhoffen eintretenden 
Fall, bis in der Folge hierüber nähere Beftimmungen werden ertheilt werben, 
bei den im Duell gebliebenen Offizieren nur eim ſtilles chriftliches Begräbniß, 
aber mit Entfernung jeder militärifchen Feierlichkeit und fonftigen Gepränges 
ftatt haben fol. 


b) M.:&. vom 10, November 1845; 

Seine Majeftät der König haben Allerhöcht zu befehlen geruht: 

1. daß in Zukunft auch bei den im Zweikampf gebliebenen, dem Civil— 
ftande angehörenden Perfonen, nach Maßgabe der Allerhöchſten Ent- 
fchließung vom 16. April 1820 nur ein ftilles Begräbniß, mit. Ent 
fernung aller bürgerlichen Feierlichkeiten und fonftigen Gepränges ftatt 
haben und 

2. daß in gleicher Weiſe der Leichnam eines Selbfimörbers. ın allen Fällen, 
wo die Tödtung in einem Geifteszuftande verübt wurde, welcher nach 
Maßgabe eines von der. Unterfuchungsbehörde im Benehmen mit Dem 
Gerichtsarzte abzugebenden Gutachtens, die moraliiche Imputation eines 
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Vorbedachtes zuläßt, ebenfalls in der Stille auf den Gottesacker gebracht 
und daſeibſt ohne alles Gepränge beerdigt werben fol. 
Die Königl, Regierung wird von diefem Allerhöchiten Beſchluſſe hiemit 
zur weiteren geeigneten Verfügung in Kenntniß gejeßt. 


F. Abstellung von Misshränden bei Beerdigungen. 


1. Durdy die oben abgebrudte Verordnung vom 14. April 1819 wurde 
das Verbot der jogenannten Leicheufhmäufe ausgefprochen und durch die nach— 
ftehenden Verordnungen vom 2. April 1835 und 22, Dezember 1846 wieder: 
holt eingefchärft. 

Da die Geiftlichen durch ihren Einfluß ſehr viel zur Abftellung jolcher 
Mißbräuche beitragen können, jo folgt hier ein Abdruck diefer Verordnungen. 


a) Verordnung vom 2, April 1835. 


Nach Anficht mehrerer amtlichen Berichte, aus welchen hervorgeht, daß 
in vielen Gemeinden des Kreifed noch die Gewohnheit, Leichenfchmänfe zu 
halten, befteht; 

Nach Anficht des Art. 50 des Geſetzes vom 18. Dezember 1789, welcher 
die Gemeindebehörden anmweist, unter Aufficht der höheren Verwaltungsbehörden 
die Gefundheit der Einwohner durch Handhabung der hierauf abzielenden Maß— 
regeln der Polizei ficher zu ftellen; 

Nach Anficht des $.5 Art. 3 Tit. XI. des Geſetzes vom 24. Auguſt 1790, 
welches den Verwaltungsbehörden zur Pflicht macht, durch angemefjene Vorfichts- 
maßregeln, Unglüdsfälle und namentlich anftedende Krankheiten zu verhüten ; 

In Erwägung, daß die Leichenfchmäufe fehr oft Veranlaffung zur Ver: 
breitung anftedender Krankheiten geben, und daß die Frage, ob in einem ein- 
zelnen Falle eine Gefahr der Anſteckung vorhanden fei oder nicht, der Beurthei- 
lung einzelner, in dieſer Beziehung unfundiger Perſonen nicht überlaffen wer: 
den fann; 

In fernerer Erwägung endlich, daß viel: VBürgermeifter die ihnen nad) 
den allegirten Geſetzen obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllen, daß es daher 
dringend ift, allgemeine Anordnungen in dieſer Beziehung zu erlaffen, hat die 
Königl. Regierung bejchlofjen wie folgt: 

Art. 1. Das in der Verfügung der Königl. Regierung vom 14. April 
1819 (Sntelligenzblatt S. 245) erlaffene unbedingte Verbot der Leichenfchmäufe 
wird biemit erneuert, -. 

Art. 2. Die Bürgermeifter, Adjunkten oder Polizeteommiffäre ſo wie die 
Königl. Gendarmerie find verpflichtet, ale Zuwiderhandlumgen gegen diejes Ver: 
bot durch Protokolle zu conftatiren oder conftatiren zu laſſen und die Zumibers 
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handlungen den Königl. Polizeigerichten zur Beſtrafung nach Art. 464 big 466 
des Strafgeſetzbuches anzuzeigen. 

Art. 3. Die Königl. Landcommiſſariate haben den Vollzug gegeriwärtiger 
Verordnung zu überwachen und Diejenigen Beamten, welche. fi in. Erfüllung 
der ihnen in dieſer Hinficht obliegenden Pflicht nachläffig beweilen, der Königl. 
Regierung anzuzeigen, damit im Disciplinarwege gegen biejelben eingejchritten 
werben fönne, 


b) Verordnung vom 22. Dezember 1846. 


Dem Bernehmen nach findet das Abhalten von Leichenjchmäujen, obwohl 
dasſelbe durch Die Regierungs-Entjchließungen vom 14. April 1819 (Intelligenz. 
blatt Nr. 31, S. 245) und vom 3. April 1835 (Amts- und Intelligenzblatt 
Nr. 16, ©. 184 und 185) unbedingt und bei Polizeiftrafe verboten ijt, gleich 
wohl bie und da ftatt. 

Gedachtes Verbot wird daher. in Erinnerung gebracht und zugleich aus: 
gejprochen, daß unter Zuwiderhandlung gegen bafjelbe eben io wohl das 
Annehmen wie dad Geben zu veritehen ei, 

Die Königl. Landeommiffariate haben die Handhabung diefes auf ernten 
Rüdfichten der Sanitäts- und der Sittenpoligei beruhenden Verbotes gebührend 
zu überwachen und zu dieſem Behufe das weiter Geeignete zu verfügen. 


2, Ebenſo ift die Ausftellung der Leichen durch nachfolgende Regierungs- 
verordnung vom 9. Auguſt 1826 unterfagt: 


„Man bat in Erfahrung gebracht, daß in mehreren Gemeinden die Leichen 
bis zu dem Begräbnifje in dem Hausgange und felbft auf der Straße unbededt 
zur Schau ausgeſetzt werden, ja daß fogar in manchen Orten die Särge am 
Grabe nochınald geöffnet werben. 

Diefe für die Lebenden, bejonders bei fchon eingetretener Verweſung oder 
bei anftedenden Krankheiten Verſtorbener, jehr gefährliche Gewohnheit, wird 
hiermit auf das Streugite unterfagt.* 





$. 4. 
Führung der Kirhenbücer. 
1. Es ift oben ſchon bemerkt worden, daß die Pfarrer ein Verzeichniß 
her confirmirten Kinder anzulegen und fortzuführen haben, 


2. In gleicher Weife find bejondere Tauf:, Heirath3- und Sterberegifter 
zu führen und zwar nach folgendem Formular: 
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: Lauf Kegifter. 
Hueden an 2% erhielt in 
b ; dirch den Ben 
Barter ab in Gehenwar der maufzeugen 
c Fr Pi . tt ,e . . . . . . 
die Weite der heiligen Taufe . ; ; d ; “0. geboren 
den Pe e ee er a Ar, VOR 


u 
Die Geburt dieſes aindes iſt laut — ven untergehen Barren zugeftellten 
Beſcheinigung des Civilſtandsbeamten vom 

in die Geburtsregiſter der Gemeinde —A— eingetragen 
worden. Ber: cunterſchrift des Pfarrers.) 


Bemerkungen. 


ad *) Tag der Taufhandlung. 
ad b) Angabe des Orts, an weldem die Taufhandlung ftattfand; Kirche 
(Pfarrhaus, Wohnung ‚der Eltern). 
ad c) Namen, Vornamen, Wohnort, Stand und Firchliche Gonfefjion der 
Taufzeugen, mit der, vorkommenden. Falls beizufügenden Bemerkung, 
daß fie als Stellvertreter. der. gleichfalls mit Namen, Stand, Wohnort 
und Confeſſion zu bezeichnenden eigentlichen Pathen aufgetreten jeien. 
ad d) Die Namen des getauften Kindes. 
ad e) Tag der Geburt des Kindes) - 
. ad. f) Sohn oder Tochter. . 
ad g) Namen, Vornamen, Stand, Wohnort und kirchliches Bekenntniß der 
Eltern. (Bei der Mutter find vorfommenden Falles die Worte, „ledi- 
gen Standes“ beizufügen.) 
ad h) Datum des. Scheines. 
ad i) Name der Gemeinde. 


Heiraths-Regiſter. 
Heute den a ä i ; . wurde in - 

b er A nad) RR.) 

kirchüiche Aufgebote er A den 
Bi a... 2: durch den unterzeichneten Pfarrer und in —— der Beige 
5 8 f ’ . F * 
das Sinn de a a J ben 
mit der ; i . 2 


von. Wok. 0. cturcchlich eingefegnel. 


Hanssug der Berfafjung und Berwaltung ber prot,=en. Klrche ber Pfalz. 2 


3223 Die Kirche. 


Ueber die bürgerliche Trauung des -eingefegneten Ehepaars ift dem unter: 
zeichneten Pfarrer ein Zeugniß bes Givilftandsbeamten zu u ; 
vom . . TE eingehänbigt worden. 


(Unterfehrift des Pfarrers.) 
Bemerkungen, 
ad a) Tag der Einjegnung. J 
ad b) Ort an welchem die Einſegnung vollzogen wurde. Kirche (Pfarr⸗ 
haus, Wohnung der Getrauten). 
ad c) Angabe der Zahl der Aufgebote (einmaligen, zweimaligen). 
ad d) Bezeichnung der Sonntage nad) dem Rirchenjahre. 
ad e) Bezeichnung der Sonntage, an welchem die Verkündung ftattfand, 
nach dem bürgerlichen Jahre. 
ad f) Namen, Vornamen, Stand und Wohnort der Zeugen. 
ad g) Namen, Vornamen, Stand, firchliche Gonfeffion und Tag der Ge: 
burt des Bräutigamd mit Angabe, ob berjelbe ledig poer Witt⸗ 
wer iſt. 
ad h) Wohnort des Braͤutigams, mit Bezeichnung des Polizei-Bezirkes, 
des Kreiſes oder Landes. 
adi u. k) Dieſelben Angaben hinſichtlich der Braut. 
ad I) Wohnort des Eivilftandsbeamten. 
ad m) Datum des BZeugnifjes. 


Ster6=-Kegifer. 
Heute en . . . a . oh wurbe 
. . . * 5 b + . . . . . . . 
—— ng c a u in ber — — zu 
d beerdigt. 
Das Ableben des Veerbigten ift laut des dem unterzeichneten Plane: 
eingehändigten Zeugniſſes des une vom 1? 19, J— 
in die Sterbregiſter der Gemeinde. — f j einge 
a worden. BI iterfrift bes Pfarrers.) 


EERRERRUBEN 


ad a) Tag der Beerdigung. 
ad b) Namen, Vornamen, Stand, firhliche Confeſſion, Mohnort, Ort, Tag 
und Jahr der Geburt, oder woferne Lepteres nicht beſtimmt zu ermit- 
teln wäre, blos Lebensalter des Verſtorbenen. 
Ferner (wenn derſelbe ledig war) Angabe der Eltern mit Namen, 
Stand und Wohnort, allenfalls auch Kreis Land ꝛc. (wenn derſelbe 
verheirathet war). Angabe des noch lebenden’ oder verjtorbenen Gatten: 
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ad c) Tag und Drt des Ablebens. 

ad d) Drt der Begräbnißftätte, 

ad e) Tag des Beugniffes. 

ad f) Namen der Gemeinde. 

Wenn die Beerdigung ohne Begleitung des Pfarrers ftattfand, jo ift 
ſolches am Schluffe des Actes zu bemerfen und anzugeben, von wem. bem 
Pfarrer die Anzeige gemacht. wurde. 

3. Durch eine Regierungs » Entjchließung vom 8. März 1841 (A.-B. 
1841 ©, 183) find die Civilftandsbeamten angewiefen. worden, in ben won ihnen, 
für die Pfarrämter auszuftellenden Copulations- und Sterbefcheinen die Geburts- 
zeit der betreffenden Perſonen (Bräutigam, Braut, Verftorbene) nad) Tag, 
Monat und Jahr (in fo ferne diefes mit Verläffigkeit gefchehen kann) anzugeben, 
um, durch dieje Angabe eine regelmäßige Führung der Kirchenbücher möglich 
zu machen. 

4. Wegen richtiger Führung der Kirchenbücher. ift noch folgende &.-E. 
vom 11. Februar 4846 zu beachten: 

Aus den im vorigen Jahre gepflogenen Verhandlungen einer Diöcejfan- 
ſynode hat fich ergeben, daß in manchen Pfarreien die in die Kirchenbücher ein- 
zutragenden Aufzeichnungen über die vollzogenen Taufen, Gopulationen und Be 
erdigungen oft nicht durch die fungirenden Geiftlichen, fondern Durch andere, 
3. B. bei Grledigungen durch den fpäter eintretenden Ortöpfarrer, eingetragen 
und unterjchrieben werden. 

Da diejes Verfahren leicht der Richtigkeit und Vollftändigfeit der betref⸗ 
fenden Aufzeichnungen nachtheilig wird, auch den gedrudten Formularen ent- 
gegenfteht: jo wird ausdrücklich verordnet, daß der die firchlichen Acte verrich- 
tende Geiftliche diefe auch in die Kirchenbücher eintrage, oder mindeſtens bie 
jederzeit mit aller Sorgfalt in, diefen zu vollziehenden Aufzeichnungen umter- 
jchreibe. In den gewiß feltenen Fällen, in welchen Eintragung und Beglaubi- 
gung Durch den fungirenden Geiftlichen durchaus unmöglich wäre, oder auch 
dann, wenn der Ortspfarrer, irgeudiwie mit Grund verhindert, Durch jeinen 
Bicarius oder einen benachbarten Geiſtlichen eine Kirchliche Handlung verrichten 
läßt, diefe jedoch ald parochus einträgt und durch feine Unterfchrift beglaubigt, 
ift gewifjenhaft darauf zu fehen, daß die Gintragung nirgends mit der wirklichen 
Thatjache in Widerfpruch ftehe. Es find dann in dem Tauf: und Gopulationg: 
regifter in der zweiten, rejp. dritten Zeile der Formulare die Worte „unter: 
zeichneten Pfarrer” zu ftreichen und über Diefelben der Name, Character und 
Wohnort, des. im concreten Falle fungirenden: Geiftlichen zu jeßen. In der vor: 
legten Beile jener Formulare ift in fraglihem Falle das Wort „unterzeichneten” 
ebenfalls zu deliren und für dasjelbe das „fungirenden“ aufzunehmen; wobei 


fich von felbft verfteht, daß wenn der fungirende Geiftliche ein Vicar oder Pfarr: 
21* 
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verweſer ift, auch das folgende Wort „Pfarrer“ durch die entfprechende Bezeich— 
nung zu erfeßen ift. In dem Begräbnißregifter ift in.der in Rede ftehenden 
Beziehung nur einmal eine Veränderung dahin vorzunehmen, daß in ber vor— 
legten Zeile über die zu jtreichenden Worte „unterzeichneten” geſetzt wird ',fun- 
girenden” und ſodann dieſes Geiftlichen Charakter, Name und Wohnort beige: 
fügt wird. Vor feine Unterjchrift hat in den hier. angenommenen Faͤllender 
beglaubigende Geiftliche Die Worte zu fchreiben: Zur Beurkundung: . 

| Es bedarf wohl feiner bejondern Erinnerung, daß die in den — 
. Ansnahmsfällen hiemit im Intereſſe ver Wahrheit angeordnete Abänderung 
mit der größejten Sorglichkeit aljo auszuführen ſei, daß Alles deutlich 
gelejen werden fünne: und die Würde. Eirchlich amtlicher Aufzeichnungen in feiner 
Weife verlegt werde. ‚Ueberhaupt ergreift mau dieſe Gelegenheit, um aufmerkſam 
zu machen, wie nothwendig es jei, daß. immer und überall die Kirchenbücher 
auch in formaler Hinficht zwedgemäß geführt werden, und man will micht 
unterlafjen, zu erinuern, daß zu dem Ende alle in jenen vorzunehmende Auf- 
zeichnungen mit guter, ausdauernd Schwarzer Dinte und alſo zu vollziehen 
feien, daß fämmtliche Data, bejonders aber die eigenen Namen jederzeit leicht 
und Sicher gelefen werben können, Die Geiftlichen haben wohl zu bedenken, 
daß die Kirchenbücher kirchliche Urkunden darbieten, von denen leicht nach Jahr⸗ 
hunderten noch Gebrauch zu machen iſt. 
Wenn in beſondern Fällen ſolchen Geiſtlichen die e Ginfehreibumg und Unter: 
jchrift in den Kirchenbüchern obliegt, welche noch nicht wirkliche Pfarrer find, 
ſo haben fie nad) ihrer Namens - Unterfchrift ihren Charakter Gpfarrbermefer, 
Bee zu bezeichnen, 

Die Decanate haben ſich bei ihren Vifttationen forgfältigft zu überzeugen, 

ob biefen Borjchriften in alle Wege pünktlich Gehorſam geleiftet werde, > 
über den —— in dem Viſitationsprotokolle Grwähanng u thun. 


— — un 
Spezielle Seeljorge. — Fürſorge für Mußiwahderer, für die 
Gefangenen und kirchliche Armenpflege. 
1. Spezielle Seelforge. 


‚Hier ift die GE. vom 27. November 1839 zu Semeten, wade 

vlfo lautet: 
Mehrfache Wahrnehmungen, wie fich folche bisher namentlich "bei den 
außevordentlichen: und jährlichen Kirchenvifitationen dargeboten haben, veranlaffen 
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das Königl. Bonfiftorium in Folge hohen Ober » Gonfiftorial= Erlaffes bom 
14. Juni 1839 zu nachftehender Entſchließung: 


Zu den wichtigften Pflichten eines Geiftlichen gehört die Ausübung der 
fpeziellen Seelſorge, denn die evangelifch-weife und treue Wirkſamkeit für 


das hriftliche Wohl der einzelnen Gemeindeglieder Durch fchriftgemäße Belehrung, 


Ermahnung, Warnung, Zurechtweifung, Aufmunterung, Stärkung und Tröftung, 
je nachdem ihre Zuftände und Bebürfniffe das Eine oder das Andere nothwendig 
machen, ift für bie Förderung eines chriftlichen Sinned und Lebens von der 
größeften Bedeutung. Sie vettet Seelen und bringt andere in immer innigere 
Gemeinſchaft mit ihrem Gott und Heilande; fie ſetzt zugleich den Geiftlichen in 
bie. Iebendigfte Beziehung mit den Bliedern feiner Gemeinde und läßt diefe in 
jenen immer mehr den vechtjchaffenen Hirten erfennen und lieben, der dem Erz⸗ 
hirten, Chriſto, (Lues 15, 4 ff.) nachſtrebt und. hierin feine Bewährung und 
feinen Ruhm findet. Zudem unterftüßt fie auf das Fräftigfte, was der Geiſiliche 
ald Prediger, Katechet und Liturg an. feine -Pfarrgenofien bringt, und ‚bewahrt 
ihn vor jener unlebenbigen und abfraften Prebigt- und Katechifationsweife, 
welche eben jo wenig eine gejegnete Frucht fchafft, als das Streben, blos indi- 
piduellen Empfindungen und Tendenzen in der Ausübung des heiligen Anıtes 
Bahn zu machen, das fein anderes Ziel hat, als Seelen’ zu dem Gottmenfchen, 
Chrifto, zu führen, damit fie in ihm gerecht und felig werden. Man fordert 
deßwegen bie Geiftlichen auf und ermahnt fie wiederholt auf das einvring- 
Iichfte, Fünftig die fpezielle Seelforge in alle Wege biblifchstreu, eifrig amd doch 
weiſe und beſonnen zu üben. 


Dabei iſt man, wie bereits angedeutet worden, weit davon entfernt, die 
ſpecielle Seelſorge nur auf Kranke zu beſchränken; will aber in Beziehung gerade 
auf fie, die in der Negel der geiftlichen Hülfe jo ſehr bedürfen und meiftens für 
diefelbe auch in beſonderm Grade empfänglich find, zur frommen Erwägung ber: 
vorheben, was Matth. 25, 35 ff. rücfichtlich der ihnen zuzumendenden Theilnahme 
geſchrieben fteht. | | 

Die Königl. Decanate haben bei den jährlichen Kirchen: Bifitationen Die 
genaneften Erkundigungen bei den Geiftlichen, dann aber auch bei den weltlichen 
Mitgliedern des Presbyteriums einzuziehen, ob und in wie weit dem Vorftehenden 
gewifienhaft nachgelebt werde. Sie haben in dem Protofolle oder nach Um— 
ftänden in dem dasſelbe anher einbegleitenden jährlichen. Rechenjchaftsberichte 
von dem Befund gewiſſenhafte und rückhaltsloſe Erwähnung zu thun und 
zugleich in ‚den Beugniffen, welche fie Geiftlichen ausftellen, Die um Verfeßung 
oder Beförderung nachſuchen, fich — über die ſeelſorgerliche Thätig- 
feit der Betreffenden auszufprechen. 
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b) Sodann hat das Königl. O.C. bezüglich der amtlichen Theilnahme ber 
Geiftlichen an äußerlichen Cinweihungsfeierlichkeiten am 28. Februar 1838 nady- 
folgende Entjchließung erlafjen: 

Sp jehr es den Grundjäßen der evangelifchen Kirche gemäß tft, Die dem 
Gottesdienfte oder einem jonft heiligen Zwede gewidmeten Orte und Gegenftände 
durch Gebet und Segen zu ihrer wichtigen Beftimmung einzuweihen: fo fehr 
wiberfpricht es denſelben, eine Firchliche Weihe auch auf foldhe Dinge auszu— 
dehnen, welche nur für den Dienft der irbifchen und zeitlichen Bedürfniſſe her- 
geftellt werden. Das Königl. Confiftorium findet fich veranlaßt, Die ihr unter- 
georbnete Geiftlichfeit hierauf von neuem aufmerffam zu machen, und fie darauf 
binzumeifen, daß es ihnen zwar unbenommen bleibt, dergleichen Feierlichkeiten 
al3 Zufchauer beizumohnen, Daß fie aber in dieſem Falle weder im Firchlichen 
Drnate zu erjcheinen, noch irgend einen amtlichen Antheil daran zu nehmen haben. 

Die kirchlichen Behörden und Stellen haben für den genauen — 
des Vorſtehenden geeignete Sorge zu tragen. 


2. Fürſorge für die Auswanderer. 


Eine jolche * den Geiſtlichen ganz beſonders ans Herz gelegt durch 
die nachfolgende C.«E. vom 16. Auguſt 1854: 

Faft von Jahr zu Jahr mehren fi die Schnaren derer, welche ihre 
Heimath verlaffen, um nad den vereinigten Staaten von Nordamerika über- 
aufiebeln. 

Diefe Auswanderung trägt, auch in Eirchlicher Beziehung, den Charakter 
eine8 Uebergangs aus der Vormundſchaft in eine jehranfenlofe Freiheit an ſich; 
denn während bei den ſtaatskirchlichen Verhältniffen Deutjchlands ein 
jedes Kind chriftlicher Eltern fofort nach feiner Geburt von der hriftlichen Kirche 
gleichfam in die Mutterarme genommen, in der Erkenntniß des Evangeliums 
erzogen wird, und gehalten ift, einer der Hauptconfeffionen mindeftens äußerlich 
anzugehören, fo ift befanntlich in den vereinigten Staaten die Zugehörigkeit zu 
einer der dortigen Firchlichen Gemeinfchaften eine Sache der völligen Freiheit 
und des fubjektiven Beliebens. 

Es hat diefe fehranfenlofe Freiheit neben ihren Schattenfeiten allerbings 
auch ihre nicht zu verfennenden Lichtfeiten; nichtSbeftomeniger dürfte es aber 
doch als eine heilige Gewiffenspflicht eines jeden Geiftlichen erfcheinen, feine 
bisherigen geiftlichen PBflegebefohlenen vor ihrem Abſchiede von der Heimath 
noch einmal in treuer Liebe und Hirtenforgfalt an die Pflichten zu erinnern, 
welche fie für ihre eigenen Seelen und deren Heil haben. Aus den Mittheilungen 
von Geiftlichen und Golporteuren in ben Hafenftäbten geht hervor, daß unter 
den Auswanderern leider nur allzuviele find, welche, indem fie der heimathlichen 
Landeskirche den Rüden kehren, hiemit auch dem Chriſtenthume den Rüden 
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kehren zu bürfen- meinen, und es ift einleuchtend, daß gerade ſolche Individuen 
nicht Die nöthige Reife befigen, um in jenen freien und ſchrankenloſen kirch— 
lien Verhaͤltniſſen Nordamerifa’3 vor religiöfem und zig Untergange 
bewahrt zu bleiben. 

Ein treuer Diener Ehrifti wird es wenigftend au ; einem legten ernften 
Verſuche, ſolche auf das Gine, was Noth thut, Hinzuweifen, nicht fehlen Laffen, 
damit er feinerfeitS bereinft vor dem Herrn Rechenſchaft geben und fprechen 
fönne: Ich babe gejucht fie zu fammeln unter deine Flügel, aber fie haben 
nicht gewollt: 

Andrerjeits bat man aber auch die Erfahrung gemacht, daß gerade unter 
ben Beichwerben und Gefahren der Seereije Menjchen, Die bis dahin nur harte 
Herzen: und taube Ohren gezeigt hatten, empfänglich wurden für Gottes Wort 
und Evangelium, und daß verloren geglaubte Samenförner deſſelben in ihnen 
aufgingen und zu keimen anfingen. Dieſe erfreuliche Erfahrung muß dazu dienen, 
nur um jo. mehr zu treuer Ausübung jener legten. jeeljorgerlichen Pflicht: zu 
ermuntern. 

Namentlich aber hat es ftetd einen guten und gejegneten Eindruck auf 
die Auswanderer binterlaffen, wenn nicht blos der Seeljorger, fondern auch Die 
Heimaths · Kirche oder Heimaths-Gemeinde als ſolche dieſelbe mit ihrem 
Segen, ihrer. Theiluahme und ihren Gebeten begleitet bat, Einen anfprechenben 
Verſuch dieſer Art erzählen die in Carlsruhe erjcheinenden Blätter für innere 
Miffion in Nr. 12 des Yahrganges 1854. r 

Aus einer badifchen Gemeinde wird naͤmlich berichtet: „Aus unſerer 
Gemeinde find heute vier junge Leute dad Land hinauf nach Kehl gereift, um 
den Weg nad Amerifa zu nehmen. — In einem Abendgotteödienfte haben wir 
fie geftern aus der Gemeinde entlafjen und ihnen den Gegen des Herrn ge 
wünfcht und erbeten.“ 

Da diefes Beifpiel gewiß Nachahmung verdient, und anderwärtd auch 
bereitd gefunden hat, jo ſieht fi) das Königl. Conſiſtorium veranlaßt, daſſelbe 
andurch zur allgemeinen Kenntniß zu bringen und jämmtlichen Pfarrämtern in 
Betreff der Auswanderer folgendes Verfahren zu empfehlen: 

41. Kein Geiftlicher fol es verfäumen, ald Seeljorger fi derjenigen 
Gemeindeglieder, welche die Abficht nach Amerika auszuwandern, Funde 
geben, mit ganz bejonberer Treue, Liebe und Eifer anzunehmen, fie 
nicht erft in ben letzten Tagen ‚vor ihrer Abreife, fondern jobald ihm 
ihr Entſchluß zur Kenntniß kommt, wiederholt aufzuſuchen, ſich zu 
überzeugen, wie es mit ihrer chriftlichen Erkenntniß beſtellt ſei, ihnen 
zu erklären, wie fie in Amerika fehr auf fich felbit werben angewieſen 
fein, fie auf die Gefahren der Reife und auf Die Nothiwendigfeit eines 
fihern Hortes und Ankers der Seele aufmerkfam zu machen, und fie 
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zu fördern und zu feftigen, jo viel er ed vermag, wobei er fich durch 
Mangel an Willigfeit auch keinesweges fofort darf abſchrecken laſſen. 

2. Jeder Pfarrer ſoll ernftlich Sorge tragen, daß jede Auswandererfamilie 
ober jeder einzelne Auswanderer eine Bibel und einen Katechismus 
befigt und mitnimmt. Gbenjo möge er Darauf bebacht fein, Daß Die 
Auswanderer auch mit chriftlichen Gebet: und Predigtbüchern verfehen 
feien, oder ihnen doch wenigftend die Gelegenheit und Möglichkeit nahe 
gelegt werde, ſolche fich anzujchaffen. 

3. Jeder Geiftlihe wolle im Benehmen mit feinem Presbyterium Die 
Frage in Erwägung ziehen, ob nicht alle diejenigen Auswanderer, 
welche ſich hiezu bereit erflären, mit einer bejondern Anwünfchung 
des Segend, refp. Einfegnung, zu ihrer Reife aus der Heimath zu 
entlafjen ſeien. 

Eine folche könnte beim Bormittagsgottesdienfte oder beim Nachmittags- 
gottesdienfte, von der Kanzel („in unfer Gebet fchließen wir. auch folgende 
Glieder unferer Gemeinde, welche auszumandern gefonnen find”) oder vom Altare 
aus (als förmliche Einfegmung, etwa mit feierlicher Ertheilung einer Bibel als 
Andenken? von der Gemeinde) ftattfinden, und es würde für den einzelnen Fall 
eine weitere Erlaubniß biezu nicht erft zu erholen fein,'die Art der Ausführung 
vielmehr jedesmal dem Grmefjen des Pfarrerd und Presbyteriums überlaffen 
bleiben. Eben fo bleibt es natürlicy dem jemaligen Ermeſſen des erfteren über- 
laſſen, ob er bei dem betreffenden Gottesbienfte fchon in der Predigt eine Be 
zugnahme auf die Auswandernden (ein Wort des Troftes, des Wunfches, der 
liebreichen Mahnung) wolle eintreten laſſen; während dagegen eine Fürbitte 
um Gottes Segen zu ihrer Neife wohl in allen Fällen am Blake fein dürfte. 


3. Fürforge für die Gefangenen. 

a) In dieſer Beziehung muß vor allem auf die Beftimmungen des Aller- 
höchſten Reſcriptes vom 23. Februar 1819 aufmerkfam gemacht werben, welche 
alſo Tauten: 

41. Der Beſuch der Gefangenen durch. Geiftliche hat von Zeit zu Zeit, 
beſonders vor herrannahenden hohen Fefttagen, ohne daß ſolches gerade 
in jedem Monate erforderlich ift, zu gejchehen ; 

2. in der Regel ift dem Ortöpfarrer diefes in deſſen Beruf ohnehin 
liegende Gefchäft zu übertragen, und nur wenn von Seite der Unter: 
fuchungsbehörde deßhalb Bedenken obwalten follten, ift nach gepflogener 
Gommunication mit dem Decanate ein benachbarter Seelforger zu 
mählen ; 

3. da es ohnehin in den Pflichten der Geiftlichen liegt, fich alles deſſen 
zu enthalten, was auf die gerichtliche Unterſuchung Bezug haben Fann 
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fo find diefelben Hierauf im. Allgemeinen hinzuweiſen, ohne ein förm- 
liches Handgelöbniß zu fordern, und Da 

4. die ermeldten Geiftlichen bei der genauen Grfüllung. ihres Amtes bie 
geeignete NRüdfichtsnahme in Bezug auf Beförderung zu ermarten 
haben, fo.bebarf e8 wegen dieſes einzelnen Berufsgefchäftes feiner be- 
fondern Zuſicherung. 


b) Dur Entfchließung des Königl. Staatsminifteriums des Innern 
vom. 14. November 1844 wurde mit Genehmigung Sr. Majeftät des 
Königs verfügt, Daß mit vflichtmaͤßigem Eifer darauf hinzuwirken ſei, daß die 
religiöſen Uebungen 

1. in den Kantons-Gefängniſſen 

ohne Verzug eingeführt und ununterbrochen fortgeſetzt werden. 

Der Mangel an Näumlichfeit ſteht der Vornahme dieſer 
Mebungen nicht entgegen. Fehlt ein geeignetes Lokal für den Gottes- 
bienft, fo iſt derfelbe in einem Wrreftlofale des Gefängnißhauſes zu 
halten, worin ein Kruzifix und ein Betituhl für den Geiftlichen anf: 
geftellt und nach beendigter Erbauungsſtunde wieder entfernt werben: 

In gleicher Weiſe find dieſe religiöfen Uebungen 

2. in den Bezirfd-Gefängnifien 

einzuführen, wo foldhe, wie in den Bezirks-Gefänaniffen zu Frankenthal, 
Landau und Zweibrüden, bisher nicht ftatt fanden, und wo fich ein 
entiprechendes Lokal leichter ermitteln Yaflen wird, im Nothfalle aber 
auch ein Haft: oder Arbeitszimmer vorübergehend dazu benübt werben kann. 
3 Die Koften der zur Abhaltung dieſer religiöfen Uebungen in den Ran- 
tons⸗ und Bezirks - Gefängniffen erforderlichen wenigen Geraͤthſchaften 
find aus dem Fond der Gefängniſſe zu beſtreiten. 

Das Königl. Staats: Minifterium bat zu dem Pflichteifer und 
zu dem warmen Berufsgefühle der Geiftlichkeit der Pfalz beider Gon: 
fejfionen, das Vertrauen ausgefprochen, daß fie gerne bereit fein werde; 
die Leuchte des Evangeliums in die Nacht der innerhalb: ihres feel: 
forgerlihen Wirkungsfreifes gelegenen Gefängniffe zu tragen, bort den 
Gefangenen Homilien zu halten, : Morgens und Abends mit ihnen zu 
beten, ihnen aus auten Büchern  erbauliche Gefchichten vorzuttagen, 
ober in jeder andern geeigneten MWeife die Gefallenen zur: Meran 
und zur Tugend suchäzufühten. 


c) Durch Regierungs » Entfchließung vom 2, Juli 1845 iſt ongeorbet 
worden, daß 


1. ein Betftuhl, 
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2. ein Altartifch mit ſchwarzem Tuch; fobann 

3. für die Katholifen ein Kruzifix (am beiten und dauerhafteften in 
Gußeifen), 

4. für die Proteftanten die heilige Schrift und das eine ober das andere 
Andachtsbuch nach Angabe des Geiftlichen anzufchaffen, und die Koften 
wie die übrigen Gefängnißkoften zu repartiven und zu behandeln feien. 


d) Die Geiftlichen haben ſich auch der aus den Strafanftalten Entlaffenen 
mit feelforgerliher Treue anzunehmen und ihren ganzen Einfluß anzuwenden, 
damit Diefelben in der Gemeinde nicht durch Härte zurüdtgeftoßen werben, fondern 
Beichäftigung, Unterftügung und diejenige Theilnahme bei ihren Mitbürger 
finden, welche von der chriftlichen Liebe gefordert wird und Die Gefallenen auf: 
muntert, Durch einen ehrbaren Wandel ſich das verfcherzte Vertrauen wieder 
zu erwerben. 

Zu dem BZwed find Die betreffenden Gefaͤngniß-Inſpectionen und die 
Hausgeiftlichen der Gefängniſſe angewiejen worden, bei ber jedesmaligen Ent- 
lafjung der Sträflinge an die Pfarrer ihres Aufenthaltsortes Schreiben zu richten, 
in welchen über das Firchlich-religiöfe Leben und den fittlichen Zuftand des Ent- 
laſſenen Auffchluß gegeben wird. (C.E. vom 26. März 1856.) 


'e) Wegen der bedingungsweiſe begnadigten jugendlichen Sträflinge wurde 
unterm 3. März 1858 folgende C.-E. erlaffen: 

Bei Begnabigung der jugendlichen Gorrectionäre durch Seine Majeftät 
den König wurde allerhöchit verfügt, daß die Rüdverbringung der Begnadigten 
in die betreffenden Befferungsanftalten fofort wieder einzutreten habe, wenn fie 
fich nicht gut betragen würden, oder falls fich zeigen follte, daß der Zuftand ber 
Freiheit mit überwiegenden Nachtheilen für ihre Erziehung verbunden wäre. 

Um dem allerhöchften Willen gehörig entiprechen zu können, muß die 
Königl. Regierung der Pfalz von dem Betragen, dem Fleiße und- dem Fort: 
fehritte der in Verpflegung gegebenen jugendlichen Gorrectionäre ſtets unterrichtet 
fein, um darnach bemeffen zu Eönnen, ob die Rüdverbringung in die Anftalten 
nothwenbig fei oder nicht. 

Das Königl. Decanat wirb daher beauftragt, den Pfarrämtern feines 
Amtsbezirkes aufzugeben, in den vierteljährlich auszuftellenden Rebensfcheinen über 
das Betragen, den Fleiß und die Kortichritte der fraglichen Gorrectionäre, fich 
ben hierüber gemachten Erfahrungen gemäß rückhaltslos zu äußern. Man er: 
wartet von fämmtlichen Geiftlichen,, daß fie al8 Seelforger und Lofalfchulinfpec- 
toren es nicht unterlaffen werden, auf die in Rede ftehenden Individuen ganz 
bejonders ihr Augenmerk zu richten, um dadurch in den Stand geſetzt zu werben, 
die fraglichen Bejcheinigungen ganz gewiſſenhaft auszuftellen. 
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4. Rirchliche Armenpflege. 

Obſchon die politifchen Gemeinden befondere Armenpflegen organifirt 
haben, jo find dadurch die Geiftlichen und Presbyterien der evangelifchen Pflicht 
nicht enthoben worden, fich der Armen anzunehmen. 

Ueber jene Almofen, welche aus dem Kirchenvermögen fließen, wird im 
II. Buche das Erforderliche bemerkt werben. 

Die Cinrichtung der Firchlichen Armenpflege ift Sache der Pfarrer und 
Presbyterien. Wo die Firchlichen Stiftungen zu dem Zwecke nicht ausreichen, 
muß das Fehlende auf andere Weiſe durch Eollecte, Vereine u. ſ. w. aufaebracht 
werden. Bezüglich der Vereine ift zu bemerken, daß diefe unter dad Vereins: 
gefeß fallen, wovon unten ein Abdrud folgen wird. 

Die Pfarrer haben bei Ausübung der ihnen obliegenden fpeciellen Seel- 
forge die Armen, Kranken und Hilfsbedürftigen vorzugsmweife aufzufuchen, fte 
nad) Befund der Umftände der kirchlichen und weltlichen Armenpflege zu empfeh- 
len und die Verwendung der ihnen bewilligten Mittel thunlichft zu überwachen. 

Ihre Thätigkeit ift im diefer Beziehung nicht blos auf ihre Pfarrgenofjen 
beſchraͤnkt, ſondern eingedenf der Worte des Apofteld Gal. 6, 10: „Laffet ums 
Gutes thun an Jedermann, allermeift aber an den Glaubensgenoffen ;” ſollen 
fie zwar vorzugsweife ihre Glaubens- und Pfarrgenoffen, die der Hülfe und 
Unterftägung bebürftig find, auffuchen, aber dabei auch alle andere Hülfsbebürf: 
tige, weſſen Standes und Glaubens fte auch immer fein mögen, nicht vergeffen. 

Die weltliche Gefehgebung hat den Geiftlichen auch eine Theilnahme an 
ber Armenpflege ber politiichen Gemeinden zugefichert, wovon in dem nädhften 
Gapitel die Rebe fein wird. 





Zweites Eapitel. 
Weltliche Amtshandlungen, 


6. 43. 
Allgemeine Beftimmungen. 

Unter weltlihen Amtshandlungen der G@eiftlichen find bier ſolche 
Amtshandlungen verftanden, welche zwar mit dem Pfarramte im wefentlichen 
Bufanmenhange ftehen, die aber den Geiftlichen durch die weltliche Geſetzgebung 
zugewiefen worden find, und wegen deren fie auch Durch Die weltlichen Behörben 
zur Verantwortung gezogen werden können. 

Die aus denfelben fließenden Rechte und Pflichten find wirkliche Attribute 
des Pfarramt, und. es kann ein. Pfarrer auf dieſelben nicht verzichten, ee 
zugleich auf das Pfarramt felbit Verzicht zu leiften. 
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Bei dieſen Verrichtungen dürfen die Geiſtlichen, obſchon ſie ihrem Weſen 
nach durch die weltliche Geſetzgebung geordnet ſind, doch niemals das Intereſſe 
der Kirche und ihrer Glaubensgenoſſen aus dem Auge verlieren, da die Staats— 
gewalt ihnen gerade im Intereſſe der Kirche dieſe Functionen übertragen hat. 

Dieſe weltlichen Amtsverrichtungen beziehen ſich auf das Schulweſen, 
auf das Armenweſen der politiſchen Gemeinden und jener Vereine, die ſich des 
beſondern Schutzes des Staats zu erfreuen haben, auf die Theilnahme an der 
Kreisvertretung (Landrath), und in der ausdrücklich befohlenen Ninechna bei 
dem Vollzuge polizeilicher Anordnungen. 


$. 44. 
Das Schulwefen. 


Das Königl. Conſiſtorium hat den Geiftlichen in, der. nachftehenden Ent: 
ſchließung vom 13. April 1836 ihre Pflichten bezüglich des Schulweſens in 
einfachen, aber eindringlichen Worten an das Herz gelegt: 

Alle, welchen die Beförderung des Reiches Gottes auf Erden einſtlich 
am Herzen liegt, find. darüber einverftanden,. daß unter Anderm mit wereinter 
Kraft und mit der gewiffenhafteften Treue an dem gründlichen Gebeihen der 
Schulen gearbeitet werben müſſe. Die Geiftlichen haben durch die Natur ihrer 
Stellung und durch die beitehenden Gefege und Verordnungen Die ebenſo ehr- 
würdige als jegensreiche Beftimmung, an diefer heilbringenden Arbeit dadurch 
ganz vorzüglichen Antheil zu nehmen, daß fie ein immer Fräftigere8 und um- 
faffenderes Emporblühen der deutfchen Schulen ermitteln helfen. Sie haben in 
ihren verfchiedenen amtlichen Veziehungen bie wichtige Aufgabe, auf Pehrer und 
Schüler, auf Neltern und Kinder fördernd einzuwirken, die Vorurtheile, welche 
fi der vollen Entwickelung des deutſchen Schulwefens in ihren Gemeinden 
etwa noch entgegenftellen, Durch weife Belehrung zu mindern und zu entfernen, 
die Achtung und Liebe für dasfelbe zu erhöhen, insbefondere aber jenen chriftlich 
frommen Sinn in den deutſchen Schulen zu beleben und zu verftärfen, der ihre 
Grundlage und der fie Teitende Geift: fein muß, wenn fie: von wahren Segen 
für das heranwachſende Gefchlecht fein und. zur der. Verminderung von jenen 
moralifchen Uebeln beitragen follen, welche von ben — und wohlgeſinn⸗ 
ten Zeitgenoſſen ſo ſehr beklagt werden. 

Es iſt nicht zu läugnen, daß ——— Geiſtliche es bisher als eine 
ihrer wichtigſten Pflichten betrachtet haben, jener Aufgabe mit allem Fleiße zu 
entſprechen; aber es kann auch nicht in Abrede geſtellt werden, Daß andere hierin 
ſaumſelig ſich erweiſen und in einer Beſtrebung ſich übertreffen laſſen, rückſichtlich 
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welcher in der etſten Meihe zu flehen, ‚Ehre bringt und Wohlgefallen bei Gott 
und allen Befjern. Das Königl. Gonftftorium, welches jehnlich wünjcht, daß 
fämmtliche Geiftliche feines Sprengeld in wahrer Ehre Niemanden nach— 
ftehen, und in dem ebelften Wetteifer nach jenem Wohlgefallen : ringen‘ mögen, 
ermuntert die Pflichtgetreuen unter ihnen, in ihrer Liebe und Wirkſamleit für 
das deutjche Schulweſen zu beharven, die übrigen ermahnt: es dringend, dem 
guten Beifpiele ihrer Amtsbrüder zu folgen. Es wird von großem Nußen fein, 
wenn die Geiftlichen in ihren verſchiedenen amtlichen Beziehungen als Prediger, 
Katecyeten und Seelforger auf eine angemefjene, fördernde -Weife auf den in 
Frage ftehenden wichtigen Gegenftand öfters zurückkommen; namentlich empfiehlt 
man ihnen, ihren Predigtvorträgen von Zeit zu Zeit, befonders beim Anfange 
des Schuljahres, die hiezu zwedvienliche Richtung zu geben. Weil aber Die 
Rede in allen Stüden nur geringen Erfolg hat, wenn die entjprechende That 
nicht Hand in Hand mit ihr geht, jo verfieht man ſich zu ihnen, daß fie Die 
Schule fleißig bejuchen und an Ort und Stelle für. den bezeichneten Zweck nach 
Kräften thätig ſein werden. 

Daß, wie diefer ganze Erlaß aus firchlichem Geſichtspunkte zu fafjen 
ift, eine Thätigkeit aus chriſt lichen "Motiven, eine Thaͤtigkeit, weldye unter 
frommer Berüdfichtigung deſſen, was Luc. 18, 16 u. 17 geſchrieben ſteht, Die 
Förderung Ver Abfichten Gottes in Chriſto als ihr höchſtes Biel betrachtet und 
Seeljorge im wahrften Sinne des Wortes jein will, Durch denſelben in immer 
größerm Maaße hervorgerufen werden ſolle, iſt nicht beſonders, am wenigſten 
für chriſtliche Geiſtliche, bemerklich zu machen. | 


* Berner kommt in einer &.-&. vom 16. März 1852 folgende Stelle vor, 
bie ſaͤmmtliche Geiftlichen wiederholt ermahnt, bezuglich be Schulweſens thee 
Pflicht zu thun: 

— „Wie könnte auch ein Mann, der es für feine Hirtenpflicht. hält, acht 
zu haben auf die ganze Heerbe, und zu weiden die Gemeine Gottes, gleich— 
gültig bleiben und die Hände in den Schooß legen, wenn er bie tiefen Gebrechen 
wahrnimmt, an welchen Die Schulen, die Pflanzftätten, chriſtlicher Bildung fein 
follen, Ieiden?: Diefe Gebrechen find aber ſo „groß, daß fie, Keinem- entgehen, 
der jehen ‚mill. Mit Recht wirb geklagt über, die Verweltlichung, die, Hoffart, 
den Miethlingsfinn, den: Unglauben oder ben xeligiöſen Indifferentismus vieler 
"Lehrer, über Mangel an frommem Sinne und hriftlicher Zucht, an Ehrfurcht 
gegen alles Höhere und Heilige und an Gehorjam gegen Eltern und Lehrer bei 
der Schulfugend. Angeſichts jolher Schäden wirbines ſich jeder gewiffenhafte 
Geiftliche zur Pflicht machen, die feiner Aufſicht umtergebenen Lehrer jorgfältig 
zu überwachen, fie, wo es nöthig iſt, zurecht zu weifen, ihre Fortbildung zu 
foͤrdern, die Liebe zu ihrem Berufe in ihnen zu nähren, und ihnen ein Vorbild 
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zu fein in allen Stüden, in wahrer Frömmigkeit, Berufötreue, Geduld, Verträg- 
kichkeit und unbejcholtenem Wandel, dann aber audy die Schulen fleißig zu be 
juchen, von ihrem Stande und ihren Leiftungen fich durch eigene Anfchauung 
Kenutniß zu verjchaffen, den Lehrer auf die Mängel im Unterrihte und im ber 
Disciplin aufmerkjam zu machen, rühmlichen Leiftungen freudige Anerkennung zu 
zollen, dem pflichtgetreuen Lehrer, wenn er verkannt ober angefeindet wird, in 
Schuß zu,nehmen und jo fi) der Gemeinde darzuftellen, ald einen warmen 
Freund der Jugendbildung. Dabei wirb ein jeder Geiftliche, der fein Amt und 
feine Gemeinde lieb hat, mit unermübdlichem Fleiße die chriftliche Bildung ber 
Augend durch gründlichen, fchriftgemäßen, anregenden und erwärmenden Religions- 
unterricht zu fördern juchen und die Stunden, welche er als Lehrer unter den 
Kindern zubringt, um fie anzuleiten zu einem gottfeligen Leben, unter die frucht- 
barften und gejegnetiten in feiner Amtsthätigteit zählen. 

Wirken die. Geiftlichen in der bezeichneten Weiſe, jo werden die gerechten 
Klagen über den Berfall der Schulen und: chriftlicher Bildung verſchwinden, das 
Band zwijchen Kirche und Schule wird wieder fefter gefuüpft werben, und die 
Diener der enaugelifchen Kirche, die von ihrem Entftehen an die treue Pflegerin 
der. Schule war, wirb nicht mehr der Vorwurf treffen, daß viele unter ihnen 
in der fraglichen Beziehung ihre Aufgabe nicht begriffen oder aus Gleichgültig— 
feit fich nicht die Mühe gegeben haben, diejelbe zu löſen.“ 


Was den Neligionsunterricht in Kirche und Schule betrifft, welcher nach 
Anleitung der kirchlichen Behörden ertheilt werden muß, fo find die Darauf 
bezüglichen Beitimmungen bei $. 37 B. (5. 271 oben) bereits vorgetragen, 

Hier handelt es ji von dem ganzen Schulunterricht, den ber Pfarrer 
als Local-Schul-Inſpector zu leiten und zu überwachen hat. Damit num 
die Geiftlihen fi in dieſem wichtigen Gejchäftszweige zurecht finden Eönnen, 
folgt nachſtehend ein vollitändiger Abdruck der hierher bezüglichen Geſehze und 
Verordnungen. 9 


A. Auszug aus dem Sefepe vom 11. Fiosce x; A. Mai 1802) 


Art. 1. Der Unterricht ſoll gegeben werden in Primärſchulen (jept 
deutſche Schulen genannt), welche durch die Gemeinden errichtet werben 

Art. 2. Eine Primärfchule kann mehreren Gemeinden, nach ber Be 
völferunig und den Localitäten diejer Gemeinden, zugleich angehören. 





dr! . "IE } ;  .: ’ 

1), Den. Geiſtlichen kann über dieſe Materie nod, zum Gebrauche beſonders 
empfohlen werben: „Sammlung, der Geſetze, Verordnungen und Directiven in Bezug 
auf ‚Religions: und Schulſachen, gültig für den Kreis Pfalz, im Konigreiche Bayern, 
von Chriftion Chelius, Königl. Landeommiſſär in Homburg, Zweibrücken 1855." 
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’ Art. 8: Die Lehrer werben durch Die-Bürgermeifter und Gemeinberäthe 
gewählt; ihr Gehalt befteht: 1. aus der ihnen burdy die Gemeinden verjchafften 
Wohnung; 2. aus einem Gelbertrage, welcher durch die Eltern beigetragen 
und die Gemeinderäthe feſtgeſetzt wird.- 

Urt. 4. Die Gemeinderäthe werben jene Eltern, welche zahlungsunfähig 
find, von dem Beitrage frei: jprechen; jedoch kann biefe Exemption ‚den fünften 
Theil der in die Primärfchule aufgenommenen Kinder nicht. überfteigen. 


B. Berodnung vom 20. Auguft 1817. Die Organifation der 
Schulen betr. 


Nachdem: Seine Königliche Majeftät die Anträge des Landrathes zur 
Bildung ‚eines Kreisichulfondes allergnädigft genehmigt, und denſelben auch aus 
Ihrer Finanzkafje großmüthigft unterftügt haben, jo flieht man fich veranlaßt, 
über die Errichtung der Volksſchulen folgende, den. bereits beftehenden. Gejegen 
angemejjene Verfügungen zu treffen: 

1. In einer ‚jeden: Bürgermeifterei iſt zur Beſorgung aller Angelegenheiten 
ber Bolksjchulen eine Ortsſchulcommiſſion anzuordnen, welche aus dem Bürger: 
meifter, einem Mitgliede des Gemeinderaths und den Pfarrern der zwei chrift- 
lichen Religionsgemeinden beſteht, und regelmäßig in der erften Woche eines 
jeden. Monats ſich verfammelt. 

2. Die Schulen verjchiedener Religionen follen, jo weit e8 bie Zahl der 
Schüler und der Localfond geſtattet, von einander getrennt bleiben, und jeder 
Pfarrer iſt Ortsinſpector und Katechet der Schule ſeiner Religion. Die Kinder 
der Juden, Wiedertäufer, Mennoniteu u. ſ. f. nehmen an. den öffentlichen 
Schulen mit Ausnahme ihrer beſondern Religionslehre Theil, in ſo fern ſie 
nicht zahlreich genug ſind, und die erforderlichen Mittel zur Bildung ihrer 
eigenen Schule nicht werden nachgewieſen haben. 

3. Für einen jeden Bezirk werden aus der Claſſe der Decane, Inſpectoren 
und der Pfarrgeiſtlichkeit Der verſchiedenen Religionen Bezirksſchulinſpectoren 
benennt werden, welche die Aufſicht auf die Schulen ihrer Religion in den ihnen 
angewiejenen Bezirken zu führen, und eine jede Schule, jährlich mwenigftend Ein 
Mal ordentlich, zu. unterfuchen. haben, 

4 Um Ende des Schuljahres ift jeder Bezirksinſpector verbunden, bie 
Berichte der Drtsihulcommijfionen über den innern und äußern BZuftand ber 
Schulen, über die Fähigkeiten, den Fleiß und das Betragen der, Lehrer, über 
den Fortgang der Schüler und über die der Schule gewidmeten Unterhaltömittel 
einzuziehen, und fie mit feinem Hauptberichte durch die WVezirksftelle an die 
Königl. Regierung gelangen zu lafien. Diefem Hauptberichte müfjen die Schul- 
viſitationsprotokolle und eine, allgemeine. Neberfichtstabelle, wovon das Formular 
mitgetheilt werben wird, beigelegt werben. 
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5.:Die Orts⸗ und Bezirksſchulinſpectoren erhalten für ihre Functionen 
feinen Gehalt und feine Bureaufoften, — nur den letzteren wird für bie, jähr- 
liche Schulvijitation eine Remuneratiou aus dem Kreisjchulfonde angewiejen 
werden, welche für jeden Drt, deſſen Schule unterfucht wurde, drei Gulden 
beträgt, ii | a 
6. Zur Bildung ‚der Schullehrer. wird zu  Kaiferslautern ‚eine Normal: 
ſchule errichtet. werben; ‚und vom Jahre 4819 anfangend, joll, fein Lehrer, Brä- 
ceptor oder Gehilfe angeftellt werben, welcher im Anfange nicht wenigjtens ein 
Fahr und in ver Folge zwei Jahre, den Unterricht- daſelbſt erhalten hat, und 
räbig ie worden ijt. 

. Die Schullehrer werden nach ben Geſetzen von Dem: Bürgermeifter 
und * Gemeinderathe vorgeſchlagen und von der Königl. Regierung beſtätiget. 
Jeder angehende Lehrer muß das 21. Jahr erfüllt haben, ſonſt kann er nur 
unter der Leitung eines schon angejtellten Lehrers - ald — in der nämlichen 
Scyule dienen. 4 

8: Der ordentliche Gehalt eines Lehrers. joll mit Einſchluß ber Wohnung 
im den größeren Gemeinden ’ von 2000 Seelen und darüber in der Regel auf 
400,’ und- in den geringeren Gemeinden auf 300 Gulden fetgefeßt werben: 

9. Um dieſen Gehalt auszumitteln, find. alle Bezüge einzurechnen, welche 
der Lehrer entweder von bejonderen, mit jeinem Dienjte verbundenen Gründen 
oder Stiftungen, oder von verträglichen. Nebendienften erhält. : 

10. Sofern diefe Mittel nicht zureichen, ift der Unterhalt des Lehrers 
burdy das Schulgeld, welches in der Regel von. einem jeden ——— Kinde 
wochentlich drei Kreuzer nicht überſchreiten ſoll, zu ergänzen. 

11. Bon der Zahl der ſchulpflichtigen Kinder kann die —— 
nad der Verordnung vom 11. Floreal Jahrs X. den fünften Theil: wegen 
Armuth von der Entrihtung des Schulgeldes ausnehmen. 

4%, Würde: der-Gehalt hiedurch nicht vollitändig erfüllt — ſo * 
die Gemeinde oder der betreffende Religionstheil das Fehlende auf: andere Weiſe 
zu erjeßen, umd in bejonderen Fällen werden and) aus bem —— 
Unterftügungen hiezu geleiſtet werben, 

13. Der Lehrer darf von den Eltern * ſchulpflichtigen ainder keine 
Geſchenke annehmen, und auch das Schulgeld nicht - unmittelbar von denjelben 
erheben, jondern das Schulgeld fol von der Localſchulcommiſſion - auf die Liften 
bes betreffenden arte monatlicy, eingegogen umd dem ‚Lehrer einge 
hanbigt werden. ae - 


— 








— — — — — 








- Durch Verordnung vom 3. April 1818' umd resp, 12. Auguſt 1825 iſt 
verfügt worden, daß die Schulgelder dutch’ die Einnehmer . und‘ — dieſe den 
Lehrern ohne Abzug behändigt werden ſollen. 
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14, Diejenigen Lehrer, welche fich durch ihre Kenntniffe, Fleiß und bei— 
jpielmäßiges Betragen auszeichnen, follen am Ende des jahres noch beſondere 
Belohnungen aus dem Kreisichulfonde erhalten, 

15. Da der Unterricht bei einer zu großen Schülerzahl nicht gehörig 
bejorgt werden kann, jo jollen nicht mehr als 80 Kinder in eine Schule ver- 
einigt werben. Beträgt die Zahl mehr, jo follen Die Kinder nad) den Ge: 
jchlechtern und dann nad) Claſſen abgetheilt werben. 

16. Für die Schulgebäude haben Die Gemeinden aus Gemeindemitteln 
zu jorgen, und bei deren Herftellung oder Reparation immer den Bedacht zu 
nehmen, daß Die Lehrzimmer heil, troden, mit guten Fußböden, Fenftern und 
Defen verjehen, und der oben angezeigten Schülerzahl angemeffen find. 

17. Kein Schulgebäude darf gebauet oder in wejentlichen Theilen ver: 
ändert werben, bevor nicht der Plan auf Die Vorlage des Bezirksſchulinſpectors 
von der Königl. Regierung gutgeheißen ift. 

18. Man wird die ärmeren Gemeinden, welche zwedmäßige Schulgebäude 
beritellen, oder weſentliche Verbeſſerungen derjelben vornehmen wollen, aus dem 
Kreisichulfonde nach deſſen Zulänglichkeit unterjtüßen. 

19. Um die für die Herſtellung und Unterhaltung der Schulhäufer 
erforderlichen Koften zu vermindern, jollen die Gemeinden Die Schulen der ver- 
Ichiebenen Religionen im einem Gebäude zu vereinigen trachten. 

20. Für die Heigung der Schulen, für ihre innere Einrichtung mit Den 
erforderlichen Eharten, Tafeln und übrigen Erfordernifjen, für die am Ende des 
Schuljahrs nach vorgängiger öffentlicher Prüfung zu vertheilenden Preije haben 
die Gemeinden aus Gemeindemitteln zu ſorgen. Anftatt der Tiſche und Bänke 
ſind Subjellien in den Schulen zu gebrauchen. 

21. Das Schuljahr beginnt am 1. November, und ſich am 15. 
September, 

22. In den Städten und oben bezeichneten größern Orten darf bie 
Schule in diefer Zeit außer den Som: und Feiertagen nicht unterbrocdyen werben, 

23. Wenn in den übrigen Orten die Kinder in den Sommermonaten von 
bem 1. April angefangen nicht mehr regelmäßig zur Schule kommen fönnen, jo 
muß doch die Schule an zwei Wochentagen fortgehalten werden, und ber Lehrer 
darf fi) von diejer Obliegenheit wegen der geringen Schülerzahl nicht Iosjagen. 

24. Die Schule joll täglich drei Stunden Vormittags und drei Stunden 
Nachmittags gehalten, und darf nur an zwei Nachmittagen der Woche aus- 
gejeßt werben. 

25. Der vorzüglichfte Gegenftand des Unterrichts it die Neligions- und 
Sittenlehre, Die übrigen Gegenftände find Leſen, Schreiben, Nechnen, deutfche 
Sprache und Rechtjchreibung, und Die nöthigen Kenntniffe von der Natur, Welt 
und Geſchichte. Das Weſen des Unterricht3 befteht aber nicht im einem bloß 
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mechaniſchen Lehren, fondern. in der Entwidlung des Verftandes und in ber 
Erweckung der Tugend, Damit die Kinder zu guten und verjtändigen Bürgern 
gebildet werben. 

26. In den Schulen dürfen Feine andere Religions-, Lehr- und Lefebücher, 
ald welche von der Königl. Regierung genehmigt find, angewendet, und der 
Unterricht darf nur in deutfcher Sprache gegeben werben. 

27. Ueberall, wo e3 möglich ift, joll zugleich für den Induſtrie-Unterricht 
geforgt werden. Striden, Nähen und Spinnen find Gegenftände fir Mädchen; 
Baumzucht, Garten: und Feldbau für Knaben. 

28. Die Schulpflichtigfeit der Kinder dauert von dem erfüllten ſechsten, 
für die Mädchen bis zu dem erfüllten zwölften, und bei den Knaben bis zu dem 
erfüllten dreizehnten Jahre, 

29. Ohne bejondere Urfache darf fein Kind von dem Schulbefuche aus— 
genommen werben, und Diejenigen, weldye mit fürmlicher Bewilligung der Orts- 
ſchulcommiſſion den Privatunterricht genießen, find deßungeachtet zur Entrichtung 
des Schulgeldes verbunden. 

30. Jede verfchuldete Schulverfäummniß joll auf die von den Ortsinfpec- 
toren monatlicy einzureichenden Liften von der Ortsfchulcommiffton mit dem 
Wochenbetraze des Schulgeldes geahndet, die Eltern aber, welche ihre Kinder 
gar nicht zur Schule ſchicken, noch überdieß nach den Gejegen beitraft werben. ) 





3) Die Schulverfänmnifie in den Vollsſchulen betreffend. Vom 17. Dezember 
1819. „Von mehreren Seiten ber ijt die Frage geitellt worden, auf welche Weile die 
Schulverfäumnifie der Kinder in den Volksſchulen zu conftatiren, und die im $. 30 der 
Verordnung vom 20, Auguft 1817 dagegen ausgeſprochenen Strafen anzuwenden find? 
| Hierüber wird die nachſtehende nähere Verfügung ertheilt: 
1. Kein fhulpflichtiges Kind darf fi dem Schulunterricht entziehen, und die in 
diefer Hinficht beftehenden Verordnungen find auf's Pünktlichfte zu beobachten. 
2, Der Königl. Ortsfchulinfpector hat benehmlid mit dem Bürgermeifteramte, 
alljährlich, bei dem Anfang des neuen Schuljahrs, ein genaues und vollftän- 
diges Verzeichniß aller ſchulpflichtigen Kinder zu entwerfen, und foldes der 
Königl. Bezirksſchulinſpection, jowie dem Schullehrer, bei Cröffnung der 
Schule, in beglaubigter Abjchrift mitzutheilen, 
3. Der Schullehrer verzeighnet ftreng und genau alle Schulverfäumnifie, mit den 
dahin gehörigen Bemerkungen, 
4. Die Ortsfhulcommiffion läßt ſich in ihren ordentlichen Sigungen dieſe Lilten 
vorlegen, um die Eltern nahdrüdlih zur Beobachtung der Sculgejege zu 
ermahnen und vor Strafe zu warnen, - 
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31. In den Orten über 2000 Seelen find neben den Volksſchulen für 
die ausgetretenen Kinder bis zum erreichten 15. Jahre noch höhere Bürgerjchulen, 
in. welchen die Unterrichtägegenftände fortgejeßt und gefteigert werden, anzuorbnen. 

32. Eine befondere Schule ift an ſolchen Orten dem Induſtrieunterrichte 
der weiblichen Jugend zu widmen. 

33. An den Sonn= und Weiertagen find alle Lehrer, fowohl in den 
größeren als Eleineren Orten verbunden, den erwachjenen Söhnen und Töchtern 
in getrennten Glafjen eine Stunde Vormittags und eine Stunde Nachmittags 
Unterricht zu ertheilen, ohne daß fie hiefür auf befonderen Gehalt und — 
Schulgeld Anſpruch machen dürfen. 

34. In den größeren Orten fol, wo es möglich ift, mit dieſen Sonn 
und Feiertagsjchulen auch der Zeichnungsunterricht verbunden werden. 


— 





5. Sind Mahnung und Warnung fruchtlos geblieben, ſo wird die Geldſtrafe für 
jedes Verjäumniß nad Maßgabe des $. 30 der angezogenen Verordnung von 
der Localjhulcommijfion ausgeſprochen und von der Bezirksfchulinfpection gut: 
geheißen, worauf es jodann mit der Beitreibung ber Strafgelder für Schul: 
verjäumnifje eben jo gehalten wird, wie mit ber Erhebung bes gewöhnlichen 
Schulgeldes, in Gemäßheit des Rejeripts vom 25, März 1818 und vom 
10. Februar 1819. J 

6. Sollten ſich die Eltern widerſpenſtig bezeigen und ihre Kinder vorſätzlich am 
Schulbeſuche hindern, jo hat die Ortsſchulcommiſſion an die Bezirksſchulin— 
Ipection und dieſe an bie Königl, Regierung ihren Bericht zu erjtatten. 

‚ Kein Kind darf aus der Schule entlafjen werden vor den ‚gejeglich beitimmten 
Jahren, und ohne dur die allgemeine Prüfung vor dem Ortsſchulinſpector 
oder dem Bezirksſchulinſpector hinlänglich befriedigende Beweije der Entlafjungs: 
fähigkeit gegeben zu haben, welches jodann in dem Schulregifter genau zu 
bemerken ijt. 

8. Die Strafgelder für Schulverjäumnifje find für Schulzwede zu verwenden, 
insbejondere zur Anjhaffung von Schul: und Preifebüchern für fleißige arme 
Kinder, oder aud für Anihaffung von Schulapparaten und Bezahlung des 
Schulgeldes armer Kinder. 

Die Irtsihulcommiffionen haben die Verwendung diefer Gelder zu 

, überwachen, 

9. Man gewärtigt übrigens von dem thätigen Amtseifer der Orts: und. Bezirks: 
ſchulinſpectonen, jowie von den Eugen und kräftigen Mafregeln der Orts, 
Ihulcommiffionen, daß die Schulverjäumniffe immer feltner und Dagegen 

Theilnahme und Freunde am Jugendunterrichte in jeder mohlgefinnten Gemeind, 
immer kräftiger werde, | 


—X 
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35. Wo fich bei den Schulhäufern Gärten befinden oder den Schul: 
dienften anhängen, find Die Lehrer gehalten, diefe Gärten auch für den Unterricht 
der Kinder in ben verfchiedenen Arten von Pflanzungen beſonders der Obft- 
baumzucht zu verwenden. 

36. Jeder Lehrer muß nad) dem Formular, welches ihm mitgethetlt 
werben wird, ein Genfurbuch über alle feine Schüler führen, in welches die 
Fähigfeiten, der Fleiß, der Schulbeſuch und das fittliche Betragen der Schüler 
eingetragen werden jollen. 

37. Die Schulgefeße, welche die Lehrer in Hinreichenden Abdrücken 
erhalten werben, find in einer jeden Glaffe anzuheften und den Schülern öfters 
einzuprägen. 

38. Alle Verbeſſerungen, Donationen, Unterftüßungen, Beförderungen im 
Fache des Schulwefens follen fo, wie fie zur Kenntniß Der Regierung kommen, 
mit der Anzeige aller derer, welde dazu thätig mitgewirft haben, durch ein 
befonderes Blatt, welches mit dem Amtsblatte vertheilt wird, befannt gemacht 
werben, 

Ale Bezirfsdirectionen, Bürgermeifter, Gemeinderäthe, geiftliche und 
weltliche Obrigfeiten haben ſich zu beftreben, daß diefen Anordnungen Folge 
geleiftet, und die Unterrichtsanftalten in einer jeden Gemeinde zu den vorzüg— 
lichſten Zwecken einer guten Gemeindeverwaltung erhoben werben. 


©. Inſtruction für die Bezirksſchul-Inſpectoren. 


$. 1. Die Bezirfsfhul:Infpectoren find in Bezug auf das 
Volksſchulweſen die Hilfsorgane der Königl. Regierung. 

$. 2. Jeder Bezirksſchul-Inſpector führt Die Aufficht über alle innerhalb 
des ihm angewiefenen Bezirkes gelegenen Volksſchulen. 

8. 3. Wegen der Verſchiedenheit der Religion werden in einem Bezirke 
mehrere Bezirks⸗Inſpectoren aufgeftellt, von denen jeder die Schulen feiner 
Religiondverwandten zur Aufficht übernimmt. 

$. 4. Die Bezirksſchul-Inſpectoren werben auf begutachteten Vorſchlag 
der Königl, Regierung von dem Minifterium ernannt und in der Regel aus dem ” 
achtungswürdigen Stande der Rural-Dechante, Infpectoren und Pfarrer ausge— 
wählt. Wo diefe Wahl auf eine von dem Dechant oder Inſpector verfchiedene 
Perſon fällt, hat der Bezirks-Inſpector überall den Rang zunächit nach jenem. 
Auch wird ihn die Regierung bei erprobtem Amtseifer durch befondere Auszeich- 
nung ehren und nach Umftänden durch Beförderung belohnen. 

8.5. Der Bezirksfchul-Infpector erftattet feine Berichte, Gutachten und 
Bemerkungen über die Schul- und Erziehungsanftalten feines Bezirfed mittelbar 
oder unmittelbar an die Königl. Regierung, von der er die Aufträge entweder 
unmittelbar oder durch Die Königl, Bezirks⸗Directionen zur empfangen hat. 
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$. 6. Die Amtöverbindlichkeiten des Bezirks-Inſpectors beftehen : 

a) in Handhabung der äußeren Schulordnung ; 

b) in Berbejjerung des Zuſtandes aller feiner Bezirksfchulen überhaupt 
und jeder insbefondere ; 

e) in fortwährender Gontrolirung der Ortsſchul-Commiſſionen und Ortes 
Inſpectoren feines Bezirkes. 

8.7. Alles, was zur Beförderung dieſes dreifachen Zweckes beiträgt, 
ift für den Bezirks-Inſpector Pflicht. Er forgt daher vor Allen dafür, daß er 
als Orts⸗Inſpector feiner eigenen Pfarrſchule Diefe Durch möglichft gute innere 
und äußere Einrichtung zur Mufterfchule erhebe, auf die er hinweifen und wohin 
er ſchwächere Schullehrer zur anfchaulichen Belehrung bejcheiden Fann. 

$. 8. Gr befucht regelmäßig wenigftend jährlich einmal jede Schule 
feines Bezirkes oder macht im Falle, daß er die pflichtmäßigen Schulbefuche- 
reifen, wegen Krankheit oder anderer wichtiger Hindernifje in einigen oder allen 
feinen Schulen nicht jollte vornehmen können, der Königl. Regierung die Anzeige 
davon nebſt dem Vorſchlage zweier tauglicher Pfarrer, weldye einftweilen feine 
Stelle vertreten könnten. 

$. 9. Bei diefen Schulvijitationgreifen, über weldye fich jeder Bezirke- 
infpector in feinem allgemeinen jährlichen Schulberichte und mittelft Ginfendung 
feiner Bifitationsprotofolle auszuweifen bat, ift Der ganze Zuftand der Schulen 
auf's Genaueſte und Gewiſſenhafteſte zu unterfuchen. Der Bezirks-Inſpector 
hat demnach hiebei fein Augenmerk vorzüglid) 

a) auf die erften und allgemeinen Haupt-Erforderniſſe einer guten Schule, 

ſodann 

b) auf die örtlichen Verhältniſſe und Mängel oder Vorzüge, auf den 
Zuſtand des Schulhauſes und des Lehrzimmers, auf moraliſche Eigen⸗ 
ſchaften, Faͤhigkeit und Fleiß des Lehrers, auf Schulbeſuch, Sitten und 
Fortgang der Kinder, auf den eingeführten Lehrplan, auf Lehrgegen- 
ftände und Behandlung derfelben, auf Beobachtung der Schulgejege 
und dergleichen mehr zu richten. Nebſt diefem wird er 

e) die Induſtrie- und Singjchule, die Einrichtung und den Beſuch der 
Feiertagsfchulen u. ſ. w. nicht außer Acht laffen. Er wird 

d) die Schuljugend nicht nur durch den Ortspfarrer als Orts-Inſpector 
in der Religions- und Sittenlehre, durch den Schullehrer aber in den 
übrigen Glementargegenftänden prüfen laſſen, fondern auch jelbft 
prüfen. 

e) Bei den Orts-Inſpectoren, Gemeindevorftehern und dem Gemeinderathe, 
in deren Gegenwart ohnehin die Schulvifitation jedesmal geichieht, 
wird er alle nöthigen Grfundigungen einziehen, ihre Wünſche vernehmen 
und über die von den Anwefenden gemachten Vorfchläge zur fchleunigen 
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Hebung der Mängel und zu den zwedmäßigiten Verbefferungen und 
Einrichtungen überhaupt erforderlichen Falls ein ausführliches Protofoll 
aufnehmen und mit Beifügung feines qutachtlichen Berichts an die 
Königl. Regierung einfenden. 

f) Schulkinder, welche ihre Entlaffung aus der Schule vor der gefeklichen 
Frift nachfuchen, wird er zu einer befondern Prüfung fordern und nad) 
dem Befinden ihrer dabei bewiefenen Kenntniffe beſcheiden. 

g) Den bie und da in Städten feines Bezirkes etwa befindlichen Pflege- 
Anftalten für arme Kinder wird er ebenfalls die nöthige Aufmerkſamkeit 
widmen und die Bejchaffenheit derjelben in einem befondern Abjchnitte 
ſeines allgemeinen Berichtes ſchildern. 

$. 10. Auch wird dem Bezirks-Inſpector zur Pflicht gemacht, am Ende 
der Sommerfchule ‚die jährlichen Schulberichte aller Ortsfchulcommiffionen feines 
Bezirkes zu jammeln und fie dann der Königl, Negierung mit feinem Haupt: 
berichte über den Zuftand aller Schulen, über die Hinderniffe und Mittel 
zur Vervollfommnung derjelben u. j. w. mit Gnde des Septembermonats zu 
überjenden. 

| $. 11. Dem Hauptberichte legt er ein unparteiiſches Verzeichniß der 
ausgezeichnetſten Schulfreunde, Ortsſchul-Inſpectoren, Hilfsgeiftlichen, Schullehrer 
und Schulgehilfen ſeines Bezirkes bei. 

8. 12. Endlich wird ſich der Schulinſpector bemühen, daß, wo es die 
Ortsumſtände geſtatten oder erfordern, mit den Volksſchulen Arbeits- und In— 
duftrie-Anftalten verbunden, Schulgärten angelegt, zweckmäßige Lectüre bei den 
Scyullehrern befördert, und Schulconferenzen unter den Pfarrern eingeführt 
werben. 

Hierher gehört noch: 


Auszug 
ans einer höchiten Minifterial-Entjchließung vom 24. Juli 1833, Regierungs: 
Reſcript vom 23. September 1833, ad Nrm. 16973 H. 

I. Die rein technifche Leitung des Unterrichts und der rein geiftigen Er: 
ziehung gehört ausjchließend dem Wirfungsfreife der Local-Schulinfpectoren und 
der ihnen vorgefegten Diftrift3:Schulbehörde an. In Sachen des Religiong- 
unterricht3 insbejondere find diefelben unmittelbar der Oberleitung der firdylichen 
Stellen ihrer Gonfeffionen untergeben , an welche fie auf Verlangen dießfalls 
zu berichten, und deren Aufträge und Weiſungen fie treulich zu vollziehen haben. 

II. Als gemifchte Schulangelegenheiten find zu betrachten : 

a) alle organifhe Einrichtungen, als Bildung und PVeränderung ber 

Schulfprengel, Grrichtung öffentlicher und nicht öffentlicher Lehr: 
Inſtitute; 
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b) die Grrichtungen und Bejeßungen von Pehritellen; 

c) die Dualificationsliften des Lehrerperfonals ; fi 

d) die Handhabung des Schulbejuches ; 

e) die Gvidenthaltung der Schulftatiftif; 

f) alles Finanzielle des Unterrichtes, ingbejondere die Herftellung und 
Unterhaltung der Schulgebäude und der Schulgerätbfchaften und das 
Schulfonds-Rechnungsweſen; endlich 

g) die jährliche Hauptvifitation jämmtlicher Schulen jedes Bezirkes. 

III. In den gemifchten Angelegenheiten fteht die Leitung dem Diftriftd- 

ſchul⸗Inſpector gemeinfam mit der Diftrikts-Polizeibehörde zu. 

IV. Die Initiative gebührt in Sachen der Schulbauten der Diftrifts- 

Bolizeibehörde, in den übrigen Fragen aber der Diftrikt3-nfpection, an welche 
nach wie vor alle Berichte der Local-Inſpectionen ergehen. 


D. Amts-Inftruction für die Ortsfhul-Gommiffionen. 


$. 1. In einer jeden Bürgermeifterei foll eine Ortsſchul⸗Commiſſion 
aufgeſtellt werden. 
$. 2. Dieſe Ortsſchul-Commiſſion beſteht auf dem Lande in der Regel: 


a) aus dem Bürgermeifter; 

b) aus einem Mitgliede des Gemeinderaths; 

c) aus den Ortöpfarrern der verjchiedenen Neligionen, welche zugleich 
Orts: \nfpectoren und Katecheten der Schulen ihrer Religion find. 

$. 3. In Anfehung des Verhältnijjes der Ortsjchul-&ommiffionen zu 

den höheren Schulbehörden haben folgende Beitimmungen ftatt: 

a) Die Schulcommiffionen der Orte, in welchen der Ortsſchul-Inſpector 
zugleich Bezirks-Inſpector ift, ftehen unter der unmittelbaren Aufficht 
der Königl. Regierung. 

b) Alle übrigen Drtsjchul: Sommiffionen find den Bezirks-Inſpectoren 
untergeordnet. 

c) Diefe Ordnung jchließt jedoch nicht aus, daß ſelbſt Einzelne in beſon— 
ders wichtigen und dringenden Fällen nach Umſtänden ſich mit Um— 
gehung einer Mittelbehörde an eine der höhern Stellen unmittelbar 
wenden fünnen; jowie auch von Diefen erforderlichen Falls mit Ueber: 
gehung der Mittelinftanzen unmittelbare Aufträge an Unterbehörben 
ertheilt werden, 

$. 4. Der Gefhäftsfreis der Ortsſchul-Commiſſion erftredt ſich 

überhaupt auf Alles, was nach Ortsverhältniffen zur Verbeſſerung der Schulen 
im Innern fowohl, als im Aeußern gejchehen fann; im Inneren des Schul: 
weſens ift jedoch die Ortsſchul-Commiſſion auf die Disciplin befchränft, 
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8. 5. In Anfehung der Disciplin hat die Gommiffion und der Orts» 
Inſpector darauf zu jehen, daß die Schulzucht, welche dem Schullehrer zunächſt 
und unmittelbar obliegt, mit dem gehörigen Ernite und gleichwohl mit der er: 
forderlihen Milde gebt werde. Mit Disciplinarifchen Straferfenntnifjen haben 
fie fich in der Negel nicht zu befafjen, ungewöhnliche Fälle ausgenommen, welche 
der Lehrer dem Inſpector anzuzeigen und der Entſcheidung zu überlaffen hat; 
wie er denn auch für die gewöhnlichen Fälle wegen überjchrittener Vollmacht, 
übertriebener Strenge ꝛc. auf angebrachte Klagen oder auch auf Anzeige der 
Commiſſions⸗Mitglieder jelbft verantwortlich if. Eben fo fann die Commiſſion 
oder der Inſpector den Schullehrer wegen verjäumter Schuldisciplin an feine 
Pflicht erinnern und nach fruchtlos wiederholter Erinnerung ihn dem Bezirks— 
ſchul⸗Inſpector zur ernftlihen Ahndung, oder aud der Königl. Regierung zur 
geeigneten Verfügung, oder zur Beranlaffung einer jchärferen Beftrafung 
anzeigen. 

$. 6. Vorzügli muß die Disciplinar-Aufficht des Anfpectors über 

fleißigen und ordentlichen Schulbefuchh wachen. In diefer Nücficht hat er ein 
genaues DVerzeichniß aller fchulpflichtigen Kinder zu halten und nicht nur darauf 
zu jehen, daß alle Finder, Die das gejegliche Schulalter erreicht haben, zur 
Schule gejchidt werden und vor der gejeßlich bejtimmten Gntlaffungszeit nicht 
aus der Schule wegbleiben, jondern auch, daß die Kinder die Schulftunden 
ununterbrochen befuchen und immer zur rechten Zeit fich in der Schule einfinden. 
In diefer Beziehung hat der nfpector dem Schullehrer am Anfange jedes 
neuen Schuljahres ein PVerzeichniß der nen eintretenden fchulpflichtigen Kinder 
auszufertigen, ihn zu einer pinftlichen Aufzeichnung ſowohl des unerdentlichen 
Schulbeſuches, als auch aller Schulverfäumniffe anzuhalten, dieſe Verzeichniſſe 
in den regelmäßigen Sitzungen jedesmal vorzulegen, damit die ſäumigen Eltern 
unnachſichtlich zur Verantwortung und nach Befinden der Umſtände zur Strafe 
gezogen werden können. 
G. 7. Eltern ſchulpflichtiger Kinder, welche um Dispenfation vom Schul- 
beſuche einkommen wollen, dieſe Dispenſation betreffe entweder die Freiſprechung 
vom Schulbeſuche überhaupt, oder die Erlaubniß, den Schulbeſuch eines Kindes 
ſpäter anzufangen oder früher zu enden, als durch allgemeine geſetzliche Beſtim— 
mung feſtgeſetzt iſt, haben ſich an die Ortsſchul-Commiſſion zu wenden. 

$. 8. Schüler, welche die geſetzlich beſtimmte Schulzeit beobachtet haben, 
fann die 2ocal-Sommiffion, wenn die mit ihnen anzuftellende Prüfung befriedigend 
ausfällt, vom Schulbefuche freifprechen: wornach ihnen ebenfalls von ihr die 
Schulentlaſſungsſcheine mit der Linterfchrift des Bürgermeiſters und des Sin: 
fpectord auszufertigen find. Fällt die Prüfung aber unbefriedigend aus, fo tft 
darüber Beriht an den Bezirks-Inſpector zu erftatten, welcher auf längeren 
Schulbeſuch in unzweidentigen Fällen unmittelbar zu erkennen, in zweifelhaft 
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ſcheinenden Fallen aber den Schüler zu fich zu berufen, einer — 
Prüfung zu unterwerfen und nach dieſer zu entſcheiden hat. 

$.9. Im Aeußern des Schulweſens ſteht der Ortsſchul-Com— 
miſſion vornehmlich die Aufſicht über die Schulgründe, Schulgebäude und 
Schulgeräthſchaften zu. An ſie werden alle Anzeigen nöhiger Reparaturen oder 
Anſchaffungen gebracht. Sie kann auch von ſelbſt ſolche in Antrag bringen. 
Insbeſondere hat ſie über die Erhaltung der Schulgebäude ſorgfältig zu wachen 
und zur Abwendung aller Bauſchäden ſich im ſteten Benehmen mit dem Ge— 
meinderathe und mit der Königl. Bezirks-Direction zu halten, damit immer 
rechtzeitig die Gegenſtände in das Gemeinde-Budget aufgenommen werden. 
Auch hat ſie in ihrem jährlich zu erſtattenden Hauptberichte den 
Zuſtand der Schulgebäude und die etwa nöthigen Reparaturen ausdrücklich 
anzugeben und zugleich, was vielleicht für Schul-Apparat neu anzuſchaffen nöthig 
ſcheint, anzuzeigen. 

$. 10, Ueber Schulgeräthſchaften, Schul-Apparat, Schul-Bibliothek (wo 
deren eine vorhanden ift) und dergleichen, hat fie ein vollftändiges Inventarium 
zu halten, in welchem der Abgang und Zuwachs pünktlich bemerkt werden, und 
welches der Schullehrer, der zur Gewährfchaft des Inventariums gehalten ift, 
zu unterjchreiben hat. 

$. 11. Auch über Neinlichfeit und möglichit zwecmäßige Einrichtung der 
Schulzimmer hat die Ortsſchul-Commiſſion zu wachen und Die dazu geeigneten 
Vorkehrungen zu treffen. 

$. 12. Ausmittelung eines Ortsſchulfonds und, wo ein folcher ſchon 
vorhanden ift, Verwaltung und zwedmäßige Verwendung desjelben ift der Com— 
miffion ebenfalld übertragen. Sie hat alle Einnahmen und Ausgaben zu be: 
forgen und darüber Rechnung zu führen, welche alljährlich der einjchlägigen 
Bezirk3:Direction zur Nevifion und Approbation vorzulegen ift. 

$. 13. Die Ortsſchul-Commiſſion hat ferner für die Beitreibung und 
Auszahlung aller einzelnen, dem Schullehrer angewiefenen Bezüge zu jorgen. *) 

$. 14. Eben jo bat die Gommiffion die Beilchaffung fowohl der nöthigen 
Schulbücher und anderer Unterftügungsmittel für Kinder armer Eltern, als auch 
der jährlichen Schulpreife für ausgezeichnete Schüler zu bejorgen. 

$. 15. In Hinficht auf das Berfonale gehören zur Reſpicienz der 

Ortsſchul⸗Commiſſion: 


) Die Verwaltung der Schulfonds wird dermalen durch die Gemeindeverwal— 
tungen geführt und die Gelder durch die Gemeinde-Einnehmer erhoben und verrechnet. 
(Verord. vom 3. April 1818 und 12. Auguſt 1825.) 
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a) Schullehrer und Schulgehilfen, oder auch andere niebere Schuldiener: 
ichaft, wo folche vorhanden iſt; 

b) die Eltern fchufpflichtiger Kinder und alle übrigen Ortseinwohner, in 
jofern fie zur Schule beizutragen haben oder fonft mit der Schule 
und ihren Lehrern, Schülern oder Dienern in Berührung kommen. 
Diefe haben fich fämmtlih in Schulangelegenbeiten auf geſchehene 
VBorladung vor der Commiſſion zu ftellen und deren Verfügungen zu 
befolgen. 

8. 16. Der Schullehrer kann von der Commiſſion wegen Verſäumniß 

im Dienfte überhaupt, wegen unmwürdigen Betragens in und außer der Schule ıc. 
zur Verantwortung gezogen und nach Befinden der Umftände mit ernftlichen 
Verweifen angefehen werden. Hierüber muß jederzeit ein Protokoll geführt 
werden. Bei bedeutenden Vergehen ift an den Bezirks-Inſpector zu berichten. 
$. 17. Auf gleiche Weife hat die Commiſſion auch die Befugniß, dem 
Schullehrer wegen ausgezeichneten Dienfteifers eine auf fünftige Belohnung 
Anfpruch gebende PVerficherung ihrer Zufriedenheit, oder audy eine wirkliche 
Ehrenbelohnung aus dem Ortsjchulfonde oder anderen Ortsmitteln zuzuerfennen, 
wobei jedoch Diefelbe Beitimmung gilt, daß die Verhandlung mit Angabe des 
beftimmten Verdienſtes in das Protofoll eingetragen, und in bebeutenderen 
Fällen die Genehmigung der höheren Behörde zuvor eingeholt werden muß. 

$. 18. Wenn der Schullehrer erfranft, oder fonft eines Gehilfen be- 
dürftig wird, hat die Commiſſion unverzögerte Anzeige davon bei dem Bezirfe- 
Anfpector zu machen, welcher mittelft Berichts an die Königl. Regierung eine 
proviforifhe Verfiigung veranlaffen wird. 

8. 19. Dasfelbe ift zu beobachten, wenn der Schullehrer mit Tob 
abgeht, in welchem Falle die Commiſſion zugleich die Verbindlichkeit hat, den 
Schulapparat, Die Schulbibliothef und was ſonſt als bewegliches Gigenthum der 
Drtöfchule in den Händen de3 jezeitigen Schullehrerd ift, nach vorzulegendem 
Inventarium von den Zurückgelaſſenen des Werlebten ſogleich in Empfang zu 
nehmen und diefelben zu vollftändiger Ablieferung oder Ergänzung des Inven— 
tariums anzubalten. 

$. 0. Die Verwaltung der erledigten Schulbefoldung (jofern dieſe nicht 
der Wittwe oder den Kindern des verftorbenen Schullehrers auf ihr Anfuchen 
von der höheren Schulbehörde nach Befinden der Umftände auf längere oder 
fürzere Friſt bewilligt wird) ‚übernimmt die Commiſſion bis zur Wiederbeſetzung 
des Dienftes, bejoldet in diefem Falle den einftweiligen Schulbalter und bringt 
den Ueberſchuß Bei der Ortsfchulfaffe in Einnahme, 5) 





5) Diefe Beitimmung ift abaeändert durd) die Satungen über den Penſions— 
verein der Schullehrer und die Vollzugsvoririften dazu. (A.Bl. 1855, ©. 1121 u. 1207.) 
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$ 21. Wo der Fall der Aufnahme eines neuen Lehrers eintritt, hat die 
Localſchul⸗Commiſſion ein geprüftes Individuum dem Gemeinderathe vorzufchlageir, 
welcher fodann den Antrag an die Königl. Negierung erftatten wird. 

$. 22. Der nen angeftellte Schullehrer hat bei der Amtseinführung der 
Schulcommiſſion Handtreue zu leiten, darauf von derfelben das Schulinventarium 
zu empfangen, den Empfang zu befcheinigen und fich fir vollftändige, einſt bei 
feinem Abgange zu leiftende Gewährung verbindlich zu erklären. 

8. 23. Unter die regelmäßigen FJunctionen und Geſchäfte 
der Ortsſchul-Commiſſionen gehört vorzüglich: im jeder erften Woche eines 
Monats fich zu verfammeln, um 
a) über das, was in Schulfachen etwa Bemerfenswerthes vorgefommen ift, 

Umfrage zu halten; 

b) die während des verfloffenen Monats eingefommenen Verordnungen, 

Aufträge, Weifungen x. vorzulegen; 

c) die Schulverfäumniß-Regifter zu unterfuchen, Ermahnungen ſäumiger 
Eltern zu bejchließen und erforderlichen Falls Beftrafungen zu ver- 
anlaffen ; 

d) Vorfchläge, Klagen ꝛc. anzunehmen. 

Ueber alles Vorfommende wird von dem Ortsinſpector ein ordentliches 
Protokoll gehalten und in ein eigenes dafür bejtimmtes Buch eingetragen. 

8. 24. Jedes Gemeindeglied ift befugt, auf vorgängige gebührende An- 
meldung: vor der verfammelten Gommiffion zu ericheinen und feine Wünſche, 
Bitten, Vorjchläge ꝛc. ſelbſt anzubringen, wenn er fie nicht lieber einem Mitgliebe 
der Commiſſion zum VBortrage übergeben will. 

8 25. Jaͤhrlich zweimal hat die Commiſſion eine öffentliche Prüfung 
der Schüler zu veranftalten, wozu die Eltern einzuladen find. 

| $. %6. Die eine dieſer Prüfungen muß den Schluß der Winterfchule, 
die andere den der Sommerfchule machen. Die feierlichere Prüfung, bei der 
auch eine Glaflification der Schüler öffentlich vorzulefen ift und Schulpreife an 
die verdienteften Schüler und Schülerinnen ausgetheilt werden follen, ift am 
Schluſſe der Sommerfchule. Der Bezirks-Inſpector ift bievon in Kenntniß zu 
jegen, damit er den Prüfungen nach Umſtänden beiwohnen Fan. 

827. Jaͤhrlich, am Schluffe des Schuljahres, ift von jeder Commiſſion 
ein Hauptfchulbericht an den Bezirksjchul-Änfpector einzufenden, der dieſe ſämmt— 
lichen Jahresberichte feines Bezirkes zu fammeln und mit feinen Bemerkungen 
begleitet Durch die Königl. Bezirks-Direction an die Königl, Regierung einzu: 
befördern hat. 

$. 28. Der erwähnte Hauptbericht hat eine allgemeine Beſchreibung 
von dem Zuſtande der Schule im Innern und Aeußern, von ber Zahl der 
Schiller und fchulpflichtigen Kinder, von den Fortjchritten derjelben in Kennt: 
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niffen und Sitten, von dem Schullehrer, defien Fleiß und‘ Betragen ꝛc. zum 
Gegenftande. 

8. 29. Endlich find, jo wie die allgemeinen Volksſchulen, alſo auch die 
ſchon beftehenden oder noch allgemein einzurichtenden Arbeitd- und Feiertags- 
fchulen der Aufficht der Ortsſchul-Commiſſion untergeordnet, und es treten in 
Beziehung auf fie diefelben Beltimmungen der Reſpicienz ein, die oben in Be 
ziehung auf die allgemeinen Volksſchulen gegeben worden find. 


E. Sonntagsſchulen. 
1. Regierungsverordnung vom 17. April 1818, 


Es ijt bereitS durch den Art. XXXIII. der Verordnung vom 20. Auguft 
v. I. die Einrichtung getroffen worden, daß alle Lehrer, fowohl in den größern 
als Fleinern Orten verbunden feyn follen, den erwachjenen Söhnen und Töchtern, 
jedoch in getrennten Glaffen, an den Sonn: und Feiertagen, eine Stunde Bor: 
mittags und eine Stunde Nachmittags, Unterricht zu ertheilen, ohne dafür auf 
bejonderen Gehalt oder auf bejonderes Schulgeld Anſpruch machen zu Eönnen : 
Man will nunmehr diefen Hülfsunterricht näher bejtimmen. 


1. Nur in der Erndtezeit und an den drei höchſten Kirchenfeſten werden 
die Sonn: und Feiertagsichulen nicht gehalten. 

2. Ale aus den gewöhnlichen Volksſchulen bereits entlafjenen Knaben 
und Mädchen find verbunden, dieſe Schulen bis zu ihrem 16ten Lebens 
jahre vegelmäßig zu befuchen. Kinder, Die nod zur Merktagsfchule 
pflichtig find, dürfen in die Sonntagsfchulen nicht aufgenommen werben. 


3. Das hiezu nöthige Local ift entweder in der Schulwohnung oder an 
einem andern fchidlichen Drte von der Localſchul-Commiſſion zu 
beitimmen und zwedmäßig einzurichten, 


4. In den Sonntagsfchulen jol im Leſen, bejonders des Gejchriebenen, 
in der deutfchen Sprache, im Schön: und Nechtichreiben, im Kopf: 
und Haushaltungs:Rechnen, in Fertigung kleiner Aufſätze, Briefe, 
Quittungen, im wohlgeübten mündlichen Ausdrude, Erzählen u. ſ. w., 
im Gefange, in naturhiftoriichen, landwirthichaftlichen, geographifchen 
und andern nüßlichen Kenntniffen, jowie vorzüglih in der Religion 
und Sittenlehre, nicht minder in den eng damit zufammenhängenden 
Gejundheitsvorfchriften, ein eben jo bündiger als lehrreicher Unterricht 
erteilt werden. Diefer ift überhaupt Dazu beftimmt, entweder die ver: 
ſäumten Kenntniffe nachzuholen oder fich in den bereit3 erworbenen 
weiter auszubilden. 


5. In den größern Orten fol, wo es möglich ift, mit dieſen Sonntags- 
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fchulen auch der Zeichnungsunterricht, beſonders im einfachen Plan- 
zeichnen und die praftiihen Meſſungen verbunden werben. 

Sowie es für Die erwachjeneren Knaben und Mädchen eine unerläßliche 
Pflicht ift, dDiefe Schulen unausgefegt zu bejuchen, jo werben jich auch 
ſaͤmmtliche Sc;ullehrer befleißigen, dieſen Unterricht gewiſſenhaft zu 
ertheilen. Wer von lebtern irgend eine Beförderung oder Zulage 
verlangt, hat ſich beſonders auszuweiſen, Daß er die Sonntagsfchule 
ernftlicy und fleißig gehalten habe. 


. Man erwartet von den Pfarrern, als Ortsfhul-Infpectoren, daß fie 


fi) der Sonntagsſchulen mit großer Thätigfeit annehmen und, wo es 
nothwendig ift, bejonders im Neligionsunterrichte, in der GSittenlehre 
und in den wiflenjchaftlihen Elementar-Kenntniſſen dem Schullehrer 
freudig zu Hilfe kommen werden. Auch bei ihrer Beförderung wird 
man das Beftreben, die Sonntagsfchulen zweckmäßig zu bilden und 
fortzuführen, nad) den Umftänden ganz bejonders in Die geeignete 
Beobachtung ziehen. Die Bezirksſchul-Inſpectoren werden in ihrem 
Jahresberichte auf die Sonntagsfihulen eine vorzügliche Rückſicht 
nehmen. 


. Eltern, Zehrmeifter oder Hausväter, welche ihre Kinder, Lehrjungen 


oder Dienftboten nicht regelmäßig in die Sonntagsſchule ſchicken, follen 
von der Orts ſchul-Commiſſion gewarnt und ſodann der Bezirksfchul- 
Inſpection zum Berichte an Königl. Regierung angezeigt werben. 


. Die Ortsjhul-nfpectoren haben jährlich, im Benehmen mit dem Orts- 


vorftande, ein genaues Berzeichniß der Sonntagsjchulpflichtigen zu 
fertigen und den Bezirksſchul-Inſpectoren bei der Vifitation vorzulegen. 
Jeder Schullehrer hält bejondere Liften über die Sonntagsjchüler und 
deren Verfäumniffe, damit jolche nad) Befinden an ihre Pflicht erinnert 
ober beftraft werben können. 


. Derfelbe fol ferner ein Tagebud) über Die Unterrichtsgegenftände führen, 


welche in den verjchiedenen Schulftunden vorgenommen worben find, 
und ſolches der Ortsſchul-Commiſſion und dem Bezirksſchul⸗Inſpector 
zur Einficht und Unterjchrift vorlegen. 

Was die übrigen Gegenftände des Unterrichts in den Sonn- und 
Feiertagsfchulen und befonders Die Lehrmethode anbetrifft, jo können 
folche aus dem „theoretifch-praftiichen Hand= und Methodenbuche für 
Volksſchullehrer im Königreich Bayern, von Bacher, München 1814, 
Preis 36 kr.“, binlänglich erfehen werden, und man überläßt es mit 
Butrauen dem Eifer und den Kenntniffen der Schulbehörben, hierin 
das Zweckmaͤßige mit kluger Umficht und wohlangewendeter Kraft 
anzuorbnen, 


Die Kirche. 
2. Minifterial-Entjhließung vom 9, Juli 1856. 


Seine Majeftät der König haben bezüglich der Werktags- und Feiertags- 
Schulpflichtigkeit der Jugend unter theilweifer Abänderung der am 26. Februar 
1838 ausgefchriebenen Anordnungen über die Werktage: und Feiertags-Schul- 
pflicht Allerhöchit zu bejchließen geruht, was folgt: 


1, 


Die Entlaffung aus der Werktagsſchule findet nach zurücgelegtem 13. 
Lebensjahre ftatt. Solche Schüler, welche bei der Schlußprüfung fid) 
nicht als hinreichend unterrichtet zeigen, haben, namentlich wenn fie im 
Schulbefuche nachläffig waren, die Schule noch ein weiteres Jahr zu 
bejuchen. Bezüglich Der proteftantiichen Schüler bleiben Die bisherigen 
Beftimmungen in Kraft. Uebrigens jind die Eltern nad) Den bereits 
beitehenden Anorönungen vom 31. Mai 1838 und 1. September 1839 
nicht gehindert, ihre Kinder aucd nach dem 13. Lebensjahre noch in 
die Werktagsſchule zu Schiken, und Haben in dieſem Falle nur das 
Feiertagsſchulgeld zu bezahlen. 


. Der für die Werktagsjchule vorgefchriebene Unterrichtsftoff darf auch 


nad) der Verlängerung der Schulzeit auf 7 Jahre nicht erweitert 
werben, jondern die verlängerte Unterrichtszeit ift Tediglich zur bejjeren 
Begründung des vorgefchriebenen Lehritoffd zu verwenden. 


. Die Ferertagsschule ift von den Schulpflichtigen beiderlei Gejchlechts 


bis zum: vollendeten 16. Lebensjahre zu bejuchen. 


. Die aus der Feiertagsfchule entlafjene Jugend bleibt zum Beſuche des 


fonn= und feiertäglichen NeligionsUnterrichtes (Chriftenlehre) bis zu 
dem bei der treffenden Gonfejfion üblichen Zeitpunkte verpflichtet. 


. Die Ausdehnung der Werktags:Schulpflichtigfeit auf das vollendete 13. 


?ebensjahr tritt da, wo biefür Die Localitäten und Lehrkräfte aus— 
reichen, mit dem künftigen Schuljahre in Wirfjamfeit ; wo eine Erwei- 
terung der Rocalitäten und eine Vermehrung des Lehrerperfonald hiefür 
unumgänglich nöthig ift, und Die vorläufige Einführung des Abwechs— 
lungs-Unterrichts nicht ausführbar erjcheint, ift Diefe Ausdehnung der 
Schulpflicht jo lange zu fuspendiven, bis Die nöthigen Vorkehrungen 
hiezu getroffen worden find. 

Die Abkürzung der Feiertags-Schulpflicht tritt an denjenigen 
Schulen, wo der Beſuch der Werktagsfchule ſich ſchon jetzt auf das 
vollendete 13. Lebensjahr erftredt, mit dem Schluffe Des gegenwärtigen 
Schuljahres ein; bei den übrigen Schulen beginnt diefe Abkürzung 
mit dem Zeitpunkte, wo die Verlängerung der Werftags:Schulpflicht 
auf das vollendete 13. Lebensjahr durchgeführt iſt. 
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3. Durch M.E. vom 26. Februar 1838, welche durch die vorhergehende 
vom 9. Juli 1856 weſentliche Mopdificationen erlitten hat, wurde das Verbot 
für die werk- und jonntagsjchulpflichtige Jugend, Wirthshäufer, Tanzplätze ıc. 
zu bejuchen, ſtrengſtens eingejchärft, mit dem Bemerken, daß es den Eltern nur 
in einzelnen Fällen zu gejtatten jei, ihre Söhne und Töchter an anftändige 
Vergnügungsorte mitnehmen zu dürfen. 


F. Befondere Berbältniffe. 


1. Wegen Stellung der Privat-Bicare als Vertreter der 
Localſchul-Inſpectoren befteht folgende höchſte M.-E. vom 1. 
April 1848: 

Auf die in Anregung gekommene Frage über die Stellung der protejtan- 
tischen Vicare in ihrer Gigenjchaft ald Bertreter der Local-Inſpectoren wird 
Nachftehendes erwiedert. 

Vicare, welche durch die Gonfiftorien, oder durch das Oberconfiftorium, 
als Verweſer einer erledigten Pfarrei, oder als Stellvertreter eines erkrankten, 
oder jonft zur Amtsführung nicht mehr befähigten Geiftlichen abgeordnet werden, 
bedürfen feiner bejondern Bewilligung zur Uebernahme des Religionsunterrichtes 
und der Schulauffiht. Die Diftrifts-Infpectoren find aber von ihrem Eintritte 
in Kenntniß zu feßen, und haben von ihrer Seite den betheiligten Lehrern und 
Schulvorftänden davon Nachricht zu geben. Da dieſe Geiftlihen ganz an die 
Stelle der ausgefchiedenen Pfarrer treten, jo fommen ihnen auch Die ſämmtlichen 
Befugnijje eines functionivenden Localſchul-Inſpectors zu, und die Schullehrer 
haben diejelbe untergeordnete Stellung, wie gegen einen wirklichen Pfarrer, 
gegen fie einzunehmen. Wird hingegen ein junger Geiftlicher nur privatim zur 
Aushilfe aufgenommen, und wollen ihm dabei auch einzelne Theile der Schul- 
nfpection übertragen werden, fo hat der feiner Hilfe bedürfende Inſpector dieſes 
der Diſtrikts-Inſpection anzuzeigen, dabei fich zu erklären, wie weit er demjelben. 
den Religionsunterricht oder die Schulaufficht zu übertragen gedenft und die 
Genehmigung der vorgejegten Stelle oder Behörde einzuholen. Privat-BVicarien, 
welchen diefe Genehmigung fehlt, haben ſich aud aller Theilnahme an den 
Schulgeſchäften zu enthalten. 


2. Wegen der zwangsweifen Vereinigung der Schulen ver 
ſchiedener Sonfefjionen ift unterm 7. März 1826 nadftehende 
Allerhöchſte Entſchließung erfolgt: 


Wir haben auf die Vorſtellung der biſchöflichen Stelle zu Speyer den 16. 
Dezember 1824, und die von einzelnen Gemeinden vorgebrachten Beſchwerden, 
jo wie auf euern Bericht vom 25, Mai v. J. nad forgfältiger Prüfung ber 
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dargeftellten Verhältniffe allergnädigit befchloffen, daß eine zwangsweije 
Bereinigung der Eatholiichen und proteftantifchen Volksſchulen, welche von euch 
in mehreren Orten des Nheinfreijes verfügt worden ift, nicht ftatt finden ſoll, 
theils, weil die religiös jittliche Bildung der Jugend nad den bejondern und 
verjchiedenen Befenntniffen des Chriſtenthums, ald die Grundlage der Volfe- 
fchule betrachtet werden muß, wornach von einem Schullehrer Der Religions- 
unterricht und Die fittlihe Erziehung für fchulbefuchende Kinder verjchiedener 
Confeſſionen zugleich nicht bejorgt werden kann, theild weil der von euch ange: 
nommene Grundfaß der Zuläjfigfeit einer folchen Vereinigung durch Zwang den 
Beitimmungen des allerhöchiten Neferipte8 vom 18. October 1817, $. 1, des 
Landtagsabjchiedes den 9. März 1818, Neg.-Bl. ©. 297, A@ VII., $. 6, dann 
eurer Anordnung vom 20. Auguſt 1817, $. 2, auf feine Weiſe angemejjen 
erjeheint, Da durch Diefelben Die Trennung der Schulen in confeffioneller Hinficht 
als Regel feitgeftellt, und die Vereinigung derjelben ausdrücklich dem freien 
Willen der Betheiligten überlaffen worden ift. 

Ueberdieß finden Wir dieſe Zwangsvereinigung, durch welche die Grbitte- 
zung ber Gemüther befördert wird, bei Unſerer ernftlichen Abficht, Die Einheit 
durch freie Entwidelung des Einzelnen zu befeftigen, und das Band zwifchen 
Volk und Regierung immer dauerhafter zu. fnüpfen, mit der Staatsklugheit 
nicht vereinbar. — Eben jo erjcheint Uns die von euch in Anwendung gebrachte 
Maßregel jelbft zur Erreichung anderer im untergeordneten Verhältniffe jtehender 
pädagogifher Zwede, namentlid) einer dem gejeglichen Zuftande der Volksſchulen 
näher kommenden ftaatöbürgerlichen Bildung der Jugend, nicht allenthalben 
erforderlich, da den Schullehrern Anfprüche auf ein beftimmtes Einfommen von 
3—400 A gejeglicdy nicht zugeftanden werden Fünnen, und zuveichende Mittel 
vorhanden jind, die Schulen der getrennten Gonfeffionen gehörig auszuftatten, 
wenn der ergiebige und vorzugsweife zur Unterftüßung bilfsbedürftiger Gemeinde: 
glieder für die Schulen beftimmte Hilfsfond dieſem Zwede zugewendet, und das 
Einkommen der Schullehrer Durch Beifügung von zuläffigen Nebendienften erhöht 
werden wird. 

Da oft mehrere Gemeinden einem Schulfprengel angehören, jo können 
die von gleicher Confeſſion aus gemeindlichen Nüdfichten zu befjerer Ausftattung 
ihrer Schule unter Beobachtung der gejeglichen Bedingungen vermocht werben, 
— Auch in größerer Ausdehnung der Schulfprengel und Grrichtung von Be— 
zirksſchulen nach confeflionellem Unterjchiede fan ein Mittel zur Vermeidung 
von Bwangsvereinigungen der bezeichneten Art gefunden werden. 

Bei dieſem Anlafje ertheilen Wir euch zugleic) den Auftrag, Die Beitimmungen 
$. 1 des allerhöchften Referiptes vom 18. October 1817 eheſtens auf wiedervor: 
fommende Fälle dieſer Art anzuwenden, und bei Entfcheidung derſelben vorzugsweiſe 
auf die Verorduumg vom 22, Januar 1815, Reg.Bl. ©. 73, Rüdficht zu nehmen, 
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Hiernach habt ihr euch für Die Zukunft zu achten, die vorkommenden 
Reclamationen zu bejcheiden, und was die Vergangenheit betrifft, deu vorigen 
BZuftand, da wo e8 ohne Störung gefchehen kann, namentlich da wieder herzu- 
ftellen, wo eine Verſchmelzung des Eigenthums gegen die Beftimmung des $. 46 
des II. conftitutionellen Edictes ftattgefunden haben mag. 

Der biihöflichen Stelle zu Speyer habt ihr hievon ausführliche Nachricht 
zu geben. 


3. Die Königl. Regierung der Pfalz hat wegen Abhaltens 
des Unterrichtes in dem proteft. Schulen an kathol. Feiertagen 
und umgefehrt unterm 5. Dezember 1848 (A.Bl. 1848, ©. 682) 
nachſtehende Entſchließung erlajjen: 


Da die bisher beſtandene Anordnung, nach welcher Proteſtanten und 
Katholiken gehalten waren, die Schulen auch an denjenigen Feſttagen, welche 
für die eine oder andere Confeſſion keine Gültigkeit haben, geſchloſſen zu halten, 
mit dem $. 82 der zweiten Verfaſſungsbeilage und mit den übrigen, wegen 
Theilnahme der Mitglieder einer Neligionsgejellihaft an den kirchlichen Ge- 
bräuchen einer andern Gonfejfion ertheilten Vorjchriften nicht im Einklange fteht 
und vieljeitige Veranlafiung zu gerechter Beſchwerde gegeben hat, jo wird dieſe 
Anordnung zufolge Entjchließung des Königl. Stantsminifteriums des Innern für 
Kirchen⸗ und Schulangelegenheiten vom 21. v. M. andurch außer Wirkfamfeit gefept, 
und es find weder die Proteflanten am Frohnleichnams-, Allerheiligen, Mariä 
Himmelfahrtsfefte, noch die Katholifen am Charfreitage, am Buß: und Bettage 
ber Broteftanten zu hindern, die Kinder ihrer Konfeffion die Schulen beſuchen 
zu lafien, wobei es fih von jelbft veriteht, daß Fein Confeſſionstheil ſich ſonſt 
eine Störung oder Mißachtung der Feiertage des andern Belenntniffes zu 
Schulden kommen laſſen werde, 


4. Wegen Eröffnung desSchuljahres miteinembefondern 
Gottesdienſte hat das Königl. Gonjiftorium unterm 27. April 
1855 nachſtehende Verfügung erlaffen: 


Nach vorausgegangenem Benehmen mit der Königl. Regierung der Pfalz * 
bat das Königl, Conſiſtorium bejchlojjen, hiemit anzuordnen, daß jedesmal bei 
dem Anfange eines neuen Schuljahres in fänumtlichen Pfarrkirchen der Mutterge- 
meinden ein bejonderer Gottesdienft abgehalten werde, Derjelbe hat zu be: 
ftehen in Gejang, Gebet und einer pafjenden Anfprache des Geiftlichen an Die 
Eltern, die Lehrer, die Schuljugend und die übrigen amwejenden Gemeinde: 
gliever. Die Lehrer, Eltern und die jihulpflichtige Jugend der Filial- und 
Parochialgemeinden find jedesmal zur Theilnahme an dem fraglichen Gottes: 


dienfte einzuladen, wenn fie nicht allzu entfernt von dem Pfarrfige — 
Bandbuch ber Verfaffung unb Terwaltung der prot.ev. Kirche ber Pfalz. 
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Die Vorlefung der Schulgefege hat nicht in der Kirche, jondern in ben 
Schulzimmern zu gejchehen. 

Die Königl. Decanate haben die ihnen untergebenen Pfarrämter hievon in 
Kenntniß zu ſetzen und bei den Sirchemvifitationen in den Protofollen zu be: 
merken, ob die vorftehende Anordnung gehörig vollzogen wird, 


5. Das Königl. Eonjiftorium hat ferner wegen Bildung der 
Schullehrer nahftehende Aufforderung an die Geiftlidhfeit 
erlajjen: 


Die allerhöchſte Verordnung vom 15. Mai 1857, die Bildung ber 
Schullehrer im Königreiche Bayern betreffend, ift durch Die bereits ftattgehabte 
Publication allen Geiftlichen zur Kenntniß gebracht worden. Dieſelben merben 
darin einen neuen Beweis der allerhöchften Iandesväterlichen Fürforge für das 
Schulweſen, jowie für die Erhaltung der nothwendigen Verbindung der Schule 
mit der Kirche gefunden haben. 

Die unterfertigte Stelle erwartet nun von der ihr untergebenen Geiftlich- 
feit vertrauensvoll, Daß dieſelbe es ſich in allen Beziehungen angelegen fein 
lafjen werde, bezüglich des Vollzuges des neuen Normatives treulich mitzuwirken, 

Namentlich werden die Pfarrer es ſich angelegen fein lafjen, Brave und 
talentoolle Knaben aus achtbaren Familien für den Schullehrerberuf zu gewinnen, 
durch ihren Rath auf den vechten Weg zu leiten und darauf zu erhalten und 
die Liebe zu dem wichtigen Berufe eines Lehrers zu pflegen. 

Die in ihren Gemeinden fich befindenden Schullehrlinge werben Die 
Geiftlichen in Beziehung auf ihren Fleiß, Umgang und Wandel forgfältig über: 
wachen, ihnen gern mit ihrem Nathe beiftehen und, wo es nöthig ift, fie eben 
jo ernſt als väterlich vor Fehlicitten, Unfleiß und unziemlichem Verhalten 
warnen. 

Die Seminariften, welche ihrer Pfarrgemeinde angehören, werden die 
Geiftlichen während der Ferien ebenfalls mit Gewifjenhaftigfeit überwachen, fich 
überzeugen, ob fte regelmäßig und mit Andacht dem Gottesdienfte beimohnen, 
ſich fittfam betragen, böſe Gefellfchaft meiden und die Ferienzeit auch zur Wie 
derholung des Gelernten und zu mufikalifchen Uebungen benüßen. Wo es 
nöthig ift, werben fie als Die Seelforger der jungen Leute e3 an Ermahnungen, 
Bureshtweifungen und Warnungen nicht fehlen laſſen. 

Endlich wird es ein Hauptanliegen der Ortsgeiftlichen fein müſſen, bie 
in ihrer Pfarrei in der Schulpraxis oder als Schulgehilfen verwendeten Schul: 
dienſt⸗Exſpectanten nicht nur gehörig zu beauffichtigen, ſondern auch durch ihren 
Rath die weitere Ausbildung berfelben für ihren Beruf möglichft zu fördern, 
bejonder3 den frommen Sinn in ihnen zu pflegen, die bei ihnen etwa entftehen- 
ben Zweifel an den ewigen Wahrheiten des Evangeliums zu bekämpfen, durch 
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humane Behandlung ihr Vertrauen zu gewinnen, und wahre Begeilterung für 
das Amt eines Lehrers in ihnen zu weden und zu pflegen. Gin beſonderes 
Augenmerk werden endlich Die Ortögeiftlichen darauf zu haben bemüht fein, daß 
die bezeichneten jungen Leute fich mit allem Fleiße für den Dienft der Organiften 
und Cantoren gehörig ausbilden und, fern von faljher Scham, auch die Ver: 
richtungen des Küfters mit Freudigfeit und Anftand verrichten lernen. 


$. 45. 
Armenweien, 


1. Die Pfarrer find ftändige Mitglieder der Armenpflegichaftsräthe der 
zu ihrer Pfarrei gehörigen Gemeinden. (Reggs-Verordn. vom 6. März 1837, 
Amtsblatt S. 120; vom 25. Juli 1847 Amtsblatt S. 406.) 

2. Sie find daher nicht nur berechtigt, jondern auch verpflichtet, an ben 
Berathungen und an der amtlichen Wirffamkfeit der Armenpflegichaftsräthe fort: 
während den thätigiten Antheil zu nehmen. 

Dieſe Pflicht wurde ihnen noch befonders eingefchärft Durch nachitehende 
Gonfiftorial-Entjchließung vom 24. Januar 1852: 

Daß die Theilnahme an der Armenpflege überhaupt und an den dafür amt- 
lich beſtellten Commijjionen und Pflegſchaften insbefondere zu den wichtigjten, 
einfluß- und fegensreichiten Attributionen des Pfarramt3 gehöre, wird wohl von 
feiner Seite in Abrede geitellt. Es ergibt ſich dieſes aus den bei Dem Königl. Gon- 
filtorium eingegangenen Bejchwerden, wenn ein oder der andere Pfarrer zu Diefem 
feinem Berufe fpeziell zugewieſenen Gejchäfte nicht ſtets, wie es gejchehen jollte, 
beigezogen wurbe, 

Sole Beſchwerden wurden im Sinne des betreffenden Pfarramt im 
Benehmen mit der Königl. Regierung, Kammer des Innern, immer mit Grfolg 
erledigt und es darf angenommen werden, daß fortan Fein angeftellter Pfarrer 
in Sachen der Armenpflege von den einjchlägigen Behörden werde überganyen 
werben. 

Um fo mißfälliger mußte es fein, wenn eine aus Berichten der 
Köntgl. Landeommiffariate gefchöpfte und dem Königl. Confiftorium mitgetheilte 
Wahrnehmung, daß die Geiftlichfeit, deren Beruf mit der Armenpflege im 
natürlichiten Zufammenhange fteht, gar oft des gehörigen Sinnes für biefelbe 
ermangle, ihre Anwendung auf einen oder den andern der unirten Kirche ange: 
hörigen Pfarrer finden follte, nachdem durch Verordnungen wie die vom 
17. Februar 1834, bei Vifitationen fowohl der Decanate, als des Conſiſtoriums 
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durch eine eigene Pofition in den Jahresberichten auf diefen Theil Des amtlichen 
Berufs die Thätigfeit der Geiftlichen wiederholt und nachdrücklich hingewieſen 
zu werben pflegt. 


Wenn und wo daher die Theilnahme an dem Gejchäfte der Glaffification, 
Beichäftigung und Unterftüßung der Armen erfaltet fein follte, da beweijet diejes 
ebenſo Mangel an Amtskenntniß und an Bekanntſchaft mit den beftehenden Ver- 
ordnungen, insbefondere der Inftruction über das Armenmwejen, als Berfennung 
einer der erhebendften Seiten des jeelforgerlichen Lebens und Berufes. Spr. 19, 27. 


Das Königl. Conſiſtorium theilet übrigens mit der Königl. Regierung die 
Ueberzeugung, daß eine erneuerte Aufforderung an die proteftantijche Pfarrgeiftlichkeit 
wie gegenwärtig binreichen werde, die ganze Aufmerkſamkeit derjelben auf dieſen 
Zweig ihres Berufs hinzulenfen und fo die Armenpflegichaftsräthe, deren ftän- 
dige Mitglieder die Pfarrer find, neu zu beleben. 


Dieſes bat auch bezüglich der öfters von entlegenen Orten und ın 
ſchlechter Meidung und Befchuhung bei ſchlimmem Wetter die Schule befuchenden 
Jugend feine Anwendung zu finden und es ift eine umerläßliche Pflicht, wie für 
die Seele durch Unterricht, jo für die erften Ieiblichen Bebürfniffe der armen 
Jugend, durch die nöthige Pflege Sorge zu tragen, damit Hunger und Blöße 
des Leibes nicht bie Seele bejchwere. 


Die RER haben diefem Gegenftande alle Aufmerkfamkeit — 
da wo es Noth thut, mit Rath und Anleitung kraͤftig die Sache der Armuth 
zu unterftügen, und die Pfarrgeiftlichen werden in Predigt und Catecheſe die 
Herzen für MWohlthätigkeit zu gewinnen wiffen. Damit aber dieſes ohne Aus— 
nahme und unter Aufbietung aller Kräfte gefchehe, hat fortan in jeder Quali— 
ficationstabelle fjowohl der Decanate ald der Seniorate, nicht minder in jedem 
Zeugniffe behufs einer Meldung eine eigene Rubrik zu beftehen, in welcher des 
Eiferd und der Ginficht Erwähnung gefchieht, mit welchen der betreffende 
Pfarrer an der Armenpflege jich betheiligte. 


3. Damit die Geiftlichen mit diefem ihre Amtsthätigkeit in vielfacher 
Beziehung in Anfpruch nehmenden Gefchäftszweige fich gründlich vertraut machen 
fönnen, folgt nachſtehend ein Abdruck der 
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Inflruction 
über die Behandlung des Armenweſens in der Pfalz. 


Titel 
Allgemeine Befliimmungen. 


$. 1. 


Verpflichtungen der Gemeinden bezüglid, auf das Armenweſen. 


Die Beftinmungen des Gefeßes vom 24. Vend&miaire II. ZYahres, 
namentlich die Art. 1 bis 13 und 16 bis 18. des V. Titel, verpflichten jede 
einzelne Gemeinde zur Fürforge für die ihr angehörenden Armen, und feßen 
zugleich feit, wer als Angehöriger einer Gemeinde zu betrachten ift. 

Die in der Pfalz beobachteten Beftimmungen werden zur fernermeiten 
Darnachachtung nachſtehend abgedrudt. 


1. 


2. 
3. 


4. 


= 


-] 


„Die Unterftügungsheimath) (domicile de secours) ift der Ort, an 
welchem der Bedürftige ein Recht auf öffentliche Unterftügung bat.“ 
„Der Geburtsort ift die natürliche Unterftügungsheimath.“ 

„Als Geburtsort der Kinder gilt der Ort, an welchem die Mutter, 
zur Zeit als fie geboren wurden, ihren gewöhnlichen Wohnfik hatte.” 
„Zur Grwerbung der Unterftügungsheimath wird ein Aufenthalt von 
einem Sabre in einer Gemeinde erfordert.“ 


. „Der Aufenthalt wird von dem Tage an gerechnet, an welchem die 


Einſchreibung bei der Gemeindebehörde gejchehen iſt.“ 


. „Die Gemeindebehörde kann die Unterftüßungsheimath dem fie An- 


iprechenden verweigern, wenn derſelbe nicht mit einem Paſſe und mit 
BZeugniffen verjehen ift, welche darthun, Daß er fein bejtimmungslofer 
Menſch (homme sans aveu) iſt“ (hierunter ift zu verftehen, wer 
weder Subjfijtenzmittel, noch Gewerb, noch Gemwährsmänner für fich 
bat. Art. 3, Tit. I. des Geſetzes vom 19. bis 22. Auguft 1790 — 
Sammlung der Verordnungen IX. Heft ©. 70). 


. „Bis zu dem Alter von 21 Jahren kann jeder Staatsangehörige ohne 


weitere Förmlichkeiten das Necht der Unterftügungsheimath an feinem 
Geburtsorte anfprechen.” 


. „Nad) dem Alter von 21 Jahren wird zur Grlangung der Unter: 


ftügungsheimath ein Aufenthalt von 6 Monaten erfordert, wobei 
zugleich den Vorjchriften der Art. 4, 5 und 6 genügt fein muß.“ 
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9. „Wer feine Unterftügungsheimath verläßt, um eine andere au erwerben, 
hat Hier diefelben Förmlichfeiten zu beobachten, wie bei der frühern.“ 

10. „Dasjelbe gilt von jenen, welche in ihre früher verlaffene Unter: 
ftüßungsheimath zurückkehren wollen.” 


11. „Niemand kann zu gleicher Zeit in zwei Gemeinden die Unterftüßungs- 
heimath bejigen.“ 

12. „Die letzte Heimath wird jo lange als beibehalten angejehen, als 
die zur Erwerbung der neuen erforderliche Frift nicht abgelaufen ift, 
vorausgefeßt, Daß die erforderlichen Ginfchreibungen bei der neuen 
Gemeindebehörde gehörig beobachtet worden find.” 


13. „Wer fich in einer Gemeinde verehelicht und 6 Monate in derfelben 
wohnt, erwirbt Dadurch dad Heimathsrecht.“ 


16. „Jeder Greis, welcher bei einem Alter von 70 Jahren noch Feine 
Unterftüßungsheimath erworben hat, oder vor Grreichung dieſes Alters 
gebrechlich wird, fol in dem nächften Hojpital die Dringend nothwendige 
Unterſtützung erhalten.” 

17. „Wer im Laufe der zur Grlangung der Unteritüßungsheimath erforder- 
lichen Frift durch ein fi) zugezogenes Gebrechen außer Stand geſetzt 
wird, feinen Lebensunterhalt zu gewinnen, ſoll ohne Unterjchied des 
Lebensalters in das nächſte Hofpital aufgenommen werden,” 


18. „Jeder von Unterhaltsmitteln entblößte Kranke, er mag das Heimaths— 
recht befigen oder nicht, fol entweder an feinem faktiſchen Wohnorte 
(Aufenthalte) oder im nächſten Hofpital unterftügt werden.“ 


Außerdem find die Beftimmungen der mit mehreren deutfchen Bundes: 
ftaaten (Amt3blatt der Pfalz von 1817, ©. 579, von 1818, ©. 786, von 1821, 
S. 113, von 1824, ©. 74, von 1829, ©. 49) beftehenden Staatsverträge, 
wegen wechjeljeitiger Uebernahme der Vaganten und Pandflreicher, bezüglich ber 
Heimathrechte diejer Klaſſe von Staatdangehörigen, zu berüdjichtigen und in 
Anwendung zu bringen. 


$. 2. 
Gejegliche Organe zur Regelung des Vollzugs diefer Verpflichtungen. 
AS Gemeindeorgan zur Grfüllung der obengedachten Berpflichtungen 
fordert das Gefek in jeder Gemeinde eine Localarmen- oder Almofenpflege. 


(Geſetz vom 7. Frimaire V,, Art. 3, Sammlung der Verordnungen IX. Heft, 
Seite 240.) : 
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F. 3. 
Zweck der Localarmenpflegen. 


Der Zwed der 2ocalarmenpflege ift, Die örtlichen Pflegfchaftslaften der 
betreffenden Gemeinden zu ermitteln, ſelbe zu beftreiten und die fittliche und 
polizeiliche Aufficht über die Armen diefer Gemeinden zu führen. 


$. 4 
Zweck der Diſtriktsarmenpflegen. 


Dürftige, mit Armen überladene Gemeinden werden in Erfüllung ihrer 
Pflichten gegen dieſelben durch Anwendung jener Mitiel unterſtützt, welche bie 
Kreisfonde für die Zwede der Wohlthätigfeit und Armenpflege darbieten. 

(Verordnung vom 11. Februar 1818, Amtsblatt S. 152, in Ver: 
bindung mit der Berorbnung vom 6. Dezember 1818, Amtsblatt 1819, 
©. 1, die Kreisfonds für Wohlthätigfeit betreffend, Verordnung vom 
19. October 1821, Intelligenzblatt ©. 627, Verordnung vom 22, 
October 1823, AIntelligenzblait ©. 1472.) 

Beide Verordnungen die Vorbedingungen zur Aufnahme in die Kreis— 
armenanftalt betreffend. . 

Verordnung vom 2. November 1825, Intelligenzblatt ©. 1173. 
Unterrichtsanftalt für Taubftumme betreffend. Ueber die Fürforge 
für verlaffene Kinder, vid. Beilage zu 2 20 des Sntelligenzblattes 
von 1820. Ueber den Sreisalmofenfond, vid. Beilage zu „IE 22 des- 
jelben Blatte8 von 1820.) 


T itel Im 
Bon den Localarmenpflegen. 
Abſchnitt Tl. 
Bildung der Localarmenpflegen. 
Beſtand der Localarmenpflegen. 


8. 5. 
Der Vorſtand des Local-Armenpflegſchaftsrathes iſt der Bürgermeiſter 
oder deſſen Stellvertreter; die Pfarrer im Orte find die beftändigen Mitglieder 
des Rathes. 
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In denjenigen Angelegenheiten, welche zum ärztlichen Beirath geeignet 
find, werben die Pflegichaftsräthe von dem Kantonsarzte unterftügt, und wo es 
auf Rechtsfragen anfemmt, von dem an dem Sie eines jeden Bezirksgerichtes, 
in Gemäßheit des Negierungsbefchluffe® vom 7. Messidor IX. aus den ange 
jehenften Rechtögelehrten gebildeten Gonfultativcomit& berathen. 


Außerdem befteht der Pflenjchaftgrath aus einem Abgeordneten des Ge- 
meinberathe8 und aus Abgeordneten der verjchiedenen beitragspflichtigen Ein- 
wohnerklafjen, in einer gewifjen, von der Diftriftöbehörbe, mit Rüdficht auf Die 
örtlichen Verhältniffe zu beftimmenden Anzahl, welche in jedem Falle die Zahl 
der beftändigen Mitglieder mindeſtens um eines überfteigen muß. 


8. 6. 

Dieſe unftändigen Mitglieder des Armenpflegichaftsrathes werden für das 
Erftemal von den ftimmfähigen Bürgern gewählt, und in den Kantonshauptorten 
von der Freisregierung, in den übrigen Gemeinden von den Königl. Landeom- 
mifjariaten beftätigt. 

Sie werben jedes Jahr zum fünften Theil erneuert. 

Regierungsbeichluß vom 7. Germinal XIII. 


$.7 
Der Austritt geichieht in den A erften Jahren durchs Loos, welches in 
einer Generalverjammlung des Pflegichaftsrathes zu ziehen tft, in der Kolge 
entjcheidet das Dienftalter. Der Nustretende kann immer wieder gewählt werden. 
Ibid. Art. 2. 


$. 8. 

Zum Behufe der Wiederbejeßung der erledigten Stelle legt der Pflex- 
ſchafsrath eine Lifte von 5 Bandidaten vor, aus welchen in den Kantonshaupt- 
orten die Kreisregierung, in ben übrigen Gemeinden das betreffende Landcom— 
mifjariat, einen in den Pflegichaftsrath ernennt, 

Ibid, 


$. 9. 
Mer fein rechtliches Domicil in der Gemeinde, wo der Pflegfchaftsrath 
befteht, verläßt, kann nicht Mitglied desſelben bleiben. 
Ibid. Art. 5. 


$. 10. 

Die im Laufe des Jahres erfolgenden Erledigungen, fei ed in Folge des 
vorftehenden $., fei es durch Todesfälle oder durch Abdanfung, zählen in den 
vier erften Jahren für die im $. VIII. vorgefchriebene Ziehung. 

Ibid. Art. 6, 
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$. 11. 
Die Glieder des Armenpflegichaftsrathes beziehen feine Befoldung, und 
haben feine Einnahmen zu machen. 

*. Sie ernennen außer ihrer Mitte einen Kaffterer, welcher alle Einnahmen 
beforgt (Gejek v. 7. Frimaire V., Art. 5.) und verrechnet, und zu dem Ende, 
wenn er Bejoldung oder Remijen beziehet, Kaution zu ftellen bat. 

Regierungsbejchluß vom 16. Germinal XII. 


Abfdnitt 1. 
Aufgaben der Localarmenpflege 


und zwar 


A. Aufgaben der Tocalarmenpflege mit Beginn jeden Gtatsjahres. 


$. 12. 
Ermittlung des Standes der Armutb. 
Allgemeine Gefichtspunfte. 

Die erfte Aufgabe der Localarmenpflege ift die Ermittlung des Standes 
der Armuth. — Darf oberflächliches Wirken überhaupt nicht Platz greifen, wo 
von Belaftung der Staatöbürger die Rede ift, fo tritt die Pflicht der Gründ— 
lichkeit doppelt ernft hervor, jobald es fi um Verwaltung der Mohlthätigkeits- 
fonde,. um DBertheilung freiwilliger Spenden, wohl auch (indirect Durch Beiträge 
aus den. Gemeindeeinnahmen oder direct durch Umlage für Zwede ver Armen: 
pflege) um Beiträge zum Unterhalte erwerbunfähiger oder erwerblofer Gemeinde: 
angehörigen frägt. — Bier ift es heilige Pflicht dafür zu forgen, daß nur 
wirkflih Arme ald arm behandelt, nie aber das fauer erworbene 
Einkommen der fleißigen Kamilienväter zu Ermunterung des 
Müpigganges in Anfprud genommen werde. 


$. 13. 
Kortfegung der Grmittlung des Standes der Armuth. 
Gonftatirung- 

In jeder von Nothleivenden bewohnten Gemeinde wird daher jährlich 
mit Anfang des Monats Auguft zu wiederholter Gonftatirung des Standes der 
Armuth gejchritten. 

$. 14. 
Fortſetzung der Grmittlung des Standes der Armutb. 
Borläufige Anmeldung. 

Jeder einzelne Armenpflegfchaftsrath erläßt zu dem Ende eine, in der 

Gemeinde jährlich anzubeftende, in größern Städten überdieß den Local-In— 
% 
telligenz-Blättern einzuverleibende Bekanntmachung. 
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Fortſetzung der Ermittlung bes Standes der Armuth. 
Vorlage des von dem Vorſtande vorbereiteten Verzeichniſſes. 


Nach abgelaufenem Anmeldungstermine empfängt der Armenpflegihaftsrath 
von feinem Vorftande das Verzeichniß 
a) der bisher aus dem Armenfonde mit regelmäßigen Beiträgen ganz ober 
theilweije Unterftüßten, und 
b) der für das fommende Jahr zu Unterftügungen entweder felbft oder 
durch einzelne Mitglieder des Pflegichaftsraths, oder durch dritte Per: 
fonen angemeldeten Individuen. 


$ 16. 
Fortſetzung der Ermittlung des Standes der Armut. 
Borrufung der Armen. 


Sofort wird zur VBorrufung der Verzeichneten gejchritten. 

Jede, in dem Falle des $. 15 befindliche Perjon ift gehalten, an dem 
biezu feftgefegten und ihr gehörig Fund zu gebenden Tage, perfönlid vor 
dem verjammelten Pflegjchaftsrathe zu erjcheinen. 

Sin Anfpruch auf Befreiung von diefer Pflicht gebührt nur jenen Indi— 
viduen, denen ärztlich bejcheinigte Krankheiten oder abſolut unvermeibliche Ab— 
wejenheit, das Gricheinen, nach förmlichem Anerkenntniffe des Armenpflegichafts- 
raths, durchaus unmöglich machen. Dispenfen find nur zu Gunften fogenannter 
Ihamhafter Hausarmen, und bier nur geftattet, wenn die Armuth in der Art 
conftatirt und der Hinderungsgrund in der Art erheblich ift, daß der Armen- 
pflegichaftsrath die Befreiung einftimmig bejchließt. 


5.411, 
Fortiegung der Ermittlung des Standes der Armut. 
Bei jedem einzelnen Angemeldeten zu ergründende Fragen. 


Der Armenpflegihaftsrath conftatirt Bei jedem Vorgerufenen durch Unter: 
fuchung der Papiere und injoferne es nöthig feheint, durch mündliche Rüdfprache 
bei jedem vom Erſcheinen Dispenfirten, Durch eine, aus feiner Mitte gewählte 
und fofern der Unterftügungsgrund aus behaupteter Kränklichkeit abgeleitet 
wird, durch den Kantonsarzt, wenn dieſer in der Gemeinde wohnt, verftärkte 
Gommiffion, 

1. ob das betreffende Individuum, jei e8 vermöge der Anſäſſigkeits- oder 
fonftiger Heimathsverhältniffe der Eltern, ſei ed Durch eigene Anſäſſig— 
machung oder wie immer, der Gemeinde mit dem Heimathrecht angehört, 

2. ob —— überhaupt vorwalte, 
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3. ob die Hülfsbedürftigkeit 


a) aus gänzlicher, oder 
b) aus theilweifer Grwerbsunfähigfeit, oder 
c) aus Mangel an Erwerbskunde, oder 
d) blos aus Mangel an Erwerb herrühre, ia der Hülfsbebürf: 
tige entweder zu 
a) der I. Klaſſe, d. h. jenen — iſt, denen phyſiſche oder 
geiſtige Gebrechen jeden Erwerb unmöglich machen, denen 
alſo fremde Unterſtützung als einziges Mittel zum Lebens- 
unterhalte erübrigt, oder ob er zu 
b) der II. Klaſſe der Erwerbsbejchränften, d. i. jener gehöre, 
deren Kräfte nur noch zum theilmeifen Lebensunterhalte zu: 
reichen, die aljo der Unterftüßung zu Ergänzung des unvoll- 
ftändigen Grwerb3 bedürfen, oder ob er zu 
c) u. d) der III. Klaſſe, blos erwerblos, d. i. ein folcher ift, deffen 
Hülfsbedürftigkeit bei gänzlichem VBorhandenfein der Kräfte, 
zu einer, den vollen Unterhalt fichernden Arbeit, blos aus 
Mangel, entweder 
a) an Arbeitögelegenheit und 
b) an Arbeitstüchtigfeit, oder 
ce) an Arbeitsluft 
herrührt. 
Ob bei conſtatirter Erwerbsunfähigkeit oder Erwerbsbeſchränktheit, nicht 
ganz oder theilweiſe alimentationspflichtige Perſonen vorhanden ſind. 
Ob dieſe Individuen das nöthige Vermögen beſitzen, um die ſchuldige 
Unterſtutzung entweder 
a) ganz, oder 
b).theilweiſe zu leiſten. 
Ob ſie bejahenden Falles dieſer Verpflichtung genügen, oder ob die Ver— 
bindlichkeit der Armenpflege zu vorſchußweiſer Hülfeleiſtung in Anwendung 
zu treten hat. 


. Ob der Hülfsbedürftige nicht außer den geſetzlichen Alimentationszuflüſſen 


Hülfe von öffentlichen Anftalten, von Privatvereinen oder von Privaten, 
an Geld, Naturalien, Koft u. dgl. erhalte. 


. Ob diefe Hülfe nicht zu gänzlicher, oder doch theilweifer Dedung feines 


Bedarf hinreicht, und was er im lekten Falle zu Ergänzung feines Tebens- 
unterhaltes bedarf. 


. Wie hoc) aljo fein Unterftüßungsbedarf im Ganzen fich ftellt. 
10. 


Ob der wegen mangelnder Arbeitögelegenheit Hülfsbedürftige alle Mittel 
zu deren Aufjuchung angewendet hat? 
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11. Welcher Unterricht dem wegen mangelnder Arbeitstüchtigkeit Bedürftigen 
nöthig ſei, um ein wirkſamer, der Selbſternährung fähiger Staatsange— 
höriger zu werden. 

12. Ob, dann welche Zwangsmittel gegen den wegen mangelnder Arbeitsluſt 
Nothleidenden bereits angeordnet worden ſind und mit welchem Erfolge. 
Die ſtattgehabten Ermittlungen werben in eine die Stelle des Sitzungs— 

protokolls vertretende Tabelle eingetragen. 

Zu möglichfter Vereinfachung des Geſchäfts und um den Dertlichkeiten 
jede mit dem Zwecke vereinbare freie Bewegung zu jichern, wird übrigens 
bezüglich auf obige Beſtimmungen feitgejeßt, wie folgt: 

1. Jeder Armenpflegfchaftsrath ift berechtigt, feinen Vorftand ober einzelne 
Mitglieder zur vorläufigen Einfammlung der nöthigen Auffchlüffe zu com- 
mittiren und auf den Grund diefer Vorarbeiten in der Tabelle durch 
frühern Eintrag alle8 rein Thatjächlihe in der Art vorbereiten zu laſſen, 
daß den Sitzungen an Schreibereien — neben den Befchlüffen nur die 
etwa aus der mündlichen Einvernahme hervorgehenden Berichtigungen vor: 
behalten bleiben. 

2. Jedem Armenpflegichaftsrathe fteht frei, den vorgejchriebenen, in feiner 
Meife zu umgebenden Golumnen, noch alle jene Kolumnen beizufügen, 
deren Nothwendigfeit durch örtliche Verhältniffe geboten oder empfohlen 
ſcheint. 

3. Bei den ſchon früher aus der Armenpflege unterſtützten Perſonen kann 
von einem wiederholten nähern Abfragen ganz oder theilweiſe inſoferne 
Umgang genommen werden, als dieſer Umgangsnahme die einhellige Zu— 
ſtimmung ſämmtlicher Mitglieder des Armenpflegſchaftsraths zu Theil wird. 

4. Auch darf unter gleicher Vorausſetzung einhelligen Beſchluſſes hinfichtlich 
der in frühern Armenbeſchreibungen bereits aufgeführten, in ihren Ver— 
hältniſſen unverändert gebliebenen Perſonen, der wiederholte Detaileintrag 
durch eine einfache Hinweiſung auf Jahrgang und Pagina des betreffenden 
frühern Beſchriebs erſetzt werden. 


8. 18, 
Fortiegung der Ermittlung des Standes der Armuth. 

Beſchluß über den Stand der Armuth und über die jedem Armen gebührende Hülfe, tabellarifchee 
Sitzungsprotokoll, zugleich als Armenbefchrieb und als Boranfchlag des Bedarfs an 
vorherjehbaren Unterſtützungen. 

Der Armenpflegichaftsratb tritt, je nachdem er es angemefjen findet, 
entweder nach Vollendung jämmtlicher Gonftatirungen über das Ganze, oder mit 
Schluß jedes einzelnen Situngstages über die Gonftatirungen des Tages, oder 
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nach jeder einzelnen Gonftatirung über diefe in Berathung, er faßt über ben 
Stand der Armuth jedes einzelnen Individuums und über deſſen Bedarf einen 
‚beftimmten Bejchluß, durch deſſen Gintrag in die betreffenden Golumnen des 
Armenbefchriebs, legter zugleich zum tabellarifchen Sigungsprotofolle und zum 
Detailvoranfchlage aller vorherjehbaren Unterftügungen für das betreffende. 
Jahr erwächst. 


$. 19. 


Allgemeine Grundfäge in Bezug auf die Feititellung der jedem einzelnen Armen 
zuzumendenden Hülfe. 


Bei den Ermittlungen und Bejchlüffen haben übrigens die Armenpfleg: 
ichaftsräthe von folgenden Grundjäßen auszugehen. 

Der Pflichtkreis des Armenpflegjchaftsrathes umfaßt nicht bloß das nach: 
haltige Wirken zu Gunften Der wahrhaft Armen, d. h. der mit gefeß: 
lihen Anfprühenan den Armenfond begabten Berjonen, fondern 
wie jhon erwähnt, au Die Sorge dafür, Daß Fein Scheinarmer 
jih unter die wahrhaft Armen dränge, Daß aljo Die gejeglidhe 
Unterhaltungspfliht der Bemittelten in feinem Falle, und 
unter feiner Borausfegung zu einem Freibriefe für den Müßig- 
gang mißbraucht werde. 

Sein Pflihtfreis umfaßt ferner Die zwedmäßige Anord— 
nung der au Dem Armenfonde fließenden Unterflüßungen, und 
das Bemefjen des Wie jeder einzelnen Gabe aus dem Doppel: 
gefihtspunfte 

a) der örtlihen Verhältnijje, 
b) der individuellen Lage des zu Unterftüßenden, 

Als oberfter Grundſatz muß daher gelten: daß Vorſchüſſe à Conto der 
ihrer Pflicht nicht genügenden vermöglichen Alimentationspflichtigen in der Be— 
ſchreibung auch wirklich als Vorſchüſſe vorgemerkt, und Daß der Regreß gegen 
ſolche Berjonen mit aller Kraft gehandhabt werde. | 

Als fernerer Grundſatz muß gelten, daß wer arbeiten kann, aud 
zu arbeiten verpflichtet ift, Daß die Kräfte Des von einer 
Gemeinde vorſchußweiſe oder definitiv Unterftüßten, vermöge 
biejer Unterftüßung der Gemeinde verfallen, und daß jelbit 
dort, wo Die Bilance der Armenpflege Öeldbeiträge ohne Gegen- 
leiftung möglich, ja pecuniär rathſam machen könnte, dieöffent— 
lihen Spenden aus Gründen der Moral nie in ein Bejolden 
des Nichtsthuns ausarten Dürfen. 
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AL weiterer Hauptgrundfag endlich muß gelten, dab der Arme wohl ein 
Recht auf Uinterftügung, keineswegs aber einen Anfprucd auf beftimmte 
Unterftüßungsweifen bejigt, und daß Die Art der Hülfe nicht nur die Ver— 
hältwiffe der Armen, fondern auch, und zwar mit gleicher Gewifienhaftigfeit, die 
Lage jener Familienväter zu beachten hat, Deren unmittelbare oder mittelbare Bei: 
träge zu dem Armenfonde an ihrem ſauer erworbenen Brode abgehen. 


$. 20. 
Spezielle Grundſätze hinfichtlih der Fürjorge für die Erwerbloſen. 

Demzufolge ijt es heilige Pflicht des Armenpflegichaftsrathes, Nieman— 
den eine Unterftüßung an Geld oder Naturalien zuzumweifen, 
welchem Durch geeignete Arbeit Verdienst verschafft werden kann. 

In Erfüllung diefer Pflicht muß er vor Allem für das Arbeitsunterfom- 
men der Armen 3. Klafje, nämlicd) jener Dürftigen beforgt fein, denen e8 weder 
an Gejundheit noch an Kräften zu einer den vollen Unterhalt fichernden Arbeit 
gebricht, deren Armuth aber blos aus Mangel 

a) an Wrbeitsbefähigung, (Ausbildung zu irgend einem Gejchäfte) oder 

b) an Arbeitögelegenheit, oder 

ce) an Arbeitsluft, herrührt. 


Er muß 
1. den blos wegen Mangel? an Arbeitsbefähigung Hülfsbebürftigen durch 
Unterbringung bei ordentlichen Meiftern oder ausgezeichneten Dienft- 
herrfchaften Die nöthige Gewerbs- oder Dienftbildung zuwenden. 

Den für ein Gewerb Gebildeten die nöthigen Werkzeuge und Le- 
gitimationen, den zu Dienftbotendieniten Eingeübten, Dienſtbotenbücher 
und das jonft Nöthige verichaffen, und auf diefe MWeife die Täftigften 
aller Kathegorien von Armen, nämlich Die aus Mangel an beftimmter 
Richtung Dürftigen, in arbeitsfähige Individuen umwandeln. 


Er muß 
2. durch die Gemeindebehörden forgen, Daß die in den Gemeinden jelbit 
fich darbietenden Arbeitd- und Verforgungsgelegenheiten, als Gemeinde: 
diener, (Feldſchützen), Hirtenftellen, als Knecht, Magd: und Wärters- 
dienfte in Spitälern und Pfründehäufern, dann die Arbeiter für Ge: 
meinbezwede, 3. B. das Holzfällen in den Gemeindewaldungen, das 
Arbeiten oder Aufjehen an den Gemeindewegen, vorzüglich Den arbeits: 
fähigen ober zur Arbeit herangebildeten Armen des Ortes zugewendet 
werde. 
Er muß ſich 
3. in fteter Kenntniß des Bedarfes an ftändigen und unftändigen Dienſt⸗ 


* 
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boten und Arbeitsgehülfen erhalten, bei beabfichtetem Wechjel feine ar- 
beitölojen Armen, als Snechte, Mägde, Kindsmägde, Taglöhner u. dal. 
empfehlen, und ben Gemeinfinn der Drtöbewohner dahin zu beleben 
trachten, daß fie hükfloje Inwohner des eigenen Ortes fremden Dienft- 
boten und Taglöhnern, und insbefondere brave finanziell herabgekom— 
mene Meifter, fremden Handwerfögefellen vorziehen, und auf folche 
Weiſe fich und ihre Gemeinden der Laft des Grnährens müßiger Men- 
ſchen entheben. 

Bu dieſem Ende tft bei den Armenpflegen ein Kundſchaftsanzeiger 
zu eröffnen, welcher eine fortwährende Meberficht der Perfonen enthal- 
ten joll, denen es an Dienft und Arbeit fehlt, und Die deßwegen den 
Armenpflegen entweder ſchon zur Laft fallen, oder bei fortvauernder 
Dienft: und Arbeitlofigkeit zur Laſt fallen würden, Mit diefer Ueber: 
ficht fol fich zugleich Die fortwährende Kenntniß derjenigen verbinden, 
welche Dienft- und Arbeitsleute fuchen. Gattungen und Arten der 
Dienftleiftungen und Arbeiten, die von dem einen Theil angeboten, von 
dem andern Theile gefordert werben, find zu bemerfen und zu vers 
gleihen, und hienach, wo möglicy, die beiderjeitigen Bedürfniſſe zu er 
mitteln, 

Er muß 

4. eben fo in ununterbrochener Kenntniß der angeordnet werdenden öffent 
lihen Arbeiten, namentlich der beabjichtigten Staatd- und Vizinal—⸗ 
ftraßenbauten, des Bedarfed an Holzhauern bleiben, und jeden ſolchen 
Anlaß zu Empfehlung feiner arbeitöfähigen Armen benußen. 


5, Bei Unzureichenheit der jo eben angegebenen Mittel muß er, durch un: 
mittelbares Benehmen mit den Localarmenpflegen der Nachbargemein- 
den, verfuchen, ob feine unbefchäftigten Armen unter dem ohnehin ges 
jeglichen Vorbehalte ihrer Heimathsrechte, Arbeit in andern Gemeinden 
des Diftriftö oder Kreifes erhalten können. 


6. Den auf diefe Weife nicht untergebrachten arbeitsfähigen Armen muß 
er in jo lange, als ſich für fie fein Unterfommen findet, auf Koften der 
Ortsarmenpflege Beichäftigung verjchaffen. 

7. Die Art der Arbeit muß fi nad) den örtlichen Verhältniſſen richten, 
jedenfall3 aber muß eine folche Bejchäftigungsweife gewählt werben, 
a) deren Manipulation einfach, aljo den Armen Teicht beibringbar ift; 
b) deren Rohftoffe nach den örtlichen und bezirklichen Verhältniſſen bil 

lig zu ftehen fommen, und 
e) deren veredelte Stoffe in dem Drte oder in der Gegend einen Teich. 
ten Abſatz finden, Dann 
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d) deren Betrieb jo wenig als möglich nachtheilig in die vorhandenen 
Gewerbe eingreift, Als folche Beichäftigungsweife dürfte insbefon- 
dere Leinwandipinnerei, Korbflechten, Schachtelmachen zu betrachten 
jein, 

8. Die der gewählten Beſchäftigung unkundigen Armen find zu deren Gr- 
lernung anzubalten. 

9. Für fogenannte ſchamhafte Armen find Arbeiten in dem Haufe, nament- 
lich für die Frauen weibliche Arbeiten von nicht Eoftfpieligem Materiale, 
auszumitteln, die Arbeitserzeugniſſe jelbft aber, entiweder den Arbeitern 
ald Surrogat der Spenden zu lajjen, oder, wo die betreffenden Armen 
ſich Durch den Selbitverfauf nicht nähren fönnen, durch Accorde an 
beitellende Handelshäuſer abzujegen, oder endlich in Ermanglung jolcher 
Hcordgelegenheiten bejtellender Privaten, commijfionsweije an ftädtifche 
Sommiffionslager weiblicher Arbeiten abzugeben, um durch den Erlös 
mindeftens einen Theil des aufgewendeten Materiald zu deden, 

Dieſes Beichäftigen der Armen darf der Armenpflegichaftsrath nicht 

unterlafjen, ed möge jelbes nach Dertlichfeit pecuniäre Bortheile oder 

Ausfälle weisjagen, wohlbedenfend, daß 

a) ein etwa nachtheiliges Zifferrefultat ſich taufendfah in Dem für Die 
Sittlichkeit erwachjenden Gewinne ausgleicht, und daß 

b) gerade dieſes Sihbejchäftigenmüflen Das einzige Mittel ift, jene vor- 
nehmthuenden Armen abzujchreden, welche gegenwärtig die drüdendite 
Laft der Armenpflegen bilden, und deren Nüdtritt aus der Reihe 
der Bewerber von dem Augenblid an gewiß ift, wo unter öffentlicher 
Aufficht für öffentliche Rechnung gearbeitet, jomit die Spende durch 
Fleiß und Anftrengung verdient werden muß, 

11. Sollten Hülfsbedürftige fich weigern, die ihnen ausgemittelten Unterfom- 
men oder Arbeitögelegenheiten anzutreten, jo liegt dem Armenpfleg- 
ichaftsrathe alsbaldige Anzeige an die betreffende DijtriftSpoligeibehörbe 
ob, damit dieſe geeigneten Falles nad) Maßgabe der Art. 274 u. f. 
des Strafgeſetzbuches einjchreite. 


10. 


— 


$. 21. 
Spezielle Grundjäge hinſichtlich der Fürſorge für die theilweije Erwerbsunfähigen, 
Ferneres Gejchäft des Armenpflegichaftsrathes ift es, für das Unterfom- 


men ober die theilweife Bejchäftigung der nur theilmeife Arbeitsunfähigen (Er: 


werblojen) zu jorgen. 
Die Art diefer Fürjorge richtet fich nach Analogie der jo eben entwidel: 
ten Directiven, 
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Hiebei find Arme dieſer Kategorie zu Kleinen Arbeiten in Pfründhäufern 
zu verwenden, und an wadere Familien zu Leitung Eleiner häuslicher Dienfte, 
zu Aufficht auf Kinder u. dgl. zu empfehlen. 

Den auf dieſe Weife nicht Unterbringbaren ift eine ihren Kräften an- 
gemefjene, Beihäftigung zu fihern. 


$. 22. 


Spezielle Grundſätze über die Art der aus dem Armenfonde wirklich zu ermittelnden 


Unterftügungen. 


Was die ganze oder theilweife Bejchäftigung nicht dedt, iſt durch Bei- 
träge auszufüllen. 
Dieſe Beiträge aber find 


1. 


= 


überhaupt und namentlich auf dem Lande nicht ſowohl in baarem Gelbe, 
(welches der Landmann ſchwer aufbringt, der Arme in der Regel un- 
geeignet verwendet) fondern wo, und ſoweit ed nur immer fein kann, 
in Naturalien einzubeijchen. 


Insbeſondere ift, wenn die Gemeindeglieder es wünjchen, die Koftab- 


gabe auf die beitragspflichtigen Familien in der Art zu vertheilen, daß 
jede Haushaltung an bejtimmten, durch den Turnus feftgejeßten Tagen, 
jelbe in natura in die Wohnungen der Dürftigen fende. 


. Sedenfall3 ift jelbjt Dort, wo Geldbeiträge beftehen, jenen erwerböbe- 


jchränften oder ganz erwerbölojfen Familien, bei denen Leichtfinn in 
Verwendung der Gelder zu befürchten jteht, die Spende ftet3 nur in 
Naturalien, Mehl, Brod, Gemüfen, Holz u. dgl. zu reichen. (Art. 10 
des Gejehes vom 7. Frimaire V.) 


. Dei den Natural- jowohl als Geldleiftungen iſt mit angemejjener Spar: 


ſamkeit zu verfahren, und ber Ktoftenbeitrag joviel zu mildern, als eg, 
ohne Verlegung der Pflichten gegen Nothleidende, und ohne Vereitelung 
des eigentlichen Zweckes der Armenpflege, geſchehen kann. 

Eben deßhalb ift 


. vor Allem der MWohlthätigkeitsfinn der Einzelnen möglichft hervorzu- 


rufen; 


, diefem MWohlthätigkeitsfinn iſt jede, mit dem Zwecke vereinbare Freiheit 


der Bewegung zu belafjen, dabei ift 


. die Errichtung von Privatwohlthätigkeit8-Vereinen zu beftimmten Zweden, 


namentlich Die Bildung von Vereinen zur Bertheilung von Hol, von 
Brod, von Kleidungsftüden zu Unterftüßung armer Wöchnerinnen, zu 
Gründung von Kleinfinderfchulen für arme Kinder, möglichft zu be 


günftigen. 
Sofern die Leiftungen diefer Vereine nicht hinreichen, In 


Handbuch der VBerfaffung und Verwaltung ber prot.seb, Kirche ber Pfalz. 
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8. namentlich die Reihungen an Holz nicht durch ifolirte Beheizung der 

zahlreichen Armenwohnungen zu verfchwenden, jondern 

a) die Erwerbsbejchränkten wo möglich in Häufern unterzubringen, wo 
denfelben gegen die wenigen ihnen möglichen Arbeiten der Aufenthalt 
in den ‚gewärmten Wohn- oder Dienftbotenftuben freifteht, und 

b) für Die auf Diefe Weiſe nicht untergebrachten Grwachjenen eine 
gemeinjchaftliche Arbeits: und Aufenthaltsftube, für ihre in Inſtituten 
oder Familien nicht unterbringbaren Kinder aber beauffichtigte und 
erwärmte Bewahrungsräume (Sleinfinderjtuben) auf Koften des 
Armenfonds zu begründen. 

Ebenfo find 


9. Die Ausgaben auf Verföftigung dadurch zu mildern, Daß erwerbs: 
beichränften Arınen, wo möglich in orbdentlidyen Familien, die Koft 
gegen Leitung Eleiner Arbeiten, Kinderwarten u. ſ. w. verichafft wird. 
Wo dieſes Mittel nicht zureicht, und die Koftabgabe aus Den Häufern 
unzuläffig oder dem Wunjche jämmtlicher Pflichtigen zumider erjcheint, 
ift zur Grrichtung Rumford'ſcher Suppenanftalten zu jchreiten, welche, 
da die MWohlfeilheit der Koft mit der Zahl der Portionen wächst, 
nicht nur arme Familien mit der dem Familienftande entjprechenden 
Portionenzahl ohne große Beldftigung des Armenfondes unentgeltlich 
zu verjehen, jondern auch den minder bemittelten Klaſſen, namentlid, 
den Taglöhnern, gefunde, warme Koft für äußerſt geringe Preiſe zu 
reichen im Stande ift. 

Ferner 

10. Häufige Sammlungen alter Kleider zu veranftalten, um das Befleiden 
der Armen ohne Eoftjpielige Anjchaffung neuer Kleidungsftoffe und 
ohne Ausgabe von Macherlohn zu bewirken, überhaupt ift 

11. alles aufzubieten, um mit dem möglichft geringen Aufwande die reich: 
baltigfte und wirkſamſte Hülfe zu erzielen, 


$. 23. 
Grmittelung von Dispofitiong: und Refervefonden für die übrigen Ausgaben, 
Abſchluß des Ausgaben-Boranfchlages, 


Nach Feitgeftelltem und in dem Armenbefchrieb eingetragenem Bedarf an 
vorhinfehbaren Unterftüßungen wird 
4. ein Dispofitionsfond für ımvorgefehene, in dem Laufe des Jahres 
etwa anfallende Unterftüßungen, 
2. ber Aufwand für Beichäftigung der Armen, 
3. der Bedarf an Regie- und Verwaltungskoſten veranfchlagt. 
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— Dispoſitionsfond iſt beſtimmt zu decken: 

. Die in dem Laufe des Jahres etwa nothwendig werdenden Unter⸗ 
ftüßungserhöhungen, 
2. ber in dem Laufe des jahres etwa neu anmwachjenben regelighigen 
Unterſtuͤtzungen, 
3. der vorübergehenden Hülfeleiſtung an einzelne, in dem Laufe des 
Jahres von augenblicklicher Noth befallene Gemeindeangehörige, 
4. der vorübergehenden Hülfeleiſtung an ſolche hülfsbedürftige Angehörige 
anderer Gemeinden ober Staaten, Die entweder wegen eines unvorher- 
gejehenen Unglüds eines einfachen Behrpfennig® würdig erjcheinen, 
ober deren Gejundheitäzuftand eine alsbaldige Zurückweiſung in die 
Heimath nicht geftattet, Deren Unterftügung aljo der Armenpflege ihres 
augenblielichen Aufenthalt3ortes, und zwar 
a) wenn es fih nur um momentane Hülfe handelt, oder wenn bie 
betreffenden Perfonen zur Zeit ihrer Erfranfung in dem Orte in 
Dienften oder Condition ftanden, ohne Erſatz, oder 

b) wenn es fi) um eine längere Unterftüßung resp. Verpflegung in 
obigem Falle nicht befindlicher Individuen frägt, gegen Erſatz aus 
ben Kafjen der Heimathögemeinden anzufprechen haben. 

5. der Spenden an wanbernde Handwerksburſche, 

6. der in dem Laufe des Jahres etwa neuanwachfenden Ausgaben auf 
Erziehung und Handwerkserlernung armer Kinder, 

7. ber etwaigen Zahlungen des Localarmenfondes, 

8. ber fonfligen unvorhergejehenen Ausgaben. 

Unter die Arbeitd- und Fabricationskoften reihen fich 

41. der Ankauf roher Materialien zur Befhäftigung ber Armen ꝛc., 

2. der eigentliche Fabricationsaufwand, 

3. die Ausgaben auf Verwerthung der gearbeiteten Manufatte. 

Die Regiekoften des Armenpflegjchaftsrathes umfaſſen befien Ausgabe 
auf Schreibmaterial, Diurnien und Dienfterforderniffe jeder Art, Durch die 
einfache Vormerkung des ermittelten disp. Fonds und des Voranjchlages für 
Armenbeſchaͤftigung und Negie an dem Schluffe des Armenbefchriebes ermächst 
Iegterer zugleich zum Geſammtbedarfs-Voranſchlage für das be— 
treffende Jahr. 


$. 24. 
Grmittelung ber Dedungsmittel, Feftitellung ber Einnahmen, 


Auf den Grund des ermittelten Bebarfes wird fofort zur Berathung 
ber Desungsmittel und zwar in nachſtehender Reihenfolge geritten i i 
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1. Die Dedung der Ausgaben haftet vor Allem auf dem Reinertrage 
des dem Armenfonde etwa zugehörigen Stammvermögens (an Kapi- 
talien, Realitäten, Renten und nußbaren Rechten.) 

An dieje erſte Poft des Ginnahmen-®oranfchlags reihen fich 

2. Die für beftimmte Ausgaben refervirten, und deßhalb dem Stamm: 
vermögen nicht einverleibten, fondern bloß Durch Vermittelung des 
Stiftungspflegerd bis zu ihrer Verwendung momentan nußbar ange 
legten Kafjenüberjchüffe früherer Jahre. 

3. Die dem Armenfonde aus Staatskafjen, öffentlichen oder Privatfonden 
etwa zufließenden Paffivreichniffe. 

4. Die gejeglichen Einnahmen des Local-Armenpflegjchaftsrathes, nämlich: 

a) Das den Hofpitälern und Armenpflegen gewidmete ein Zehntel über 

den Gintrittd3: und Abonnementspreis von theatralifchen Vor— 
ftellungen. 
b) Das denfelben Anftalten gewidmete ein Viertel des Bruttoertrags 
bei Bällen, Feuerwerfen, Goncerten, Wettläufen, Pferberennen und 
Pferbeübungen, Panoramas, malerischen und mechaniſchen Theatern, 
(oder Borftellungen) und bei allen übrigen öffentlichen Feten, bei 
welchen Eintrittögeld bezahlt wird, 
Geſetz vom 7. Frimaire V, Recueil des R&glements, Cahier IX. 
pag. 239, 

Gefeß vom 6, Ergänzungstage VII. Recueil des bulletins B. VII. 
pag. 11. 

Regierungsbeihluß vom 7, Fruct. VIIL (angeführt im Regierungs: 
bejchluß vom 9. Fruct. IX., Recueil des bulletins ®, 68. pag. 15.) 

Regierungsbejchluß vom 9. Fruct. IX. ibid, 

Regierungsbefchluß vom 18. Therm. X. Recueil des bulletins B. 99. 
pag. 41. 

Regierungsbejchluß vom 10. Therm. XL 

id, = 30. XII. 


id. „ 48. Fruct. XIII. 
id, » 21. Auguft 1806. 
id, „ 9 Dezember 1809. 


ec) Der den Armen zufommende Betrag von den Strafen und Gon- 
fiscationen, welde wegen Zuwiderhandlung gegen die Octroi— 
Reglements verwirkt werben. 
Decret vom 17. Mat 1809, Art. 13 und 18 des DecretS vom 8° 
Gebruar 1812, 
d) Der reine Ertrag der zum Vortheile der Armen beftehenden Leih> 
oder Pfandhausanftalten in den Gemeinden, wo ſolche beitehen. 


Das geiftlihe Amt, 8, 45, 873 


Geſetz vom 16. Pluviose XII. 
Decret vom 24, Mess, XII. Art. 14. 
z „ 12. Zuli 1807. 
e) Der Ueberfchuß der Tagen für die Hundszeichen, wo biefe dem 
Herkommen nach erhoben werben. 

5. Die allenfalls ſchon voraus bekannten Fundationszuflüffe des Armen— 
fonde8 aus Bermächtniffen, Erbſchaften, Schenkungen u. f. w, 
Neg.:Bejchl. vom 4, Pluviose XII. - 

Diefen Einfommenspoften folgen: 
’ 6..Die Einnahmen aus Gollecten und aus freiwilligen Beiträgen ber 
Drt3einwohner. 

7. Die Grfaßleiftungen, welche die Armenpflegichaft der betreffenden 
Gemeinden entweder 
a) von andern Gemeinden nach $. 23, Ziff. 4, lit. b., 

b) von Alimentationsverpflichteten der betreffenden Gemeinden nad) 
$. 17, Ziff. 4, zu fordern hat. 

8. Der Erlös aus der Armenbejchäftigung, falls und foweit er irgendwo 
die Koften des Materialanfaufs, der Fabrikation und der Verwerthung 
überfteigen follte. 

9. Die der betreffenden Gemeinde wegen unverhältniimäßiger Armenzahl 
etwa bewilligten Zujchüffe aus Dem Kreisarmenfonds oder aus dem 
im Sabre 1817 gebildeten und zum Theil noch nicht ganz verwendeten 
Bezirfs-Unterftügungsfond. | 

Regierungs-Beichluß vom 22. Mai 1817. Amtsblatt S. 161. 

10. Die nach Beilage II. $. 49 der PVerfafjungsurkfunde ſich ergebenden, 
und im Einverftändnifje mit der betreffenden geiftlichen Dberbehörbe 
verfügbaren Ueberſchüſſe des Kirchenftiitungsvermögens, endlich 

11. Bei Unzureichenheit oder Nichtverfügbarkeit aller dieſer Mittel ift das 
Fehlende auf die Gemeindefafje anzuweifen, und im Falle auch dieſe 
nicht zulänglich fein follte, Durch Umlagen zur Ausgleichung der Ein- 
nahmen mit den Ausgaben zu deden, 


$. 28. 
Grundjäge bei Ermittelung der Dedungsmittel. 


Bei Feitftellung des. Einnahmen-Voranfchlages felbft ift von folgenden 
Directiven auszugehen: 

1. In den Einnahms- wie in den Ausgabsetaten find die Einnahmen 

nie über, — die Ausgaben nie unter dem muthmaßlichen Bedarfe zu 

greifen, damit der Voranſchlag nach allen Wahrjcheinlichkeitävegeln, 
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und felbft bei Gintretung einzelner unvorhergejehener Fälle immer noch 
eine fichere, verläßige Baſis des Wirkens barbiete. 

2. In Gemeinden, wo die Revenüen vom Patrimonialvermögen zur 
Beftreitung der Gemeinbeverwaltungs:Ausgaben nicht hinreichen, find 
Anweifungen auf die Gemeindefaflen und beziehungswetfe auf Die zu 
deren Bezahlung erforderlichen Ausgleichungsumlagen ſtets nur als 
das Außerfte und legte Mittel zur Ergänzung der Ginnahmen anzu= 
ſehen. Es muß daher vorerft 

3. alles zu höherer Nentirung des Fondsvermögens etwa Dienliche mit 
möglichfter Sorgfalt erwogen, und bei den Gemeinbebehörden, fowie 

in dem Entftehungsfalle auf dem Inſtanzenwege geltend gemacht, 

4. der richtige Eingang aller gefeglichen Zuflüffe alles Ernftes controlirt, 

5. die gütliche, und foferne jolche nicht erfolgt, Die gerichtliche Beitreibung 
der nach $. 19, Biff. 6, und $. 23, Ziff. 4, Lit. b. gegenwärtiger 
Inſtruction vorſchußweiſe geleifteten Unterftügungen durch die Poligei- 
behörden mit vollfter Kraft verfolgt, 

6. bei Unzulänglichkeit aller diefer Mittel der Milbthätigfeitäfinn ber 
Ortseinwohner behufs freiwilliger Beiträge in Anſpruch genommen 
werben, 


$. 26. 


Die durch Zuſchüſſe in die Armenpflegichaftsfaflen nöthig gewordenen 
Gemeindeumlagen zur Ausgleihung der Einnahmen mit den Ausgaben werben 
nach denjelben Vorſchriften, wie alle übrigen Gemeindeumlagen behandelt. 


$. 27. 
Hierauf gegründeter Boranfchlag der Einnahmen und Geſammtbilanze. 


Der feftgeftellte Geſammtvoranſchlag aller Einnahmen mit dem früher 
feftgeftellten Gejammtvoranfchlage aller Ausgaben gehörig Bilanzirt, wird ſammt 
ber Bilanze dem Armenbefchriebe beigefügt, und biefer Eintrag vollendet den 
Gejammtetats-Voranfchlag für das treffende Jahr, welcher fpäteftend am 15. 
October an die Diftriktspoligeibehörde gelangt. 


$. 28. 
Getrennte Armenbejhriebe und Etatsvoranſchläge. 


Da die Vereinigung des Etats mit dem Bejchriebe nur zu dem Zwecke 
möglichfter Vereinfachung des Gefchäftes, fteten Beifammenbleibend der Acten 
und größeren Bequemlichkeit des Armenpflegichaftsrathes angeordnet wurde, und 
eine Trennung beider nicht nur dort, wo ed gewünfcht wird, auch fortan geftattet 


Das geiftlide Amt, $. 45, 375 


bleibt, ſondern auch in einzelnen Orten, namentlich in größern Städten auch 
häufig wünjchenswerth erjcheinen kann, jo können für folche Fälle auch getrennte 
Bejchriebe und Etats angefertigt werden. 


B. Aufgabe der Armenpflege in dem Laufe des Jahres. 
$. 29. 


Kundgabe des gefahten Beſchluſſes als erſter Akt der Geihäftsführung für das 
betreffende Jahr. 


Nach feftgeitelltem und von der Guratel genehmigtem tat werben vor 
Allem fämmiliche, nach $. 14 gegenwärtiger Inſtruction angemeldete Perjonen 
abermal und zwar je nady dem Wunfche des Armenpflegichaftsrathes entweder 
vor das gefammte Kollegium oder vor eine, aus dem BVorftande und einigen 
Mitgliedern zufammengefeßte Commiſſion berufen, und von der Bewilligung oder 
Abweifung ihrer Geſuche in Kenntniß gejeßt. Zugleich werden ſämmtliche Arme, 
und zwar jeder über den feine bejondern Verhältniffe betreffenden Anhalt gegen: 
wärtiger Inftruction und über Die, in den Art. 274 bis 282 des Strafgeſetz⸗ 
buches enthaltenen Strafbeitimmungen, infoweit dieſes bei jedem einzelnen nöthig 
erachtet wird, wiederholt und ernſtlich zu Protokoll belehrt. 


$. 30. 
Umfang der jonftigen Gefhäftsaufgaben in dem Laufe des Jahres. 


Nach vollzogener Bekanntmachung des Gtats beginnt die Verwaltung des 
laufenden Jahres. — 
Sie umfaßt 
1. die Sorge für richtige Einhebung, Bejchreibung und Duittirung der 
feftgefegten Einnahmen und für angemejjenen Kaffavorfchuß, geregelten 
Gang des Kaſſaweſens und richtige Führung des Einnahms- und 
Ausgabe-Tagebucdhs, 

2. die Würdigung und Becheidung Der in dem Laufe des Jahres ſich 

ergebenden Unterjtügungsfragen, 

3. die Verwaltung des den Armenfonds angehörigen Stammvermögeng 
und der controlirende Einfluß auf die übrigen gejtifteten Wohlthätig- 
feitanftalten der Gemeinde, worüber im $. B4 Hierunten die näheren 
Erläuterungen folgen, 

. die vorfchriftsmäßige Mitwirkung zu den Gefchäften der Kreishülfskaſſe, 

. bie ftete Aufficht auf die Wohlthätigfeitsvereine, 

6. die Sorge für piünftlichen und zwedmäßigen Vollzug des Etats, 
namentlich in Abficht auf die etwa feitgefeßten Armenbeichäftigungen, 


—A 
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7. bie ſittliche und polizeiliche Beauffichtigung der Armen, 

8. Die Führung und ftete Goidenthaltung des Kundſchaftsanzeigers 
$. 20, M 3. 

9, Die Beforgung der jonftigen, aus der Natur des Geſchäfts ſich 
ergebenden Vorkommniſſe. 


$. 31. 


Einhebung, Beitreibung und Quittirung der Armenfondseinnahmen, Kaſſaverſchluß, 
Kaſſaweſen, Einnahmen: und Ausgabentagebudh, 


Den Mittelpunkt der Kafja- und Buchführung bilden die Kaffirer der 
Pflegichaftsräthe; fie find vor Allem gehalten, fid) nach den Beitimmungen des 
Regierungsbefchluffes vom 19. Vend. XII. und des Decretö vom 11. Therm. 
XII, die Pflichten der Ginnehmer der MWohlthätigkeitsanftalten betreffend, zu 
achten ; übrigens haben die Kaſſirer jede Ausgabe, ebenjo wie jede Cinnahme, 
an dem Tage ihrer Realifirung in das täglich abzufchließende und auf unge 
ftempeltem Papier zu führende Tagebuch einzutragen. 


Bei denjenigen Anjtalten, die beträchtliche Einkünfte haben, follen die 
Einnahmen und Auszahlungen durch einen bejondern Augeſtellten controlirt 
werden, der ein Regifter über die Gelder führt, die in die Kaffe geliefert und 
aus derjelben genommen werden. Mit diefem Negifter muß die Nevifions- 
Gommiffion die vorgelegten Rechnungen der Ginnehmer vergleichen. 


Ein Verwaltungsmitglied wird bejonderd mit der Unterzeichnung aller 
Bahlungsmandate beauftragt, alle Zahlungen alfo, die nicht mit Dergleichen 
Mandaten und den Duittungen der wirklich gejchehenen Zahlung belegt find, 
werden verworfen. j 

Die Belege der Mandate in Anjehung der gewöhnlichen Lieferungen und 
Reparaturen find: 


1. der Beſchluß des Pflegerathes, welcher die Ausgabe autorifirt, 

2. der Verbalprozeß über den in der gejeklichen Form genehmigten 
Zuſchlag oder Die gejeglich angenommene Soumiffion in den Fällen, 
wo dieſe Verfahrungsart geftattet ift, 

3. ein umftändliches Verzeichniß Der gelieferten Gegenftände, 

4. ein Verbalprozeß über die Ablieferung, der von einem Mitgliede der 
Verwaltung unterzeichnet ift, 

5. die von den Gmpfangscontroleuren, wovon oben die Rede ift, gehörig 
vifirten Ouittungen derjenigen, zu deren Gunften die Mandate aus- 
gefertiget find. 

Decret vom 7. Flordal XII. Art, 6 und 7. 
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$. 32. 


Würdigung und Beihreibung der in dem Laufe des Jahres ſich ergebenden 
Unterftügungsfragen. 


Die in dem Laufe des Jahres ſich ergebenden Unterftügungsfragen 
werden, fowohl was die Einleitung, als was die Befchreibung anbelangt, 
unbedingt nach Analogie der SS. 17, 18 und 19 und nad den Grundjäßen 
der 88. 20, 21 und 22 gegenwärtiger Inſtruction behandelt; jedes einzelne 
Geſuch um Verleihung einer neuen oder um Erhöhung einer ſchon bewilligten 
Hülfe unterliegt daher der dort bezeichneten Unterfuchung. Der Armenpfleg- 
fchaftsrath entjcheidet über jedes folcher Geſuche fpeziell in feiner regelmäßigen, 
oder bei Dringenheit des Falles in befondern, von dem Vorftande ſpeziell zu 
veranlaffenden Situngen. Die Berhältniffe der Hülfsbebürftigen fammt dem 
Beichluffe werden in den Armenbefchrieben auf das Vollftändigfte und zwar, 
fofern es fih um Erhöhung ſchon etatifirter Beiträge Handelt, unter Hinweifung 
auf die Pagina und Nummer des frühern Eintrags nachgetragen. 


$. 33, 


Fortfegung der Würdigung und Beichreibung der in dem Laufe des Jahres fich ergebenden 
Unterftügungsfragen, Ausnahmen von der ftreng analogen Behandlung. 


Ausgenommen von einer förmlichen Armenbejchreibung, dann von der 
Nothwendigkeit eines jeweiligen Geſammtbeſchluſſes find nur: 

a) die reifenden Handwerfögefellen zu reichenden Zehrpfennige und 

b) die einzelnen kleinen Almoſen an burchreifende Nothleidvende aus— 

wärtiger Gemeinden. 

Die Zehrpfennige reifender Handwerksgeſellen find durch ein fürmliches 
Regulativ, unter Berüdfichtigung der den einzelnen Handwerfsgenoffen nad) 
Herfommen obliegenden Gaben, feitzufeßen und für beide Arten von Ausgaben 
ift ein Eleiner Dispofitionsfond in die Hände de oder der Drtöpfarrer 
niederzulegen, 

Auch ift durch einen ähnlichen Vorſchuß Fürforge zu treffen, daß unvor- 
bergejehenen, mit VBerzugsgefahr verbundenen Nothfällen einzelner Gemeinde: 
angehöriger auf der Stelle und vorbehaltlich der weitern Beichlüffe des Armen- 
pflegſchaftsraths eine augenblidlihe Abhülfe zu Theil werde. 


$. 34. 


Verwaltung de3 Stammvermögens der Localarmenpflegen. 


Wenn die Armenpflegichaften Stammvermögen zu verwalten haben, fo 
haben fich diefelben nach den hierauf Bezüglichen Geſetzen und Verordnungen 
zu achten, — dies find: 
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1. Das Decret vom 12. Auguft 1807 über die Verpachtung ber den 
Wohlthätigfeitsanftalten gehörenden Güter. 

2. Der Regierungsbejhluß vom 7. Germinal IX. über die Verpachtung 
folder Güter auf lange Jahre. 

3. Der Regierungsbefchluß vom 14. Ventose, XI., betreffend die For- 
ınalitäten, welche zu beachten find, wen Pachtungen von Gütern der Wohl- 
thätigfeit3anftalten aufgehoben oder Bachtnachläffe gemacht werden follen, 

4. Regierungsbejchluß vom 19. Ventose X,, die Verwaltung der Wal: 
dungen der Gemeinden und Wohlthätigfeitsanftalten, fowie Die den 
felben Gegenftand betreffenden injtructiven Verfügungen vom 16. 
Januar 1826, ntelligenzblatt S. 97, vom 3. April desfelben Jahres, 
Intelligenzbl. S. 406, und vom 29. Juni 1830, Sntelligenzbl. ©. 237. 1) 

5. Das Decret vom 10. Brumaire XIV., betreffend die Erbauung und 
Reparaturen der den Wohlthätigkeitsanftalten gehörigen Gebäude und 
die denſelben Gegenftand berührenden inftructiven Verordnungen vom 

17. November 1826, Intelligenzbl. ©. 575, vom 

9. Januar 1829, Antelligenzbl. S. 28, vom 

28. Februar 1825, Sintelligenzbl. 1826, S. 328, und vom 
13. Februar 1828, intelligenzbl. ©. 27. 

6. Das Decret vom 16. Juli 1810 über Die Wiederanlegung abgetragener Kapi: 
talien der Wohlthätigkeitsanftalten auf Zinfen oder in liegenden Gründen. 

7. Das Decret vom 23. Juni 1806 über die den Wohlthätigkeitsanftalten 
zuftehende Befugniß, Gelder gegen Leibrenten anzunehmen. 

8. Das Staatsrathögutachten vom 7. März 1808, die Erbbeftandsrenten 
betreffend, und 

9. der Regierungsbeichluß vom 4. Pluviose XII. über die Acceptation 
von Schenkungen und Bermächtniffen, welche den Wohlthätigkeits 
anftalten gemacht werden, 

In Beziehung auf die dem Armenpflegichaftsrathe zuftehende Gontrole 
über alle übrigen Wohlthätigkeitsanftalten hat derfelbe 

1. Jede Anftalt der Art von Zeit zu Zeit zu befichtigen. 

2. Seinen Borftand oder einzelne feiner Mitglieder mit der Gontrole der 
einzelnen Anjtalten zu beauftragen. 

3. Die zwedmäßigfte Verwaltung und Verwendung der Fonde zu beobach— 
ten oder zu empfehlen. 

4. Die gewifjenhaftefte Einhaltung der Stiftungszwede nicht nur nad) 
dem Texte, fondern auch nach dem Geifte der Stifter zu bewahren. 

1) Bergl. bezüglich der Waldungen die neuejte Inftruction vom 6, ars 1858 
(Beilage zum Kreisamtäblatt 1858, JE 63), 
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5. Insbeſondere ſich Gewißheit Darüber zu verfchaffen, daß nicht unbe: 
rechtigte, — der Scheinarme zum Nachtheil der ftiftungsmäßig Be- 
rechtigten oder, wo die Stiftungsurfunde nichts Befonderes beftimmt, 
der wirklich Arme Aufnahme finde. 

6. Ebenſo Ueberzeugung zu gewinnen, ob die darin untergebrachten 
Pfründner, Kranken, Waifen oder Armen vorjchriftsmäßig behandelt, 
und ob indbejondere die geftifteten Beichäftigungshäufer nicht vorfchriftg- 
widrig als Strafanftalten mißbraucht werden. | 

7. Insbeſondere darüber zu wachen, daß die geftifteten Anftalten ihre 
Waiſen entweber jelbft erziehen und verpflegen, oder wo es nicht 
räthlich erjcheint, jelbe nur Familien anvertrauen, deren Religiofität, 
Sittlichkeit und Bildungsgrad volle Bürgfchaft für Die geiftige und 
erwerbliche Ausbildung der Kinder darbietet, 

8. Entdedte Mißbräuche der Gemeindebehörde, und in dem Falle des 
Nichterfolges, der vorgefegten Guratelbehörde zur Abhülfe anzuzeigen. 

Die Vorſteher der geftifteten Wohlthätigkeitsanftalten find gehalten, dem 

Pflegihaftsrathe oder deſſen Abgeorbneten zu jeder Zeit den Zutritt zu 
geftatten und die von jelben etwa geforderten Aufjchlüffe unverweigerlich zu 
ertheilen. Ä 
Unmittelbarer Befehl des Pflegjchaftsrathes oder feiner Delegirten an 
diefe Vorftände find und bleiben jedoch unbedingt verboten, ebenjo darf ein 
etwaiger Tadel im Ungefichte der Inſtitutsvorſtände, der Kranken, der Pfründner, 
der Waifen ꝛc. ıc. nie und unter feiner Vorausſetzung ausgeiprochen werben, 
vielmehr find die Belobenden oder mißbilligenden Wahrnehmungen Tediglich zu 
notiren, und fofort auf dem vorgejchriebenen Wege geltend zu machen. 

Zuwiberhandlungen der Armenpflegjchaftsbehörde oder Individuen müßte 

bie firengfte Ginjchreitung der Curatel zur Folge haben. 


$. 35. 
Mitwirkung des Armenpflegihaftsrathes zu den Gejchäften der Kreishülfätafie. 


Die Mitwirkung des Nrmenpflegihaftsrathes zu den Gejchäften ber 
Kreishülfskaffe hat Durch Die SS. A, 22 und 23 der Inſtruction vom 29. Auguft 
1828 ihre genauefte Feftitellung gefunden. 

Nachdem in Folge gegenmwärtiger Verordnung die Armenpflegichaftsräthe 
allenthalben in Wirffamfeit treten, jo gehen nunmehr Die bisher von den Bürger: 
meifterämtern allein bejorgten Gefchäfte an Die Armenpflegfchaftsräthe über. 
Jeder in Gemäßheit jener Inſtruction von der Nendantur der Kreishülfs— 
kaſſe geforderte Aufjchluß ift von dem Armenpflegichaftsrathe mit größter Ge— 
wifjenhaftigfeit zu ermitteln und abzugeben, 
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Ebenfo find von Amtswegen an die Kreishilfskaffa alle jene Anträge zu 
ftellen, welche zum Frommen des Ganzen und zu Grfüllung der edlen Zwecke 
bes erhabenen Stifters irgend dienlich fcheinen, 


$. 36. 
Stete Auffiht auf die Wohlthätigkeitsvereine. 


Die Mohlthätigkeitövereine, namentlich die Vereine zu Unterftüßung 
armer MWöchnerinnen, zu VBertheilung von Holz, von Kleidern, von Lebensmitteln ; 
die Vereine zu Unterftüßung armer Kinder und zu Gründung von Kleinkinder— 
Schulen follen nach $. 22, 2 6 gegenwärtiger Inſtruction eine der wichtigften 
und wirkſamſten SHülfsquellen der Armenpflegen bilden. Sie wenden dem 
wichtigen Zwede nicht nur die Sonde, fondern auch die Intelligenz der bemittel- 
ten Klaſſe zu — fie fördern das Wohl der Armen, und übertragen die Aufgabe 
der Armenfpende ohne allen Zwang auf dem Mege des freien Willens von der 
minder bemittelten auf die bemitteltere Staatdbürgerflaffe. 

Sie ftehen unter der Aufficht des Staates, ihre Statuten werden von 
der Königl. Sreisregierung, Kammer des Innern, auf Antrag des einjchlägigen 
Armenpflegſchaftsrathes und der einjchlägigen Diftriktspolizeibehörde geprüft, 
alle angemefjen jcheinenden Verfügungen beftätigt, in ihrem Wirken beobachtet, 
und beitehen, fo Lange nicht jpäter ihre Mitglieder, noch die Kreisregierung ihre 
Auflöfung befchließen. 

Die durch Vereine gebildeten Kleinkinderſchulen ftehen noch insbejondere, 
wie jede Schule, unter der Aufficht der Local: und Diſtriktsſchul-Inſpection. 

Sache des Armenpflegjchaftsrathes ift es, Vereine der Art hervorzurufen, 
ihrem Wirken die zweckmäßigſte Richtung zu geben, zu diefem Ende ihre Statuten: 
Entwürfe auf das Genauejte zu prüfen, Die etwa nöthigen Abänderungen rüd- 
ſichtslos zu beantragen, mit den beitätigten Vereinen in ftet3 freundfchaftlichem 
Geſchäftsverkehre fih zu erhalten, ihnen, felbft unaufgefordert, ftete Kenntniß 
von den Verhältniffen der Nothleidenden zu geben, fie nach Befund zu gemein- 
famen Situngen einzuladen, und durch zuvorfommendes Benehmen, Fräftigen 
Schu und zwedmäßigen Nath ihren Sinn für das Gute ſtets rege zu 
erhalten. 

Ausgezeichnete Leiftungen find auf dem Gejchäftswege zur Kenntniß der 
Kreisregierungen zu bringen. 

Ebenſo find die durch Mohlthätigkeitsfinn und edles Streben ausgezeich— 
neten Perfonen den höhern Stellen zu bezeichnen, damit diefen bei Lebzeiten Die 
gehörige Anerkennung und nach ihrem Ableben eine bleibende Grinnerung zuge— 
wendet werben Fönne. 
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$. 37, 
Sorge für pünttlihe und zwedmäßige Ausführung der dur den Etat feſtgeſetzten 
Armenbeihäftigung. 


Die Sorge für pünktliche und zwedmäßige Ausführung der durch den 
Etat feſtgeſetzten Armenbejchäftigung kann nach Gutbefinden des Armengfleg- 
ſchaftsrathes entweder 


1. der Gefammtheit aller Mitglieder (dem Pleno) vorbehalten, oder 

2. einzelnen Commiſſionen oder endlich 

3. dem Borftande ausjchließlich anvertraut werden; ebenjo hängt es von 
dem Beichluffe des Armenpflegfchaftsrathes ab, ob das Kaſſa- und 
Rechnungsweſen der Armenbejchäftigung dem Kaſſier des Armenpfleg- 
ichaftsrathes übergeben, oder ob die Dießfalljige Materialien und 
Geldrechnung der mit der Armenbejchäftigung beauftragten phufifchen 
oder moraliihen Perjon übertragen werden fol. Auch Bleibt das 
Gejchäftsverhältniß des oder der Beauftragten zu dem Pleno, die 
Epmpetenzgrenze der erjteren und der größere oder geringere Einfluß 
der Gejammtheit auf dad Ginzelne der Armenbeichäftigung lediglich 
dem Armenpflegjcaftsrathe anheimgegeben. 


Jedenfalls dürfen Geldlieferungen aus der Kaffe an einzelne Rechner 
nur auf den Grund einer von dem Borftande contrafignirten Quittung ftatt- 
finden; auch) muß das Plenum in dem Falle der Anftellung einzelner Rechner 
von dem Stande der an dieſe abgereichten Vorſchüſſe mit Schluffe jeden Monats 
genane Kenntniß nehmen. 


$. 38. 


Behandlung derjelben nach ftrertger Analogie der 88. 17, 18, 19, 20, 21 und 22 
gegenwärtiger Injtruction, 


| Die Arbeiten der Armen ſelbſt find fowohl dem SKoftenaufwande, als 
der Güte der Fabrifate nach ununterbrochen zu leiten und zu beaufjichtigen. 
Die rohen Materialien find in zwedmäßigen Vorrathkammern aufzube: 
wahren, Die verarbeiteten find rafch und zwar wo möglich an Accordanten zu 
verwerthen, mit jedem Arbeiter ift über Materialempfang und Abgabe regel- 
mäßig Abrechnung zu pflegen, und überhaupt ift alles vorzufehren, was zum 
möglichft fparfamen und ſchwunghaften Betriebe der Beichäftigung dienen kann. 
Uebrigens find unter mehreren fich darbietenden Bejchäftigungsweifen bei 
jonft gleichen Verhältnifjen ſtets jene Bejchäftigungsweifen vorzuziehen, welche 
in dem Orte nicht oder nur ſchwach betrieben werden, deren Ginführung alfo 
feinen nachtheiligen Einfluß auf den Wohlftand der Drtsmeifter befürchten Täßt, 
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$. 39. 
Beauffichtigung der Armen in poligeilicher und fittlicher Hinſicht. 


Der würdigte und wichtigfte Theil des Wirkungskreifes öffnet ſich dem 
Armenpflegichaftsrarhe in der Beauffichtigung der Armen oder Verarmungnahen. 

Dieje Aufgabe gejellt der Pflege der phyſiſchen auch jene ber geiftigen 
Intereſſen bei; fie umfaßt die Veredlung der Hülfsbedürftigen, ihrer und ihrer 
Kinder Erziehung, zu einem Acht ftaatsbürgerlichen Leben, aljo das Vermindern 
der Armen für die Zukunft und die Sorge dafür, daß nicht die ungebilbete 
Bevölkerung ficdy drohend vermehre und den Wohlftand der Gebilbeten, ſowie 
die öffentliche Ordnung gefährbe. 


Zu Erfüllung ſolch erhabenen Berufes ift vor Allem 


1. 


Pflicht Des Armenpflegichaftsrathes, genaue Kenntnig aller dürftigen 
Familien und Individuen feines Pflegbezirks zu befißen und fort: 


zujeßen. 
Zu dem Ende hat derjelbe 


. nicht nur durch Die Ortsbehörden, fondern auch Durch feine einzelnen 


Mitglieder und namentlich durch die Ortspfarrer die Armuth in ihren 
Hütten, insbejondere die Waiſenkinder, Die Findelfinder, dann jene 
ſchamhaften Armen aufzufuchen, Die aus übel verftandener Furcht ihre 
und der Shrigen oft bi8 an den Hungertod gränzende Noth dem 
Blicke der öffentlichen Behörden zu entziehen ftreben. 

Ebenſo hat er 


‚ bie durch Unglüd irgend einer Art in ihren Verhältnifjen Erſchütterten, 


dann jene Familien aufzufuchen, deren Leichtfinn oder ehrlofer Wandel 
einen unfehlbaren Zerfall de3 Vermögens und des fittlichen ſowohl 
als phyſiſchen Berderbens der Kinder befürchten Täßt. 


. Waijene und Findelfinder hat er den öffentlichen Anftalten oder 


bewährten Familien zu umnentgeltlicher Erzlehung zu empfehlen, und 
bei Mißlingen dieſer Verjuche auf Koften des Armenfondes in Pflege 
und Erziehung zu geben. 


. Die dürftigen Familien ohne Ausnahme hat er mit wohlfeilen, ihren 


bejondern Verhältniffen angemefjenen Erbauungsbüchern und mit jenen 
moralijchen Waffen zu verjehen, welche das fittliche Gefühl auch im 
Unglüd aufrecht erhalten ober zu wecken, Die Arbeitsfuft zu fördern 
und dem jo natürlichen Mebergange von ber Armuth zur Unfittlichkeit 
und Verzweiflung vorzubeugen vermögen. 


. Brave, Durch Unfälle der Verarmung ſich nahende Familien hat er mit 


Rath und That zu unterftügen; heilige Bemühen muß es ihm fein, 
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wenn bie Noth bloß aus momentanem Stoden der Arbeit herrührt, 
Beftellungen für fie aufzufuchen; wenn fie dem Mangel an Material 
angehört, dasjelbe zu ermitteln, wo kleine Geldhülfen nöthig find, 
auch aus der Kreisfaffe und Stiftungen oder von edlen Menfchen- 
freunden unter den den Berhältnifjen der Familien angemefjenen Be— 
dingungen rechtzeitige Dülfe zu einer Zeit zu ermitteln, wo noch Fein 
Anlehen mit Wucherzinfen das Uebel unheilbar gemacht bat, und 
überhaupt alle8 anzuwenden, um jelbit aus Armenfonden der Ber: 
armung, aljo der bleibenden Belaftung des Armenfondes vorzubeugen. 
Ebenjo hat er 


. bie aus Trägheit der Verarmung entgegengehenden Familien zur Arbeit 


aufzufordern, über die drohende Gefahr, jowie über ihre Pflichten zu 
belehren und fie vor ihrem Untergange zu warnen, jo lange nod) ganze 
oder theilweije Rettung des Vermögens und Befeitigung der gänzlichen 
Verarmung möglich ift, er hat 


. auf die Kinder jolcher Familien ein ganz befonderes Augenmerk zu 


richten, und gegebenen Falle8 deren Trennung von dem BVaterhaufe, 
und deren Erziehung unter obrigfeitlicher Aufjiht auf Dem Durch Die 
Geſetze vorgezeichneten Wege zu bewirken, er hat 


. mit amtlicher Autorität eine directe Aufjicht auf den Fleiß und das 


10. 


11 


* 


fittlihe Betragen der aus dem Armenfonde Unterftüßten zu pflegen 
und gegen Unfittlichfeit oder Trägheit von Berufswegen einzufchreiten, 
er hat 

Kinder dieſer Familien unter feine Aufficht zu nehmen, Deren Erziehung 
Sculbefuh, Schulfortgang mit Vaterforge zu überwachen, gegen 
mangelhafte Kinderzucht allen Ernſtes einzufchreiten, bei fruchtlofem 
Erfolge feiner Ermahnungen, verwahrloste oder gar dem Lafter feil- 
gebotene Kinder öffentlichen Snftituten oder würdigen Familien gegen 
Theilung des Unterftügungsbeitrages zwifchen den zurüdbleibenden 
Eltern und den Fünftigen Pflegern anzuvertrauen, er hat 

jeine ganz bejondere Aufmerkſamkeit den fo unglüdlichen und nicht 
jelten auf das Empörendfte mißhandelten Irren zuzumenden, felbe 
unter Zuziehung des Gerichtsarztes zu befuchen, fich zu überzeugen, 
ob fie fich der gebührenden Pflege erfreuen, insbefondere zu ermitteln, 
ob fie nicht gereizt oder ald Gegenftände des Spottes behandelt werben, 
ben bemittelten Familien die gebührenden Erinnerungen zu machen, 
und bei offenbarer Armuth der Pflegepflichtigen ober bei offenbarer 
Nichterfüllung der Pflegepflichten, Die Verforgung berfelben in öffent: 
lichen Srrenanftalten oder in einem obrigfeitlic ausgemittelten Lokale, 
wo nöthig felbft unter vorſchußweiſer Einfchreitung der Armenfonds 


12. 


13. 


14. 


15 


16, 
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und Geltendmachung des Regreſſes zu bewirken, er hat ferner mit 
gleichem Ernſte 

den den Aerzten obliegenden unentgeldlichen Beſuch armer Kranken, 
wie die fleißige Erfüllung der deßfallſigen ärztlichen Pflichten wirkſam 
zu überwachen, und unterlafjene oder laue Leiftungen des betreffenden 
ärztlichen Perfonals nad) fruchtlofer Ermahnung alsbald zur bejchwe- 
renden Anzeige zu bringen, er hat 


die kräftigſte und rückſichtsloſeſte Wachjamfeit gegen den Bettel und 
das Herumvagiren zu entwideln, gegen jeden in- oder außerhalb der 
Gemeinden wohnenden Bettler, jowie gegen jeden bettelnden Hand: 
werksburſchen die geeigneten polizeilichen Cinfchreitungen zu veran— 
lafjen und mit vorzüglichem Ernfte Darauf zu fehen, daß der Schuß 
der den Bettel verbietenden Geſetze nicht nur auf Das Innere ber 
Ortichaften, jondern auch auf die Weiler und Einödhöhe ſich erſtrecke, 
den wahren, vollftändigen und rüdfichtslofen Vollzug der im Straf: 
gejegbuche Art. 269—282 enthaltenen Beſtimmungen zu controliven 
und zu fördern, und gegen deren unterbleibende oder ungenügende 
Befolgung bei den Gemeindebehörden, in Dem Nichtabhülfsfalle bei 
der Diſtrikts-Polizeibehörde und bei etwaiger (nicht zu erwartender 
Bleichgültigkeit der Teßteren) bei der Sreißregierung beſchwerend 
aufzutreten. 

Gr hat 
auf Verbringung liederlicher und arbeitsjchener MWeibsperfonen in das 
Bwangsarbeitshaus (Depot de mendicitE) zu defjen Wiederherftellung 
im Sinne des Artikel 274 des Strafgefegbuches nach) Maßgabe der 
gewinnbaren Mittel Einleitung getroffen werden wird, feiner Zeit 
anzutragen, und etwaige fruchtlofe Aufforderungen der Art in den fo 
eben bezeichneten Sinftanzwegen zu verfolgen, er hat 
auf gleihem Wege Sorge zu tragen, daß Mütter unehelicher Kinder 
nicht unter dem Vorwande des Sinderpflegend dem Müßiggange fich 
weihen, vielmehr alles Ernftes und gegebenen Falles durch Beſchwerden 
an die höhern Inſtanzen zu fordern, daß die Mütter fich ehrlich von 
ihrer Arbeit nähren und daß die Kinder in öffentlichen Anftalten oder 
braven Familien erzogen und die Mütter zum Dienen angehalten 
werben, er hat 
inöbejondere die dienende Klaſſe ftet3 im Auge zu behalten, deren 
Moralität und geziemendes Betragen zu beauffichtigen oder auf als- 
baldige Hinwegmweijung unfittlicher, voher und brodlofer, dem Müßig- 
gange fröhnender Individuen dieſer Kategorie anzutragen, 
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17, Dagegen aber auch zu Gunſten der braven Dienftboten und Gefellen 
durdy das Organ der Polizeibehörde für Anlegung örtlicher Sparkaſſen 
oder für Ausdehnung beftehender Sparkaffen :beforgt zu ſeyn; endlich 

18. vorzüglich und mit Anftrengung aller Kräfte dahin zu wirken, daß das 
wo möglich wieder in das Leben zu rufende Inftitut der Zwangsarbeit 
jeiner wahren Bedeutung nad erfannt, gewürbiget und benützt werde, 

War früher idie Wirkung der Zwangsarbeitshäufer in hohem Grabe 
unbefriedigend, fo lag der Grund hievon nicht Bloß in der Mangelbaftigfeit 
diefer Inſtitute jelbit, fondern namentlich auch in der irrigen Anficht der 
meiften ‘Gemeinden über Die eigentliche Beftimmung der Zwangsbeſchaͤftigungs⸗ 
Anftalten, 

Diefe Anftalten wurden nämlich Häufig nicht als das, was fie find, als 
Beichäftigungs-Inftitute und ald Mittel, um arbeitsſcheue oder ber Arbeit -ent- 
wöhnte Individuen zur Arbeitsgewohnheit zurticzuführen, fondern als Bucht: 
und Strafhänfer betrachtet. 

Man wandte auf die barin befindlich Geweſenen den Begriff der Zucht: 
häusler an. — Niemand bot ihnen bei ihrem Austritte Befchäftigungsgelegenheit 
dar, fie wurden mittel: und bienftlos in ihre Heimathsgemeinden gebannt, und 
die Sorglofigfeit mancher Behörden im Bunde mit dem Vorurtheile, Tieß auch 
den Gebefjerten unter ihnen häufig nur die Wahl zwiſchen Diebftahl oder 
Hungertode übrig. Solche verkehrte Anfichten müſſen einer Bejjern Dre 
zeugung weichen. 

Es iſt Pflicht der Gemeinden und ihrer Organe, insbefondere Des Armen- 
pflegichaftsrathes, den aus den Arbeitshäufern und Gefängniffen Entlafjenen 
wohlwollend entgegen zu fommen, dem Gebefjerten durch Arbeitögelegenheit das 
ehrliche Fortkommen möglich zu machen, Die nicht ‚ober theilweiſe Gebeljerten 
der Dijtriftd-Poligeibehörde zur alsbaldigen Zurüdfendung in die Anftalt zu 
bezeichnen, fruchtlofe Anträge auf dem unter Ziff. 13 und 14 gegenwärtigen 
Paragraph bezeichneten Wege zu verfolgen, und auf Diefe Weiſe durch Aus— 
übung einer verdienftlihen Pflicht der Menfchlichkeit die Gemeindenrmenfonde 
vor jenen Mlimentations-Ausgaben zu fichern, deren Mehrung bei Fortdauer der 
bisherigen Sorglofigfeit den unfehlbaren Nuin aller minder bemittelten Ge- 
meindeglieder herbeiführen müßte, 


C. Aufgabe der Armenpflege mit Schluffe des Jahres, 
$. 40. 
Zeitpunkt des Rechnungsabſchluſſes. 


Sp wie im Nheinfreis alle Gemeinde- und Stiftungsrechnungen mit 
dem Ende des Gtatzjahres ſich ſchließen, fo fchließen ſich auch . ar 


Handbuch der Verfaffung und Verwaltung ver prot,en, Kirche ber Pfalz. 
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Periode die Rechnungen der JIArmenpflegſchaften. Der Rechner hat ſich nad 
denjenigen Beftimmungen zu achten, welche in dieſer Beziehung in dem Decret 
vom 7. Flor&al XIII. und in der inftructiven Verordnung vom 25. November 
1825, Intelligenzblatt 1825, 2 285, enthalten find. 


$. 41. 
Zeitpunkt der Rechnungsablagen. 
Auflegen der geftellten Rechnungen in dem Gemeinbehaufe. Kundgabe der Refultate. ' 


Feder einzelne Rechner muß feine Rechnung jpäteftens am 15. November 
volltommen abgejchloffen und dem Armenpflegichaftsrathe übergeben haben. Die 
auf diefe Spezialrechnungen ſich ftüßende, von jämmtlichen Mitgliedern des 
Armenpflegihaftsrathes zu unterzeichnende Dauptrechnung muß jpätejtend am 
15. Dezember jeden jahres in das Gemeindehaus gelangt fein, um bortfelbft 14 
Tage hindurch zur Einficht jämmtlicher Beitragspflichtigen aufzuliegen, Jeder 
der letzteren ift berechtigt, jeine etwaigen Bemerkungen in ein gleichfalld aufge- 
legte8, paginirtes und paraphirtes Grinnerungsheft einzutragen, welches dann 
der Rechnung beigeheftet und mit Diefer an die im $.50 gegenwärtiger Inftruction 
näher bezeichneten Revifionsbehörden abgegeben wird, 

Ueberdie8 werden die Rechnungsrejultate durch das Localintelligenz« 
blatt oder in defjen Ermanglung durch den Drud, für den Gefammtfreis aber 
durch das Kreis-Intelligenzblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


$ 2, 


Verhalten dort, wo ſich im betreffenden Jahre weber Armenpflegfchaften: Ausgaben noch 
Armenfondseinnahmen ergeben haben, 


Wo ſich weder Ausgaben noch Einnahmen ergeben haben, gelangt jtatt 
ber Rechnung eine Fehlanzeige zur Auflage in dem Gemeindehaufe und von ba 
zu dem Einlaufe der Curatelbehörde. 


$. 43. a 
Bau der Hauptrechnung. 


Die Rechnung folgt in jeder Beziehung dem Baue des Voranſchlages, 
fie umfaßt daher folgende Hauptrubrifen, 
Einnahme aus 
1. Reinertrag des Stammvermögens, 
Il. An dem Stammvermögen nicht einverleibten, fondern verfügbar ge: 
baltenen Rafjenüberfchüffen früherer Jahre, 
UI, Zuflüuſſe 


IV. 


II. 
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1. aus Staatskaſſen, 

2. von Privaten, 

Gejeglicye Einnahme der Localarmenfonde * zwar: 

1. von Schauſpielen, Baͤllen, Concerten u. ſ. w., 

2. die Strafen wegen Zuwiderhandlungen gegen die Octroireglements, 
3. ıc. (vid. $. 24 gegenwärtiger Inſtruction.) 


. Fundationszuflüſſe. 
Collecten und freiwillige Beiträge. 
- Grjagleiftungen: 


1. von anderen Gemeinden für nicht bloß momentane Unterftügungen 
ihrer in dem Orte weder als Dienftboten, noch als Geſellen ver⸗ 
wendet geweſenen Heimathsangehörigen, 

2. von alimentationspflichtigen Korporationen und Privaten. 


. Erlös aus der Armenbefchäftigung. 
» Zufchuß aus dem Kreis- oder Beʒirksarmenfonde ($. 24, * 9 aegen⸗ 


wärtiger Inſtruction.) 


. Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe. 
. Im Einvernehmen mit der geiſtlichen Oberbehörde etwa angewachſene 


Ueberſchüſſe der Eultusftiftungen, 


. Sonftige Einnahmen. 


Ausgabe auf 


. Vorhergejehene Unterftüßungen : 


a) in Geld, 
b) in Naturalien. 
Auf den Dispofitionsfond für. unvorhergeſehene Fälle und — 


1. Erhöhung vorhergeſehener Unterſtützungen, 


III. 


IV. 


2. in dem Laufe des Jahres neu eingetretene Unterftüßungen, 

3.:in dem Laufe des Jahres neu: eingetretene — — und Er⸗ 
ziehungskoſten armer Kinder, 

4. vorübergehende Unterſtützungen von Gemeindeangehörigen, 

5. Hülfeleiſtungen an Angehörige anderer Gemeinden oder. fremder 
Staaten, 

6. Spenden an wandernde Hanwerksgeſellen, 

7: Bahlungen an Wohlthätigkfeitäinftitute, 

8. fonft unvorhergefehene Ausgaben. 

Auf die Armenbefhäftigung : 

1. Ankauf roher Materialien, 

2. Fabricationskoſten, 

3. auf Verwerthung der verarbeiteten Materialien. 


Auf Regie. * 
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V. Sonftige Ausgaben, 
bierunter Vorſchüſſe gegen Ruͤckerſatz, 
von Gemeinden, 
von Privaten, 
bleibt reine Ausgabe. 


$. 43.b 
Materialrechnung. 


Wenn die von dem Armenpflegſchaftsrathe zu verrechnenden Material⸗ 
gegenftände ober Naturalien von einigem Umfange find, insbejondere in Städten, 
wo Victualien und Brennftoffe für die Armen erfauft und unter fie vertheilt, 
oder wo rohe Stoffe erfauft, zur Verarbeitung an die Armen abgegeben und 
verarbeitet wieder verkauft werden, tft zur Herftellung der Controle eine bejondere 
Materialrechnung zu führen, und als Nebenrechnung resp. Rechnungsbeleg der 
Hauptrechnung beizufügen. 


$. 44. 
Nähere Vorſchriften für diefe Rechnungen $. 438 und b, 


Die eigentliche Rechnung umfaßt nur die effectiven Ginnahmen und 
Ausgaben des Armenpflegichaftsrathes. Ihr Ziffer erftvedt ſich demnach nicht 
auf die von Privatperfonen oder Vereinen Direct an Die Armen gelangten 
Spenden. 

Ebenſo findet fein Zifferanfag der aus den Häufern der Pflichtigen nach 
dem Turnus an die Armen gejendeten Raturalfoft ftatt. 

Ebenſo darf die förmliche Tayation und der Biffereintrag der durch 
Spenden oder Gollecten an den Armenpflegſchaftsrath gelangten: alten Kleider 
und ähnlicher Verbrauchsartifel unterbleiben, wohl aber muß ein der Rechnung 
vorangehender Vorbericht das gefammte Armenmwejen der Gemeinde in allen 
feinen Beziehungen kurz ımd Far entwideln. Sn diefem VBorberichte find neben 
der Zahl der unterſtützten Armen jeder Kategorie der gejammte Unterftüßungs- 
bedarf und neben der aus den Käufern turnusweife gereichten Maturalfoft auch 
bie Leiftungen der Privatvereine, die dem Armenpflegichaftöratge bekannt gewor- 
denen Hülfsleiftungen der Privaten, bie durch Collecten oder Schenkungen ein- 
gelaufenen Naturalien aller Art nah Zahl, Beichaffenheit und beiläufigem 
Werthe jummarifch vorzutragen, damit die Gemeinde fowohl, als die Curatel 
zu einem fteten Weberblide aller Leiftungen des betreffenden jahres und durch 
die jährliche Wiederholung diefer Ueberſichten zu einer gebrängten Gejchichte 
ihre3 Armenweſens gelange, Auch find mittelft dieſes VWorberichtes Die Namen 
audgezeichneter Wohlthäter dem Daufgefühle ihrer Mitbürger zu bezeichuen, 
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$. 45. 
Aufbewahrung der Armenbejchriebe und Armenpflegiaftärechnungen. 


Die Armenpflegfchaftsrechnungen fammt ihren Beilagen und insbejondere 
ſammt ber als integrirende Beilagen dieſer Rechnungen zu betrachtenden Armen- 
bejchreibungen dürfen nie vernichtet, jondern müfjen dem Gemeindearchiv einver- 
leibt und Dort auf dad Sorgfältigfte aufbewahrt werben, um die Bafid ber 
fünftigen Operation zu bilden, und durch Benugung der darin niedergelegten 
Grfahrungen die ftete Vervolllommnung der Armenpflege möglich zu machen, 


Abſchnitt II. 


GSejchäftsführung ber Ze 
$. 46. 
Bejondere Vorſchriften für den Gefhäftsgang der Localarmenpflegen. 


Die Localarmenpflegichaftsräthe find berufen, in dem Leben und für 
das Leben zu wirken. 

Ihr Gejchäft gehört vorzugsweife der Dertlichfeit an; — das Einzelne 
des Geſchaͤftsganges ift daher auch ihrem Ermeſſen und ihrer Kenntniß ber 
örtlichen Verhältniffe und Bebürfniffe anheim gegeben. Sjebenfalld muß die 
Form in der Art gewählt werden, daß den für die gefammte Gefchäftsführung 
collectiv haftenden Mitgliedern auch angemefjene Mitwirkung gefichert bleibe. 

Kerner find die Armenpflegichaftsräthe gehalten, den Gefchäftsverfehr 
mit der Gemeindebehörde in der Regel mündlich mittelft der im Bflegichaftsrathe 
anwejenden Gemeindebeamten zu pflegen, jchriftliche Gommumnicationen aber nur 
dann einzuleiten, wenn in einzelnen Fällen entweder 

a) ſolches zur Dedung bes Armenpflegſchaftsrathes abſolut nothwendig 

erachtet wird, oder wenn 

b) der Gemeinderath ſelbſt weder den mündlichen, noch ſchriftlichen Vor— 

trag feiner in dem Armenpflegrathe ſitzenden Mitglieder aften- 
genügend findet, oder wenn endlich 

ec) eine Bereinigung der Anſichten zioifchen der Gemeindebehörde und dem 

Armenpflegichaftsrathe nicht herbeigeführt werben Eönnte. 


$. 47. 
Bezeichnung der zur Bejorgung der Schreibereien verpflichteten Perjonen. 
Die Scyreibereien des Armenpflegichaftsrathes, joferne joldye von Einzelnen 


feiner Mitglieder nicht freiwillig übernommen werden, find durch die Gemeinde: 
ſchreiber bejorgen zu laſſen. 
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$. 48. 
Spezielle Geſchäftsabtheilung in größern Stäbten, 


Die Armenpflegichaftsräthe der größern Städte werden fehr wohl thun, 
Ausichüffe zu bilden, insbeſondere könnte nach örtlihem Bebarfe zwedmäßig 
erſcheinen 

1. Ein Ausſchuß, um gemeinſam mit dem Vorſtande oder für denſelben 
die Materialien zur Armenbeſchreibung zu ſammeln, die Nachforſchungen 
über die ſich Anmeldenden anzuſtellen und die Unterſtützungsgeſuche 
der Armen entgegen zu nehmen. Ein ſolcher Ausſchuß darf, gleich den 
Pfarrern, zu augenblicklicher Anordnung einer vorläufigen Hülfe aus 
dem Reſervefonde ermächtiget werden. 

2. Ein Ausſchuß zur Belebung des Wohlthäͤtigkeitsſinnes, zur Erwirkung 
freiwilliger Beiträge an Geld und Naturalien, zur Unterſtützung des 
obbenannten Ausſchuſſes in Vorbereitung der Etatsmaterialien. 

3. Ein Ausſchuß zu Ermittlung des Unterkommens für die Erwerbloſen, 
zu Führung des Kundjchaftsanzeigerd und zu Beauffichtigung der 
Beichäftigungsanftalten. 


$. 2. 
Selbitftändigkeit der Localarmenpflegihaftsräthe in ihrem Wirkungskreiſe. 


Der Armenpflegfehaftsrath bewegt ſich innerhalb feiner Sphäre in der 
Form und Stellung einer förmlich conftituirten Behörde. 

Er ift der Gemeindeverwaltung coordinirt, er berichtet wie Diefe unmittel- 
bar an die Curatel. 

Die Armenpflegfchaftsräthe können ohne Ermächtigung der Kreisregierung 
wegen Amtshandlungen nicht vor Gericht geftellt werden. 

Decret vom 14, Juli 1812, 


Abfdnitt IV. 


Verhältniffe der Local- Armenpflegſchaftsräthe zu den Curatelbeherden 
und zwar: 


$. 50. 
A, Zu den Königl. Landeommiflariaten, 
Den Königl. Landeommifjariaten bleibt vorbehalten 


1. die Entfcheidung der gegen den Armenpflegichaftsrath etwa vorge 
brachten Bejchwerden, 
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. bie Entſcheidung der zwiſchen Armenpflegfchaften verjchiedener Ge- 


meinden desjelben Polizeibezirfes etwa obmwaltenden Irrungen, 


. die revijoriihe Prüfung und Beſcheidung der Etats-Voranſchläge 


(Budget) und der Armenpflegichaftsrechnungen jener Gemeinden, deren 
Gommunal: und Stiftungsrechnungen von den Königl. Landeommifja- 
riaten abzujchließen find, 
jedes Ausleihen von Kapitalien unter 232 4 (500 Fr.) und 
jeder nicht im nämlichen Jahre zurüderftattet werdende Vorfchuß von 
gleichem Betrage (Decret vom 16. Juli 1810), 
jede Acceptation von Schenkungen und Vermächtniſſen unter nicht 
läftigen Bedingungen bis zum Belaufe von 140 4 (300 Fr.), 

Decret vom 4. Pluviose XIL, Art. 1. 
jede Verpachtung auf gewöhnliche (neun Jahre nicht überfteigende) 
Dauer, und jede Wiederaufhebung eines folchen Pachtes analog nad 
den bei Gemeinderealitäten geltenden Grundfäßen, 
die Beftätigung des zu dem Armenpflegfchaftsrathe gewählten Per: 
jonals in allen Gemeinden des Landcommiſſariats, ausſchließlich der 
Kantonshauptorte. 


$. 50. 
B. Zu der Königl. Kreisregierung, K. d. Innern. 


Bon der Genehmigung der Königl. Kreisregierung bleiben abhängig: 


1. 


2. 


Rn ae wo 


jedes Ausleihen von Kapitalien von höherem ald dem eben angegebenen 
Betrage (Decret vom 16. Juli 1810) und 

jede Darleihen überhaupt, wenn es an Mitglieder der Gemeinde: 
behörden, des Stiftungsverwaltungs-Perfonald oder des Armenpfleg- 
ichaftsrathe8 oder deren Verwandte in auf: und abfteigender Linie 
oder an deren Seitenverwandte und Verſchwägerte im 1. Gliede gemacht 
werden joll; 


. jedes Einlafjen in einen Rechtsſtreit; 

. jede Aufnahme von Baffivfapitalien ; 

. jeder mit Uebernahme von Laften verbundene Fundationszuſchuß; 

. jede Acceptation von Schenkungen und Vermächtniſſen über 140 A 


(300 Fr.) oder unter läftigen Bedingungen. Decret vom 4. Pluviose 
XIL, At. 2 u. f. 

Decret vom 23. Juni 1806, die Geſchenke unter Ausbedingung 
von Leibrenten betreffend. 
Jede Erwerbung, Veräußerung und fonftige Veränderung der das 
Stammvermögen bildenden Realitäten und Rechte. 

Decret vom 16. Juli 1810. 
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8, Gebe etwaige Neubaute und jede Wiederaufbauung alter Gebäude, 
Decret vom 10, Brumaire XIV. 
Anftructive Verordnung vom 17. November 1826. 

9, Jede Verpachtung auf mehr als nem Jahre (à longues: anndes) 
Geſetz vom 7. Germinal IX, 

10. Jede Wiederaufhebung eines abgeſchloſſenen langjährigen Pachtes, jede 
dießfaͤllige Pachtnachlaßbewilligung. 

Regierungsbeſchluß vom 14. Ventose XI. 

11. Die reviforifhe Prüfung und Beicheidung der Etatsvoranfchläge und 
Armenpflegichaftsrechnungen jener Gemeinden, deren Gommunal- und 
Stiftungsrechnungen dem Abjchluffe der Königl. Kreisregierung vorbe- 
halten find. 

12. Die Beftätigung der Pflegfchaftsräthe in den Kantonshauptgemeinden. 


$. 51. 


Der Königl. Kreisregierung fteht überdies auch die Entſcheidung der 
gegen die Bejchlüffe der Königl. Landeommiffariate erhobenen Recurfe zu, 


$. 52. 
Periodiſche Rechenſchaftsablagen der Armenpflegen an ihre Guratelen. 


Die Curatel ift durch das Geſetz mit der fteten Aufficht auf die Gejchäfts- 
führung der Armenpflegichaftsräthe beauftragt. 

Jeder von letzterer etwa geforderte Auffchluß muß daher aldbald abge: 
geben und insbejondere müflen die von ihr etwa angeordneten außerorbentlichen 
Bicherabjchlüffe und Materialftürze unweigerlich ftattfinden. 

Jedenfalls empfängt jede Buratelbehörde jährlich unmittelbar nad) Ablauf 
des Jahre, und fpäteftens am 6. October eine vorläufige, auf den Bücherabſchluß 
und den Materialfturz gegründete, verfaßte Ueberſicht der Verwaltungsrejultate 
des abgelaufenen Jahres. 


G. 53. 
Vifitationsbefugnifje der Curatel: und Diftriktspolizeibehörden. 


Den Vorftänden der Curatelbehörden fteht es jederzeit frei, den Sitzungen 
jedes einzelnen, ihrer Guratel untergebenen Armenpflegfchaftsrathes ſelbſt oder 
durch die Nebenbeamten beizumohnen. Diefen Guratelbehörden gebührt in 
ſolchem Falle der Vorfig, fie haben fich jedoch ihrer vorgejeßten Stellung gemäß 
jedes Mitvotirend zu enthalten, ihre Wirkſamkeit auf Beobachtung des Geſchäfts— 
ganges, auf mündliche Entwidlungen ihrer Guratelbemerfungen,, Anfichten und 
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Anträge zu bejchränfen und in dem Nichtbeachtungsfalle das wegnd in dem 
gewöhnlichen Curatelgeſchaͤftsgange einzuleiten, 

Sedenfalls find die Vorftände der Euratelbehörden gehalten, von Zeit zu 
Zeit in Perfon oder durch ihre Nebenbeamten von den Gejchäften- jedes einzelnen 
Armenpflepfchaftsrathes örtliche Einficht zu nehmen, Die Bücher einzujehen und 
das Geeignete vorzufehren. 


$. 54, 
„Syftem, der Euratelbeamten gegenüber der Armenpflegihaftsräthe. 


Die Suratelftellen und Behörden werden ſich von felbft berufen finden, 
den Armenpflegjchaftsräthen ftet3 wohlwollend gegenüber zu ftehen, einerjeits 
den Gejchäftsgang, die Gefchäftsformen und den Vollzug der gebotenen Direc: 
tiven alles Ernſtes aufrecht zu halten, andererjeit3 aber auch Die gemeindlichen 
Organe der MWohlthätigfeit in allem Guten möglichft zu unterftügen, auf den 
Gang berathend und aufmunternd einzuwirfen, den Dertlichkeiten innerhalb des 
Geſetzes die möglichft freie Bewegung zu belaffen, Mißbräuchen im Keime zu 
begegnen, dem Berfehr die einfachite Form zuzumwenden, und in die Wechjel- 
beziehungen Lebendigkeit und praftifchen Takt zu übertragen, Verdienfte an- 
zuerfennen und überhaupt jenes Syitem zu entwideln, wodurd allein Die ſtaats— 
bürgerlichen Notabilitäten den Mühjeligkeiten eines öffentlichen Amtes befreundet 
und. den Gejchäften die Mitwirkung aller Gutgeſinnten gefichert werden kann. 


Titel Ian. 
Von der Diftriktsarmenpflege. 


$. 59. 


Außer den $. 50 A bemerften Gegenftänden Liegt den Königl. Yandcom- 
mifjariaten als Diftriktspolizeibehörden die Aufgabe ob: 

1. Im Intereſſe der gemeinjfamen Armenpflege ihres Amtsbezirks das 
Verfahren der einzelnen Armenpflegſchaftsräthe einer genauen Wür— 
digung zu unterwerfen, und Die etwa nöthig feheinenden Anweiſungen, 
Belehrungen und Rathſchläge im geeigneten Gefchäftswege, insbeſondere 
bei den vorzunehmenden Amtsreifen, zu ertheilen. 

2. Die Frage zu erwägen, ob und welche Gemeinden nach der Big 
hältnißzahl ' 
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a) ihrer Beitragspflichtigen, 

b) ihrer Beitragsfähigfeit, 

c) ihrer bereit3 beftehenden Laften und Abgaben, 

d) ihrer Hülfsbedürftigen und 

e) deren Hülfsbedarfen in der That als überbürbet ‘zu be 
trachten find. 

3. zu ergründen, ob und wie etwa die Unterbringung der bloß erwerblofen 
Armen, — namentlidy überbürdeter Gemeinden — bei mit Arbeitöge- 
legenheit verjehenen Gemeinden oder Perfonen zu erwirken fei. 

4. Ununterbrochen Darauf zu jehen, daß bei Staats: und Gommunal- 
unternehmungen arbeitsfähige Arme. vor Dritten den Borzug erhalten. 


5. Im Nichtunterbringungsfalle mit anderen Königl. Landcommiſſariaten 
in Gorrejpondenz zu treten, um zu ermitteln, ob nicht ähnliche Hülfe 
jich auswärts Darbiete. 


6. Insbeſondere alles Ernftes auf den richtigen Vollzug der in dem $. 39 
gegenwärtiger Inſtruction Hinfichtlic der austretenden Zwangsarbeiter 
oder Strafgefangenen entiwidelten Grundſätze zu halten, dafür bejorgt 
zu fein, daß jeder aus einem Zwangsarbeitshaufe Entlafjene in Folge 
der A Wochen vor dem Austritte von der Verwaltung der betreffenden 
Anftalt an die Diftritspolizeibehörde feiner Heimath zu erlaffenden 
Rotificationen bei feiner Ankunft bereits eine ausgemittelte Befchäftigung 
finden, und dieſe Bejchäftigung jowohl des Fleißes, ald der Sittlichkeit 
wegen genau beobachtet, und bei fichtbar werdender Nichtbefjerung _ 
alsbald in das Zwangsarbeitshaus zurüdgefendet werde. 


7. Die einzelnen Localarmenpflegen in der Verwerthung ihrer Fabrifate 
und Arbeiten zu unterftügen, auch auf Verlangen den Ankauf ber 
Rohftoffe und die Verwerthung der Manufakte zu übernehmen. 


8. Ueberhaupt alles aufzubieten, um das Gebeihen der Armenpflege in 
dem Gejfammtumfang des Diftriktes zu bewirken, 


$. 56. 
Fürforge für die mit Armen überbürbeten Gemeinden. 


Die Königl. Landeommifjariate haben aus den ihnen vorgelegten Ver: 
waltungs-Refultaten und Gtat3-Voranfchlägen auf das Gewifjenhaftefte zu unter- 
fuchen, ob und welche Gemeinden wirklich überbürdet find. 

Der Begriff einer Ueberbürdung ift feiner Natur nach ftets relativ. — 
Ex kann nur gejchöpft werden aus dem Verhältnifje der Bürde zu ber Leiftungs- 
fähigkeit der mit der Bürde geſetzlich Belaſteten. 
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Die Ueberbürdung einzelner Gemeinden mit Armen läßt ſich daher nur 
ermitteln aus dem Berhältniffe, in welchem im jeder einzelnen Gemeinde die 
Zahl und der Bedarf der Armen zu den Kräften der beitragsfähigen Gemeinde- 
Angehörigen fteht. Diefe Kräfte jelbft aber Fönnen ohne eine nicht wohl zuläffige 
Unterfuchung jedes einzelnen Active und Paffivftandes nur nad) REN 
Anhaltspunften ftattfinden. 

ALS allgemeine Anhaltspunkte bieten fich die Directen und indirecten 
Auflagen des Staates und der Communen dar, über deren Ertrag auf Antrag 
des Armenpflegichaftsrathes die umftändlichiten Auffchlüffe zu erholen find. — 
Nebftvem müſſen auch jene bejonderen Verhältniſſe in Erwägung gezogen werben, 
welche entweder bei obſchwebenden Steuer-Reclamationen den gejeglichen Anhalts— 
punft der Steuer in Zweifel ftellen, oder wie läftige Servituten, häufiger 
Hagelſchlag und dergleichen nachtheilig, oder endlich, wie beſonders fchwunghafter 
Gelverwerböbetrieb, Vorhandenjein reicher, Durch Feine Kapitalfteuer in Evidenz 
gebrachte Kapitaliften vwortheilhaft auf die Bilanze der Sräfte einzuwirken 
vermögen. 

Jeden derartigen Umftand hat der Vorftand zu den Acten zu erheben, 
die Verhältnißzahlen unter genauer Würdigung aller Verhältniffe nach beſtem 
Gewiſſen zu jchöpfen, dieſe Ermittlungen in tabellarifche Ueberfichten zufammen 
zu ftellen und mit einem motivirten Berichte der Königl. Kreißregierung vor» 
zulegen. . 


Titel IV. 
Von der Kreisarmenpflege. 


&. 57. 
Begriff der Kreisarmenpflege. 


Der Inbegriff aller den Kreis als Gejammtheit berührenden (aljo weder 
Iocalen, noch diftriftiven) Bedürfniffe und Hülfsanftalten bildet das Object der 
Kreisarmenpflege. 

$. 58. 
Aufgabe der Kreisarmenpflege. 

Aufgabe der Kreisarmenpflege ift e8: 

1. den Stand der Armuth in dem Gejammtfreife aus dem höhern Ge— 

ſichtspunkte eines leitenden Mittelpunttes zu ermitteln, zu dem Ende 


an 


* 
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. aus den eben erwähnten Berichten und Ueberſichten der Königl. Land: 


commifjariate, aus den Sjahresberichten und deren Belegen die Zahl 
der Dürftigen jeder einzelnen Gemeinde, das numerifche — 
derſelben zu der 

a) rein ackerbauenden, 

b) gemiſcht ackerbauenden und induſtriellen, 

ec) der rein induſtriellen 
Bevölkerung zu den in der Gemeinde verwendeten auswärtigen Gefellen 
und Dienftboten und zu den Arenleintommens-Duantitäten und Duali- 
täten der Gemeinden zu ermitteln ; 


‚ aus den nöthigen Falles einzufendenden Protofollen und Rechnungen 


der Armenpflegjchaftsräthe genaue Kenntniß über den Gang und bie 
Leiftungen der örtlichen Fürſorge zu ſchöpfen; 


. auf den Grund Diefer Vorarbeiten Urtheil über da3 Bor: und Rüd: 


jchreiten und über die tieferen Duellen der Verarmung, jowohl bezüg- 
lich der einzelnen Communen und Bezirke, ald bezüglich des Gefammt: 
freifes zu begründen; 


. das den Verhältniffen des Kreiſes angemefjendfte Abhülfefyftem im 


Großen zu entwerfen; hienach 


. die einzelnen Zocalarmenpflegen zu belehren, 


die Verwaltung der Kreis: MWohlthätigfeits- Stiftungen genau zu 
controliren, 


. bie bereit8 beftehenden Streisanftalten, als: die allgemeine Armenanftalt 


zu Frankenthal und die Kreishülfsfaffe, dann das wo möglich zu 
errichtende Zwangsarbeitsinftitut $. 39, 2 14, die Befchäftigungs- 
häufer ac. forgfältig zu beauffichtigen; Die der Mohlthätigfeit gewid— 
meten Kreisfonde ihrer Beitimmung gemäß zu verwalten und zu 
verwenden, und die in Bezug auf diefe Anftalten und Zwede erforder: 
lichen Ergänzungen und Verbefjerungen zu beantragen, 


. periodifche Vifitationen der einzelnen und indbejondere der mit um: 


faffenden Beichäftigungsanftalten verbundenen, oder in ihrer Fürſorge 
lauen Drt3armenpflegen vorzunehmen, 


bei nothwendig werdender Inanſpruchsnahme der Sreißfonde Die 


nöthigen Anträge an den Landrath zu entwerfen und überhaupt 


.Alles vorzubereiten, einzuleiten und zu vollziehen, was Dazu dienen 


kann, das Armenwefen des Gejammtfreifes im Ginzelnen, wie im 
Ganzen, ohne Luxus und unnöthigen Aufwand, auf einen dem Bebürf- 
niffe des Kreifes und der Givilifationsftufe der bayerischen Nation 
und den väterlichen Abfichten Seiner Majeftät entfprechenden 
Standpunkt zu erheben. 
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$. 59. 


Attributionen der Königl, Kreisregierungen, K. d. J., in Bezug auf die Sireisarmenpflegen, 


Die Gefchäfte der Kreisarmenpflege find der Königl. Sreisregierung, 
8. d. J. und zwar mit alleiniger Ausnahme der Recurſe gegen die Beſchlüſſe 
der Königl. Landeommifjariate zu bureaumäßiger Behandlung, alfo zu felbft- 
fändiger Leitung Durch den Königl, Generalcommifjär und Regierungspräfidenten 
zugewiejen. 


$. 60. 


Befugniffe der Generalcommiffäre zu Berufung confultativer Kreiscomites in Sachen ber 
Kreisarmenpflege. 


Dem Königl. Generalcommifjär und Regierungspräfidenten Bleibt nach 
$. 133 der allerhöchſten Formationsverordnung vom 17. Dezember 1825 die 
BZurathziehung des gefammten NRegierungscollegiums geftattet. 


Ferner ift Derjelbe berechtigt, fich entweder im Allgemeinen yür alle 
wichtigeren Fragen und in einzelnen Fällen für diefe mit einem Gonfultativ- 
comitE ausgezeichneter Staatsdiener und Staatsbürger, insbejondere aus der 
Kreishauptftadt und deren Nähe zu umgeben, und neben dem einfchlägigen 
Regierungsreferenten in dieſes Gomite bewährte, ausgezeichnete Mitglieder Des 
Clerus der Kreishauptitadt, Mitglieder des Kreislandraths, dann VBorftände 
der Iandwirthichaftlichen und polytechnifchen Kreisvereine, Dann, wo zufolge der 
allerhöchften Verordnung vom 6. Juli 1828 Kreishülfsvereine beitehen, Die Bor: 
fände und einzelne Ausjchußmitglieder Diefer Vereine zu berufen, 


$. 61. 
Wirkungskreis und Geſchäftsgang der conjultativen Kreiscomités. 


Der Königl. Generalcommifjär bleibt allein für feine Gefhäftsführung 
in Betreff der Armenpflege und für den rechtzeitigen lebendigen Vollzug gegen: 
‘wärtiger Inſtruction verantwortlich. Ebendeßhalb ift auch die Stellung‘ ber 
von ihm etwa berufenen Gonfultativcomites. eine berathende. 

Dieſe Mitglieder werden weder förmlich ernannt, noch mit beftimmten 
Titeln bekleidet, ſondern lediglich von dem Kreisvorftande zu berathender Theil- 
nahme an den Gefchäften der Kreisarmenpflege eingeladen. | 

Die einzelnen Mitglieder verfammeln ſich auf Einladung des General: 
commifjärs umter feinem Vorſitze oder unter dem Präfidio der etwa von. ihm 
bezeichneten Perſonen. 
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Wirkungskreis, Gejchäftsform des Gomites richten ſich Lediglich nach der 
von dem Generalcommiljär für zweckmaͤßig erachteten Inftruction. — 

Die Function der Mitglieder des Gonfultativcomites erliſcht für jedes 
einzelne Mitglied, jobald der Generalcommifjär die Einladung zu * Be⸗ 
rathungen nicht ferner fortſetzt. 


Titel V. 
Tranfitorifche Beflimmungen. 


$. 62. 
Alsbaldige Bildung reſp. Vervolljtändigung der Localarmenpflegen. 

Die bisher unter dem Namen Almojenpflege, Wohlthätigkeitsbureau, 
Wohlthätigfeitscommiffion ꝛc. 2c. beftandenen Rocalarmenpflegen find unverzüglich 
nach Kundgabe gegenwärtiger Inſtruction gemäß den Beftimmungen der 88. 5 
bis 11 zu vervolljtändigen und denfelben in ihrem Perſonalbeſtand anzupaſſen. 

Wo feine derartige Pflegbehörde beiteht, find die. Armenpflegichaftsräthe 
ungefänmt dieſen Beſtimmungen entjprechend zu bilden. 


$. 63. 
Vorlage eines namentlichen Ausweiſes über das wirkliche Beſtehen jämmtlicher Local: 
und Armenpflegihaftsräthe, 

Der namentliche Beitand der Armenpflegjchaftsräthe in jämmtlichen 
Gemeinden des Nheinkreifes muß jpäteftens zwei Monate nad) Publication dieſer 
Snftruction zu den Acten des Königl. Staatsminifteriumd des Innern ge 
bracht fein, 


Yerein 


für fittliche Beſſerung verwahrloster armer Kinder und entlaffener 
jugendlicher Sträflinge. 


Im Jahre 1842 Hat ſich in der Pfalz ein Verein fin fittliche Befferung 
verwahrloster armer Kinder und entlafjener jugendlicher Sträflinge gebildet. 

Die Förderung der Zwecke dieſes Vereined wurde ben Geiftlichen der 
vereinigten Kirchen durch Die beiden &.-E. vom 6. uni 1846 und 24, * 
1852 zur beſondern Pflicht gemacht. 
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Es werben daher nachftehend die Statuten dieſes Vereines, ſowie Die 
darauf bezügliche Regierungs-Entſchließung vom 23, Auguft 1842 mit dem 
Bemerken abgedrudt, daß, da die beiden Rettungshänfer. zu: Haßloch amd 
Rodenhaufen mitunter denſelben Zwed, wie dieſer Verein, zu erftreben ſuchen, 
folche Kinder auch zur Aufnahme in den legten empfohlen werben fönnen: 


Bur Bewirfung der fittlichen Befferung verwahrloster armer Kinder und 
entlafjener jugendlicher Sträflinge hat fi für die Pfalz ein Verein gebildet, 
deſſen Statuten, nachdem fie die allerhöchfte Genehmigung Seiner Majeftät 
des Königs erhalten haben, nachftehend zur allgemeinen Kunde gebracht werben, 

Die Königl. Landeommiffariate und Polizeicommifjäre, fowie die Bürger: 

meifterämter find beauftragt, Die Beſtrebungen des Vereins in jeder Weife zu 
fördern, und es drüdt die Königl. Regierung hiebei das Vertrauen aus, daß 
nicht nur die Geiftlichkeit beider Confeſſionen, ſondern Auch jeder Menfchenfreund 
fich aufgefordert fühlen werde, einem Vereine die vollfte Theilnahme zuzuwenden, 
welcher e3 fich zur Aufgabe gemacht hat, unglüdliche Verirrte, die nicht innere 
Verderbtheit, jondern Verwahrlojung oder jchlechte Erziehung auf Abwege führte, 
noch zur rechten Zeit für die Gefellihaft wieder zu gewinnen, arme Kinder aber 
fo viel möglich vor den Gefahren zu ſchützen, welchen fie fonft wegen Mangel 
an Aufficht und gutem Beiſpiele nur zu frühe ausgeſetzt find. 
Der Verein, indem er dieſes Ziel verfolgt, wird zur Verminderung der 
Berbrechen dereinft wefentlich beitragen, und, außer dem Danfe der durch ihn 
Geretteten, wird ihn noch Das DVerbienft lohnen, mancher Uebertretung bes 
Geſetzes, manchem Angriffe auf die Sicherheit der Perjonen und des Eigenthums 
durch fein zeitgemäßes Wirken vorgebeugt zu haben, 


Statuten des Pfälzer Vereins 


zur fittlichen Beſſerung verwahrloster armer Kinder und entlafjener 
juugendlicher Sträflinge. 





1. Abſchnitt. 
Allgemeine Beitimmungen, 


$. 1. 


Der Zwed des Vereins ift fittliche Beſſerung verwahrloster armer Kinder 
und entlafjener jugendlicher Sträflinge. 


$ 2. 
Fürforge für fittlichereligiöfe Erziehung, für Glementar- und Gewerbe: 
Unterricht, für Arbeitsgelegenheit und Unterbringung bei vechtichaffenen Pfleg- 
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eltern, Meiftern und Dienftherrfchaften und ftete Aufjicht auf das fittliche Be— 
tragen und auf den Fleiß und. die Arbeitfamfeit der in Obhut genommenen 
jugendlichen Perſonen find im Allgemeinen die Mittel, durch welche der Verein 
ſeine Zwecke zu erreichen ſich bemühen wird. 


$. 3. 


Arme, dem Sittenverderbnifje exponirte Kinder, für deren Erziehung aus 
dem Kreisfond für Findel und verlaffene Kinder (feiner Beitimmung nach) fein 
Anfprudy gemacht werden kann, werden von der Epode ihrer Empfänglichfeit 
für fittlichereligiöfen Unterricht, jugendliche Sträflinge aber vom Tage ihrer 
Entlafjung aus den Gefängniffen von dem Vereine in Obhut genommen und 
darin jo lange erhalten, bis man von ihrer Beharrlichfeit im Guten überzeugt 
jein wird, oder bis fie ſich auf einen redlichen Erwerbszweig häuslich nieber- 
gelafjen haben, in der Regel jedoch nie länger, als bis zur Erreichung ihrer 
Volljährigkeit. 


g. 4. 


| Mitglied des Vereins ift Geber, der fich verpflichtet, (bis zum Widerruf) 
einen jährlidyen Beitrag von zwei Gulden zu Beförberung der Vereinszwecke zu 
‚bezahlen, | 


Der Widerruf muß vier Monate vor Ablauf des Kalenderjahres geſchehen. 
8.5. 


Der Verein nimmt alle außerordentlichen Beiträge, Geſchenke und Ber: 
mächtnifje, welche ihm gemacht werden, mit Dankbarkeit an, 


$. 6. 
Der Verein bedient fich bei feiner (ausſchließlich nur Vereinsgegenſtaͤnde 
betreffenden) Correſpondenz eines Siegels, auf welchem ſich ein mit Strahlen 


umgebenes Auge als Sinnbild der Vorſehung befindet mit der Umſchrift: 
„Der Pfälzer Verein für Sittenverbesserung.* 


2. Ab ſchnitt. 
Abtheilung des Vereins in Sectionen. 


§. 7T. 


Der Verein theilt ſich in Sectionen. 
Die Vereinsmitglieder, welche in einem Gerichtsbezirke wohnen, bilden 
‚eine Section: 
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General:Berfammlungen. 


$. 8. 

Jede Section hält am 1. October jeden Jahres eine Generalverfammlung, 
in welcher die Organe des Vereind oder der betreffenden Section gewählt, der 
Dperationsplan und das Budget für das künftige Jahr, fowie die Rechnung 
bed vergangenen geprüft, und überhaupt alle in Antrag gebrachten, fowohl 
das allgemeine Intereſſe des Vereins, ald der betreffenden Section berührenden 
Gegenftände der Berathung und Beichlußfaffung unterftellt werden. 

Jeder Sections -» Generalverfammlung wird, allerhöchfter Beſtimmung 
gemäß, ein von der Königl. Regierung bezeichneter, am Orte wohnender Königl. 
Beamter ald Commiſſär beimohnen. 


$. 9. 


In diefer DVerjammlung hat jedes erjchienene Mitglied eine Stimme. 
Bei Gleichheit der Stimmen wird diejenige Meinung zum Bejchluffe erhoben, 
welcher der Vorſtand des Ausſchuſſes beigetreten ift. 


4. Abſchnitt. 
Repräjentation des Bereins durch Ausſchüſſe. 


$. 10, 


Jede Section wird durch einen Ausſchuß repräfentirt, welcher feinen Sig 
im Sauptorte des Gerichtsbezirks hat. 


§. 11. 

Der Ausschuß des Gerichtsbezirkes Frankenthal, welcher feinen Sig in 
ber Kreishauptftant Speyer hat, bejorgt zugleich nebſt den Geſchäften ber 
Sectionsausſchüſſe überhaupt, unter der Benennung „Central-Ausſchuß“ 
Alles, was die allgemeinen Intereſſen des Vereind berührt, insbejondere in 
denjenigen Fällen, in welchen der Verein in Gejchäftsberührung mit der Königl. 
Fereisregierung fommt. 


5. Abſchnitt. 
Bildung der Ausſchüſſe. 


$. 12. 


Die Sectiong-Ausfhüfje beftehen aus gewöhnlichen und außerorbentlichen 
Vereinsmitgliedern. Sie werben jedes Jahr von den Bezirks ei 


Handbuch der Verfaffung und Verwaltung ber prot.«ed, Kirche ber Pfalz 
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lungen ($. 9) gewählt. Die Austretenden Fönnen immer wieder gewählt 
werben, 

Jeder Sections: Ausschuß befteht mindeftens aus 5, der Central-Ausſchuß 
aber aus 7 ordentlichen Mitgliedern. Diefe wählen jedes Jahr aus ihrer 
Mitte einen Vorftand und einen Secretär und ein Wereindmitglied außerhalb 


berjelben zum Gajfier, 
Für Verhinderungsfälle wird zu gleicher Zeit ebenfo ein zweiter Vorftand 
und zweiter Secretär gewählt. 


$. 13. 


Zur Gültigkeit der in den Sections-Ausſchüſſen zu fallenden Bejchlüffe 
müffen wenigſtens drei, und zu jener der in dem Gentral-Ausjchuffe über 
Gegenjtände von allgemeinem Intereſſe für den ganzen Verein zu fallenden 
- Bejchlüffe mindeftens fünf Ausjchußmitglieder in den Sitzungen anweſend fein. 
Bei Gleichheit der Stimmen gilt das im 8. 9 hier oben aufgejtellte Princip. 

Die Ausfertigung der Beichlüffe wird von dem Vorftande und von dem 
Secretär unterzeichnet. 


6. Abſchnitt. 
Wirkungskreis der Organe des Vereins. 


$. 14. 


Die Vorſtände der Sections-Ausjchüffe haben ebenfo, wie in den Aus— 
Ihüffen auch in den Sections-Generalverfammlungen den Borfig, und leiten Den 
Gang der Verhandlungen. 

$. 15. 

Die Secretäre der Sections-Ausſchüſſe führen ebenjo in beiden Fällen 
das Protokoll, verwahren die den Verein betreffenden Schriften und Verhand— 
lungen, und bejorgen die Gorrejpondenz der Ausſchüſſe. 

$. 16. 


Die Caſſierer jeßen die ihnen von den Ausſchüſſen eingewiejenen Ein: 
nahmen in Grhebung, beftreiten die von eben dieſen Ausjchüffen auf fie 
angewiejenen Ausgaben, und legen am Ende des Jahres Nechnung darüber ab, 


$. 17. 


Jeder Sections-Ausſchuß übernimmt die ftatutenmäßige Fürſorge für alle 
in feinem Bezirke domicilixte, von dem Vereine in Obhut zu nehmende verwahr- 
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Ioste arme Finder und für die von dem Gentral-Ausfchuffe ihm angezeigt wer- 
denden, demnaͤchſt zu entlafjenden jugendlichen Sträflinge feines Bezirks. 

Zu dem Ende wählt er fich in jeder Gemeinde einen oder mehrere 
achtbare Männer (es feien VBereinsmitglieder oder andere) ald Eorrejpondenten. 


$. 18. 


Die Eorrefpondenten der Ausſchüſſe übernehmen es: 


1. 


— 


diejenigen Fälle zur Anzeige zu bringen, wo die ſtatutenmäßige Fürſorge 
für verwahrloste arme Kinder, für welche auf den Fond für verlaſſene 
Kinder fein Anſpruch gemacht werben kann, nöthig und möglich fein 
dürfte; 


. die Art und Weije, wie von dem Vereine für foldhe Kinder Fürforge 


getroffen werben kann, vorzujchlagen ; 


. gegebenen Falls rechtliche Plegeltern und Lehrmeifter für folche Kinder 


auszumitteln, und, vorbehaltlich der Genehmigung der Ausjchüffe, 
unter den von dieſen feitzufeßenden Bedingungen auf Rechnung des 
Vereins Pfleg: und Lehr:Gontracte abzufchließen ; 


. den jittlichreligiöfen, den Glementar- und Gewerbsunterricht folcher 


Kinder, ſowie die vertragsmäßige Verpflegung und die Erhaltung ihres 
Gejundheitözuftandes zu überwachen; 


. Vorjchläge zu machen, wie und wo ſolche Kinder bei vorgerücktem 


Alter und entlafjene jugendliche Sträflinge nad ihrem Austritte aus 
den Gefängnifjen bei rechtichaffenen Dienftherrichaften und Handwerks: 
meiftern, mit oder ohne Zuſchuß von Seite des Vereins, in Arbeit 
untergebracht werben Fönnen; 


, bie Gelder, welche jugendliche Sträflinge ald Arbeitäverdienft von den 


Strafanftalten zu erhalten haben, in Verwahrung zu nehmen und Die- 
jelben, fowie die von dem Vereine bewilligten Unterftügungen nad) den 
Anordnungen der Ausſchüſſe für fie zu verwenden; 


. bie jährlichen Beiträge von den in ihrer nächften Umgebung wohnen- 


den DVereinsmitgliedern zu erheben und vierteljährig an den Gafjier 
ded Sectionsausſchuſſes zu überjenden, und 


‚ von dem Gharafter, von dem fittlihen Betragen und von der Arbeit 


jamkeit der von dem Vereine in Obhut genommenen jugendlichen 
Perjonen dem Ausfchujje von Zeit zu Zeit Nachricht zu geben, 


gm. 


Außer der bereit? im Vorhergehenden berührten haben bie Ausſchuͤſſe 
noch die weitere Verpflichtung: 
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die Zahl der Vereindmitglieder durch Aufmunterung zum Beitritte jo 
viel möglich zu vermehren; 

den Voranfchlag der Einnahmen und Ausgaben für das folgende Jahr 
vorzubereiten, ihn vor Allem dem Gentral-Ausfchuffe zur Abgabe feiner 
Erinnerungen im allgemeinen Intereſſe des Vereins, und dann der 
Bezirfö-Beneralverfammlung zum Abjchluffe vorzulegen, und j 


. dem Gentral-Ausfchuffe Diejenigen Momente der’ Wirfjamfeit in feinem 


Dezirke, welche den Gegenftand des allgemeinen Sahresberichtes bilden, 
anzugeben. 


$. 20. 


Der Gentral:Ausihuß hat folgende Befugniffe und Verpflichtungen: 


1. 


Anträge — im allgemeinen Intereſſe des Vereins in einer Sections- 
Generalverfammlung geftellt, durch Mehrheit der Stimmen zum 
Beichluffe erhoben, und jammt den Motiven an den Gentral-Ausjchuß 
eingefendet — werden von Diefem den übrigen Sectiond-Generalver: 
fammlungen zur gleichmäßigen Beſchlußfaſſung überjendet, die gefaßten 
Beichlüffe ſammt Motiven von Diefen wieder eingefordert, wenn bie 
Mehrheit der Votanten für den Antrag ſpricht, von Demjelben zum 
Bereinsbejchluffe erhoben und das Geeignete zum Vollzuge desſelben 
verfügt. 


. Sn allen unvorhergefehenen und dringenden Fällen von allgemeinem 


Intereſſe handelt der Central-Ausſchuß im Namen des ganzen Vereins, 
gibt aber den Sections-Ausſchüſſen aldbald Nachricht von den getroffenen 
Verfügungen. 


. Er überwacht im Allgemeinen das Einfommen des Vereins und Die 


ftatutenmäßige Verwendung desjelben, verfügt über die für allgemeine 
Vereinszwecke bejtimmt werdenden Fonds, und bringt die Einnahmen 
und Ausgaben aller Sections-Ausſchüſſe in eine Haupt-Zuſammen— 
ftellung. 


. Gr erhebt von fämmtlichen Sections-Ausſchüſſen Die Angaben über die 


Refultate ihrer Wirijamkeit feit der legten Generalverfammlung, und 
entwirft Darüber einen Hauptbericht, weldyen er mit der Haupt— 
Bufammenftellung jämmtlicher Einnahmen und Ausgaben und mit dem 
Namensverzeichnifje ſämmtlicher Vereinsmitglieder, Gorrefpondenten 
und Wohlthäter des. Vereins, der Königl. Kreisregierung und 
jämmtlichen Vereindmitgliedern mittheilt und überhaupt geeignet ver— 
Öffentlicht. Endlich, 


. ſucht ſich der Central-Ausſchuß rechtzeitige erjchöpfende Auskunft über 


alle Berhältniffe der im Laufe des nächjten Quartals eslaffen werben- 
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den jugendlichen Sträflinge zu verfehaffen, welche durch ihr Betragen 
während der Sirafzeit an Tag gelegt haben, daß fie für fittliche 
Befjerung noch empfänglich und Demnach der Fürforge ded Vereins 
würdig find; er trifft Die geeignete Einleitung, Daß dem zu entlaffenden 
jugendlichen Sträflinge von dem Arbeitsverdienfte, den er allenfalls 
von der Strafanftalt zu gut hat, nicht mehr auf die Hand gegeben 
wird, ald er zur Neije an feinen Beftimmungsort nöthig hat, und daß 
der Ueberfchuß dem Vereine zur zwedmäßigen Verwendung für den 
Sträfling übergeben wird. 
Bon allem diefem ſetzt der Central-Ausſchuß den Sections-Ausfhuß in 
Kenntniß, in deſſen Bezirk der zu entlaffende Steäfling jein Domicil hat, damit 
von jenem die ftatutenmäßige Fürforge für dieſen übernommen wird. 


7. Abſchnitt. 


Einkommen des Vereins und bejjen Verwendung. 
§. 21, 


Die Beicäge aller Mitglieder des Vereins und Die Gaben von Wohl: 
thätern desjelben bilden, zur Erhaltung der Einheit, ein Ganzes — das Ber: 
mögen des Vereins, 


$. 2. 


Die Sections-Ausichüffe haben bei Entwerfung ihrer Voranjchläge nur 
2/stel aller aus ihrem Bezirke eingehenden Beiträge und Gaben unter den Ein- 
nahmen zu begreifen, 

Der Ueberreſt wird refervirt für die allgemeinen Ausgaben des Vereins 
und für Zujchüffe, welche denjenigen Bezirken Hinzuweifen find, deren ftatuten- 
mäßige Ausgaben die %,tel ihrer ſämmtlichen Einnahmen überfteigen. 


$. 23. 


Die beim Abfchluffe der Jahresrechnungen der Sections-Ausſchüſſe fich 
ergebenden Ueberjchüffe oder Grübrigungen werden nicht in die Voranjchläge 
mit aufgenommen, ſondern find als Beitandtheile des Fonds für Zufchüffe zu . 
behandeln. 


$. 24. 


Der Gentral-Ausfchuß veriheit, nad) Vorabzug feiner im allgemeinen 
Intereſſe zu nehmenden Ausgaben, den Fond für Zuſchüſſe nach Maßgabe des 
Deficits, welches fi in den (nad) $. 19, u 2) ihm vorgelegt werdenden 
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Voranfchlägen befindet, und ftellt die, einzelne Sectionen treffenden Raten 
ſogleich in die betreffenden Voranfchläge ein. 


$. 25. 


Die Sections:Generalverfammlungen haben hienach die Ausgaben fürs 
folgende Jahr genau nad ihren Ginnahmen (unter weldyen die Zufchüfle zu 
begreifen find) zu bemeljen, für unvorherzujehende Fälle einen binreichenden 
Gredit in den Voranfchlägen zu eröffnen, und überhaupt dafür zu forgen, daß 
die Ausgaben des betreffenden jahres die Einnahmen vdesjelben niemalen 
überjteigen. “ 


$. 26. 


Die Ausſchüſſe dürfen bei ihren Anmeifungen auf die Sectionsfaffen die 
ihnen in dem Boranfchlage eröffneten Gredite nie überfchreiten, und die Sections: 
Gaffiere dürfen auf Anweifungen, durch welche die Credite überjchritten werden, 
feine Zahlungen leiften, 


$. 27. 


Ueber die im allgemeinen Intereſſe des Vereind zu machenden Ausgaben 
wird von dem Gentral-Ausfchufje ein Voranjchlag gemacht und den Sections: 
Ausſchüſſen mitgetheilt; wenn in Zeit von 14 Tagen feine Erinnerungen dagegen 
erhoben werden, jo vertheilt der Central-Ausſchuß den Betrag diejer Ausgaben 
unter die vier Bezirke nah Maaßgabe der Vereinsmitglieder, welche jeder 
Bezirk zählt. 

Grhobene Erinnerungen werden in der im $. 20, „12 1, vorgejchriebenen 
Form erledigt. 

Der jeden Bezirk treffende Betrag der Ausgaben für allgemeine Ver- 
einszwede wird von den Sectiond-Gaffierern an jenen des Central-Ausſchuſſes 
überjendet. 


$. 28. 


Sämmtliche Ausjchußmitglieder und Gorrefpondenten Des Vereins ver: 
richten ihre Functionen (als einen Dienft, den fie der Humanität leiften) unent- 
geltlih. — Es können daher nur baare Auslagen für Bureaubedürfniffe, für 
Gopialien von Rechnungen, Berichten und fonftigen Schriften und für Galcul- 
Revifionen von Rechnungen und dergleichen — in Ausgabe verrechnet 
werben. 
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8. Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
$. 29. 


Abänderungen der Statuten und Zufäge zu denfelben können nur Durch 
gemeinjchaftliches Zufammenwirken jämmtlicher Sectiong-Generalverfammlungen, 
und zwar in ber im $. 20, 2 1, beitimmten Weiſe, bejchloffen werben. 

Beichlüffe der Art können jedoch nur durch eine Mehrheit von %,tel der 
in der Sectiond= Generalverjammlung anwejenden Mitglieder gefaßt werben, 
nachdem vorher alle Bereindmitglieder des Bezirks durch eine Aufforderung mit 
Angabe des Betceffs berufen worden find, und nur wenn die Mehrheit der 
Beichlüffe der Sectiong-®eneralverfammlungen für den Antrag auf Abänderung 
der Statuten und Zufäße zu denfelben fpricht, — bat der Gentral-Ausfchuß Die 
felben zum Bereinsbefchluffe zu erheben, denjelben, nach vorgängiger Einholung 
der allerhöchiten Genehmigung, den Statuten einzuverleiben, die fo modificirten 
Statuten den jämmtlichen Vereinsmitgliedern, wie auch den betreffenden Königl. 
Behörden mitzutheilen, geeigneten Falles Diefelben durch den Drud zu veröffent: 
lichen, und für den Vollzug derjelben die geeigneten Verfügungen zu treffen. 

Wenn die Bejchlüffe von zwei Sectiond-Generalverfammlungen für, und 
von zwei andern gegen den Antrag find, jo werden die Stimmen aller in den 
vier Gectiond = Öeneralverfammlungen anwejend geivejenen Bereindmitglieder 
gezählt, und nur wenn drei Viertheile aller Stimmenden für den Antrag 
waren, wird derjelbe auf Die angegebene Weiſe zum Beichluffe des Vereins 
erhoben. 


$. 30. 
Bei Auflöfung des Vereines, wenn dieſelbe früher oder fpäter erfolgen 


jollte, fällt das ganze Activ-Vermögen ded Vereins dem Kreisfond fir Findel- 
und verlaffene Kinder anheim. 


nn m 


St. Johannis - Verein. 





1. Wegen dieſes Vereines ift unterm 2. Februar 1854 nachfolgende 
6.6. ergangen: 
„Unter dem erlauchteften PBrotectorate Ihrer Majeftäten des 
Königs und der Königin ift jüngſt der St. Johannis-Verein für freiwillige 
Armenpflege errichtet worden. 
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Aus den nachftehend im Abdruck folgenden Grundbeftimmungen des St. 
Kohannis-Vereind werden die Königl. Decanate und Pfarrämter erjehen, daß 
Seine Majeftät der König, geleitet von tiefer Ginficht in die Nothftände 
unferer Zeit, infofern fie mit der zunehmenden Armuth zufammenhängen, und 
von dem das Iandesväterliche, für die Wohlfahrt aller Unterthanen ſtets bejorgte 
Herz bejeelenden Wunfche, der inneren und äußeren Noth der Armen Fräftig 
abzuhelfen, den St. Johannis-Verein zu errichten geruht haben. Der aller: 
durchlauchtigfte Vrotector hat bei Gröffnung der erſten Verfammlung der 
Gapiteldmitglieder ded8 St. Johannis-Vereins folgende, die erhabenen Abfichten 
und die Iandesväterliche Huld des Monarchen in ergreifender Weife ausdrüdende 
Worte geiprochen: 


„Glücklich würde ich mich schützen, geläuge es unserm gemeinschaftlichen 
Bemühen, es dahin zu bringen, dass in Bayern sich Niemand fünde, der nicht sein 
genügendes Auskommen hätte. — Bas Glück des Bulkes ist das seines Fürsten, 
eines 50 freflichen Bolkes, wie das usrige. Ich zühle anf Ihre krüftige Mit- 
wirkung; der Segen des Herrn wird nicht ansbleihen.“ 


Die erhabene Aufgabe des Vereind wird nur dann in dem rechten Um— 
fange gelöst werben, wenn Alle, Die Beruf dazu haben, zufammenwirfen, um 
das Gedeihen desjelben nad, Kräften zu fördern. Kein Stand Hat aber mehr 
Beruf dazu, den Zweden hriftlicher Wohlthätigkeit zu dienen, ald der Stand 
der Geiftlichen. Die diesjeitige Geiftlichfeit hat es ſchon oft bewiefen, daß fie 
diefe wichtige Seite ‘ihrer amtlichen Thätigfeit wohl zu würdigen und ihre darauf 
fich beziehenden Dbliegenheiten treu zu erfüllen weiß. Sie wirb auch bei der. 
durch die landesväterliche Fürforge für die Armen ihr jeßt dargebotenen Gelegen- 
heit gewiß nicht zurücdbleiben und mit freudigem Eifer. für das Gedeihen des 
St. Johannis-Vereins Hand in Hand mit den weltlichen Behörden, welche dem- 
nächft zur Gründung von Bweigvereinen in Verbindung mit ber @eiftlichfeit 
jchreiten werden, zu wirken bemüht fein. Der Gott der Gnade und bes 
Erbarmens wolle allen Freunden der Armen gnädig fein und das Werk ihrer 
Hände fördern !“ 


2. Sabungen dieſes Vereines: 


Seine Mafeftät der König, durchdrungen von der Weberzengung, 
daß es eine der wichtigften Aufgaben unferer Zeit fei, der zunehmenden Armuth 
und Roth, wo ſolche im Königreiche hervortritt, mit hülfreicher That entgegen 
zu wirken, und vor Allem einem Fünftigen Proletariate vorzubeugen, ſowie die 
oft fehr zerfplitterten Kräfte der Privat-Wohlthätigkeit zufammenzufaffen und 
auf dieſem von Nächftenliebe und innerem Berufe angebahnten Wege heil— 
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bringend in die Armenzuftände einzugreifen, — haben befchlofien, unter dem 
erlaudtejten PBrotectorate Ihrer Majeftäten des Königs und 
ber Königin einen Genicalverein des Königreichs für wohlthätige Zwecke, 
welcher den Namen: 

„St. Sjohannis » Verein‘ 


führen fol, nach folgenden Grundbeftimmungen zu errichten: 


Bwed und Wirffamteit. 


$. 1. Der Zwed des St. Johannis-Vereins befteht in der Begründung 
und Berbreitung einer geregelten freiwilligen Pflege und Vorſorge für die 
Armuth nach deren verjchiedenen Abftufungen, ſowie in Ermittlung von Fonds 
hiefür und deren zwedgemäßer Verwendung; jedoch unbejchadet der — den 
gefeglichen Armenpflegen zufommenden Rechte und Verpflichtungen. 

$. 2. Der St. Johannisverein wird daher mit bereits beftehenden oder 
neu entftehenden Ginzelvereinen für Wohlthätigkeit in Wechjelbeziehung zu treten 
fuchen, ohne jedoch deren felbftftändige Stellung und freie Bewegung in Ent- 
faltung ihrer fegensreichen Früchte nach den Iocalen Bedürfniffen zu bejeitigen 
oder auch nur zu jchwächen. 

$. 3. Der St. Yohannisverein nimmt feinen Mittelpunkt in der Stadt 
Münden und erftredt durch zu bildende Zweigvereine feine Wirkjamfeit über 
alle Theile des Königreichs. 

$. 4. Die Verbindung des Gentrumd mit feinen Verzweigungen, jowie 
mit den fieiwillig beitretenden, für befondere Armenzwede beftehenden Vereinen 
wird hergeftellt: a) Durch periodifche Mittheilungen über den Stand der Armuth 
aus jedem Theile des Königreich an das Gentralorgan; b) durch gegenfeitige 
freiwillige oder von dem Gentralorgane ausgehende befondere Unterftügungen ; 
ec) durch Kundgabe jolcher neuen Einrichtungen und Unternehmungen und durch 
deren Verbreitung von Seite des Gentralorgang, welche dazu dienen fönnen, 
die Urſachen Der Armuth zu entfernen, oder in ihren üblen Folgen zu heben 
oder zu mildern, oder drohender Verarmung vorzubeugen. 

$. 5. Seine Majeftät der König haben aus Allerhöchſt Ihrer Rabinets- 
faffe die Summe von 30,000 # für die Zwecke des Vereins beftimmt, und 
beabfichtigen eine befondere Stiftung daraus zu Bilden. 

8.6. Die Mittel für feine Wirkſamkeit ſchöpft der Verein innerhalb 
feiner allgemeinen Afiociation 1. aus dem Fundationskapitale, innerhalb der 
von dem Allerhöchften Stifter zu beftimmenden Gränzen, 2. aus den Beiträgen 
der Bereinsmitglieder, 3. aus befonderen Liebesfpenden von Wohlthätern und 
Anftalten, 4. aus anfallenden Vermächtniſſen und fonftigen Zuflüffen. 

8.7. Wo ein Zweigverein gegründet ift, wird der in Die Vereinskaſſe 
zu zahlende Beitrag feiner Mitglieder durch die bejondern Satzungen biejes 
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Vereins beftimmt, und ift darauf zu fehen, daß der Beitrag nicht zu hoch ange 
jeßt wird, Damit der Beitritt un jo zahlreicher werden Eönne, Jedes einem 
BZweigvereine nicht angehörige Vereinsmitglied aber verpflichtet fich zur Ent 
richtung eines an die Kapitelskaſſe im Voraus zu leiftenden jährlichen Minimal- 
Beitrages von 1 A 12 Ir, und empfängt hierüber eine Quittung, welche auf 
die Dauer der bejcheinigten Leiftung zugleich als Legitimation über den. Beitritt 
zu dem St. ohannisvereine dient. Auch können für mwohlthätige Zwede vom 
Bereine veranlaßte oder angenommene Leitungen, ohne Gntrichtung eines Bei- 
trages die Mitgliedichaft gewähren. 

$.8 Der St. Johannisverein genießt unter der oberften Aufficht des 
Staated die Rechte öffentlicher Corporationen. 

$. 9. Stiftungen, welche dem St. Johannisbereiu⸗ für einzelne Wohl- 
thätigfeitö oder feine allgemeinen Zwecke anvertraut werden, follen heilig 
gehalten werden. 


DOrganifation, 


$. 10. Un der Spike des St. Kohamnisvereins fteht ein Gentral- 
fapitel, welches von Seiner Majeftät dem Könige zujammengefeßt wird. Das: 
felbe nimmt feinen Sik in Münden und ift zugleich leitendes und jelbft: 
wirfendes Organ. 

$. 11. Als leitendem Organ liegen ihm ob: a) Die Verbindung des 
Gentrums mit den Zweig: und Ginzelvereinen auf dem im $. 4 vorgezeichneten 
Wege aufrecht zu erhalten, die Jahresberichte diefer Vereine über ihre Wirk: 
famkfeit entgegen zu nehmen und die Grgebniffe der Thätigfeit des Geſammt— 
vereind in gedrängter Darlegung an Seine Majeftät den König alljährlich in 
Vorlage zu bringen; b) um deu Kreis der Erfahrungen Durch alljeitige Kenntniß 
der Grfolge in dem Gebiete der Armenvorjorge zu erweitern, mit den Armen: 
Drganen des Auslandes in Verkehr zu treten und auf Diefem Wege ſich fort- 
während von den dort beftehenden wirfjamften Anftalten, jowie von neuen Ein- 
richtungen für wohlthätige Zwede zu unterrichten; c) Vorſchläge über Die zu 
ergreifenden Maßregeln in den beſonders wirfjamen Arten der Wohlthätigkeit 
zu machen und möglichft zu verbreiten; d) die Vermehrung Der Zweigvereine 
und die Erweiterung der. Gentralfonds des Vereins anzuſiceben; e) Diejenigen 
Perſonen Seiner Majeftät dem Könige zu benennen, welche durch Gründung 
von Zweigvereinen und Durch fonftige hervorragende Thätigfeit für die Zwede 
des St. Johannisvereins fich ausgezeichnet haben. 

$. 12. Dem Gentralfapitel als jelbjtwirfendem Organe kommt zu: 
a) die Verwaltung des von Seiner Majeftät dem Könige angewiefenen Fun: 
dationskapitals nad) den Beftimmungen des allerhöchſten Stifter, und der 
anfallenden Fondsvermehrungen,; b) die Einhebung der Renten hievon, jowie 
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der Beiträge derjenigen VBereinsmitglieder, welche dieſelben nach $. 7, Abj. 2, 
in bie Gapitelöfaffe entrichten, dann die. Verwaltung der diefer Kaſſe zufließenden 
Geſchenke und Liebesipenden von MWohlthätern und Anftalten, die Kafjeführung 
und öffentliche Nechnungsablage hierüber; c) die zwedgemäße Verwendung Der 
Bereindeinkünfte insbejondere dur Gewährung tbätiger Aushülfe und bejonderer 
Unterftügung an Yweigvereine, wo dieſe Noth thut, inſoweit Die Mittel hiezu 
in der Gentralfafje gegeben find. 

8. 13. Jedem Bmeigvereine ift geftattet: 1. im Ginflange mit gegen- 
wärtigen Grundbeſtimmungen nah Maßgabe der örtlichen Werhältniffe und 
Benürfniffe Satungen feftzuftellen, 2. ſich innerhalb feiner ſatzungsmäßigen 
Gränzen frei zu bewegen, jein Vermögen anschließend zu verwalten und die 
Einkünfte nach den Iocalen Bedürfniffen zu verwenden, fowie 3. aus feiner 
Mitte Die Vereindorgane zu wählen. 


$. 14. Den Peßteren Liegt ob: 1. die innere Organifation und Peitung 
der Thätigfeit des Zweigvereins für die Gejammtheit der Wohlthätigfeitszwede 
in der den örtlichen Verhälmiffen entfprechendften Weife; 2, die Verwaltung 
des befonderen Bereindvermögens, Die DVereinnahmung und Verwendung der 
Vereinseinkünfte für die Armenzwede, die Kaffe: und Nechnungsführung 
hierüber; 3. alljährlich einen Bericht über die Ergebniffe der Vereinsthätigkeit 
an das Gentralfapitel zu erftatten und auch außerdem von Zeit zu Zeit Nach: 
richt von dem Stande der Armuth an dasfelbe gelangen zu laſſen, Damit dieſes 
immer in Senntniß der PVerhältniffe bleibe, welche feine Fürſorge zu um— 
faffen hat. 

$. 15. Im Falle des Bedarfes haben die Aweiqvereine den Rath und 
die Unterftügung des Gentralfapiteld nachzuſuchen. 


$. 16. Eine der wejentlichiten Bedingungen für rechtzeitige und ange 
mefjene Hülfe ift die ftete Kenntniß der vorhandenen Hülfsbedürftigen und der 
Urfachen ihrer Armut oder zunehmenden PVerarmung. Die Vereindorgane 
haben daher für Bildung Fleinerer Pflegbezirke und Aufitellung von Pflegern zu 
forgen, welche ſelbſt, und unterftüßt von andern menfchenfreundlic gefinnten 
Vereinsmitgliedern, die Armen in ihren Wohnungen auffuchen, und durch Den 
perjönlichen Verkehr mit jelben nicht nur die wahren Zuftände und die bemefjen- 
ften Mittel der Linderung oder Bejeitigung der Noth erforfchen, jondern auch 
durch Wort und That moralifchen Einfluß und Beiftand üben, wobei insbe- 
ſondere ſich der thätigiten Mitwirkung der Geiftlichen zu verjichern if, Es 
verjteht fich von jelbft, daß, wo jchon ſolche Einrichtungen von Pflegebezirken 
beitehen, dieſe in ihrer Wirkſamkeit nicht zu ftören, fondern nur in die Organi- 
jation des Gejfammtvereind mit aufzunehmen find und das fördernfte und freund- 
lichite Verhältniß mit ihnen zu unterhalten ift. 
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$. 17. Auch haben die Vereinsorgane mit den öffentlichen Armenpflegen 
in möglichft vertraute Benehmen zu treten, diefen Die gemachten Erfahrungen 
und gewährten Unterftügungen mitzutheilen, und ihre Mitwirkung erforderlichen 
Falles in Anſpruch zu nehmen. 

$. 18. Die Thätigfeit des St. Johannisvereines umfaßt zwar alle 
Zweige und Inſtitute der Privat-Wohlthätigfeit; der bejonderen Sorgfalt und 
Aufmerkjamfeit der Zweigvereine werden jedoch, je nachdem fich hierin örtliche 
Bedürfniffe.kund geben, empfohlen: Hebung und Befeftigung des Familienlebens 
der Armen und Anleitung zu zwedmäßigen wirthichaftlichen Ginrichtungen, — 
Anregung und Pflege des Drdnungsfinnes, der Reinlichkeit, Sparſamkeit der 
Armen im Haufe, — Mitwirfung zur Befeitigung des Bettels, — die Ein- 
richtung von Kofttiichen und Suppenanftalten, von Wärmeftuben und Kleider— 
ipenden, — die Förderung des ordentlichen Schulbefuhs der armen Finder, Die 
Herftellung von Beichäftigungsjchulen für ſolche, von Nettungshäufern für ver- 
wahrloste Kinder, von Yandwirtbfehaftsjchulen für arme Knaben, — Unter- 
bringung von armen Waijen bei gejitteten Familien und der Knaben bei tüchtigen 
Gewerbsmeiltern, — Sleinkinder-Bewahranftalten, Vorforge für Blinde und 
Zaubftumme, — Einrichtung von Armenwohnungen, — Kranfenvereine, — die 
Gründung von Sparladen, Unterftüßungsfaffen für Fabrikarbeiter und Gefellen, 
— Liedke'ſche Sparvereine, Hülfskaffen. 


$. 46. 
Zheilnahme am Landrathe. 


1. Auszug ans dem Landrathsgejeke vom 28. Mai 1852. 


Art. 2. 


Der Landrath wird gebildet: 
d) aus drei Vertretern der wirklichen jelbfi,tändigen Pfarrer. 


Art. 6. 


Die Antheile der Eatholifchen und proteftantifchen Kirche an der Ber: 
tretung im Landrathe (Artikel 2 lit. d.) werden nach dem Bahlenverhältniffe 
ber treffenden Pfarreien durch die Kreisregierung feſtgeſetzt. 

Zum Behufe der Wahl wird der Regierungsbezirk in jo viele Wahl- 
bezirfe eingetheilt, als Landrathsmitglieder von einer Confeſſion zu wählen find. 

An einem geeigneten Orte des Decanates verjammeln ſich die Pfarrer 
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besjelben, um unter Vorfig eines Dur das Loos Gewählten durch abfolute 
Stimmenmehrheit mittelft Wahlzettel aus ihrer Mitte einen Wahlmann 
zu wählen. 

Die Function eines Secretärd verfieht dad jüngite Mitglied der 
Verſammlung. 

Dieſe Wahlmänner wählen ebenfalls durch abſolute Stimmenmehrheit 
und mittelſt Wahlzettel das Mitglied zum Landrath und einen Erſatzmann aus 
der Zahl aller in dem Wahlbezirk wohnenden wirklichen Pfarrer. 

Vorſitzender und Secretär bei dieſer Wahlhandlung — vorher durch 
Wahl oder durch das Loos beſtimmt. 


2. Auszug aus der Inſtruction zu dieſem Geſetze: 


$. 22. 

Da die wirklichen felbftitändigen Pfarrer in dem Sandrathe in berfelben 
Zahl, wie bisher zu vertreten find, jo wird in Der Negel auch der Antheil der 
fatholifchen und protejtantifchen Kirche an diefer Vertretung derfelbe fein, wie 
bisher. Die Kreisregierung hat jowohl diefe Ausfcheidung, als auch die nad) 
Artifel 6 des Geſetzes vollzogene Eintheilung in Die Wahlbezirfe befannt zu 
machen, und zugleich fämmtliche Decanate aufzufordern, zur Wahl der Wahl: 
männer zu jchreiten. 


$. 43. 


Die Decane haben fogleich nach dieſer Aufforderung Ort und Zeit der 
Wahl feftzufeßen und jämmtliche zu dem Decanate gehörige wirkliche felbit« 
ftändige Pfarrer zum perjönlichen Grfcheinen bei der Wahl mit Hinweifung 
darauf, daß die Nichterjcheinenden die Koften zu tragen haben, wenn wegen 
Nichterfcheinens der erforderlichen Zahl Die Wahl vereitelt würde, einzuladen. 


$. 44. 


Bei verfammelten Wählern wird vor Allem der Vorfigende durch das 
2008 beftimmt, und fodann unter deſſen Leitung mit Beiziehung zweier ebenfalls 
durch das Loos zu beftimmender Beifiger Die Wahl des Wahlmanned nach den 
oben $. 26 gegebenen Borjchriften vollzogen, *) 





1) Die Vorfchriften über die Form diefer Wahl find im $, 7—11 enthalten: 
8. 7. 
Die Wahl felbft gefchieht mittel! Wahlzetteln, Zu dieſem Behufe werden die 
mit fortlaufenden Nummern verjehenen Wahlzettel unter die Wähler vertheilt. Jeder 
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8. 45, 

Nach vollendeter Wahl werden die MWahlacten mit einem von dem 
Decanate bergeftellten Verzeichnifie aller zu dem Decanate gehöriger wirklicher 
Jjelbitjtindiger Pfarrer von dem Decane an die Königl, Kreidregierung , Kammer 
des nern, eingefendet. 


$. 46. 


Dieje bejtimmt Zeit und Ort für die Wahl der Abgeordneten, überträgt 
einem biezu geeigneten Decane des Wahlbezirkes die Vorbereitungen hiezu und 
theilt demjelben die Lifte der wirklichen jelbftftändigen Pfarrer des ganzen 
Wahlbezirfes zu dem Ende mit, um ſolche am Tage der Wahl zur Einficht der 
Wähler offen zu legen. 

Gleichzeitig erläßt Diefelbe an jeden Wahlmann die Aufforderung zum 
perfönlichen Erſcheinen bei der Wahl bei Vermeidung des Koftenerfaßes. 


Wähler trägt in jeinen Wahlzettel jo viel Perjonen ein, als Diſtriktsräthe zu wählen 
find, und zwar mit Angabe des Bor: und Zunamens, des Standes und Gewerbes des 
Gewählten; verficht den Wahlzettel mit jeiner Unterjhrift mit Vor: und Zunamen, mit 
Angabe von Stand und Gewerbe, und übergibt den jo ausgefüllten Wahlzettel dem 
Vorſitzenden. 

8§. 8, 

Sobald alle Wahlzettel abgegeben ſind, läßt der Vorſitzende dieſelben durch einen 
der Beiſitzer ableſen, und deren Inhalt in das Protokoll eintragen. Nachdem ſämmtliche 
abgegebene Stimmzettel verleſen und in das Protokoll eingetragen find, wird die Stimm— 
zäblung vorgenommen und das Ergebnib in dem Protofolle bemerft. 

Der Gewählte ift jogleich vorzurufen, und feine Erflärung über die Annahme 
der Wahl dem Brotofolle beizufegen und von ihm unterzeichnen zu. laflen. 

Kann der Gewählte nicht jogleich erſcheinen, jo iſt defien Erflärung noch vor 
Einjendung des Wahlprotofolls zu erholen, 

8. 9. 

Auf nicht wählbare Perfonen gefallene Stimmen werden nicht gezählt. Enthält 
ein Wahlzettel mehr Namen, als Perfonen zu wählen find, fo find die zulegt Genannten 
nicht in Betracht zu nehmen; enthält er dagegen weniger Namen, als erforderlich, jo ift 
er dbesohngeachtet volllommen giltig. Wahlzettel, worin die Namen unlejerlich gejchrieben 
find, oder welche e3 zweifelhaft laſſen, welche Perſonen gemeint feien, find durch Vor— 
rufen des Wählers berichtigen zu laſſen. Erſcheint diefer auf Vorrufen nicht, jo kann 
‚ der Inhalt des Wahlzettels, ſoweit er zweiſelhaft oder unleferlih ift, nicht in Berech— 
nung kommen, 


Das geiftlihe Amt, $. 46. A415 


$. 47. 

Unter Leitung des aufgeftellten Decans — $. 46 — wirb bei ver: 
jammelten Wahlmännern der Vorſitzende und der Secretär entweder durch 
Wahl oder durch das Loos beſtimmt, und hiernächſt unter der Leitung bes in 
vorftehender Weiſe bejtimmten Vorfigenden, welcher zwei Durch das Loos zu 
ermittelnde Beifiger aus der Mitte der Wahlmänner beizuziehen bat, zur Wahl 
jelbft und zwar zuerjt des Abgeordneten und jodann des Erjaßmannes gejchritten, 
wobei die Vorjchriften des $. 26 zur Anwendung kommen. 


$. 48. 


Nach vollgogener Wahl find ſämmtliche Wahlacten von dem Vorfigenden 
mit dem Nachweije, Daß die Gewählten das 30ſte Lebensjahr zurüdgelegt haben, 
alsbald an die Kreisregierung, Kammer des Innern, einzufenden. 


3, NRegierungsverordnung vom 22. Juli 1852 (A.Bl. 1852, S. 409). 


Zufolge $. 42 der Jnuſtruction für Die Wahl der Landräthe bat der bis— 
berige Antheil der fatholifchen und proteftantifchen Kirche an der Vertretung Der 
wirklichen jelbitftändigen Pfarrer im Landrathe der Pfalz fortzubeitehen. 





Sind mehrere Perſonen mit glei vielen Stimmen gewählt, fo entjcheidet zwiſchen 

ihnen das Loos, wer ala gewählt zu betrachten iſt. 
8. 10. 

Damit die Wahl giltig ſei, müflen wenigjtens zwei Drittheile der Wähler abge: 
jiimmt haben. Die Wahlhandlung ijt daher jo lange fortzujegen, bis wenigjtens dieſe 
Zahl erreicht ift. Die Ausgebliebenen find, wenn diejes zur Erfüllung der 2/, noth: 
wendig ift, wiederholt zu laden, und haben die auf die verlängerte Wahl erlaufenen 
Koften zu tragen. 

N 11, 

ALS gewählt find nur Diejenigen zu betrachten, welche die abjolute Stimmen: 
mehrheit der Abftimmenden, alfo mehr als die Hälfte der Stimmen erhalten haben. 
Wenn daher bei der eritmaligen Abftimmung feine abjolute Stimmenmehrheit fich ergibt, 
fo muß die Wahl jo oft erneuert werden, bis die abjolute Stimmenmehrheit erreicht: ift, 

| $. 26. 

Die Wahl der Mitglieder für den Landrath findet zuerjt, und nad diefer die 
Wahl des Erjagmannes in zwei getrennten Wahlhandlungen flatt. 

Ueber das ganze Wahlgejchäft it ein- Brotofoll zu führen, und von dem Wahl: 
commiſſär und den Beifigern zu unterzeichnen, Die MWahlzettel find als Beilagen diejes 
Protofolls zu behandeln, 
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Durch höchſtes Refcript des Königl. Staatsminifteriums des Innern 
vom 19. März 1831 ift feftgefeßt worden, daß abwechjelnd (von Wahlperiode 
zu Wahlperiode) zwei Fatholifche und ein proteftantiicher, jodann ein Fatholifcher 
und zwei proteftantijche Pfarrer in den Landrath zu berufen feien, bei welcher 
Beitimmung es auch für die Zukunft fein Verbleiben hat. 


$. 47. 
Blattern-Impfung. 
41. Auszug aus der Verordnung über die Schußpoden-Impfung vom 1. 
Juli 1816: 
$. 5. 


Bon den Geiftlichen aller Confeſſionen erwartet man mit Recht, daß fie 
es fich beſonders werden angelegen fein lafjen, Die Verbreitung der Schugpoden- 
Impfung auf alle mögliche Art zu befördern, die Dagegen nod) bejtehenden Vor- 
urtheile zu befämpfen, und Die ſich wiberjegenden Hindernifje aus dem Wege 
zu räumen; befonders aber, daß fie an dem Sonntage der Woche, in welcher 
die allgemeine Impfung duch Den Kantonsarzt vorgenommen werben joll, in 
der Predigt ihre Gemeinde zwedmäßig Darauf vorbereiten werden. 


2. Nicht geimpfte Kinder dürfen in die Schulen und öffentliche Lehr: 
anftalten nicht aufgenommen werben. 





Drittes Gapitel. 
Pfarramtliche Geichäftsführung. 


$. 48. 
Geichäftsprotofoll und Behandlung der Generalien. 


1. Bei den Decanaten und Pfarrämtern muß ein genaues Einlaufs— 
oder Gejchäftsprotofoll geführt werden, worin alle an Das Königl. Decanat oder 
Pfarramt gelangenden amtlichen Nefcripte, Schreiben und Berichte Tag für 
Tag pünktlich einzutragen und mit der Nummer des Gejchäftsprotofolles zu 
verjehen find, Die Erledigungen find ebenjo Tag für Tag in der dafür 
beftimmten Kolumne dieſes Protofolles genau vorzumerfen, 

(&.:E. vom 6. September 1824 und 16. Auguft 1837.) 

Die Beilage I. (fiehe am Schluffe) zeigt ein exemplifizirtes Formular 
eines ſolchen Geſchaͤfts-⸗Protokolles. 
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2. Die von dem Königl. Gonfiftorium erlaffenen Generalien mußten 
früher in ein bejonderes Reſcriptenbuch eingetragen werden, welches jpäter 
abgeichafft worden ift. 

Dieſe Generalien find daher wie jeder andere Einlauf zu behandeln, 
und nachdem jie in das Gejchäftsprotofoll eingetragen find, und deren etwa 
erforderlihe Grledigung ftattgefunden hat, dem betreffenden Fascikel in der 
Pfarr-Regiftratur einzuverleiben. 

Die Drudfoften diefer Generalien find nach einer durch das Rönigl. 
. Konfiftorium vorzunehmenden Repartition derjelben unter fämmtliche Pfarreien 
der Regiekaſſe diefer Stelle aus dem Kirchenvermögen wieder zu erjegen. 

(M.-E. vom 12. Auguft 1851 und 16. Auguſt 1854.) 

3. Wegen Erhaltung der Gejchäftsordnung bei erledigten Pfarreien 
bat das Königl. Gonfijtorium unterm 3. Auguft 1836 folgende Entjchließung 
erlaſſen: 

„Man hat in Erfahrung gebracht, daß bei Erledigung der Pfarreien, ſo 
lange fie die Diöceſanen verſehen, nicht immer die gehörige Sorge ftattfinde, 
damit die während der Vacanz ausgehenden Generalien oder die betreffende 
Pfarrei bejonderd berührenden Erlaſſe für die erledigte Pfarrftelle gebührend 
aufbewahrt werden. Da nun wegen der jo entftehenden Lüde in den Pfarr: 
acten nicht nur der neu ernannte Pfarrer leicht in große Verlegenheit gerathen, 
jondern auch der Pfarrei jelbft mancherlei Nachtheile zugehen können, jo werden 
jämmtliche Decanate hiemit angewiefen, den angedeuteten Mifftand, wo er bis 
jeßt ſtattgefunden bat, für Die Zukunft zu befeitigen, und auch in dem hervor— 
gehobenen Falle für die Regiſtraturen der erledigten — die pflichtmäßige 
Sorge zu tragen. 


— ———— nn 


$. 49, 
Form der Berichte, 


Die Berichte der Königl. Decanate und Pfarrämter find genau nad) 
Vorſchrift der M.-E. vom %, Juni 1833 (Döllinger XVII, ©. 95) 
einzurichten. | 

Sie find halbbrüchig zu fchreiben. 

Links wird gejeßt: 

a) die Gejhäftsnummer, 

b) Namen der berichtenden Behörde, 

ce) Nummer des veranlafjenden Neferiptes oder Erlaffes der Stelle und 
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Behörde, an welche berichtet wird, oder Angabe, daß ex officio 
berichtet werbe, 
d) Betreff. 
Unter dem Betreffe ift die Zahl und Beichaffenheit der Beilagen und 
der beigefügten Akten anzuführen, wie folgt: 
„mit Beilagen 12 1 bis 4, dann 
„mit 1 Fascikel Decanatd- (oder nad Umftänden pfarramtlichen) 
Akten und 2 Fascikeln Gonfiftorial-Aften. 
Die Beilagen find ftet3 zu abnumeriren, wie folgt: 
„Beilage MB. . . zum Bericht ad . . .“ 

Die Decanatd: oder Pfarramt3-Aften, welche über einen und eben 
denfelben Gegenftand fich ergeben haben und berichtlich vorgelegt werden, müſſen 
nicht nur geheftet, fondern auch gehörig teftirt, rubrizirt, numerirt (die einzelnen 
chronologisch geordneten Aftenjtüde mit fortlaufenden Nummern verjehen) und 
foliirt, dann mit einem vorn angebrachten Wftenverzeichniffe oder Rotulus 
verjehen fein. 

Auf die rechte Seite des Bruches fommt Ort und Datum, Anrede und 
Text des Berichtes felbft. 

Wegen der an das Königl. Gonftftorium zu erftattenden Berichte wird 
noch auf $. 25 des IL Anhangs zur II. BB. (S. 158 oben) aufmerfjam 
gemacht. 

Die Pfarrämter haben fich den Decanaten gegenüber mit ihren amtlichen 
Berichten der Hochachtungsformel zu bedienen. 

(Allerhoͤchſte Entjchließung vom 23. November 1816.) 

Bon allen Berichten müſſen gleichlautende, von dem Berichterftatter 
unterzeichnete Concepte in der Pfarr-Regiftratur aufbewahrt bleiben. 

Die Beilagen Formular IL. und III. (fiehe am Schluffe) find Berichte, 
die ald Mufter dienen können, 


$. 50. 
Poſtportofreiheit. 


Inhaltlich der Verordnung vom 23. Juni 1829 (A-Bl. 1829, ©. 93) 
genießen Die amtlichen Schreiben der Decanate und Pfarrämter in Kirchenſachen 
die PVoftportofreiheit, jedoch nur dann, wenn foldye 

1. mit dem Amts- oder Dienftfiegel gefchloffen, und auf benjelben 

äußerlich 

2. die abjendende Behörde ıc., 
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3. die laufende Gejchäftdnummer und 
4, die en der Sendung ald Negierungsfache unter der einfachen 
Bezeichnung „R. 8.“ mit Beftimmtheit angegeben ift. 

Diefe Boftportofreibeit fann jedoh nur dann Platz greifen, wenn Die 
Sendungen feine Partheifachen betreffen. 

Als Partheifachen find unter Anderen zu behandeln 

a) alle Urlaubsgejuche, 

b) alle Dispensgefuche. 

Die Verhandlungen, welche fich auf die Verwaltung der Pfarr: 
wittwenfafje beziehen, können im Allgemeinen nicht al3 Partheiſache 
betrachtet werben, wohl aber find als Bartheifache zu behandeln 

c) die Geſuche der Schuldner der Pfarrwittwenfaffe um Gejtattung von 
Bahlungsfriften, um Siftirung eingeleiteter Verfolgungen u, ſ. w. 
Die Sendungen müfjen ferner an dad Amt, die Behörde oder Stelle 
abreffirt fein, alfo je nach der Abficht des Abjenders entweder : 
a) an den Vorftand des k. proteſt. Gonfiftoriums, (ohne Bei: 
fügung des Namens des Director), oder 
b) an daß k. proteft. Gonfiftorium, oder 
e) an die proteftantifche Pfarrwittwenfafje der Pfalz (nicht 
an den Rechner), oder 
d) an das k. Decanat, ober 
e) das f. proteft. Pfarramt. 
Wenn im Falle der Nichtbeobachtung dieſer Förmlichkeiten künftig 
Tarirung von Seite der Voftbehörden erfolgt, jo haben die Abjender die Nach— 
erhebung des Porto’ auf ihre Koften fich jelbit zuzuſchreiben. 


$. 51. 


Ausftelung pfarramtliher Zeugniffe und Urkunden. 


1. Bei Ausftellung amtlicher Zeugnifje und Urkunden haben Die Pfarrer 
mit der größten Umficht und Gewifjenhaftigfeit zu verfahren. Das Königl. 
Gonfiftorium hat ihnen durch eine beſondere Entjehliegung vom 17. Juni 1852 
ihre Pflichten in dieſer Beziehung befonders eingefchärft, und namentlich Das 
Vertrauen ausgeſprochen, daß wenn Pfarrer Urkunden, deren Abgabe ihnen 
verordnungsgemäß oder kraft Ermächtigung der Staatsanwälte oder Gerichte 
geftattet ift, aushändigen, jie ermefjen werden, welchen Folgen und Urtheilen 
ein Zeugniß ausgeſetzt fei, das ohne vorausgegangene erjchöpfende Erkundigung 


und Erforichung der Verbältniffe und der Zwecke und Abjichten, um welcher 
27° 


420 Die Kirche. 


willen darum angeſtanden wurde, ausgeftellt ward und welchem die Glaub- 
würdigfeit ermangelte, 

Die Aufgabe des Pfarrers ift hiebei, Die eingezogene Erfundigung auf ihr 
richtiges Maaß zurüdzuführen und ihren Inhalt zu würdigen. 

Bor Ausfertigung eines joldyen Zeugniffes find daher, — ſofern nicht 
der betreffende Pfarrer aus eigener Wahrnehmung genaue Kenntniß von dem, 
was documentirt werden joll, hat — die von der Sachlage oder dem Thatbe- 
ftande unterrichteten Perfonen und zwar nicht bloß die im Presbyterium figenden, 
zu vernehmen, und ift dabei bejonderd auf ſolche das Augenmerk zu richten, 
welche ohne Leidenfchaft und Vorurtheil das Wahre zu erkennen vermögen und 
zu jagen den Willen und den Muth haben. 

Auch auf eine anftändige äußere Form ift bei ſolchen Zeugniſſen zu achten und 
die Decanate haben Zeugnifje, Die etwa nur auf ein Fragment von Papier gefchrieben 
find, mit Anweifung zu richtiger und würdiger Austellung zurüdzugeben. 

In letzter Beziehung ift noch die C.E. vom A. November 1834 zu 
bemerken, die aljo lautet: 

„Zufällig find dem Königl. Conſiſtorium kaum drei Finger breite, unlejer- 
lich gejchriebene Zetteldyen (Papierjchniglein) mit der Unterzeichnung das Königl. 
Bayer. proteftant. Pfarramt zu N. N. in die Hände gekommen, die als pfarr: 
amtliche Ausfertigungen für Gemeindeglieder figuriven, weldye in andern prote 
ftantifchen Kirchengemeinden zur Communion zugelaffen zu werden wünjchen. 
Das gerechte Befremden über dieſe Unförmlichkeit pfarramtlicher Atteſte ift 
namentlich bei proteftantijchen Pfarrern des Auslandes laut geworden, Denen 
dergleichen Bettelchen von Eingewanderten überreicht wurden. Dem Schicklich— 
feitögefühle der unfehlbar bei Weiten größten Mehrzahl der diesfeitigen prote- 
ftantifchen Geiftlichfeit glaubt man es jchuldig zu fein, im Namen der Gejammt: 
heit die öffentliche Mißbilligung über denjenigen auszufprechen, welcher durch 
eine ſolche Geringſchätzung der Würde des geiftlichen Amtes, den biesfeitigen 
oder auswärtigen Amtsbrüdern gegenüber, nur zu jehr an den Tag gibt, wie 
wenig er dieſe Würde, Die auch den äußern Anftand nicht aus. den Augen läßt, 
bei fich jelbft zu beachten wife. Möge dieje allen, die Chrwürdigfeit ihres 
Standes fühlenden Geiftlichen gewiß als begründet erjcheinende Rüge fie vor 
der Gefahr ſchützen, durch ähnliche Beifpiele, wie das oben erwähnte, dieſelbe 
je wieder gefränft und verlegt zu jehen.“ 

2. Bezüglich der Austellung von Leumundgzeugniffen in ftrafrechtlichen 
Unterfuhungen und bei Begnadigungsgefuchen beftehen folgende Vorfchriften, 
die die Pfarrämter vorfommenden Falles genau zu beachten haben: 

a) Nachdem die unmittelbare Ausftellung amtlicher Leumundszeugniſſe 
durch die Ortövorftände (Bürgermeifter, Adjunften und Gemeinderäthe) an bie 
Betheiligten, und zwar: 
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a) während der flrafrechtlihen Procedur für den Amel der Ber: 
theidigung, und 
b) nach gefälltem Strafurtheil zur Begründung von Begnadigungsgefuchen, 
zu Folge häufiger, erft neuerlich beftätigten Wahrnehmungen, ſchon in 
mehrfacher Hinficht Nachtheile und Mißbräuche zur Folge gehabt 
haben und häufig den betreffenden Individuen im Sinne ihrer Zwecke, 
Eigenſchaften oder Anftände bezeugt werben, welche fich bei einer 
pflihtmäßigen und gründlichen Unterſuchung als durchaus unbegründet 
nachweiſen; 
ſo werden, um dieſen Mißbräuchen zu begegnen, und um den Zeugniſſen der 
Ortsbehörden den ihnen gebührenden Charakter innerer Glaubwürdigkeit zu 
ſichern, jämmtliche Bürgermeiſter, Adjunkten und Gemeinderäthe in Gemäßheit 
einer Miniſterial-Entſchließung vom 27, Oct. 1834 hiemit angewieſen, Leumunds- 
zeugniffe für in Unterſuchung befindliche oder bereits verurtheilte 
Individuen nur auf vorgängige amtliche Aufforderung der betreffenden 
Gerichtöbehörden und zwar verſchloſſen zu Handen der requirirenden Ge: 
richtsbehörden auszuftellen. 


bh) Durch höchſte Minifterial-Entfhliegung vom 28. Mai 1836 ift das 
für die Ortsvorftände beftehende Verbot der unmittelbaren Ausftellung amtlicher 
Zeugnifje für Begnadigungsgefuche, welches im Amts: und ntelligenzblatte von 
1834, pag. 608, fich abgedrudt findet, auch auf die pfarramtlichen Zeugniffe 
anwendbar erflärt worden. Die proteftantifchen Pfarrämter werben daher 
angewiefen, in der Folge Leumundszeugniſſe für in Unterfuchung befindliche oder 
bereit3 verurtheilte Individuen nur auf vorgängige amtliche Aufforderung ber 
betreffenden Gerichtsbehörden und zwar zu Handen der requirirenden Gerichtd- 
behörden auszuftellen. 


e) Obſchon die unmittelbare Ausftellung amtlicher Leumundszeugniffe 
durch die Königl. Pfarrer und Ortövorftände fir in Unterfuchung befindliche 
oder bereit3 verurtheilte Individuen, in Gemäßheit der von dem Königl. Staats- 
minifterium des Innern getroffenen Anordnungen, durch die Regierungsaus- 
jchreibung vom 12. November 1834, Amtsblatt pag. 608, und vom 29. Junius 
1836, Amtsblatt pag. 383, mit dem Anhange unterjagt worden ift, daß Die zu 
diefem Behufe erforderlichen Zeugniffe nur auf vorgängige amtliche Aufforderung 
der betreffenden Gerichtöbehörden, und zwar verjchloffen zu Handen der Letztern 
auszuftellen feien, daß ferner in den für einen andern Zweck ausgeftellten Beug- 
nifjen, zu Verhütung jedes Mißbrauches, der angebliche Zwed des Zeugniſſes 
jedesmal genau zu bezeichnen ſei; — fo find doch feither Häufig Zeugniſſe bei 
den Gerichten zur Vorlage gekommen, welche, dieſen Beitimmungen entgegen, 
von einzelnen Behörden ausgefertigt wurden. 
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Zur Befeitigung der hiedurch fich ergebenden zahlreichen Mißbräuche 
fieht ſich die Königl. Regierung veranlaßt, die vorftehenden Beftimmungen 
zur genaueften Darnachachtung den betreffenden Behörden in Grinnerung 
zu bringen. 


3. Die Pfarrer follen Feine Bettelbriefe ausftellen. 
6.:&. vom 3. Mai 1851: 

Die Königl. Regierung der Pfalz bat dem Königl. Conſiſtorium die Mit- 
theilung gemacht, Daß nach Berichten der Königl. Landeommiffariate die Pfarrer 
fich da und dort erlauben, jogenannte Bettelbriefe auszuftellen. Im Hinblide 
auf den Mißbrauch, der gewöhnlich mit Bettelbriefen getrieben wird, und auf 
die nachtheiligen Folgen, welche dadurch herbeigeführt werden, daß Subjecte, 
welche Schreiben in Händen haben, aufgemuntert durch einen mehr oder weniger 
glüclichen Erfolg, fich leicht an den Müßiggang und an das Betteln gewöhnen, 
warnt man die Geiftlichen auf das Nachdrüdlichite vor Ausftellung aller 
Schreiben, welche Die angedeutete demoralifirende Wirkung haben könnten. 
Bugleich aber wird darauf aufmerffam gemacht, daß die Pfarrer, ald Mitglieder 
der Armenpflegichaftsräthe, Gelegenheit haben, den wahrhaft Dürftigen Die 
erforderliche Unterftügung aus Rocalmitteln, oder, wenn dieſe nicht zureichen, bei 
den höhern Behörden zu verjchaffen. 


4. Alle pfarramtlichen Urkunden müfjen deutlich, Yeferlich und reinlich 
geſchrieben fein. 

Es muß’ in diefer Hinficht auf die O.-E.-E. vom 18. November 1836 
hingewieſen werben, alfo lautend: 

Miederholter Erinnerungen ungeachtet fahren einzelne Geiftliche und 
Picarien fort, ihre Berichte und fonftigen Eingaben fo flüchtig und undeutlich 
zu fchreiben, daß diefelben faum mit Mühe und vielem BZeitaufwande entziffert 
werden können. Außerdem haben auch die diesjährigen Prüfungsacten wieder 
erjehen Iafjen, wie wenig felbft mandye Ganbidaten bei den an ihre Vorgeſetzten 
gerichteten Gingaben Die geziemende Sorgfalt auf ihre Handſchrift verwenden. 
Abgefehen aber von dem großen Mangel an Orbnungsfinn und Schidlichfeits- 
gefühl, ja zum Theil wohl auch von der Gleichgültigkeit gegen Vorgeſetzte, 
welche ein folches Verfahren zu verrathen feheint, ift mit Grund zu beforgen, 
daß Geiftliche, welche fich nicht ſcheuen, den Firchlichen Obern ſolche vernach- 
laͤſſigte Handfchriften unmittelbar vorzulegen, noch viel weniger Anftand nehmen 
werben, auch Die ihnen anvertrauten Matrifeln und fonftigen Aftenftüde unlejer- 
lich zu fchreiben, und dadurch noch auf fpätere Zeiten hinaus bedeutende Nach— 
theile zu veranlaffen. 

Da nın einem foldhen Uebelftande nicht laͤnger nachgefehen werden darf, 
fondern demfelben vielmehr mit Nachdruck und allem Ernſte begegnet werben 
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muß: jo erhalten die Conſiſtorien 2c. hiemit den Auftrag, nicht bloß im Allge- 
meinen die fämmtlichen Pfarrer und Gandidaten zu ermuntern, threr Handſchrift 
bei allen amtlichen Verhandlungen, und namentlih bei dem Gintragen in die 
Kirchenbücher, die möglichjte Sorgfalt zu widmen, fondern es find zugleich alle 
Aufficht3behörden anzuweifen, theild bei den Vifitationen auf dieſen Gegenftand 
ein jorgfältiged Augenmerk zu richten, theild aber auch jedes mit ſchwer leſer— 
lichen Zügen oder mit offenbarer Nachläſſigkeit niedergefchriebene Aftenftüd dem 
Verfaſſer zur Umfertigung zurüdzuftellen, und im MWieberholungsfalle dasjelbe 
auf Koften des Betheiligten umfchreiben zu laſſen, hauptfächlich aber dahin zu 
wirken, daß nicht durch unzeitige Nachficht bei Kandidaten und jüngern Geift- 
lichen dergleichen übeln Gewohnheiten Vorſchub geleiftet werde. 


$. 32. 
Pfarrbeichreibungen und Jahresberichte. 


1. Ginrihtung und Behandlung der das Kirchenweſen betref- 
fenden allgemeinen Pfarrberidhte. 
(D.-6.:&. vom 14. September 1832.) 


Nach der beftehenden Kirchenverfaſſung ift jedes Pfarramt verpflichtet, 
zu beftimmten Zeiten Bericht über alle Diejenigen Theile des gefammten Kirchen- 
weſens zu erftatten, deren Kenntniß Den vorgejegten Behörden oder Stellen 
nothwendig ift, um die erforderliche Aufficht führen und für das Wohl der 
evangelijchen Kirche und deren Glieder auf geeignete Weife wirfen zu können. 

Theild zur Erreichung dieſes wichtigen Zweckes, theild um den Geiftlichen 
zeitraubende Schreibereien zu erſparen, den Geſchäftsgang zu vereinfachen und 
den Betheiligten die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß auf ihre Berichte und 
Anträge gebührende Nücficht genommen werde, hat man die jämmtlichen ſoge— 
nannten allgemeinen Berichte einer forgfältigen Prüfung unterworfen, und ertheilt 
nach eingeholtem Gutachten der Königl. Gonfiftorien, mit Rüdfichtnahme auf Die 
gejeglich vorgejchriebenen Anordnungen, binfichtlich der Einrichtung, fowie auch 
der Behandlung derjelben nachitehende Entjchließung: 

1. 

Alles, was Gegenjtand der ſogenannten allgemeinen Berichte ift, betrifft 
entweder dad Bleibende oder das MWechjelnde des gefammten Kirchenweſens und 
ift der vorgejegten Behörde künftig nicht mehr, wie bisher, gemifcht und wieder: 
holt in den Sjahresberichten, jondern gefondert in der Pfarrbejchreibung 
und in dem Jahresberichte vorzutragen. 


aaa 
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2. 

a) Die Pfarrbeihreibung (&onfifl.:Orbn. $. 51, ©. 172 oben) 
bat zur Aufgabe, eine umfaffende Darftellung aller bleibenden und 
ftändigen Verhältniffe der einzelnen Parochien zu liefern. 

b) Sie wird von 10 zu 10 Jahren entweder einer Reviſion unterworfen, 
oder neu angefertigt. 

c) Ihre Bearbeitung liegt dem Parochus mit Beiziehung der übriven 
Beiftlihen oder dem Gefammtpfarramte ob, und find die Presbyterien, 
in fo weit ſolches erforderlich, ebenfall3 beizuziehen. Es ift Darauf die 
möglichfte Sorgfalt um fo mehr zu verwenden, als fie zugleich das 
Grundbuch für die Pfarrei bilden, für kommende Zeiten bleibenden 
Merth behalten und befonder® den Nachfolgern im Pfarramte es 
möglich machen fol, den Stand des gefammten Kirchenwejens fogleich 

zu überfehen, ihre Obliegenheiten Daraus zu erfennen und ohne Unter- 
brechung mit Sicherheit an dem angefangenen Werke fortzubauen. 

d) Inhalt und Einrichtung der Pfarrbejchreibung find in dem sub Litt. A. 
beiliegenden Schema näher bezeichnet. 

e) Den Decanen liegt ob, fi) die Auffäße der Pfarrämter zu etwaiger 
Erinnerung vorerft im Goncepte vorlegen zu laffen, und entweder felbft 
die erforderlichen Auffchlüffe zu ertheilen, oder einen wohlerfahrenen 
Geiftlichen ihres Bezirkes zu dieſem Gefchäfte beizuziehen, worauf 
fodann das Gonfiftorium zur gleichheitlichen Bearbeitung des Ganzen 
die geeignete Verfügung treffen wird. 

f) Die aefammte Pfarrbeichreibung ſoll innerhalb Jahresfriſt vollendet 
fein, und es tft auf die Einhaltung dieſes Termind um fo ernftlicher 
zu dringen, als die Materialien zum Theil ſchon bearbeitet vorliegen 
und nur der Ergänzung und  Bufammenftellung bebürfen. Auch 
ericheint e8 zweckmäßig, das Ganze abfchnittweife bearbeiten und in 
fürzern Friften zur Revifion vorlegen zu laffen, damit das Gefchäft 
nicht von einzelnen Geiftlichen zu fpät begonnen, und die Durchſicht 
am Schluffe des Jahres wegen der Menge der ſich häufenden Auffäße 
erſchwert werde. 

£) Das vollendete Pfarrbuch ift in den Amtsregiftraturen aufzubewahren, 
Abfchrift Davon muß aber jeder vorgefegten Behörde und Stelle mit: 
getheilt werden. Bei combinirten Pfarreien ift für jede einzelne der: 
jelben die Beichreibung abgejondert zu liefern, bloße Filiale und 
eingepfarrte Orte aber haben in dem Berichte über den Pfarrort ihre 
Beruͤckſichtigung zu erlangen. 

h) Zur Fertigung der Abfchriften können Schullehrer und Kirchendiener, 
in fo weit diefelben für Firchliche Zwecke mitzuwirken haben, beigezogen 


Das geiitlihe Amt. $. 52. 125 


werden. — Die Belege find abgefondert zu heften, Abſchriften davon 
aber nur da erforderlich, wo die Beichreibung felbft ohne fie unver— 
ftänblich fein würde. 

i) Bei den Kirchenvifitationen ift nicht Bloß nachzufehen, ob die Pfarr: 
bejchreibung vorhanden fei, fondern auch zu umnterfuchen, ob dieſelbe 
durch Beifügung der erforderlichen Notizen über die inzwifchen erfolgten 
Verbefferungen oder Abänderungen des Beftehenden gehörig ergänzt 
und fortgefeßt werde Auch ift Fürforge zu treffen, daß bei vorfom- 
mendem Wechſel der Pfarrer und Pfarrverweſer der austretende 
Geiftlihe das Pfarrbucd feinem Nachfolger gehörig abgeſchloſſen 
übergebe. 

3. 

a) Der Jahresbericht (Conſiſt-Ordn. $. 32 und 68, S. 168 und 
und 174 oben. Edict über die Mittelorgane $. 17, ©. 252 oben. 
Inftr. für die Gen. Dec, $. 18, ©. 179 oben, ift beftimmt, 
die Ergebniffe und eingetretenen Veränderungen in den verjchiedenen 
Zweigen des Kirchenweſens den vorgefekten Behörden und Stellen 
zur Kenntniß zu bringen, Rechenjchaft über die Amtsführung während 
des Zeitraumes von ‚vier Jahren abzulegen, und dasjenige zu bezeichnen, 
was nady dem Dafürhalten der Berichtserftatter entweder überhaupt 
zur Förderung der firchlichen Angelegenheiten der Pfarrei zu geichehen 
bat, oder worauf bei der nächſten Vifitation vorzügliche Rückſicht zu 
nehmen ift. 

b) Er umfaßt den Zeitraum von 4 Jahren ) und ift nach Anleitung Des 
sub Litt. B. beiliegenden Schema von dem Parochus jedes Kirch: 
iprengel3 mit Beiziehung der übrigen Geiftlichen, wenn deren mehrere 
dabei angeftellt find, oder von dem Gefammtpfarramte, fodann des 
Presbyteriums in einfacher Schrift und in gewöhnlicher Berichtsform 
jpäteftend bi8 zum 31. Januar bei dem vorgejeßten Decanate 
einzureichen. 


1) Es ift nicht mehr wie bisher jährlih, fondern nur von vier zu vier Jahren 
(von 1851 anfangend) ausführlich über den Stand des Kirchenweſens in den einzelnen 
Pfarrbezirken zu berichten, dabei die unter dem 14. September 1832 befannt gemachte 
Ordnung ber einzelnen Rubriten beizubehalten und nur des beilern Zujammenhanges 
wegen mit der Angabe deſſen, was gejchehen ift, jogleich dasjenige, mas nad dem Da- 
fürhalten der Geiftlichen zu geſchehen hat, in unmittelbare Verbindung zu bringen. 

In den Jahren, in welchen diejer ausführliche Bericht nicht eritattet wird, hat 
jeder Parochus in Gemeinſchaft mit den ſonſt bei der Pfarrei angeftellten Geijtlihen bem 
ihm vorgejegten Decanate gan; kur; die im Laufe des vorausgegangenen Jahres ftatt: 
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c) Diejes ift verpflichtet, Darauf noch vor dem Schluffe des Iften Jahres— 
Duartals den erforderlichen Bejcheid zu ertheilen, das Ginzelne, foweit 
e3 gejchehen Faun, competenzmäßig zu erledigen und am Rande oder 
am Ende des Berichtes mit wenigen Worten beizufchreiben, wann und 
in welcher Weife dieſe Erledigung ftattgefunden hat. 


d) Derjelbe Bericht dient hierauf dem Decane innerhalb des zweiten 
Fahresquartals bei den vorfchriftsmäßig abzuhaltenden Kirchenvifitationen 
als Anhaltspunkt für die nämlichen Berathungen. Was bei diefer 
Gelegenheit weiter erledigt, bejchlofjen oder neu in Antrag gebracht 
worben ift, wird theild wieder ganz furz am Rande und am Schluffe 
bemerft, theils, in fo ferne ed die Unterfchrift der Anweſenden und 
Betheiligten bedarf, in einem kurz gefaßten Anhange oder abgefonderten 
Protokolle aufgenommen und beigelegt werben. 


e) Was fi) aus dem Jahresberichte oder den Viſitationsprotokollen zu 
öffentlicher Mittheilung und Verhandlung eignet, ift im dritten 
Duartale vor die Diöcefanfynode zu bringen, deren Beſchlüſſe, Erläu- 
terungen oder Urtheile gleichfall8 am Rande oder am Schluffe bemerft, 
oder auch in einem befondern Protofolle beigelegt werden. 


f) Hat fi) der Decan auf diefe Weife die erforderliche Kenntniß von dem 
wirklichen Stande des Kirchenweſens in feinem Bezirke verfchafft und 
feiner Obliegenheit gegen die einzelnen Pfarreien genügt, fo ftellt er 
am Schluffe des dritten Jahresquartald die gewonnenen Nefultate in 
einem eigenen Bericht zujammen, fügt demfelben anhangsweife Die 


gefundenen Veränderungen anzuzeigen, dabei die Mafregeln zu bezeichnen, welde jojort 
zu nehmen jein dürften und insbeſondere dasjenige anzugeben, was von Eeiten ber 
höhern Behörde vorzumerken oder bei der Kirchenvifitation zu beachten ij. — Auch dieje 
kurzen Anzeigen find in Berihtsform und in der unter dem 14, Ceptember 1832 vor: 
gezeichneten Ordnung zu verfaffen, bei den Vifitationen und Diöcefanfynoden zu benügen, 
in erforderlicher Weije zu bejcheiden, und jammt den Vifitationsprotocollen dem Synobal: 
berichte beizulegen, damit darauf, jo weit es nöthig ift, durch das Conſiſtorium verfügt 
werden kann. (O.C.E. v. 20, Oct. 1848.) 

Dieje ausführlihen Jahresberichte haben die Königl. Decanate am Anfange des 
Monats October mit den PVifitationsprotofollen und den Decanatäberihten dem Königl. 
Conſiſtorium vorzulegen. 
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einzelnen Pfarrberichte, Bifitationsprotofolle ımd Synodal-Verhand: 
lungen, in fo weit leßtere bloß Gegenftände der Verwaltung betreffen, 
bei, und erläutert am Rande kurz, aus welchem Grunde die noch nicht 
erledigten Punkte im folgenden Jahr von Neuem aufgenommen werben 
müflen. — Hinfichtlich der Form und Stellung der einzelnen Rubrifen 
in dem Rechenjchaftsberichte des Decanats ift dem für die Pfarreien 
vorgejchriebenen Schema möglichft zu folgen, das Refultat kurz heraus: 
zuheben und die Weberficht für die vorgejegten Stellen auf alle Weije 
zu erleichtern. 


g) Endlich liegt es den Gonfiftorien ob, innerhalb des letzten Quartals 
im Sahre die vorgelegten Berichte und Protofolle einzuſehen, Die 
erforderlihen Entjchließungen darauf zu ertheilen und die Rejultate 
über den Stand des gefammten Kirchenweſens bis zum Gintritte Des 
folgenden Kalenderjahres dem Königl. Staatsminifterium des Innern 
für Kirchen: und Schul-Angelegenheiten nad Vorſchrift (Beil. II. 
zum 2. Anh. der DVerf.-Urk. $. 19) vorzulegen. 


h) Die Spezialberichte und Protokolle kehren nach genommener Einficht 
wieder an die Decanate zurüd, durch welche aud den Geiftlichen 
ſowohl, ald den Gemeinden der fie treffende Beſcheid der vorgefegten 
kirchlichen Stelle eröffnet wird. Die Gonfiftorien aber haben rückſicht— 
li derjenigen Punkte, welche die Staatspolizei in ihrem Verhältniſſe 
zur Kirche berühren, durch Mittheilung von Auszügen oder Durch 
bejondere Anfchreiben mit den Königl. Regierungen in das geeignete 
Benehmen zu treten. 


i) Diejenigen Gegenftände, welche innerhalb des Jahrs nicht erledigt 
werden konnten, find in dem folgenden Berichte von Neuem auf: 
zunehmen, und nöthigenfalls unter der Rubrik „Reſte“ beſonders 
hervorzuheben. 


4. 


Im Allgemeinen wird noch erinnert: 


a) Bei der Bearbeitung jeldft ift jede unnöthige Beimiſchung fremdartiger 
Gegenftände, jede Wiederholung und Weitjchweifigkeit zu vermeiden, 
Dagegen aber auch auf einfache, klare, fachgemäße und getreue Dar- 
ftellung alle Rüdficht zu nehmen. Jedem Berichtserftatter muß freige- 
ftellt bleiben, feine eigene Ueberzeugung in der ihm zufagenden Weife 
auszufprechen In jo ferne aber die Zufammenftellung der Nefultate 
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durch Die vorgefegten Behörden eine gewiffe Einheit der Form noth- 
wendig macht, ift ein willführliches Abweichen von der Ordnung und 
dem Inhalte der einzelnen Rubrifen des zu Grunde liegenden Schemas 
durchaus nicht zu geftatten. 


b) Die vorgefekten Behörden und Stellen find verpflichtet, jeden Bericht, 
welcher durch unleferliche oder nachläſſige Handfchrift, durch vorfchrifts- 
widriges Format oder durch Verlegung des eingeführten Gefchäftsftyles 
entweder Mangel an jchuldiger Achtung oder tadelnswerthe Unfenntnif 
befannter Formen an den Tag leat, zur Umfertigung zurüdzugeben, oder 
die Umfertigung desfelben auf Koften der Betheiligten zu verfügen. 


ec) Nicht minder werden diefe voraejegten Stellen und Behörden für dag 
genaue Einhalten der vorgefchriebenen Einlieferungstermine verantwort- 
lich gemacht, indem der ganze Fortgang des Gefchäftes und die fichere 
Erreichung des beabfichtiaten Zweckes hauptſächlich Davon abhängt, 
daß jeder Einzelne feiner Obliegenbeit innerhalb der ihm Beftimmten 
Friſt nachkomme. Unftatthafte und unzureichende Entſchuldigungen 
find durchaus nicht anzunehmen und nur unvermeibliche Reſte dürfen 
abaefondert als Nachträge einaefendet, die Bearbeiting des Ganzen 
aber foll auch durch dieſe nicht aufgehalten werden, 


A) Rechtzeitige Erinnerungen und die Gewißheit, daß Nachficht nicht ge- 
ftattet werden fann, wird in den meiften Fällen um fo mehr ausreichen, 
die erforderliche Ordnung berzuftellen oder zu erhalten, als ohnehin 
der würdige Geiftliche wiederholter Mahnungen nicht bedarf und es 
längft der Wunfch der überwiegenden Mehrheit ift, fiir ihre Anträge 
und Berichte baldige Erledigung zu erhalten. 


Gegen Die wenigen aber, welche mit ftrafwürdiger Gleichgültig- 
feit ihre Gejchäfte verzögern und die nothwendige Ordnung ftören, 
find die geſetzlichen Mittel unnachfichtlich in Anwendung zu bringen. 


e) Endlich verfteht fich von felbft, daß Genenftände, welche ſich zu beſon— 
derer Verhandlung eianen, nicht in die allgemeinen Berichte eingemifcht. 
werben dürfen, jedoch ift geſtattet, derfelben im Allgemeinen zu gedenken 
und fie gelegentlich in Erinnerung zu bringen. 
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A. 
Schema für die allgemeine Pforcheschreibung. 
Ueberjidt. 


— oder allgemeine Beſchreibung des geſammten Kirchenweſens in der 
proteſtantiſchen Pfarrei N. N., gefertigt von N. N. im Jahre N. N. 


— 


* 


a ne 


x 


5 


— 


J. Hiſtoriſcher Theil. 
Kurze Geſchichte der Pfarrei N. N. 


. Entjtehung des Pfarrortes und der dazu gehörigen Dörfer, Weiler, 


Höfe ꝛc. ꝛc., infofern hierüber gedrudte oder handſchriftliche Nachrichten 
vorhanden find. 
Gründung der Pfarrei und Parodie, 
Erbauung der Kirchen, jowie der übrigen für den Kirchenzweck erforder: 
lichen Gebäude, 3. B. des SKirchendiener-Haufes, der antorats- 
Wohnung ꝛc. ıc. 

Anmerk. Auch früher beftandener Gebäude, Kapellen, Begräbn- 

pläge und vergl. ift zu gebenfen. 

Nachrichten von Pfarrern oder andern zur Kirche gehörigen Perfonen, 
Chronologiſche Aufzählung der wichtigften Greignifje, 
Kirchliche Rechte und Verbindlichkeiten der Parochie und der Pfarrer. 
Kirchliche oder mit der Kirche in Verbindung jtehende Anjtalten, 5. B. 
Stiftungen, Schulen, Armenjachen u. dgl. 
Bermögendverhältnijje der Kirchen, der Pfarrei und der übrigen, zum 
Pfarrverbande gehörigen Dienjte oder Anjtalten. 
Ueber Lehre, Cultus und Lebensweije der Gemeinde, joweit Diejelbe auf 
das Kirchenweſen Bezug hat. 


I. Topographiſch-ſtatiſtiſcher Theil. 
Bejchreibung der äußern Pfarrverhältnifje. 


. Rocalbejcyreibung. 


a) Bejchreibung des Pfarrumfangg, d. i.: > 

a) Benennung des Pfarrfiges, der Filiale, der eine Ortſchaften, 
Höfe, Mühlen und Einzelhäuſer; 

28) Bezeichnung ihrer Lage (ſüdlich, nördlich ꝛc. ꝛc. von ...), ber 
Häuferzahl, der Entfernung vom Hauptorte und der Beichaffenheit 
ber dahin führenden Wege. 

b) Bejchreibung der Kirchen: und Pfarrgebäube, 

a) Angabe jämmtlicher Kirchen oder zur Pfarrei gehöriger Gebäude 
und 2pcalitäten, 3. B. auch der gemeinheitlichen Begräbnißpläße, 
dann der innern Ginrichtung und Beſtimmung biefer Gebäude, 
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namentlich) des Simultangebraucdhd in den Kirchen, wo derſelbe 
ftattfindet und unter welchen Bedingungen, 

E) Bauliche Bejchaffenheit der Gebäude und Localitäten. 

y) Eigenthumsrecht auf diejelben. 

2. Berfonalbejchreibung. 
a) Sirchenbeamte, 

a) aus dem geiftlihen Stande: Pfarrer, Pfarrverwefer und Pfarr: 
vicarien, 

2) aus nicht geiftlihem Stande: Lehrer, Kirchendiener, Gantoren, 
Drganiften, Kirchenvorfteger oder Mitglieder der Presbyterien, 
Kirchenrechner ıc. ıc. 

Anmerf. des Pfarrers ıc. ꝛc. Name, Geburtäzeit, Geburtsort, Stand 
der Meltern, Borbildung, Univerfitätsbildung, yraftifche 
Ausbildung, Aufnahmsprüfung, Anftellungsprüfung jammt 
den dabei empfangenen Noten, erfte Anftellung, weitere 
Beförderung, wichtigere Lebensbegebniſſe, Verheriathung, 
Kinderzahl u. A., foviel davon fich für amtliche Schriften 
eignet. Bei dem Gejammt-Perfonale außer dem Pfarrer 
genügen kurze Notizen. 

b) Kirchengemeinde, 

a) Seelenzahl derjelben am Pfarrfige jowohl, als in Filialen, den 
eingepfarrten Ortjchaften, Höfen oder Mühlen, nad) Familien, nad) 
Geſchlecht, Alter unter oder über 14 Jahre (confirmirt, nicht con- 
firmirt) ausgejchieden. 

2) Angabe der Seelenzahl joldyer Perſonen, welcye fich zur Gemeinde 
halten, als Dienjtboten ıc. ıc. 

Anmerk, Wo im Pfarrbezirk Mitglieder anderer Kirchenparteien, 
Secten oder Religionsgefellichaften fih aufhalten und vielleicht 
auch eigene Gebäude oder Beamte haben, ift deren Seelen: 
zahl anzugeben, und über ihre Verhältniffe das Erforder: 
liche zu. bemerfen. 

3. Amtsbeſchreibung. 
a) Gefhäftsumfang oder Wirkungsfreis. 
a) für die Geiftlichen felbit; 
2) für das übrige bei der Kirche angejtellte Perſonale. 
b) Geichäftsführung. 

a) überhaupt auf dem Grunde der beftehenden Cinrichtungen und 
Amts⸗Inſtructionen, 

2) insbeſondere die Führung der Pfarrbücher, nach den darüber vor— 
handenen Borjchriften. 
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Anmerk. Gejchäftdverbindung mit andern Behörden und Stellen, und zwar 

a) mit Geiftlichen, dem Decanate und Gonfiftorium, 

2) mit weltlichen, der Regierung, dem Landgericht, Bezirkögerichte, Appell: 
gerichte, Landcommiſſariate, Rentamte, Phyſikate, der Diftrifts- 
Schulinfpection, Stiftungs-Adminiftration, der Bürgermeifterei ıc. ıc. 

4. Bermögens-Bejchreibung. 
a) Bermögensftand : 

a) Beltand und Ertrag des gefammten Kirchen: und Pfarrvermögeng, 
der Rapitalien, des Grundbejiges, der Gerechtjame und Renten, 
der Geldeinnahmen aus Staatsmitteln, allgemeinen oder bejondern 
Stiftungen, von Gemeindefafjen oder Privaten nach den verfchie- 
denen Titeln der Kirchenrechnungen und Faffionen. 

2) Verwendung desfelben, Laften- der Verwaltung und Laften des 
Zwecks, Bejoldungen, Aufwand für Baulaften, Einrichtungen ıc. gleich— 
falls nach den verjchiedenen Titeln der Kicchenrechnungen und Faffionen, 

b) Vermögens-VBerwaltung. 

a) Dazu verwendetes Perjonal, Rechner. 

8) Gejhäftsgang, Antheil der Kirchenbeamten Dabei, Controle, Decharge ıc. 

Anmerk. Das vollſtändige Inventar, die Stiftungsbriefe und andere 

Documente, die Nachweiſung über den urſprünglichen 
Zweck, der frommen Vermächtniſſe, der Baulaſt, des etwa 
beſtehenden Canons und anderer Abgaben iſt im Urfchrift 
oder beglaubigter Abjchrift beizulegen. 
III. Religiös-fittlidber Theil, 
Beichreibung der innern Pfarr: Berhältniffe. 
1. Stand des geiftigen Xebend in der Gemeinde. 
a) Religiofität. 
a) Religiöfer Sinn überhaupt. 
2) Religionstenntnifje insbejondere. 
b) Sittlichfeit. 

a) Sittliher Wandel unter der Jugend, wie bei Erwachjenen, im 
Bamilienfreife fowohl, als im öffentlichen Berufe. 

2) Lebendige Theilnahme an der Kirche und deren Angelegenheiten. 

2. Hinderniſſe des befjern Gedeihens. 
a) Innere: 
a) die ihren Grund in mangelhaften Willen, 
2) oder in mangelhaftem Willen Haben. 
b) Weußere: 
&) durch Menfchen, 
2) durch Äußere Verhältnifie herbeigeführte, 


432 Die Kirche. 


3. Beförderungsmittel. 
a) Innere: 
@) durch Unterricht ın Kirchen und Schulen, 
2) durd häusliche und öffentliche Erziehung. 
b) Aeußere: 
«) von Seiten ded Staates und der Kirche, 
2) von Seiten anderer Umftände und Verhältnifie. 


Schluß. 

Kurze BZufammenftellung des Nejultates oder allgemeine Bemerkungen 
und Zuſätze, weldye der Verfaſſer zur Vervolftändigung feiner Arbeit noch bei: 
fügen zu müſſen glaubt, — Weberficht oder Inhalts-Verzeichniß. — Anhang. 
Die Firchensftatiftiiche Tabelle nach zehnjährigem Durchſchnitte. 


B. 
Schema für den kirchlichen Iahresbericht. 


Ueberſchrift. 
Jahresbericht über den Stand des Kirchenweſens in der Pfarrei N. N. für den 
Zeitraum von 2 = 2 gefertigt von N. N. und dem 
Königl. Desanate N. N. übergeben am ꝛc. 
I. Theil. 

Berichtliche Anzeige deijen, was ſich ın den kirchlichen Verbältniifen der 
Pfarrei N. N. während des Jahres N. N, Bemerkenswerthes ergeben oder 
verändert hat. 

i. In den äußern Verhältniffen, und zwar hinfichtlid) 

a) des Pfarrumfanges oder Pfarriprengels, 

b) der Kirchen: und Pfarrgebäude, 

e) des Kirchenperjonales, 

d) der Kirchengemeinde, 

e) der Amtsführung und des Gottesdienftes, 

f) des Kirchen- und Pfarrvermögens, 

g) der Schule und anderer mit dev Kirche in Verbindung ftehender 
Anjtalten. 

. In den inneren VBerhältnifjen. 

a) Das Bemerfenswerthe über Zunahme oder Abnahme der Religiofität 
und Sittlichfeit, über die Theilnahbme der Gemeinde an der Kirche 
und den firdhlichen Angelegenheiten, über den Einfluß der firchlichen 
Beamten und deren Amtsführung oder Wirkjamfeit ꝛc. 


In 
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b) Urfachen, welche das Gedeihen des Firchlichen Zweckes gehindert haben 
und Angabe der Mittel, durch welche Förderung desſelben bewirkt 
worden ift. 

c) Kurze Beurtheilung des gegenwärtigen Standes überhaupt oder 
jonftige Bemerkungen, 


II. Theil. 


Berichtlicye Anzeige deijen, was nad) dem Dafürhalten des Pfarramtes 
zum Beten des Sirchenwejens zu gejchehen hat. 
1. Hinfichtlich der äußern VBerhältnifje: 
a) des Pfarrumfangs, 
b) der Kirchen und Pfarrgebäude, 
c) des Kirchenperfonals, 
d) der Stirchengemeinde, 
e) der Amts- oder Geihäftsführung und des Gottesdienftes, 
f) des Kirchen- und Pfarrvermögens ıc., 
g) der Schule und anderer mit der Kirche in Verbindung jtehender 
Anftalten oder Gejchäfte, 
2. Hinſichtlich der inneren Verhältniffe: 
a) der Religiofität und Sittlichfeit überhaupt, 
b) der Lehre und des Kultus insbefondere, 
ec) der dabei zu befeitigenden Hinderniffe oder der anzumendenden Be 
förderungsmittel. 


Anhaaug. 
Kirchenſtatiſtiſche Tabelle. 


1. Seelenzahl überhaupt: 
a) vom Givifftande, 
b) vom Militärftande. 
“e) im Ganzen, 
2. Geborene: 
a) lebend geborene, 
) eheliche Kinder, 
aa) männliche, bb) weibliche, cc) zuſammen; 
A) uneheliche Kinder: 
aa) männliche, bb) meibliche, cc) zuſammen; 
b) tobt Geborene, — nach gleichen Rubrifen. 
3. Confirmirte und neu eingetretene oder ausgetretene Slirchenmitglieder: 
a) Confirmirte: 
aa) männlich, bb) weiblich, cc) zufammen, 
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8) Neu eingetretene: 
aa) männlich, bb) weiblich, cc) zufammen. 
y) Ausgetretene: 
aa) männlich, bb) weiblich, cc) zufammen. 
4. Verehelichte: 
a) Evangelijche mit Evangelifchen, 
b) Evangelifche mit Nichtevangelifchen. 
Erziehung der Kinder, für aa) die evangelifche, 
bb) die Fatholifche, 
ee) beide Kirchen. 
ce) Geſchiedene. 
d) Wilde Ehen. 
5. Geftorbene: 
a) im Allgemeinen: 
aa) männlich, bb) weiblich, cc) zufammen; 
b) insbefondere: 
aa) Kinder umter dem vollendeten Aften Lebensjahre: 1. ehelich, 
2. unehelih, 3. zuſammen; 
bb) ®reife: 1. über 70, 2. über 80, 3. über 90 Jahre; 
ce) Todt durch befondere Unglüdsfälle ; 
dd) Selbftmörber. 
6. Communicanten: 
a) im allgemeinen: aa) männlich, bb) weiblich, cc) zufammen; 
b) indbefondere: Krankencommunionen. 
7. Bemerkungen. 


2. Die Revifion der Pfarrbejchreibungen betr, wırde durch O.GC.E. 
vom 29. Dezember 1842 Folgendes verfügt: 


Die Oberconfiftorial-Entfchließung vom 14. September 1832 fehreibt vor, 
daß bie Pfarrbefchreibungen jährlich ergänzt, alle zehn Jahre aber genau revibirt 
und nöthigen Falles ganz umgearbeitet werden follen. Diefe Revifion Hat 
gegenwärtig einzutreten, ımd ed wird in Bezug darauf Nachſtehendes eröffnet: 

1. Das Gefchäft ber Revifion hat mit dem Anfange des Jahres 1843 

in allen Pfarreien zu beginnen und muß mit dem 31. März be- 
endigt fein. 

2. Die Revifion hat fi) auf alle Theile der Pfarrbefchreibung zu erftreden. 
Es find dabei nicht allein die etwa vorkommenden Unrichtigkeiten zu 
verbefjern und die mangelhaften Angaben zu vervollitändigen, fondern 
vornehmlich aud alle während des verfloffenen Jahrzehentes einge: 
tretenen Deränderungen genau nachzutragen, die Inventarien zu 
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ergänzen, die Ergebniffe der Firchlichen Statiftif aufzunehmen, und 
überhaupt Diejenigen Nachrichten und Bemerkungen einzuzeichnen, welche 
der Zwed und die Wichtigkeit diefer Grundbücher erfordert. 

3. Un dem Gejchäfte der Revifion haben ſämmtliche bei ein und berjelben 
Pfarrei angeftellte Geiftliche geeigneten Antheil zu nehmen, und es 
find ihnen dazu alle Diejenigen Notizen unter Vorausjeßung der Rüd: 
gabe auszuhändigen, welche jeither etwa bei den Decanaten und Con— 
fiftorien Darüber gefammelt worden find, 

4. Damit befonderd an denjenigen Orten, an welchen mehrere Geiftliche 
an dem Sejchäfte der Revifion Antheil nehmen, die Pfarrbejchreibungen 
nicht durch vielerlei Correcturen und Anmerkungen verunftaltet werben, 
ift Die Reinheit des Contextes forgfältigft aufrecht zu erhalten, das 
Nöthige nur am Rande oder als Beilage anzufügen und erforderlichen 
Falles durch Umfchreiben zu helfen. Man vertraut dabei den Geift- 
lichen, daß. fie von ſelbſt ſich für verpflichtet erachten werden, inhalt 
und Form nach Möglichkeit zu berüdfichtigen, und bejonder8 dann, 
wenn ihre eigene Handſchrift fehwer zu leſen ift, fih von Andern 
unterftüßen zu laſſen. 

5. Daß die Nevifion nicht allein bei den zur Pfarrei felbft gehörigen 
Exemplaren, fondern auch bei denen für dad Gonfiftorium und Ober: 
Conſiſtorium beftimmten zu erfolgen hat, wird einer befondern Erinnerung 
nicht bedürfen. 

6. Die Decane Haben bei den für das Jahr 1843 ftattfindenden Vifi- 

tationen eine vorzügliche Aufmerkſamkeit auf die Pfarrbefchreibungen zu 
richten, und fi) auch da, wo fie nicht perſönlich nachzufehen im 
Stande find, Die Heberzeugung zu verfchaffen, daß die drei Exemplare 
allenthalben gefertigt und revidirt find, ſchlechte und nachläßige Hand— 
Schriften nicht zu dulden und in fonft erforberlicher Weife dabei ein- 
zujchreiten. 

7. Um die Geiftlihen, welche durch dieſes Gejchäft einige Vermehrung 
der Schreibereien erhalten, in anderer Weife zu erleichtern, ift Die 
Erftattung des Jahresberichts für 18°; zu erlaffen, und nur das, 
jenige zur Anzeige zu bringen, was für den Zweck der Vifitationen, 
der GStatiftif ꝛc,, dem vorgejeßten Decanate und Gonfiftorium zur 
Kenntniß nöthig ift, 


3. Hinfichtlich der Jahresberichte wurde unterm 5. Juni 1833 nad): 
folgende C.E. erlafjen: 


In dem während der Monate Februar und März 1833 durdy die 


Königl, Decanate anher eingefandten pfarramtlichen Jahresberichte nach der 
28* & 
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neuen Form waren zum Theil fo wefentliche Abweichungen von der Vorfchrift 
bemerkt worden, daß man fich veranlaßt fand, folche nach deßfalls erhaltener 
Weiſung dem Königl, Oberconfiftorium zur Einficht vorzulegen. 

Was hierauf unter dem %: mu 1833 referibirt ward, hat man den Königl. 
Decanaten auszugsweife mittheilen jollen, um darnach, in joweit ſolches nicht 
bereit3 in Folge der Oberconfiftorial-Inftruction vom 14. September 1832 
und der darauf bezüglichen diesfeitigen Ausfchreiben: vom 29. Detober und 12. 
Dezember 1832 gefchehen, die fraglichen Jahresberichte zweckmäßig zu berichtigen 
und in Zukunft zur Grhaltung der gehörigen Einheit anfertigen zu Laffen. 

1. Die Vorfchrift vom 14. September 1832 beftimmt ausdrüdlich, daß zur 
Erleichterung und Vereinfachung des Geſchäftes, Die früher vorge— 
ſchriebene, jährlich ich wiederholende Aufzählung jtändiger Verhältniffe 
ganz aufhören und nur dasjenige in den Bericht aufgenommen werben 
fol, was ſich innerhalb des Pfarrbezirts während des Jahres Be- 
merfungswerthes begeben oder verändert hat, was ber Pfarrer behufs 
der Rechenfchaftsablegung anführen zu müffen glaubt, was zur Förderung 
des Kirchenweſens nothwendig ift, und was vorzugsweiſe Den Decanen 
bei ihrer Auffichtsführung überhaupt und bei Gelegenheit der Vifitationen 
insbejondere als Wink und Anhaltspunkt dienen fol. Nichts defto 
weniger finden fich in einigen: Sahresberichten manche ftändige Verhaͤlt— 
niffe nicht Bloß von Neuem mit übergroßer Ausführlichfeit vorgetragen, 
jondern es find auch die beiden Abjchnitte, wovon der erfte das Ver: 
gangene, der Iektere aber das zufünftig Grforderlihe zur Kenntniß 
bringen fol, gänzlich unter einander gemifcht, und e8 muß daher Für: 
jorge getroffen werben, daß Diefer Uebelſtand befeitigt und Die Vor— 
Ichrift genau eingehalten werde. 

2. Sp wenig irgend ein Geiftlicher gehindert werben darf, feine freie 
Meberzeugung in der ihm zufagenden Weiſe auszusprechen, und fo fehr 
man auch Den unverfennbaren Fleiß achtet, welchen einzelne Pfarrer 
auf die Ausarbeitung des Berichtes gewendet haben, jo muß man doch 
wünjchen, Daß Dabei Weitfchweifigkeit und Wiederholung vermieden 
werde, 

3. Hinfichtlich der Form der Berichte ift erinnert worden: 

a) daß bloßes Anfegen der Rubriken, über welche nichts zu fagen ift, 
ganz zu unterbleiben hat; 

b) daß alle Jahresberichte auf halben Rand zu ſchreiben find, und daß 
die linfe Seite des Papier für die Bemerkungen des Decand ganz 
frei gelafjen werden muß; 

e) daß in Zukunft Feine Doppelichrift der Jahresberichte mehr einge- 
reicht zu werben braucht; 
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d) Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß die Königl. Decane Feine 
Nachläßigkeit in dem Berichte dulden Dürfen, und darauf zu achten 
haben, daß folche jedesmal mit Datum und Unterfchrift verfehen werben. 

4. Hinfichtlich der dem Jahresberichte beizufügenden ftatiftifchen Tabelle 
wird Nachftehendes näher beſtimmt: Es it ſchon in der Vorſchrift 
jelbft Durch Hinweifung auf die Verordnung vom 17. März 1819 
ausgefprochen, daß fie ganz in der nämlichen Weiſe wie früherhin 
behandelt werben fol. Die Angabe der Seelenzahl in ganzer Summe 
ohne Ausscheidung nach den einzelnen Ortjchaften kann deßhalb nicht 
gejtattet werben. 

Aus dieſem Grunde find aud; die Eirchlicheftatiftiichen Tabellen 
pro 1832 abgejondert eingeforbert und bereit Dem Königl. Ober- 
Gonfiftorium vorgelegt worden. 

Unter der Nubrif „neu eingetretene und ausgetretene Kirchen- 
mitglieder” will das Königl. Oberconfiftorium Diejenigen verftanden 
haben, welche durch Uebertritt aus oder zu einer andern Gonfeffion 
der evangelifchen Sirche neu zugehen oder won berjelben ſich trennen. 
Hienady kann in Zukunft die Erklärung vom 12. Dezember v. J., wo 
ſolches erforderlich, berichtigt werben. 

5. Es braucht wohl nicht erinnert zu werden, dab die Jahresberichte 
von den Pfarreien, an welchen Die Decane felbjt angeftellt find, 
ebenmäßig, wie alle übrigen der Didcefe, zu behandeln und vorzu— 
legen find. 

Da ſchon früßerhin den Decanen die Weijung ertheilt ward, etwanige 
bei Bearbeitung der Jahresberichte vorkommende Mängel zu verbeffern, fo 
zweifelt man nicht, daß fie bei Gelegenheit der Diözefanfynoden und der Kirchen: 
vifitationen fich um jo gewiljer bemühen werden, Ordnung und Gleichmäßigkeit 
in bie Behandlung zu bringen, als ihnen ſelbſt durch firenges Halten an ber 
Vorſchrift große Gejchäftserleichterung zuwächst, ald fie für die vollftändige und 
richtige Darftellung des Kirchenweſens innerhalb ihrer Diözefe verantwortlich 
find, und als ihnen am beften befannt fein muß, welche Punkte in ihren Bezirken 
eine vorzugsweiſe Berüdjichtigung bedürfen, 

Was endlich die beſondern Bemerkungen anbetrifft, welche fich auf 
einzelne Localitäten und Gegenftände beziehen, jo haben bie Königl. Decanate 
joldye Bei der Rüdyabe der aus ihrem Decanatöfprengel eingelaufenen pfarr- 
amtlichen Jahresberichte demnaͤchſt zu gewärtigen, um davon in ihrem allgemeinen 
Rechenjchaftöberichte zweckdienlichen Gebrauch zu machen. 
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$. 53. 
Amts » Negiftratur. 


1. C.E. vom 12. Auguſt 1839, die Amtsregiftvatur der Decanate und 
Pfarrämter betr. 


„Um in den Amtdregiftraturen der Königl. Decanate und der Pfarrämter 
die Gleigförmigfeit und Ordnung, welche bei dem Abgange beſonderer hierauf 
bezüglichen Vorfchriften oft vermißt wird, herbeizuführen, fowie auch, um eine 
Norm zu haben, wornad bei den ftattfindenden Amtsvifitätionen ermeſſen werden 
fann, in wie ferne auch in biefem Theile der Gefchäftsführung der Decanate 
und Bfarrämter ein befriedigender Zuftand vorhanden fei, hat man einen 
NRegiftraturplan figivt, wovon jowohl für Das Decanat, als auch für die in 
feinem Amtsbezirk befindlichen Pfarrämter ‚die erforderliche Anzahl Exemplare 
hier Beigejchloffen und mit folgenden Vorſchriften begleitet wird: 

1. Die Amtspapiere fowohl der Decanate, ald auch der Pfarrämter find 
nach den in dem Regiftraturplan enthaltenen 28 Nubrifen, in fo weit 
fi) dahin einfchlagende Gegenftände ergeben, auszujcheiden. 

2. Jede Rubrik zerfällt: 

a) in General-Aften, d. h. foldhe, welche nur allgemeine Borfchriften 
und Beftimmungen, die bei den vorkommenden fpeziellen Fällen zu 
beobachten find, enthalten, 

b) in Spezial-Aften, d. h. jolche, welche die Verhandlungen über Die in 
der betreffenden Materie ſich ergebenden einzelnen jpeziellen Fälle 
begreifen. 

3. Die Spezial-Aften einer jeden Rubrik können in einem Faszikel ver: 
einigt werben, in jo ferne dadurch der Ueberblick der auf die einzelnen 
ipeziellen Fälle bezüglichen Verhandlungen nicht zu fehr erjchwert wird; 
jedoch wird es nöthig, Daß in den Decanats:Regiftraturen 
a) bei den Rubriken ae IV., XVII. und XX. für jede Pfarrei, 

b) bei den Rubriken 2 XIX. und XXII. für jede Kirche, 

ec) bei den Rubrifen a2 XVI und XXIV. für jeden Jahrgang und 

d) bet den Rubriken Me XXV. und XXVI für jeden Pfarrer resp. 
Pfarramt3:Gandidaten, 

ein bejonderer Aft angelegt werde. 

4. Die Verhandlungen find chronologiſch zu ordnen, und jeder Akt ift mit 
einem Umfchlage und einer Weberfchrift, auf welcher auch die Nummer 
der Rubrik und Die Bezeichnung, ob General» oder Spezial-Aft, bei- 
zuſetzen ift, zu verfehen und mit Bindfaden zufammenzuhalten. 

5. Sobald ein Akt ein gewiſſes Volumen erreicht hat, ift Derjelbe zu 
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fliegen, mit I. und II. x. xc. Band zu bezeichnen und ein neuer 
Band anzulegen. 

6. Da ohnehin jedes Decanat und Pfarramt ein Journal über alle ein- 
laufenden Referipte resp. Berichte x. 2c., fowie über die, Art und 
Weiſe und Die Zeit ihrer Erledigung zu führen hat, jo ift in bemfelben 
zugleic, die Nummer der Rubrik, unter welcher der Akt reponirt ift, 
vorzumerfen. 

7. Wird ein einzelnes Aktenſtück oder ein Aftenfaszifel an eine Behörde 
oder Stelle abgegeben, fo ift dies gehörig zu notiren. 

Indem man den Decanaten, fowie den Pfarrämtern die Weifung zugehen 
läßt, ihre Amtöregiftraturen hiernach in verfchließbare und in die entfprechende 
Zahl von Fächern eingetheilte Schränfe zu ordnen und in Ordnung zu erhalten, 
wird zugleich bemerkt, daß man bei den eintretenden Generalvifitationen ſich 
von dem Vollzuge überzeugen werde, was den Decanaten in Beziehung auf bie 
Pfarrämter ebenfalld und mit dem Zufage zur Pflicht gemacht wird, von dem 
Befunde in dem Kirchenvifitationd-Protofolle genaue Erwähnung zu thun. 


Registroturplon für die Deranate und Pfarrümter. 


I. DOrganifation des Kirchenweſens. — Allgemeine Verordnungen. — 
Staat3-Angelegenheiten. 
U, Formation der Decanatöbezirfe, Grnennung und Gehalt der 
Decane. -- Gejchäftägang. 
III. Wahl und Ernennung der Seniorate. 
IV. Erledigung, Verfehung und Wiederbefegung ber Pfarreien. 
V. Religionswahl und Aenderung. 
VI. Kirchenlehre, Agende, Gottesdienft, außergewöhnliche Erbautungs- 
ftunde, Kirchengeſang, Orgeljpiel. 
VII. Bejtehende und veranlaßte allgemeine Kirchenfefte und Gebete. 
VIII Kirchen-Matrikel, Kirchenbücher. 
IX. Zaufe und Abendmahl. 
X. Religiöfer Schulunterricht, Konfirmanden » Unterricht ımb Gon- 
firmation. 
XI. Kirchliche Aufgebot und Trauungen. Dispenfation von Heirathen 
in verbotenem Grade. 
‘ XI. Stolgebühren, Leichenbegängniffe und Trauerordnung. 
XII. Kirchen-Disciplin und Polizei, Preöbyterien. 
XIV. Theologifche Aufnahms- und Anftellungsprüfung der Pfarramts: 
Candidaten. 
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XV. 
XVI. 
XVII. 
XVIII. 
XIX. 


Tr. 
XXI. 
XXI. 
XXIH. 
XXIV. 


XXV. 
XXVI. 


XXVII. 
XXVIII. 


Die Kirche. 


Fortbildungs-Proben der Geiſtlichen. — Synodal-Aufgaben, 
Predigerarbeiten. 

Kirchenviſitationen und Kirchen-Jahresberichte, kirchlich-ſtatiſtiſche 
Tabellen. 

Pfarr⸗Circumſeription, Dismembration und Purification, Pfarr: 
beſchreibung. 

Pfarr-Einfünfte und Pfarrlaſten. — Faſſionen. 
Kirchenſtiftungs-Realitäten, Kirchenvermögen, Kirchen: und Pfarr— 
Bauſachen, Kirchenſtühle, Leichenhöfe, Legate, Collecten, Kirchen: 
verwaltung. 

Pfarr⸗Intercalar⸗Rechnungsweſen. 

Pfarrwittwen⸗ und Pfarr⸗Unterſtützungsfond. 

Niedere Kirchendienſte. 
General⸗Synoden. 
Diözeſan-Synoden. 
kirchliche Vereine. 
Charakteriſtiken und Wüuͤrdigkeits-NRoten der Geiſtlichen. — Dis— 
ciplinar-⸗Verfügungen gegen Die Geiſtlichen. 

Amtsverhältniffe der Pfarramts-⸗Candidaten und Vicarien. Uebungs⸗ 
arbeiten und Qualifications-Tabellen derſelben. 

Urlaubs- und Reiſebewilligungen der Geiſtlichen. 

Acta varia, 


Theologiiche Leſe-, Bibel: und andere 


2. Durch Einführung dieſes Negiftraturplanes find die früheren Re 


jeriptenbücher überflüffig geworden. Die Generalien, die in Diefelben einzutragen 
waren, find, wie oben bemerkt, wie jeder andere Ginlauf zu behandeln und in 
den betreffenden Faszikel zu legen. 


Da ed num nicht möglich war, die in dem früheren Nefcriptenbüchern 
eingejchriebenen Referipte zu trennen und den betreffenden Aetenfaszifeln einzu: 
verleiben, fo wurde durch C.E. vom 19. Februar 1840 verfügt, daß jedem 
Faszifel ein befonderes Blatt beigelegt werde, auf welchem die dahin einfchlagen- 
den, in dem Referiptenbuche enthaltenen früheren Referipte zu verzeichnen find. 


3 Gemäß Königl. Oberconfiftorial-Refeript3 vom 27. April 1840 ift 
außer dem mit Gonftftorial-Entfchließung vom 12. Auguft 1839 vorgejchriebenen 
Regiftraturplane auch ein vollftändiges Aktenverzeichniß (Repertorium) zu fertigen 
und fortzuführen. 

Dieſes Repertorium ift nach beiliegendem Formular anzulegen, wobei 
Bedacht zu nehmen ift, daß zwifchen jedem Titel des Regiftraturplans zureichen- 
der Raum bleibe, um fpäter einzelne nachkommende Actenfaszikel/ zu verzeichnen. 
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Arten-Bepertoriom 
de3 Decanats (Pfarramts) N. N. 


Der einzelnen Faszikel 


| Ueberſchrift. | 


Drganifation des Sir: Generalia. 
des. allge: 
meine Verordnungen 


Spezial-Aften, 


II. | $ormation der Deca- Generalia. 
natöbezirfe ꝛc. x. 


Spezialia. Formation und Circumſcription 
des Decanats N. N. 


Ernennung u. Gehalt der Decane 


Decanat3:Berwefung. 


Geſchäftsgang. 


und ſo weiter. 





LTD) Die Kirche. 


4. Der erft in der neueften Zeit vorgefommene Fall, daß bei der Ueber— 
gabe einer ſchon feit Yahrhunderten beftehenden Pfarrei nur einige Bogen 
Pfarracten vorgefunden wurden, veranlaßt das Königl. Gonfiftorium, von Neuem 
die forgfältige Grhaltung der Pfarracten dringend zu empfehlen. 

An einer Zeit, in welcher fich fremde Anfprüche an das Kirchen und 
Pfarrvermögen täglich mehren, erfordert es die Vorficht, die vorhandenen Acten 
und Urkunden forgfältig zu bewahren, um unbegründeten Anforderungen gegen- 
über fogleich den fehriftlichen Beweis des Gegentheild führen zu können. 

Es darf deßhalb Fein älteres Actenftüd, wenn e8 auch nicht von 
bleibenden Werthe zu jein feheint, vernichtet werden, weil Fälle möglich 
find, in denen das anjcheinend Unbedeutendfte von entjcheidendem Gewichte 
werden kann. 

Die bloße Erhaltung des noch vorhandenen ift indeß in den meiften 
Fällen ungenügend. Die Regiftraturen müſſen vielmehr, wo fie Defect geworden 
find, nad Möglichkeit wieder ergänzt und vervollitändigt werden. Um 
dieſen Zweck zu erreichen, werden den Pfarrämtern folgende Anhaltspunfte 
gegeben: 
| 1. Wenn fie finden, Daß Acten von einigem Belange bei irgend einer 

Beranlaffung dem Königl. Confiftorium oder einer weltlichen Behörde 
vorgelegt worden find, und die Zurüdgabe nicht erfolgt ift, obgleich 
ber fragliche Gegenftand bereit3 entjchieden wurde, jo haben fie die 
jelben, unter genauer Angabe des Datums der Vorlage und unter 
Beibehaltung des damals gebraudyten Rubrums, von der betreffenden 
Behörde zurüdzuverlangen. In gleichem Sinne wird das Königl. 
Gonfiftorium die ihr etwa vorkommenden wichtigeren Pfarracten durch 
das betreffende Decanat unter Umfchlag an die Pfarrämter ge 
langen laſſen. 


2. Nicht felten fommen auch in Drudjchriften, 3. B. in den im vorigen 
Jahrhunderte jo häufigen Schriften über Religions-Gravanıina Nach: 
richten über Kirchen und Kirchenvermögen vor, welche für die Pfarrei 
von Wichtigkeit, wenigftens von hiſtoriſchem Intereſſe find. Damit 
diefe Nachrichten auch den Amtsnachfolgern nicht unbekannt bleiben, 
ift e8 zu wünfchen, daß jeder Pfarrer, welcher jolche Nachrichten findet, 
einen furzen Auszug mit der Bezeichnung der Duelle in der Pfarr- 
befchreibung niederlegen möchte. 

Die Königl. Decanate werden bei Gelegenheit der Kirchenvifitationen 
und Juftallationen auf den Zuftand der Negiftraturen ihr befonderes Augenmerk 
richten. Sie werben defhalb nicht nur in die Viſitations- und Snftallationg- 
‚protofolle ein detaillirtes Inventarium der vorgefundenen Actenfaszifel auf- 
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nehmen, fondern auch bei der nächften PVifitation den Befund mit jenem ber 
vorigen Vifitation vergleichen und, wenn fich hiebei ein Defect herausftellt, über 
welchen ſich der betreffende Pfarrer nicht zu rechtfertigen vermag, an das Königl. 
Eonfiftorium Anzeige erftatten. 


— — —— 





$ 54. 
Geſchaͤftskalender. 


Bei den periodiſchen Arbeiten und Berichtsvorlagen ſind die vorgezeich— 
neten Termine ſowohl von den Königl. Decanaten, als den Pfarrämtern genau 
einzuhalten. 

Ueber dieſe Termine gibt nachſtehende Ueberſicht den genaueſten Aufſchluß: 


Bergeihniss 
der von den Königl, proteftantifchen Decanaten und Durch dieſe von den Pfarr- 
aͤmtern an das Könige. Sonfiftorium einzuliefernden periodifchen Produkte. 








Einſendungs⸗ 
Termin zum 
k. Conſiſtorium 


Ar Betreff Demerfungen. 


— —— — — — 


1 | Eonfejfionelle Uebertritte. Eonfiftorial-Refcript vom 4. 


Auguft 1841. 


15. Januar 
jeden Jahres, 


1. Februar 


2 | Rirchlich-ftatiftifche Tabellen. 
. jeden Jahres. 


Eonfiftorial:Refeript vom 5. 
April 1819. | 


dem Verzeichniffe jener. 





ſanſynoden. 





das Königl. 


abgehaltener 
Synode. 


3 | Prebigerarbeiten der Pfarrer | Im März an DEE. 20. Det. 1848. 
‚und Pfarrverwejer, mit | das Königl. 
den zu ihnen gehörigen | Decanatund 
Decanatscenfuren und | im Juni an 


— — 


| Eonfiftorium. 
4 | Schenkungen und ftändige | 31. März | Gonfiftorial- Refeript vom 
Gollecten. jeden Jahres. 24. Februar 1841. 
| 5 | Verhandlungen der Diöce- | 8 Tage nach | Gonfiftorial-Refeript vom 7. 


Juli 1819 ıc x. 


Au Die Kirche. 





| Einfendungs- 
—E Betreff. Termin zum Bemerkungen. 
k. Gonfiftorium 





6 

rer und Pfarrverwefer, | Juni an das 13. Januar 1836. | 

mit den zu ihnen gehö- | Königl, De- | D.-6.-&. 20. Oct. 1848. | 

rigen Decanatscenfuren | canatund im | 

und dem „Verzeichnifje | September an 

jener. das Königl. | 
Gonfiftorium. 





Synodalarbeiten der Pfar- | Am Monat | Eonfiftorial = Refeript vom | 


7 | Zahresberichte der Pfarr: | Am Schluffe | Die Pfarrämter Haben vie | 
ämter und Bilitationg- | des3. Quar⸗ Berichte über das vorher: | 
protofolle der Decanate, | tald jeden gehende Fahr fpäteftens | 
fammt den Hauptberich— Jahres. bis 31. Januar des fol- 
ten dieſer. genden an das Decanat 

einzureichen. Das Deca⸗ 
nat hat auf dieſe Berichte 
feine, vor Abhaltung der 
Diöcefanfynode vorzuneh:- 
menden Bifitationen zu 
gründen und bie aus je= | 
nen Berichten und dieſen 
Bifitationen gewonnenen 
» Refultate jo weit vor Die 
jährliche Diöceſanſynode 
zu Bringen, als diefe fich | 
zur öffentlichen Mitthei- } 
lung und Verhandlung | 
eignen, (S. $. 52.) 


| 


8 | Religionsunterricht an -hö= | Längftensim | Gonfiftorial-Refcript vom 2. 
hern Lehranftalten. Monat Octo⸗ April 1834.’ 
ber jeden Jah⸗ 
red, 
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» Betreff. 
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Leiſtungen der Bibelvereine. 





| 
| 


10 | Hebungsarbeiten der Pfarr- 
amts -Sandidaten und 
Dualififationg » Tabellen 
berjelben, nebſt Bericht 
über das Colloquium (j. 


weiter unten M 12) ımd, 


dem zu ben Arbeiten ge- 

börigen genau verabfaß- 
ten Verzeichnifie. 
| 


41 | Charafteriftifen und Wür— 
digfeitSnoten der Geift- 
lichen, 


12 | Sollogquium mit den Pfarr- 
amts⸗ Candidaten. 


13 | Tabellen über die Pfarrers» 

Wittwen und minorennen 

| Doppelwaifen, Behufs 

der Vertheilung der 
Stantsbeiträge. 





Einjendungs- 
Termin zum 


k. Gonfiftorium 


Am Schluffe 
jeden Jahres, 


Am Schlufje 
be3 Jahres. 


Ende jeden 
Jahres. 


Der Bericht 
über dasſelbe 
ift am Ende 
jeden Jah— 
res mit! den 
Vebungsar- 
beiten der 
Gandidaten 
einzufenden. 


1. September 
jeden Jahres, 





Bemerkungen. 


) 
Gonfiftorial- Refeript vom | 
13. Juni 1838, 


Conſiſtorial⸗Reſcript vom 9. 
Sepsember 1835, 13. 
September 1837 u. f. w. | 


Auch die Gapitels-Se | 
nioren haben Dieje Ta- | 
bellen am Schluffe Des 
‘Jahres einzufenden. 





Das Eolloquium ift von den 
Decanaten längftens bis | 
zum Monat September | 
abzuhalten. Conſiſtorial⸗ 
Refeript vom 18. Juni 
1834 und 28. März 1838 
u, ſ. w. 


Alle im Laufe des Jahres in 
dem Berjonalftand der 
Pfarrwittwen und Wai- 
fen vorkommende Veraͤn⸗ 
derungen find immer jo: 
glei) zur Anzeige zu 
bringen. 
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Einjendungs- 
Termin zum 
k. Sonfiftorium 
































Bemerfungen. 





— 
Anhang. 
| a. | Sobald diefe | Eonfiftorial= Refeript vom 
Erledigung der Stellen weltlicher Erledigung ein⸗ 27. April 1837. (Vergl. 
Didcefan-Synobal- und Pres- 'getretenift, find $. 14, 4 22 7 oben.) 
byterial-Mitglieder. die Propofi- 
tionen jofort 
einzuleiten u. 
dieſe mit De⸗ 
canatsgutach⸗ 
ten an das 
Königl. Con⸗ 
ſiſtorium ein⸗ 
zuſenden. 


b. Sechs Wochen] Ausfchreiben des Königl. | 
Pfarreibefegungen. nad) dem Da: | Gonfiftoriums. 
tumder Mel- | Bei der Berichterftattung 
dungspubli⸗ haben die Königl. Deca⸗ 
kationen, wie nate das Conſiſtorialaus⸗ 
dieſe im Amts⸗ ſchreiben vom 9. Auguſt 
und Intelli⸗ 1858 wohl zu beachten. 
genzblatt er⸗ 
ſchienen. 
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Vierter Titel. 
BPfarrverwejung. 





$. 59. 

Die Berwefung einer Pfarrei wird durch Das nn Conſiſtorium 

angeordnet und findet ſtatt: 

1. Im Falle der Erledigung derſelben, es erfolge dieſelbe durch Tod, 
Verſetzung, Quiescirung u. ſ. w. des ſeitherigen Pfarrers. 

In dieſen Fällen find zwar Die Diözeſan-Geiſtlichen verpflichtet, 
die erledigten Pfarreien zum Bortheile der den Nachſitz genießenden 
Wittwen und minderjährigen finder, beziehungsweije der Wittwenkaffe, 
zu verſehen. 

Das Königl. Sonfiftorium kann aber in allen Fällen, wenn 
es Dies für gut findet, felbft im Falle des Nachſitzes, auf Koften der 
Wittwenkafje die Pfarrverweiung anordnen, wodurd die Diözefan- 
Geiſtlichen von der Verbindlichkeit, Die erledigte Pfarrei zu — 
entbunden werden. 

(Beſchluß der G.S. von 1857. LA. me A ©. 143 oben. 

2. Wenn der zeitliche Pfarrer auf laͤngere Beit oder für immer Durch 
förperliches Leiden verhindert ift, die Pfarrei ſelbſt zu verjehen ‚und 
die Aufftellung eines Privat-Vicars nicht genügen würde. 

3. Auch im Falle des $. 36 der Beförberungsordnung (S. 228 oben) 
fann das Königl. Confiftorium dem aufzuftellenden. Vicar die Dualität 
eined Pfarrverwejers beilegen, wodurch jedoch Die übrigen. Berhältuiffe 

des Vicars zu dem Pfarrer eine Aenderung nicht erleiden. 

4. Der Gehalt des Pfarrverweiers, der im Grledigungsfalle der Pfarrei 
aufgeftellt wird, beträgt 300 fl. jährlich nebft 5 fl. Auf und 5 fl, Abzugs⸗ 
gebührt, einer angemefjenen Entfehädigung fir Beheizung während der 
Wintermonate und freier Wohnung im Pfarrhaufe. (Beſchluß der 
G.S. von 1845, ©. 121 oben und A.Hdb. I, ©. 153.) 

In den beiden anderen Fällen hängt die Feſtſetzung des Ger 
halte von dem Uebereinfommen zwifchen Pfarrer und Verweſer ab, 
und erft wenn eine folche nicht erzielt wird, tritt die Feftfegung durch 
das Königl. Gonfiftorium ein, 

5. Die Gehalt3bezüge der sub 1 erwähnten Pfarrverwejer werden menat- 
Yich auf die Wittwenkaſſe angewiefen, und zu dem Zwecke durch das 
Könige. Decanat eine bejondere Liquidation (wozu die Formularien 
bei dem Gonfiitorial-Secretariate zu beziehen find) angefertigt und Dem 
Königl. Conſiſtorium zur Anmweifung vorgelegt. 


AAS Die Kirche, 


6. Wenn die Diözefan-Geiftlihen eine Pfarrei zu verfehen Haben, fo 
gejchieht Dies in der durch das Königl. Decanat feftgefeßten Reihen- 
folge, und fie dürfen ſich in dieſer Beziehung Feine willführlichen 
Abweichungen erlauben, 

Es erging in dieſer Beziehung nachftehende Gonfiftorial: Entjchließung 

vom 18. October 1844: 

„Es haben fich in neuefter Zeit die Fälle wiederholt, daß die mit der Ver— 
wefung erledigter Pfarreien, namentlich mit der Abhaltung der fonntäglichen 
Predigten amtlich beauftragten Pfarrer, theild dieſer Pflicht nicht genügt, theils 
ohne Vorwiſſen des Decanatd Andere ihrer Gollegen — jelbft außerhalb des 
Decanatd — um Vertretung angegangen haben, ohne derjelben jicher und gewiß 
zu fein. — Zwar verfennt man das Befchwerliche der Aufgabe, neben den 
gewöhnlichen, nicht ſpärlich zugemefjenen Berufsarbeiten in anderen Pfarreien 
folche zu übernehmen, keineswegs; das Königl. Eonfiftorium Hat auch, wo es 
immer thunlich war, Sorge getragen, daß dieſe Laſt möglichit erleichtert werde; 
allein in demjelben Maße befteht die Pflicht, für Die Gemeinde zu forgen, Die 
durch Erledigung einer Pfarrei ohnedem in mancher Beziehung in der Seeljorge 
fich verkürzt finden muß. 

&3 ergeht demgemäß an die Königl. Decanate die gemefjene Weifung, 
bei perfönlicher Werantwortlichkeit über genauen Vollzug der angeordneten Ver: 
weſung zu wachen, mithin in feinem Falle zu dulden, daß die mit einer Predigt 
beauftragten Geiftlichen andere, jelbft außerhalb des Decanats, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung des Decanat3 fubftituiren; vielmehr find Die Pfarrer anzu: 
weifen, in einem unausmeichlichen VBerhinderungsfalle jehleunig und rechtzeitig 
dem Decanate Anzeige zu erftatten, damit dieſes weitere firforgende Maßregeln 
zu treffen in den Stand gefeßt ſei. Selbft in dem Falle einer unmittelbar vor 
der geiftlichen Function eingetretenen Verhinderung durch Krankheit oder andere 
wichtigere Begebniffe ift das Decanat, oder wenn dieſes zu entlegen ift, die 
Gemeinde, welche den Gottesdienft gewärtigt, durch einen Expreſſen in Kenntniß 
zu jeßen, damit nicht den Gemeindegliedern, befonderd den Parochianen durch 
vergebliches Warten Anlaß zur Unzufriedenheit gegeben werde. Gontraventionen 
find durch energifches Einfchreiten zu rügen, um folche immer feltener werben 


zu laſſen. 
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Fünfter Titel. 


Gircumfceription und Dismembration der Pfarreien. 


$. 56. 


1. Unter Circumſcription einer Pfarrei wirb die Feftfeßung ber 
territorialen Grenze derſelben verftanden. Wird diefe territoriale Grenze durch 
Losreißung einzelner Theile der Pfarrei und Zutheilung berjelben zu einer 
andern alterirt, fo wird dies Dißmembration genannt. 


2. Die proteftantifchen Pfarreien der Pfalz wurden nach vollzogener 
Vereinigung durch Allerhöchfte Königl. Entſchließung vom 29. November 1820 
neu circumferibirt und Diefe Gircumfeription in dem Intell.Bl. von 1821, 
©. 181, öffentlich befannt gemacht. 


3. Der $. 76, litt. e der II. Berf.-Beilage hat die Eintheilung der 
Decanatd: und Pfarrjprengel unter Die Gegenftände gemifchter Natur eingereiht, 
bei welchen von der Kirchengewalt ohne Mitwirfung der weltlichen Obrigkeit 
feine einfeitigen Anordnungen gejchehen dürfen. 

(II. Anh. zur II. V.B. $. 11, 19, litt. f. ©. 27, 157 oben.) 


4. Ueber das Verfahren bei beabfichtigten Veränderungen in den Pfarr: 
iprengeln beftehen folgende höhere Verordnungen: 


a) Allerhöchſte Entfhließung vom 18. Juli 1825: 


Wenn in Zukunft Veränderungen in den Pfarrjprengeln fir nöthig 
erachtet werden fjollten, jo fteht die Inſtruction dem proteftantifchen Eonfiftorium 
zu, welches fich darüber mit der Königl. Regierung zu benehmen hat. 

Ueber die vorzunehmenden Ein» und Auspfarrungen find die betheiligten 
Kirchengemeinden von dem Gonfiftorium zu vernehmen. Der Regierung aber 
wird überlaffen, die Vernehmung der politifchen Gemeinden einzuleiten, in jo 
fern Diefelben dabei betheiligt fein follten. 


b) Verordnung vom 13. Juli 1811 (A.:Hdb. J., ©. 207): 


1. Die Beranlafjung und Motive einer vorzunehmenden Dismembration, 
e8 möge dann darauf ankommen, eine Ortjchaft oder eine gewiſſe Yamilien- 


Anzahl einer andern, 3. B. näher und bequemer gelegenen Pfarrei einzuverleiben, 
Hantbuß der Berfaffung und Verwaltung der pret.sen. Kirche ber Plalz— 29 
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oder für fie eine eigene Geeljorge entweder in ber Eigenſchaft einer felbft- 
ftändigen Pfarrei oder einer Expoſitur zu conftituiren, müflen gehörig gewürdigt 
und angegeben werben. 


2. Die Seelenzahl jowohl der Ortſchaft oder des Antheils, welcher 
einer Veränderung in Anjehung des Pfarrverbandes unterliegen fol, als auch 
ber Pfarrei, von welcher Diejelben getrennt, jo wie von jener, zu ber "bie neue 
Einverleibung gejchehen joll, muß genau bergeftellt werden. 


3. Die Entfernung eines ſolchen Ortes oder Antheild von der bis- 
herigen Pfarrei jowohl, ald derjenigen, zu welcher derjelbe Fünftig fommen fol, 
dann der jonft zunächit gelegene, muß unter Bemerkung der BVerhältniffe der 
Wege und Communication zu demjelben, und unter Beilegung einer Diftanzen- 
Tabelle über die jämmtlichen in Frage ftehenden Ortjchaften angegeben werben. 

Zur anſchaulichen Daritellung follen auch deutliche und detaillirte 
Situationgzeichnungen mit vorgelegt, und dieſe entweder aus ſchon vorhandenen 
Hülfsmitteln, z. B. der Gatafter: und Steuervermeffungs-Gommiffion ꝛc. oder nad) 
Umftänden eigens und wenigſtens durch deutliche Handrifje, jo weit fie zureichen, 
bergejtellt werden. 


4. 63 muß angezeigt werden, welche Schule bisher die Kinder eines 
ſolchen Antheils oder Ortes bejucht Haben, und weldhe Schule für ihren 
Beſuch am bequemſten gelegen fei. 


5. Der Umjtand, ob bei der Pfarrei, zu welcher die Zutheilung ge 
ſchehen ſoll, dadurch die Ausübung der Seeljorge jowohl überhaupt, als insbe: 
jondere für das beizulegende Object nicht zu bejchwerlich werde, und ob bie 
Pfarrkirche zur Aufnahme der vermehrten Seelenzahl geräumig genug fei, darf 
eben jo wenig außer Acht gelafjen werden, ald die Erwägung, welches Recht 
eine folche Gemeinde, deren Aus: und Einpfarrung in Frage fommt, in Anjehung 
hergebrachter Gottesdienfte habe, ob Dieje nothwendig jeien, und wie fie in ber 
Folge Statt haben können. 


6. Die Erträgniffe, welche aus dem Orte oder Antheile, der das Object 
ber Dismembration ift, fowohl für den Pfarrer, ald den Kirchendiener und 
Schullehrer nach) einem Durchfchnitte von 10 Jahren fließen, — fo wie ber 
Betrag der Nevenüen der betreffenden beiden Pfarreien überhaupt müffen genau 
angegeben und dabei erwogen werden, ob allenfalld gegen Die Regel der ent- 
jprechenden Ueberweifung der pfarrlihen Revenüen mit dem betreffenden Bezirke, 
zur Vermeidung einer zu großen Schmälerung der Cinfünfte der bisherigen 
Pfarrei, mit Ausnahme der in jedem Falle an den neuen Seeljorger über- 
gehenden Gafualgebühren ein Theil der übrigen pfarrlichen Rente oder Diane 
ganz vorzubehalten fein möchte. 
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7. Kommt die Errichtung einer neuen Pfarrei für den in folcher Art 
zu trennenden Pfarrantheil in Antrag, jo muß insbefondere ‚genau unterjucht 
und hergeftellt werben, in wie ferne Durch die aus der betreffenden Gemeinde 
fließenden Renten oder jonft vorhandenen Mittel die zur vollen Suftentation 
des Seeljorgerd, dann zur Herftellung und Unterhaltung der erforderlichen 
Wohnungegebäude ꝛc. nöthigen Fonds aufgebracht werden können. — Gleiches 
ift au) in Anjehung des Umftandes zu beobachten, wenn der neuen Pfarrei der 
ihr zugehenden Parzellen wegen ein Vicar nöthig wird. 


8. Die Gemeinde, deren Pfarrverband verändert werben fol, muß 
darüber gehörig vernommen werden. Auch muß die Anzeige gemacht werben, 
welche bejondere DVerbindlichfeiten etwa eine folche Gemeinde zu ihrer ganzen 
bisherigen Pfarrgemeinde oder der Pfarrei trage. 


9. Die betreffenden beiden Pfarrer — fowohl jener, von dem ein 
Theil abgepfarrt, als jener, dem er zugewieſen werden fol — müfjen mit ihren 
Erinnerungen vernommen werben. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Von der Vorbereitung zum geifllichen Amte oder von den 
Pfarramts = Candidaten. 





Erfter Titel. 
Bon den Studierenden der Theologie und von den theologijchen Stipendien. 





$. 91. 
Studierende der Theologie. 


1. Die Studierenden der Theologie müffen ſich fchon auf dem Gymnafium 
zu ihrem wichtigen Lebensberufe gründlich vorbereiten und bejonders vielen Fleiß 
auf das Studium der alten Sprach, mit Einjchluß des Hebräijchen, verwenden. 

2. Nach erlangtem Gymnafial-Abfolutorium müſſen fie auf der Univerfität 
neben ihrem Fachſtudium auch noch die allgemeinen Wiffenjchaften ftudierer und 
wenigjtend acht orbentlihe WVorlefungen aus dem Gebiete der philojophijchen 
Facultät hören. 

Un die Stelle des erſten Univerfitätsjahres kann der Beſuch eines 
Lyceums treten, 

3. Die Studierenden der Theologie können alle Univerfitäten innerhalb 
der deutſchen Bundesſtaaten bejuchen. 

Zum Beſuch der außersdeutjchen Univerfitäten bedürfen fie der Grlaubniß 
des Königl. Staat3minifteriums des Innern für Kirchen: und Schulangelegenheiten, 

Die deßfallſigen Gefuche find bei der Königl. Kreisregierung einzureichen. 





$. 58. 
Theologiſche Stipendien. 


Für Die vereinigte Kirche der Pfalz beftehen folgende ausſchließlich 
thbeologijche Stipendien: 

1. Das Stipendium Bernhardinum in Utrecht, geftiftet von einem 
pfälziichen Landsmann Daniel Bernhard von Franfenthal. (Vergleiche 
den Aufſatz im Intell.Bl. 1819, ©. 448.) 
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Der Fond wird von der theologischen Facultät in Utrecht verwaltet, Die 
auch die Stipendien vergibt. * 

Ein Stipendium beträgt dermalen 400 fl. jährlich. 

Das Stipendium muß bei der theologischen Facultät in Utrecht nachge- 
fucht werden. 1) 

Bum Beſuch der außerdeutjchen Univerfität Utrecht ift, wie im vorigen 
$. bemerkt, eine bejondere Erlaubniß erforderlich. 

2. Bufolge RegierungssEntjchliegung vom 23. Juli 1819 wird aus dem Gon- 
victoriftenfond zu Bweibrüden ein theologiſches Stipendium von QU0 fl. verabreicht. 

Diejes Stipendium wird von der Kirchichaffnei-Verwaltung in Zwei— 
brüden mit Guratel-Genehmigung vergeben. (Intell.Bl. 1819, ©. 425.) 

3. Der pfälzifche Landrath hat für Studierende der proteftantifchen 
Theologie in dem Kreisfond ein Stipendium von 200 fl. gegründet, welches von 
der Königl. Kreisregierung verliehen wird. 

4. Die Kirchjchaffnei-Verwaltung zu Zweibrüden hat zwei Stipendien 
geftiftet, jedes zu 150 fl., wovon das eine auf den Vorjchlag des Königl. Con— 
ſiſtoriums und, das andere auf den Vorfchlag der Kirchfchaffnei-Verwaltung durch 
Seine Majeftät den König verliehen wird. 

Die Gefuche find bei der Kirchjchaffnei-Verwaltung einzureichen. 

5. Ebenſo bat die Kirchichaffnei-Verwaltung Guttenberg ein Stipendium 
von 100 fl. geftiftet, welches ebenfalls durch Seine Majeftät den König auf 
den Vorſchlag des Königl. Confiftortums verliehen wird. 

Die Geſuche find bei der Kirchſchaffnei einzureichen. 





. 2) Auszug aus 
LEGES, 
QU!BUS TENENTUR IUVENES PALATINI, THEOLOGIAE STUDIOSI IN 
ACADEMIA RHENO - TRAIECTINA, STIPENDIO BERNARDINO 
FRUENTES, Ä 


8. 1. Qui stipendio Bernardino frui eupit, hunıc, „ante mensem Maium“ anni,quo 
ei in Avademiam Rheno-Traieotinam proficiscendi est animus, adir, 
oportet Facultatem Theologioam huius Academiae, misso libello,,supplioe, 
Latine scripto, cum adiunctis testimoniis, scriptis, vel Latine, vel Germanico idiomate at 
literis Romanis. Nam eorum, quae vulgari scripturä Germanicä currente, quae dieitur 
eonsignata fuerint, nulla ratio habebitur. His igitur constet testimoniis: 1. de 
aetate petentis; 2. de loco in veteri Palatinatu, quo natus sit; 8. de linguae Latinae 
Graecaeque probabili, quam sibi comparaverit, notitiä, quä Professorum lectionibus utiliter 
interesse possit; 4. de honestis ipsius moribus; 5. de fidei professione, quä Ecelesiae 
Reformatae sit addietus. Tandem, in libello, quem offeret, supplici sincerum profitebitur 
consilium, post absoluta studia academica in patriam redeundi, ut ibi, Deo iuvante, pie 
sancteque Doctoris atque Antistitis munus obeat. 
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6. Bei der Kirchſchaffnei Obermofchel befteht ein Stipendium im Betrage 

von 200 fl., welches diefe Verwaltung mit Guratel-Genehmigung felbft verleiht. 

‚ Diefe8 Stipendium erhalten vorzugsweife Söhne von Pfarrern und 
Kirchendienern und Candidaten, die in einer der zum Bezirke der Rirchichaffnei 
Obermofchel gehörigen Gemeinde ihren Wohnſitz haben. 

7. Die proteftantifche Pfarrwittwenfaffe hat einen Betrag von jährlich 
1600 fl. für theologıfche Stipendien feftgefegt, worauf übrigens nur Pfarrers: 
fühne aus der Pfalz Anfpruch machen können. 

Diefe Stipendien hat das Königl. Gonfiftorium zu verleihen, -bei dem 
auch die Gefuche einzureichen find. 

Die Satzungen dieſer Stipendienftiftung find bei den Verhandlungen ber 
8.6. von 1853, ©. 132, 133, 137 oben abgedrudt worden. 

8. Der nunmehr verftorbene Königl. Ober-Conſiſtorialrath Dr. Fuchs 
in München und feine Gemahlin haben zum Beften proteftantifcher, an der Unts 
verfität Grlangen Theologie-Studierender eine Stiftung von taufend Gulden 
errichtet „als ein kleines Zeichen der fortdauernden Anhänglichkeit an dad Yand 
„der Geburt und erften amtlichen Anftellung des Schenfgeberd zu Wachenheim 
„im Sabre 1796.“ 

Die jährlich anfallenden Zinfen dieſes Kapital follen einem Studierenden 
ber proteftantifchen Theologie aus der proteftantifch-evangelifch-chriftlichen Kirche 
der Pfalz zu Theil werden. Die Verleihung fol für das letzte oder auch die 
beiden letzten Univerfitätsjahre geſchehen. 

Das Königl. Eonfiftorium Hat das Verleihungsrecht. 

(6.:@. vom 5. Februar 1845.) 

9. Die Rom'ſche Stiftung. 

Der verftorbene Lyceal-Profeffor Earl Wilhelm Rom zu Speyer hat 
mittelft Teftamentd vom 28. Juli 1840 der proteftantifch-evangelifchen Kirche 
der Pfalz ein Legat von 1000 fl. vermacht, „zur Beförderung eined gründlichen 
„Studiums der theologifhen Wiffenfchaften, verbunden mit chriftlichem Sinne 
„und ernftlihem Streben, würdige Seelforger zu werben.” Demnach 
fol der Rentenertrag alle zwei Jahre alternirend, das eine Jahr dem durch 
Fleiß und Wandel würdigften unbemittelten der Theologie befliffenen Pfälzer 
zur Unterftüßung ertheilt werben. 

Die Entfcheidung der MWürdigfeit Bleibt der Würdigung des Königl. 
Conſiſtoriums anheim geftelt. Das andere Jahr foll der Nentenertrag als 
Preis für die Beantwortung einer Frage aus dem Gebiete der Theologie dienen. 

10. Die Kirchichaffnei Zweibrüden bat vier weitere Stipendien, jedes 
zu 150 fl., audgejeßt, und zwar in fo lange, als die geiftlichen Gefälle dieſe 
Ausgabe zu ertragen im Stande find, demnach nicht als unmiderrufliche 
Stiftung. 
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Drei diefer Stipendien find für Theologie- und das vierte für einen 
Theologie- und Philologie-Studierenden ausgefeßt. 

Die Verleihung gefchieht durch die Kirchjchaffnei: Verwaltung mit Vorbe- 
halt der Genehmigung der Königl. Kreisregierung im Cinvernehmen mit dem 
Königl. Conſiſtorium. 


$. 59. 


Befreiung der Studierenden der Theologie von der Eonieription 
und Militärpflicht. 


4. von der Gonfeription und Militärpflicht find befreit 
b) der geiftliche Stand. 

Als dem geiftlichen Stande angehörig werben betrachtet bei den Katho— 
lifen diejenigen, welche die höheren Weihen wirklich erhalten, oder in Klöſtern 
mit der Bewilligung der zuftändigen Landesbehörde Tebenslängliche Gelübde 
abgelegt haben; bei den Proteftanten diejenigen, welche förmlich” orbinirt 
worden find. 

($. 14 des Heerergänzungs-Geſetzes.) 

Die dem Militärverbande angehörigen Candidaten der Theologie, welche 
ordinirt worden find, müfjen binnen 4 Wochen nach erlangter Ordination ihre 
Gntlaffung aus dem Militärverbande bei dem Königl. Conſiſtorium nachweifen. 
(M.-E. vom 16. Det. 1831, 22. Sept. 1831, 8. Oct. 1833, Döllinger X., 

©. 178—180.) 


2. Auf vorläufige Zurüditellung und Befreiung von dem Abmarfche 
haben auch diejenigen Gonferibirten Anſpruch, welche nad vorfchriftmäßiger 
Prüfung mit Tandesherrliher Genehmigung in ein Glerical-Seminar oder in 
das Noviciat eines Klofterd eingetreten find, und fich nicht durch Unfleiß oder 
Unfittlichfeit ıhre3 Fünftigen Berufes unwirdig gemacht haben. 

Gleiche Anſprüche haben die proteftantifchen Candidaten der Theologie, 
wenn fie eine vom homiletiſchen Collegium approbirte Predigt gehalten, und ein 
günftiges Zeugniß der theologifchen Facultät über ihre Fähigkeit und Sittlichkeit 
bei ebracht haben, 

‚ Wenn ein Candidat der Theologie, welcher auf den Grund diefer Ber 
ftimmungen zurücdgeftelt wird, das Glerical-Seminar, das Kloſter oder das 
Studium der Theologie überhaupt verläßt, ohne die höheren Weihen oder Die 
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Ordination erhalten zu haben, jo foll derſelbe zu der erften darauf folgenden 
Aushebung gezogen werden. 
($. 47 des Heerergänzungs-Geſetzes.) 
' Das Beugniß der theologifchen Facultät muß jedes Jahr, jo lange bie 
Zurüdftellung dauert, erneuert werden. ! 
($. 58 der Vollzugs-Vorſchriften.) 

Durch die in Folge der beftandenen Prüfung erfolgte Aufnahme eines 
Studierenden der Theologie unter die Pfarramts-Candidaten iſt den Vorſchriften 
des $. 47 des Geſetzes genügt, und es bedarf in dieſem Falle nur der Bei— 
bringung des betreffenden Prüfungs-Zeugniffes. 

3. Mle Studierende, demnach auch die Studierenden der Theologie 
haben Anſpruch auf Zurüditellung, wenn fie 

a) an den Gymnafien und den benfelben gleichftehenden Lehranſtalten 

durch alle Claſſen unter den erften waren, oder 
b) an den höheren Unterrichtsanftalten des Reiches als Preijeträger aus- 
gezeichnet worden find. 
($. 49 des Heerergänzungs-Gefeges.) 

Als erfte find diejenigen Schüler zu betrachten, welche im erften Fünftel 
ihrer Klaſſe fich befinden. 

($. 61 der Vollzugs-Vorſchriften zum Heerergänzungs-Geſetze.) 

Diejenigen Studierenden, welche fich bereit3 auf der Univerfität befinden, 
und aus dem Grunde des $. 49 cit. zurüdigeftellt fein wollen, haben außerdem 
noch ein Zeugniß über ihr fittlich gutes Betragen während ihres Aufenthaltes 
auf der Univerfität beizubringen. ($. 64 V.V. cit.) 

(M.-E. vom 15. April 1836, Döllinger X., ©. 236.) 

4. Die Studierenden der Theologie, welche nicht im Falle find, auf 
den Grund der SS. 47, 49 (AR 2, 3 oben) einen BZurüdftellungsanfpruch 
geltend zu machen, können, wenn fte fich ſonſt Durch Fleiß und fittliches Betragen 
auszeichnen, mit ftändigem Urlaube begünftigt werben. 

(M.-E. vom 30. April 1841, Döllinger XXV., ©. 59.) 

5. Die in den $$. 47, 49 (Me 2, 3) ausgefprochenen Zurüdftellungen 
werden aufgehoben, fowie der Krieg eintritt. Die Zurüdgeftellten müſſen 
fodann nad) der Ordnung ihrer Zurüdftellung in Die Armee treten. 

($. 50 des Heerergänzungs-Gejehes.) 

6. Ale Zurüdftellungsgefuche müfjen gleich nach erfolgter Anmeldung 
zum Gintrage in die Conſcriptionsliſte und Tängftens bis zur Meffung bei dem 
Königl. Landeommiffariate angebracht werden. ($. 28 der Vollz.Vorſchr.) 

Dem auf freiem Papier abzufaffenden Geſuch find die vorgefchriebenen 


Beugnifft gleich beizufügen. 
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Zweiter Titel. 


Prüfung der Pfarramts-Candidaten, Ordination und Aufficht 
über biejelben. 





$. 60. 
Prüfung. 


41. Snftruction irber die Prüfung der theologiſchen Candidaten. 


J. Abfchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


1. Da e3 vor der Verleihung geiftlicher Amtöftellen von der größten 
Wichtigkeit ift, daß der Staat die gegründete Ueberzeugung von der erforderlichen 
Tauglichkeit der anzuftellenden Religionslehrer, und von ihrem gewiljenhaften 
Eifer, durch Lehre und Wandel Gutes zu ftiften, erhalte; fo ift eine forgfältige 
Prüfung jowohl der Fähigkeiten und Kenntniffe, als der Lehrgefchidlichkeit und 
Aufführung aller derer vorzunehmen, welche fich dieſem Amte beftimmt haben. 

2. Diefe Prüfung ift eine doppelte. Die erfte oder Aufnahms— 
prüfung fol ſogleich nach geendigten akademischen Studien, und vor ertheilter 
Erlaubniß, zu predigen und geiftliche Amtshandlungen im Namen Anderer ver- 
richten zu dürfen, vorausgehen, und überhaupt die Tauglichkeit zu Diefen Ge 
jchäften erforfchen. Die zweite oder Anftellungsprüfung foll vor der 
wirflihen Anftellung im Pfarramte ftatt finden, und über die Würdigfeit zur 
Bekleidung einer geiftlichen Amtsftelle entjcheiden. 

3. Beide Prüfungen follen theild in der Unterfuchung der vorzulegenden 
Beugniffe des Eraminanden über feine vorfchriftsmäßige Bildung zum Lehramte, 
und über fein moralijche8 Verhalten, theild in fchriftlicher und mündlicher Er- 
forfhung feiner Fähigkeiten, Kenntniffe und Gejchidlichkeit beftehen. 

4. Nach dem Erfolge diefer Prüfungen joll über die Dualification des 
Candidaten entjchieden, und ihm feine Befähigungdnote, im Verhältniffe zu 
andern gleichzeitigen Candidaten ober zu ben ‚übrigen Gompetenten um eine 
erledigte Pfarrftelle zugetheilt werden. 

5. Nach der Beichaffenheit dieſer Befähigungsnote fol alddann ſowohl 
die frühere und befjere Anftellung, ald die Fünftige weitere Beförderung fich 
richten. 
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II. Abſchnitt. 


Erſte oder Aufnahmsprüfung vor der Aufnahme unter die Zahl der 
Pfarramts-⸗Candidaten. 


(Examen prò licentia concionandi et sacra administrandi vicario nomine.) 


$.1. 
Erridtung einer Prüfungs-Commiſſion. 

Die erfte Prüfung der proteftantifchen theologiſchen Studierenden, welche 
ſich dem chriftlichen Lehramte gewidmet haben, findet vor einer Prüfungs: 
Commiffion ftatt, die das Königl. Conſiſtorium jedes Jahr ernennen wird. 

$. I. 
Beitimmung des Termins der Aufnahmsprüfung. 


In den nächften vierzehn Tagen nach dem Schlufje eines jeden Studien- 
jahres wird von dem Königl. Gonfiftorium ein Termin zur Aufnahms— 
prüfung angefeßt, und wenigſtens ſechs Wochen vorher öffentlich befannt gemacht, 
in welchem fich alle Diejenigen zur Prüfung einfinden müſſen, welche ihr theo- 
logijches Univerfitätsftudium vorfchriftsmäßig vollendet haben. Sollten fid mehr 
als ſechs Studierende in einem ſolchen Termin melden, fo ift adıt Tage nad) 
dem angejegten Termine eine Prüfung der übrigen Angemeldeten vorzunehmen. 


$. III. 
Anmeldung zur Prüfung und beizubringende Zeugniſſe. 


a) Feder die Academie verlaffende ftudierende Theolog ift verpflichtet, 
vier MWochen vor dem Schluffe des Jahres fich jchriftlich bei dem Königl. 
Sonfiftorium um Aufnahme zur nächften bevorftehenden Prüfung anzumelden, 
und um Mittheilung des Textes zu der auszuarbeitenden Probepredigt und 
nähere Anweifung wegen des Tages, an welchem er ſich zur Prüfung zu ftellen 
bat, zu bitten. 

b) Diefer Anmeldung bat jeder Studierende fogleich die erforderlichen 
Zeugniſſe beizulegen, nämlich : 

1. das erhaltene Schulzengniß der Reife zur Univerfität; 

2. verfchlofjene Zeugniffe von jedem Profeffor, bei weldyem er Vor— 
lefungen gehört hat, worin nicht Bloß der Fleiß im Beſuche der 
Vorlefungen, jondern auch die Ausbildung für ein moralifches und 
wohlanftändiges Betragen bezeugt werden joll; 

3. ein Zeugniß des academifchen Senats und Gerichtes über Die Legalität 
feiner Aufführung auf der Univerfität. 

c) Eben diefer Anmeldung hat jeder Studierende eine genaue Beant- 

wortung folgender Fragen in Form eines felbit entworfenen kurzen Lebenslaufeg 
beizufügen: 
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. Wie der Examinand heiße? 

. Woher derfelbe gebürtig fei? 

. Wie alt er fei? 

. Wer defjen Aeltern feien? ob fie noch leben und wo fte ſich aufhalten ? 

. Auf welchen Schulen der Graminand ehedem Unterricht erhalten und 

bis in welche Claſſe er gefommen fei? 

6. Auf welcher Univerfität er ſtudirt? — wie lange? — was für Golle 
gien er gehört, und bei wen? 

7. Wo und wie er die Zeit nachher verwendet? 

8. Welche Zeugniffe er über das Alles aufweifen könne? (diefe Zeugniffe 
find im Originale oder in beglaubter Abjchrift beizulegen.) 

9. Wo er zunächft ſich aufzuhalten gedenke? 

10. Was er zur Vorbereitung auf päbagogifche und didaktiſche Gefchäfte 
bisher gelernt und geübt habe; 

11. Ob er ſich dem öffentlichen Unterrichte an den Studienfchulen und 
Stubieninftituten widmen wolle? auf welche fpeziele Wifjenjchaften er 
den meiften Fleiß verwendet habe? 

12. Ob und wo, auch für wen er biäher geprebigt habe? 


d) Kein fludierender Theolog darf ohne Befondere, nur aus wichtigen 
Gründen von dem Gonfiftorium zu ertheilende Dispenfation fpäter, als im erften 
Monate nach geendigten Univerfitätsftudien fi) der Aufnahmsprüfung unter: 
werfen. 


e) Trifft, nad) Ausfage ber vorgelegten Zeugnifje, einen zur Prüfımg 
fommenden flubierenden Theologen der Vorwurf des Leichtfinned, der Vernach— 
läffigung feiner Studien und Pflichten oder der Unfittlichkeit, fo hat das Königl. 
Gonfiftorium foqleih mit dem acabemifchen Senate nähere Rüdfprache darüber 
zu pflegen, und im Falle, daß der gemachte Vorwurf zum öffentlichen Anftoße 
gereicht, den Studierenden von der Prüfung abzumweifen; im alle minderer 
Vorwürfe aber dem Studierenden nicht nur bei feinem Grfcheinen zur Aufe 
nahmsprüfung eine nachdrüdliche Ermahnung zur Befferung zu ertheilen, fondern, 
daß dieſes gefchehen fei, auch in dem Protofolle der Prüfung ausbrüdlich zu 
bemerfen, damit in dem Attefte feiner Aufnahme unter die Sandidaten (wenn 
er berjelben fonft nicht unmürdig befunden wird) davon Notiz gegeben, und 
dadurch der Decan, in deffen Diöcefe fich ein ſolcher Gandivat aufhält, und 
dem er fein Aufnahmsatteft vorzuzeigen hat, aufmerffam gemacht werben fann, 
ihn in Anfehung feines Lebenswandeld defto forgfältiger zu beobachten. Auch 
ift ein folcher Candidat bei feiner fünftigen Anftellungsprüfung verbunden, feine 
erfolgte Befferung durch Beugniffe der Decane, unter deren Aufficht er geftanden 
ift, nachzuweiſen. 
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$. IV. 
Aufzugebende praftiiche Probearbeiten für die Eraminanden, 

a) Jedem fich zur Prüfung anmeldenden Studierenden gibt das Königl. Gon- 
fiitorium fpäteftend 4 Wochen vor dem zur Prüfung anberaumten Qermine 
einen biblifchen Text auf, worüber derjelbe eine Predigt auszuarbeiten, und 
folche mit der dabei zum Grund gelegten Dispofition, acht Tage vor dem ihm 
beftimmten Tage feiner perfönlichen Stellung zur Prüfung, an das Königl. Eon- 
fiftorium einzuſchicken hat. 

b) Bei der Ausarbeitung diejer Predigt hat fich der Studierende genau 
an die im Texte liegende Materie zu halten, und die Predigt jo populär abzu= 
fafjen, wie er fie vor einer gemifchten Gemeinde zu halten gebächte. 

c) Dieje Predigt wird an dem von dem Königl. Gonfiftorium zu be- 
ftimmenden Tage und Orte beim öffentlichen Sonntags: oder Wochengottesdienfte 
vor verjammelter Gemeinde, und im Beijein der Prüfungscommiffion, von 
dem Gandibaten frei aus dem Gebächtniffe abgelegt. 

d) Nach Endigung der Predigt geben die Eraminatoren dem Gandidaten 
fogleich die nöthigen Erinnerungen wegen des Memorirend, der Declamation, 
des Außern Anftandes und der Action. 

e) Das Goncept der Predigt cireulirt fodann innerhalb der letzten acht 
Tage vor der mündlichen Prüfung bei den Mitgliedern der Prüfungscommifjion 
welche demfelben ihre Genfur über Inhalt und Darftellung fchriftlich beilegen. 

f) An demfelben Tage, an welchem die Probeprediat abgelegt worden 
ift, oder auch an dem Tage nachher, bat der Kandidat in dem Sitzungslokale 
der Prüfungscommiffion, und im Beifein der Mitglieder desjelben, mit einigen 
dazu Deftellten Kindern aus einer öffentlichen Schule eine kurze Probe im 
Gatechifiren, über eine ihm an dem Tage zuvor befannt zu machende Materie, 
anzuftellen. 

g) Nach geendigter Catechifation wird von dem Examinator, welcher bei 
der Prüfung das Fach der Gatechetif zu behandeln hat, dem Gandidaten be- 
merklich gemacht, was an feiner Probecatechiſation Beifalls- oder Tadelnswerthes 
beobachtet worden ift. 

$. V. 
Schriftlihe Prüfung. 

a) Die Mitglieder der Prüfungscommiffion vertheilen unter ſich Die 
verſchiedenen theoretifchen und praftijchen Gegenftände, worüber geprüft werben 
fol, nach gemeinfchaftlicher Verabredung. Das Königl. Gonfiftorium gibt die 
Ichriftlich zu beantwortenden Fragen auf, welche dem zu Ggaminivenden in den 
nächften Tagen vor der mündlichen Prüfung, nach der Reihe, wie er fie zu 
beantworten hat, und erft unmittelbar vor der Ausarbeitung feiner jchriftlichen 
Antworten mitgetheilt werden dürfen. 
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b) Die Abfaffung der Grtemporalauffäße zur Beantwortung dieſer 
Fragen gejchieht im Situngszimmer des Königl. Conſiſtoriums, unter Aufficht 
des Secretärd, welcher zu verhüten hat, daß die gleichzeitig an der Beant- 
wortung diefer Fragen arbeitenden Studierenden ſich nicht einander einhelfen, 
jondern jeder Bloß aus eigenem Nachdenken feine Aufjäße verfertige. 

ce) Es muß dabei der Examinand blos jeinen eigenen Kräften überlaffen 
bleiben, ohne mit andern Hülfsmitteln, ald dem Grundterte des alten und neuen 
Teftaments, und einer Bibelconcordanz, verjehen zu fein. Nur wenn er aus 
Uengftlichkeit und Mangel an BZutrauen zu feiner Sprachkenntniß es bejonders 
verlangt, kann ihm auch die Eirchliche Bibelüberfegung und ein Iateinijches 
Wörterbuch dabei zu gebrauchen verftattet werden. 

d) Eine von den aufzugebenden Fragen joll dogmatifchen, eine andere 
ethifchen Inhaltes fein, und bei deren Bearbeitung die genaue Beftimmung ber 
Begriffe und Ausdrüde, die Führung der Beweiſe au Vernunft und Schrift, 
die Darftellung der Lehre nad) dem EFirchlichen Syfteme und ihre praftifche 
Behandlung, forgfältig berüdjichtigt werden, 

e) Zwei andere Fragen jollen egegetijchen Inhaltes fein, und die Er- 
klärung und Anwendung einer altteftamentlihen und einer neutejlamentlichen 
Stelle betreffen, wozu indefjen nie eine fehr jchwierige, oder eine erſt durch 
Fritifche Unterfuchungen zu berichtigende Stelle, jondern ein kurzer Abjchnitt der 
Bibel zu wählen ift, bei deſſen Bearbeitung der Candidat Gelegenheit Hat, 
theild jeine Befanntjchaft mit dem Sprachgebrauche der Bibel und mit den 
Regeln der Schrifterflärung zu zeigen, theils feine Geſchicklichkeit in populärer 
und praftiicher Erläuterung des Zuſammenhanges und Sinnes biblifcher Aus: 
jprüche, und in Angabe der dogmatifchen und moralijchen Wahrheiten, womit 
diefer Sinn in Beziehung fteht, an den Tag zu legen. 


f) Zwei weitere Fragen jollen aus der Kirchen und Dogmengejchichte, 
bejonderd des Neformationgzeitalters, gewählt werden und ſo beſchaffen fein, 
daß jie ohne Hülfemittel beantwortet werben fönnen, und mehr zur richtigen 
Beurtheilung biftorifher Angaben und zur pragmatijhen Darftellung derjelben, 
ald zur bloßen Wiederholimg ins Gedächtniß gefaßter Notizen Anlaß geben. 


g) Um nicht durch zu beftimmte Fragen das Feld der Antwort zu 
jehr zu begrenzen, kann dem Gandidaten auch bloß aufgegeben werden, über 
einen Gegenftand aus den oben erwähnten Wifjenfchaften, der ihm angedeutet 
wird, aufzuzeichnen, was er davon weiß oder urtheilt, woraus ſich feine Beur- 
theilungsfraft und feine Bekauntſchaft mit der vorgelegten Aufgabe deſto befjer 
abnehmen läßt. 

h) Uebrigens wird es dem Graminanden frei gelaffen, welche von ben 
aufgegebenen Gytemporalauffägen er in lateiniſcher oder deutſcher Sprache 
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abfaffen will, und nur verordnet, daß wenigſtens die Hälfte derfelben lateiniſch 
bearbeitet werben joll. 

i) Die fertigen Aufjäge der Examinanden nimmt der Secretär, nad 
gejchehener Unterzeichnung des Namens ihres DVerfafjers und des Tages ber 
Abfafjung, in Empfang, und läßt fie jogleicy bei den Mitgliedern der Prüfungs: 
commijjion in Umlauf fommen, deren. jedes alddann Die Beantiwortungen der 
von ihm aufgegebenen Fragen, nachdem fie von allen Mitgliedern durchgelejen 
worden find, zur genauern Cenſur bei ficy behält. 


$. VL 
Mündlihe Prüfung. 


a) Bei der Prüfung wird die Genfur der lateiniſchen Ggtemporalaufjäge 
in lateinischer Sprache vorgetragen, um dem Gandidaten Gelegenheit zu geben, 
feine erlangte Fertigkeit im Lateinjprechen zu zeigen, Die Prüfungsgegenftände 
jelbft aber werden in deutſcher Sprache behandelt. 

b) Die Wahl der Materien zur mündlichen Unterhaltung mit dem 
Gzaminanden bleibt jedem Examinator überlajjen. Jedoch 

4. foll jederzeit die Predigt und ihre Dispofition, dann Die fchriftliche 
Deantwortung der Fragen zum Grunde gelegt werben, Damit fich 
ergebe: ob der Examinand die etwa gemachten Fehler zu verbefjern, 
die gelafjenen Lücken auszufüllen, die unbeftimmten Säge zu berichtigen 
wifje, und den Bujammenhang der abgehandelten Wahrheiten mit 
andern Hauptwahrheiten kenne; 

2. fol ein Abjchnitt aus dem neuen Teftamente in der Grundfprache 
gelejen, und von dem Examinanden nicht Bloß überfegt, fondern auch 
erklärt werben, wobei zugleich ſich Gelegenheit darbieten wird, zu 
erforjchen, in wie ferne derfelbe mit den grammatijchen und hermeneus 
tischen Negeln bekannt ſei. Da kritiſche Unterfuchungen nicht ohne 
Hülfsmitel angeftellt werden können, jo ift der Graminand damit zu 
verjchonen; es müßte denn die Rede von ſolchen Stellen fein, Die eine 
allgemeine Aufmertfamfeit auf fich gezogen haben. Zeigt der Kandidat _ 
auch Feine Befanntjchaft mit der Kritik Derjelben, jo ift er wenigſtens 
auf die allgemeinen Eritifchen Grundjäße zu führen und zu befragen: 
in wie ferne er mit dem Nußen der Kritik und mit den wichtigiten 
Regeln und Hülfgmitteln derjelben bekannt jei; 

3. auf eben diefe Art ift ein furzer Abjchnitt aus dem alten Teftamente 
zu leſen. Bei dieſer Erflärung der biblifchen Stellen müſſen jogleich 
die daraus herzuleitenden dogmatifchen und moraliihen Wahrheiten 
näher entwidelt, und darauf gejehen werben: ob der Examinand nicht 
nur deutliche Begriffe Davon habe, fondern auch den praftijchen Ein- 
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fluß dieſer Wahrheiten fenne; weßwegen er auch vorzüglich über Die 
praktischen Gegenjtände zu befragen ift; 

4. aus der Kirchengejchichte ift vornehmlich nad) den wichtigften Begeben- 
heiten, d. i. nach jolchen zu fragen, welche einen erheblichen Einfluß 
auf den Lehrbegriff und auf Die Verfaſſung der Kirche gehabt haben, 
oder noch haben. Hiebei it hauptjächlic Darauf zu ſehen, ob ber 
Candidat mit der Entjtehung des proteftantijchen Lehrbegriffes und mit 
dem Lehrſyſteme anderer chriftlichen WReligionsparteien, nach befjen 
Gründen und Gegengründen, Befannt jei, und darüber nachgedacht 
habe; 

5. aus dem Gebiete der philofophijchen Wiſſenſchaften ift befonders zu 
erforjchen: ob der Eraminand mit den Hauptbegriffen derjelben bekannt, 
vorzüglich aber: wie er überhaupt zum philofopbiichen Denken und 
Urtheilen angeleitet und darin geübt jei; 

6. ift zu prüfen: wie weit fi der Gandidat mit den Grundfäßen der 
Didaftit und Pädagogik und ihrer Anwendung vertraut gemacht habe; 

7. aus der Homiletif und Gatechetif ift wenigftend nad) der Kenntniß 
der allgemeinen Grundſätze zu fragen, weldye der Examinand während 
jeines akademiſchen Studiums fich erworben, und nach den Borübungen, 
welche er angeftellt hat; 

8. der dem Königl. Conſiſtorium beigeordnete weltliche Rath hat zu erforfchen : 
ob der Graminand wenigitens jo viele Kenntniß der allgemeinften 
Rechtöverhältniffe, der Landesgeſetze, des Kirchenrechtes und der 
Kirchenverfafjung befige, als ihm zur Führung eines Pfarrvicariats 
nöthig ift. 

ec) Was die Außere Form der Prüfung betrifft, jo haben ſich Die Mit» 
glieder der Prüfungscommijfion in die Prüfungsgegenftände jo zu theilen, daß 
jeder Examinator etliche verwandte Fächer bei der Prüfung jo meit zu behandeln 
übernimmt, ald es nöthig iſt, um die Talente und Stenntnifje des Examinanden 
gründlich zu erforfchen, und richtig zu beurtheilen. Auch ift bei jedem Fache 
die Kenntniß der Gejchichte und Literatur desjelben nicht außer Acht zu lafjen. 

Jeder Examinator muß deutlich, bejtimmt und zujanmenhängend fragen, 
und den Examinanden nicht Dadurch muthlos machen, daß er von ihm fordert, 
er joll gerade das antworten, was er ſelbſt im Sinne hat, oder daß er unbe 
ftimmte Antworten geradezu verwirft; jondern er muß feine Fragen in ſolchem 
Falle genauer beſtimmen, und durch neue Fragen den Candidaten auf das 
Mangelhafte feiner Antworten aufmerkſam machen. 

Am allerwenigiten fol der Graminator fi auf lange Selbftgefpräche 
einlaffen oder dociren und disputiren, fjondern beftändig dem &andidaten 
Belegenheit geben, feine Meinung zu entwideln, zu berichtigen und zu beweifen, 
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Wenn mehrere Studierende zugleich geprüft werben, fo fol jederzeit die Frage 
nur an einen, und am öfteften an den gerichtet werben, weldher ſich als den 
Schwächſten gezeigt hat. Bleibt diefer die Antwort fehuldig, ſo wird dieſelbe 
Frage an einen Andern gerichtet; oder kann der eine feine mangelhafte Antwort 
nicht berichtigen, fo ift der Verfuch zu machen, ob ein Anderer “entdede, worin 
der Fehler liege, und ihn verbefjern könne. Fragen, Die nur dazu dienen, ben 
Candidaten in Berlegenheit zu jeßen, jollen gar nicht gejchehen, und am wenigjten 
follen verfängliche Fragen demjenigen vorgelegt werben, der etwa ſchon betreten, 
oder an und für fich jchüchtern if. Zum Beichluffe der Prüfung haben vie 
Examinatoren demjenigen, der fi in einem oder dem andern Stüde unwifjend 
oder ſchwach gezeigt hat, zugleich eine Anweifung zu geben, wie er das Ver- 
fäumte nachholen könne, welche Bücher er vorzüglich zu ftudieren, und welche 
Uebungen er zu dieſer Abficht anzuftellen habe, 


$. VI. 
Abfaffung des Urtheils über den Eraminanden., 


a) Schon während der Prüfung ſelbſt hat jeder Examinator die vor- 
fommenden Gegenftände und den Gang der Prüfung, nebft feinem Urtheile 
über die Befähigung jede Studierenden in den einzelnen Prüfungsfächern, nach 
feiner individuellen Heberzeugung, jchriftlich kurz aufzuzeichnen, um daraus in der 
Folge nach der Stimmenmehrheit das allgemeine Urtheil abfafjen zu können. 

b) Wenn die Prüfung geendigt ift, und die Graminirten abgetreten find, 
fo wird über die Tüchtigfeit derjelben Deliberirt und ein Protokoll aufgenommen, 
worin hauptjächlich Folgendes genau anzugeben iſt: 

1. Ob der Gandidat in feiner Predigt, in feinen Exrtemporalaufjägen und 
in den mündlichen Antworten gezeigt habe, daß er fich in feiner Mut« 
terſprache grammatifch richtig, Deutlich und rein auszudrüden wife; 
denn, wen es daran fehlt, der wird weder jelbit richtig Denken, noch 
bei Andern deutliche und beftimmte Vorſtellung erregen können; 

2. ob er der lateinifchen Sprache wenigftens jo weit mächtig fei, daß er 
darin gejchriebene Werke zu feiner weitern Belehrung mit Leichtigkeit 
benugen könne. Ob er fich ſelbſt fchriftlich und mündlich Darin aus: 
zubrüden im Stande fei, und wie weit feine Fertigkeit hierin gehe; 

3. ob er das neue Teftament aus der Grundſprache richtig überjegen, 
und nad den bemwährtejten hermeneutifchen Regeln der philologijchen 
und hiſtoriſchen interpretation erflären könne; befonderd aber: ob er 
mit dem Geifte der chriftlichen Neligionsurkunden, mit dem Zwecke 
und Inhalte des Ganzen und einzelner Bücher befannt, auch mit den 
bogmatifchen, moralifchen und ascetifchen Hauptftellen derjelben ver: 
traut ſei; 
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:4. ob er. bie hebräifche Sprache wenigftens jo weit verftehe, daß er mit 
Anwendung der nöthigen Hilfsmittel das alte Teftament in der Grund: 
fprache Iefen, und bei der Auslegung des neuen Teftaments Davon 
Gebrauh machen Tönne, oder ob er weiter darin gekommen fei. 
Meberhaupt, ob er auch die Schriften des alten ZTeftamentes nad) 
ihrer DVeranlafjung und ihrem Inhalte richtig gefaßt habe, und fie 
nach ihrem Geifte und Zwecke wohl zu würdigen und praftifch anzu- 
wenden im Stande fei; 

5. wie viel umfaflend, gründlich und praftifch feine Kenntniß der dogma— 
tiſchen Theologie des Lehrbegriffes der chriftlichen Hauptparteien und 
der hriftlichen Sittenlehre jei ; 

6. wie weit er in dem Studium der theologijchen Hülfswiffenfchaften, 
vorzüglich der Kirchengejchichte, Reformationsgefchichte und Dogmen- 
geichichte, Dann in den Hauptfächern der Philoſophie gekommen fei; 
ob ihm Die Regeln der Kritik und Hermeneutif, das zur Erklärung 
homiletifcher und catecheticher Texte Nöthige von den Kenntniſſen der 
biblifhen Geographie , Chronologie, Gejchichte und Alterthümer, ſowie 
die Einleitung in das alte und neue Teftament und die theologijche 
Literatur nicht unbekannt ſei. Was er in der Homiletif und Gatechetif 
geleiftet; und mit welchem Erfolge er auch auf Didaktif und Pädagogik 
feinen Fleiß verwendet; dann welche Kenntniffe der allgemeinen Rechts: 
verhältnifje, der Landesgeſetze, der Kirchenverfaffung, des Kirchenrechts 
und der Kirchenordnnung er fich erworben habe; 

7. in wie ferne er bewiejen, daß er über das Praftifche in der Religions: 
wiffenjchaft richtig urtheile, und daß ihm überhaupt die Religion eine 
ernſte Angelegenheit jet; 

8. welche Erinnerungen ihm über Die noch auszufüllenden Lüden feiner 
Kenntniffe ſeien gegeben worden, 

c) Das jchriftlihe Urtheil der einzelnen Mitglieder der Prüfungs- 
Commiſſion über die Probeprebigt, über die Gatechifation und über Die Extem— 
poralauffäßge de8 Studierenden, nebft den während der Prüfung felbft von den 
Mitgliedern aufgezeichneten Benerfungen über den Gang und Grfolg der 
Prüfung bei jedem einzelnen Subjecte und in jedem einzelnen Prüfungsfache 
dienen zur Grundlage des allgemeinen Urtheils, welches die Commiſſion nad) 
Mehrheit der Stimmen und nad; Maaßgabe der Rubriken des vorgejchriebenen 
Schema's über jeden Examinirten beſonders abzufaffen hat. Daher jollen aud) 
dieje Spezialurtheile dem Prüfungsprotofolle beigelegt und das Protokoll jelbft 
von ſämmtlichen Examinatoren unterzeichnet werden; bei auffallender Verſchieden— 
heit des Urteils aber fteht e8 dem diſſentirenden Graminator frei, die Gründe 
jeiner Abweichung von der Mehrheit unter feiner Unterjchrift beſonders zum 

Oandbuch ber Berfaffung anb Verwaltung bes proten, Kirche ber Pfalz. 30 
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Protofolle zu geben. Diefes Protokoll ift ſodann nebft felnen Beilagen 8 Tage 
nach vollendeter Prüfung an das Königl, Conſiſtorium einzujchiden, welchem bie 
Austellung des Aufnahmsatteftes zufteht. 


$. VID. 


Ertheilung der Befähigungsnote für den Eraminirten und des Aufnahmsatteites. 


Das Königl. Gonfiftorium entjcheidet, nad) Maaßgabe des Prüfungs- 


protofolles und feiner Beilagen, ob ein theologifcher Studierender abzumeifen, 
oder der Aufnahme unter die Kandidaten würdig fei, und fertigt für denſelben 
das Atteſt nad; folgenden Grundfägen aus: 


1: 


Ein Studierender, der fich bei der Prüfung in allen in $. VI. ange 
führten Senntniffen zur billigen Zufriedenheit der Prüfungscommiffion 
gejchieft bewiefen, und wegen feines Lebenswandels ein rühmliches 
BZeugniß beigebracht hat, erhält die Grlaubniß zu predigen und Pfarr- 
vicariate zu verfehen; und in dem ihm deßhalb zu ertheilenden Attefte 
wird ausbrüdlich bemerkt, daß er bei der Prüfung fehr gut fei 
befunden worden ; 


. hat derjelbe diefe Zufriedenheit der Examinatoren, wenigftens in den 


meiften und wichtigften der im $. VL angegebenen Brüfungsgegenftände 
fi) erworben, jo wird ihm das Prädicat gut im Attejte der Aufnahme 
unter die Kandidaten beigelegt ; 


. hat überdies ein Studierender unter andern ausgezeichneten Kenntniffen 


auch eine vorzügliche Bekanntſchaft mit der heiligen Schrift, Fertigkeit 
im Schreiben und Sprechen der Iateinifchen Sprache, Hebung, fich rein 
und gebildet im Deutſchen auszudrüden, nebft gutem Anftande und 
angenehmem äußeren Vortrage auf der Kanzel gezeigt, jo wird ihm 
das Atteft der Aufnahme unter die Kandidaten mit dem Beifage 
ertheilt, daß er vorzüglich fei befunden worben; 


. wenn ein Graminand nur in einigen der im $. VI. angegebenen 


Prüfungsgegenftände noch etwas zurüd wäre, und entweder mit philg- 
logiſch⸗hiſtoriſcher Schrifterflärung weniger, ald mit der populären und 
praktiſchen vertraut, oder in gelehrter Dogmatif und wiffenjchaftlicher 
Moral weniger bewandert wäre, als in der populären und praftifchen 
Religions: und Sittenlehre oder in den Hülfswifjenfchaften der Philo- 
fophie, Philologie, Geſchichte und Literatur oder in den Disciplinen 
ber Homiletik, Gatechetif und Pädagogik zwar mangelhafte, aber doch 
durch eigenen Fleiß zu ergänzende Kenntniffe bewieſen hätte, oder nicht 
frei wäre von grammatifchen Fehlern im jchriftlichen und mündlichen 
Gebrauche der deutſchen und lateinischen Sprache, oder vüdfichtlicy des 
äußern Anftandes und Vortraged im Predigen noch mehrere Zurect- 
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. weifung bebürfte, fo erhält er, wenn es ihm fonft nicht an Anlage 


und an guten Zeugniffen feines Fleißes und MWohlverhaltens fehlt, 
zwar die Aufnahme unter die Gandidaten, jedoch wird in dem Attefte 
darüber nicht nur bemerkt, daß er nur binlänglich befähigt fei, 
fondern es find auch darin ausdrücklich Diefenigen Kenntniſſe 
und Fertigkeiten anzugeben, auf deren Grwerbung er noch größeren 
Fleiß zu wenden hat; 


. wenn ein Gyaminand in den meiften oder gar allen, unter me A 


bemerklich gemachten Rubriken noch etwas zurüd ift, jo wird ihm zwar 
die Aufnahme unter die Kandidaten nicht verweigert, im Falle es ihm 
nur an Fähigkeit, fich zu bilden, ſowie an Fleiß und MWohlverhalten 
nicht fehlt; aber er erhält fie nur mit der im Attefte ausdrücklich bei- 
zufügenden Bemerkung, daß er nur nothdürftig befähiget erfunden 
worden fei und ernftlich ermahnt werde, fich eine befjere Dualification 
zu erwerben, und Daß er eben daher nad) einem oder zwei jahren fich 
einer neuen Prüfung zu unterwerfen habe, um Die Befolgung dieſer 
Vorſchrift und die gemachten Fortjehritte in Kenntniffen und Fertig: 
feiten zu erweifen; 


. it ein Examinand nicht nur in allen unter AM? A bemerften Kenntniffen 


— 


noch ſehr weit zurück, ſondern auch von geringen Fähigkeiten, ohne 
jedoch den Vorwurf des Unfleißes und der Unfittlichfeit verdient zu 
haben, fo hat ihn die Prüfungscommiffion fogleich anzuweifen, daß er 
auf Die Univerfität zurückkehre und ſich die mangelnden Kenntnifje und 
Fertigkeiten durch angeftrengten Fleiß noch zu erwerben fuche. Eben 
dieſe Vorſchrift ertheilt ihm das Königl. Gonfiftorium in dem für ihn 
auszuftellenden Prüfungsattefte, worin er mit dem Präbicate ſchwach 
bezeichnet und fogleich bedeutet wird, fi nach einem Jahre einer 
nochmaligen Prüfung vor der Eraminationd-Commiffion zu unterwerfen, 
um die gemachten Fortfchritte in theoretifchen und praktiſchen Kennt- 
niffen nachzumweifen, weil er, ohne wenigftend das Prädicat noth- 
dürftig erlangt zu haben, nicht in die Zahl der Pfarramtscandidaten 
aufgenommen werben Tönne; 

wenn bei einem Studierenden aus feiner fchriftlichen und mündlichen 
Prüfung fich ergibt, daß er entjchteden unfähig, unwiffend und unfleißig 
fei, auch wenn berfelbe durch auffallende körperliche Gebrechen oder 
durch nicht zu hebende organische Sprachfehler zum äußeren Vortrage 
untauglich ift (worauf jedoch ſchon die Nectoren der Studieninftitute 
benfelben vor Anfang feiner Univerfitätsftudien aufmerkſam zu machen, 


. und daß diejes gefchehen fei, auch in dem Abiturientenzeugnifje aus: 


drücklich anzugeben verpflichtet find), fo ift ermicht nur als untüchtig 
30* 
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zu charakterifiren, und ihm die Erlaubniß zum Predigen durchaus zu 
verfagen, fondern er ift auch von einer Fünftigen Anftellung im Pfarr: 
amte ganz auszufchließen und zur Grgreifung irgend eined andern 
für ihn paffenden Berufes anzuweiſen. 


8. IX. 
Wirkung der Attefte für die Pfarramtscandibdaten. 


a) Jeder Kandidat muß fich mit dem vom Königl. Gonfiftorium erhaltenen 
Aufnahmsattefte bei dem Diftriftsdecane, in dejjen Diöcefe er wohnt, melden, 
ſich demſelben jo viel als möglich befannt zu machen juchen, und ihm audy die 
etwaigen Veränderungen feines Aufenthaltortes anzeigen. 

b) Aus den nach vollendeter Prüfung von der Prüfungscommijfion ein— 
zuſchickenden Protofollen und deren Beilagen, jowie aus den für die Candidaten 
ausgefertigten Atteften, wird bei dem Königl. Gonfiftorium ein Verzeichniß 
abgefaßt und aufbewahrt, in dem alle geprüften Kandidaten nad dem Sabre 
ihrer Aufnahme und nad) ihren Befähigungsnoten, ob fie 
. vorzüglid, 

. ehr gut, 
. gut, 
. binlänglid, 
. nothdürftig befähiget erfunden worden find, eingetragen werben. 
Ebenſo wird ein Regifter ber mit der Note 
6. Schwach und 
7. untühtig, entweder auf eine Zeit lang oder auf immer zurüdges 
wiejenen Subjecte abgefaßt. 

ec) Jedem Gandidaten, der das Atteft der Aufnahme mit einer ber obigen 
5 erften Befähigungsnoten erhalten hat, darf. der Decan des Kreifes, worin der 
Candidat fi aufhält, mit Zuziehung des geiftlichen Minifteriums der Stadt, 
worin bad Kreisdecanat feinen Sitz hat, nad) vorher eingeholter Erlaubniß Des 
Königl. Confiftoriums, die Ordination der eingeführten Kirchenordnung gemäß 
ertheilen, jobald der Kandidat nachgewiejen hat, daß ihm ein Vicariat über- 
tragen worden jei. Hingegen darf Fein Gandidat, dem das Aufnahmsatteft oder 
eine der 5 obengenannten erften Befähigungsnoten fehlt, zur Ordination oder 
zu einem Vicariate zugelaffen, noch. weniger aber zu einer Pfarritelle präfentirt 
werben. 

d) Kein Pfarrer im Sönigreiche Bayern darf einem Candidaten, ber 

t mit einem Aufnahmsatteſte verjehen ift, Predigten oder Pfarrgejchäfte 
auftragen. Ausländer, wenn fie fich gleich für ordinirte Prediger ausgeben, joll 
Niemand eine Gaftpredigt halten Taffen. | 

e) Studierende auf Univerfitäten jollen einen Verfuh im Predigen 


> DD — 
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machen, wenn ſie nicht ihre zu Haltende Predigt vorher dem Diftriftsdecane 
oder einem öffentlichen acadbemifchen Lehrer der Theologie gezeigt und defjen 
jchriftliche Approbation erhalten haben. Sollte ein Studierender ſich zu häufig 
oder zu fchnell Hinter einander zum Predigen melden, fo hat der Diftriftsdecan 
ihm folches zu widerrathen und ihm die öftere Approbation zu verfagen. 

Junge Leute, die noch nicht auf der Univerfität ftudieren, follen gar 
nicht prebigen. 


LIII. Abfchnitt, 


Ameite oder Anftellung3prüfung vor ber Präfentation 
eined Kandidaten zum Pfarramte. 


(Examen pro Ministerio.) 


SL 
Allgemeinheit der Prüfung pro Ministerio. 

a) Wenn gleich Die Ordination den Candidaten, welche in ber Auf— 
nahmsprüfung eine der 5 erften Befähigungsnoten erhalten Haben, unmittelbar 
nach ihrer Aufnahme in die Zahl der Bandidaten ertheilt werden kann, fo find 
doch alle Sandidaten vor ihrer Anftellung im Pfarramte oder auch in einer 
jokhen Schulftelle, mit der pfarramtliche Gejchäfte verbunden find, noch einer 
bejonderen Prüfung pro Ministerio unterworfen, um ihre Würdigkeit zur Be: 
kleidung einer geiftlichen Amtsſtelle entjcheinend bewähren zu Fönnen. 

b) Diefe zweite oder Anftellungsprüfung aller in der Pfalz anzu- 
ftellenden protejtantifchen Geijtlichen bleibt nad) $. 8 des II. Anhangs zur II. 
Beilage der Berf.-Urf. (S. 154 oben) dem Königl. Confiftorium vorbehalten, 
welches hiezu jedes Jahr eine befondere Commiſſion ernennen wird. 

$. I. 
Beitimmung des Termins zu den Prüfungen pro Ministerio. 

Das Königl. Confiftorium feßt jedes Jahr den Xermin zur Vornahme 
der Anftellungsprüfung feſt, und bringt denſelben mittelft des Ktreisamtsblattes 
zur allgemeinen Kenntniß. 

$. II. 
Bor ber Anjtellumgsprüfung einzufchidende Notizen und Zeugniſſe. 

Jeder fich zur Anftellungsprüfung meldende oder dazu berufene Candidat 
bat 6 Wochen vor dem Prüfungstermine eine Eurze, in Form eines Lebendlaufes 
abgefaßte Beantwortung der oben (II. Abfchnitt $. III. c.) enthaltenen Fragen 
an das Königl. Conſiſtorium einzufchiden; und da die Zeugniffe über fein Ver— 
halten auf der Schule und Univerfität, nebft den Brotofollen über feine Auf- 
uahmsprüfung und dem für ihn ausgefertigten Aufnahmsatteſte ſchon bei dem 
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Königl. Konfiftorium vorliegen, nur noch beglaubigte Zeugniſſe über fein Ber⸗ 
halten in der Exſpectanzzeit von den Rectoraten, unter deren Aufficht er in einer 
öffentlichen Studienſchule geftanden, oder von den Decanen, in beren Diftrikt 
er als Vicarius fich aufgehalten, und von den Familien, in welchen er etwa 
als Hauslehrer angeftellt war, feinem Lebenslaufe beizulegen. 


61V, 
Praktiihe Aufgaben bei ber Anftellungsprüfung. 


a) Das Königl. Gonfiftorium gibt jedem zur Prüfung fommenden Gan- 
bidaten, fpäteftend A Wochen vor dem zur Prüfung beftimmten Termine, einen 
biblischen Text auf, worüber derjelbe eine Predigt auszuarbeiten und fie mit der 
dabei zum Grunde gelegten Dispofition 8 Tage vor dem Prüfungstermine 
einzuſchicken hat. 

b) Ueber die Abfaffung, Haltung und Genfur dieſer Probepredigt, fowie 
über die Probecatechifation und deren Genfur, find die nämlichen Worfchriften 
zu befolgen, welche oben im zweiten Abjchnitte $. IV. in Bezug auf die Auf- 
nahmsprüfung verordnet worden find, 


$. V. 
Schriftliche Prüfung. 
Rückſichtlich der aufzugebenden Fragen aus ben theologifchen Wiffen- 
ſchaften und der darüber abzufaffenden Extemporalauffäße gelten Die nämlichen 
Vorſchriften, Die oben im zweiten Abjchnitte $. V. aufgeftellt find. 


$. VI. 
Mündliche Prüfung. 


a) Bei dem Anfange der mündlichen Prüfung wird die Genfur ber 
Extemporalaufſätze ebenfo, wie oben im zweiten Abjchnitte $. VI. a. angegeben 
ift, behandelt; auch gelten Hier Die nämlichen Vorjchriften über den Gebraudy 
der Tateinifchen und deutſchen Sprache bei der Prüfung. 

b) Die Prüfungsgegenftände und Prüfungsmethode find zwar im Ganzen 
bei der Anftellungsprüfung die nämlichen, welche oben für Die Aufnahmsprüfung 
porgezeichnet find; doch ift dabei vornehmlich darauf zu ſehen: 

1. Ob der Candidat dasjenige nachgeholt habe, was ihm Icut des erhal- 
tenen Atteftes bei der Aufnahmspräfung an Kenntniffen und Fertigkeiten 
noch gemangelt hat? 

2. Ob er befonderd mit dem Inhalte und Geifte der bibliſchen Schriften, 
wie mit ihrer Grundfpradhe und mit der Kunft, fie populär und 
praftifch zu erklären, vertraut fei? 

3. Ob er eine überzeugende Ginficht in bie allgemeinen Religionswahr⸗ 
heiten beſitze und biefelben Elar mitzutheilen verftehe, dann au, ob 
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er das MWefentliche der Firchlichen Unterfcheidungslehren nach Inhalt 
der fombolifchen Schriften und nach ihren temporellen oder bleibenden 
Gründen und Hauptbeziehungen anzugeben und mit dem Lehrſyſteme 
anderer Gonfeffionen zu vergleichen wifje, oder die Momente Fenne, 
wegen welcher Die verjchiedenen chriftlichen Kirchen auch jetzt noch in 
ihrer Differenz bleiben ? 

4. Ob er die moralijchen Religionswahrheiten gründlich und deutlich zu 
entwideln und eindringend barzuftellen veritehe? 

5. In welchem Umfange er die Hülfswifjenfchaften der Philologie, Ge⸗ 
ſchichte und Philoſophie für ſich ſelbſt weiter ſtudiert habe? 

6. Ob er dad Praktiſche von dem Theoretiſchen in den Wiſſenſchaften 
eined Religionglehrers richtig zu unterjcheiden und beides zweckmaͤßig 
anzuwenden geübt jei? 

„1. Ob er die Grundfäge und Norjchriften der Homiletif, Gatechetif, 
Lıturgif und Paftoral, dann der Didactif und Pädagogik ausführlicher 
fennen gelernt und in ihrer Befolgung fich mehrere Fertigkeit er- 
worben habe? 

8. Ob er die Landesgeſetze, das Kirchenrecht, die Kirchenverfafjung und 
Kirchenordnung der proteftantiichen Gejammtgemeinde im Königreiche 
Bayern jo weit, ald es zur Verwaltung des Pfarramtes erforderlich 
ift, fich befannt gemacht habe? 

9 Aumieferne man überhaupt von ihm den Grad von Lehrgeſchilichteit 
und Lehrweisheit, von Religiofität und Moralität zu erwarten berechtigt 
fei, der Dazu erforderlich ift, Daß er als Prediger, Liturg umd Seel- 
forger, dann als Gatechet und Schulauffeher fein Amt mit Würde 
und Segen führe? 

ce) In Anfehung der äußeren Form der mündlichen Prüfung und der 
Pflichten der Examinatoren werden hier eben die Vorfehriften gegeben, die oben 
im zweiten Abſchnitt $. VI. c. feſtgeſetzt worden find. 

$. VII. 
Abjaffung des Urtheils über die eraminirten Ganbibaten. 

a) Während der Prüfung felbft hat jeder der Examinatoren fein inbivi- 
duelled Urtheil auf eben die Weife, wie oben im zweiten Mbjchnitte $. VII. a. 
verorbnet ift, kurz zu bemerken, und diefe Notaten nachher ald Grundlage des 
abzufaffenden allgemeinen Urtheild dem Prüfungsprotofolle beizulegen. 

b) Nach geendigter Prüfung wird von den Näthen des Königl, Con— 
fiftoriums denjenigen Candidaten, die fih in dem einen oder anderen Stüde 
mangelhaft bewieſen haben, bejonderd bemerklich gemacht: welche Lüden fie mit 
boppeltem Fleiße auszufüllen, und welche Hülfsmittel und Uebungen fie dabei 
anzuwenden haben. 
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c) Wenn hierauf die Candidaten abgetreten find, fo wird von ben 
Graminatoren über die Tüchtigkeit eines jeden nach den Gefichtspunften, welche 
theild oben im zweiten Abjchnitte $. VII. b. beftimmt, theils im vorigen 
8. VI. angewiefen find, berathichlagt, und ein Protofol über den Erfolg ber 
Prüfung nad) Maaßgabe der Rubriken in dem vorgefchriebenen Schema aufge: 
nommen, worin bejonderd auch anzugeben ift: 

1. ob der Candidat feit der vorigen Prüfung in Renntniffen und Fertig: 
feiten Fortſchritte gemacht habe; 

2. ob die Sxaminatoren ihm nach feiner gefammten Qualification, d. h. 
rücjichtlich feiner Fähigkeiten, Kenntniffe, Fertigkeiten und fittlichen 
Eigenſchaften, mit Bezug auf Die im folgenden $. anzugebenden 
näheren Beftimmungen, die Note vorzüglich, ſehr gut, gut, 
binlänglich, nothdürftig, ſchwach oder untüchtig zuerfennen ; 

3. welche Erinnerungen wegen feiner weiter fortzufeßenden Bildung fie 
ihm zu ertheilen für nöthig befunden haben. 

d) Die ſchriftlichen Urtheile der Graminatoren über die Probearbeiten 
des Gandidaten und ihre während der Prüfung aufgezeichneten Bemerkungen 
werden jo wie oben im zweiten Abjchnitte -$. VII. c. verorbnet ift, nun nad 
Mehrheit der Stimmen in ein allgemeined artikulivtes Urtheil zufammengefaßt, 
und dieſes von fämmtlichen Examinatoren unterzeichnet; wobei es im alle 
bedeutender BVerjchiedenheit der Nefultate dem abweichenden Examinator frei 
fteht, fein individuelles Urtheil mit deſſen Gründen bejonderd zu Protokoll zu 
geben, um dasſelbe bei dem nächitfolgenden Referate über die Prüfung im 
Königl, Conſiſtorium nochmals befonders erläutern zu können. 


$. VIII. 
Grtheilung der Befähigungsnote für die zur Anftellnng geprüften Candidaten. 


In der nächjten Sitzung des Königl. Conſiſtoriums nach ‚gehaltener 
Prüfung wird über die Tüchtigfeit der Graminirten zum Pfarramte Vortrag 
erftattet und nach gefchehener. Abjtimmung ein Gollegialbefchluß gefaßt, mit 
welcher Note jeder Graminirte in der Gandidatenlifte zu bezeichnen fei. Bei 
diejer Entjcheidung find folgende Grundfäße zu beobachten: 


a) Die Note vorzüglich erhält ein Candidat, wenn er nicht nur gute 
Zeugniſſe wegen feines Fleißes und Mohlverhaltensd beigebracht, und bei der 
Probepredigt, Gatedhifation und Prüfung Wahrheitsfinn, Lebensweisheit und 
Religiofität an den Tag gelegt hat, ſondern auch in allen Kenutniſſen, welche 
von ihm gefordert werden, fowie in den zur Führung des Pfarramtes erforber- 
lichen Fähigkeiten und Fertigkeiten, den Beifall der Examinatoren verdient hat; 
dazu gehört aljo: 
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. daß er-fich im Deutſchen richtig, zufammenhängend, fahlich und würdig 


ausdrücken könne; 


. daß er die lateiniſche Sprache richtig und rein ſchreibe und ſpreche; 


daß er das neue Teſtament aus dem Grundterte ohne Anſtoß überſetze 
und erfläre, auch mit dem Inhalte und Geifte desjelben, beſonders 
mit den dogmatiſchen und moralifchen KHauptftellen bekannt, und zu 
deren populärer und praftifcher Anwendung geſchickt jei; 

dab er den hebräifchen Text des alten Teſtaments richtig überjege und 
erkläre, auch mit dem Geifte und Zwecke der hebräifchen Religions» 
urfunden und den richtigen Grundfägen ihres Gebrauches im Chriften- 
thume befannt fei. Bei dieſen exegetifchen Gegenftänden können 
indefien richtige Auflöfungen befonderer philologifcher und hermeneu- 
tifcher Schwierigkeiten zwar ein Grund des Lobes für einen Kandidaten, 
aber die mangelnde Kenntniß der bisher verfuchten Löfungen derſelben 
feine Urſache des Tabels fein; 


. daß er das Syſtem der chriftlichen Glaubens: und GSittenlehre mit 


gründlicher Kenntniß gefaßt habe; die dafür zu führenden Vernunft- 
und Schriftbeweife gehörig entwideln und die vornehmften Ginwürfe 
dagegen heben könne; auch mit den Belenntnißbüchern der proteftan- 
tifchen Kirche nach ihrer Entjtehung, ihrem Inhalte und Anfehen und 
mit den mit anderen chriftlichen Meligionsparteien aeführten Streitig- 
feiten bekannt jet; 


. daß er die Gejchichte der chriftlichen Kirche und ihrer Hauptdogmen 


fenne, die merfwürbigften Greignifje und die Urfachen und Folgen ber 
wichtigften Veränderungen in ihrer inneren und dußern Verfaſſung 
anzugeben wife: bejonderd auch die Entftehung und Abbildung des 
proteftantifchen Lehrbegriffes und Die Gejchichte der vornehmſten anderen 
Religionsparteien Fenne; 

daß er Einficht in die philofophifchen Wifjenfchaften zeige, und über: 
haupt in philofophifcher Anfiht und Behandlung wifjenfchaftlicher 
Gegenftände nicht unerfahren jei; 


. Daß er fich mit der theologischen Literatur, auch mit der neueren und 


neneften befannt gemacht habe und die Hilfsmittel kenne, deren Ge— 
brauch zur ferneren Erweiterung feiner Kenntniß dient; 


. daß er thegretifche und praftiiche Kenntniß der Unterrichts: und Gr: 


ziehungskunſt nach ihren Hauptgrundfägen und Methoden ſich in dem 
Grade erworben habe, als fie ihm zur Führung der Schulaufficht und 
zur praftiichen Theilnahme am Schulunterrichte nöthig iſt; 


. daß er die Regeln der Gatechiftrfunft vollftändig kenne, ausgebildete 


Fertigkeit im Catechiſiren beweife, beſonders au Die Gabe  befike, 
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ſowohl die gehörige Auswahl deſſen zu treffen, was für den Religions— 
unterricht der Jugend gehört, ald auch das Nachdenken derjelben zu 
erweden, ihr fittliches Gefühl anzuregen und ‚ihren Religiondfinn zu 
beleben ; 

11. daß er die Vorjchriften der Homiletif und Liturgif kenne und in feiner 
Predigt Beftimmtheit und logiſche Ordnung der Begriffe, Klarheit 
und Faßlichfeit des Ausdrudes, ftete Rückſicht auf das praktiſche 
Moment der vorgetragenen Wahrheiten, Würde und Wärme in ihrer 
Darftellung an den Tag lege; 

12. daß auch fein Anftand auf der Kanzel, feine Stimme, Declamation 
und Action ungezwungen und beifalldwertb und fein Vortrag ver- 
nehmlich genug fei, um auch in einer größeren Kirche überall verftanden 
zu werben; hiezu gehört auch, daß er die Predigt jo gut memorirt 
babe, um fie ohne Beihülfe des Concepts zu halten; 

13. daß er von der Paſtoralwiſſenſchaft, den Landesgeſetzen, dem Kirchen— 
rechte und der Kirchenverfafjung und Kirchenordnung der proteftantifchen 
Gejammtgemeinde die zur Pfarramtsführung erforderlichen Kenntnifje 
jich erworben habe. 

b) Die Note ſehr gut erhält ein Kandidat, der zwar nicht in allen 
oben genannten Stüden, aber doc in den meiften und michtigften berjelben, 
bejonder3 in „2 1, 2, 3, 5, 7, 9, 10, 11, 12, 13, auf den Beifall der Exami- 
natoren gerechten Anjpruch machen kann, in den übrigen Stüden nicht ohne 
Kenntniß ift, auch gute Anlagen und praftifche Fertigkeiten befitt, dann vortheils 
hafte Zeugnifje feines Fleißes und Wohlverhaltens und ein günftiges Urtheil 
über feinen Sinn für Wahrheit, Tugend und Religion, fowie über feine Lehr— 
weisheit ſich erworben hat. 

c) Wer durch Anlagen, Fleiß und Wohlverhalten fich empfiehlt, in feinen 
Kenntnifjen feit der Aufnahmsprüfung gute Fortſchritte gemacht hat, auch in 
feiner ber oben bemerften Rubriken ganz unwiſſend ift, der kann, obgleich feine 
philologifche Kenntniß und fein theoretifches und hiſtoriſches Wiffen noch manche 
Lücken zeigt, doch in dem Falle die Note gut erhalten, wenn feine praftijchen 
Kenntniffe und Fertigkeiten nach den Rubriken 1, 3, 5, 9, 10, 11, 12, 13 die 
völlige Zufriedenheit der Examinatoren ihm zugezogen haben. 

d) die Note hHinlänglich ift demjenigen zu ertheilen, der zwar in Feiner 
der angeführten 13 Rubriken die völlige Zufriedenheit feiner Examinatoren ver- 
dient, aber doch in feiner eigentlich unwiſſend ift, und beſonders Die Korderungen 
unter M 3, 5, 10, 11, 12 Hinlänglich erfüllt, um die Hoffnung zu geben, daß 
er ein Pfarramt nicht ohne Nugen werde führen Eönnen, wenn er nur ſonſt 
auch in Rüdficht feines Wohlverhaltend und Beſtrebens ſich weiter zu vervoll⸗ 
kommnen ein günftiges Urtheil verdient. 
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e) Hätte ein Ganbibat in feinem Anftande und feiner Declamation 

auffallende Sehler, jo müßte er darauf gleich nach gehaltener Predigt aufmerkſam 
‚ gemacht und ernftlich Davor gewarnt werben. Wären aber diefe Fehler von 
ber Art, daß Störung der Andacht einer ganzen Gemeinde davon zu erwarten 
ift, wohin auch das Ableſen der Predigt, und allzuhäufiges Einfehen in das 
Concept gehört, jo müßte der Candidat nicht bloß darüber zurechtgewiejen, 
fondern auch zur nochmaligen Ablegung einer Probeprebigt aus dem Gebächt- 
niffe angehalten werben, Damit er zeigen Fönnte, er fei im Stande, die ihm 
deßhalb mitgetheilten DBelehrungen zu benußen. Legte er dieſen Beweis nicht 
ab, jo würde er, wenn er gleich jonft eine befjere Note erhalten haben würde, 
doch nur mit der Note nothdürftig zu bezeichnen, und zwar von ber Ans 
ftellung im Pfarramte nicht auszufchließen, aber ihm doch ernftlich zu bedeuten 
fein, fich diefe Fehler abzugewöhnen; auch müßte dem Decan, in defjen Diftrifte 
er angeftellt wird, der Auftrag ertheilt werden, ihn in diefer Nüdficht genau 
zu beobachten, und in feinen Anfpectionsberichten ausdrüdlich zu bemerken, ob 
bie gegebene Erinnerung von ihm befolgt worben jei. 
f) Wer nur geringe Fähigkeiten und durchaus mangelhafte Kenntniffe, 
felbft auch in den unter 2 1, 2, 10, 11, 12 geforderten Fertigkeiten noch 
einen jehr geringen Grad von Gejchidlichkeit bewiejen hat, aber ed doch an 
Fleiß und Mohlverhalten nicht hat ermangeln laſſen, der erhält die Note 
ſchwach, und wird alsdann angewiefen, daß er die Lüden feiner Kenntniffe 
und die Schwäche feiner Fertigkeiten noch Durch anhaltenden Fleiß zu verbeſſern 
fuche, und fich alsdann nach einem Jahre einer neuen Prüfung unterwerfe, weil 
er nicht eher, als bis er fich einer befferen Note würdig bewiejen hat, in einem 
Pfarramte angeftellt werben könne. 

g) Entjcheidende Gründe, einen Gandidaten für ganz untüdhtig zu 
einem Pfarramte zu erklären, find folgende: 

1. Wenn er durch feine Zeugniffe, durch jeine Aeußerungen in der 
Prüfung, und durch jein Benchmen bei der Gatechifation und Predigt 
zeige, daß er über die Wahrheiten der Religion leichtfinnig denkt, und 
fir Moralität und Neligiofität feine Achtung hat; 

2. wenn er fih im Deutjchen nicht richtig, beftimmt, deutlich und zu‘ 
fammenhängend ſowohl im mündlichen, als jchriftlihen Vortrage aud- 
brüden kann; 

3. wenn er jo wenig Latein verfteht, daß er nicht einmal ein theologijches 
Buch, oder einen leichten klaſſiſchen Schriftiteller zu überfeßen im 
Stande ift; 

4. wenn er mit dem Inhalte und Geifte der neuteftamentlihen Schriften 
unbekannt, und in ihrer populären und praftiichen Behandlung ganz 
unwifjend ift; 
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5. wenn es ihm auch an Kenntniß der Religions: und: Sittenlehre fo jehr 
fehlt, daß er nicht einmal die Hauptwahrbeiten derjelben Deutlich zu 
entwideln und gegen Ginwürfe zu vertheidigen vermag; 

6. wenn er in der Kirchen- oder Dogmengejchichte, in der Reformations- 
geichichte und Symbolik ganz unwifjend befunden wird; 

7. wenn er aus den philofophifchen Wiſſenſchaften nicht einmal jo viel 
weiß, ald zum Verſtehen der daraus in Die Theologie aufgenommenen 
Begriffe und Ausdrüde nothwendig ift; 

B. wenn er überhaupt in feinen Probearbeiten und Antworten, ſowie 
in feiner Predigt und Gatechifation Mangel an Fähigkeit zur Be: 
urtheilung des Praftifchen in der Religionslehre, und zur Ausführung 
der praktiſchen Gefchäfte des geiftlichen Amtes bewieſen hat; 

9. wenn er wegen organifcher und Fförperlicher Gebrechen, oder wegen 
einer ganz unverftändlichen Stimme und Ausſprache befürchten Täßt, 
daß er nie im Predigtamte werde Nußen ftiften können. 

Die Mängel, welche unter M 1, 2, 4, 5, 8, 9 angegeben find, find 
jeder an ſich allein ſchon Hinlänglich, um die völlige Ausfchließung eines Can— 
bidaten vom Pfarramte zu begründen; Die unter 2 3, 6 und 7 erwähnten 
find wenigitens vereinigt Hinreichend, den Gandidaten für untühtig zu 
erklären. 

Das, nad) dem Bejchluffe des Königl. Conſiſtoriums über jeden zur Anftellung 
geprüften Gandidaten gefällte allgemeine Urtheil, und die ihm zu Theil gewordene 
Befähigungsnote ift demfelben in einem eigenen, über dieſe Prüfung auszuftellenden 
Atteſte befannt zu machen. 

Jeder nad der Aufnahmsprüfung noch nicht ordinirte Kandidat ift nun 
auch, wern er zu Folge des erhaltenen Atteſtes eine von den Noten: Vorzüg— 
lich, ſehr gut, gut, hinlänglich, nothdürftig, erlangt, und deßhalb 
zur Unftellung im Pfarramte Hoffnung bat, von den geiftlichen Mitgliedern des 
Königl. Gonfiftoriums, nach Vorjchrift der Kirchenordnung zu ordiniren. Die 
als ſchwach und ald untüchtig befundenen Sandidaten aber find von der 
Ordination auszufchliegen, und wenn fie diefelbe etwa gleich nach ihrer Auf’ 
nahmsprüfung, wegen damaliger befjerer Befähigung, ſchon erhalten haben follten, 
demungeachtet zur Ergreifung einer anderen Lebensweife anzuhalten. Jedoch 
wird es ſolchen Candidaten freigeftellt, wenn fie glauben, aus Zufall oder 
Mangel an Faſſung bei ihrer Prüfung außer Stand gewejen zu fein, fich eine 
bejjere Note zu erwerben, und fich zutrauen, auch jet noch das Verfäumte durch 
angeftrengten Fleiß nachholen und die Fehler verbejjern zu können, fich freis 
willig nach zwei jahren einer nochmaligen definitiven Anftellungsprüfung zu 
unterwerfen, um alddann, wenn jte dabei ſich wenigitend einer der fünf erften 
Noten würdig gemacht haben, zu einem Pfarramte präfentirt werben zu Fönnen. 
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$. IX. 
Beitimmung der Taren für die Aufnahms: und Anftellungsprüfung, dann für die 
Ordination der Pfarramtscandidaten und der Zeitdauer ihrer Prüfung. 


a) Sowohl die Aufnahms- ald Anftellungsprüfung fol ohne Entrichtung 
von Gebühren an die Graminatoren vorgenommen werden. 

b) Die Ordination ift jedem Sandidaten ganz Eoftenfrei zu ertheilen. 

ce) Kein Candidat joll länger ald eine Woche am Orte der Prüfung 
aufgehalten werben, in welcher aljo feine Probepredigt und Catechiſation ſowohl, 
als jeine jchriftliche und mündliche Prüfung vorzunehmen ift. ’) 


2. 8.8.6, vom A. März 1833, die Aufnabmsprüfung der 
theologifhen Bandidaten und deren Concursreihe betr.: 

Die Prüfungsinftruction vom 23. Januar 1809, Abſchn. IE $; IH. 
Lit. d., enthält die Vorfchrift: „Kein Studierender darf ohne beſondere, nur 
aus wichtigen Gründen von - dem SKönigl. Gonftftorium zu  ertheilende 
Dispenfation fpäter als im erften Monat nach geendigten Univerfitäts- 
ftudien fih der Aufnahmsprüfung unterwerfen;” wodurch als Regel feitge- 
jegt ift, daß mer das Jahr, in welchem der theologische Kandidat die Prüfung 
mit dem Erfolge feiner Aufnahme unter die Sandidaten — hat, auch das 
Jahr ſeiner Concursreihe ſein ſoll. 

Dieſe Vorſchrift iſt von Vielen außer Acht gelaſſen worden, was eine 
Menge von Geſuchen um Verſetzung in ein früheres Jahr, als in welchem die 
Prüfung beſtanden worden war, zur Folge hatte. 

Damit nun in allen den einzelnen Faͤllen, in welchen manche bisher eine 





1) Die in dem II. Anhang zur IT. Verf.Beil. (S. 154 oben) angeführte Ber: 
orbnung vom 8, November 1813 ift in die Beförderungsordnung von 1820 (S. 212 
oben) ihrem wejentlichen Inhalt nad aufgenommen worden. 

Es dürfte nur noch der Art. VI. derſelben von Bedeutung ſein, welcher 
alſo lautet: 

So viel die bereits im Amte ſtehenden Geiſtlichen betrifft, ſo ſollen die in dem 
8. III. Lit. d. der Beförderungsordbnung vom 23. Jänner 1809 beſtimmten Qualifi: 
cationanoten nach folgender Abtheilung in drei Clafjen gebracht werben : 

I. Claſſe, erite Note vorzüglid, 
zweite Note ſehr gut, 
11. Claſſe, erfte Note gut, 
zweite Note hinlänglich, 
111. Claſſe, erite Note nothdürftig, 
: zweite Note Schwach. 
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frühere Goncurdreihe, ald die ihres Prüfungsjahres, in Anfpruch nehmen zu 
dürfen glaubten, Jeder wifje, wornach er ſich Fünftig durchaus zu achten habe, 
jo werben folgende Beitimmungen für nöthig erachtet und befannt gemacht: 


1. 


—* 


daß diejenigen, welche 

a) die gehörige und rechtzeitige Meldung unterlaſſen haben oder 

b) auf die erhaltene Einberufung gar nicht erfchienen find ober 

ec) während der Prüfung, den Fall des erwiejenen Erkrankens ausge 
nommen, wegblieben und 

d) jämmtliche Rejicirte, welche fpäter abermals geprüft und zuläffig 
befunden wurden, erft in die Goncursreihe des Jahres, in welchem 
fie die Prüfung mit dem Erfolge der Aufnahme Beftanden Haben, 
zu ftellen find; 

daß Diejenigen, welche 

a) entweder nah Endigung ihrer Univerfitätszeit die Dispenfation, 
welche rechtzeitig bei dem Königl. Oberconfiftortum nachgejucht worden 
war, erhalten haben, oder 

b) vor. und während der Prüfung erfranften und deßwegen zurüdgeftellt 
wurden, jich im nädhjitfolgenden Jahre zur Prüfung melden müſſen, 
und wenn fie Diefe Dann beſtanden haben, noch den gleichzeitig mit 
ihnen von der Univerfität Abgegangenen beizuzählen find. 


. Da endlich Durch die bisherige Erfahrung erwiefen ift, daß Rejicirte, 


welche nicht in der zweiten Prüfung fich Durch eine befjere Befähigung 

der Aufnahme würdig gemacht haben, auch das dritte und vierte Mal 

entjchieden gleich unfähig befunden worden find, und unter dieſen zwar 

a) mehrere Die Nothwendigfeit jelbft erkannten, irgend einen andern 
für fie pafjenden Beruf zu ergreifen (Prüf.Inſtr. IL, Abſchn. VIIL, 
$. 7) und fomit dem theologijchen Studium förmlich entjagten ; 

b) einige aber durch Unterlaffung weiterer Meldung völlige Gleich 
giltigfeit gegen ihre Verpflichtung, wenn fie noch als theologifche 
Candidaten betrachtet werden wollen, beweijen, jo wird ausbrüdlich 
erklärt, daß Die dritte Refection Die unbedingte Ausfchließung vom 
geiftlichen Stande zur Folge habe. 


3. Allerhöchſte Entfhliegung vom 24 Sanuar 1838. Ans 


ftellungsprüfung der Studienlehrer proteftantifchrgeiftlihen 
Standes behufs ihres Gintrittes in das Pfarramt: 


Wir finden Uns bewogen, bei der verjchiedenen Deutung, zu welcher Die Ber 


ftimmung im $. 24, 8 3, lit. b. der Bef. Ord. der proteftantifchen Geiftlichen vom 
27. Okt. 1820, binfichtlich der den Lehrern proteftantifchzgeiftlichen Standes für 


Das geiftlihde Amt, $. 60, 479 


einen kuͤnftigen Gintritt in da3 Pfarramt alternativ gefegten Bedingung Anlaß 

gegeben hat, dieſe Beftimmung dahin näher zu erläutern, daß 
a) unter der daſelbſt geforderten Anftellungsprüfung nicht die im Allge 
meinen mit demfelben Ausdrude bezeichnete zweite Sandidatenprüfung, 
fondern die beſondere Anftellungsprüfung, welche mit dieſem Teßtern 
Ausdrude in der allerhöchften Verordnung vom 8. November 1813, 

F. V 2) vorgefchrieben ift, zu verftehen fei, und daß 
b) dieſe bejondere Anftellungsprüfung den im Lehramte angeftellten Pfarr: 
amtscandidaten, wenn fie fpäter als ihre Goncursreihe in das Pfarr: 
amt eintreten wollen, in feinem Falle, fie mögen die zweite Candidaten— 
prüfung beftanden haben oder nicht, erlafjen werde, jo ferne fie nicht 
den andern Theil der alternativen Forderung, nämlich) Beſuch ber 
Diöcefanfynoden, Bearbeitung der Synodalfragen und zeitweijes 
Predigen pünktlich erfüllt haben, in welcher Beziehung Wir jedoch, 
zur möglichften Vermeidung jeder nachtheiligen Störung des Lehramteg, 
den Lehrern proteftantifch =geiftlichen Standes die Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten, jo weit e8 nur immer gejchehen kann, Durch geeignetes 
Benehmen der Decanate mit den NRectoraten erleichtert willen 

wollen. 


4. Auszug aus ber O.-C.-E. vom 4. Juni 1846: 


a) Candidaten, die verpflichtet find, fich zur Anftellungsprüfung zu ftellen, 
haben, wenn fie gehindert find, bei der Anftellungsprüfung zu erfcheinen, unter 
Angabe genügender Gründe, um Dispenfation für das Jahr, in welchem bie 
Prüfung ftattfindet, nachzufuchen, die ihnen auch nicht verfagt, fondern geftattet 
werden wird, um in einem ber folgenden Jahre diefe Prüfung beftehen zu 
fönnen, 

In Beziehung auf diefe künftig einzuhaltende Anordnung wird das Gon- 
ſiſtorlum auf Die Beftimmungen unter Ziffer 5 und 6 der Entſchließung hinge— 





2) Diejer $ lautet aljo: 

Profefioren an Lyceen ſtehen in Rüdficht der Anftellung zum Pfarramte ohne 
bejondere Anftellungsprüfung den Univerfitäts:Profefforen gleich. Auch follen Profeſſoren 
an Gymnafien und Real-Inftituten nad zehnjähriger befriedigender Dienftleiftung von 
einer bejonderen Anjtellungsprüfung freigelafien werden, wenn, fie ſonſt über den Befig 
der zum Pfarramte erforderlichen Kenntnifie und Fähigkeiten hinreichende Beweiſe beizu⸗ 
bringen im Stande find, 


/ 
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wiejen, welche am 18. October 1843) an fämmtliche königliche und Mediat- 
Gonfiftorien erlafjen worden ift. 

b) Gandidaten, welche die Anftellungsprüfung nicht beftanden haben, 
können nur dann in ein Kirchenamt eintreten, wenn fie ſich derjelben auf eine 
genügende Art unterzogen haben. 

ce) Haben fie jedoch diefe Prüfung in früheren Jahren beitanden, aber 
unterlafjen, an den jährlihen Synodal- und Predigerarbeiten Antheil zu nehmen, 
jo find fie verpflichtet, vor dem Eintritt in ein Kirchenamt jener befondern 
Anftellungsprüfung ſich zu unterwerfen, welche allerhöchiten Orts für dieſe Fälle 
am 24. Januar 1833 vorgejchrieben wurde. 

d) Da über die Befähigung jener Gandidaten, welche zwar die Auf⸗ 
nahmsprüfung beſtanden haben, aber die jährlichen Synodal- und Prediger— 
arbeiten nicht liefern, die Kirchenbehörde die ihr zuſtehende Kenntniß nicht 
erhalten kann, ſo kann ſolchen Candidaten, wenn ſie im Lehramt angeſtellt ſind, 
auch nicht zugeſtanden werben, in ihrer Schule den vorgeſchriebenen Religions— 
unterricht zu ertheilen. 


$. 61, 
Drdination ; 


1. Die Ordination der Predigtamts-Gandidaten fann nur mit ausbrüd« 
licher Ermächtigung des Königl. Conſiſtoriums vorgenommen werben. 
($. 8, ©. 163 oben.) 
2. Die Candidaten müfjen, wenn fie fich für die Weihe zum geiftlichen 
Stande für fähig und würdig erachten, um die Ordination bei dem Königl. 


) Auszug 
aus dem Oberconſiſtorial-Reſeript vom 18. October 1843, die Zeit für die zu beftehenden 
Prüfungen der theologijchen Gandidaten betreffend. 

V. Predigtamt3-Gandidaten, welche nad wohlbeſtandener Aufnahmsprüfung fich 
dem Lehrfache zuwenden und an einer höhern Anftalt inzwijchen eine Anftellung gefunden 
haben, können fich der zweiten Prüfung entziehen, ohne hiefür eimer befonderen Dispenfation 
zu bedürfen und ohne von einer der obenangedeuteten nachtheiligen Folgen getroffen zu 
werben, Jedoch wird von ihnen erwartet, dab fie dem Conſiſtorium anzeigen, ob fie 
nur. für einzelne Jahre, oder bis zu vorhabendem Eintritte in ein geiitlihes Amt zurüd: 
geitellt zu werben wünjcen, 
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Conſiſtorium ausdrücklich nachſuchen, indem auf der Kirche ſelbſt der Schein 
wicht ruhen ſoll, als ob fie irgend jemanden gegen feinen Willen veranlaßt 
* fi dieſer heiligen Handlung zu unterziehen. 

(C.E. vom 23. Juli 1845.) 

3. D.:6.:6,. vom 9. Juli 1845: 

Es find Fälle vorgefommen, daß ordinirte Gandidaten des proteftantijchen 
Pfarramts, welche von der proteftantifchen zu einer andern Kirche übertraten, Die 
Drdinationsjcheine vor der Entlafjung aus dem Firchlichen Verbande nicht abgaben. 

Hiedurch fieht fich die unterfertigte Stelle veranlaßt, die Anordnung zu 
treffen, daß folchen, aus der Gemeinfchaft der proteftantifchen Kirche ausjcheiden- 
ben, protejtantiichen Pfarramts-Gandidaten das BZeugniß über Die gejchehene 
perjönliche Erklärung ihres Austrittes von dem einjchlägigen Pfarramte nicht 
eher verabfolgt werbe, als von ihnen nicht die Zurüdgabe des in ihren Händen 
befindlichen Ordinationsſcheins bewirkt worden. 

Diejed Hat das Königl, Confiftorium den ihm untergebenen Decanaten 
und Pfarrämtern zur Fünftigen genauen Darnachachtung mit dem Anhange zur 
Kenntniß zu bringen, daß die zurüdgegebenen Ordinationsſcheine der vorgejegten 
Kirchenbehoͤrde einzufenden find. | 


$. 62, 
Aufiiht über die Wfarramts:-Candidaten, 
1. Verhaltungsregeln für Die proteft. Pfarramt3-Gandidaten: 


a) Sobald ein der Gottesgelehrtheit Befliſſener feine academiſche Lauf 
bahn vollendet bat, und nad) beftandener Prüfung vor der theologifchen 


Vi. Diejes Vorrecht können aber ſolche Candidaten für fih nit in Anſpruch 
nehmen, welde nur überhaupt für das höhere Lehramt geprüft find, oder nur vorüber 
gehend eine Verwendung dabei als Nebenlehrer, Affiftenten zc, oder in ähnlichen Verhält: 
niffen gefunden haben, Ebenſo wenig ift denjenigen gejtattet, ſich der zweiten Prüfung 
mit ihren Altersgenofien ohne Dispenfation zu entziehen, welche neben dem öffentlichen 
Lehramte geiftliche Functionen verrichten und als Adjuncten ober ftändige Vicarien 
Dienfte leiften, oder an deutſchen Schulen und Privatanftalten arbeiten, oder Hofmeiiter: 
ftellen befleiden, oder ſich jonftigen literariſchen Beihäftigungen und dem Privatftudium 
bingeben. In gleicher Weiſe erliiht das den Studienlehrern und Profeſſoren bemilligte 
Vorrecht, wenn fie, es fei, aus welchem Grunde e8 wolle, aus ihrem Amte treten, 
Inzwiſchen it das Conftftorium gerne geneigt, Dispenfation auf ein oder mehrere Jahre 
zu bewilligen, wenn ausreichende Gründe dafür fprechen und rechtzeitig, ſowie in gehöriger 
Weiſe darum nachgeſucht wirb 2c. ıc. | 

Ganbbuc ber Verfoffung unb Verwaltung ber prot.seh. Kirche der Pfalz al 
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Examinations⸗Commiſſion zur Aufnahme unter die Zahl der Predigtamts- 
Candidaten gelangt ift, jo erwartet man, daß er in fo lange, bis ihm ein 
feinem fünftigen Beruf entjprechender Wirkungsfreis gewährt jein wird, ſich 
entweder bei jeinen Eltern oder in einem ſolchen Haufe aufhalte, woburd fein 
guter Ruf und die feinem Stande zufommende Achtung auf feine Weiſe 
gefährdet wird. 

b) Soll’er fi) eines anftändigen, fittlichen, wohlgeordneten und ehr: 
baren Verhaltens befleißigen, und fowohl in feinem äußerlichen Betragen, was 
die Kleidung, den Umgang, die Wahl feiner Grgöglichkeiten und dergleichen 
betrifft, ald auch in feinen Geſprächen und Neußerungen über religiöfe und 
moralifche Gegenftände Alles jorgfältig vermeiden, was ihm den Vorwurf ober 
Verdacht des Leichtfinnes, der Eitelkeit, unzufommlicher Parteibejtrebungen, oder 
gar einer theilnehmenden Einwilligung in die Ausjchweifungen fittenlofer und 
irreligiöfer Perfonen zuziehen und einen nachtheiligen Schatten auf jeine Gefin- 
nungen und Grundfäße werfen könnte, 

ec) Da auf der Academie nur der Grund zu dem Gebäude des Wiſſens, 
das man von einem wiürbigen Diener ber Kirche und Lehrer des Evangeliums 
zu erwarten hat, gelegt werben kann, jo ift es Pflicht jedes Kandidaten, feine 
Studien mit unverbroffenem Fleiße fortzufegen, und ſowohl auf feine höhere 
intellectuelle Ausbildung, ald auf Grwerbung der zu feinem bejondern Beruf 
nöthigen Gigenfchaften und Fertigkeiten möglichiten Bedacht zu nehmen, und alle 
Mittel, die ihm nach feinen Verhaͤltniſſen hiezu gewährt find, gewifjenhaft 
zu benüßen, | 

d) Jeder Kandidat ift verbunden, wenn er als Vicarius, ald Hauslehrer, 
ober in irgend einer andern Beziehung in einen Decanatöbezirf eintritt, fich 
ungejäumt bei dem ihm vorgejeßten Decanat zu melden, bemfelben feine Prü— 
fungsnote zu produziren, und durch Beibringung eines Attefted des Geiftlichen, 
don welchem er als Vicarius angenommen ift, oder von dem Snititute oder der 
Bamilie, bei welchen er als Lehrer oder Gehülfe fteht, nachzumelfen, daß er in 
einer feinem Stande angemefjenen Stellung fich befinde. Hievon Hat das 
Decanat dem  Gonfiftorio Anzeige zu machen. in Gleiched muß auch 
gejchehen, wenn der Candidat in bemfelben Decanatöbezirke Aufent: 
haltsort verändert. 


e) Wenn das Conſiſtorium ſich veranlaßt fieht, aus der Zahl der Candi⸗ 
baten einen für Die einftweilige Bejorgung einer erledigten Stelle, oder für die 
Amtsführung bei einem Geiftlihen, der wegen Krankheit feinem Beruf nicht 
vorftehen Fann, zu wählen, welches mit möglichfter Schonung ber beftehenden 
Verhaͤltniſſe und mit forgfältiger Prüfung allenfalliger Entjchuldigungsgründe 
geihehen wird, fo ift der Candidat verpflichtet, der am ihm ergehenden Aufs 
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forderumg fogleich Folge zum leiften, und fich zu gehöriger Zeit an den Ort 
feiner ihm angewiefenen Beftimmung zu begeben. 

f) Bloße Vorliebe für diefe oder jene Gegend, oder Neigung zu einer 
behaglichen, von anftrengender Thaͤtigkeit entfernten Lebensweiſe, oder vorge 
ſchützte Aushülfe bei einem Vater, deſſen Tüchtigfeit und Kraft zur eigenen 
Amtzführung befannt ift, nur um des bequemen Aufenthalt3 im väterlichen 
Haufe zu genießen, können nie als gültige- Entſchuldigungsgründe angefehen 
werben, um die von Seite des Gonfiftoriums übertragene Amtsführung ab- 
aulehnen. 

g) Sollte fi wider Vermuthen ein folcher von dem Gonftitorium aufge, 
forderter Kandidat ohne triftige Gründe dennoch weigern, der erhaltenen Auf: 
forderung fehuldige Folge zu leiften, jo ift er in der Beförberungslifte zu feiner 
Strafe zurüdzuftellen oder nach Befund gänzlich auszuftreichen. 

h) Die Decane find befugt, jeden in ihrem Bezirk fich aufhaltenden 
Candidaten aufzuforbern, des Jahrs ein: oder zweimal vor ihnen zu predigen 
und zu katechiſiren. Sollte der Gandidat fi weigern, Die ihm von dem 
Decanate aufgetragenen Predigten und Katechifationen zu halten und Die ihm 
zugetheilten Aufgaben zu bearbeiten, jo iſt jogleich deßhalb Anzeige an Das 
Königl. Conſiſtorium zur weitern Verfügung zu erftatten. 

i) Wenn dem Decan bekannt wird, daß ein unter ihm ftehender Pfarr- 
amts⸗Candidat nicht jo wandle, wie es ſich ziemt, nachläffig in feinen Dienft: 
verrichtungen, unfleißig in feiner Fortbildung fei und in unziemlicher Kleidung 
einhergehe, jo it Erjterer ermächtigt, denjelben vor ſich zu fordern, ihn wegen 
feines Wandel und feiner Studien zu befragen, nach Befund zurecht zu weijen, 
und bei nicht erfolgter Beflerung dem Königl, Gonfiftorium Anzeige zu machen. 

k) Geht ein Kandidat aus einem Decanatöbezirk in einen andern über, 
jo hat derjelbe von dem Decanate, dem er untergeordnet war, ein Fleiß: und 
Sittenzeugniß zu verlangen, welches ihm unentgeldlich auszuftellen, verjchlofien 
zu ertheilen und fo demjenigen Decanate zu übergeben ift, in deſſen Bezir 
er eintritt, 

I) Wenn ein Gandidat eine Hofmeifterftele im Auslande annimmt, fo 
muß er, falld er nicht für immer vom Vaterlande fcheidet, ftet3 in Verbindung 
mit jeiner vorgejeßten Behörde Bleiben und die Fortdauer feines theologifchen 
Lebens Beurfunden. Gr ift daher verbunden, demjenigen Decanate, in deſſen 
Bezirk fein Geburtsort liegt, alle Jahre, fpäteftens bis zum Anfange des Monats 
September, Nachricht von feinem Aufenthalt und von feinen Bejchäftigungen 
zu geben. 

Die Decanate werden hievon in dem zu erftattenden Sahresberichte 
Erwähnung thun, und die von ihnen beurtheilten Arbeiten. des Candidaten 
mit vorlegen. 

31* 
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Die Candidaten werden den Zweck diefer Vorjchriften nicht verfennen, 
jondern ihre Befolgung fich forgfältig angelegen fein laſſen, um ſich in den 
Vorbereitungsjahren zur fruchtbaren und gejegneten Führung des Kirchenamtes 
ſowohl in intellectueller, als fittlicher Hinficht gejchieft zu machen. 

2. Die Decane follen jährlich mit den in ihrem Bezirke ſich aufhaltenden 
Gandidaten ein Colloquium abhalten, und werden in dieſer Beziehung durch 
C.E. vom 38. März 1838 angewiefen, fortan dafür Sorge zu tragen, daß das 
fragliche Colloquium jedes Jahr Tängftens bis zum Monate September incl. 
gehalten fei; zu demſelben, wenn nicht unabweisbare Hinderniffe entgegen flehen, 
alle Gandidaten ihrer Diöcefe einzuberufen, und auf die Unterredung jo viel 
Beit zu verwenden, daß nicht nur ſämmtliche vorgefchriebene Gegenftände gehörig 
durchgefprochen, ſondern auch erkannt werden könne, wie es mit jedem einzelnen 
Candidaten in chriftlicher, wiffenfchaftlicher und amtlicyer Beziehung beftellt jei. 
Der angeorbnete Bericht Kat alle Momente des Colloquiums unter Rüdfichts- 
nahme auf die einzelnen colloquirenden Gandidaten zu bezeichnen‘ und zugleich 
anzugeben, an welchem Tage die Unterredung gehalten und wie viel Zeit ihr 
gewidmet worden fei. 


Sind ſolche Kandidaten zum Kolloquium einzuberufen, welche an öffents 
lichen Lehranftalten angeftellt find, fo ift für dasſelbe eine Zeit zu wählen, in 
welcher jie ihr Lehrerberuf nicht in Anfpruch nimmt. Auch wird bemerkt, daß 
diefe Candidaten nur fo lange zur Theilnahme an dem in Rebe ftehenden 
Colloquium verbunden find, al3 fie noch keinen Anfpruch auf wirkliche Anftellung 
als Pfarrer machen können. 


3. Die Pfarrer find verpflichtet, ihren Vicarien bereitwillig Gelegenheit 
zu geben, fi) in den einzelnen Zweigen des geiftlichen Dienftes auszubilden 
und zu verbollfommnen. Demgemäß haben jene dieſe an allen hieher gehörigen 
Functionen, ſomit auch an der Schulaufficht, der fpeziellen Seelforge (Kranfen- 
bejuch 2c.), dem Religionsunterricht der Jugend in Kirche und Schule, ber 
Pflege der Bibel- und Miffionsvereine, dem fchreibenden Dienfte u. ſ. w., 
jedenfalls jo weit Antheil nehmen zu laſſen, al8 zu ber fraglichen Hebung noth- 
wendig ift; um jo mehr, da die Pfarrer oft die genannten Gefchäfte nicht jelbft 
volftändig und genau beforgen Fönnen. Nur die noch nicht empfangene 
Ordination fchließt für die Vicarien diejenigen Yunctionen aus, welche jene 
vorausſetzen. 

Beſonders müſſen fi die Vicarien mit dem Kirchenrecht und mit den 
auf die Verfaffung und Verwaltung der Kirche bezüglichen Landesgeſetzen ver: 
traut zu machen fuchen, und die Pfarrer haben ihrerſeits ihnen die erforderliche 
Gelegenheit zu geben, fich darin praftiich zu üben. 

(C.E. vom 17. Auguft 1836 und 30. Auguft 1843.) 
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4. Wegen der durch die Pfarramts-Bandidaten zu Tiefernden Arbeiten 
wird auf $. 20 C. (S. 232, 233) verwiejen. 


5. In Betreff der Aufficht der geiftlichen Oberbehörden über Lehrer 
und Profefforen geiftlihen Standes an Lyceen, Gymnaſien und Tateinifchen 
Schulen ift nachftehende M.-E. dd. 11. September 1833 ergangen: 

Da die im Schuldienfte verwendeten Geiftlichen nicht aufhören, Mitglieder 
des geiftlichen Standes zu fein, vielmehr ihre perjönliche Stellung zu den kirch— 
lichen Oberbehörden in allen Wegen und unter allen Verhältniffen unverändert 
bleibt, jo find jelbe zwar, was das Lehramt betrifft, den Regierungen, als 
oberen Schulauffichtöbehörden, unmittelbar untergeben; in allen ihren geiftlichen 
Stand betreffenden aber, wie alle übrigen Geiftlichen, dem Disciplinären Ein- 
fluffe ihrer Eirchlichen Vorgefegten unterworfen. Seine Majeftät der König, von 
diefer Anjicht geleitet, wollen die Firchlichen Dberbehörden hierauf aufmerkſam 
gemacht und ihnen eröffnet willen, daß ihnen in Ausübung ihrer Firchlichen 
Zuftändigfeiten gegen Die bezeichneten Lehrer, und gegebenen Falles in geſetzge— 
mäßer Anwendung des zuftehenden Auffichte- und Gorrectionsrechtes auf das 
perjönliche Betragen der betreffenden Geiftlichen, Fein Hinderniß in den Weg 
werde gelegt werden. 


6. Die Pfarramts:Gandidaten, mit Ausnahme jener, welche im Schul: 
dienfte eine Anftellung gefunden haben, dürfen fich ohne die fpezielle Erlaubniß 
des Königl. Gonfiftoriums nicht verheirathen. 

Zuwiderhandelnde können aus der Reihe der anftellungsfähigen Candi— 
daten geftricyen werben. 

(C.E. vom 15. Februar 1837.) 
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Fünfte Abtheilung. 


Ber niedere Kirthendienst. 


$. 63. 
Anftellung der niederen Kirchendiener. 


1. Die Beſetzung der niederen Kirchendienfte fteht, in jo fern dieſelben 
nicht mit Schulftellen verbunden find, ausſchließlich dem Königl. EN zu. 
(M.:E. vom 18. Mai 1820.) 


2. Sind foldhe Kirchendienfte mit Schullehrerftellen verbunden, fo iſt 
die Königl. Negierung angewiefen, bei der Beſetzung folcher Schulftellen fich 
jedesmal mit dem Königl. Gonfiftorium zu Benehmen. 

(M.-E. vom 14. Juni 1819.) 


3. Sobald daher ein Pfarrer in feiner Gigenfchaft ald Localjchul- 
Anfpector von dem Vorfchlage zur Befekung einer folchen Lehrerftelle Kenntniß 
erhält, hat er wegen Uebertragung des Kirchendienftes an den Vorgefchlagenen 
Bericht an das Königl. Decanat zu erftatten, worin er ſich über die Dualification 
desjelben bezüglich auf die Firchliche Function zu äußern hat. Im Falle einer 
mit genügenden Gründen zu unterfüßenden Einwendung ift fogleich Der ab: 
weichende Vorjchlag bezüglich auf Wiederbefegung des Kirchendienftes beizufügen. 

Die pfarramtlichen Berichte hat das Königl. Decanat ohne weiteren 
Verzug dem Königl. Gonfiftorium mit gutachtlicher Aeußerung vorzulegen. 

(6.6. vom 6. November 1833, A. Februar 1836 und 7. Februar 1838.) 
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Amtseinweifung der niederen Kirchendiener und Aufſicht 
auf diejelben. 


1. Das niedere Kirchen-Perfonale, auch wenn mit deſſen Stellen Schul- 
dienfte verbunden find, ift in erſterer Beziehung der geiftlichen Behörde unter: 
geordnet und bei Dienftverlegungen dieſer verantwortlich. 

(A. E. vom 14, Juni 1824, Döllinger VIEL, ©, 1635.) 


2. Die Decanatövorftände haben bei ihren Kirchenvifitationen und bei 
jeder fich fonft darbietenden Gelegenheit fi genau darnach zu erkundigen, ob 
die Bantoren und Organiften ihren Berufspflichten gehörig entjprechen, und ſich 
zur Erfüllung derjelben durch eifriged Streben nach muſikaliſcher Fortbildung 
immer mehr zu befähigen fuchen. 


3. Wegen Beeidigung und Amtseinweilung der niederen Slirchendiener 
hat das Königl, Oberconfiitorium unterm 10, Mai 1848 nachfolgende Anord- 
nungen erlafjen: 

a) Bon jeder durch das Königl. Conſiſtorium erfolgten Auſtellung eines 
Kirchners, Cantors oder Organiften ift dem einfchlägigen Devanate und Durch) 
diefes dem treffenden Pfarramte Kenntniß mit dem Anftrage zu geben, Das zur 
Verpflichtung und Dienfteseinweifung Erforderliche vorzukehren. 

b) Gleiche Nachricht hat das Decanat, oder in deffen Auftrag das Pfarr: 
amt dem neuernannten Kirchendiener zufommen zu laffen, und es iſt dabei dem: 
jelben zugleich der Termin zu beftimmen, an welchem ex ſich auf feiner neuen 
Stelle einzufinden bat. 

c) Sobald er daſelbſt angefommen ift, hat er ſich bei dem Decane, dem 
Pfarrer und den übrigen Ortsgeiſtlichen, dem Vorſtande der Diftriftspplizei- 
behörde und denjenigen Perſonen worzuftellen, mit welchen er amtlich zu ver: 
fehren und von denen er bienftlihe Weifungen zu empfangen hat. 

d) Die Verpflichtung der niedern Kirchendiener gehört zu den Obliegen« 
heiten des Decand, und ift demfelben nur ausnahmsweije geftattet, fie dem 
Drtsgeiftlichen oder einem andern Pfarrer zu übertragen. Wo biefelbe mit ber 
Dienfteseinweifung fich vereinigen Läßt, hat dieſes zu gefchehen und dieſe Kann 
jodann gleichfalls von dem Decane vollzogen werben. In der Regel aber ift 
das leßtere Geſchäft dem treffenden Pfarrer zu überlaſſen. 

e) Beide Handlungen find baldmöglichit nach dem Aufzuge des neuer: 
nannten Kirchendieners in angemefjener Weiſe, jedoch niemals bei einem öffent- 
lihen Gottesdienfte, fondern entweder in der Sacriftei der Kirche oder im 
Pfarrrhauſe oder am einem jonft geeigneten Orte vorzunehmen, 
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f) Nimmt der Decan die Verpflichtung, gejondert von der Dienftesein- 
weifung, vor, jo kann Diefelbe in feiner Wohnung ftattfinden. Aber es ift auch 
hier einige Feierlichkeit nicht zu umgehen; es find Beugen beizuziehen, es ift 
darüber ein Protokoll abzufaflen und von den Anwejenden dieſes zu unterjchreiben. 

g) Werben Verpflichtung und Dienfteseinweifung vereinigt vorgenommen, 
fo ift dabei folgender Gang zu beobachten : 

4. Nachdem fich die Betheiligten zur beftimmten Zeit und am verabredeten 
Orte verfammelt haben, eröffnet der Decan oder Pfarrer die Handlung 
damit, Daß er die Anmwefenden mit dem Zwecke der Handlung befannt 
macht, und die Ernennungsurfunde entweder ſelbſt vorliest oder vor: 
leſen läßt. 

2. Hierauf heißt er den neuernannten Sirchendiener vortreten, ftellt ihm 
die Bedeutung des ihm verliehenen Dienftes vor, fegt ihn über die 
damit verbundenen Rechte und Vortheile in Kenntniß, macht ihn aber 
auch auf die Folgen aufmerffam, welche eine Dienftesvernachläffigung 
oder ein ungebührliches Benehmen herbeiführen würde. 

3. Insbeſondere find dem neuen Kirchendiener die Obliegenheiten feines 
Amtes, fei es in einer Rede oder durch das Vorleſen der Dienftes- 
Inſtruction, vorzuhalten. Dabei ift namentlich hervorzuheben, wie von 
einem Diener der Kirche vor Allem gefordert werde, daß er feſt im 
Glauben ftehe und der firchlichen Verfaffung ergeben fei, daß er einen 
fittlich guten Wandel führe, feinem Dienfte mit größter Pünktlichkeit 
und mit gewiffenhafter Treue vorſtehe, feinen Firchlichen und bürgerlichen 
Obern, befonders dem ihm vorgefeßten Pfarrer, ftet3 den gebührenden 
Gehorfam Ieifte, ſich freundlich und bienftfertig gegen Andere erweiſe, 
in und außer feinem Haufe ein gutes Beifpiel gebe und felbft in feiner 
Kleidung den gehörigen Anftand an den Tag lege. 

4. Nachdem dieſes in eindringlicher Weife ihm vorgehalten worden ift, 
fordert ihn der Decan oder Pfarrer auf, vor der VBerfammlung durch 
ein lautes feierliches Ya und Durch Darreichung feiner Rechten zu 
geloben, daß es fein ernfter und aufrichtigfter Wille fei, diefem Allem 
getrenlich nachzukommen. 

5. Auf diefes Verfprechen Kin wird ihm ſowohl die Anftellungs-Decretur, 
ald auch die Dienftesanweifung eingehändigt, er wird den Anweſenden 
in der Gigenfchaft des Cantors, Organiften oder Kirchendieners vorge- 
ftellt, und e8 wird die Verfammlung ermuntert, ihn mit Adytung und 
Liebe aufzunehmen, ihn, wo es nöthig ift, in feinen Rechten zu fchüßen, 
und ihm die treue Ausrichtung feine® Amtes nad) Möglichkeit zu 
erleichtern. 

6. Nunmehr werben ihm auch die erforderlichen Schlüffel und Die feiner 
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‚Obhut zu überlaffenden Inventarienftüde nebft dem genauen Verzeich⸗ 
uiſſe derſelben übergeben, 
7. Endlich wird über die ganze Handlung ein. Protokoll: aufgenommen, 
dieſes von dem Gingemwiefenen, jowie von fämmtlichen Anweſenden 
unterzeichnet, demjelben das gleichfalls unterjchriebene Inventar bei⸗ 
gefügt und davon ein Exemplar zu den Decanatdacten genommen, Das 
andere aber der Pfarrregiftratur einverleibt. 

h) Sft,. wie gewöhnlich, Die Kirchenftelle mit einem Schuldienft verbunden 
und: gehört: namentlich. die Theilnahme an ‚dem. Religionsunterrichte zu den 
DObliegenheiten des Neuernannten, jo ift diefer Umftand beſonders hervorzuheben. 
68 ift aber in diefem Falle ein gegenfeitiges Benehmen zwiſchen dem Decanate 
und der treffenden Diſtriktsſchul⸗Inſpection erforderlich und es unterliegt Feinem 
Bedenken, die Verpflichtung und Einweiſung in beide Dienftftellen. mit einander: 
zu verbinden. | 

i) Je nachdem die Handlungen getrennt oder vereinigt vorgenommen 
werden, ift auch zu beftimmen, welche Berfonen dabei anwejend fein und ‚welchen 
Antheil: indbefondere die Ortövorfteher und die Schuljugend daran. nehmen 
follen: Bon Seite der Kirche haben in der Regel, außer dem einweiſenden 
Geiftlichen, das Presbyterium oder einige Glieder desjelben anweſend zu fein. 





$. 65. 
Beiondere Anweilungen in Betreff des Kirchengeſangs. 


Gejang der Gemeinde, verbunden mit kirchliher Mufit, macht einen 
wejentlihen Theil des protejtantiichen Cultus aus und es beftehen hierüber 
folgende bemerkenswerthe, allgemeine Vorſchriften: 

1. D.:6.:6 vom 23. September 1837: 

: 3) Die dem geiftlichen Stande ſich widmenden Jünglinge find jchon auf 
Schulen und auf der Univerfität aufzumuntern, daß fie, wenn fie Anlage zur 
Muſik haben, diefe ausbilden und fich dadurd in den Stand ſetzen, jpäterhin 
einem jo wichtigen Theile der Liturgie mit Sachkenntniß und Liebe die gebührende 
Fürforge angebeihen. zu lafjen. 

b) Auf den Unterricht und die mufikalifchen Uebungen der Schulbienft- 
„ Präparanden, Seminariften, Gehülfen und Lehrer ift von Seiten der geiftlichen 
Auffichtsbehörden in jo weit. genau zu achten, ald Diefelben nad $. 7, Me 37 
und 59; des Regulativd vom 31. Januar 1836 auch. die Vorbereitung N den 
— bezwecken. 
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c) Die ſchon beſtehenden Hülfsanſtalten der Alumneen, Saͤngerchöre und 
Muſikvereine find in ihrer Verbindung mit der Kirche zu erhalten und nach Mög- 
lichkeit dahin zu erweitern, daß nicht Bloß die noch fehulpflichtige Jugend den 
Kirchengefang unterftüge, fondern allmählig aus ihr und aus erwachjenen 
Gliedern der Gemeinde ein für den höheren Gefang brauchbarer Chor heran- 
gebildet werde. 

d) Die Santoren und Organiften find überall bei ihrem Gefchäfte eben 
jo Fräftig zu unterftügen, ald mit firengem Ernſte zu überwachen, daß fie ſich 
feine eigenmächtige Abweichung von ber ihnen gegebenen Amtsanweifung erlauben, 
ſich aller Künfteleien enthalten und den echt evangelifchen Kirchenſtyl Bezüglich 
des Gefanged und der Muflf auf alle Weiſe bewahren. 

e) Die Pfarrer haben"darauf zu jehen, daß nicht allein in ben Schulen 
die Choräle nach Vorfchrift einfach und genau eingeübt, fondern auch bie 
Gemeinden an einen reinen umd würdigen Kirchengefang gewöhnt werben, 

f) Kirchenmuſiken, bei welchen der treffende Pfarrer den Text vorher 
nicht billigt oder gar nicht Fennt, welche in weltliche Goncerte ausarten, und, 
anftatt zur Erbauung zu dienen, vielmehr Anftoß und Wergerniß erwecken, 
müfen ganz entfernt werden. Auch ift an Orten, wojelbft e8 am einem der 
Inſtrumentalmuſik wohl kundigen Perſonal fehlt, und alſo vollftändige Kirchen- 
mufifen nicht aufgeführt werben können, auf fchonende Weife dahin zu wirken, 
daß anftatt derjelben bloße Chöre zur Erhöhung der Feier des Gottesbienftes in 
Anwendung gebracht werben. 

g) Durch Benügung der für den Zwed des Eirchlichen Gefanges und 
der Mufif vorhandenen Stiftungen, durh Sammlung freiwilliger Beiträge, 
durch Grrichtung eigener Singkaffen und auf fonft geeignete Weife find die 
Kirchenärarien möglichft in den Stand zu fegen, die hiefür erforderlichen Aus— 
gaben zır beftreiten. 

2. D.:6.:6. vom 4 November 1842: 

a) Den Gantoren und Organiften ift nicht zu geftatten, ‘die für ben 
Öffentlichen Gottesdienft beftimmten Lieder nach willführlich gewählten Melodieen 
zu fpielen und zu fingen, fondern fie haben fich genau an biejenige Singweiſe 
zu halten, welche dafür im Geſangbuche jelbit vorgejchrieben ift, 

b) Derfjelbe Fall ift mit den im Choralbuche dem Texte beigefügten 
Harmonieen, und es ift ftreng darauf zu halten, daß die Organiften ſich nicht 
herausnehmen, willfürlich damit zu wechjeln, oder ſich augenblidlichen Ginfällen 
bei ihrem Spiele zu überlafjen. Nur da, wo ber inhalt ded Liebes in den 
einzelnen Verſen wechſelt, oder fonft ausreichende Gründe vorhanden find, mag 
den ausgezeichneteren und wohlgeübten Organijten, nicht aber Anfängern oder 
minder Befähigten geftattet werben, bie vorgejchriebene Harmonie in einzelnen 
Fällen zu ändern. 


Der niebere Kirchendienſt. $. 65. Li) 5 


c) Den Rhythmus anlangend,. find alle im vier Vierteltafte geſetzten 
Choräle unbedingt in demfelben zu fingen und zu fpielen. Auch für Die übrigen, 
ift diefer Tact bis auf Weiteres beizubehalten, wo er bis jebt üblich war; 
und wo ohne Verwirrung der urjprüngliche Rhythmus nicht angewendet 
werben kann. 

d) Bei der Beftimmung des Beitmanfes für Die einzelnen Choräle hat 
der Charakter des Liedes zu entſcheiden, ſo daß diejenigen, welche freudigeren 
Inhaltes ſind, mit größerer Lebhaftigkeit und in ſchnellerer Bewegung, die 
übrigen in ernſterem und langſamerem Tempo zu ſingen ſind. Uebertrieben 
ſchnelles Ableiern der Melodie, wodurch die Würde des Gottesdienſtes beein⸗ 
trächtigt wird, muß eben ſo ernſtlich verhindert werden, als der ſchleppende 
und gedehnte Geſang, bei welchem man genöthigt iſt, faſt nach jeder Sylbe 
von Neuem Athem zu ſchöpfen. — Dagegen hat als Regel für das Zeitmaaß 
zu dienen, daß jeder einfache Satz ohne Unterbrechung durch neues Athemholen 
zu ſingen ſei. Dabei iſt nicht zu geſtatten, daß während des Geſanges mit 
dem Tempo gewechſelt, ſondern es iſt Darauf zu halten, daß bei allen Verſen 
eines Liedes das gleiche Zeitmaaß eingehalten werde. 

e) Wo nicht beſondere Umſtaͤnde, z. B. falſche Stimmung der Orgel 
oder Aehnliches eine Abweichung gebieteriſch fordern, iſt jeder Choral in der 
vorgeſchriebenen Tonart zu ſpielen. Mit derſelben während des Geſanges ſelbſt 
zu wechſeln, wenn das Lied in verſchiedenen Abtheilungen geſungen wird, iſt 
nirgends zu geſtatten. 

f) Von den Organiſten und Cantoren it zu verlangen, daß fie ſchon 
vor dem Anfange bed Gottesdienftes die vorgefchriebenen Lieder genau durch— 
leſen und den inhalt derjelben behufd des PVortragd genan erwägen. Um 
ihnen dieſes möglich zw machen, und, damit bejonderd die Kantoren die Melo- 
dieen mit der Schuljugend oder dem Sängerchore vorher einzuüben vermögen, 
find allenthalben die Kirchendiener anzubalten, einen oder zwei Tage vor dem 
fonn- oder fefttäglichen Gottesbienfte die Nummern der zu fingenden Lieber bei 
dem functionirenden Geiftlichen abzuholen und den Gantoren und Organiſten 
befannt zu machen. N 

g) Vor, Zwiſchen- und Nachipiele dürfen von feinem DOrganiften, 
insbejondere nicht. von den füngern und unbefähigteren, extemporirt werden, und 
je häufiger es gejchieht, Daß diejelben gerade hier ihren bloßen. Phantafieen 
folgen und um ihre Gejchidlichkeit zu zeigen, Künfteleien anbringen, deſto 
ernftlicher ift Die Abftellung dieſes Mißbrauches zu betreiben, und deſto firenger 
find die zuleßt genannten anzuhalten, gute Mufter 3. B. Die Rinkiſche Samm- 
lung, zw Grunde zu legen, bei ihrer Wahl den Anhalt der Lieder, den Zweck 
der Gottesdienfte und ſelbſt Die Tageszeit wohl zu beachten und die gewählten 
Stüde vorher forgfältig einzuüben. Beim Anfange der Gottesdienfte mag nach 
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Umftänden geftattet bleiben, etwas länger zu präludiren; in der Regel aber 
ſollen auch Diefe Worfpiele das Maaß von 2 bis 3, hHöchftend von A bis 5 
Minuten nicht überjchreiten. Die weitern Präludien zwifchen dem Altar: 
gottesdienfte und ‚der Predigt find auf den Umfang 1 bis 2 Minuten ober 
auf Die Zeit zu bejchränfen, welche der Geiftliche nothwendig hat, um feine 
Stelle am Altare oder auf der Kanzel einzunehmen. 

Der Choralſchluß muß mit höchſtens 6 Accorden beendigt fein. 

Das fogenannte Ausſpielen hat bei allen Gottesdienften zu erfolgen 
und fo lange fortzubauern, bis die Kirche geleert ift., Auch hiebei können eigene 
Eompofitionen und Phantafieen nur ausnahmsweiſe geftattet werden, und alle 
Benügung unkirchlicher Muſikſtücke muß unbedingt ausgejchloffen bleiben. 

h) Ein vorzügliche® Augenmerk ift den Uebergängen von einem 
Satze auf den andern zuzumenden. Lange Läufe zur Musfüllung der Pauſen 
am Schluß der einzelnen Strophen find als fpielendes Geleier unbedingt zu 
unterfagen, und die bei einigen Gemeinden noch vorfommende Gewohnheit, 
diefe Zutfchenfpiele neben der Drgel auch von dem Gantor fingen zu Laffen, 
ift fogleich und gänzlich abzufchaffen. — Wo alle Zwifchenfpiele bereit befeitigt 
find, muß verhütet werden, daß der Orgelton bei den Fermaten raſch abbreche 
und eine das Gehör beleidigende Leere entitehe. Insbeſondere ift Darauf zu 
deingen, daß am Schluß der einzelnen Werje der erforderliche Ruhepunkt durch 
eine einfache Cadenz, durch längeres Liegenlaffen der Hände auf den Taften, 
durch allmähliges Auflöfen des letzten Accordes und dergl. erhalten werde. 

i) Nicht mindere Aufmerkjamfeit verdient die fo Häufig ungeſchickte 
Behandlung der Regifter, woburc nicht allein die Orgelwerfe leiden, 
jondern auch der Zwed des Spieles großentheild verloren geht. Wenn fich 
darüber auch hier ins Einzelne gehende Vorſchriften nicht ertheilen Laffen, jo kann 
doch nicht genug eingejchärft werden, daß die Negifter nur benüßt werben 
dürfen, um dem Spiele die erforderliche Kraft und Haltung zu geben, nicht 
aber, um den Gejang zu überjchreien oder ihn durch allzuleiſe Töne um 
Nachdruck und Würde zu bringen. In den meiften Fällen werben wenige, 
aber Fräftige, den Tact und Grundton ſtark heruorhebende Rohrwerke für den 
beabfichtigten Zwed ausreichen und nur bei jehr gefülltem Haufe, bei freudigerem 
Geſange oder bei jchmwereren Melodieen wird es nöthig werden, die bejonders 
hell und ſcharftönenden Regifter zu ziehen. 

k) Ueberhaupt müfjen fi die Gantoren und Organiften Mühe geben, 
dem ernften und feierlichen Shoralftyle vom Anfange bis zum Ende ihres 
Vortrags getreu zu bleiben, die Gigenfchaft des Liedes beftimmt ausjubrüden 
und möglichft dahin zu wirken, daß durch ihr Spiel die Andacht der Gemeinde 
gefördert werde. Sie müfjen fich vor aller Abweichung vom Texte durch Bei- 
fügung überflüffiger Noten, durch unnöthiges Schleifen der Töne und durch 
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mißbräuchliches Anbringen von Trillern, Bor: und Doppelichlägen ‚oder ſonſtigen 
BVerunftaltungen forgfältig hüten. Sie müffen wohl anfmerfen, ob ihnen die 
Gemeinde auch Teicht und richtig folge, und, wenn fie bemerken, daß dieſes nicht 
der Fall ift, fie Fräftiger unterflügen, ftatt der vollern Accorde die Singſtimme 
mehr vortönen laffen, und fofern die Gemeinde auch dadurch die Melodie noch 
nicht rein und beſtimmt zu erkennen und zu treffen vermag, unisono. spielen. 

I) Da Gantoren und Organiften ſtets in Gemeinfchaft zu wirken: haben, 
jo wird e8 ihnen zur. befondern Pflicht gemacht, gegenfeitig ein gutes Vernehmen 
zu pflegen und fich bei abweichender Meinung unter einander zu venftändigen. 
Hinfichtlich ihrer Stellung zu einander ift der Cantor ald Chorregent berechtigt, 
die nöthige Befolgung jeiner Anordnungen in foweit vom Organiften zu fordern, 
ald er. für die Leitung des Gefanges und der Muſik verantwortlich ift und 
Beides durch Das Orgeljpiel nur unterftügßt und gehoben werben joll. 

m) Je weniger eine wahre Verbeflerung des Kicchengejanges ſich hoffen 
läßt, je lange e8 bei vielen Gemeinden noch an tüchtigen Organiften ‚ und 
Gantoren fehlt, mit defto größerem Nachdrucke ift von Seiten der Firchlichen 
Stellen und Behörden dahin zu wirken, daß ſchon Die Schullehrlinge während 
ihres Aufenthaltes ‚bei den Vorbereitungslehrern gehörig angehalten werden, 
fih im Gefange und im Orgeljpiele Fertigkeit zu erwerben, und nad), Maßgabe 
ihrer Borfenntniffe zu ihrer eigenen Ausbildung beim Kirchengejange und bei 
der Kirchenmufik in geeigneter Weije mitzuwirken; daß aber auch Gantoren und 
Drganiften, welche jelbft im ächten Kirchenftyle unerfahren find und. in flachen 
verweltlichten Compoſitionen fich gefallen, als Vorbereitungslehrer nicht. gewählt, 
ober, wenn fie gewählt find, baldmöglichſt entfernt werben. — Die jchon 
angeftellten und noch bildungsfähigen Gantoren und Organiften find theils 
zu ermuntern, theild mit Nachdruck anzuhalten, ihre erworbenen Kenntniſſe zu 
vervollfommnen und von Zeit zu Zeit Proben ihrer, gemachten Fortjchritte zu 
zeigen. Läßige und’ eigenwillige Sindividuen müfjen mit allem Ernſte überwacht 
und zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten angehalten : werden. Diejenigen 
Cantoren und Organiften endlich, welchen eine weitere Fortbildung ungeachtet 
noch mangelhafter Befähigung nicht mehr zugemuthet werben kann, find nad 
Möglichkeit mit Schonung außer Wirkſamkeit zu fegen, und, jo lange bie 
Umftände Diefes verhindern, wenigftend anzuhalten, ſich auf ihre dienſtlichen 
Verrichtungen jederzeit mit aller Sorgfalt vorzubereiten, angenommene: üble 
Gewohnheiten zu bejeitigen und fich von dem vorgejchriebenen Texte der Choräle 
nicht zu entfernen. | 

n) Schlüßlic, aber ergeht an die Geiftlichen felbft und an alle Diejenigen, 
welche fich dem geiftlichen Stande zu widmen gedenken, die dringende Auf- 
forderung, ihre Anlagen zur Mufik überhaupt und zum Gejange insbejondere 
mehr, ald bisher von Vielen gejchieht, auszubilden und zu erwägen, daß es au 
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ihren Obliegenheiten gehört, ſchon als Glieder der Gemeinde, noch viel mehr 
‚aber als Diener der Kirche aus allen Kräften mitzuwirken, daß der für den 
evangeliſchen Gottesdienft jo wichtige Theil des Geſangs und der Mufif 
‚gefördert werde, und daß fie die ihnen untergebenen Gantoren und Organiften 
nur dann gründlich zu beauffichtigen und mit Grfolg bei ihrem Gejchäfte 
anzuleiten vermögen, wenn fie jelbft darin wicht unerfahren find. Den 
Neligionslehrern an den Gymnafien, ſowie fänmtlichen Lehrern an Schulen 
und Univerfitäten, welche zum Unterrichte und zur Leitung künftiger Geiftlichen 
berufen find, wird es Daher zur Pflicht gemacht, ihre Schüler und Zöglinge 
nachdrücklich zu ermuntern, Diefen Theil ihres Studiums nicht zu vernachläßigen, 
‚jondern nad) Möglichkeit zu betreiben. Auch wird es beifällig aufgenommen 
werben, wenn ſchon angeftellte Geiftliche fidy in der Muſik fortbilden und in 
diejer Abficht ſich vereinigen und unterftügen, ermunternd auf Candidaten und 
'Bicarien einwirken und fich befleißigen, in ihren Gemeinden gute Sängerchöre 
heranzuziehen. 
3. 6.6. vom 27. Dezember 1858: 


Das Königl. Confiftorium hat mit Befriedigung die Wahrnehmung zu 
machen Gelegenheit gehabt, daß in zahlreichen Stadt und felbft Landgemeinden 
per Pfalz freiwillige Vereine für Firchlichen Chorgefang beftehen, melche bei 
Feftlichen Anläffen, 3. B. nftallationen, Bifitationen, hohen Kirchenfeften, 
‚Föniglichen Namens⸗ und Geburtötagen Die Feier des Gottesdienftes durch 
Aufführung von Chören erhöhen. Indem Die unterfertigte Stelle e8 nicht 
unterlaſſen will, ihre Freude über dieſe den Kunftfinn wie den firchlichen Sinn 
der Gemeinden gleich vortheilhaft kundgebende Erſcheinung auszufprechen, hält 
fie es doch zugleich für ihre Pflicht, Die jämmtlichen Föniglichen Decanate umd 
Pfarrämter daran zu erinnern, Daß es an ihnen ift, ftet3 darüber zu wachen, 
daß ſolche Ehorgefänge, ſowohl was die Wahl der Texte, ald was die Form 
und den Stil der Gompofition betrifft, fich ftetS innerhalb der Schranken 
firchlichen Stiles halten. In erfterer Hinficht verfteht es fich von ſelbſt, und 
pürfte wohl aud bisher ausnahmslos beobachtet worden fein, Daß der Text 
des zu fingenden Mufikftüdes zuvor und zwar rechtzeitig dem fungirenden 
‚Geiftlichen zur Gutheißung vorzulegen iſt. Was den zweiten Punkt betrifft, 
jo eignen ſich zum gottesdienftlichen Gebrauche nicht ſolche Muſikſtücke, in denen 
der Componiſt den Sängern Gelegenheit geben wollte, ihre Kunft zu zeigen 
und ihre Gejchiclichkeit hören zu laffen, fondern nur jene echt kirchlichen 
tlaſſiſchen Meifterwerke, im welchen die Muſik lediglich der fchlichte Ausdruck 
des in dem Texte waltenden Gebetögeijtes ift. Eine ausgezeichnete Sammlung 
folcher Sompofitionen ift unter dem Titel „Kirchliche Chorgefänge zum Gebrauche 
bei dem evangeliſchen Gottesbienfte, Bweibrüden 1856“ von H. Lützel 
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herausgegeben. Diejelbe ift jo reich, Daß wenn bie Geſangsvereine bei Firch- 
lichen Aufführungen ſich völlig auf fie und auf die von Profeflor Herzog 
herausgegebenen „Ghorgefänge, Erlangen 1855”, ſowie auf Choräle bejchränfen, 
diejelben immerhin noch einen überreichen Stoff zur Verfügung haben. Es 
foll Died aber ald Regel betrachtet werben, daß für Chorgeſänge beim firchlichen 
Gottesdienfte die aufzuführenden Muſikſtücke aus beiden Sammlungen nebft 
dem firchlichen Liederjchage gewählt werben. 
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Sechste Abtheilung. 


Bon den Som- und Festtugen und der äusseren Ordnung 
des Guttesdienstes. 





Erſter Abſchnitt. 
Ton den Sonn= und defltagen. 





$. 66. 
Kirchliche Feſte und deren Beitbeftimmung. 


Die hriftliche Kirche unterfcheidet die Tage des Jahres in Werktage, 
Sonn: und Fefttage. 

Mehrere Fefte fallen jedes Jahr auf denjelben Monatstag und heißen 
unbewegliche Fefte. 

Die Zeit der beweglichen Fefte richtet fich nach dem Ofterfefte. Das 
Concilium zu Nicka (325) hat Die Zeit des Ofterfeftes in der Weiſe beftimmt, 
daß dasjelbe immer auf den Sonntag fällt, welcher auf den Vollmond folgt, 
ber ber erfte nach der Frühlingsnachtgleiche (21. März) ift. Fällt dieſer Voll 
mond felbft auf einen Sonntag, jo wird das Oſterfeſt auf den nächftfolgenden 
Sonntag verlegt. 

Der Sonntag 9 Wochen vor Oftern heißt Septuagesimae. Die 
Sonntage von da bis Oftern heißen Sexagesimae, Quinquagesimae (Esto 
mihi), Invocavit, Reminiscere, Oculi, Laetare, Judica und Palmarum, 
ber nad) Palmarum folgende Donnerftag ift ber grüne Donnerflag und 
der Freitag Charfreitag. 

Vierzig Tage nad Oſtern ift Chriſti Himmelfahrt und fünfzig 
Tage nach Oſtern Pfingften. Die Sonntage zwifchen Oftern und Pfingften 
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heißen: Quasi modo geniti, Misericordias Domini, Jubilate, Cantate, 
Rogate, Exaudi. Alle diefe Sonntage von Invocavit an führen ihre Namen 
von den lateinischen Anfängen der Mefjen in der alten Kirche. Der Sonntag 
nach: Pfingften heißt Trinitatis und Die Darauf folgenden Sonntage werben 
fortlaufend nach Trinitatis gezählt, 3. B. der erfte und zweite Sonntag nad) 
Trinitatis ift der zweite und dritte Sonntag nach Pfingften u. ſ. w. 

Die Sonntage nad) Trinitati8 werden fortgezählt bis zum vierten 
Sonntag vor Weihnachten, welches Feſt jedes Jahr auf den 25. Dezember 
fällt. Diefe vier Sonntage vor Weihnachten heißen der erfte, zweite, Dritte 
und vierte Advent-Sonntag. Acht Tage nach Weihnachten iſt Neujahr (1. 
Januar) und am 6. Januar Epiphaniä. Der erfte darauf folgende Sonntag 
ift der erfte Sonntag nad) Epiphaniä, und fo werden dieſe Sonntage fortge 
zählt Bi8 zum Sonntage Septuagefimä, der wie oben bemerft, 9 Wochen vor 
Oſtern fällt. ! 

Wenn zwifchen Weihnachten und Neujahr ein Sonntag fällt, jo heißt 
diefer „Sonntag nah Weihnachten“ und ein zwilchen Neujahr und 
Epiphaniä fallender Sonntag wird „Sonntag nah Neujahr” genannt. 

Mit dem erften Advent-Sonntage beginnt das nene Kirchenjahr. 

Das bürgerliche Jahr jchließt mit dem 31. Dezember und es muß am 
Abende desfelben der Firchlich vorgefchriebene Jahresſchluß-Gottesdienſt 
gehalten werden, deffen Anordnung dem Ortsgeiftlichen überlaffen bleibt. 

(C.E. vom 3. Februar 1818, Intell⸗Bl. 1818, ©. 53. G.S. von 
1821, ©. 71 oben.) 

Mit dem Sonntage Invocavit beginnt die bi8 Oftern dauernde 
Baftenzeit. 

Diefen Sonntag hat die evangelifche Kirche (der Pfalz) für einen 
allgemeinen Buß- und Bettag erflärt. 

(C.E. vom 3. Februar 1818, Intell.Bl. 1818, ©. 53.) 

Mit dem darauffolgenden Freitage beginnen die Paſſions-Gottes— 
Dienfte, worüber folgende Beftimmungen zu bemerken find : 

a) Während der Faftenzeit, die mit dem Sonntage Invocavit beginnt 
und bis zum Ofterfefte fortdauert, ſoll in jeder proteftantijchen Pfarrgemeinde, 
und zwar in jeder Woche ein Predigt-Gottesdienft gehalten werben, wobei Die 
Leidensgeſchichte des Herrn in einzelnen Abjchnitten zum Gegeuftand der Be- 
trachtung gewählt wird. 

b) Der Regel: nach foll dafür der Freitag benüßt werden. Wo 
Örtliche Verhältniffe, 3. B. der Simultangebraud; der Kirche oder Aehnliches 
dieſes nicht zulafien, kann auch der Donnerftag oder Dienftag dazu benüßt 
werben. 


c) An jenen Orten, wo für die bereit3 beſtehenden Paſſions⸗ RER 
Handbuch ber Berfaflung und Verwaltung ber prot,«eh. Kirche ber Pfalz. 
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nach dem Herfommen eine ber Morgenftunden um 8 oder 9 Uhr verwendet 
'wird, hat ed dabei fein Verbleiben; follte jedoch in einzelnen Gemeinden eine 
andere Vor⸗ oder eine Nachmittagsftunde als angemefjen erjcheinen, fo kann 
dieſes zugelaflen werben, jedoch in der Art, daß der Paſſions-Gottesdienſt nicht 
über vier Uhr Nachmittags erſtreckt wird, 

d) Wo bis jegt ſchon zwei oder mehrere ſolcher Paſſions-Gottesdienſte 
wöchentlich gehalten werben, follen fie auch ferner beftehen. 

Die Betftunden können an folden Tagen, die für die Paffionspredigt 
beftimmt find, für die Faftenzeit ausgeſetzt bleiben, treten aber nach derſelben 
in ihre vorige Ordnung. 

e) Wo jchon bisher zwifchen der Pfarr- und Filialficche ein worhen- 
weijer Wechjel für dieſe Gotteödienfte beſtand, ift derjelbe unverändert beizube— 
halten, ebenfo, wenn in jeder Woche diefer Gpttesdienft — in der Pfarr⸗ 
firche, al3 in der Filialficche gehalten wurde, 

Wo derjelbe bisher gar nicht ftatt Hatte und erſt jegt eingeführt wird, 
ſoll darauf Rüdficht genommen werben, in fofern es Die nicht allzumeite Ent- 
fernung geftattet, Daß dieſe Gottesdienſte abwechfelnd zwilchen der Pfarrfirche 
und der Filialfirche gehalten werben. 

f) Die Sonntag3-Gottesdienfte, wenn fie auch gleich für Die Leibens- 
gejchichte des Heren benüßt werben wollen, können nicht ald ſolche Paſſions— 
predigten gelten, da durchaus für dieſe ein Mochengottesbienft bemüßt 
werben joll. 

g) Die Abwartung diefer Gottesdienfte liegt den angeftellten Pfarrgeift- 
lichen oder ihren Stellpertretern ob. Die, von den Schullehrern theilweiſe 
vorzunehmende Borlefung einer Paffionsbetrahhtung kann auf Feine Weije als 
eine Paffionspredigt geltend ‚gemacht werben. 


Am erften Sonntage nad) Michaelis (29. Sept.) feiert die evangeliſche 
Kirche Das Erndtefeft, welches aber auch in jenen Gemeinden, wo bie 
Weinlefe Die Haupterndte ift, auf. den vorlekten Sonntag vor den erften 
Advent-Sonntag verlegt werden kann. 

(G.E. vom 3. Februar 1818, Intell,-Bl. 1818, ©. 53. GE. vom 
1. Juli 1835.) 

Das Neformationsfeft wird in der Pfalz am 31. October, wenn 
bie8 ein Sonntag if, und entgegengejebten Falles am unmittelbar darauf 
folgenden Sonntage gefeiert. 

(9. E. vom 14. Sept, 1819 und O.C.E. vom 20, Aug. 1827.) 
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Beftimmungen der weltlichen Geſetzgebung über die Zahl 
der Feiertage. 


Die weltliche Gejeßgebung erkennt nicht alle kirchlichen Feiertage als 
ſolche an, fondern enthält in diefer Beziehung abweichende Beftimmungen. 
Es ift hierüber Folgendes zu bemerken : 
1. Dur den GonfularBejhluß vom 29. Germinal X. (19, April 
1802) wurden neben den Sonntagen folgende Fefte für gejegliche Feier: 
tage erklärt: 
a) der erfte Weihnachtstag, 
b) Chriſti Himmelfahrt, - 
c) Mariä Himmelfahrt (15. Auguft), 
d) Allerheiligen (1. November). 
2. Durch das genehmigte Staatsrathögutachten vom 20. März 1810 
wurbe der Neujahrstag dieſen Feften hinzugefügt. 
3. Durch Regierungd-Entjchliegung vom 9. Januar 1818 (Int.Bl. 1818, 
S. 9) und durch allerhöchfte Entfchließung vom 19. Februar 1824 (A.Bl. 1824, 
©. 14) wurden ferner der zweite Oftertag, der zweite Pfingfttag, 
der zweite Weihnadhtstag und das Frohnleichnamsfeſt für geſetzliche 
Feiertage erklärt. 
4. Durch allerhöchſte Entſchließung vom 24. März 1825 (A.Bl. 1825, 
©. 12) wurde verordnet, daß der Eharfreitag ımter die in der Pfalz 
(Rheinkreis) gefeplich zu feiernden Firchlichen Fefte aufgenommen werben fol. 





$. 68. 


Geburts. und Namensfefte Ihrer Majeftäten des Königs 
und der Königin, 


1. M.:&. vom 11. Dezember 1811: 


Damit in der Feier der Geburtd- und Namensfefte Ihrer Majeftäten 
des Königs und ber Königin in den fämmtlichen Kreifen des Reichs eine dem 
Gegenftande angemefjene Gleichförmigkeit beobachtet werben kann, wird ver- 
orbnet, wie folgt: 

3) In allen Städten und Märkten ohne Ausnahme follen die Geburts- 
‚und Namenstagen der beiden Königlichen Majeftäten an ben Tagen ge: 


feiert werben, worauf fie fallen. 
32* 
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b) Auf dem Lande Hingegen ſoll nur der Namenstag Seiner Majeftät 
des Königs und der Geburtdtag Ihrer Majeftät der Königin an jenen 
Tagen, worauf fie fallen, — der Geburtitag Seiner Majeftät des 
Königs und der Namenstag Ihrer Majeftät der Königin aber immer 
an den darauf folgenden Sonntagen feierlich begangen werben. 

c) Bei den Proteftanten hat dieſes — in Städten und Märkten mit 
einer Predigt und zweckmaͤßigen kirchlichen Feierlichkeit, auf dem Lande 
durdy Anordnung einer Betftunde — zu gejchehen, welche jedoch in 
eine Frühftunde zu verlegen ift, Damit die Landleute in ihren Felb- 
arbeiten nicht gehindert werben. 

4. Wenn für proteftantifche Städte und Märkte Die Ausfchreibung eines 
eigenen Predigttextes für nöthig erachtet werben jollte, jo hat dieſes 
nur durch das einfchlägige Königl. Conſiſtorium zu gefchehen. 


2. Präſidial-Ausſchreiben vom 31. März 1853: 

Inhaltlich einer höchſten Entſchließung des Königl. Staatsminifteriums 
des Innern vom 26. März I. 3. haben Seine Majeftät der König aus Ver— 
anlaffung der gemachten Wahrnehmung, daß die Theilnahme der Beamten in 
Orten gemifchter Gonfeffion an der Kirchenfeier der allerhöchften Geburtd- und 
Namensfefte in fehr verjchiedener Weife ftattfinde, allergnädigft zu genehmigen 
gerubt, daß fortan Die Beamten in Orten gemifchter Gonfeffion angewiefen 
werden, an den allerhöchften Geburt: und Namensfeften nur der in der Kirche 
ihrer Confeſſion ftattfindenden gottesdienftlichen Feier beizumohnen. 


$. 69. 
Beier der Sonn- und Feiertage durch Unterlaſſung von 
Arbeit u. ſ. w. 


1. Die Sonn und geſetzlich anerkannten Feiertage follen mit geeigneter 
Mürde begangen und Alles entfernt gehalten werben, was die gottesdienftlichen 
Verrichtungen ftören oder herabwürdigen könnte. 

Insbeſondere find an Diefen, dem chriftlichen Unterrichte und der Gottes- 
verehrung gewibmeten Tagen alle Arbeiten zu unterlaffen, welche auf Rechnung 
und Anordnung des Staated oder der Gemeinden gejchehen. Die Wochen: 
märkte find in den Städten, wo nicht unabweisbare, auf Local- oder andere 
Rüdfichten gegründete Anftände Dagegen obwalten, auf andere ſchickliche Wochen⸗ 
tage zu verlegen. (A, E. vom 22. März 1828. ME. vom 31. Dezemb. 1826.) 
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2. Das Abhalten von Treibjagden an Sonne. und geſetzlichen SRH 
ift bei Strafe verboten. 

(A. V. vom 38; Mai 1850. ABl. 1850, ©. 325.) 

Alle Beamten, welche Jagdverpachtungsacten aufnehmen,. find verpflichtet, 
in den Act die Bedingung aufzunehmen, Daß es den Pächtern verboten fei, 
an Sonn und gejeßlichen Feiertagen Treibjagden abzuhalten, und daß bei 
eintretender Leberfchreitung dieſes Verbotes von Seiten des Pächter oder 
feiner Theilhaber die Aufhebung des Pachtacted ohne gerichtliche Dazwiſchen— 
kunft und ohne Weiters durch ein abminiftratives Erkenntniß erfolgen könne. 

(Verordn. vom 13. Febr. 1829, Intell.Bl. Me 10, vom 11. April 1835, 
A.Bl. 1835, S. 190.) 

3. An Sonn- und gejeglichen Feiertagen, find die öffentlichen Bekannt- 
machungen durch Die Schelle zu unterlaffen und nur dann vorzunehmen, wenn 
died nach gejeglicher Vorjehrift gefchehen muß, oder wenn Gefahr auf dem 
Verzuge haftet. 

Im erften Ausnahmsfall darf Die Bekanntmachung erft nach dem 
Schluſſe des Vormittagsd-Gottesdienftes ftattfinden. 

(B. vom 5. Februar 1835, A.Bl. 1835, ©. 127.) 

3. Deffentliche Tanzbeluftigungen dürfen nicht ftattfinden: 

a) Vom erften Advent-Sonntage bi3 zum Fefte Epiphaniä einfchließlich, 
mit Ausnahme des Sylveſter-Abends, wo die Begehung von öffent 
lihen Zanzgejellichaften herkömmlich iſt; 

b) vom Ajchermittwoch bis zum erften Sonntage nach Oftern einfchließlich ; 

ec) an den beiden Pfingfttagen ; 

d) am Ehrifti-Himmelfahrtstage ; 

e) an dem Vorabende diefer (c. d. genannten) Fefte; 

f) an den Freitagen; 

g) am Buß- und Bettag (Sonntag Invocavit); 

h) am Tage des Grndtefeftes ; 

i) am Tage des Neformationzfeftes ; 

k) an den Vorabenden diefer (sub g, h, i genannten) Feſte. 

Die Verbote sub g—k gelten nur für Die Gemeinden, wo ſich bie 

Mehrzahl der Bewohner zur proteftantifchen Kirche befennt. 

(Allerh. Verordn. vom 11. März 1844, A.Bl. 1844, ©. 141.) 

4. &8 ift verboten, am Gharfreitage, am erften DOftertage, am erften 
Pfingfttage, am erften Weihnachtstage, an dem Buß: und Bettage Theater: 
Vorftellungen zu geben, oder Productionen von Gauflern und Selltängern 
zu geftatten. 

(Berordn. vom 2W. Juni 1836, A.Bl. 1836, ©. 370. 6. März 1842, 
A.Bl. 1842, ©. 201.) 
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5. An den Sonn» unb geſetzlichen Beiertagen dürfen währenb bes 
Bor: und Nahmittagd-Gottesdienftes feine öffentlichen Maskenzüge, 
Kappenfahrten u. dgl. Faftnachtöfpiele in den Straßen und auf den öffentlichen 
Plaͤtzen ftattfinden. 

(Verordn. vom 11. Januar 1845, ABl. 1845, ©. 9.) 
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Beſondere Vorſchriften für die öffentlichen Beamten in Betreff 
der Heilighaltung der Sonn und Feiertage. 


1. Die Hffentlihen Beamten in allen Dienftzweigen müflen an Sonn- 
und gejeglichen Feiertagen ihre Amtöverrichtungen einftellen. 

(Art. 2 des Gejeged vom 17. Thermidor VI. Verordn. vom 14. Auguft 
1818, A.Bl. 1818,.S. 815.) 

2. Die Zuftellung von Ladungen und Acten, die Pfändungen, die Leibes- 
haft wegen Schulden, die gerichtlichen DVerfteigerungen und Executionen Dürfen 
an Sonn und gejeblichen Feiertagen bei Strafe der Nichtigkeit nicht ſtattfinden. 

(Urt. 5 des Geſetzes vom 17. Thermidor VI. Art. 63, 781, 1037 code 
de proc. civile.) 

3. Die Vornahme öffentlicher Verfteigerungen ift ebenfo verboten Bei 
einer Strafe von 25—300 Fr. (Art. 6 des angeführten Geſetzes.) 

4. Die Griminal-Urtheile dürfen an Sonn: und Feiertagen nicht voll: 
zogen werben ; wohl aber dürfen Unterfuhungshandlungen in Straffachen 
jeder Art flattfinden. 

(Art. 7, 353 des Geſetzbuchs über das peinliche Verfahren.) 

5. Die Notäre können an Sonn: und Feiertagen in dringenden 
Fällen Acten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, insbeſondere aber Teftamente, 
aufnehmen. Deffentliche Berfteigerungen dürfen fie nicht vornehmen, ebenfo 
wenig Acten, zu deren Vornahme fie Durch ein richterliched Urtheil committirt 
worden find. 

(Art. 6 des Geſetzes vom 17. Thhermidor VI. Art. 1037 code de pro- 
cedure civil. 4. E. vom 14. Dezember 1840.) 

6. Der Richter kann in dringenden Fällen, wenn Gefahr auf dem 
Berzuge haftet, die Vornahme einer gerichtlichen Handlung an Sonn- und 
Feiertagen geftatten. 

Es können insbeſondere an diefen Tagen Vorträge (rétöros) bei ben 
Königl. Bezirksgerichts⸗Praͤſidenten fattfinden, fowie die im Art. 828—831 


Sonn: und Feſttage. $. 71 503 


vode de pr. eiv. bezeichneten Pfaͤndungen, wenn der Richter hiezu bie aus- 
drũckliche Erlaubniß ertheilt Hat, die nur in dringenden Fällen erfolgen Fann. 

7. Die Landrichter (Friedensrichter) können an allen Sonn: und Feier: 
tagen Urtheile in Giviljachen fällen. (Art. 8 code de pr. civ.) 

8. Die Rente und Hypothefenämter müflen an Sonn und Feiertagen 

geſchloſſen bleiben. 
(Entſchließung des Juſtizminiſteriums vom 22. Dez. 1807. Entſchließung 
der Königl. Regierungsfammer der Finanzen vom 12. Detober 1839.) 
9. Die Lotto-Bomptoire müflen an Sonn und Feiertagen während bes 
Bor: und Nachmittags-Gottesdienftes gejchloffen bleiben. 
(Mittheilung des Königl. D.-&. vom 26. März 1845.) 
10. An Sonntagen müjjen folgende Amtöhandlungen ftattfinden: 

a) die bürgerlichen Eheverfündigungen (Art. 63 C. c.); 

b) die Publicirung der Ordonnanz des Afftifen-Präfidenten, welche einem 
abwejenden Angeklagten aufgibt, fih vor dem Betreffenben Gerichtshofe 
zu ftellen. (Art. 466 des Geſetzbuchs fiber das peinliche Verfahren); 

e) die öffentliche Bekanntmachung der Veräußerung liegender Gründe 
von Minderjährigen. 

(Geſetz vom 11. September 18%, Art. 21. ABI. 1825, ©. 107.) 

Ale diefe Bekanntmachungen dürfen jedoch erft nach dem Schluffe des 

Vormittags⸗Gottesdienſtes ftattfinden. 
(Reg.-Berordn. vom 5. Februar 1835, Intell.Bl. 1835, ©. 127.) 





$. 71. 
Ausſchließlich eonfeffionelle Feiertage. 


Mie oben bemerkt, hat die weltliche Gefekgebung das Frohnleichnamsfeſt, 
Maris Himmelfahrt und Allerheiligen für gefehliche Feiertage erflärt, und es 
find auf deren Heilighaltung alle in den vorherigen 88. bemerkten Vorjchriften 
anwendbar. 

Da die proteftantifche Kirche jedoch dieſe Fefttage als ſolche nicht 
anerkennt, fo können deren Angehörige auch nicht durch Strafandrohung 
gezwungen werben, biefelben zu feiern. 

(Art. 82 der II. Beilage der Verf.-Urf. und Art: 260 des Strafgeſetzbuchs. 
. C.E. vom 8. Mat 1844.) 

Die proteftantifhen Schulen dürfen daher auch an dieſen Feiertagen 
nicht gejchloffen werben. 

(vide $. A4, Me 3, ©. 353 oben.) 
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| Da. die im Staate beftehenden Religions-Geſellſchaften fich wechſelſeitig 
gleiche Achtung jchuldig find ($. 80 der LI. Verf.-Beil,, S. 28 oben), fo darf 
fidy keine eine Störung oder Mißachtung der Feiertage des andern Gonfeffions- 
theild zu Schulden kommen lafjen. 


U. Abjhritt 
Die äußere Drdnung des Hottesdienftes. 


$. 72. 
Anordnung der Gottesdienfte. 


| 1. Ale Anordnungen über den äußeren Gottesdienft, deffen Ort, Zeit. 
Zahl u. ſ. w. gehen von ben Firchlichen Behörden aus, Die ſich aber in dieſer 
Beziehung mit der weltlichen Obrigkeit zu benehmen haben. 
| ($. 76. der II. Verf.-Beil., S. 36 und 27 oben.) 
Hierunter ift auch das Firchliche Glodengeläute zu fubjumiren. 
Ä (6.-E. vom 29. März 1856.) 

2. Bei den gewöhnlichen Gottesdienſten ‚ die auf den Lehrſätzen und 
— der Kirche beruhen oder nach localem Herkommen ſtattfinden, iſt ein 
ſolches Benehmen nicht erforderlich, ſondern es hat dasſelbe nur einzutreten, 
wenn nicht gewöhnlich kirchliche Feierlichkeiten und Andachten gehalten 
werden follen, wohin insbejondere die Miſſions- und Guſtav-Adolph-Feſte zu 
rechnen find. 

3. Nach der allerhöchten Königl. Entſchließung vom 20. Juni 1851 
(©. 77, Anm. 7 oben) genügt bei der Veranftaltung folcher Feierlichkeiten die 
vorgängige Anzeige bei der weltlichen Behörde (dem Königl. Landeommiffariate), 
und iſt nur dann Die ausbrüdliche Genehmigung Sr. Majeftät des Königs 
erforderlich, wenn ſolche Feierlichkeiten aus Anlaß eines politifchen Greigniffes 
abgehalten werden ‚wollen, oder wenn die Sirchenbehörde ihre Angehörigen 
zur Theilnahme an denjelben unter Einftellung der Arbeitsthätigkeit im Gewiſſen 
verbinden, ‚will. 
4. Wenn bei foldhen Feierlichkeiten auswärtige Geiftliche, welche Das 
bayeriſche Indigenat nicht befigen, thätig mitwirken wollen, jo muß hiezu die 
ausdrüdliche Genehmigung Sr, Majeftät des Könige eingeholt werden 

(Vergl. $. 30, Anm. 2 der II. Verf.Beil. S 21 oben.) 
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$. 73. 
Drdnung in der Kirche während des Gottesdienftes. 


1. Die Handhabung der Ordnung während des Gottesdienftes ift vorerſt 
Sache des Ortögeiftlichen, der fich in den dazu geeigneten Fällen, wenn z. B. 
die Kirche bei einer bejondern feierlichen Gelegenheit verziert werden fol, mit 
dem Presbyterium zu benehmen hat. 

Diefes Benehmen muß jedenfall eintreten, wenn der Kirche Durch folche 
Anordnungen Koften erwachfen jollten, deren Uebernahme auf die Kirchenkafle 
von der Zuftimmung des Presbyteriums abhängig ift. 

2. Ueber die Ordnung in der Kirche 3. B. bezüglich der Pläße für Die 
Schuljugend, für die Präparanden, Gonfirmanden u. ſ. w. kann das Pres— 
byterium zu jeder Zeit, ſowie über alle andere äußere Verhältniffe, Die bei 
dem Gottesdienfte zu berüdfichtigen find, Beichlüffe faffen und in Vollzug 
feßen laſſen. 

Soll aber der Vollzug ſoſcher Beichlüffe Durch Strafen, die die weltlichen 
Behörden verhängen jollen, gefichert werden, jo Fann dies nur Dadurch bewirkt 
werben, daß der Bürgermeifter ein dem Bejchluffe des Presbyteriums entjprechen- 
des Pocalpolizei-Reglement entwirft und öffentlich befannt machen läßt, indem 
dad Geſetz vom 24. Anguft 1790, Tit. XI, Art. 3, 2 3, die Aufrechthaltung 
der Ordnung in den Kirchen in die Gompetenz dieſes Beamten legt. 

Der Bürgermeifter darf jedoch Angefichts der SS. 76—79 der IT, BB. 
(S. 26, 27 oben) nicht einfeitig folche Anordnungen entwerfen, fondern muß 
abwarten, bis er von dem Presbyterium oder einer höheren Eirchlichen Behörde 
darıım angegangen wird. 


3. Das Strafgejeßbuch enthält noch folgende bejondere Verfügungen 
gegen gewaltthätige Störungen des Gottesdienſtes: 


Art. 261. Jene, mweldye Die Ausübung eined Gultus durch Lärmen ober 
Unordnungen in den Kirchen oder andern Orten, welche dieſer Ausübung 
gewidmet find, oder in,der That zu Diefen Ausübungen dienen, verhindern, 
zurüfhalten oder unterbrechen, jollen mit einer Geldftrafe von ſechszehn Franken 
bis zu dreihundert Franken und mit einer Gefängnißftrafe von ſechs Tagen bis 
zu zwei Monaten gebüßt werben. 

Urt. 262. Jede Perjon, welche Die Gegenftände eines Gultus an den 
zu deffen Ausübung beftimmten oder in der That dienenden Orten, oder auch 
die Geiftlichen diefed Cultus in ihren Functionen durch Worte oder Geberben 
beſchimpft, ſoll mit einer Geldbuße von jechszehn bis zu fünfhundert Franken 
und mit einer Gefängnißftrafe von fünfzehn Tagen bis zu zwei Monaten 
belegt werben. 
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Art. 263. Wer den Diener eines Bultus in feinen Functionen fchlägt, 
fol mit dem Pranger beftraft werben. 

Art. 264. Die Verfügungen der Art. 260 bis 263 einſchließlich find 
nur auf jene Störungen, Beichimpfungen und Thathandlungen anwendbar, 
deren Natur oder Umftände zu feinen größern Strafen nad den andern Ver: 
fügungen des Pönalcodes Veranlafjung geben. 

4. Sn den Kirchen darf während des Gottesdienſtes Die perfönliche 
Haft wegen Schulden nicht vollzogen werben. 

(Code de proc. civ. Art. 781 2 3.) 


$. 74. 
Unterhaltung und Reinigung der Kirche. 


1. Die Kirchen find heilige Gebäude, zur Erreichung hochheiliger Zwecke 
beftimmt. 

Es ift daher eine heilige Pflicht der Presbyterien, dafür zu forgen, daß 
diefelben nicht nur im Innern und Weußern in gutem baulichem Stande 
Bleiben, fondern daß fie audy im Innern immer reinlich gehalten werden. 

Megen der baulichen Unterhaltuug der Kirchengebäude überhaupt folgen 
im II. Buch dieſes Werkes Die näheren Beftimmungen. 

Die Unreinlichkfeit im Innern, Die das Eirchliche und religiöfe Gefühl 
fo tief verlegen muß, kann nur dadurch befeitigt werben, daß das Presbyterium 
bejondere Perjonen aufftellt, die dieſe Reinigung vornehmen nnd ftreng darauf 
hält, daß dieſe ihre Pflicht erfüllen. 

Die Königl. Decanate haben bei ihren Kirchenvifitationen den Zuftand 
der Kirchen in das Auge zu faſſen und allenfalls vorgefundene Mängel im 
Vifttationsprotofolle zu erwähnen. 

(C.E. vom 8. Februar 1843.) 

2. Da e8 vorgefommen tft, daß bei Reparaturen u. f. w. ber Kirchen: 
gebäude die gewöhnlichen Gottesdienfte ausgefeßt worden find, ohne daß 
deßfalls von den betreffenden Pfarrämtern Anzeige an Die vorgejegten Decanate 
oder an das Königl. Gonfiftorium erftattet und die kirchliche Genehmigung 
eingeholt worben wäre, jo wurden hierüber mittelſt &.-&. vom 19. Februar 
1836 folgende genau zu beachtende Vorfchriften gegeben: 

a) So oft künftig ein für Die gewöhnlichen Sonntage: oder Wochen: 
Gottesdienſte benüßtes Firchliches Gebäude behufd einer an ober in ihm vorzu⸗ 
nehmenden Reparatur für kürzere oder längere Zeit oder wegen feines ruinoſen 
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Buftandes für immer gejchloffen werben muß, ohne daß in einer andern Kirche 
desfelben Ortes jene Gottesdienfte regelmäßig und vollftändig fortgefeßt werben 
fönnen, ift fogleich Anzeige hievon zu erftatten. 

b) Mit dieſer Anzeige ift die Erklärung zu verbinden, wie lange voraus- 
fichtlich die gewöhnlichen Gottesdienfte ausgejeßt werden müflen, welche Firchliche 
Berfammlungen die betreffenden Geiftlichen inzwijchen an die Stelle dieſer 
treten zu laffen, in welchem Locale fie dieſe abzuhalten gedenken und mas in 
ihnen zur Befriedigung des chriftlich-firchlichen Bedürfniſſes der Gemeinde 
geſchehen jolle. 

c) Diefe Anzeige und Erklärung ift, in einem Schreiben genau und 
vollftändig niedergelegt, von Dem betreffenden Pfarramte an fein vorgeſetztes 
Decanat in dem Falle zu richten, in welchem die fraglichen Gottesdienfte muth- 
maßlich nicht über A Wochen ausgefegt werden müflen. Das Königl. Decanat 
hat hierauf den nöthigen Beſcheid zu geben und, fall in der fraglichen Zeit 
das chriftlichfirchliche Bebürfnig nah Maßgabe der Incalen Verhältniffe ge 
nügender und vollftändiger befriedigt werben könnte, ald dies nach dem Plane 
des Pfarramtes gejchähe, Die deßfallſigen Anordnungen zu pünftlicher Befolgung 
an dieſes gelangen zu laſſen. Schreiben und Bejcheid — leßterer im Concept — 
find zur Einfihtsnahme dem Königl, Gonftftorium vorzulegen und gehen von 
demjelben an dad Decanat zurüd. 

d) Wenn die in Rede ftehenden Gottesdienfte länger ald 4 Mochen 
jollten ausgejeßt werden müfjen, jo ift Anzeige und Erklärung von dem Pfarr: 
amte in einem Berichte Dur Dad Decanat an das Königl. Gonfiftorium 
einzufenden. 

Das Decanat hat ſich über die betreffenden interimiftifchen Firchlichen 
Verfammlungen gutachtlich zu Außern und namentlich zu erflären, ob dem 
gottesdienftlichen Zwecke, jo weit, ald unter den gegebenen Umftänden möglich, 
entfprochen werde. 

Die Entſcheidung in Beziehung auf Die gottesdienftlichen Verhältniffe 
ift fodann zu gewärtigen und inzwifchen das Firchliche Bedürfniß beftmöglichft 
zu bedenken. 
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Siebente Abtheilung. 
Besomere kirchliche Berhältnisse. 


Erjter Abſchnitt. 


Von den kirchlichen Vereinen. 


$. 75. 
Vereinsgefeg. 


Die kirchlichen Vereine werden nach den Beftimmungen des Geſetzes 
vom 26. Februar 1850 über die Verfammlungen und Vereine behandelt, weß— 
halb hier ein Abdrud dieſes Geſetzes folgt: 

Wir Haben bezüglich) der Ausübung des PVerfammlungd: und Ber 
einigungsrechted® nach Vernehmung Unſeres Staatsrathes mit Beirath und 
Zuftimmung der Kammer der Reichöräthe und der Kammer der Abgeorbneten 
beſchloſſen und verordnen, was folgt: 


Abſchnitt L 
Von den Berfammlungen. 


Art. 1. Mle Staatsangehörigen haben das Recht, fich frieblih und 
ohne Waffen zu verfammeln; einer bejondern Grlaubniß dazu bedarf es nicht. 

Art. 2. Wer zu einer Verfammlung, in welcher öffentliche Angelegen- 
heiten erörtert werben jollen, öffentliche oder allgemeine Einladungen erläft, 
und wer den Pla zu deren Abhaltung einräumt, ift verpflichtet, mindeſtens 
24 Stunden vor dem Beginne der VBerfammlung unter Angabe des Ortes, 
der Zeit und des Zweckes derjelben Anzeige bei der Ortöpolizeibehörbe zu 
machen, welche Darüber fofort eine Bejcheinigung zu ertheilen und ohne Säum- 
niß der Königl. Diftrikt3-Poligeibehörde Nachricht zu geben hat. 
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Ale Einladungen oder Aufforberungen zu ſolchen Verfammlungen, 
mögen fie in öffentlichen Anjchlägen enthalten, oder in öffentlichen Blättern 
eingerüdt, oder jonft durch Schrift oder Drud verbreitet fein, müfjen mit den 
Unterjchriften Derjenigen, welche fie ergehen laſſen, verjehen werben. 

Art. 3. BVerfammlungen, welche unter freiem Himmel abgehalten werben 
jollen, können bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
durch jchriftlichen Erlaß der Diftrift3-Polizeibehörde verboten werden. 

Art. 4. Zu Verfammlungen, weldhe auf öffentlihen Pläßen und 
Straßen in Städten und Ortjchaften flattfinden follen, fowie zu öffentlichen 
Aufzügen in Städten und Ortjchaften hat der Unternehmer, Leiter oder Ordner 
die Zuftimmung der betreffenden Gemeindeverwaltung zu erholen und fodann 
die Genehmigung der Diftrift3-Polizeibehörde nachzufuchen, welche den Beſcheid 
möglichft fchleunig und fpäteftend am folgenden Tage fchriftlich zu ertheilen hat. 

Herfömmliche Eirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgänge, ge 
wöhnliche Leichenbegängniffe, Züge der Hochzeitöverfammlungen und hergebrachte 
Umzüge der Innungen unterliegen dieſer Beitimmung nicht. 

Art 5. Den Ordnern, Leitern einer Verfammlung liegt ob, für Auf: 
rechthaltung der Ordnung "und des Geſetzes Sorge zu tragen. Sie haben 
Sprechern, welche durch ihren Vortrag Das Gejeß verlegen oder zu Geſetzes— 
verlegungen auffordern, das Wort zu entziehen, und, wenn ihren Anordnungen 
zur Aufrechthaltung des Geſetzes Feine Folge gegeben wird, die Verfammlung 
aufzuheben. 

Art. 6. Den Verfammlungen ift nicht geftattet, Adreſſen oder Petitionen 
in Maſſe zu überbringen, ober Durch Abordnung von mehr ald zehn Perſonen 
zu überjenden. 

Art. 7. Die Polizeibehörde ift befugt, zu jeder Verfammlung einen 
oder zwei Polizeibeamte oder Durch bejondere Abzeichen erkennbare Abgeordnete 
zu fenden, denen ein angemefjener Pla einzuräumen ift. 


Art. 8. Die Abgeordneten der Polizeibehörde find befugt, zu verlangen, 
daß Berfammlungen, in denen Vorträge gehalten, Anträge oder Vorjchläge 
erörtert werben, mittelft welcher zu Gejeßeöverlegungen aufgefordert oder auf: 
gereizt wird, fofort durch Die Drdner oder Leiter aufgehoben werden, unbejchabet 
des gegen bie Uebertreter des Gejeßes einzuleitenden Strafverfahrens. 

Art. 9. Wird dem Verlangen der Abgeordneten der Polizeibehörde nicht 
augenblicklich entjprochen, jo erklären Dieje Die Verfammlung für aufgelöst und 
alle Anwefenden find verpflichtet, fich Togleich zu entfernen. 

Wird diefer Verpflichtung nicht nachgekommen und einer wiederholten 
Aufforderung nicht Folge geleiftet, jo Fan die Auflöfung durch Die — 
Macht zur Ausführung gebracht werden. 
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Art. 10. So lange der Landtag verfammelt ift, dürfen innerhalb der 
Entfernung von jechd Stunden von dem Orte jeined Sitzes Vollsverſammlungen 
unter freiem Himmel nicht abgehalten werben. 


Abſchnitt l1II. 
Von den Vereinen. 
1. Von den Vereinen im Allgemeinen. 

Art. 11. Die Staatsangehörigen haben das Recht, Vereine ohne vor- 
gängige Erholung polizeilicher Erlaubniß zu bilden, 

2. Bon den nicht politifchen Vereinen. 

Art. 12. Bereine, deren Zweck fich nicht auf Die öffentlichen Angelegen- 
heiten bezieht, find, wenn fie Vorfteher und Satzungen haben, verpflichtet, ihre 
Gründung und jede Veränderung ihrer Vorftandfchaft ober ihrer Zwede der 
vorgeſetzten Polizeibehörbe binnen drei Tagen anzuzeigen. 

Art. 13. Sobald ein nicht politijcher Verein zugleich politiiche Zwecke 
zu verfolgen oder in ben Bereich feiner Verhandlungen zu ziehen beginnt, 
unterliegt er allen Anordnungen und Strafbeitimmungen über politifche 
Vereine. 

3. Don ben politifchen Bereinen. 

Art. 14. Vereine, deren Zweck fih auf die öffentlichen Angelegenheiten 
bezieht, find verpflichtet, Vorfteher zu wählen, und diefe haben Sabungen über 
Verfaffung und Wirkſamkeit ded Vereines binnen drei Tagen nach deſſen Gr- 
richtung, alle Abänderungen aber binnen drei Tagen, nachdem fie zu Stande 
gekommen, der Diftrikts-Polizeibehörde zur Kenntnifnahme einzureichen, derjelben 
aud auf Verlangen jede Darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen. = 

Art. 15. Frauensperfonen und Minderjährige können weder Mitglieder 
politifcher Vereine fein, noch den Verfammlungen derſelben beiwohnen. 

Art. 16. Auf Verfammlungen folher Vereine finden die Beſtimmungen 
ber Artifel 1—9 des gegenwärtigen Geſetzes volle Anwendung. 

Insbeſondere Liegt den Vorftehern der Vereine Die vorgängige Anzeige 
bei: der Diftrifts-Poligeibehörde nach der Vorfehrift des Artikels 2 Diefes 
Geſetzes bezüglich aller Verfammlungen ob, für welche Zeit‘ und Ort nicht 
bereits ſatzungsmaͤßig feftftehen. 

Art. 17. Politiſchen Vereinen ift nicht geftattet, mit andern in der Art’ 
in Verbindung zu treten, daß entweder die einen den Beichlüffen und Organen 
bes andern unterworfen ober mehrere folche Vereine unter einem gemeinfamen 
Organe zu einem geglieberten Ganzen vereinigt werben. 

Art. 18, Den politifchen Vereinen ift unterfagt, Beichlüffe in Der 
Form von Gejegen, Verordnungen, Rechtsfprüchen oder andern Grlafien ber 
Öffentlichen Behörden zu faflen, 
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Art. 19. Jede Polizeiſtelle oder Behoörde iſt befugt, Vereine zu ſchließen, 
wenn biejelben 

1. den Beftimmungen des Art. 14. dieſes Geſetzes nicht genügen; 

2. dem Art. 16 zumider nicht angezeigte, johin geheime Verſammlungen 

halten, oder 
3. die Abgeordneten der Polizeibehörde dem Art. 7 zuwider von DVer- 
fammlungen ausjchließen, oder 

4. dem Art. 17 oder dem Art. 18 entgegen handeln, ober 

5. die religiöfen, fittlichen, geſellſchaftlichen Grundlagen des Staates zu 
untergraben drohen, oder endlich 

6. wenn ihre Zwecke oder Bejchlüffe den Strafgefegen zumwiberlaufen. 

In dem Iegtern Falle haben Die Gerichte, welchen Die verfügte Schließung 
des Vereind binnen acht Tagen anzuzeigen ift, über die Fortdauer der Schließung 
zu entjcheiben. 

Recurjen gegen Bejchlüffe auf Schließung von Vereinen kommt ein 
Suspenfiv-Effeet nicht zu. 

Die Schließung eines Vereins ift öffentlich bekannt zn machen: 


Abſchnitt II. 
Strafbeitimmungen, 


Art. 20. Handlungen oder Unterlaffungen, welche ı den. Beftimmungen’ 
ber Artikel 2, 5, 7, beziehungsweije Artikel 16, Abſatz 1, dann Artikel 12, 14 
und 15 des gegenwärtigen Geſetzes zuwiderlaufen, find mit Geldftrafen bis zu 
hundert Gulden zu ahnden. 

Art. 21. Wer den Beftimmungen des Artikel 1 dieſes Geſetzes zuwider 
in einer Berfammlung bewaffnet erjcheint, ohne durch Dienftleiftung in feinem 
Amte hiezu berechtigt zu fein, oder. darin Waffen vertheilt; wer den Beltim- 
mungen ber Artifel 3, 6, 9 und 10 zuwider bei Verfammlungen oder Aborb- 
nungen fich betheiligt, welche Durch gegenwaͤrtiges Geſetz oder gehörig verfündetes 
Verbot unterfagt find, oder wer im Falle Des Artikel A ohne vorgängige 
polizeilihe Bewilligung eine Verſammlung ober einen öffentlichen Aufzug 
veranlaßt, dazu einlabet, Diefelben ordnet oder leitet, fol mit einer Gefängniß- 
fteafe bis zu einem Jahre, oder falls mildernde Umftände vorliegen, mit einer 
Geldftrafe Bis zu 100 Gulden belegt werden. 

Art; 22. Mitglieder: polittfcher Vereine, welche einer der im Artikel 19,' 
Biffer 2, 3, A und 6 aufgezählten Webertretungen fich ſchuldig machen, find, 
foferne nicht nach den Beftimmungen des Strafgefegbuches eine höhere Strafe 
vermwirft ift, mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, oder falls mildernde Um: 
ftände vorliegen, mit-einer Geldſtrafe bis zu 100 Gulden zu beahnden, 
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Art. 23. Die Unterfuhung und Beftrafung der UWebertretungen bes 
gegenwärtigen Gejeßes fteht den ordentlichen Strafgerichten zu. 

Das Verfahren richtet fich nach den für die Behandlung der Vergehen 
gegebenen Vorjchriften. | 

Art. 24. Wenn wegen Webertretung des gegenwärtigen Geſetzes oder 
wegen Verbrechen oder Vergehen, welche aus Veranlaffung der Verhandlungen 
eines Vereines verübt oder verfucht worden find, Unterfuchung eingeleitet ift, 
jo kann das zuftändige Gericht die vorläufige Schließung des Vereins 
angrbnen. 

Das zuftändige Strafgericht ift befugt, in dem Endurtheile die Schließung 
eined DVereind für immer auszusprechen. 

Mitglieder eines Vereines, welche ſich nach obrigkeitlicher Einftellung 
oder Aufhebung desjelben wieder verjammeln, find nach den Beftimmungen des 
Artikel 21 zu beitrafen. 

Die Veränderung der Benennung des Vereines oder feines Sitzes fol 
hiegegen nicht. jehüßen, wenn aus den Umftänden hervorgeht, daß jene Ver- 
änderung nur zum Scheine vorgenommen worden jei. 

Art. 25. Die wegen Mebertretung des gegenwärtigen Geſetzes eingehen- 
den Gelbftrafen fallen dem SKreisjchulfonde desjenigen Regierungsbezirkes zu, 
in welchem die Verurtheilung erfolgt, und werben nad) dem Gutachten des 
Landrathes verwendet. 


Abſchnitt IV. 
Schlußbeftimmungen, 


Art. 26. Auf die durch das Gefek oder durch die gejeglichen Autoritäten 
angeordneten Verfammlungen, jowie auf die Vorberathungen von Mitgliedern 
diefer VBerfammlungen während der Dauer ihrer Sigungen, dann auf Wahl- 
vorverfammlungen der Wahlmänner und Urwähler für den Landtag, Die Kreis— 
oder Gemeindevertretung nach erlaffenem Wahlausfchreiben finden die Beftim- 
mungen der Artifel 2—25 gegenwärtigen Gefeßes Feine Anwendung. 


Vereine, welche Capital durch Actien aufzubringen, Grebitpapiere in 
Umlauf zu ſetzen beabfichtigen, Anftalten für den öffentlichen Verkehr, für 
Sicherung des Vermögens, für Erjparung und Berforgung, für Auswanderung, 
endlich Vereine, welche den Betrieb von Erwerbsgejchäften zum Zwede haben, 
fomwie überhaupt alle Diejenigen Vereine, welche unter den Begriff von civil: 


rechtlichen oder Handelögejellichaften fallen, unterliegen den hierüber beftehenden 
Gejegen und Vorfchriften. 


Art. 27. Die Beflimmungen gegenwärtigen Geſetzes haben bei dem. 
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ftehenden Heere nur in jo ‚weit in Anwendung zu fommen,. ald benfelben Die 
militärischen Dienftesvorjchriften nicht entgegen ſtehen. 

Jedem jelbftitändig Gommandirenden fteht ferner die Befugniß zu, den 
Untergebenen die Theilnahme an Bereinen und Verfammlungen zeitweije zu 
unterjagen. 

ü Art, 8. Die Disciplinarwworschriften für öffentliche Lehranftalten, Dann 
für Stantsbeamte und öffentliche Diener werden durch gegenwärtiges Geſetz 
ebenfall3 nicht berührt, !) 

Art. 29, Alle gemäß Artifel 2, 3, 4, 12, 13, 14, 16 bei den Poli- 
zeibehörden zu machenden Anzeigen und die deßfalls von der Behörde zu 
gebenden Erlaſſe find ftempel- und tarfrei. 


$. 76. 
Privat: Zufammenkünfte zu chriftliher Erbauung. 


Bezüglich dieſer Privat-Zufammenfünfte zu chriftlicher Erbauung find 
folgende Gntjchließungen des Königl. Ober-Gonfiftoriums und des Königl. 
Gonfiftoriums ergangen : 

1. O.-C.-E. vom 14. Juli 1836: 

Das Königl. O.C. hat den außerfirchlichen Verſammlungen zur Gr: 
bauung, welde ſich für den Zweck chriftlicher Belehrung und Erbauung in 
verſchiedenen Pfarrbezirfen allmählig bilden, unausgejeßt Die vollfte Aufmerk- 
jamfeit gewidmet, und ihnen unter Anerkennung ihrer Töblichen Abficht und der 
gewifjenhaften Treue, mit welcher fie von Geiftlichen größtentheils geleitet 
werben, Die möglichfte Unterftüßung angebeihen laſſen. 

Dabei ift es jedoch der jorgfältigen Beobachtung nicht entgangen, Daß 
dergleichen Zufammenfünfte nicht allenthalben von dem richtigen Standpunfte 
aus betrachtet werden; daß hie und da faljcher Eifer fich einmischt, und daß 
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1) In Hinblick auf 8. 11 des Edictes über die innern kirchlichen Angelegenheiten 
(S. 155 oben) und auf Art, 28 des Geſetzes, die Verſammlungen und Vereine betr., 
iſt das Königl, Eonfiftorium bereshtigt und verpflichtet, von der Betheiligung der unter 
feiner Aufficht fteßenden Diener der Kirche an Vereinen, wie diejelben auch heißen mögen, 
Kenntnip zu nehmen, wehhalb Geiftlihe, welche Vorſtände jolher Vereine find, Die 
Sagungen berjelben und das Verzeichniß der Mitglieder geiftlihen Standes dem Königl. 


Conſiſtorium vorzulegen haben, (C.E. vom 7. November 1850.) 
Hanbbuc ber Verfaffung und Verwaltung ber prot.⸗eb. Kirche ber Pfalz. 33 
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die üble Wahl der Zeit und des Ortes nicht felten ftörend in das Gebeihen 
der an fich guten Sache einwirkt. Auch jcheint fich die Meinung feftjeßen zu 
wollen, die von der Kirche angeordneten Gottesdienfte jeien für das gegen- 
wärtige Bebürfniß nicht ausreichend, und es Liege Daher in der Befugnig von 
Gemeindegliedern ſelbſt, nach Gutdünfen andere Einrichtungen zu treffen. Es 
haben einige Diefer Verfammlungen den Charakter gejchloffener Geſellſchaften 
angenommen; es find Partheien entftanden, und e8 muß ſehr beflagt werden, 
daß darunter zum Theil jogar die über Alles wichtige innere Kirchengemeinfchaft 
leidet, und daß Gemeindeglieder, welche für Die heilige Sache des Glaubens 
gewonnen werben Fönnten, wenn fie in rechter chriftlicher Liebe beigezogen 
würden, fich vielmehr zurücziehen und feindlich entgegen ftellen. 

Um den wahrhaft guten Zwed Diefer Verfammlungen durch irrige An: 
fichten und einzelne Mißbräuche nicht länger beeinträchtigen zu laſſen, fondern 
ihm vielmehr, noch Fräftigere Wirkſamkeit zu fichern, muß vor Allem der für 
das Geſammtwohl der Kirche jo wichtige Grundſatz feit im Auge behalten 
werden, Daß dieſe felbft durch ihre Verfaffung und durch ihre Organe Das 
religiöfe Bebürfnig der Gemeinden, theild durch Anordnung öffentlicher Gottes- 
dienfte und allgemeiner Grbauungsftunden oder Ghriftenlehren, theild durch 
feelforgerliche Förderung der Hausandacht vollftändig zu befriedigen habe, 
Hiefür tft auch bereit3 Durch die Verfaffung der proteftantifchen Kirche Bayerns 
im Allgemeinen ausreichend gejorgt, und wenn allenthalben, mo das Bebürfnik 
religiöjer Belehrung und Erbauung in verftärften Maaße fich zeigt, Die in 
vielen Gemeinden allmählig verminderte Anzahl von Ghriftenlehren und Bet: 
ſtunden wieder in ihrem früheren Beftande hergeftellt, wenn bei Anordnung 
ber Tageszeit und Stunde auf Die örtlichen Verhältniſſe geachtet und: Diefen 
Gottesdienften die für das vorliegende Bedürfniß pafjende Einrichtung gegeben 
wird; insbejondere aber, wenn die Geiftlichen jelbft, ihre jubjectiven Anfichten 
und Meinungen bei der Amtsführung befeitigend, in gleichem Sinne und. nad) 
Vorſchrift der Kirche das lautere Evangelium faßlic und eindringlich predigen, 
die Hausandacht fördern und die Seelforge überhaupt gewillenhaft üben, jo 
find alle Mittel zur Grlangung chriftlicher Erfenntnig und Erbauung darge— 
boten, welche für Die gewöhnlichen Fälle billigerweije gefordert werben können. 

Inzwiſchen ift nicht zu verfennen, daß viele Gemeindeglieder frühere 
Verſäumniſſe nachzuholen haben und nachzuholen wünfchen, und daß andere 
eigenthümliche Verhältniffe neben den öffentlichen Gottesdienften noch außerge- 
wöhnliche Zufammenkünfte von Zeit zu Zeit räthlich und nöthig machen. Um 
nun auch für diefe Fälle geeignete Fürforge zu treffen, etwaiger MWillführ ober 
jonftigem Mißbrauche ernftlich abzuwehren, dieſen Verfammlungen das nöthige 
Gewicht Firchlicher Anordnung zu verleihen und dadurch ihre Wirkſamkeit 
möglichft zu fichern und zu fördern, theilt das Königl. Ober-Eonfiftorium in 
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ber Beilage den Gonfiftorien diejenigen Vorſchriften mit, nach welchen von num 
an alle außergewöhnliche Zufammenfünfte für den Zweck chriftlicher Belehrung 
und gemeinjchaftlicher Erbauung geordnet und geleitet werden jollen. 

Der Inhalt dieſer Vorfchrift bedarf einer weiteren Grläuterung nicht, 
und nur, um verjchiedenartiger Deutung vorzubeugen, wird erinnert, daß unter 
den, $. 2 bezeichneten geiftlichen und weltlichen Behörden das Decanat im 
Einvernehmen mit der Diftrikt3-Polizeibehörde, die im $. 10 geftellte Forderung 
aber feineswegs jo zu verftehen fei, ald ob dem Geiftlichen die Abfafjung förm- 
licher Protokolle oder fpecieller Nachweije zugemuthet werden wolle, ſondern 
daß vielmehr nur die Angabe ſolcher Notizen nothwendig erjcheint, weldye eines- 
theild bei etwaigen Anftänden dem Geiftlichen oder den Theilnehmern die 
Rechtfertigung, anderntheild aber den vorgejegten Behörden die pflichtgemäße 
Auffichtsführung möglich machen. 

Dagegen ift ausdrüdlich zu erwähnen, daß dieſe Vorjehriften nach ihrem 
ganzen Inhalte die Billigung des Königl. Staatsminifteriums des Innern 
erlangt haben und von da zur Kenntniß der Königl. Kreisregierungen werben 
gebracht worden jein, 

Insbeſondere erfreulich aber ift e8 dem Königl. Ober:Gonfiftorium, noch 
beifügen zu Dürfen, daß Seine Majeftät der König ſelbſt davon Einficht zu 
nehmen geruht haben, Stet3 bemüht, wahre Neligiofität auf alle Weife zu 
bejehügen und zu befördern, die Allerhöchit ihm verlichene Staatögewalt aber 
auch eben jo Eräftig zur Befeitigung jeder Art von Separatismus oder Ent: 
ftellung verfafjungsmäßig anerfannter Glaubensnormen anzuwenden, find Seine 
Majeftät den Dargeftellten Bebürfniffen und Wünſchen genehmigend entgegen 
gekommen, und haben Die Grundjäße bezeichnet, nach welchen, jo lange Allerhöchit 
diejelben nicht anders verfügen werben, Die Behörden des Staates in Gemein: 
jchaft mit denen der Kirche bei der Außeren Einrichtung und Aufjicht ſolcher 
Verſammlungen verfahren ſollen. Dabei vertrauen Seine Königliche Majejtät 
dem bewährten Pflichteifer und dem reblichen Willen der Gonfiftorien und 
fämmtlicher Geiftlichen, daß fie das achtbare Bedürfniß Einzelner nad) ver- 
mehrter religiöjer Belehrung und Erbauung mit dem wahren Sinne der evan- 
geliichen Kirche ſtets in Einklang erhalten, Dadurch einen recht ergiebigen 
Saamen des Guten ftreuen und wahre Frömmigkeit, Acht chriftliche Liebe und 
deren gejegnete Frucht, Einigkeit und Freude im Schooße der Gemeinden 
befördern werben. 

Nach ſolcher Aufforderung, welche gewiß bei den Geiftlichen und bei den 
„Gemeinden die freudigfte Aufnahme findet, erklärt das Königl. Oberconſiſtorium, 
daß es ftet3 bemüht fein wird, die ausgefprochenen Grundjäge durch alle ihm 
zu Gebote ftehenden Mittel aufrecht zu erhalten, dem Blinden Eifer der Streit- 


ſucht und allem heimlichen und zum Separatismus führenden Treiben mit dem 
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entſchiedenſten Ernſte zu begegnen, Dagegen tiefere Schrifterfenntniß, währe 
Erbauung und geiftige Gemeinfchaft in der proteftantifchen Kirche des König- 
reiches Bayern nach Möglichkeit zu beförbern. 


Vorfäriften | 
für die Geistlichen der protestantischen Rirchen im Königreiche Bayern, in Betref 
ausserordentlicher Beligiuns-, Erhonungs- und Belehrungs-Stunden. 


a) Wo ſich unter den Eingepfarrten der Wunſch nach befondern, neben 
den öffentlichen Firchlichen Gottesdienften abzuhaltenden Religions-, Erbauungs- 
und Belehrungs-Stunden ausfpricht, können ſolche mit Bewilligung der Gon- 
fiftorialbehörde von dem Pfarrer, dem Pfarrverweſer oder einem von dem 
Pfarrorftande hiezu bezeichneten Gehülfsgeiftlichen, nach Umftänden in ber 
Kirche, in der Schulftube oder in dem Pfarrhaufe gehalten werben; 

b) daß dergleichen gehalten werden, ift der Gemeinde von der Kanzel 
befannt zu machen, jedem Mitgliede der Gemeinde ift der Zutritt zu geftatten ; 
auch find Ort, Zeit und Zahl folcher Verfammlungen nah $. 76 ht. a der 
II. Verfafjungsbeilage Durch Die geiftliche und weltliche Behörde mittelft 
gemeinfamen Bejchluffes im Allgemeinen feftzufeßen und jofort Tag und 
Stunde jeder einzelnen Verſammlung der örtlichen Polizeibehörde zur Kenntniß 
anzuzeigen. 

c) Wenn dergleichen VBerfammlungen nicht in der Kirche gehalten 
werben, jo ift, mit Ausnahme der obrigfeitlichen Perfonen, der Zutritt folchen 
Perjonen, welche nicht zur gefammten Pfarrgemeinde, oder, wenn deren mehrere 
an einem Orte find, zu einer berjelben gehören, wie auch jolchen, die einer 
anderen Gonfeffion zugethan find, nicht zu geftatten. 

d) Diefe Verfammlungen follen nicht über 2 Stunden dauern, nicht bei 
fpäter Nachtzeit und niemals über die Polizeiftunde hinaus gehalten werden. 
Wenn fie außer der Kirche ftattfinden, fol Trennung nad) den Gefchlechtern 
dergeftalt beobachtet werden, daß die Verfammlungen der Männer und Die der 
Frauensperfonen mit einander wechjeln. 

e) Nur allein der Pfarrer, Pfarrverweſer oder Pfarrgehülfe hat in 
biefen Verfammlungen Vortrag zu halten. 

Fragen um Belehrung oder nähere Erklärung werben jedem Anwefenden 
geftattet. Ein Gebet, eine Erklärung eines Abjchnittes der heiligen Schrift, 
oder eine Betrachtung über Religionswahrheiten oder Religionspflichten und 
ein pafjender Segenswunjch werben Die gegebene Zeit ausfüllen. 

f) Hiebei wird billig vorausgejeßt, daß nach dem Gejeße der hriftlichen 
Liebe und Gerechtigkeit der Geiftliche fich jorgfältigft jeder Aeußerung enthalte, 
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welche einen Tadel oder Vorwurf gegen Diejenigen bezeichnen ober veranlaffen 
könnte, welche die Verfammlungen nicht bejuchen, und daß er überhaupt in 
feinem. pfarrlichen Verhaͤltniß und Benehmen Tegtere gegen diejenigen nicht 
zurückſetze, welche den fraglichen Berfammlungen beiwohnen. 

g) Würde derjelbe wahrnehmen oder ihm die nachgemwiefene Anzeige 
gemacht werben, daß dieſe Erbauungs- und Belehrungs-Stunden bei denjenigen, 
welche daran Antheil nehmen), jeparatiftiiche, ſchwärmeriſche oder fonft gefähr- 
liche Anfichten, Abſonderung vom öffentlichen Gottesdienft, Enthaltung vom 
Genuß des heiligen Abendmahls, dünkelhafte Selbftüberhebung über Diejenigen, 
welche dieſe Verjammlungen nicht bejuchen, Unfrieden und Spaltung in der 
Gemeinde oder in den Familien, alle8 dieſes einzeln oder theilmeife ober 
zufammengenommen zur Folge hätten, jo hat er ſolche einftweilen einzuftellen, 
über die Sache an die Firchliche Behörde zu berichten und nach deren Anweifung 
ſich zu achten. 

h) Der Geiftliche hat ſowohl überhaupt, als auch beſonders in den 
religiöfen Erbauungs-Stunden, nicht allein zum fleißigen Beſuch des öffentlichen 
Gottesdienftes, fondern auch zu der für Frömmigkeit und GSittlichkeit fo heil- 
famen einfachen Hausandacht ernſtlich aufzumuntern und Anleitung zu geben, 
wie folche zwedmäßig und fruchtbringend einzurichten fei. 

i) Die vorſchriftsmäßigen allgemeinen Wochenbetftunden, Chriftenlehren, 
Katechifationen u. f. w. Dürfen wegen dieſer bejonderen Grhanungd-Stunden 
niemal® ausgejeßt werben. 

k) Jeder Pfarrer, Pfarrverwefer oder Pfarrgehülfe, welcher dergleichen 
Erbauungs-Stunden zu halten veranlaßt ift, hat zuvor den Plan, nach welchem 
er. ſolche einzurichten gebenft, Dem vorgefeßten Decanat zur Vorlage an das 
Königl, Gonfiftorium einzufenden — vide oben lit. a. Ebenſo ift er verbunden, 
eine fortlaufende jchriftliche Annotation zu führen, weldhe Tag und Stunde 
jeder Verfammlung, fummarifche Zahl der Anweſenden, Anhalt des Gebetes, 
Angabe des Bibel- oder Katechismus-Abſchnittes, welcher zu Grund gelegt 
wurde, und dad Thema oder den Hauptgedanfen des gehaltenen Wortrages 
enthält. 

I) Der Decan hat diefe Annotation, jo oft fie ihm, fei e8 auf Verlangen 
oder von freien Stüden vorgelegt wird, jedenfalld aber bei der Kirchenpifitation 
jorgfältig zu prüfen, und nad) Ausfall folcher Prüfung mit genauer Beobachtung 
vorftehender Vorfchriften darüber dem Pfarrer Bemerkungen oder Grinnerungen 
zu machen, ober nach Ergeben fie ohne dergleichen zurüdzugeben. 

Die Geiftlichen find verpflichtet, nach dergleichen Bemerkungen und 
Erinnerungen fich zu achten, widrigen Falles Anzeige an das Königl. Con— 
fiftorium zu erftatten ift. 

In den Decanatöberichten über Kirchenvifitationen iſt dieſer Verfamm- 
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lungen und deren Wirkens und Erfolges, fowie der angeordneten Annotation 
geeignet zu erwähnen. 

m) In großen Städten fann auch, wenn es begehrt und zwedmäßig 
befunden würde, von der Gonfiftorialbehörde mehr als Einem Geiftlichen Die 
Abhaltung ſolcher Erbauungs- und Belehrungs-Stunden geftattet werben. 


2. 6.:6. vom 29. April 1856: 


Durch Oberconfiftorial-Entjchließung vom 14. Juli 1836, melde, als 
vor dem 11. Mai 1849 erlaffen und feither nicht aufgehoben, auch für Die 
evangeliiche Kirche der Pfalz gejegliche Gültigkeit hat und behält, ift bereits 
eine Reihe von Vorjchriften gegeben über Die Art, wie außergewöhnliche 
Erbauungs- und Belehrungsftunden unter Leitung des Geiftlichen nach jedesmal 
eingeholter Grlaubniß der Kirchenbehörde gehalten werden können. 

Diejen Vorjchriften gemäß und von der in ihnen enthaltenen Erlaubnif 
Gebrauch machend, haben denn aud) bereit verjchiedene evangeliſche Geiftliche 
der Pfalz Bibelftunden und Betftunden nach dem Wunſch und Bedürfniß ihrer 
Gemeinden und zum fichtlichen Segen derjelben eingerichtet. 

Indem das Königl. Konfiftorium dieſe Art der Anwendung jener Vor— 
ichriften durchaus nur empfehlen kann, kann ſich dasſelbe jedoch andrerjeits 
nicht verhehlen, Daß jene Vorjchriften für Die in den Gemeinden der Pfalz 
beftehenden Verhältniſſe nicht nach allen Seiten ausreichen, ſondern einer 
Ergänzung bebürfen. 

Bekanntlich beitehen in zahlreichen Gemeinden der Pfalz feit den Zeiten 
Spener’3 Eleinere reife von gläubigen Familien, welche fih in aller Stille, 
meift Sonntag Abends, zu verfammeln pflegen, um Gottes-Wort mit einander 
zu betrachten, eine Predigt fich vorzulefen, ein Lied zu fingen, und eine faft 
zweihundertjährige Erfahrung bat gelehrt, daß dieſe Kreife, weit entfernt, in 
Sectirerei auszuarten, vielmehr in der Regel gerade die eifrigften und fleißigſten 
Befucher des evangelifchen firchlichen Gottesdienftes und des heil. Abendmahles 
in fich jchließen. 

. An den Zeiten des herrichenden Unglaubend hat fich bei ihnen der 
evangelifch-biblifche Glaube fort und fort erhalten, und die Xhätigfeit für 
äußere und innere Miffion findet unter ihnen die wärmften Freunde und 
Beförderer. 

Um nun auch dieſe Kreiſe unter den Schutz des Geſetzes, zugleich aber 
auch unter die nöthige Aufſicht und Controle zu ſtellen, werden mit Allerhöchſter 
Genehmigung folgende Beſtimmungen feſtgeſtellt: 

a) Mo eine Anzahl von Familien und Individuen ſich zur gemeinſamen 
Privaterbauung regelmäßig zu verfammeln wünjchen, da fol ihnen dieſes 
unverwehrt fein, unter der Bedingung, dab fie dem evangelifchen Pfarramte 
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des Ortes, an welchem diefe Zufammenfünfte, ftattfinden, ihre Namen, ferner 
Ort und Zeit und Stunde der Zufammenkunft anzeigen, welche Ießtere fich nie 
über die Polizeiftunde hinaus erftreden darf. 

“ b) Der Geiftliche, resp. das Pfarramt, hat nach erhaltener Anzeige 
Sofort der zuftändigen Polizeibehörde Kenntniß zu geben. 

c) Dem Geiftlichen fteht es jederzeit frei, folche Verfammlungen zu 
befuchen. Ex wird von diefem Rechte zumeilen Gebrauch machen, ohne jedoch 
allzuoft oder vollends regelmäßig an dieſen Stunden Theil zu nehmen, — da 
legteres ihn in eine ſchiefe Stellung zu dem übrigen Theil feiner Gemeinde 
bringen würde. 

Wenn er eine ſolche Verfammlung bejucht, fol er den gewohnten Gang 
derjelben nicht ftören und nur dann, wenn er Dazu aufgefordert wird, das 
MWort ergreifen, Dagegen joll er ruhig und forgfam beobachten und prüfen, 
ob. nicht etwa franfe oder bedenkliche Richtungen ſich hervorthun. Den feelforg- 
lichen Privatverfehr mit den Mitgliedern folcher Verfammlungen fol er fich 
bejonderd angelegen fein Iafjen, fie vor etwaigen Verirrungen liebreich warnen, 
aber auch dei eingedenf fein, daß diefe Stillen im Lande unter einer weiſen 
und richtigen Leitung zu einem Salz in den Gemeinden werden Eönnen. 

d) Glaubt er in einem folchen Kreife Dogmatifch- oder ethiſch-bedenkliche 
Berirrungen wahrzunehmen, welche gefahrdrohend erjcheinen, oder gibt fich eine 
wirkliche Neigung zu ſectireriſcher Schwärmerei fund, fo hat er fofort an die 
oberite Kirchenbehörde zu berichten und deren Weifungen abzuwarten. 
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Beſondere dermalen in der evangeliihen Kirche der Pfalz 
beſtehende Firchliche Vereine. 


In der vereinigten Kirche der Pfalz find dermalen folgende Vereine zu 
firhlichen Zweden thätig: 


1. Ber Bibel - Berein 


hat den Zweck, Gyemplare der heiligen Schrift theild ganz unentgeltlich an 
Arne, theild zu geringen Preifen an fonftige ewangelifche Chriſten abzugeben, 
um jo der Verbreitung des Wortes Gottes zu dienen. 
Ueber die Leiftungen der Bibelvereine ift dem Königl. Gonfiftorium am 
Schluffe jeden Jahres Bericht zu erftatten. 
(C.E. vom 8. uni 1837 und vom 13. Juni 1838.) 
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%. Ber Missions - Berein, . 

geitiftet den 12. Juni 1848, 
hat deu Zweck, durch Sammlung von Liebesgaben die Ausbildung und Aus— 
jendung von Miffionaren in die Heibenwelt, fowie zu dem Wolfe Iſrael zu 
unterftüßen, durch Miffionsftunden, Diſtrikts- und allgemeine Miffiongfefte die 
Gemeinden in der Heimath zur Theilnahme an dem WMiffionswerf und zum 
Gebet für Dasjelbe zu ermuntern, und durch beides an feinem Theile für Die 
Ausbreitung des Reiches Gottes thätig zu fein. 

(6... vom 11. Dezember 1351.) 


3. Ber evangelische Berein, 
geftiftet den 18. September 1848, 


hat den Zwed, durch Verbreitung theild felbft herausgegebener, theild ſchon 
vorhandener Gebet: und Erbauungsbücher und fonftiger chriftliche Erkenntniß 
fördernder Schriften dem Reiche Gotted zu dienen. 


4. Ber Berein der Gustan - Adulf- Stiftung. 

Der Piälzer Zweigverein iſt geftiftet den 24. October 1848, und wirft im organi: 
ſchen ftatutengemäßen Anſchluß an den Hauptverein zu Leipzig, welcher den 4. October 
1834 fi conftituirt hatte.) 

Der Guftav-Adolf-Verein hat den Zwed, mittelit Sammlung freiwilliger 
Liebesgaben bebrängte oder arme evangelifche Gemeinden durch Erbauung von 
Kirchen oder Bethäufern, Pfarr und Echulhäufern, Schenkung von Kirchen: 
gerätbichaften, jowie durch Aufbringung oder Beflerung des Pfarr: und Schul: 
Einkommens zu unterjtügen. 

(C.E. vom 22. April 1854.) 
5. Bas Rettungshans zn Hassloch, 
geftiftet im Herbit 1849, zu bauen angefangen den 9. Juni 1850, eingeweiht 
den 24. April 1851, 
dankt feine Entftehung und feinen Fortbeitand freiwilligen Liebesgaben- in Geld: 
und Naturalbeiträgen, und bat den Zweck, verwahrloste Kinder evangelijchen 
Befenntniffes in chriftliche Pflege zu nehmen und zu Gliedern des Reiches 
Gottes zu erziehen. 
Ebenſo: 
6 Bas Bettungshaus zu Rockenhausen, 
eröffnet den 7. Juni 1854. 


T. Bie Binconissen-Anstolt zu Speier 
wurde geitiftet am 1. Mai 1855, von Sr. Majeftät unterm 6. September 1855 
allergnädigft genehmigt und mit Corporationsrechten ausgeftattet, 
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Durch freiwillige Liebesgaben fundirt und fujtentirt, will evangelifche Kranken: 
pflegerinnen bilden und Durch Ddiefelben in- und außerhalb Speiers chriftliche 
Krankenpflege üben. 


8. Ber Retscher - Derein, 
— den 4. September 1856, genehmigt von Sr. Majeſtät am 31. Jannar 1857, 


fammelt innerhalb der gefammten evangelifchen Chriftenheit Beiträge, um an 
ber Stelle de3 ehemaligen, 1689 zerftörten „Retſcher's“ zu Speier eine evan- 
gelifche Kirche zu bauen ald Denkmal an den dortjelbft 1529 gehaltenen Reichs⸗ 
tag, welcher dem Proteſtanten-Namen ſeine Entſtehung gegeben hat. | 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den kirchlichen Eollecten. 


$. 78, 
Ausihreibung der Eirchlichen Colletten. 


1. Die kirchlichen Collecten bilden einen polizeilichen Gegenſtand und 
hängen daher immer von der Allerhöchſten Königl. Bewilligung ab. 

(M.-E. vom 27. September 1819, Döllinger VIIL ©. 1678.) 

2. Beſchränkt fich Die Gollecte nur auf den Regierungsbezirk, der Pfalz; 
jo ift Die Königl. Kreisregierung ermächtigt, die Bewilligung zu ertheilen. 

(M.-E. vom 10. Auguft 1848 in Verbindung mit jener vom 29. Mai 1820. 
Döllinger VIII. ©. 1671. XXI ©. 194.) 

3. Die Königl. Kreisregierung fchreibt die Collecten im Kreisamtsblatt 
aus. Zur Erhebung derjelben erhalten aber die Geiftlichen tie entiprechenden 
Weifungen durch das Königl. Conſiſtorium. 

(M.-E. vom 9. Juli 1837. Döllinger VIIL S. 1675.) 
4. Die Gollectengelder werben mittelft der Poſt portofrei verfendet. 
(M.-E. vom A. März 1845. Döllinger XXVIIL ©. 253.) 

5. Die Gollecten find in der Kirche zu fammeln, wenn nicht ausdrüdlid, 
eine Hauscollecte bewilligt worden ift. 

(M.-E. vom 11. Juli 1833. Döllinger VIIL ©. 1673.) 
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Eollecte für das Convict zu Erlangen. 


1. Man vergleiche über diefe Gollecte den Beſchluß der Beneral-Synode 
von 1845 (©. 116, 120, 121 oben). Sodann 

2. C.E. vom 7. Juni 1847: 

Dur die allerhöchfte Entjchließung vom 29. Dezember 1846, die Ver: 
handlungen der General-Synode zu Speyer im Jahre 1845 betr., haben Seine 
Majeſtät der König die alljährliche Veranftaltung einer Kirchencollecte im dies— 
feitigen Gonfiftorialbezirfe behufs der Theilnahme der Theologie ftudirenden 
Proteftanten aus der Pfalz an dem Genufje des Gonvictd zu Grlangen aller: 
gnädigft zu genehmigen gerubt, und zwar unter der Beftimmung, daß die fragliche 
Theilnahme im Verhältniffe des Ertrags dieſer Gollecte ftattfinde. — Diefelbe 
iſt nun in allen proteftantifchen Kirchen der Pfalz am Reformationzfefte, da 
aber, wo etwa an biefem Tage: das ‚heilige Abendmahl gehalten wird, am 
darauffolgenden Sonntage zu erheben, 

Die Geiftlichen werden es nicht unterlaffen, bei der Verkündigung der 
Gollecte die Gemeinden über den wichtigen Zweck derfelben, der fein anderer ift, 
ald den Mangel an proteftantifchen Pfarramts-Candidaten zu befeitigen, gehörig 
zu belehren umd zugleich zu bemerken, daß die Veranftaltung derfelben auf den 
ausdrücklichen Wunfch der General-:Synode gejchehen ſei. 

Der Ertrag ift durch die Decanate mit doppeltem Öortenzettel an bas 
Grpeditionsamt des Königl. Gonfiftoriums, Die Anzeige aber über ‘den Grtrag 
in den einzelnen Pfarreien unmittelbar an das Königl. Conſiſtorium zu fenden. 


— ——— 


Zweites Buch. 


Das Kirchenvermögen. 


AP I— 


Erfie Abtheilung. 


Bon der Berwaltung des Kirchenvermögens und den dnflir , 
bestellten Organen im Allgemeinen, 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen über die Verwaltung des Kirchenvermögens. 


$. 80. 
Einleitung 


1. Nach dem Verfafjungsrecht des Königreiches gehört die proteftantijche 
Kirche zu den öffentlihen Gorporationen und ift als folche berechtigt, 
Eigenthum zu befigen und nach den hierüber beftehenden Gefeßen zu erwerben. 

1. 8:8. $. M. 

2. Der $. 9 Tit. IV. der Verfaſſungs-Urkunde garantirt der Kirche 
ausdrüdlich den Beſitz und Genuß ihres Eigenthums und ihrer Renten. 

Diefe durch das Staatsgrundgejeg ausgefprochene Garantie foll bie 
Kirche gegen Eingriffe und Beeinträchtigungen in ihrem Vermögensbeſtande 
ſchützen, wie fie fie in früheren Zeiten vielfach erdulden mußte. 

Obſchon die den Firchlichen Anftalten der Proteftanten gehörigen Güter 
und Renten durch die franzöſiſchen Geſetze dem Staatdgute nicht einverleibt 
worden find (Gejeß vom 1.10. Dezember 1790) und obſchon auch Das Decret 
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vom 20. Prairial X. (9. Juni 1802), das einen großen Theil des Fatholifchen 
Kirchen-Gigenthums in den vier rheinischen Departementen mit dem Staatögute 
vereinigt bat, auf proteftantifches Kirchen-Eigenthum fich nicht erftredte, jo Hat 
doc auch Die proteftantifche Kirche Durch Die Ungunft der Beitverhältnifje ſchwere 
Berlufte zu erleiden gehabt, 

Dur die Aufhebung des Feudal-Syſtems find nicht nur die Zehnten, 
fondern auch noch andere bedeutende Renten verloren gegangen, und Durch Die 
SS. 35 und 37 des Reichs-Deputations-Hauptſchluſſes vom 25. Februar 1803 
traf die proteftantifche Kirche in der Pfalz ein befonderd harter Schlag, weil 
in Folge derfelben die Güter der Heidelberger Adminiſtration auf beiden Rhein- 
feiten den betreffenden Regierungen zur freien Verfügung überlaffen worden find. 

Wie oben ($. 28) bemerkt, warden den Pfarreien zur Entſchädigung 
biefür ein erhöhter Staatsgehalt ausgeworfen. 


$. 81. 
Die Euratel oder die Staatsauffiht auf die Verwaltung des 
Eultusvermögens, 


1. Die Kirchengemeinden find befugt, das ihnen gehörige Kirchenvermögen 
jelbft .zu verwalten und zwar unter Aufjicht der geſetzlich beftellten Guratel- 
behörben, der Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, und der Koͤnigl. 
Landcommiſſariate. 

2. Unter der früheren Kirchenverfaſſung war die Verwaltung des girchen⸗ 
vermögens ausſchließlich den kirchlichen Behörden überlaſſen ($. 7). 

Die Curatel wurde den weltlichen Behörden erſt durch die Verordnung 
vom 10. September 1818 übertragen. 

Dieſe Verordnung lautet alſo: 

In Gemäßheit ter allerhöchſten Verordnung vom 27.. Mär; 1817, 
wodurch den Regierungen des Reichs die Curatel über die Stiftungen ohne 
Unterfchieb ihrer Zwede übertragen worden, haben Seine Königlihe Majeftät 
unterm 47. Wuguft I. 3. -allergnädigft auszufprechen geruht, daß die Guratel 
der Stiftungen des proteftantifchen Cultus in. allen Beziehungen ebenfalld von 
der Königl. Regierung des Rheinkreiſes übernommen werden jolle, 

Diefem nach erhalten: fämmtliche  Landceommifjariate den. Auftrag, fich 
alle noch nicht abgefchloffenen Kirchen:, Almojen: und Stiftungsrechnungen des 
proteftantiichen Cultus unverzüglich) zum Abſchluß vorlegen zu laſſen, auch bei 
etwaiger Saumfeligfeit der Rechner nad) der Beftimmung des 8. 90 des Decrets 
vom 30. Dezember 1809 zu verfahren. 
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In Zukunft Haben die Königl. Landeommiffariate fi die Budgets, Fabrik: 
und Stiftungsrechnungen auf die nämlihe Weife wie die Gemeinde-Budgets 
und Rechnungen, und zwar jene in dem Quartal vor dem Beginnen des Jahres, 
diefe aber in dem erften Quartal nach Ablauf des Jahres ai zu laſſen 
und folche ſodann uach vorheriger Revifton abzuſchließen 

Bon den Gemeinden jedoch, deren Einkünfte Den. Ertrag von 10000 
Franken überfteigen, ebenjo bei den Kirchichaffneien und größern Stiftungen 
find die Budgets und. Rechnungen in den beftimmten Qerminen der Königl. 
Regierung vorzulegen. 

3. Der $. 11 des II. Anhangd zur II. Berfaffungs- Beilage: $. 8 
©. 155 oben) nimmt von der Guratel der weltlichen Behörden. die Pfaur⸗ 
wittwen⸗ und Pfarrpenfiong-Anftalten aus und unterjtellt dieſelben der Aufficht 
des Königl. Conſiſtoriums. 

Das Königl. Conſiſtorium führt daher auf den Grund dieſer Beſtim⸗ 
mungen die Aufficht über folgende Fonds: 

a) die allgemeine proteſtantiſche Bfarrwittwenfaffe der Pfalz, 

b) über jämmtliche bejondere Pfarrwittwenkaffen, 

‚e) über die Pfarr-Unterftügungstafle, 

d) über die Pfarr-PBenfionskaffe und 

e) über den Unterftüßungsfond für vollfährige Pfarr-Relicten. 

4. Die Oberaufficht oder die oberfte Guratel über alle für ‚Die Zwecke 
des Gultus beftehenden Fonds und Stiftungen führt das Königl, Staats: 
minifterium des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten ($.3 S. 35 oben). 


$. 8. 


Allgemeine Normen für die Verwaltung des Kirhenvermögens. 


Die allgemeinen Normen für die Verwaltung des Kirchenvermögens find 
enthalten in der Regiernngsverordnung vom 8, Januar: 1819 und in dem Faifer- 
lichen Decret über die fatholifchen Kirchenfabrifen vom 30. Dezember 1809. , 

Beide werden nachftehend mit folgenden Bemerkungen abgedrudt: 

a) Die Verordnung vom 8. Januar 1819 Hat jeit ihres Beſtehens hier 
und da Abänderungen erfahren, die in dem bier abgebrudten Text 
berüdftchtigt worden find, 

b) Das Deiret vom 30. Dezember 1809 enthält außer den ‚ allgemeinen 
Verwaltungsnormen auch noch Vorſchriften über bie Bildung der 
Fabrifräthe. Da nad) den Grumdgefegen ber proteftantifchen Kirche 
das Presbyterium beziehungsweife die Verwaltungscommiffionen der 
Kirchfchaffneien - und Wittwenkaffen die Verwaltung des Kirchenver- 


326 Das Kirhenvermögen. 


i'm 


mögens zu bejorgen haben, jo find Die Vorfchriften über die Bildung 
der Fabrifräthe und alle andern Beltimmungen, die damit im Zuſam— 
menhange jtehen, auf Die protejtantifche Kirche nicht anwendbar. 


A. Berordnung vom 8. Iannar 1819; 

Sowohl die Vereinigung der beiden proteftantijchen Religionien, als die 
Uebertragung der Guratel der Gultusftiftungen an die Königl. Regierung machen 
über das Rechnungsweſen der proteftantiichen Kirchen und Almojen-Stiftungen 
bejondere Beftimmungen nothwendig, welche hiemit ertheilt werben. 

I. Bon der Verwaltung der evang. Eultusftiftungen überhaupt. 
$. 1. In einer jeden einzelnen Sirchengemeinde joll nady $. 14 der 
Vereinigungsurfunde ein bejonderes Presbyterium beſtehen. 

$. 2. Das vereinigte Presbyterium wählt ſogleich unter mehreren 
vorhandenen Rechnern denjenigen, welcher vom Jahre 1819 anfangend die 
Gultusrechnungen der Pfarrei allein zu führen hat, 

$. 3. Ueber jedes SKicchenvermögen : wird wie Bisher abgefonderte 
Rechnung geführt, Die verjehiedenen Almofenvechnungen werben aber nad) $. 13 
der Vereinigungsurfunde mit einander verbunden. 

Wo die Kirchen und Almojenrechnungen ſchon mit einander..verbunden find, 
bleiben fie vereinigt; wo ſie vereiniget werden fönnen, ift ſolches zu vollziehen. 

Haben bisher bejondere Rechnungen über den Slingelbeutel oder andere 
Nebeneinnahmen beitanden, jo follen fie ebenfalld den Kirchen: und Almofen- 
rechnungen einverleibt werden, 

$. 4. Die Befugniffe und Obliegenheiten des Presbyteriums in Bezug 
auf die Verwaltung des Kirchen: und Almofenvermögend find $. 14 der Ber: 
einigungsurfunde beftimmt, fie richten fich ferner analog nach dem Fabrikgejege 
vom 30. Dezember 1809. 

$.5. Die Guratel über die Eultusftiftungen wird von den Königl Landcom— 
miſſariaten ausgeübt, vorbehaltlich der Oberaufficht der Königl. Kreisregierung. 

$. 6. Der Reſpicienz der Königl. SKreisregierung ſind Die Gultus- 
ftiftungen derjenigen Gemeinden vorbehalten, deren Gemeinderechnungen 'von 
berjelben revidirt und abgejchloffen werden. 

$. 7. Ferner find ihr vorbehalten die Kirchfchaffneien Bergzabern, 
Grünftadt, Guttenberg, Kufel, Lautereden, Obermojchel, Pirmafens, Zweibrüden. 

[Die Organe der Euratel rüdfichtlich diefer Kicchichaffneien waren früher 
die Königl. Decanate, an deren Stelle in Folge der Regierungsverordnung vom 
44. Juni 1842 die Königl, Landeommiffariate getreten find. 2)] 





1) Art. 1. Die nah Inhalt des: $. 7 Abſ. 2, dann des 8. 8 Abi. 2, jowie 
des 8. 32 der Imftruction über das Rechnungsweſen der evangeliſchen Gultusitiftungen 
vom 8, Januar 1819 (Imtell:Bl, ©, 33), und der 88. 2 und 3 ber biesjeitigen Ber: 
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I. Bon den fährlihen Voranſchlägen. 

$. 8. Der Voranſchlag der Jahres-Einnahmen und Ausgaben muß 
allezeit im Monat October für das nächſtfolgende Jahr von dem Presbyterium 
angefertiget und dem Königl. Landeommifjariate mit dem Berathungs-Prototoll 
übergeben werben. 

Gleiches haben Die Verwaltungen der Kirchenfchaffnereien zu beobächten. 

$. 9. Der Abſchluß des Vorſchlags gefchieht vor dem -erften Januar. 

Dieje Zeiträume find genau einzuhalten, weil die ganze — des 
Rechnungsweſens davon abhängt. 

$. 10. Es werden fo viele Voranſchläge gefertiget als Rechnungen 
geführt werben. 





fügung vom 25. November 1825 (Jntell,:Bl, S. 1257), bisher den Königl. Inſpectoraten 
resp. Decanaten übertragen geweſene Competenz und die benjelben entiprechenden 
Functionen gehen vom Tage der ae diefes an auf die einſchlägigen Königl, 
Landeommifjariate über. 

Art! 2. Demgemäß werden die Königl. proteftantiihen Decanate: zu 
Bergzabern, Kufel, Frankenthal, Germersheim, Lautereden, Obermoſchel, Bir- 
majens und Zweibrüden bezüglid auf die Verwaltung der, der unmittelbaren 
Reſpicienz unterfertigter Landesitelle vorbehaltenen Kirchenichaffneien jämmtlicher, ihnen 
als Organen der Curatel zeither übertragen geweienen Functionen hiedurch enthoben und 
angewieſen, alle noch in ihrer Verwahrung befindlichen, die beregten Functionen . betteffen: 
den amtlichen Papiere und jonjtigen Gegenjtände unverzüglich gegen Gmpiangöbeieinigung 
den einſchlägigen Königl. Landeommiffariaten zu übergeben, 

Art, 3. Die Königl. Landeommiffariate — und zwar die zu Denen, 
Pirmafens und Zweibrüden für die gleichnamigen Kirchenſchaffneien — das: Königl. 
Landeommiflariat Kuſel für die Kirhenichaffneien zu Kuſel und Lautereden — das 
Köriigl. Landeommifjariat Frankenthal für die Kirchenſchaffnei Grünftadt und die Collectur 
Heibesheim — das Königl. Landeommifjariat Germersheim für die Kirchenſchaffnei 
Guttenberg — und das Königl, Landcommiffariat Kirchheimbolanden für die Kirchen: 
ihaffnei Obermofhel — haben von nun an, rüdfichtlich der Curatel über die genannten 
Kirchenſchaffneien die Mitteljtellen ganz in berjelben Weiſe zu vertreten, wie ſolches im 
Bezug auf die Eultusftiftungen derjenigen Gemeinden, deren Gemeinderechnungen bei 
unterfertigter Stelle revidirt und abgejchlofien worden, durch den $. 6 der ‘oben: ange: 
zogenen Inſtruction vom 8. Januar 1819 bereits angeordnet iſt. 

Art.4. Die Verwaltungscommiſſionen der vorſtehend namentlich aufgeführten 
Kirchenſchaffneien resp. Collectur find angewieſen, vom Tage der Verkündigung dieſes 
san, ſowohl die Rechnungen und Voranſchläge (Budgets), als alle auf die ihnen obliegen— 
ben Verwaltungsgeſchäfte bezüglichen Berichte, Anträge und Geſuche durch die. betreffenden 
Königl. Landeommifjariate an die Königl, Regierung gelangen zu laſſen. 
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$. 11. Jeder Voranfchlag wird dreimal gefertiget. Gin Exemplar bleibt 
hei dem Presbyterium, das andere bei dem Landeommifjariat und das dritte 
bei der Königl. Regierung. — Das Berathungd-Protofol wird nur einfach) 
eingejandt und bei dem Landcommijjariate aufbewahrt. 

$. 12. Das Königl. Landeommifjariat ſchließt ale Voranfchläge über 
die Gultusitiftungen ab, welche nicht der Königl, Regierung vorbehalten find. 

$. 13. Die Voranjchläge Der Gultusftiftungen der vorbehaltenen Gemein- 
den werben von den Landeommiljariaten mit allen drei Exemplaren und dem 
Berathungsprotofoll gutachtlich eingefandt, wovon ſodann zwei mit dem Abſchluſſe 
zurücfolgen. 

$. 14 Wo die Voranjchläge für das Jahr 1819 noch nicht angefertiget 
find, müſſen fie bi8 Ende Februars hergeitellt und eingejendet und bis Ende 
März abgejchlofien werben. 

$. 15. Der Voranfchlag fol alle Rubriken der Rechnung in — näm⸗ 
lichen Ordnung, wie ſie in der Rechnung vorgetragen ſind, enthalten. 

$. 16. Der Antrag jährlid vorkommender, gewöhnlicher kleinen Repara- 
ttonen bedarf feiner Bauanfchläge, wohl aber müfjen Die größeren Reparationen 
und Neubauten mit Bauanjchlägen auf geftempeltem Papier und nöthigen Falls 
auch mit Baurifjen belegt fein. 

$. 17. In dem Monate Auguft vor der Anfertigung des Voranfchlags 
follen von einigen Mitgliedern des Preöbyteriums mit Berathung von Gar: 
verftändigen Die Gultusgebäude unterfucht werden, um Diejenigen Gegenftände 
zu bezeichnen und aufzunehmen, welche der Gultusftiftung gejeglih zur Laſt 
fallen können. 

$. 18. Die Voranfchläge jollen auf ungeftempelted gutes Papier von 
gewöhnlichen Format, deutlich) und lesbar geſchrieben und die Summen mit 
Linien gejondert werben. | 

$. 19. Alle Geldbeträge find nad Vorjchrift in Gulden und Kreuzern 
anzuſetzen. 

$. 20. Die Beilagen des Voranſchlags werben nur einmal angefertiget; 
fie. gehen mit dem Exemplar, welches bei dem Presbyterium und der Kirchen: 
ſchaffnerei bleibt, an dieſelben zurüd, 

$. 21. Wenn eine Stiftung Naturaleinnahmen hat, jo ift darüber ein 
beſonderer Voranſchlag beizufügen. 

III. Bon den jährlichen Rechnungen. 

$. 22. Die: Rechnung muß in den erſten drei Monaten nach dem 
Ablaufe „des Mechnungsjahres geftellt werben. Die Rechner, welche dieſes 
unterkafjen, find an ihre Obliegenheit zu. erinnern, und wenn jie Die Abrechnung 
verzögern, durch Die Königl. Landeommiljariate dem Königl. Staatöprocurator 
zur gerichtlichen Verfolgung anzuzeigen. 
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8.23. In der erften Hälfte des Monats April beurtheilt das Pres- 
byterium die Rechnung und übergibt fie mit dem Berathungsprotofoll dem 
Königl. Landcommiſſariate. 

$. 24. Das Königl. Landeommifjariat ſchließt nad) vorgenommener 
Reviſion Die Rechnung aller Stiftungen, welche ihm zugetheilt find, ab; Die 
übrigen überfendet es imit feinen allenfallfigen Bemerfungen an die Königl. 
Kreisregierung. | 

$. 35. Der Abſchluß muß in den Monaten Mat, Juni und Juli 
erfolgen. | 

$. 26. Die vorftehenden Beftimmungen find auch auf Die Rechnungen 
vom Jahre 1818 anwendbar. 

$. 27. Der Rechner hat Die drei Exemplare der Rechnung auf gutes 
(ungeftempeltes) Papier lesbar und deutlich zu ſchreiben. 

$. 28. Bon den drei Gremplaren der Rechnung wird das eine dem 
Presbyterium zurüdgeftellt, — das andere Exemplar bleibt bei dem Königl. 
Landeommiffariate, das dritte wird an die Königl, Kreisregierung ein— 
gejandt. | 

$. 29. Die Summen werden in der Rechnung von dem Vortrage mit 
Linien abgejondert, Taterirt und am Ende der Einnahmen und Ausgaben 
recapitulirt. Alle Geldbeträge find in Gulden und Kreuzern anzufeßen. 
$. 30. Die Nechnungsbelege follen nur einfach aufgenommen, numerirt 
und für die Einnahmen und Ausgaben bejonders geheftet werben; fie bleiben 
bei dem Rechnungs-Exemplar, welches an das Presbyterium zurüdfolgt. 

$. 31. Damit fein Mißbrauch gefchehen kann, follen die Rechnungs: 
belege bei der Revifion durch ein Nevifionszeichen mit rother Tinte bemerkt 
werden. 

$. 32. Die Rechnungen der Kirchenfchaffnereien werden auf gleiche 
Weiſe behandelt. 

$. 33. Jede Rechnung bat nad) dem Vortrage des Kapital und Real- 
vermögens und der Schulden zwei Theile, den Titel der Einnahmen und den 
Titel der Ausgaben. = 

$. 34. Die Ginnahmen theilen fi nad) dem Uebertrage des Neftes 
in jene 

a) vom Kapitalvermögen, 

b) vom Grundvermögen, 

c) von Rechten, d. i. Gülten, Grundzinfe u. dgl., 

d) von befonderen Quellen oder außerordentlichen Zuflüffen, als Gollecten, 
Legaten, Klingelbeutel, von Kirchenftühlen ac. 
In der Rechnung müſſen alle Einnahmen erfcheinen; es Dürfen Daher 


feine Opfer, Gollecten, Beiträge, Einnahmen bei Gommunionen weder im den 
Oandbuch ber Verfaſſung und Verwaltung ber protoeh, Kirche ber Pfalz. 34 
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Hauptfirchen, noch in den Filialen, wovon verſchiedene bisher willführlich 
verwendet wurden, Fünftig der Rechnung entgehen. ?) 
$. 35. Die Ausgaben theilen ſich nach dem Uebertrage des Reſtes 
in jene 
a) der Verwaltung, wozu auch die Remijen der Ginnehmer gehören; 
b) der Paffiven, wozu die Steuern, PBaffiva-Zinfen ıc. gezählt werben; 
c) des Zwecks, wohin alle Ausgaben für Die Kirchen und ihre Diener, 
für die Schulen und Armen gerechnet werben ; 
d) der befonderen Bebürfuiffe und Laften, 3. B. des Amts- und In— 
telligenzblatte8, der Prozeßfoften, außerorbentlichen Unterftüßungen 
u. ſ. w. 
$. 36. Die Onittungen, welche die Summe von vier Gulden vierzig 
Kreuzer überfteigen, müfjen auf geftempeltes Bapier gejchrieben fein. Quittungen 
über Unterflüßungen find von dem Stempel durchaus frei. 
$. 37. Bei neuen Activ-Anleihen muß der ausgeftellte Schuldbrief und 
die Hypothek der Rechnung beigefügt werden, Damit bei der Revifion der 
Rechnung auch Die Sicherheit des Anlehens beurtheilt werden kann. 
$. 38. Die Ausgaben auf größere Baureparationen müfjen mit den 
Bauanjchlägen, BVerfteigerungs-PBrotofoll und der definitiven Aufnahme belegt 
werben. 
$. 39. Bei den Steuern muß das Object, wofür Die Steuer entrichtet 
wird, im Voranſchlage und in der Rechnung genau bemerkt fein. _ 


— —— 


2) C.E. vom 22, Juli 1856: 

Nah einer Mittheilung der Königl. Regierung der Pfalz vom 2. I. M. ift der 
Fall vorgefommen, daß Klingelbeutelgelder der Verrechnung entzogen und bamit Cultus: 
bebürfnifje beftritten worden find, die im Budget nicht vorgefehen worden waren, und 
die ſodann ebenfalls außer Verrechnung geblieben find, 

Das Königl, Confiftorium findet fi dadurch veranlaft, die Königl, Decanate 
und Pfarrämter darauf aufmerkſam zu machen, daß diejes Verfahren nicht nur gegen 
jede Ordnung verftößt, fondern auch unter Umftänden ftrafbar werden Tann, ſowie auch 
die Königl, Regierung eine ftrafrechtliche Einjchreitung gegen die Contravenienten in 
Ausficht geftellt hat. 

Sollte ein ſolcher Mißbrauch irgendwo ſonſt noch beitehen, jo ift berjelbe ohne 
Verzug abzuftellen und die Anordnung zu treffen, daß die Klingelbeutelgelder, die nicht 
zu bejonderen Bweden, z. B. für Collecten u. j. w. beitimmt find, an den Rechner 
abgeliefert und in der Kirchenrechnung vorjchriftsmäßig verrechnet werden, 

Die Königl. Decanate haben bei ihren regelmäßigen Kirhenvifitationen auf 
diejen Gegenftand ihre bejondere Aufmerkjamkeit zu lenken und allenfalljige Zuwider⸗ 
bandlungen zur Anzeige zu bringen, 
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$. 40. Der Rechnungsüberfchuß ift von dem Rechner bei Webergabe 
der Rechnung an das Presbyterium baar abzuliefern, welches ihn in eine 
bejondere Kaffe mit zweifacher Sperre zu nehmen hat. 

$. 41. Ale Activ: und Paffiv-Ausftände follen am Ende der Rechnung 
nicht jummarifch, fondern einzeln, nicht Bloß von Dem letzten Rechnungsjahre, 
jondern auch von allen vorhergehenden Jahren und in der Ordnung derſelben 
aufgezählt werben. 

$. 42. Der Rechnung ift ein Inventarium über alle vorhandenen 
Mobilten beizufügen. 

$. 43. Befikt eine Stiftung Natural-Einnahmen, jo muß- eine befondere 
NaturalNebenrechnung beigefügt werden. Die Naturalien können außer ben 
Marktplägen nur durch den Weg öffentlicher Verfteigerung veräußert werben. 

$. 44. Ausgaben auf Zehrungen und überflüffige Reiſekoſten bei Ber- 
pachtungen, Verfteigerungen u. dgl. Dürfen im die Rechnung nicht aufgenommen 
werben. 

$. 45. Ausftände follen möglichft vermieden werben; wenn aber auch 
Ausftände. vorkommen, fo müfjen fie mit einem geftempelten Beugniffe des 
Debenten über Die Nichtigkeit des Ausftandes verjehen fein, ohne Daß jedoch 
dadurch der Rechner der Verbindlichkeit, den Ausftand beizubringen, ent- 
hoben wird. 


IV. Bon dem Redner. 


$. 46. Der Rechner wird von dem Presbyterium gewählt und vorge 
Ihlagen und von dem Königl. Landeommifjariate oder der Königl. Kreis— 
vegierung, beftätigt, jedenfalld aber bei dem Königl. Landcommiſſariate verpflichtet. 

Bei befindender Nachläffigkeit fteht dem Presbyterium frei, einen andern 
Rechner in Vorſchlag zu bringen. 

$. 47. Dienſt-Caution ift der Rechner nur bei den Stiftungen, deren 
Einnahmen mehr ald taufend Gulden betragen, und wo es die Presbyterien 
außerdem zur Sicherheit der Stiftungen für nothwendig erachten, in der Art, 
wie die Gemeinde-Ginnehmer zu leiften verbunden. In jedem Falle find folche 
Individuen ald Rechner zu beftellen, welche das öffentliche Zutrauen mit dem 
Beſitze von Realvermögen verbinden. 3) 

$. 48. Gr erhält als Functionsgehalt ohne einen andern Nebenbezug 
zwei Prozente von der Brutto-Ginnahme, jedoch mit Ausnahme heimbezahlter 





3) Die Beitimmungen über die Gautionen der Gemeinde-Einnehmer find zu 
‚finden in der Gemeindererechnungs-Inſtruction $, 5 fi. (Abgedrudt in der Gemeinde 


Gejepgebung der Pfalz.) 2 
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Kapitalien, Der übertragenen Rechnungsrefte, der nachgeholten Necefje und der 
nicht eingebrachten Ausftände. 

Inſofern befondere Umftände eine Abweichung von dieſer Norm erfordern, 
follen die Presbyterien ihr Gutachten erftatten, worauf die Königl. Land— 
commifjariate rücfichtlich der ihnen untergebenen Stiftungen das Geeignete zu 
verfügen, rüdfichtlich Der übrigen aber zu berichten haben. 

Bei den Kirchenfchaffnereien verbleiben bi8 auf nähere Unterjuchung die 
dermaligen Functionsgehalte Der Rechner. 

$. 49. Der Rechner ift verbunden, für eine jede Stiftung, worüber eine 
bejondere Rechnung geführt wird, auch ein befonderes Journal und zwar nad) 
dem Derret vom 30. Dezember 1809, $. 81, auf ungeftempeltem Papier 
zu führen. 

$. 50. Bei feiner Gefchäftsführung hat der Rechner fich genau an den 
Boranfchlag zu halten, und außer der Grundfteuer der Kirchengüter jede andere, 
in dem PVoranjchlage nicht enthaltene Ausgabe zu verweigern. Das Pres- 
byterium kann jedoch Zahlungen bis auf fünf Gulden anweiſen; über größere 
Ausgaben ift ein nachträglicher Voranjchlag einzufenden und die Bewilligung 
zu erholen. 

$. 51. Der Rechner haftet der Stiftung für allen Schaden, welcher 
aus fehuldhafter Verſäumung feines Dienftes entfteht, — derfelbe ift infonderheit 
den Verluſt zu erjeßen verbunden, wenn eine Forderung dur Verjährung, 
Inſolvenz oder andere Umftände verloren geht, und er nicht alle gejeßlichen 
Mittel angewandt zu haben beweiſen fann. 

6. 52. Bleibt der Rechner im Necefje, welchen er nicht abführen fann, 
jo hat das Presbyterium bei perjönlicher ſolidariſcher Haftung ſogleich Das 
Geeignete bei dem Hypothefenamte vorzufehren. Geht der Redyner mit Tode 
ab, jo ift das Landgericht wegen der Verfiegelung aufzuforbern. 

$. 53. Sowohl dem Presbyterium, als den Königl. Landcommiſſariaten 
liegt ob, bei vorfommenden Veranlafjungen die Gejchäftsführung des Rechners 
zu unterfuchen und fich des richtigen Geldvorrathes zu verfichern. 


V, Allgemeine Beftimmungen. 


$. 54. Worauf die Presbyterien und Rechner bei der Verwaltung des - 
Kirchenvermögend vorzüglich zu achten haben, ift in dem Fabrifgefeß vom 30. 
Dezember 1809 umftändlich enthalten. 

$. 55. Vorzüglich haben fie zu forgen, Daß das vorhandene Vermögen 
wohl confervirt, die Kapitalien ficher angelegt, Die Grundgüter in gutem Stande 
und ungefchmälert erhalten, mit feinen Dienftbarkeiten belaftet, nüßlich ver: 
pachtet, Die Erbbeſtände und Grundzinje rechtzeitig erneuert, die Einnahmen bei 
ihrer Verfallzeit pünktlich erhoben, Die noch beftehenden Ausftände beigebracht, 
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die Renten ftiftungsmäßig verwendet, alle unnötigen und zweckwidrigen Aus- 
gaben vermieden, alle Sparſamkeit angewendet und die Ueberſchüſſe ſobald als 
möglich zur Vermehrung des Kapitald gewidmet werben. 

$. 56. Inſonderheit wird wegen der Kapitalien bemerkt, daß bei Gelb- 
anlehen, welche niemal3 von dem Rechner allein, jondern nur von dem Pres- 
byterium verwendet werden dürfen, die Hypotheken jedesmal genau unterfucht 
und die Beibringung der Auszüge aus den Sectionsbüchern, der Schägung, 
der Anfaufstitel, der Zeugniſſe des Hypothekenamtes ſowohl rüdfichtlich des 
dermaligen als frühern Befikerd, der Duittungen über bezahlten Ankaufspreis, 
der Zeugnifje über Freiheit von Vormundſchaftspflichten nicht vernachläffiget 
werden folle. Bei Unterlaffung der nöthigen Vorficht haften die Mitglieder 
des Presbyteriums jolidarifch. 
$. 57. Die Presbyterien und der Rechner haben über die Hypotheken 
Bormerfungen zu führen, um nicht zu überjehen, daß die gerichtlichen Ver— 
fiherungen noch vor Ablaufe von 10 Jahren, von dem Tage ihrer Einſchreibung 
an gerechnet, auf Koften der Schuldner bei den Hupothefenämtern erneuert 
werben. 

Aus diefem Grunde ſoll auch in den Rechnungen bei den Schuldpoften 
das Datum der Hypothek bemerkt werden. 

$. 58. Sie haben ferner alle. dermal ausgeliehenen Kapitalien zu 
unterjuchen; — die allenfall® mangelnden Obligationen und Verficherungen 
berftellen und erneuern zu laſſen; — die unficher angelegten Kapitalien aufzu= 
fünden ober befjer verfihern — und die Mängel in den Inftrumenten ergänzen 
zu laſſen. 

8. 59. Jede bedeutende Verpachtung von Grundgütern fol aus dem 
unten $. 65 bemerften Grunde vor einem Notär unter den nämlichen Förm— 
lichyfeiten, wie Durch eine frühere Inſtruction vom 21. Auguft 1809 für Die 
Gemeindegüter vworgefchrieben wurde, vorgenommen, die Dauer des Pachtes 
aber nicht über 3, 6 oder 9 Jahre ausgedehnt werden. Der Pachtpreis ift 
jederzeit in Geld zu bedingen. 

$. 60. In die Pachteontracte ift Die Bedingung aufzunehmen, daß bei 
verweigerter Zahlung des Pachtzinjes nach der erften durch den Gerichtsboten 
fruchtlo8 gejchehenen Aufforderung der Kontract ohne weitere Förmlichkeit auf- 
gehoben und der Pächter gehalten fein fol, den Schaden, der durch meitere 
Verpachtung entfteht, zu erſetzen. 

$. 61. Auch über diefe Pachteontracte ift Vormerfung zn führen, Damit 
fie rechtzeitig aufgefündigt werden, wenn Die unterlaffene Auffündigung Die 
Fortfeßung des Pachts zum Nachtheil der Stiftung zur Folge haben würde. 

$. 62. Beſonders ift darauf zu jehen, daß die Markfteine und Grenzen 
der Gründe wohl erhalten, Die abgängigen erneuert und ber Befigftand nicht 
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verändert werde, — Sind Lagerbücher und Beichreibungen vorhanden, fo find 
folche zu revidiren und zu vergleichen und die allenfallfigen Anftände zu unter: 
fuchen und zu berichtigen, Damit fpäterhin nicht Foftipielige Nenovationen und 
Prozefje nothwendig werden. 

$. 63. Bei Veränderung der Grbbeftandesgüter find Die Rechte der 
Stiftung auf das Laudemium zu wahren und die Erneuerung des Erbpachts 
vorzunehmen. 

8.64. Will ein Schuldner von Erbpächten, Grund: oder Bodenzinfen 
ſich Iosfaufen, fo ift Das Geſuch gehörig zu inftruiren und dem Königl. Yand- 
commiffariate entweder zur Entſcheidung oder zur Beförderung an die Königl. 
Kreidregierung vorzulegen. 

$. 65. Alle Verfolgungen der Schuldner werden bei den gewöhnlichen 
Civilgerichten eingeleitet, ohne daß vorher eine Verhandlung bei der Vergleichs— 
fammer nothwendig wäre. Liegen aber über Die Gntrichtung der Gefälle 
Notariatdacten vor, welche gejeßlich executoriich find, jo können folche durch 
einen Dazu berufenen Gerichtöboten vollzogen werben. 

$. 66. Die Preöbyterien und Rechner haben zur Vermeidung der 
Prozefie Die geſetzlichen Verjährungstermine immer wohl zu beobachten. Nüd- 
ftände ewiger und Iebenslänglicher Nenten, Miethzinfe, Pachtzinſe, Kapitalzinfe 
u. dgl. verjähren in fünf Sahren, wenn die Verjährung nicht durch Vorladung 
vor Gericht, einen Gerichtsbefehl oder Beſchlagnahme unterbrochen wird. 
(Art. 2244 d. 6.6.) 

$. 67. Bei allen Erwerbungen, Bertheilungen, Veräußerungen und 
Vertaufchungen, bei Paffivanlehen und Prozeffen ift Die Autorifation der vor: 
geſetzten Stelle erforberlih. Veräußerungen und Vertaufchungen erfordern 
überdied die im Gonfular-Beichluffe vom 7. Germinal Jahres 9 (refp. der 
Verordnung vom 31. Dezember 1817, $. 71) vorgefchriebenen Förmlichkeiten. 

8. 68. Gleiche Autorifation ift uothwendig bei Verpachtungen an 
Glieder des Presbyteriums und deren Anverwandte in auf- und abfteigende 
Linie, dann Seitenverwandte und Verfchwägerte im erften Grade. 
869 Neue Fundationen erfordern jedesmal die Genehmigung der 
Königl. Kreidregierung nach vorheriger Beiftimmung des  proteftantijchen 
Gonfiftortums. *) 

$. 70. Das Presbyterium ift nicht befugt, Ausſtände wegen ihrer 
Uneinbringlichkeit niederzufchlagen; ſondern dieſe Ausftände follen verzeichnet, 
mit den Armuths- oder Unglücdszeugniffen belegt, und dem Königl. Land» 
commiffariate zur Verfügung oder zur geeigneten Vorlage übergeben werden. 


#) Diefer 8. bat, wie weiter unten gezeigt werben wird, durch die Verordnung 
vom 6. Mai 1836 weientlihe Mobificationen erlitten, 
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$. 71. Wird ein Nachlaß wegen Unglüdsfällen durch Hagel oder 
Mißwachs in Anfpruch genommen, jo ift das Schäbungsprotofoll mit den 
PBachtbedingniffen und dem Gutachten auf vorbefagte Weije einzufenden, 

$. 72. Die Presbyterien follen auf die Opfer und Sammlungen in 
den Kirchen bejondere Aufmerkjamfeit richten; die Opferftöde find jede Woche 
zu öffnen, und die Sammlungen in den Kirchen werben am beften von ben 
Mitgliedern des Presbyteriums felbft vorgenommen. Die Beträge der Opfer- 
ftöde und Klingelbeutel find immer ſogleich gegen Schein an den Rechner 
abzuliefern. 

$. 73. Für die Pfarrer, Glödner und Kirchendiener ift die Stiftung 
die ihnen ſelbſt obliegenden Steuern zu entrichten, nicht ſchuldig; nur dort, 
wo der Gehalt wirklich unzulänglich, dagegen Die Kirchenftiftung vermögend ift, 
wird ausnahmsweiſe und ohne alle Verbindlichkeit die Verrechnung der Grund: 
fteuer von den wirflichen Dienftgründen und der Häujerfteuer geftattet; Die 
Königl. Landeommifjariate haben bei Negulirung der Voranfchläge darauf zu 
achten. 

$. 74. Gehalte und Befoldungen, welche nicht competenzmäßig ober 
durch Herfommen begründet find, oder wozu der Fond, aus welchem fie ehemals 
beftritten wurden, durch die eingetretenen Staatsveränderungen untergegangen if, 
dürfen weder in den Voranfchlag noch in die Rechnung ohne voransgegangene 
Bewilligung der Königl. Regierung aufgenommen werben. 

$. 75. Wird aber das Vermögen der Kirche fo zureichend gefunden, 
. daß aus demfelben fir Pfarrer oder andere Kirchendiener, welche nicht zulänglich 
belohnt find, eine temporäre oder bleibende Unterftüßung bewilliget werben 
fann, jo muß hierüber mit Anlage getreuer Faſſionen und des Voranjchlages 
oder der legten Rechnung an die Königl. Regierung berichtet werben, und bevor 
ſolche Gehalte, Zulagen, Gratificationen oder Unterftüßungen bewilliget find, 
fönnen fie aus dem Gultusvermögen nicht bezahlt werben. — Das Budget 
darf nur ſolche fire Ausgaben begreifen, welche ſich ſchon auf vorausgehende 
Beftimmungen gründen. Der Voranſchlag ſelbſt gibt niemals einen Titel zu 
einem Bezuge. 

$. 76. Ueberhaupt ift e8 nothwendig, daß in allen Fällen, wo eine 
Stiftung mit bleibenden Laften durch Uebernahme von Steuern oder durch 
Supplementargehalte u. dgl. onerirt werden fol, allzeit auch der Gemeinberath 
vernommen werde, weil die fubfidiarifche Verbindlichkeit für die Bebürfniffe des 
Cultus auf den Gemeinden haftet. 

$. 77. Die Königl. Landceommiffariate haben ferner darauf zu achten, 
daß die von den Kirchen und Almofenfonden zu Ieiftenden Ausgaben für bie 
Schulen und für die MWohlthätigkeit in ben betreffenden Gemeinden nicht ge 
ſchmaͤlert, jondern vielmehr durch gtite Deconomie möglichft vermehrt werben. 
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$. 78. Me Schuldverſchreibungen, Verſicherungen, Erbbeſtandsbriefe, 
Pachteontracte, Renovationen, Rechnungen, Inventarien und andere. Documente 
find in der Kaffe mit zweifacher Sperre zu bewahren. ‚Ein Verzeichniß tft dem 
Rechner zum Dienftgebrauche mitzutheilen. 

$..79. Bor Ende des Jahres hat ‚jedes Königl. Landcommiſſariat eine 
Ueberficht über den Stand der Voranjchläge und Rechnungen einzujenden, in 
welcher die Stiftungen verzeichnet und. bei einer jeden der Jahrgang des zuleßt 
abgejchloffenen Voranſchlags und der Jahrgang der zulegt abgeſchloſſenen 
Rechnung bemerkt ift. 


B. Berret vom 30. Dezember 1809: 


Erftes HSauptftüd. 
Von der Verwaltung der Sabrifen. 


Art. 1. Die Fabriken, deren Grrichtung durch den 76. Artikel Des 
Gejeßes vom 18. Germinal X. ift angeordnet worden, find beauftragt, für 
den, Unterhalt und die Erhaltung der Kirchen zu jorgen, das Almoſen und Die 
durch die Geſetze und Verordnungen autorifirten Güter, Renten und Einnahmen, 
die. von den Gemeinden verabreichten Supplementarfummen und überhaupt alle. 
Fonde, die zum Unterhalt des Gottesdienftes beftimmt find, zu verwalten, und 
endlich die Ausübung des Gottesdienftes und die Aufrechthaltung feiner Würde 
in den Kirchen, zu welchen fie gehören, Dadurch zu fichern, daß fie Die Dazu 
nothwendigen Ausgaben reguliven und für die Dazu erforderlichen Mittel 
Sorge tragen. 

Urt, 2. Jede Fabrif joll aus einem Rathe und aus einem Bureau 
von Kirchenpflegern beftehen. 

Art. 3. In den. Pfarreien, deren Seelenzahl ſich auf 5000 und. darüber 
beläuft, fol der Rath aus, 9 Mitgliedern (Fabrikräthen) beftehen; in allen 
übrigen Pfarreien beſteht Derjelbe nur aus fünfen. Sie werden von den ange: 
jehenften Bürgern der Gemeinden genommen, müffen katholiſch und in der 
Pfarrei anfäjfig fein. 

Art. 4 Außerdem find von Rechtswegen Mitglieder des Rathes: 1. der 
Pfarrer oder Deffervant, welcher den erften Pla einnimmt und fi) durch 
einen feiner Kapläne kann erjeßen laſſen; 2. der Maire. von dem Hauptorte 
der Pfarrei oder Suceurfale, der fich Durch einen feiner. Adjunkten kann erſetzen 
laſſen. Wenn der Maire nicht katholiſch ift, jo muß er fich einen Adjunkten, 
der fich zu Diefer Religion befennet, und in Grmanglung dieſes ein katholiſches 
Mitglied des Gemeinderathes jubftituiren. Der Maire hat feinen Plaß zur 
Linken, der. Pfarrer oder Deffervant aber zur Nechten des Präfidenten. 

„At. 5. In Städten, wo mehrere Pfarreien oder Succurjalen find, ift 
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der Maire von Rechtöwegen Mitglied des Rathes einer jeden. Fabrik. Gr 
fann ſich, wie im vorhergehenden Artikel ift gejagt worden, Dabei erſetzen laſſen. 

Art. 6. In den Pfarreien oder Succurfalen, in welchen der Rath der 
Fabriken, mit Ausfchluß der Glieder, Die e8 von Nechtöwegen find, aus neun 
Mitgliedern befteht, jollen das erjtemal fünf derjelben durch den Biſchof und 
vier durch den. Präfecten ernannt werben. In den Pfarreien oder Succurjalen, 
in welchen der Rath nur aus fünf Gliedern befteht, hat der Bijchof Drei und 
der Präfect zwei zu ernennen. Sie werben den erften Sonntag des Fünftigen 
Monats April in ihre Amtsverrichtungen eintreten, 

Art, 7. Der Rath der Fabriken erneuert fich theilweife alle Drei Jahre, 
nämlich nach Verlauf der erften Drei Jahre in den Pfarreien, wo derjelbe mit 
Ausſchluß der Glieder, die e8 von Nechtswegen find, aus neun Mitgliedern ° 
befteht, Durch den Austritt von fünf Gliedern, die für das erftemal durch das 
2008 gezogen werden, und nach Verlauf von ſechs Jahren durch den Austritt 
der vier Alteften Mitglieder. Bei den Fabrifen, wo der Rath mit Ausſchluß 
der Glieder, Die e8 von Rechtswegen find, nur aus fünf Mitgliedern befteht, 
erneuert jich derjelbe nach Verlauf der drei erften Jahre durch den Austritt 
von drei Gliedern, Die Durch Das Loos gezogen werden, und nach Verlauf von 
ſechs Jahren Durch den Austritt der zwei andern Mitglieder. In der Folge 
werden immer Diejenigen austreten, Die am längjten in Function find, 

Art. 8. Die in Function gebliebenen Mitglieder erwählen diejenigen, 
welche die Stelle der ausgetretenen Glieder erjegen jollen. 

Iſt die Wahl nicht in der beftimmten Zeit geichehen, jo verordnet der 
Bischof, daß man fie innerhalb einem Monate vornehme; nad) Verlauf Diefer 
Zeit ernennet er jelbften, jedoch nur für dieſes mal. 

Die austretenden Glieder fönnen aufd Neue gewählt werben. 

Art. 9. Der Rath ernennet durch geheime Wahl feinen Secretär und 
Präfidenten; fie werden alljährlid den erften Sonntag im April erneuert und 
können wieder gewählt werden. In Fällen, wo die Meinungen getheilt find, 
gibt Die Stimme des Präfidenten den Ausjchlag. 

Der Rath kann feine Berathichlagung vornehmen, wenn nicht über Die 
Hälfte der Glieder bei der Verfammlung gegenwärtig find. Die Berath- 
ichlagungen, welche durch Stimmenmehrheit feitgejeßt find, müſſen von allen 
gegenwärtigen Gliedern unterzeichnet werden. 

Art. 10. Der Rath verfammelt ſich den erften Sonntag in den Monaten 
April, Juli, October und Januar nach dem hohen Amte oder der Veſper 
entweder in der Kirche oder in einem an die Kirche ftoßenden Gebäude oder 
aber im Pfarrhaufe. 

Die Anzeige von jeder feiner Sigungen wird den Sonntag zuvor nad) 
der Predigt des Hochamtes öffentlich befannt gemacht. 
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Der Rath kann ſich ferner auf die Autorifatton des Biſchofs oder des 
PVräferten noch außerordentlich verfammeln, wenn der Drang der Gefchäfte 
oder einiger unvorhergejehener Ausgaben es erfordert. 

Art. 11. Sobald der Rath wird gebildet fein, joll er unter feinen 
Mitgliedern durch Serutinium (geheime Wahl) diejenigen wählen, welche als 
Kirchenpfleger das Bureau bilden follen. In der Zukunft fol er in derjenigen 
Sigung, welche mit dem Abfluffe der Zeit zufammentrifft, Die durch gegen- 
wärtiges Reglement für die Amtsführung eines Kirchenpflegerd feſtgeſetzt ift, 
ebenfalld durch Scerutinium die Wahl desjenigen von feinen Mitgliedern vor- 
nehmen, der die Stelle des austretenden Kirchenpflegerd einnehmen wird. 

Art. 12. Den Berathichlagungen des Rathes werden unterworfen: 
1. das Budget der Fabrif; 2. die jährliche Rechnung ihres Ginnehmers; 3. Die 
Verwendung ber Gelder, welche Die Ausgaben überjchreiten ; des Ertrags von 
Bermächtniffen und Schenkungen, und die Miederanlegung der abgetragenen 
Kapitalien; A. alle außerorbentlichen Ausgaben von mehr ald fünfzig Franken 
in den Pfarreien, deren Seelenzahl ſich nicht auf taufend beläuft, und von 
hundert Franken in den Pfarreien, die eine ftärfere Bevölkerung haben; 5. Die 
Prozeſſe, die man zu unternehmen oder zu betreiben hat, die Erbbeftände ober 
die Beftände auf viele Jahre, die Veräußerungen oder Taufche und überhaupt 
alle Gegenftände, melche die Gränzen der gewöhnlichen Güterverwaltung von 
Minderjährigen überjchreiten. 

Art. 13. Das Bureau der Sirchenpfleger befteht: 1. aus Dem 
Pfarrer oder Deffervant der Pfarrei oder Succurſale, der von Rechts— 
wegen und auf immer Mitglied davon ift; 2. aus Drei Gliedern des Rathes 
der Fabrik. 

Der Pfarrer oder Pfarrverweſer nimmt den erften Plab ein und kann 
fih durch einen von feinen Kaplänen erſetzen laſſen. 

Art. 14. Blutöfreunde und Anverwandte Bid zum Grade von Obeim 
und Neffen einſchließlich Fönnen nicht zu gleicher Zeit Glieder des Bureaus fein. 

Art. 15. Den erften Sonntag vom April hört alljährlich einer der 
Kirchenpfleger auf, Mitglied des Bureau zu fein und wird durch einen 
andern erjekt. 

Art. 16. Bon den drei Kirchenpflegern, welche das erftemal durch den 
Rath find ernannt worden, treten zwei nacheinander, nämlih am Ende des 
erften und des zweiten Jahres durch Das Loos aus, der dritte muß nach Ver: 
lauf des dritten Jahres von Nechtswegen austreten. 

Art. 17. In der Folge treten immer diejenigen Glieder aus, die am 
längiten in Function find. 

Art. 18. Wenn die Wahl der Kirchenpfleger nicht zur beftimmten Zeit 
geſchehen ift, jo wird der Bijchof diefelbe vornehmen. 
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Art. 19. Die Kirchenpfleger ernennen unter ſich einen Präfidenten, 
einen Secretär und einen Ginnehmer. 

Art. 20. Die, Glieder des Bureaus können Feine Berathſchlagung 
vornehmen, wenn nicht wenigftens -ihrer drei beijammen find. 

In Fällen, wo die Meinungen getheilt find, aibt Die Stimme bes 
Präſidenten den Ausſchlag. 

Alle Berathſchlagungen muͤſſen von den gegenwärtigen Mitgliedern 
unterzeichnet werden. 

Art. 21. In den Pfarreien, wo es Gewohnheit war, Honorarkirchen⸗ 
pfleger zu haben, können von dem Rathe zwei folche unter den in der Pfarrei 
anſäſſigen vornehmften öffentlichen Beamten gewählet werben. Diefe Kirchen: 
pfleger, jowie Die jämmtlichen Mitglieder des Raths jollen in - der Kirche einen 
ausgezeichneten Plab haben, welcher den Namen Stuhl des Kirchenvor— 
ftandes tragen, und fo viel möglich, der Kanzel gegenüber ftehen wird, 
Der Pfarrer oder Deffervant nimmt, fo oft er der Predigt beiwohnet, den 
erften Plab in Diefem Stuhle ein. 

Art. 22. Das Bureau der Kirchenpfleger verjammelt fich einmal des 
Monats nach geendigter Pfarrmeſſe an dem Orte, der zu den Sikungen bed 
Rathes angewiefen ift. 

Art. 233. In außerordentlihen Fällen fann das Bureau entweder ‚von 
Amtswegen durch den Präfidenten oder auf Verlangen des Pfarrer ober 
Defjervant zufammenberufen werben. 

Art. 24. Das Bureau der Kirchenpfleger entwirft Das Budget der 
Fabrif und bereitet alle Gegenftände vor, die dem Rathe vorgelegt werben 
follen. Es ift mit der Vollgiehung der Berathichlagungen des Raths und mit 
der täglichen Verwaltung der Temporalien der Pfarrei beauftragt. 

Art. 3. Der Einnehmer bat die Pflicht, alle Gelder einzutreiben, 
welche der Fabrik entweder ald Theil ihres jährlichen Einkommens oder unter 
was fonft für einem Titel zukommen. 

Art. 26. Die Kirchenpfleger haben darauf zu — daß die Fun— 
dationen ſämmtlich und nach der Willensmeinung der Fundatoren genau erfüllet 
werden, ohne daß die dazu beſtimmten Summen zu was anderm können ver— 
wendet werden. 

Ein Auszug aus dem Hauptregiſter der Urkunden der Fundationen, 
welche im Verlaufe eines Vierteljahres müſſen erfüllet werden, ſoll zu Anfang 
eines jeden Trimeſters nebſt dem Namen des Fundators und des Geiſtlichen, 
der jede Fundation zu beſorgen hat, in der Sacriſtei aufgehangen werden. 

Der Pfarrer oder Deſſervant hat auch zu Ende eines jeden Trimeſters 
dem Bureau der Kirchenpfleger Rechenſchaft über die Fundationen abzulegen, 
welche im Verlaufe desſelben ſind erfüllet worden. 
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Art. 27. Die Kirchenpfleger jchaffen das Del, Brod, den Wein, Weih— 
rauch, Das Wachs und überhaupt alle zur Ausübung des Gottesdienftes 
nothwendigen Bonjumtionsgegenftände an. Sie forgen ebenfall® auch für Die 
Ausbefferung und den Ankauf der Paramente, Mobilien und Geräthfchaften 
ſowohl für die Kirche, ald die Sacriftei. 

Art. 28. Alle Kaufverträge werden durch dad Bureau der Kirchen- 
pfleger gejchloffen und, jowie auch Die Zahlungsbefehle, von dem Präfidenten 
unterzeichnet. 

Art. 29. Der Pfarrer oder Deffervant hält fih an die -Vorfchriften 
des Biſchofs in Allem, was den Gottesdienft, Die öffentlichen Gebete, den 
chriftlichen Unterricht und die Bejorgung der von Wohlthätern angeordneten 
frommen Werfe betrifft, mit Norbehalt jedoch der Verminderungen, die von dem 
Biſchofe zufolge der canonischen Regeln etwa gemacht werden, wenn nämlich 
das Mißverhältniß zwiſchen den verabreichten Wohlthaten und den ald Beding- . 
niß dafür aufgelegten Verpflichtungen eine Verminderung fordert. 

Art. 30. Der Pfarrer oder Deifervant nimmt die Priefter an, Die 
als Gehilfen beim Gottesdienfte nothwendig find, und weijet ihnen ihre 
Functionen an. 

An den Pfarreien, wo dergleichen Hilfspriefter eingeführt find, ernennet 
er den Priefter, welcher Vorfteher der Sacriftei, und denjenigen, welcher Vor: 
fteher des Geſauges ift, ſammt den Chorknaben. 

Die Stellung der Bänfe und Stühle in der Kirche kann nur mit 
Zuftimmung des Pfarrerd oder Defjervant angeordnet werden, mit Vorbehalt 
jedoch des Recurſes an den Bifchof. 

Art. 31. Die Yahrgedächtniffe, womit die Fundatoren ein Honorar 
verbunden haben, und überhaupt alle Jahrgedäcdytniffe, für die was immer für 
eine Retribution verabreicht wird, jollen vorzugsweife durch die Gapläne, und 
fönnen nur in Grmangelung Diefer durch Die Hilfspriefter oder andere 
Geiftliche bejorgt werden, e8 fei dann, Daß die Fundatoren hierüber anderft 
verfügt hätten. 

Art. 32. Die Prediger werden auf den PVorfchlag des Pfarrers oder 
Deffervant von den Kirchenpflegern durch Mehrheit der Stimmen ernannt, 
jedoch mit der Verpflichtung für die Prediger, Die NAutorifation des Biſchofs 
einzuholen. 

Art. 33. Die Ernennung und Entlaſſung des Organiften, der Glödner, 
Pedellen, Schweißer und anderer Kirchendiener fommt den Kirchenpflegern auf 
den Vorſchlag ded Pfarrers und Deffervant zu. | 

Art. 34. Der Einnehmer ift gehalten, dem Bureau der Kirchenpfleger 
alle drei Monate einen von ihm unterzeichneten und als wahrhaft certificirten 
Rehnungsauszug von dem Activ- und Baffivftande der Fabrik vorzulegen. 
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Dieſe Rechnungsauszüge werden von allen Denjenigen, die der. Verfammlung 
beigemohnt haben, unterzeichnet und in der Kifte oder dem Fabriffaften auf- 
bewahrt, um bei der Abhörung der jährlichen Rechnung neuerdings vorgelegt 
zu werben. 

In der nämlichen Sigung beftimmt Das Bureau Die Summe, welche 
für Die Ausgaben des folgenden Trimefterd notwendig. ift. 

Art. 35. Alle Ausgaben für Die Kirche und Sacriftei werden Durch den 
Einnehmer beftritten; folglich Darf weder ein Kaufmann noch ein Handwerker 
anderſt ald auf ein Mandat des Einnehmers eine Lieferung machen. Zu Ende 
dieſes Mandats bejcheinigt der Sacriftan oder jede andere zum Empfange ber 
Lieferung taugliche Perſon, daß der Inhalt desjelben ift erfüllet worden. 

Art. 36. Die Einkünfte der Fabrik beftehen: 1. aus dem Ertrage ber 
Güter und Renten, die den Fabriken find zurüdigegeben worden ; auß den Gütern 
der Bruderfchaften und überhaupt aus allen denjenigen, Die durch unfere ver: 
jchiedenen Decrete denfelben mögen zugewiefen worden jein. 2. Aus dem 
Ertrag der Güter, Renten und Fundationen, welche anzunehmen fie von uns 
find autorifirt worden oder fünftig noch mögen autorifirt werden. 3. Aus. dem 
Ertrag der Güter und Renten, welche den Domänen find verheimlicht worden, 
und zu deren Beſitznahme wir fie entweder jchon autorifirt haben oder Künftig 
noch autorifiren mögen. A. Aus dem eigenen Ertrage der Grundftüde, Die zu 
Gottesädern dienen. 5. Aus dem Prei der vermietheten Stühle 6. Aus 
der Geftattung von Bänfen in den Kirchen. 7. Aus den für den. Unterhalt 
des Gottesdienftes veranftalteten Geldjfammlungen. 8. Aus dem Grtrage der 
für eben diefen Gegenftand aufgeftellten Opferkäſten. 9. Aus den Oblationen, 
welche der Fabrik gemacht werden. 10. Aus den Gebühren, welche die Fabriken 
zufolge der von uns genehmigten bijchöflichen Verordnungen beziehen, ſowie 
auch aus demjenigen, was bdenjelben von dem Grtrage der Beerbigungs: 
gebühren zufommt. 11. Aus dem BZufchuffe, welchen die Gemeinde im Er: 
heifchungsfalle verabreicht. 

Art. 37. Die Verpflichtungen der Fabrik find: 1. Die nothwendigen 
Koften des Gottesbdienftes, als nämlich für Paramente, heilige Gefäße, Weiß: 
zeug, Beleuchtung, Brod, Wein und Weihrauch, die Gehaltskoften für Die 
Kapläne, Sacriftane, Sänger, Organiften, Glöckner, Schweißer, Pedellen und 
anderer im Dienfte der Kirche ftehenden Perjonen, nad Verhältnig der Orte 
und ihren Bebürfniffen zu bejtreiten. 2. Die Honorarien für die Advents-, 
Faften- und Feittagsprebiger zu zahlen. 3. Für Die Verzierung der Kirche und 
diejenigen Ausgaben zu jorgen, welche auf die innere Verſchönerung berfelben 
Bezug haben. A. Für den Unterhalt der Kirchen, Pfarrhäufer und Gottesäder 
Sorge zu tragen, und im Falle die Einkünfte der Fabrik hiezu nicht hinreichend 
wären, die nothwendigen Vorkehrungen zu treffen, daß für Die Reparationen 
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und Wiederbauungen geforgt werde, ſowie Alles, was in den Art, 41, 42, 43 
und 44 regulirt ift. 

Art. 38. Die Zahl der bei einer jeden Kirche anzuftellenden Kapläne 
und Hilfspriefter wird nach vorläufiger Berathfchlagung der Kicchenpfleger und 
auf dad Gutachten des Mumizipalrathes der Gemeinde von dem Bifchofe 
feftgejeßt. 

Art. 39. Wenn der Biichof die Nothiwendigfeit, einen Kaplan bei einer 
Kirche anzuftellen, erfannt hat, und die Fabrik nicht im Stande iſt, demſelben 
den Gehalt zu bezahlen, jo muß die Entjcheidung des Biſchofs an den Präfekten 
gejchift werden, und in diefem Falle wird man auf Die Weiſe verfahren, wie 
in dem 49. Artikel in Betreff anderer zur Ausübung des Gottesdienftes 
nöthiger Kojten, für. welche Die Gemeinden der Unzulänglichkeit der. Fabrif- 
revenüen zu Hülfe fommen, erklärt ift. 

Art. 40. Der Gehalt eines Kaplans ſoll höchſtens von fünfhundert 
und wenigftend von dreihundert Franken fein. 

Urt. 4. Die SKicchenpfleger und hauptſächlich der. Ginnehmer find 
gehalten, dafür zu forgen, daß alle Reparationen ohne Aufjchub und gut gemacht 
werben. Sie jollen die ſämmtlichen Gebäulichkeiten zu Anfang jedes Frühlings 
und Herbites in Begleitung von Bauverftändigen unterjuchen, 

Reparationen, Die ihnen als Miethleuten zur Laft fallen, ſammt andern, 
welche Die im 12. Artikel angegebene Proportion nicht überjchreiten, haben fie 
auf ber Stelle und zwar durch Deconomie zu veramftalten, jedoch ohne Nach— 
theil der für den Gottesdienft feitgefeßten Ausgaben. 

Art. 42. Wenn die Reparationen die bier oben angegebene Summe 
überfchreiten, jo ift das Bureau verpflichtet, einen Bericht darüber au den Rath 
zu machen, weldyer in den Gemeinden, die Feine taufend Seelen haben, alle 
Reparationen, die ſich nicht über hundert Franken belaufen, und in dem 
Gemeinden, Die eine jtärfere Seelenzchl haben, alle Reparationen, die fich nicht 
über zweihundert Franken belaufen, angrdnen Fann. 

Indeſſen kann der Rath auch) nicht einmal auf bie freien. Einkünfte der 
Fabrik, Reparationen, welche die oben angegebene Summe überfchreiten, anders 
anordnen, ald daß er. das Bureau beauftragt, einen Ueberfchlag Darüber machen 
zu laſſen und Diejelbe nach dreimaliger, von acht zu acht Tagen duch Anfıhlag- 
zettel erneuerter Verkündigung entweder an den Wenigitnehmendben: oder für - 
eine gewille Summe zu verfteigern. 

Art. 43. Wenn die gewöhnlichen, durch das: Budget feſtgeſetzten Aus- 
gaben entweber gar Feine bisponiblen Summen für. die Neparationen übrig 
laffen, oder doch Feine Hinreichenden, jo ftattet das Bureau darüber feinen 
Bericht an den Rath ab, und Diefer ftellet eine Berathichlagung zn dem Zwecke 
an, Daß mac den in dem 4, Hauptſtück dieſes Reglements vorgejchriebenen 
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Formen dafür Vorſehung gethan werde. Dieſe Berathſchlagung wird durch den 
Präfidenten an den Präfecten geſchickt. 

Art. 44. Sp oft ein neuer Pfarrer oder Defjervant eine Pfarrei antritt, 
ſoll auf Koften der Gemeinde und auf Betreiben des Maires ein Status über 
den Buftand des Pfarrhaufes und Allem, was dazu gehöret, aufgejeßt werden. 
Dem Pfarrer oder Defjervant fallen nur die Miethreparationen und diejenigen 
Bejchädigungen zur Laſt, die Durch feine Schuld find verurfacht worden. Dieje 
Reparationen und Beſchädigungen hat der austretende Pfarrer, feine Erben oder 
Erbnehmer zu beforgen. 

Art. 45. Der Pfarrer oder Defjervant hat dem Bureau alljährlich 
einen jummarifchen Status von den zur Ausübung des Gottesdienftes nöthigen 
Ausgaben fowohl für Konfumtionsgegenftände, ald für Ausbejjerung und Unter: 
haltung der Paramente, Mobilien und Kirchengeräthichaften vorzulegen. 

Diefer Status wird, nachdem ihn das Bureau Artikel für Artikel 
genehmiget hat, in Maffa unter der Nubrif: Innere Ausgaben in den 
Entwurf des Generalbudget3 eingetragen. Die Specification dieſer — 
wird bemeldtem Entwurfe beigelegt. 

Art. 46. Dieſes Budget ſoll die Einnahme und Ausgabe der Kirche 
feſtſetzen. Die Artikel der Ausgabe werden nach folgender Ordnung claſſificirt: 
1. die gewöhnlichen Ausgaben für den Unterhalt des Gottesdienſtes; 2. die 
Ausgaben für Reparation der Paramente, Mobilien und Kirchengeräthſchaften; 
3. der Gehalt der Beamten und Kirchendiener; 4. die Koſten für Mieth— 
reparationen. 

Der nach Abzug dieſer Ausgaben reſtirende Theil der Kircheneinkünfte 
dient zum Gehalt der rechtmäßig angeſtellten Kapläne, und der Ueberſchuß, 
wenn einer ſtattfindet, wird zu den größern Reparationen der zum Gottesdienſte 
beſtimmten Gebäulichfeiten verwendet. 

Art. 47. Das Budget wird dem Rathe der Fabrik in der Sitzung vom 
April eines jeden Jahres vorgelegt und ſammt dem Status der Ausgaben zum 
Unterhalt des Gottesdienſtes dem Diözeſanbiſchofe überſchickt, um von demſelben 
in allen Stüden genehmigt zu werben. 

Art. 48, Wenn die Einkünfte der Fabrik Hinreichen, alle im Budget 
angeführten Ausgaben zu beftreiten, jo kann dasſelbe ohne weitere Formalitäten 
feine gänzliche und völlige Vollziehung erhalten. 

Art. 49. Wenn aber die Einkünfte der Kirche nicht Hinreichen, um die 
unumgänglich nothwendigen Koften des Gottesdienftes oder die zur Aufrecht- 
haltung feiner Würde erforderlichen Ausgaben oder den Gehalt der Beamten 
und Kirchendiener oder die Neparationen der Gebäulichkeiten oder den Unterhalt 
derjenigen Priefter, welchen der Staat feinen Gehalt ausgeworfen hat, zu 
beftreiten, jo foll das Budget eine Meberficht der hiezu nöthigen Gelder, welche 
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von den Pfarrkindern müfjen begehrt werben, enthalten, — es in dem 4. 
Kapitel regulirt iſt. 

Art. 50. Jede Fabrik ſoll eine Kiſte oder einen — haben, der mit 
drei Schlüſſeln verſchloſſen wird, von denen der eine in der Hand des Ein— 
nehmers, der andere in der des Pfarrers oder Deſſervant und der dritte in der 
Hand des Präſidenten vom Bureau bleibt. 

Art. 51. In dieſer Kiſte werden alle der Fabrik zugehörigen Gelder, 
ſammt den Schlüſſeln der in der Kirche aufgeſtellten Opferſtöcke aufbewahrt. 

Art. 52. Ohne Autorifation Des Bureaud und ohne Empfangichein, 
welcher in der Kifte hinterlegt bleibt, Fann Fein Geld aus derſelben genommen 
werben. 

Art. 53. Wenn der Einnehmer die von dem Bureau für Die laufenden 
Ausgaben zu jedem Trimefter feitgefegte Summe nicht in Händen hat, jo ſoll 
das Fehlende aus der Kifte herausgenommen werden, jowie auch der Ueberſchuß, 
den er etwa haben mag, in dieſelbe deponirt werden fol, 

Art. 54. Sollen ebenfalld in die Kiſte oder den Schranf hinterlegt 
werden die Schriften, Urkunden und Documente, welche die Revenüen und 
Angelegenheiten der Fabrik betreffen, und hauptjächlich Die Rechnungen mit ihren 
Beilagen, die Berathichlagungsprotosfolle, das laufende ausgenommen, Das 
Hauptregifter der Urkunden und die Inventarien nebft derſelben Vergleichungs— 
Urkunden, wovon in den zwei folgenden Artifeln Die Rede ift. 

Art. 55. Es follen aljobald und ohne Koſten zwei Inventarien ver- 
fertiget werden, Das eine von den Paramenten, dem Weißzeuge, heiligen Gefäßen, 
dem Silberwerf, den Gerätbichaften und überhaupt von dem fämmtlichen 
Mobiliareigenthume der Kirche; das andere von den Urkunden, Schriften und 
Documenten, mit Bemerkung der Güter, welche in jeder Urkunde enthalten 
find, der Revenüen, welche fie auswerfen, und der Fundationen, für welche Die 
Güter an die Fabrik find abgegeben worden. Gin Duplicat von dem Mobiliar: 
Inventarium ſoll dem Pfarrer oder Defjervant zugeftellt werden. 

Ale Jahre wird man die inventirten Stüde mit bejagten Inventarien 
vergleichen, um Die neuen Bufäße, außer Gebrauch geſetzten Gegenftände und 
andere Abänderungen in dasſelbe einzutragen. Diefe Inventarien und Ver: 
gleihungsurfunden werden durch den Pfarrer oder Defjervant und den Präfi- 
denten des Bureaus unterzeichnet. 

Art. 56. Der Secretär des Bureaus fol nach Numero und nad) Der 
Zeitordnung in ein SHauptregifter eintragen: 1. alle Fundationsacten und 
überhaupt alle Gigenthumsurtunden; 2. alle Mieth- und Padhtverträge. 

Die Einträge jollen zwifchen zwei weiß gelafjene Seitenrände gejchrieben 
werden, wovon ber eine dazu Dienen wird, die Revenüen, der andere aber die 
Verpflichtungen oder Laſten Darauf anzumerken, 
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Jedes Stück wird von dem Pfarrer oder Defjervant und dem Präfidenten 
bed Bureaus unterzeichnet und als gleichlautend mit dem Original befcheiniget. 

Urt. 57. Es kann weder eine Urkunde nor eine andere Schrift aus 
der Kifte herausgenommen werden, außer auf einen Empfangſchein, in welchem 
von. dem herausgenommenen Stüde, von der Delibration des Bureaus, durch 
welche die Herausnahme ift autorifirt worden, von der Eigenſchaft desjenigen, 
welcher dasjelbe zu empfangen und den Empfangjchein zu unterzeichnen hat, 
„und von der Urfache, warım dasſelbe aus der Kifte oder dem Schranfe ijt 
herausgenommen worden, Meldung gethan wird. ft Die Herausnahme eines 
Prozeſſes wegen gejchehen, jo muß in dem Gmpfangjcheine Die . Gerichtöftelle 
jammt dem Namen des Sachwalters ebenfall8 ausgebrüdt werben. 

Diejer Empfangſchein, jowie die bei Rüdgabe der Urkunde ansgeftellte 
Quittung jollen auf das Hauptregifter der Urkunden eingefchrieben werden. 

Art. 58. Jeder Notär, vor weldhem ein Akt gemacht wird, ber 
entweber eine Schenkung unter Lebenden oder eine teftamentliche Verfügung 
zu Gunften einer Fabrik euthält, ijt gehalten, dem Pfarrer oder Defjervant 
Nachricht Davon zu geben. 

Art. 59. Jeder ect, welcher Schenkungen oder DVermächtniffe zu 
Gunſten einer Fabrik enthält, fol dem Einnehmer zugejtellt werben, weldyer 
dem Bureau: in der nächſten Sitzung feinen Bericht darüber abftattet, Dieſer 
Act wird alsdann durch den Ginnehmer mit den Bemerkungen des Bureaus 
an den Diözejanerzbijchof oder Bijchof geſchickt, damit diefer fein Gutachten gebe, 
ob es zuträglidh fei, die Schenkung oder das Vermächtniß anzımehmen 
ober nicht. | 

Das Ganze wird hierauf an den Minifter der Eulten befördert, auf 
defien Bericht die Fabrik, wenn es für gut befunden wird, zur Annahme 
autorifirt wird. Der Annahmsact, in welchem von der gegebenen Autorifation 
Meldung gejchehen muß, wird von dem Ginnehmer im Namen der Kabrif 
unterzeichnet. 

Art. 60. Die Häufer und liegenden Güter, welche der Fabrik zugehören, 
werben von dem Bureau der Kirchenpfleger verpachtet und verwaltet und zwar 
nach der Form, weldye für Die Gemeindegüter vorgefchrieben ift. 

Art. 61. Kein Glied von dem Bureau der Kirchenpfleger kann fich bei 
DVerfäufen, bei Reparationd-, Bau: oder Wiederaufbauungsverfteigerungen und 
bei Verpachtung von Fabrifgütern als Steigerer oder auch nur als Theilhaber 
mit dem Steigerer aufftellen. | 

Art. 62. Die unbeweglichen Kirchengüter können ohne Berathſchlagung 
des Rathes dem Gutachten des Diözejanbiichofes und unfere Autorijation weder 
verfauft noch veräußert und auch nicht einmal auf länger als neun Jahre 
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Art. 63. Gelder, welche von Schenkungen ober Vermäͤchtniſſen her—⸗ 
rühren, und deren Verwendung durch die Fundation nicht beftimmt ift, bie 
abgetragenen Renten, der Erlös von Verkäufen ober der Ueberſchuß bei Tauſch— 
contracten, Die Revenüen, weldye, nachdem die gewöhnlichen Auslagen bezahlt 
find, als Ueberſchuß bleiben, jollen nad) den Durch Gutachten des Staatsrathes 
beftimmten und von und unter dem 21. Dezember 1808 approbirten Formen 
angelegt werben. 

Wenn die Summe biezu nicht hinreicht, fo foll fie in der Kiſte aufbewahrt 
bleiben, jofern man vorausfieht, daß in den ſechs darauf folgenden Monaten 
jo viele disponible Gelder eingehen, als erfordert werben, um die zu biefer 
Art von Anlegung nöthige Summe vollftändig zu machen; iſt aber das nicht, 
jo hat der Rath darüber zu berathichlagen, wie das Geld angeleat werden 
könnte, und der Präfekt befiehlt diejenige Anlegung, welche die vortheilhaftefte 
jcheinen wird. 

Art. 64. Der Preis der Stühle für die verjchiedenen gottesdienftlichen 
Geremonien und Uebungen wird durch eine von dem Rath genehmigte Berath- 
jchlanung des Bureaus feftgejeßt. Diefe Berathichlagung wird in ber Kirche 
angefchlagen. 

Art. 65. Es ift ausdrüdlich verboten, für den Eintritt in die Kirche 
etwas zu fordern, noch in der Kirche etwas mehreres zu fordern, ald den Preis 
der Stühle, unter was immer für einem Vorwande e3 fein mag. 

Sleichermaßen ſoll auch in jeder Kirche ein Platz vorbehalten werben, 
wo die Chriften, die fi) weder Stühle noch Bänfe miethen, dem Gottesdienſte 
bequemlich beimohnen und die Prediger anhören Fönnen. 

Art. 66. Das Bureau der Kirchenpfleger kann durch den Rath autorifirt 
werben, die Vermiethung der Stühle und Bänke entweder jelbft zu verwalten 
oder in Pacht zu geben. 

Art. 67. Wenn die Vermiethung der Stühle in Pacht gegeben wird, 
jo ſoll die Verfteigerung erft nach drei, von acht zu acht Tagen durch Anſchlag— 
zettel erneuerte Verkündigungen ftatthaben. Die Gebote werden von dem 
Bureau der Kirchenpfleger durch Soumiffion aufgenommen, und der Baht in 
Gegenwart der Kirchenpfleger zugeſprochen. Von allem dieſem fol. in dem 
Pachtbriefe Meldung geichehen und demfelben die Berathichlagung, wodurd der 
Preis der Stühle feſtgeſetzt wird, beigebogen werben. 

Art. 68. Es können feine Bänke noch Pläße in der Kirche weder durch 
Pacht für eine jährliche Abgabe, noch für den Preis eines Kapital ober unbe 
weglichen Gutes, noch auf Tänger als die Lebenszeit derjenigen, welche fie 
erhalten, anderjt ald unter nachitehender Einſchränkung bewilliget werden. 

Art. 69. Das Geſuch um eine ſolche Einwilligung wird dem Bureau 
vorgelegt, welches dasſelbe vorläufig durch drei Sonntage öffentlich verfünden 
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und einen Monat hindurch an die Kirchenthüre anfchlagen laͤßt, Damit ein jeder 
durd) ein vortheilhafteres Anerbteten fi den Vorzug erwerben könne, 

Iſt von einer Bewilligung Für ein unbewegliches Gut Die Nede, jo hat 
das Bureau dasſelbe in Kapital und Intereſſen abjchäßen zu laſſen, um dieſe 
Abſchaͤtzung in Die Anſchlagzettel und Verkündigungen mit einzurücken. 

Artl 70. Rachdem dieſe Formalitäten fammtlich erfüllt find, ſtattet das 
Bureau ſeinen Bericht an den Rath ab. 

Iſt won einer Bewilligung durch "Pacht für eine jährliche Abgabe die 
Rede und der Rath der Meinung,“ daß Diefelbe ſtatthaben könne, fo ift die 
Berathſchlagung!'des Rathes ein hinlänglicher Titel dazu. 

Art. 71. Iſt von einer Bewilligung Für ein unbewegliches Gut Die 
Rede, jo muß auf Die Derafhichlagung des Rathes unfere Autorifation in der 
naͤmlichen Form, wie Fir ’Schenkungen und'Bermächtniffe, dazu erhalten werben. 
Wäre aber bloß von einem beweglichen Gute die Nede, jo ift unſere Autori— 
ſation nur in ſofern nothiwendig, als der Werth des Gutes ſich auf die 
nämlihe Summe "beläuft, für welche die Senieinheiten und Hoſpizien dieſelbe 
einzuholen gehalten find. © 

Art. 72. Wer eine Kirche ganz bauen läßt, Fann fi das Eigenthum 
eines Stuhles oder einer Kapelle re ſich und * Familie, ſo lange dieſelbe 
exiſtiren wird, vorbehalten. 

Jedermann, der einer’ Kirche eine — gemacht hat, und jeder 
Wohlthaͤter derſelben Farin anf Gutachten des Fabrikrathes, mit Genehmigung 
des Diößzeſanbiſchofes und des Miniſters der Culten die nämliche Vergünſtigung 
erhalten. 

Art. 73. Kein Grabmal, keiue Inſchriften, keine Leichen-, noch andere 
Denkmäler, von welder Gattung fie auch immer fein mögen, können in den 
Kirchen aufgejtellt werden, als auf den Vorſchlag des Diözefanbifchofes und 
mit Erlaubniß unferes Minifterd der Gulten. 

Art. 74. Der Betrag der Gelder, welche für Nechnung der Fabrik 
unter was immer für einem Namen eingenommen werden, foll nach Maaß, als 
diejelben eingehen, mit dern Datum des Tages und Monats auf ein gehörig 
numerirtes und mit Handzug bezeichnete8 Negifter eingefchrieben werden, welches 
in ben Händen des Einnehmers in Verwahrung bleibt. 

Art. 75. Alles, was auf die Geldfammlungen in den Kirchen Bezug 
bat, ſoll auf den Bericht der Kirchenpfleger Durch den Bifchof regulirt werben, 
jedoch ohne Nachtheil der Almofenfammlungen für die Armen, welche in den 
Kirchen immer ftatthaben follen, jo oft die Mohlthätigkeitsburenus fie Für 
zuträglich erachten werden. 

Art. 76. Der Einnehmer wird in die Ginnahmsrubrif von Naturalien 
die Kerzen eintragen, welche auf die geweihten Brode geopfert oder für Haltung 
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von Anniverjarien abgegeben werden, oder die der Fabrik bei Leichenbegängniffen 
und Todtenämtern zukommen. 

Art. 77. Die Kirchenpfleger können weder einen: Prozeß anfangen noch 
führen, außer auf Autorifation des Präfekturrathes, dem die Berathichlagung, 
welche in dieſer Hinficht von dem vereinigten Nathe und Bureatı genommen 
werden muß, zugejchidt wird. 

Art. 78. Demungeachtet ift der Ginnehmer gehalten, jowohl alle Con— 
jervationsacten zu machen, um die Fabrik in dem Befige ihrer Rechte zu band» 
haben, als audy das Eingehen der Einkünfte zu betreiben. . 

Art. 79. Alle Prozejje werden im Namen ber Fabrik geführt und auf 
Anftehen des Einnehmers betrieben, welcher dem Bureau von diefen Proceduren 
Kenntniß mittheilt. 

Art. 80. Ale Streitigkeiten, welche auf Das Eigenthum der Güter 
Bezug haben und alle Verfolgungen, um Revenüen einzutreiben, werden vor die 
gewöhnlichen Richter gebracht. | 

Art. 81. Die Protokolle der Fabriken werben auf ungejtempeltes Papier 
gejchrieben. Die denfelben gemachten Schenkungen und. Vermächtniſſe tragen 
nur Die beftimmte Abgabe von einem Fran. 

Art. 32. Die Rechnung, welche der Einnehmer alljährlich abzulegen hat, 
wirb in zwei Kapitel abgetheilt, nämlich iu eines für Die Einnahmen und das 
andere für die Ausgaben. 

Das Kapitel der Ginnahme wird in. Drei Abjchnitte abgetheilt; Den 
eriten für Die gewöhnliche Ginnahme, den zweiten für die außerordentliche 
Einnahme und den dritten für Die theils gewöhnlichen, theild außerordentlichen 
Einkünfte, die nod; nicht find eingetrieben worden. 

Der Reit einer Nechunng macht immer den erjten Artikel der folgenden 
Rechnung aus. Das Kapitel der Ausgaben wird cbenfalld in gewöhnliche, 
außerordentliche und ſowohl gewöhnliche als ungewöhnliche Ausgaben, die noch 
nicht bezahlt find, eingetheilt. 

Art. 83. Bei jedem Ginnahmsartifel, e8 jei nun von Renten oder 
Mietdzinfen oder von andern Einkünften, ſoll von den Schuldnern, Pächtern 
oder Miethleuten, von dem Namen und ber Lage der Häufer und Grbgüter, 
von der Beichaffenheit der Renten, fie mögen von Gütern oder angelegten 
Kapitalien herrühren, von dem Datum des zulegt erneuerten Titels oder von 
dem legten Pachtbriefe und den Notären, welche jie aufgenommen haben, jowie 
auch von der Fundation, zu welcher die Rente beftimmt ift, wenn man je Die- 
jelbe kennt, Meldung gethan werben. 

Art. 34. Im Falle, wo durch Abfterben eines Schuldners oder durch 
Theilung eines Hauſes oder Erbgutes, welches mit einer Nente belajtet iſt, 
diefe Nente durch mehrere Schuldner bezahlt werden muß, jo wird demungeachtet 
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nur ein Cinnahmsartifel eingetragen, in welchem aber von den fjämmtlichen 
Schuldnern Erwähnung gefchieht, mit Vorbehalt des Rechts wider alle insge— 
fammt Klage einzulegen, wenn der Fall e8 erheifcht. 

Art. 85. Der Einnehmer ift gehalten, jeine jährliche Rechnung dem 
Bureau der Kirchenpfleger in ihrer Sigung vom erften Sonntag des Monats 
März vorzulegen. 

Die Rechnung nebft Beilagen wird ihnen auf Enpfangſchein von einem 
unter ihnen mitgetheilt. Sie ſtatten dem Rathe in der Sitzung vom erſten 
Sonntag des Monats April Bericht darüber ab. In dieſer nämlichen Sitzung 
wird die Rechnung unterſucht, geſchloſſen und feſtgeſetzt, und zu dieſem Behufe 
kann die Sitzung, wenn Nothwendigkeit es erheiſcht, auf den folgenden Sonntag 
ausgedehnt werden. 

Art. 86. Wenn ſich über einen oder mehrere Artikel der Rechnung 
Anſtaͤnde erheben, ſo ſoll dieſelbe demungeachtet, jedoch mit Vorbehalt der ange— 
fochtenen Artikel, geſchloſſen werden. 

Art. 87. Der Biſchof kann einen Commiſſär ernennen, um in ſeinem 
Namen der jährlichen Rechnungsabhör beizuwohnen; iſt aber dieſer Commiſſär 
ein anderer als ein Generalvicarius, ſo kann er in Betreff der Rechnung nichts 
verfügen, ſondern nur über den Zuſtand der Fabrik, über die erforderlichen 
Lieferungen und die an der Kirche vorzunehmenden Reparaturen einen Verbal— 
prozeß aufjeßen. 

An jedem Falle aber können fich Die Erzbiſchöfe oder Bijchöfe bei ihren 
Vifitationen, oder ihre Generalvicarien alle Rechnungen, Regifter und Inventarien 
vorlegen lafjen und den Zuftand der Caſſa unterfuchen. 

Art. 88. Nachdem die Rechnung gejchlofjen ift, wird der Reſt dem 
in $unction ftehenden Einnehmer eingehändigt, welcher denſelben in Einnahme 
zu bringen gehalten ift. Zugleich wird demjelben ein Status defjen, was die 
Fabrik von Pächten zu empfangen bat, eine Abjchrift von dem Tarif der Gafnal- 
rechte, ein beiläufige8 Verzeichniß der Ausgaben, eined der einzutreibenden 
Ausftände und eines der Laften und Lieferungen, welche noch nicht abgetragen 
find, ausgeliefert. 

In der nämlichen Sigung fol ein Act von diefen Auslieferungen in Das 
Berathichlagungsprotofoll eingetragen und Abjchrift davon in guter Form dem 
austretenden @innehmer ausgefertiget werden, um ihm jtatt der Quittuug 
zu Dienen. 

Art. 89. Die jährlihe Nechnung joll in doppelter Abfchrift geftellt 
werben, wovon Die eine in Die Kiſte oder den Schranf mit drei Schlüffeln, Die 
andere auf der Mairie hinterlegt wird. 

Art. 90. Menn der Einnehmer feine Rechnung nicht zur beftimmten 
Zeit ablegt und den Reſt ausliefert, jo fol fein Nachfolger gehalten fein, 
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längftens innerhalb eines Monates die nöthigen Vorkehrungen zu treffen, ihn 
durch gerichtliche Zwangsmittel dazu anzuhalten, und in Ermanglung feiner ift 
der kaiſerliche Procurator entweder von Amtswegen ober auf den Bericht eines 
Mitgliedes vom Bureau ober Nathe, oder. auf eine von dem Bifchofe im 
Laufe jeiner Vifitationen erlaſſene Verordnung verpflichtet, denſelben vor dem 
Tribunale erfter Inſtanz zu verfolgen und zur Bezahlung‘ des Reſtes, zur 
Berichtigung der angefochtenen Artikel: ‚oder zur Stellung feiner Rechnung, 
wenn Dies noch nicht geſchehen iſt, alles“ in einer Beitfrift’ die man ihm Beftim- 
men wird, verurtheilen zu laſſen; wo nicht, ‚und wenn er bemeldete Zeitfriſt 
bat vorübergehen lafjen, ihn anzuhalten, proviforiich zum Beften ber Fabrik 
eine Summe, weldje der Hälfte ber gewöhnlichen Einnahme des verfloſſenen 
Jahres gleichlommt, und - mit en ww weitern Verfolgungen 
zu bezahlen. 4 urtoa 


Art. 9. Man wird ih TE Pfarrei Vorkehrungen’ treffen, daß die 
Rechnungen, welche noch nicht geftellt find, Längftens innerhalb ſechs Monaten 
nach Bekanntmachung gegenwärtigen Decrets, nad der durch basfelbe vorge: 
ſchriebenen Form verfertigt werden. 


Art. 92. Die Verpflichtungen der Gemeinden . in n. Sinfiht bes Gottes: 
dienftes find: 1. Das Unzulängliche der Sabrifeinfünfte für. die im, 87. Artikel 
angeführten Verpflichtungen zu ergänzen. 2. Dem Pfarrer, oder Defiervant 
ein Pfarrhaus, oder in Grmanglung dieſes eine. Wohnung zu verichaffen, oder 
in Grmanglung eines Pfarrhaufes und einer Wohnung, eine Schadleshaltung 
in Geld auszuwerfen. 3. Für Die Hauptreparatiouen der zum Goitesdienſte 
gewidmeten Gebäude zu ſorgen. — ad een 


Art. 93. Wenn der Fall eintritt, daß die —— das Um langliche 
der Fabrikrevenüen für die zwei erſten Artikel ergänzen müſſen, jo ſoll Das 
Budget der Fabrik dem zu dieſer Abſicht gehörig zuſammenberufenen Gemeinde— 
rath vorgelegt werden, um darüber zu berathſchlagen, was der Sache nach 
erforderlich iſt. Die Berathſchlagung des Gemeinderaths muß an den Präfekten 
geſchickt werden, welcher dieſelbe dem Diözeſanbiſchof zum Gutachten mittheilen 
wird Sind der Biſchof und der Präfekt von verſchiedener Meinung, ſo kann 
die Sache durch den einen oder den andern an unſern Miniſter der Culten 
berichtet werden. 


Art. 94. Wenn es auf Reparationen der Gebäulichkeiten ankommt, von 
welcher Natur diefelben auch jein mögen, und die durch das Budget feftgefeßten 
gewöhnlichen Ausgaben lafjen feine Gelder übrig, worüber man verfügen könnte, 
oder laffen nicht jo viel übrig, ald zur Beftreitung Diefer Reparationen 
nothwendig wäre, fo ftattet Da8 Bureau darüber feinen Bericht an den Rath 
ab, und diefer nimmt eine Berathichlagung zu dem Endzwecke, daß biefelben 
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durch die Gemeinde bejorgt werben. Dieſe Berathichlagung wird durch den 
Einnehmer an den Präfekten gejchidt. 

Art. 9. Der Präfekt ernennt Bauverftändige, welche in Beifein eines 
Mitglieded aus dem Gemeinderathe und eined Kirchenvorſtehers einen Ueber: 
ſchlag über die vorzunehmenden Reparationen verfertigen. Der Präfekt legt 
diefen Ueberjchlag dem Gemeinderath vor, und auf Gutachten desjelben befiehlt 
er, wenn ed thunlidy befunden wird, Daß die Neparationen auf Koften ber 
Gemeinde beforgt, nnd diefem nad von dem Gemeinderath zur Verfteigerung 
berjelben an den MWenigitnehmenden in der gewöhnlichen Form gejchritten 
werbe. 
| Art. 96. Wenn der Gemeinderath der Meinung iſt, in einigen Artikeln 

der Ausgaben zur Haltung des Gottesdienftes eine Verminderung zu Begehren, 
oder wenn berjelbe die Nothiwendigfeit, einen Kaplan anzuftellen, etwa nicht 
anerkennt, jo foll die darüber genommene Berathjchlagung die Bewegurjachen 
ausdrüden. 

Die jämmtlihen Schriften werden an den Biſchof gefchidt, welcher ben 
Ausſpruch gibt. 

Art. 97. Wenn der Bijchof wider das Gutachten des Gemeinderathes 
ſpricht, jo kann dieſer ſich deßhalb an den Präfeften wenden, welcher bie 
fämmtlihen Schriften, wenn der Fall es erheiſcht, an den Minifter der Eulten 
chieft, Damit auf deſſen Bericht durch und in unferm Staatsrath beftimmt 
werde, was der Sadye nad) erforderlich ift. 

Art. 98. Wenn es auf Ausgaben für Reparationen oder Wiederauf: 
bauungen ankommt, die nach Vorfchrift des 95. Artikels find conftatirt worden, 
jo befiehlt der Präfeft, Daß die Reparationen aus gemeinen Koften beſtritten 
und dieſem nach durch den Gemeinderath zu deren Berjteigerung an ben 
Wenigftnehmenden in der gewöhnlichen Form gejchritten werde. 

Art. 99. Wenn die Einkünfte der Gemeinde hiezu nicht hinreichen, jo 
berathichlagt der Gemeinderath über die Mittel, wie dieſe Ausgabe nad) den 
Vorſchriften des Geſetzes beftritten werden fünne. 

Art. 100. Sofern es indefjen anerkannt ift, daß die Bewohner einer 
Pfarrei nicht im Stande find, die Koften der NReparationen zu tragen, jelbit 
dur eine außerordentliche Gelderhebung nicht, fo jol man fih an unſre 
Minifter vom Innern und der Eulten wenden, auf deren Bericht Diefer Pfarrei 
jene Hilfe wird bewilliget werden, welche dieſe Minifter werben beftimmt 
haben, und die aus dem gemeinfchaftlichen, durch unfer auf das Staatsbudget 
fich beziehendes Geſetz vom 15. September 1807 errichteten Bond wird ges 
zogen werben. 

Art. 101. In allen Fällen, wo für eine Fabrik der Necurd an Die 
Gemeinde ftattfindet, ſoll der Praͤfekt eine neue Unterfuiung des Budgets der 
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Gemeinde vornehmen und entjcheiden, ob Die für den Gottesdienft geforberte 
Ausgabe aus den Einkünften der Gemeinde genommen werben kann, ober bis 
auf welche Summe, mit Vorbehalt jedoch unferer Genehmigung für die Ge 
meinden, deren Einkünfte zwanzig taufend Franken überjchreiten, 

Art. 102. Im Falle die Zufammenberufung des Gemeinderaths noth— 
wendig ift, und der Bezirk der Pfarrei mehrere Gemeinden in fich begreift, 
ſoll der Nath einer jeden Gemeinde bejonderd zufammen berufen werden und 
berathichlagen. ” 

Art. 103. Es kann feine außerordentliche Auflage zum Unterhalte des 
Sottesdienftes von den Gemeinden erhoben werden, e3 ſei dann, daß alle durch 
das Geſetz vorgejchriebenen Formalitäten vorderſamſt erfüllet find. 

Art. 104. Die Fabriten der erzbifchöflifchen und bifchöflichen Kirchen 
fahren fort, nad den von uns feftgefegten bifchöflichen Verordnungen zu 
beftehen und verwaltet zu werben. 

Art. 105. Alle Verfügungen hinſichtlich der Pfarrfabrifen find auf 
die Gathedral- Fabriken, in jo weit fie ihre innere Berwaltung betreffen, 
anwendbar. 

Art. 106. Die in einer Diözefe begriffenen Departemente haben gegen 
die Gathedral-Fabrif die nämlichen Verpflichtungen, welche den Gemeinden 
gegen ihre Pfarrfabrifen obliegen. 

Art. 107. Wenn an den Gathedralficchen, an den bifchöflichen 
Wohnungen oder an den Diözefan-Seminarien Hauptreparationen oder Wieder: 
erbauungen nothwendig werben, jo hat der Biſchof dem Präfekten des Depar- 
tements, in welchem fich der Hauptort des Bisthums befindet, eine offizielle 
Anzeige davon zu machen und zugleich einen fummariichen Status von ben 
Einfünften und Ausgaben feiner Fabrik, nebft einer Declaration der Einkünfte 
zu überjchieen, die, nachdem die gewöhnlichen Ausgaben für den Gottesdienft 
beftritten find, überjchüffig bleiben. 

Art. 108. Der Bräfeft gibt hierauf den Befehl, daß nach den für 
öffentliche Arbeiten vorgefchriebenen Formen, in Gegenwart einer von dem 
Biſchof Dazu beauftragten Perfon, über die vorzunehmenden Reparationen ein 
Ueberjehlag gemacht werde. 

Art. 109. Diefer Bericht wird dem Bifchof mitgetheilt, welcher den— 
jelben mit jeinen Bemerkungen dem Präßfekten überſchickt. 

Diefe Schriften werden bernach durch den Präfekten nebft feinem Gut- 
achten an unfern Minifter des Innern befördert, welcher unferm Minifter der 
Culten Kenntniß Davon mittheilt. 

Art. 110. Wenn die Reparationen zu gleicher Zeit nothwendig und 
dringend find, fo befiehlt der Minifter des Innern, daß fie proviforifch auf Die 
eriten Gelder gemacht werben, worüber der Präfet verfügen kann, mit 


Berwaltungs:Drgane, 8. 83. 553 


Vorbehalt dev Rüderftattung aus den Fonds, melde der Departementsrath, 
‚dem das Budget der Gathebralfabrif fol mitgetheilt werden, und der von 
dem nämlichen Rechte Gebrauch machen kann, welches wir Durch den 96. 
Artifel den Gemeinderäthen eingeräumt haben, für dieſen Gegenftand aus- 
werfen wird. 

Art. 111. Wenn der Bezirf eines Bisthumd mehrere Departemente in 
fi) faßt, jo fol die Nepartition unter ihnen nad den gewöhnlichen Pro: 
portionen gejchehen, ausgenommen, daß das Departement, in welchem fich der 
Hauptort der Diözefe befindet, einen Zehntheil mehr zu bezahlen hat. 

Art. 112. In den Departementen, wo die Gathebral-Fabrifen Revenüen 
„befißen, die zum Theil’ zum Unterhalt der Gebäulichkeiten beftimmt find, foll 
dieſe Beftimmung auch ferner noch in Kraft bleiben, und außerdem follen Die 
Reparationen zufolge der oben gegebenen Vorfchriften gemacht werden. 

Urt. 113. Die zum Beten der Gathebralfirhen oder Seminarien 
gemachten Fundationen, Schenkungen oder Vermächtniſſe werden durch den 
Diözeſanbiſchof, jedoch mit Vorbehalt unfrer, auf den Bericht des Minifterd 
der Gulten in unferm Staatsrathe zu gebenden Autorifation acceptirt. 


C.  Anf die Berwaltung des Rirchennermögens 


find ferner die für Die Verwaltung des Vermögens der politiſchen Gemeinden 
gegebenen Normen analog anwendbar >) 


Zweiter Abſchnitt. 
Die ‚für die Verwaltung des Kirchenvermögens Öeftellten Organe. 


$. 83. 
Bon dem Presbyterium und dem Kirchenrechner. 


1. Mit der Verwaltung des Localsfirchenvermögens find die Pres- 
byterien beauftragt. 
Verein.Urk. $. 14. Verordnung vom 8. Januar 1819, $. 1—5. 
Die ihnen deßhalb obliegenden Verpflichtungen find im $. 54 u. ff. der 
angeführten Verordnung enthalten. 


5) Die Hierher bezüglihen Beltimmungen find zu finden in dem Werke: „Die 
Gemeinde-Gejeggebung ber Pfalz. Speyer, gedrudt bei D. Kranzbühler. 1855.” 
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2. Zur Beforgung der Einnahmen und Ausgaben wird ein bejonberer 
Rechner beftellt ($. 14 der Vereinigungs-Urkunde), der von dem Preöbyterium 
vorgefchlagen, von dem Königl. Landeommiffariate aber oder der König. 
Regierung zu beftätigen und von dem Königl. Landbeommifjariate zu ver: 
pflichten ift. 

3. Bei dem Vorjchlage hat. das Presbyterium zugleich gutachtlichen 
Antrag zu ftellen, 

a) ob der anzuftellende Rechner Gaution zu. leiften habe und in welchem 

Betrage; 

b) ob es bezüglich ſeines Gehaltes oder feiner KHebgebühren bei ben 
Beftimmungen des $. 48 der Verordnung vom 8. Januar 1819 zu 
belaffen fei, oder ob derjelbe in anderer Weiſe und wie regulirt 
werben joll. 

4. Die Verpflichtungen der Rechner find im $. 46 u. ff. der angeführten 
Verordnung enthalten, 

5. Die Kirchenrechner find in jeder Beziehung ald Rechner öffentlicher 
Gelder zu behandeln und find derſelben Verantwortlichkeit wie dieſe 
unterworfen. 

(Art. 5 des Gefehe$ vom 19. Venddmiaire XII. Gemeinde- 
Gefeßgebung Art. 831) - 

Bezüglich der Geldunterfchlagungen find daher die Art. 169, 170, 171, 

1721) des Strafgefeßbuches auf Diefelben anwendbar. 





1) Art. 169. Jeder Empfänger öffentlicher Gelder ober Gefälle, jeber, ber zu 
einem ſolchen Empfang beftellt worben ift, jeder öffentliche Verwahrer ober Rechnungs: 
pflidtige, der öffentliche oder Privatgelder oder Forberungsicheine, die deren Stelle ver: 
treten, ober Schriften, Rechtstitel, Urkunden, Mobiliareffelten, die er Kraft feiner Amts: 
verrihtungen in Händen hatte, bei Seite ſchafft oder entwendet, joll, wenn bie bei Seite 
geihafften oder entwendeten Sahen den Werth von tauſend Franken überfteigen, mit 
Smwangsarbeiten auf eine beftimmte Zeit beitraft werben. 

Art. 170. Iſt der Werth der bei Seite geihafften ober entwendeten Gelber 
oder Effekten eben jo body ober höher ala das Drittel des Empfangs ober bes hinter: 
legten Gegenjtandes, wenn von auf einmal empfangenen oder in Berwahr gegebenen 
Geldern oder Effekten die Rebe ift, oder als der Betrag der Sicherheit, wenn von einem 
Empfange oder Depofitum bie Frage ift, welches einer Stelle anflebt, wofür Sicherheit 
geftellt werben muß, oder endlich als ein Drittel des gewöhnlichen Ertrags des Empfangs 
während eines Monats, wenn von einem Empfange die Rede ift, ber aus nad und 
nach eingehenden Geldern beiteht, und wofür feine Sicherheit geftellt zu werben braucht, 
jo foll, weiches auch immer ber Werth bejagter Gelber oder Effekten jein mag, ebenfalls 
die Zwangsarbeitenftrafe auf eine beitimmte Zeit ftatt haben, 
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Sie duͤrfen ohne vorher eingeholte Regierungsermächtigung wegen ihrer 
Amtshandlungen nicht gerichtlich. verfolgt werben. 
(Art. 75 des Gefekes vom 22. Frimaire VIII., vergl. mit dem Geſetz 
vom:410. Floréal X.) 

6. Bufolge des Urt. 2121 des Givilgefeßbuchs kann, abigefehen von 
der zu leiftenden Caution, gegen die Kirchenrechner eine allgemeine Hypothekar⸗ 
Einjhreibung auf deren gegenwärtige und zukünftige Güter genommen werben. 

Sowohl die Preöbyterien, als die Königl. Landeommiffariate können 
dieſe Einfchreibung bei dem Hypothekenamt begehren. 





; * $. m 84. 
Verwaltung der Kirchſchaffneien. 


Die Kirchſchaffneien (auch geiſtliche Gefälle genannt) ſind beſondere 
Fonds, aus denen kirchliche Bedürfniſſe mehrerer Gemeinden beſtritten werden. 
Sie werden daher nicht vor den Presbyterien, ſondern von beſonderen Com— 
miſſionen verwaltet. (Verein.Urk. 8. 13 letzter Abſatz.) 

Die Mitglieder dieſer Commiſſionen, die der proteſtantiſchen Kirche 
angehören muͤſſen, werden Durch die Königl. Kreisregierung im Benehmen mit 
dem Königl. Gonfiftorium ernannt. 

Dieſe Commiſſionen habenwiefelben Verpflichtungen, wie die Presbyterien 
bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens. 

Sie ſchlagen den Nechner vor, der von der Königl. Regierung zu 
beftätigen und von dem Königl. Landcommiſſariate zu verpflichten ift: 

Was in dem vorhergehenden $. von den Slirchenrechnern gejagt worden 
ift, gilt auch von den Rechnern der Kicchichaffneifonds. 





Art. 171. Iſt der Werth der unterſchlagenen oder entwenbeten Gegenftände 
geringer, als breitaujend Franken, und kommt er überdies den im vorhergehenden Artitel 
feitgejegten Berhältnifien nicht bei, fo foll die Strafe in wenigſtens zmweijährigem und 
höchſtens fünfjährigem Gefängniſſe beftehen, und nebſt dem ber. Verurtheilte zur Aus: 
übung irgend einer öffentlihen Amtsverrihtung für immer unfähig erflärt werden, 

Art. 172. In den in den drei vorhergehenden Artifeln enthaltenen Fällen 
joll immer gegen den Verurtheilten eine Geldbuße erfannt werden, die nicht geringer 
als das Zwölftel, aber auch niht höher ala das Viertel der Wiedererftattungen und 
Entihädigungen fein darf. 
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Wenn der Jahresgehalt der Kirchenrechner und der Kirchfchaffneirechner 
400 fl. und darüber beträgt, jo find diefelben berechtigt, beziehungsmweife ver- 
pflichtet, dem Unterftügungsverein für die Wittwen und Relicten der Steuer⸗, 
Gemeinde: und Stiftungs-Einnehmer beizutreten. 
($. 3 der Sabungen dieſes Vereine. Außerordentl. Beil. * —— 
MR 58 vom * ar) mc 





Dritter Abſchnitt. 


Mitwirkung des Hirchenregiments und der Synoden bei der 
Verwaltung des Kirchenvermögens. 


$. 85. 
Mitwirkung des Confiftoriums, 

1. Die Gonfiftorial:Drdnung vom 8. September 1809 ($. 8 oben) 
hatte im $. 81 u. ff. dem line eine — am die Kirchengüter 
übertragen. 

Diefe Oberaufficht befteht — nur * in ſo weit * als ſie mit 
der inzwiſchen den weltlichen Behörden übertragenen Curatel vereinbar iſt. 

Das Conſiſtorium muß von den weltlichen Curatelbehörden mit ſeinen 
Erinnerungen insbeſondere gehört werden: 

a) Bei Veräußerung, Vertauſchung und allenfallſiger Verpfändung von 

Kirchengütern aller Art. 
($. 86 der 6.-D. von 1809, ©. 177 oben.) 
b) Wenn Abfchreibungen am Kapitalftod ftattfinden follen, woburd bie 
firhlichen Einkünfte gejchmälert werben. 
($. 81 u. 82 dajelbft.) 
c) Bei allen Veränderungen, die an dem faffionsmäßigen Ginfommen 
der Pfarreien ftattfinden. 
(II. Anhang zur IT. V.B. $. 11. $. 86 der C.O. v. 1809.) 
d) Wenn den Kirchen und fonftigen Gultusgebäuden eine andere Ver— 
wendung gegeben werben fol. 
($. 86 eit.) 
e) Wenn eine Verwendung Firchlicher Ginfünfte zu andern, ald den 
ftiftungsmäßigen Zweden eintreten joll. 
($. 82 ibid., verbunden mit $. 47 der II. Verf. Beil.) 
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2. Nach. der höchſten Minifterial-Entfehließung vom 4. November 1832, 
wovon ein Abdruck nachfolgt, darf: fh das Königl Gonfiftorium von dem 
Stande: des Vermögens einer jeden Kirchengemeinde, oder: jeder Kirchjchaffnei 
Kenntniß verfchaffen, und fann ,.. wenn. diefe Sinfiht zu Erinnerungen Veran: 
laffung gibt, Diefe- bei «der, Königl. Kreisregierung zur Geltung. bringen, und 
wenn dieſe Erinnerungen eine Beachtung, nicht finden, jelbft den Weg ber 
Beichwerdeführung bei dem Königl. Staatsminijterium des Innern für Kirchen— 
und Schulangelegenheiten betreten. - (M.-E; vom 29. Dezemb. 1846. Döllinger 
XXIII. ©. 454.) 


Minifteriale Entfhließung vom 4 November 1832: 
Zur. Befeitigung der. Anftände, welche ih in Bezug auf den unten- 
bemerkten Gegenſtand aus Anlaß einer Verfügung der Königl. Regierung vom 
7. Juli 1830 ergebeit haben, wird Folgendes bemerkt: 


a) Dur) das Minifterial-Refeript vom 11. Januar 1823 ift ausge 
ſprochen, daß ed in Anjehung der Guratel über das Kirchen- und 
Stiftungsvermögen bei der„allerhöchften Entjchliegung vom 16. Novem- 
ber 1820 fein unibähbertides Berbleiben haben, Daß es jedoch wohl 

geſtattet werden könnte, wie in dem. andern Kreiſen, jo auch in der 

Pfalz Die Rechnungen Uber . das Gultusvermögen den Ortöpfarrern 
zur Einficht vorzulegen. Diefe Einfichtnahme kann auch um fo weniger 
irgend einer Beanftändigung unterworfen: werden, ald in der Pfalz. 

die proteſtantiſchen Ortöpfarrer gemäß $. 14 der Vereinigungs— 
Urkunde vom Jahre 1818; Mitglieder und gefeßliche Vorftände der 
Presbyterien find, letztere aber die jährliche Abhörung, gutachtliche 
Abfchliegung und Aufbewahrung der Kirchenrechnungen ſowohl nad) 
dem angeführten $. 14 der Vereinigungs-Urkunde, ald nad) $. 23 
und. 28 der über das Rechnungsweſen der proteftantifchen Cultus— 
ftiftungen von ‚der Königl, Kreisregierung unter dem 3. Januar 1819 
nad) Analogie des Faiferlichen Decretes vom 30. Dezember 1809 über 
die Kirchenfabrifen erlaffenen und durch das Kreis-Intelligenzblatt 
fundgegebenen Ausjchreibung zufteht. Diejes Verhältniß ſetzt bie 
Drtspfarrer vollfommen in den Stand, von den Rechnungen der 
Gultusftiftungen ihrer Pfarrei jederzeit und zu. jedem Dienftlichen 
Behufe Einficht nehmen zu Fönnen. 

b) Dasjelbe gilt auch gemäß $. 8 und folgende der letztgedachten Aus- 
ſchreibung von den jährlichen Voranjchlägen (Budget!) über Ein— 
nahmen und Ausgaben Diefer Stiftungen. 

ce) Nachdem fich Die dermalige Gompetenz der Adminiftrativbehörden der 
Pfalz Hinfichtlich der Guratel der Stiftungen der Hauptjache nach 
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auf Anordnungen gründet, welchen Die in den ältern Kreiſen des 
Königreiches geltenden Normen unterlegt worden find; wie denn 
insbeſondere die vorerwähnte Beftimmung der Minifterial-Entjehließung 
vom 11. Januar 1823 den $$. 59 und 94 des Gemeindeedictd vom 
17. Mai 1818 entlehnt ift, jo ift überhaupt bei Gompetenzfragen 
vorliegender Art im Zweifel auf die Grundfähe des allgemeinen 
bayerijchen Staatsrechtes zu tecurriren. Nach denjelben ift es aber 
den höhern geiftlichen Behörden unbenommen, fich von dem Beftande 
des Firchenvermögend in ihren Amtsbezirfen Kenntniß und Einficht 
zu verjchaffen, und fi zu dem Ende ſtets unmittelbar mit ber 
betreffenden Kreisregierung zu benehmen, in welchem Falle die nad): 
gefuchten Aufflärungen immer-bereitwillig zu geben find. 

d) In gleicher Weife ift daher ‚auch in der Pfalz und zwar ohne Unter: 
ſchied der fatholifchen und proteftantifchen Behörden und zwar um jo 
mehr zu verfahren, als Bei dieſen namentlich die Analogie des Ver— 
hältniffes, auch Die nach dem Eaiferlichen Decret vom 30. Dezember 
1809 den Fatholiichen Pfarrern eingeräumte Stellung bei den Kirchen— 
fabrifräthen und der Art. VIII. des auch auf die Pfalz unbedingt 

‚ ausgedehnten Concordats in Mitte treten. 

3. Das Königl. Conſiſtorium übt die Guratel über Die oben $. 81, 8 3 
erwähnten Fonds unmittelbar und unter der Oberaufficht des Königl. Staats- 
miniſteriums des Innern für Kirchen: und Schulangelegenheiten und unter 
verfaffungsmäßiger Mitwirkung der Generalfynode aus. 





$. 86. 
Mitwirkung der Synoden. 


1. Den Diözeſan-Synoden iſt durch $. 15, zehnter Abſatz der 
Vereinigungs⸗-Urkunde das Recht eingeräumt, über die Erhaltung des Kirchen— 
vermögend zu wachen. 

Ebenso ift e8 der Easter geftattet, Anträge über die Ver- 
waltung bes Kirchenvermögend an das Königl. Gonftftorium gelangen zu laſſen. 

Die Synoden haben ihre Beichwerden und Erinnerungen bezüglich der 
Verwaltung des Kirchenvermögens den Sikungsprotofgllen einzuverleiben und 
Die weiter zu treffenden Maafregeln dem Königl. Gonftftorium zu überlafjen. 

2. Die General-Synode hat ein Recht zur Mitwirkung bei Verwaltung 
der allgemeinen Pfarrwittwen-Ktaſſe, der Pfarrunterſtützungs-Kaſſe und der 
Unterftügungskaffe volljähriger Pfarr-Relicten. 

(G.S. 1829, IV. 1, S. 87; — 1845, VIL, ©. 121; _ 1887, V. 4, ©. 147.) 
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Bweite Abtheilung. 
Bon den eimelnen Bestondtheilen des Kirchenbermögens. 


Erſter Abjchnitt. 
Bon den Immodilien. 





Erfter Titel. 
Don den Grundftüden. 





$. 87: 
Erwerbungen. 


1. Die Kirchen können feine liegenden Gründe erwerben, ohne die 
vorgängige Ermächtigung der Königl. Kreißregierung, Kammer des Innern. 
(Decret vom 10. Juli 1810, Art. A. Staatsrathsgutachten vom 21. De 
zember 1808, Art. 3. Verordn. vom 8. Januar 1819, $. 67). 
2. Dieſe Ermächtigung müflen die Presbyterien durch Vermittlung der 
Königl. Landeommiffariate erholen. 
3. Der Beichluß, durch welchen dieſe Ermächtigung nachgefucht 
wird, muß 
a) das zu acquirirende Object, welches erworben werben foll, genau 
bejchreiben ; 
Zu dem Zwecke ift ein Katafterauszug beizufügen ; 
b) der Preis, um den dasjelbe erworben werben foll, angeben; 
Nöthigenfalls iſt eine Abſchaͤtzung durch die Steuervertheiler 
vornehmen zu Taffen und dieſe dem Beſchluſſe beizufügen; 
ec) muß derfelbe ferner nachmweifen, mit welchen Mitteln der Kaufpreis 
bezahlt, und | 
d) endlich angeben, wie das Grundſtück für die Kirche benügt werden fol. 
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4. Wenn die Königl. Kreisregierung die Ermächtigung zur Grwerbung 
ertheilt bat, jo ift der Vertrag durch einen Königl. Notär verbriefen zu laſſen, 
wenn ber Kaufpreis den Betrag von 100 fl. überfteigt. 

Im andern Falle fann, wenn die Partheien des Schreibens kundig 
find, der Vertrag auch unter Privatunterfchrift errichtet und mit dem Antrage 
auf Ermächtigung gleichzeitig zur Genehmigung vorgelegt werben. Die Privat- 
Acten müfjen in jo vielen Gremplaren angefertigt werben, als betheiligte 
Partheien vorhanden find. 

In jedem Vertragd-Eremplar muß erwähnt fein, in wie vielen Egemplaren 
derjelbe angefertigt worden ift. 

(C.G.B. Art. 1325.) 

Die Notariatsacten find durch die Notarien im Original dem Königl. 

Landeommifjariate zur Einholung der Regierungs-Genehmigung einzujenden, 
5. Bei Vertaufchungen muß ſowohl das zu vertaufchende, als das 
einzutaufchende Object in dem Presbyterial-Bejchluß genau bejchrieben fein, und 
beide müſſen entweder durch das Presbyterium oder durch Die Steuervertheiler 
abgeſchaͤtzt werben. 

Hinfichtlich der Taufchacten gilt dad vorhin sub A Bemerfte. 

6. Wenn die Kirchen bei öffentlichen Berfteigerungen acquiriren wollen, 
jo bedürfen fie hiezu ebenfall3 der vorgängigen Regierungs-Ermädhtigung. 

Die Kirchenverwaltungen Fönnen Daher ſolche Anfteigerungen ohne Dieje 
Ermächtigung nur auf perjönliche Verantwortlichfeit machen. 

Sie müſſen aber, damit die Erwerbungen Gültigkeit erlangen, den 
Steigbrief mit dem entjprechenden Presbyterial-Beſchluß dem Königl. Land- 
commifjariate zur Erholung der Regierungs-Genehmigung vorlegen. . 

Der Presbyterial-Beſchluß muß in Diefem Falle außer den sub 3 
erwähnten Punkten noch eine genaue Nachweife darüber enthalten, daß Die 
Grwerbung für die Kirche abjolut nothwendig oder evident und umbeftreitbar 
nüglich ift, und daß es nicht möglich war, die vorgängige Ermächtigung zur 
Erwerbung einzuholen. 

7. Bei Zwangdveräußerungen gegen die Schuldner der Kirchen können 
die legten mit Genehmigung der Königl. Landcommiſſariate auf Die zur Ver— 
fteigerung fommenden Grundftüde Gebote machen und diejelben auch erwerben. 

Megen MWiederveräußerung der auf dieſem Wege erworbenen Grundftüde 
enthält der folgende $. bejondere Beitimmungen. 

(Berordn. vom 30. Mai 1828, Intell. Bl. 1828, S. 226.) 

8. Sobald den Preöbyterien die genehmigten Kauf- oder Steigbriefe 
eingehändigt fein werden oder jobald der Privatact Die Regierungs-Genehmigung 
erhalten bat, wird der Kaufpreis baar oder in den bedungenen Terminen auf Die 
Kirchenfafle zur Zahlung angewiejen. 
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9. Vorerſt muß jedoch erwieſen werden, daß das erworbene Object 
weder mit Privilegien noch Hypotheken belaftet ift, was Durch dieſelben Urkunden 
geichieht, welche vor Errichtung von Hypotheken zu Gunften der Kirchen, wovon 
weiter unten die Rede fein wird, beizubringen find. 

Dei geringfügigen Gegenftänden und wenn die Vermögensverhältnifie 
des früheren Eigenthümers für die Kirche feine Gefahr befürchten Iaffen, kann 
das Königl. Landeommiffariat auf den Antrag des Preöbyteriumd von der Bei 
bringung folcher Nachweife entbinden. 

Wenn der Kirche fpäter hiedurch ein Schaden zugehen follte, fo haben 
die Mitglieder des Presbyteriums, die bei dem entjprechenden Beſchluß mitge— 
wirkt, dafür einzuftehen. 

10. Alle Erwerbungen der Kirche, welche im Intereſſe der Ausübung 
des Gottesdienſtes oder des öffentlichen Unterrichted gemacht werden, unterliegen 
nur der fixen Regiftrirungsgebühr von 28 Fr. 

(Gefeß vom 23. Mai 1846, Art. III.) 

141. Alle Urkunden, welche fi auf Erwerbung von immobilien beziehen, 

find in der im $. 78 der Verordnung vom 8. Januar 1819 vorgefchriebenen 


Kifte aufzubewahren. 





$. 88. 
Beräußerungen. 


4. Die Kirchen können nur mit Genehmigung ber Königl. Kreisregierung, 
Sammer des Innern, liegende Gründe veräußern. 

(Art. 62 des Decret3 vom 30. Dezember 1809. $. 67 der Verordnung 
vom 8. Januar 1819.) 

2. Die liegenden Gründe der Kirchen können ebenfo wie die Güter 
der Minderjährigen nur im Falle einer abfoluten Nothwendigkeit oder wegen 
des evidenten unbeftreitbaren Vortheiles für die Kirche veräußert werden. 

(Art. 457 6.-6.:8.) 

Um die Nothwendigkeit oder die Vortheile zu erweifen, kann das Königl. 
Landeommifjariat die erforderlichen Inſtructionen und Erhebungen anordnen, 
auch den Gemeinderath in feiner Erklärung vernehmen, wenn die politifche 
Gemeinde Beiträge zu den Gultusausgaben leiften muß. 

(Decret vom 7. Germinal IX.« Art. 2, M 2 und 8.) 

3. Der Beichluß des Presbyteriums, wodurd Die Ermächtigung zur 
Veräußerung nachgefucht wird, muß enthalten : 

Hanbbucd des Berfaffung und Berwaltung ber prot.-eh. Kirche ber Pfalz 36 
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a) eine genaue Befchreibung des Objectes, welches veräußert werben foll, 
unter Beifügung eines Katafter-Auszuges ; 
b) die Abjchäßung des Objected durch das Preöbyterium; 

ce) die Angabe, wie dad Object bis jetzt benüßt worden ift, und wie viel 

e3 jährlich ertragen hat; 
d) die Bedingungen, unter denen die Verfteigerung ftattfinden, und 

e) die Benennung des Notärd, der die Verfteigerung abhalten fol. 

(Derordn. vom 31. Dezember 1817, $. 71.) 

4. Die liegenden Gründe der Kirchen Dürfen nur mittelft öffentlicher 
Verfteigerung veräußert werben. 

Sede andere Veräußerungsform ift nur mit ausdrüdlicher Genehmigung 
der Königl. Kreisregierung zuläffig., Die Gründe, Die. eine andere Ver— 
Außerungsform, 3. B. aus freier Hand, im Intereſſe der Kirche räthlich 
erjcheinen laſſen, müſſen in dem bezüglichen Preöbyterial=- Bejchluffe genau 
erörtert werben. 

Die Errichtung von Privatacten tft jedoch in dieſem Falle auch nur 
dann zuläffig, wenn der Preid des Dbjectes 100 fl. nicht überfteigt. 

5. Die im Falle des 8.87, MR 7 bei HBwangsveräußerungen 
erworbenen Güter können die Kirchen in dem Wege der öffentlichen Ber 
fteigerung wieder veräußern, ohne hiezu einer vorgängigen Ermächtigung zu 
bedürfen. Die Berfteigerungsprotofolle müfjen jedoch der Königl. Kreisregierung 
zur Genehmigung vorgelegt werben. 

Soll eine ſolche Veräußerung aber aus freier Hand gefchehen, fo muß, 
wie oben sub 12 4 bemerkt, hiezu die bejondere Regierungs-Genehmigung 
erholt werben. 

6. Mit der Genehmigung der DVerfteigerungs-Protofolle der Notäre, 
ſowie bezüglich der allenfalls errichteten Privatacten wird es ebenſo gehalten, 
wie bei dem vorigen $. 2 A bemerkt worden tft. 





$. 89. 
| Verpachtungen. 
Vergl. Verordn. v. 8. Jan. 1819, 8. 59, 62. Deeret v. 30, Dez. 1809, Art. 60. 


1. Die Presbyterien Haben mit Vorbehalt der Genehmigung der 
Guratelbehörben zu beftimmen, wie Die liegenden Gründe der Kirchen benüßt, 
ob fie verpachtet, ob fie (wie z. B. Weinberge) in Selbftbau übernommen oder 
(wie bei Wieſen) die jährliche Grescenz verfteigt werden joll, 
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2. Die Verpachtungen der Kirchengüter und die DVerfteigerung ber 
Grescentien Fönnen vorgenommen werden 

a) durch Die Bürgermeifter; 

(Bergl. Gemeinde-Gefepgebung Art: 7A, MR A), 
ober 
b) durch die Königl. Notarien. 
(Verordnung vom 8. Januar 1819, $. 59.) 

Es Bleibt dem Ermeſſen der Kirchenverwaltungen anheim gegeben, ob fie 
diefe Acten durch den einen oder andern dieſer Beamten aufnehmen 
laſſen wollen, 

2. Die Verpachtungsacten müffen außer der im $. 60 der Verorbnung 
vom 8. Januar 1819 vorgejchriebenen Bedingung auch noch Die enthalten, daß 
jeder Pächter einen zahlfähigen Bürgen zu ftellen habe. 

Auf die Erfüllung diefer Bedingung hat der Rechner beſonders zu jehen, 
indem er für jede Nachläffigfeit von feiner Seite haftbar bleibt. 

3. Alle PVerpachtungsacten müſſen dem betreffenden Königl. Land» 
commiffariate zur Genehmigung vorgelegt werben. Berpachtungen an Glieder 
bes Presbyteriums und deren Anverwandte in auf und abfteigender Linie, 
dann Seitenverwandte und Verſchwaͤgerte im erften Grade find der Genehmigung 
der Königl, Kreisregierung unterworfen. 

(Verordn. vom 8, Januar 1819, $. 68. Decret vom 30. Dezember 1809, 
Art. 61.) 

4, Die Beitbauer einer jeden einzelnen Verpachtung darf neun Jahre 
nicht überſteigen. 

Eine Verpachtung auf längere Dauer wird ald Veräußerung angefehen 
und Fann -ohne vorgängige Regierungs - Ermächtigung nicht vorgenommen 
werben. 

Um eine ſolche Ermächtigung zu erlangen, muß das Presbyterium die 
Schritte thun, welche im vorhergehenden $. für Veräußerungen vorgezeichnet 
worben find. 

(Decret vom 7. Germinal IX. Decret vom 30, Dezember 1809, Art. 60.) 





$. 90. 
Waldungen 


1. Die den Kirchen gehörigen Walbungen werben in forftwirthichaft- 
licher Beziehung gerade jo behandelt, wie Die Staats- und Gemeindewalbungen. 


(Gejeß vom 19, Ventose X Art. 1—9.) 
86 * 
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2. Die Presbyterien haben ſich Daher. in dieſen Beziehungen nach ber 
Anleitung zur Gejchäftsbehandlung der Gemeinde und Stiftungswaldungen 
ber Pfalz (Beilage zum Amtsblatte 2 63 von 1858) zu richten und bejonders 
in der Bewirthichaftung dieſer Waldungen die Anordnungen der Königl. Forft- 
behörden auf dad Genauefte zu befolgen. 


$. 91. 


Vermarkung der liegenden Gründe. 


Der $. 62 der Verordnung vom 8. Januar 1819 maht es ben 
Presbyterien beſonders zur Pliht, auf die Erhaltung der Marffteine und 
Grenzen der liegenden Gründe zu fehen. 

Ste müfjen daher dieſe Markfteine von Beit zu * unterſuchen und 
bie abgängigen erſetzen laſſen. 

Die vorhandenen Kataſterauszüge ſind in der giſte mit doppeltem 
Verſchluſſe aufzubewahren und die Ab: und Bugänge in demſelben durch 
das betreffende Koͤnigl. Rente und Steuer-Sontrolamt regelmäßig eintragen 
zu laſſen. 





Zweiter Titel. 


Kefondere Kirchliche Worfchriften bezüglich der Erwerbung und 
Veräußerung von Kirchengütern. 





$. 92, 


1. Es ift bereitd oben ($. 85) bemerkt worben, daß das Königl. 
Eonfiftorium von den weltlichen Guratelbehörden in feinen Grinnerungen 
vernommen werben muß, wenn Kirchengüter veräußert, vertaufcht ober verpfänbet 
werden follen. 

Ein gleiches Verfahren hat einzutreten, wenn Pfarrgüter erworben 
werden follen, wodurd fi an der Pfarrfaffion eine Wenderung ergibt. 

2. Durch die 6-6, vom 5. Januar 1842 wurbe daher angeordnet, 
daß in allen ſolchen Fällen, wo derartige Veränderungen am Pfarr- ober 
Kirchenvermögen durch die Presbpterien, die Kirchjchaffneien oder Verwaltungs 
Gommiffionen beantragt und vor die weltliche Guratelftelle gebracht werben 
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wollen, alsbald gutachtlicher Bericht an das Koͤnigl. Decanat zu erftatten fet, 
welches dieſe Berichte mit feinem Gutachten ohne Verzug dem SKönigl. Eon: 
fiftorium vorzulegen hat. 

3. Dieſe Beftimmung wurde den Pfarrämtern durch C.E. vom 22, 
März und 3. Mai 1843 wiederholt mit dem Bemerken eingefchärft, daß die 
Anträge der Presbyterien wegen Veräußerung oder Erwerbung von Pfarr: und 
Kirchengütern an Das betreffende Königl. Landeommiffariat als Guratelbehörbe 
zu richten und einzufenden, zugleich aber ohne Verzug die anbefohlene Anzeige 
mit Gutachten an das Königl. Decanat zu erftatten fei. 

4. Die Pfarrer find nicht befugt, ohne vorher eingeholte Ermächtigung 
ber Firchlichen Oberbehörbe über Veräußerung und Erwerbung von Pfarr: 
gütern Verträge abzujchließen. (OC.E. v. 18. Jan. 1837. A.H. ©. 156.) 
Diefe Vorfchrift wurde den Pfarrern durch C.E. vom 6. November 
1844 und 26. Januar 1847 mit dem Bemerfen wiederholt eingefchärft, daß fie 
wegen Grlangung einer folchen Ermächtigung ſich vorerft Durch das Königl. 
Decanat an das Königl. Gonfiftorium zu wenden hätten. 

5. Die Anträge auf Veräußerung und Erwerbung von Pfarrgütern 
müfjen ebenfall® von dem Presbyterium ausgehen und dem Königl. Land: 
commifjariate vorgelegt werben. ' 

Der Pfarrer muß jedoch in feiner Eigenfchaft als "zeitlicher Nutznießer 
der Pfarrgüter zu allen folchen Erwerbungen und Beräußerungen perſönlich 
und beſonders feine Zuftimmung erklären, da feine Mitwirkung als Vorftand 
des Predbyteriums bei Diefem Beſchluſſe nicht genügt. (G.-E; v. 18. Aug. 1838.) 





Dritter Titel 
Bon den Firchlichen Gebäuden. 


Erſtes Gapitel. 


Algemeine Beſtimmungen über den Neubau der Girchlichen gebäude 
und deren Keparaturen. 
$. 93. 
Neubauten 
Nach anerkannter Rothwendigkeit eines Neubaued hat das Presbyterium 
vor Mlem ein Programm zu verfaffen, worin das neu aufzuführende Gebäude 
genau zu bejchreiben, und das Bebürfniß an N im Ginzelnen 
anzugeben- ift, 
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Diefed Programm tft an dad Königl. Landcommiſſariat einzufenden, 
damit ed der Genehmigung der Königl. Kreisregierung unterlegt werbe, 
(M.-E. vom 5. Mai 1843.) . 
2. Für Pfarrhäufer insbeſondere befteht folgendes Normal-Programm : 
Quabratfuß bis Quadratfuß. 


41. Wohnzimmer. 2 02 02 020.0. ..80 — 320 
2. Schlafzimmer wi 00.2 0.2.00 — 220 
‚1 3. Arbeitözimmer und Blbliothel . . 20 — 220 
S) 4. Beſuch- und Speiſezinmer.300 — 320 
ã 5. Gaftzimmer .. .240 — -260 
16. Vicariatszimmer für *— mit Altoven R s 290 — 320 
7. Roch- und Gefindesimmer . } ; ; 220 — 240 
8. Kinderzimmer : . 2200 — 240 
9. Unheizbares Binderfchlafsimmer a 200 — 220 


10. Dienftbotenfammer ; ; i i } 180 — 200 
11. Garderobe . R i } h i R 120 — 160 


12. Kühe . ö . - 180 — 200 
13. Abtritt mit Holzlege, in iden Stockwerk 80 — 100 
14. Speiſekammer 80 — 120 
15. keller . . . 300 — 350 


16. Wafch- und Backhaus . 2680 — 300 

17. Holzremſiieeee.. 360600 — 350 

18. Geflügelſtal. . . — 4 80 — 100 | 

19. Deconomieräume, wo Desononsie damit verbunden ift, und foviel, als 
es die damit verbundenen Gründe erfordern. 

20. Dachkammern, foweit e8 der Dachraum zuläßt, und das Bebürfniß 
erfordert. 
* Stodwerfshöhe im Fichten für Wohn: und Nebengebäude 9—10'. 

“ Bei Pfarrhäufern Feinerer Gattung kann das Wohnzimmer zugleich als 
Befuchzimmer dienen, ſowie wo fein Vicar beigegeben ift, auch deſſen 
Bimmer wegfällt, jo daß noch ſechs heizbare Zimmer. verbleiben. 

(Intell.Bl. 1855, ©. 1275.) 

Diefed Normal-Programm kann jedoch nur ald maaßgebend betrachtet 
werben, wenn Die gegebenen Mittel Died geftatten. Entgegengejebten Falles 
müffen die erforderlichen Einfchränfungen eintreten. 

3. Wenn das Bauprogramm die höhere Genehmigung erhalten hat, 
fo ift der Baufchaffner des Bezirks verpflichtet, auf Anordnung des Königl. 
LandeommifjariatS Plan und Koftenanjchlag über den projecirten Neubau 
anzufertigen. 

(Snftruction vom 8. November 1854, $. 4. Intell.Bl. 1854, ©. 1187.) 
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4. Das Preöbyterium, dem dieſe technijchen Ausarbeitungen zu über 
geben find, bat ſich über Diefe zu äußern, über die Aufbringung der erforderlichen 
Baumittel Berathung zu pflegen und die Verhandlungen jofort dem Königl. 
Landeommiffariate zur weiteren Verfügung vorzulegen. 

Wenn die Baufoften für Gultusgebäude ganz oder theilweife von den 
politifchen Gemeinden übernommen oder mittelft Gultusumlagen aufgebracht 
werben follen, jo müſſen auch die Gemeinderäthe über dad Bauprogramm 
fowohl, als über den Plan und Koftenanfchlag in ihren Grinnerungen und 
gutachtlichen Anträgen vernommen werben, 

(Berordn. vom 8. Januar 1819, $. 76. UmlageGefek Art. IV.) 

5. Wenn ein Neubau die Summe von 500 fl. nicht überfteigt, fo wird 
Plan und Koftenanjchlag von dem Königl. Landeommiffariat genehmigt. 

(Regierungs-Ausfchreiben vom 24. November 1848, Urt: IV., V., VL 
A.Bl. ©. 657.) 

Wenn er diefe Summe überfteigt, jo unterliegt er der Genehmigung 
der Königl. Kreisregierung. 

Koftenanfchläge, welche 20,000 fl. überſteigen, oder über Arbeiten, 
welche die Monumental> oder Kirchenarchitetur betreffen, unterliegen der Königl. 
Allerhöchften Genehmigung. (ME. vom 10. Auguft 1848.) 

.6. Die Bauarbeiten werden auf den Grund der genehmigten Pläne 
und Koftenanfchläge, welche vorher durch das einfchlägige Königl. Rentamt für 
Stempel vifirt und regiftrirt werben müffen, auf dem Wege der Minderver- 
fteigerung an den MWenigftnehmenden vergeben. Das dieſer Verfteigerung zu 
Grund zu legende Bedingnißheft hat der Bezirksbauſchaffner nach vorausge— 
gangenem Benehmen mit dem proteftantijchen Presbyterum anzufertigen. 

Die Minderverfteigerung gefchieht durch das zuftändige Bürgermeifteramt 
in Beifein des Kirchenrechners, eines oder mehrerer hiezu delegirten Mitglieder 
des Presbyteriumd und des Bezirfsbaufchaffners. 

Der Act unterliegt der jpeziellen Genehmigung des Königl. Land» 
commifjariats, 

Wil das Presbyterium die Arbeit im Wege des Accordes oder der 
Submiffion vergeben, jo muß e3 hiezu die beſondere Genehmigung des Königl. 
Landeommifjariats einholen. 

7. Der Bezirksbaufchaffner hat die Ausführung: des Baues zu leiten 
und zu beauffichtigen, wofern dad Presbyterium es nicht vorzieht, in beſonders 
wichtigen Fällen dieſe Aufficht und Leitung einem anderen befähigten Techniker 
zu übertragen, wofür Die Genehmigung des Königl. Landcommiſſariats einzu- 
holen ift. ($. 4 der angeführten Inſtruction.) 

8. Die Bauten müfjen genau nad) dem genehmigten Plane und 
Koftenanfchlag aufgeführt werben. 
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Bu jeder Abweichung von dem erften und zu jeber Ueberſchreitung des 
legten ift eine fpezielle Genehmigung erforberlich, Die von der Behörbe ausgeht, 
die den urfprünglichen Plan genehmigt hat. 

Nur die Meberfehreitung der Koftenanfchläge können die Landeommiffariate 
bis zum Belaufe von 150 fl. genehmigen, wenn zur Beſtreitung bed Mehr: 
betrages die erforderlichen Mittel vorhanden find, 

(Allerh. Verordn. vom 27. October 1838, A.Bl. ©. 455. Neg.:Verorbn. 
vom 16. Juli 1842, A.Bl. ©. 429; 23. Juli 1845, A.Bl. ©. 252.) 

Im Unterlaffungsfalle haften Diejenigen perjönlich, welche Die bezüglichen 
Arbeiten, die eine Abweichung von dem Plane oder eine Weberfchreitung des 
Koftenanfchlage3 veranlaßten, angeordnet haben, 

9. Wenn der Bau vollendet ift, fo hat der Bezirfäbaufchaffner die 
definitive Rechnung zu fertigen, welche der Reviſion der Königl. Baubehörbe 
unterliegt, wenn fie den Betrag von 500 fl. überfteigt. Diefe Rechnung muß 
nicht nur von dem Unternehmer, ſondern aud von dem Predbyterium ald 
richtig anerkannt werden. ($. 4 cit.) 

10. Auf den Grund dieſer definitiven Rechnung wird die Schluß: 
Anmweifung gefertigt, Damit. der Kirchenrechner auf den Grund derſelben mit 
dem oder den Unternehmern abrechnen und die Endzahlung Ieiften könne, 





89. 
Unterhaltung und Reparatur der Firchlichen Gebäude, 


1. Die Unterhaltungd- und Reparaturarbeiten der Firchlichen Gebäude 
haben die Presbyterien zu bejorgen. 

Außerdem ift der Bezirfsbaufchaffner angewieſen, jaͤhrlich einmal ſaͤmmt⸗ 
liche Cultusgebäude feines Bezirkes zu beſichtigen, und die zum baulichen 
Erhalt derjelben unausweichlich nöthigen Reparaturen aufzunehmen und zu 
veranfchlagen. Dieſe Koftenanfchläge hat derſelbe dem Preöbyterium zur 
weiteren Amtshandlung zuzuftellen. ($. 3 der angeführten Snftruction.) 

2. Wenn die Reparaturarbeiten den Betrag von 25 fl. überfteigen, fo 
müffen biefelben gleich wie bei Neubauten mittelft Accorbes oder im Wege ber 
Minderverfteigerung vergeben werben. 

Zur BZahlungsanweifung ift dann ebenfalld eine definitive Rechnung 
erforderlich, die erft dann der Revifion der Königl. Baubehörbe unterliegt, 
wenn fie den Betrag von 500 fl. überfteigt. 

($. 211 der Gemeinderechnungs-Inſtruction.) 
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8. Geringere Reparaturen Tann das Presbyterium in jeder anderen 
beliebigen Weife vornehmen laſſen, nur muß das ald Rechnungsbeleg beizu— 
Bringende Koftenverzeichniß durch dasſelbe als richtig befcheinigt werden. 

4 MWenn Firchliche Gebäude innen oder außen einen neuen Anftrich 
erhalten follen, jo ift wegen, Anwendung ber Farbe jedesmal bie höhere 
Genehmigung zu erholen. 

(ME. vom 10. Auguft 1848.) 


Bweite8 Gapitel, 
Bon der Benüßung der kirchlichen gebäude. 


$. 95. 
Bon der Benügung der Pfarrhäufer. 


1. Neu aufgeführte Mohngebäude follen nicht eher in Benützung 
genommen werben, als bis hergeftellt ift, daß fie ſoweit ausgetrocknet jeien, 
ba fie ohne Nachtheil für Die Geſundheit der Bewohner benügt werden fönnen. 

(M.-E. vom 6. Auguft 1846. A.Bl. 1846, ©. 439.) 

2. Ale jene Reparaturarbeiten an den Pfarrhäufern, welche nach dem 
Gefeh oder nah den Ortsgebräuchen den Miethbewohnern obliegen, 
fallen dem Pfarrer zu Laſt. 

Ale anderen Reparaturen hat die Kirchenfaffe zu tragen, welche 
die erforberlihen Mittel in. der geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe aufzus 
bringen bat. 

(Art. 37 u. 44 des Decrets v. 30. Dez. 1809. Art. 21 des Decrets v. 6. Nov. 1813.) 

3. Ueber die Miethreparationen enthält Art. 1754 des Givilgefeßbuchs 
nachfolgende Beftimmungen: 

„Ausbefjerungen oder Kleine Unterhaltungsfoften, welche dem Miether 
zur Laft liegen, wenn nicht das Gegentheil ausbebungen worben tft, find 
biejenigen, welche als joldhe durch den Ortsgebrauch beftimmt find, und unter 
Andern die Ausbefferungen: an den Feuerheerden, Rüdenplatten, Ginfaffungen 
und Gefimfen der Kamine; — an dem Mörtel, womit der untere Theil der 
Mauern in den Zimmern und andern, zur Wohnung beftimmten Pläßen über: 
tündht ift, Bi8 zur Höhe eines Meterd; — an den Pflafterfteinen und Platten 
in den Zimmern, wenn nur einige Davon zerbrochen find; — an ben Fenfter 
fcheiben, fle feien dann durch den Hagel oder andere außerordentliche und von 
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höherer Gewalt herrührende Zufälle, wofür der Miether nicht Haften Fann, 

zerbrochen; — an den Thüren, Fenſtern, Brettern, wodurch Die Kram: 

laden gejperrt oder verjchlofien werden, an den Thürangeln, Riegeln und 
Schlöffern. u 

4. Im Laufe des Monats April jeden Jahres Sollen ſaͤmmtliche Pfarr 
bäufer und Gultusgebäude durch eine Commiſſion, beftehend aus zwei Mit- 
. gliedern des Preöbyteriumd, dem Kirchenrechner und einem Mitgliede des 
Gemeinderathes, ſowie einem Bauverftändigen ($.94 2 1), bezüglich ihrer baulichen 
Unterhaltung unterfucht und die vorzunehmenden Reparaturen protofollarifch 
conftatirt werden. re 

Dieſes Protokoll wird dem Königl. Landeommiffariate eingefenbet, 
welches den Pfarrer zur Bejorgung der Miethreparaturen veranlaffen und 
wegen Ausführung der übrigen Reparaturen dem Presbyterium Die entſprechende 
Weiſung ertheilen wird. 

(Decret vom 30. Dezember 1809, Art. 41. Regierungs-Verordnung vom 
30. April 1825, Intell.Bl. ©. 517.) 

5. Wenn ein Pfarrer ftirbt ober die Pfarrei verläßt, ſo iſt der Zuftand 
bes Pfarrhaufes in der befagten MWeife zu conftatiren, und der austretende 
Pfarrer resp. deſſen Erben zu veranlaffen, Die Miethreparaturen zu beſorgen. 

Jene Reparaturen, welche der Kirchengemeinde obliegen, find ohne weiteren 
Verzug bemwerkftelligen zu laſſen, Damit der neun ernannte Pfarrer Das Aigen 
in einem bewohnbaren Zuftand antreffe. 

Befindet fi) das Pfarrhaus und die andern dazu gehörigen - Gebäude 
bei dem Aufzuge eines Pfarrerd nicht in baulichem Zuftand, ſo muß Dies 
ebenfalls protofollarifch conftatirt werben. Wird diefe Gonftatirung unterlaffen, 
fo wird angenommen, daß der neu anfziehende Pfarver ſaͤmmtliche Pfarrge 
bäulichkeiten in gutem Stande übernommen habe. 

(Art. AA des Decret3 vom 830. Dezember 1809. Verordnung vom 30. 
April 18%. C.E. vom 11. November 1840.) 

6. Das Pfarrhaus ift den Pfarrern ald eine Amtsbedarfsbefriedigung 
eingeräumt. Sie find daher nicht befugt, dasſelbe ganz oder theilmeife an 
Dritte zu vermiethen, ausgenommen, fie feien dazu ausdrüdlich ermächtigt. 

Diefe Ermächtigung wird von den Königl. Landeommiffariaten nad 
vorgängigem Benehmen mit den Königl. Decanaten, welche hiezu die Geneh- 
migung des Königl. Confiftoriums zu erholen haben, ertheilt. 

Die Anträge zu der fraglichen Grmächtigung müflen von den Pres- 
byterien ausgehen, und es müfjen die Gründe genau angegeben werben, welche 
die Vermiethung überharpt oder auf längere Zeit, felbft für den Fall einer 
Veränderung in der Perſon ded Pfarrerd zweckmäßig und vortbeilhaft er- 
fcheinen laſſen. 


’ 
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Wenn diefe Förmlichkeiten erfüllt worben find, jo unterliegt der Mieth- 
contract jelbjt feiner bejonderen Genehmigung mehr. 
(Regierungs-Verorbnung vom 20. März 1847. A:BL 1847, ©. 175. 
O.C.E. vom 28. Februar 1844.) 


— 
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Bon der Benügung der gottesdienftlichen Gebäude, insbeſondere 
der Kirchen. 


1. Ehe ein neu erbaute Gotteshaus (fei es 1 Kirche oder Gapelle) zu 
gottesbienftlichen Verrichtungen benüßt werden darf, muß es für feine heilige. 
Beftimmung vorerft feierlich eingeweiht werben. 

Für Vornahme dieſer Feierlichkeit Hat das Königl. Ober-Gonftftorium . 
unterm 22. Dezember 1846 folgende Ordnung feftgejeßt: 

a) Sobald eine einzumweihende Kirche foweit vollendet tft, daß fie dem 
gottesdienftlichen Gebrauche übergeben werben kann, hat das betreffende Pfarr- 
amt, nachdem es fich mit dem Presbyterium der Kirchengemeinde benommen, 
deßfalls Bericht an das Königl, Gonfiftortum zu erftatten und in bemfelben 
zugleich den Sonntag zu beantragen, an welchem nach feinem Dafürhalten die 
Kircheinweihung nach den. Incalen Verhältniffen am zweckmäßigſten vollzogen 
werden farm. Diefer Bericht ift dem vorgefeßten Decanate zu übergeben, 
welches denjelben mit feinem Gutachten der Gonfiftorialftelle zur Entjcheidung 
und weitern Anordnung vorlegen wird. Das Königl. Gonfiftorium wird 
hierüber mit der weltlichen Behörde in das erforderliche Benehmen treten und 
alddann dem Decanat die weitere Entjchließung zugehen laſſen. 

b) Die Einweihung der betreffenden Kirche wird in der Regel und vor 
Allem durd ein geiftliches Mitglied des Königl. Gonfiftoriums vollzogen. 
Steht der Abordnung eines geiftlichen Conſiſtorialraths ein Hinderniß im 
Wege, jo beauftragt das Gonfiftorium den Decan oder Decanatöverwejer, in 
deſſen Bezirke die einzumeihende Kirche Tiegt, oder, wenn diefer Beauftragung 
ein gegründeted Bebenfen entgegen ftünde, einen Decan aus der Umgegend. 

c) Acht Tage.vorher wird der Gemeinde der Tag der Slircheinweihung 
beim öffentlichen Gottesbienfte unter angemefjener chriftlicher Anfprache zur, 
Kenntntß gebracht. 

d) Am Abende vor dem Einweihungstage wird die Feier mit allen 
Glocken, welche der betreffenden Kirchengemeinde zur Verfügung ftehen, während 
einer Viertelftunde eingeläutet. Dad Gleiche hat am Frühmorgen bed ins 
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weihungstages zu gefchehen. Weitere einleitende Feierlichkeiten, wie z. B. der 
Geſang eines angemefjenen Kirchenliedes oder der Vortrag einer fräftinen 
bewährten Melodie durch Blasinftrumente vom Kirchenthurme herab u. f. w. 
bleibt dem Grmefjen der localen Verhältniffe überlaffen. Unterfagt Bleibt 
jedoch Alles, was der ernften Würde umd dem Geifte der evangelifchen Kirche 
wiberftrebt. 

e) Den die Ginweihungshandlung vollziehenden Geiftlichen affiftiren 
biebei zwei antere, welche diefer in der Regel aus der Geiftlichkeit der Diözefe 
wählen wird, in deren Bezirk die einzumeihende Kirche Tiegt; bei dieſer Wahl 
find zunächſt, und wenn fonft Fein Hinderniß im Wege fteht, die Capitelsdignitare 
zu berüdfichtigen. 

f) Steht dad vor dem neugebauten benützte Gotteshaus noch, jo ift 
dasjelbe in folgender Weiſe feierlich zu ſchließen: 

1. Die Gemeinde verfammelt ſich zur gejeßten Stunde zum letzten Male 
in dem alten Kirchengebäude oder in dem interimiftifch zum Gottes: 
dienſt benützten Locale, und der geiftliche Gommifjär wird in Dasjelbe 
von dem Ortöpfarrer und fonftiger Begleitung eingeführt. 

2. Nach einem kurzen Gefange der Gemeinde tritt der Ortöpfarrer an 
den Altar, richtet eine Eurze, herzliche Rede an die Gemeinde und 
fpricht ein Danfgebet. 

3. Hierauf begibt ſich unter geeignetem Gefange oder bloßem Orgelfpiele 
der Gommiffär an den Altar, nimmt die dafelbft aufgeitellte Bibel, 
die Agende, die heiligen Gefäße und Geräthe u. ſ. w. nach einer 
paffenden kurzen Rebe einzeln hinweg und übergibt Diefelben ben. zur 
Uebernahme beftimmten Berfonen (Geiftlichen oder nöthigenfall® auch 
Ortöpresbytern) mit dem  Auftrage, fie in die neue Kirche zu 
bringen. 

4. Iſt Dies gefchehen, jo erflärt er das Gebäude für ben firchlichen 
Zweck geſchloſſen, ertheilt der Gemeinde den Segen und forbert Diejelbe 
auf, fi) mit ihm in geordnetem Zuge nach dem neuen Gotteshaufe 
zu begeben. Sobald er den Altar verläßt, beginnt das Glodengeläute 
und die ganze Verfammlung begibt fich im feierlidhen Zuge auf den 
MWeg zur neuen Kirche Hin. 

g) Iſt ein älteres Gotteshaus nicht vorhanden, fo verfammeln ſich die 
zum feierlichen Einzuge in die zu weihende Kirche beftimmten Perfonen in bem 
Pfarrhaufe, oder an einem andern geeigneten Plate, empfangen bafelbft nad) 
einer furzen Anrede des geiftlihen Commiſſärs Die Bibel und die Agende, das 
Taufgeräthe und die Abendmahlskelche mit der Patene u. ſ. mw. 

h) Von einem oder dem andern der in lit. f. und g. bezeichneten Orte 
begibt fi die Verſammlung unter Glodengeläute und unter Abſingen eines 


Einzelne Beftanbtheile, :$. 96. 873 


ober mehrerer Verfe aus einem pafienden Gejangbuchsliede (3. B. „Allein 
Bott in der. Höh' ſei Ehr’ ꝛc.“) in feierlihem Buge vor die einzuweihende 
Kirche. 

i) Diefer Zug ordnet fich folgendermaaßen : 

1. der Kirchner, wo ein folcher vorhanden ift, oder jener Schullehrer, 
welcher den Kirchnersdienft zu bejorgen hat, 

2. die Schuljugend mit ihren Lehrern, oder wenn biefe zu zahlreich fein 
jollte, oder auch nicht alle Schüler in ſchicklicher Kleidung zu er- 
jcheinen vermöchten, einzelne Abtheilungen ber zur Pfarrei — 
Schüler, 

3. die weltlichen Mitglieder des Presbyteriums, 

4. die Geiſtlichkeit, unter ihr zuletzt der geiftliche Commiſſaͤr mit feinen 
zwei Afjiftenten, 

5. der weltlihe Beamte, wenn diefer an dem feierlichen Acte Antheil 
nehmen wird, begleitet von den weltlichen Drtövorftänden ober 
fonftigen Givilbeamten, 

6. die erwachjenen Gemeindeglieber männlichen und weiblichen Ge— 
ſchlechts, ſowie die übrigen Perfonen, welche fih dem Zuge noch 
anſchließen wollen, 

Die Perfonen des Baugewerks, die den Schlüffel zur neuen Kirche bei 
ſich tragen, orbnen fih an den Haupteingang der neuen Kirche und erwarten 
dafelbft den anfommenden Zug. 

. k) Sit der Zug am Hauptportale der neuen Kirche angelangt, jo treten 
"Diejenigen, welche unmittelbar an dem Gröffnungsacte Theil nehmen und ihn 
vollziehen, vor das Hauptthor jener; die übrigen orbnen ſich recht3 und links 
auf dem Raume vor demjelben. Der geiftlihe Gommifjär . richtet nun einige 
entjprechende Worte an die Verfammlung und erfucht den weltlihen Gommifjär 
um Grflärung, ob das neue Gebäude feiner gottesdientlichen Beitimmung 
übergeben werben könne. Diejer fordert nun den Baumeifter auf, daß ex die 
verlangte Erklärung abgebe. 

Auf Die bejahende Erflärung läßt der weltliche Beamte ſich Die Schlüffel 
zur Kirche einhändigen und übergibt biefelben dem geiftlichen. Commiſſär mit 
der Berjicherung, daß der Gröffnung und dem Gebrauche des Gotteshaufes 
weltliher Seits fein  Hinderniß entgegen trete. Der geiftlihe Commiſſär 
erwibert hierauf in einigen zwedgemäßen Worten und übergibt dem Ortspfarrer 
den Sclüffel, der ſodann die Hauptihüre der einzuweihenden Kirche öffnet, 
indem er fpricht: „Im Namen Gottes, des Waters, des Sohnes und bes 
„heiligen Geiſtes öffne ich dieſe Pforte. Gepriejen fei der Herr, der ung dieſen 
„Tag gemacht hat. Lafjet und eingehen und das Lob des treuen Gottes ver 
kündigen, der jo Großes an uns gethan hat.” Iſt aljo der Eröffnungsact, 


574 Das Kirchenvermögen. 


vollzogen, jo nimmt der Ortöpfarrer dad Wort und dankt in wenigen, chriſtlich 
kirchlichen Worten Namens der Gemeinde, und die Verfammlung begibt fich, 
die Geiftlichen und Presbyter zuerft, in die eröffnete Kirche, 

]) Die Eintretenden werben durch ein Fräftiges, feierliche Praͤludium 
auf der Orgel, oder auch durch einen firchlih würdigen, angemefjenen Chor 
gejang, wo es gejchehen kann, mit Bofaunenbegleitung empfangen. Sie nehmen 
bie für fie beftimmten Plätze ein; bie Bibel, die heiligen Gefäße werden dann 
in gebührender Ordnung durch den Einweihungs-Commifjär unter Mitwirkung 
der Aſſiſtenten und unter pafjender Erwähnung ihrer Firchlichen Beftimmung im 
Einzelnen auf den Altar geftellt. Die Verfammlung ftimmt hierauf ein dem 
Bwede entiprechendes Gejangbuchslied (7. B. O heil’ger Geift, fehr’ bei ung 
ein 2c.) an, Mährend dieſes Gefanges fteht der einweihende Geiftliche mit 
feinen beiden Affiftenten am Altare, um bier nad) Beendigung der beftimmten 
Verſe den eigentlichen Einweihungsact zu vollziehen. 

m) Bei dieſem ift das apoftoliihe Wort 1. Timoth, 4, 5 wohl zu 
beachten. Der Einweihende fpricht zur Eröffnung desjelben den 100ften Pjalm. 
Hieran jchließt fi) die Ginweihungsrede, in welcher die hervortretendften ber 
den Gottesdienft in der neuen Kirche bedingenden Gegenftände, Altar, Bibel, 
Kanzel, Orgel u. f. w. gebührend zu berüdjichtigen find. Im Verlaufe dieſer 
Rede wird an angemefjenem Orte das Wort der Weihe ausbrüdlih und „im 
Namen Gottes, ded Vaters, des Sohnes, und des heiligen Geiftes“ über das 
neue Gotteshaus ausgejprochen und der Einmweihende übergibt die Kirche im 
Ganzen und in ihren einzelnen Theilen, kraft ber ihm ertheilten Vollmacht, 
ihrer heiligen Beftimmung, ermächtigt den oder die an ihr angeftellten Geiftlichen, 
in berjelben Gottesdienft zu halten und die Sacramente zu verwalten, vers 
pflichtet jene, die ihnen obliegende Aufficht zu führen und Die Eirchlichen Rechte 
zu wahren, ermahnt Die jämmtlichen zum Dienfte der Kirche berufenen Perfonen- 
zu treuer Verwaltung ihres Amtes, fordert die Gemeinde zum fleißigen Befuche 
des neuen Gotteshaufes auf und gehet zum Schluffe zu dem Wltargebete der 
Agende (S. 103 f.) über, das mit dem Unfer Vater unmittelbar auf die Ein- 
weihungsrede folgt. Nach dem Gebete fingt Die ganze Gemeinde den eriten 
Vers des Liedes: Jehova, Jehova, Jehoval Deinem Namen zc., und die beiden 
affiftirenden Geiftlichen Iejen Hierauf einige Stellen aus Gottes Wort alten 
und neuen Teftamentes langſam und feierlich vor; der erfte drei, welche fich 
auf den Segen eined dem Herrn geweihten Hauſes, der zweite eben fo viele, 
welche ſich auf die Verpflichtung der Gemeinde hinſichtlich desſelben Beziehen. 
Sener etwa: 1. Mof. 28, 17: Wie heilig — Pforte des Himmeld, 2. Mof. 
20, 24: An weldem Orte — fegnen, und 2. for. 6, 16: Ihr jeid der Tempel 
— Volk fein. Diefer Pf. 26, 6- 8: Ich Halte mich, Herr, — Ehre wohnet, 
Hebr. 12, 24 und 25: Laſſet uns unter einander — Tag nahet, und 
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Epheſ. 2, 19—22: Sp jeyb ihr nun — Behaufung Gottes im Geift. Diefe 
Borlefung wird mit einigen kurzen Worten eingeleitet, Nachdem fie vollendet 
ift, verlaffen Die Drei Geiftlichen nach einem Furzen ftillen Gebet den Altar, 
und die Gemeinde fingt einige Verſe au dem für den weitern Gottesdienft 
beſtimmten Liebe. 

n) Die hierauf folgende Prediyt hält in der Regel Der Ortöpfarrer ; 
doc kann fie auch unter Umftänden einem andern Geiftlihen, namentlich aus 
dem betreffenden Decanatöbezirke, übertragen werden. An die Predigt ſchließt 
fi) Das für diefen Fall in der Agende enthaltene zweite Gebet, hierauf folgen 
die Fürbitten und das Gebet des Herrn. Durch den Geſang eines entjprechen- 
den Verſes aus dem Geſangbuche wird, wenn anderjt die Zeit dazu hinreicht, 
worüber vorher die erforderliche Verabredung zu treffen ift, zur Feier des heil, 
Abendmahles übergegangen, zu welcher durch einen von dem mit der Einweihung 
Beauftragten zu bezeichnenden Geiftlichen durch eine furze Rede, an welche fich 
dad Sündenbefenntnig, Die Verfündigung der Sündenvergebung, Gebet und 
Einjegungsworte nad der Agende anjchließen, vorbereitet wird. Die Aus— 
theilung des heil. Abendmahls geſchieht durch zwei oder mehrere Geiftliche, 
während die Gemeinde ein angemefjenes Lied fingt. Jenes heil, Mahl empfangen 
zuerjt Die Geiftlihen und Presbyter und dann Die übrigen Gemeindeglieber, 
welche an demſelben Theil zu nehmen begehren. Ein kurzes Dankgebet jchließt 
diejen Theil der heiligen eier. 

0) Wo ed die Umftände geftatten, kann Hierauf auch noch die Taufe 
eined oder mehrerer Kinder und die Einfegnung eines oder einiger Paare zum 
Eheſtande eintreten. 

p) Den Beſchluß macht der Geſang der Gemeinde: „Nun danket Alle 
Gott ꝛc.“ Dieje wird mit dem Segen des Herrn entlaffen und die oben lit. i 
unter 3, 4, 5 und 6 Bezeichneten begeben fich im Zuge nah dem Pfarrhaufe 
zurüd, wenn es nicht für angemefjen befunden wird, daß er ji) bei dem Aus: 
tritt aus der Kirche ganz auflöfe. 

q) Ueber den Vollzug der Kirchenweihe wird ein Protokoll abgefaßt, 
von den im vorhergehenden lit. angebeuteten Perjonen unterjchrieben und den 
Pfarracten einverleibt, nachdem davon beglaubigte Abjchriften für die treffenden 
Stellen genommen worben find. 

r) An dem auf die Einweihung folgenden Sonntage ift eine bejondere 
Katechifation zu halten, die Jugend noch einmal feierlich in die neue Kirche 
einzuführen, ihr die Beftimmung derjelben im Ganzen und in ihren einzelnen 
Theilen zu erklären und fie zu treuem, fleißigen Beſuche des Gottesdienſtes zu 
ermuntern. 

8) Wenn der Fall eintritt, daß Kirchengebäude eine Zeit lang zu fremb- 
artigem Zwede gebraucht und für den Gottesdienit geſchloſſen werben, oder 
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wenn biefelben eine veränderte @inrichtung befommen, welche einem Neuban 
faft gleich zu achten ift, jo Hat bei ihrer Wiedereröffnung eine kirchliche, nad 
Umjtänden von dem Königl. Gonfiftorium näher zu beſtimmende Weihe 
Statt zu finden. _ 


2. Die gottesdienftlihen Gebäude dürfen nur zu gottesbienftlicher 
Berrihtung oder zu DVerfammlungen, die einen rein kirchlichen Zweck haben, 
verwendet werben. 

Die Verwendung zu anderen Zweden feßt eine ausbrüdliche Genehmigung 
bes Königl. Conſiſtoriums voraus. ($. 85 lit, d. oben.) 

Auch dann, wenn die Kirche einer anderen chriftlichen Confeſſion zeitweiſe 
zum gottesdienftlichen Gebrauche überlaffen werben fol, muß die entjprechende 
Genehmigung des Königl. Confiftoriums erholt werben. 

3. Insbeſondere ift es ausdrüdlich unterfagt, die Kirchen zu Goncerten, 
Mufikfeften und fonftigen Productionen, die mit dem Gottesdienſte nichts gemein 
haben, zu verwenden. 
| Dem Königl. Conſiſtorium ift e8 jeboch geftattet, im Falle ein ausge 
zeichneter Orgelfpieler ein Orgel:Goncert aufzuführen Willend wäre und 
nur religiöfe Gompofltionen, naͤmlich Choräle, Fugen oder ähnliche Gegenftände 
auf der Orgel zu produziren wünjcht, Hiefür auf Anfuchen Die fpezielle Erlaubniß 
zu ertheilen. 

(DE :&, vom 28. October 1836; 1. Februar 1837, ME. vom 22. 
uni 1838.) 





Zweiter Abſchnitt. 
Von den Mobilien. 


$. 97. 
Erwerbung und Veräußerung von Mobilien, 


1. Die Erwerbung und Veräußerung von Mobilien gejchieht auf ben 
Grund eines Presbyterial-Bejchluffes, der, wenn der Werth der Mobilien 500 fi. 
nicht überfteigt, der Genehmigung des Königl Landcommiſſariats unterliegt. ö 

Im anderen Falle muß die Regierungd-Genehmigung erholt werben, 

(Gemeinderechnungs-Jnftruction $. 69 B. lit. d et $. 213.) 

2. Die Anfhaffung der Mobilien kann auf dem Wege der Minder 

verfteigerung, des Accorbes oder der Submiſſion gejchehen, 
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Gegenftände von geringem Belange können aus freier Hand angejchafft 
werben. und der Anjchaffungspreis auf den Grund eines Koftenverzeichniffes zur _ 
Auszahlung gelangen. 

3. Die Erbauung von Orgeln und die Lieferung von Gloden eignet 
fich nicht wohl zur Vergebung auf dem Minderverfteigerungswege, weil bier 
alles von der Individualität des Unternehmers abhängt. Es hat alſo hier Die 
Vergebung im Accorde oder mittelft Submiffion einzutreten. 

Durch E.-E. vom 13. Juni 1838 ‚find die Presbyterien insbefondere 
ermahnt worben, bevor ein neuer Orgelbau oder auch eine bebeutende Ver— 
befjerung an fchon vorhandenen Orgeln unternommen wird, den Plan dazu 
resp. die Orgeldispofition nebft dem abzufchließenden Accorde einem Kunftver- 
ftändigen zur Prüfung und Begutachtung zu übergeben. 

4. Es befteht feine Beftimmung, daß die Orgeln und Gloden u. ſ. w., 
ehe fie in Firchlichen Gebrauch genommen werben, feierlich eingeweiht 
werben jollen. 

Wünſcht aber das Presbyterium oder die Gemeinde eine folche Feier 
zu veranftalten, jo bleibt die Anordnung derſelben dem Ermeſſen des Orts— 
geiftlichen überlafjen. 

5. Die Veräußerung der den Kirchen gehörigen Mobilien findet in der 
Regel durch öffentliche DVerfteigerung ftatt. 

Zur Veräußerung aus freier Hand muß bie fpezielle Genehmigung des 
Königl. Landeommifjariatd erholt werden. (Gemeinderechnungs-nftruction $. 214 ) 

6. Die Berfteigerung von Mobilien aller Art, Geräthichaften, ge 
fchlagenem Holz, Früchten und Erndten, die den Kirchen gehören, gejchieht durch 
die betreffenden Bürgermeifterämter. 

(Regierungs-VBerordnung vom 14. Februar 1826, Intell.Bl. ©. 221. 
Gemeinde-Gefeßgebung Art. 74, AR A.) 

7. Die Kirchenmobilien find gegen Feuersgefahr bei einer eoncefflonizten 
Feuerverſicherungs⸗Anſtalt gehörig zu verfichern. 

(Regierungs:Verordnung vom 23, November 1844. Intell.Bl. ©. 439.) 


$. 98. 
Inventarium der Mobilien. 


4. Ueber. ven Beſtand der Mobilien tft ein genaues Inventarium in 
duplo anzufertigen und evident zu halten. 

Hiezu ift Das in der Gemeinderechnungs-nftruction (Formular 22 XVLU. 
abgedrudte Schema zu benußen, 
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2. Jedes nen angeſchaffte Mobiliarſtück ift in dieſes Inventarium 
einzutragen und das Nummer, unter welchem dieſer Eintrag ſtatt hatte, auf dem 
Rechnungsbeleg, mit welchem die Ausgabe des Anſchaffungspreiſes belegt wird, 
vorzumerken. 

3. Das eine Exemplar des Inventariums iſt der Jahresrechnung jedes⸗ 
mal beizufügen, damit die abſchließende Behörde von demſelben Einſicht nehmen 
könne, das andere bleibt in der Pfarr-Regiſtratur zurück. 

(Decret vom 30. Dezemb. 1809, Art. 55. Berordn. vom 8. Januar 1819, 
$. 42. Gemeinderechnungs-Inſtruction $. 261. Verordn. vom 29. Mai 
1855, A.Bl. 1855, ©. 665.) 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Kapitalien. 


$. 9, 
Allgemeine Beftimmungen. 


1. Die den Kirchen gehörigen, zum verzinslichen Ausleihung beftimmten - 
Rapitalien Dürfen nur 

a) in verzinslichen inländifchen Staatöpapieren ober 

. b) in Hypotheken angelegt werben. ° , 

Die Ausleihung derjelben Bei Privaten gegen Handfchrift ift Bei perjön- 
licher Verantwortlichkeit der Presbyterial-Mitglieder und des Rechners unterfagt. 
(Decret vom 16. Inli 1810, Art..1,) 

2. Alle Sapitalanlagen,, ed gefchehen Diejelben in Staatöpapieren oder 
in Hypotheken, unterliegen noch der fpeziellen Genehmigung des Königl. 
Landcommiſſariats. 

3. Alle Obligationen, Schuldverſchreibungen und ſonſtige Urkunden und 
Werthpapiere find nebſt allen dazu gehörigen Belegen in einer Kiſte mit 
doppeltem Verſchluſſe aufzubewahren. 

Ueber alle dieſe Actenſtücke iſt ein genanes doppeltes Verzeichniß anzu= 
fertigen, nach dem Formular, welches in ber Gemeinderechnungs-Inſtruction 
(S. 42) vorgeſchrieben iſt. Das eine dieſer Verzeichniſſe bleibt in der Kiſte, 
wozu der Pfarrer als Vorſtand des Presbyteriums den einen Schlüſſel ver- 
wahrt, während der andere dem Rechner zu behändigen iſt. Wird eine Urkunde 
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aus der Kifte genommen, jo iſt dies ſowohl von dem Pfarrer, als von dem 
Rechner in dem DVerzeichniß unterjchriftlich ‚zu bejcheinigen. 
Gemeinderechnungs⸗Inſtruetion $. 22. Verprbnung vom 8. Januar 
1819, $. 78.) 

4. Die. Presbyterien müfjen dafür forgen, daß dad Kapitalvermögen 
nicht nur Binjen trägt, jondern auch der Kirche unverjehrt erhalten bleibe. 
Sie müfjen daher es fich angelegen jein lafjen, abgetragene Kapitalien wieder 
ventirend unterzubringen. Sie dürfen. diejelben in feinem alle und unter 
feiner Bedingung zur Beftreitung laufender Ausgaben verwenden. 

Ebenſo müljen fie beforgt fein, vorhandene Renten-Ueberſchüſſe dem 
Kapitalvermögen beizujchlagen und ebenfalls rventirend anzulegen. 

Iſt es nicht möglich, augenblidlich ein Kapital oder Renten-Ueberſchüſſe 
zinstragend anzulegen, jo find diefelben vorläufig in Die Verzinſungskaſſe einzu- 
jchießen, oder wenn fie dort nicht angenommen würden, in ber Königl. Filialbanf 
zu Ludwigshafen zu deponiren, 

(Verordnung vom 8. Jan. 1819, $.55. Gemeinderechnungs-Inftruction $. 280.) 





$. 100, 
' Bon den: Kapital-Anlagen in Staatsobligationen. 


1. Wenn das Presbyterium beabfichtigt, einen Theil des Kapital 
vermögens der Kirche, in Staat3obligationen anzulegen, jo muß es vorerft einen 
entſprechenden Antrag an das Königl. Landcommiſſariat ftellen, worin bie 
Gattung der ‚auguichaffenden Obligationen näher zu bezeichnen ift, und um die 
Genehmigung ‚der beabfichtigten Anſchaffung nachjuchen, 

1 5% Wenn dieſe Genehmigung erfolgt ift, kann ſofort zur Anjchaffung 
der Obligationen geſchritten werben. 

43. Alle in, Den Beſitz von Kirchen gelangenden Staatöobligationen, 
wilde auf den Inhaber lauten, müjjen vinculirt, d. h. bei der Staatsfchulden- 
Filguugs·Speʒialkaſſe, welche dieſelbe ausgeſtellt, auf den Namen der Kirchen 
„amgejchrieben werben. Hierdurch werden ſie außer Verkehr geſetzt und ſomit 
‚gegen Unterſchlaguug und Entwendung geſichert. 

Dieſe Vinculirungen geſchehen durch Vermittlung ber Konigl. Landeom⸗ 
miſſariate, denen ein genaues Vexzeichniß der zu vinculirenden a aa 
1ER 1 

(Ausſchreiben der Stantsfchuldentilgungs Sommiifion vom 10, Mai 1857, 
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4. Um den Anſchaffungspreis der Staatsobligationen in Ausgabe 
verrechnen zu können, muß ber Rechner eine bejondere Berechnung fertigen, 
welche das Presbyteriun nach vorheriger Prüfung und Anweifung dem Königl. 
Landeommifjariat zur Genehmigung vorzulegen hat. 


$. 101. 
Don dem Ausleihen der Kapitalien gegen Hypotheken. 


1. Diejenigen Privaten, welche von den Kirchen Kapitalien gegen 
hypothekariſche Sicherheit entlehnen wollen, haben dem Presbyterium vorerft 
folgende Aftenftüde vorzulegen: 

a) den Katafterauszug über die zu verpfändenden immobilien, 

b) eine auf Stempelpapier gefertigte Abſchätzung derſelben, durch bie 
Steuervertheiler der Gemeinden, worin diefelben gelegen find. 

Bei Gebäuden it dieſer Abſchaͤtzung noch ein Auszug aus dem 
Brandaſſecuranzbuch beizufügen. 

Der Schäßungswertb der zu verpfändenden Immobilien muß 
in der Regel dem dreifachen Betrag des aufzunehmenden Kapitals 
gleichfommen, 

Ein Drittel des Schäbungswerthes muß wenigſtens in liegenden 
Gründen beftehen, während die zwei anderen Drittel auch in Ge 
bäuden beftehen können; 

c) die Erwerbsurfunden der zu verpfändenden immobilien, wodurch das 

freie und unbejchränfte Eigenthum des Gefuchftellerd nachgewiefen wird. 

In Diefer Beziehung ift Folgendes wohl zu beachten: 

a) bei Kaufaften muß die Duittung über die Zahlung des Kaufpreifes 
beigebracht werben, wenn ber Empfang desfelben im Afte nicht 
bereit3 quittirt ift; 

2) bei Taufchakten ift ebenjo die Zahlung der allenfalld ftipulirten 
Herausgabe nachzumeifen ; 

y) bei Schenkungen und Grbtheilungen muß das Presbyterium ſich 
Gewißheit verjchaffen, daß der Schenknehmer oder Erbe Die ihm im 
Schenkungs- oder Theilungsafte aufgelegten Bedingungen 'erfüllt, 
insbefondere Die ihn treffenden Laſten bereinigt babe. Haftet auf 
einem der zu verpfändenden Grundſtücke ein Vorbehalt ober ein 
fonftige8 Nutzungsrecht, fo muß deffen Erlöfchung durch den Tod 
des Berechtigten u. ſ. w. nachgemwiefen werben ober ed muß ber 
Berechtigte in die Verpfändung einwilligen. 
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Sind die Schenfungsaften nicht transferibirt, jo müſſen die 
Schenfgeber, wofern fie noch am Leben find, als Mitverpfänder 
bei dem zu errichtenden Akte beigezogen werden. 

d) Einen den oder die Petenten betreffenden Auszug aus dem Hypthefen- 
regifter, woraus Die gegen dieſelben beſtehenden Hypothekar-Cinſchrei— 
bungen zu erjehen find. 

e) Ein Zeugniß des Landgerichtöjchreiberd, Daß der Gejuchfteller mit 
feiner Vormundjchaft belaftet fei. 

f) Da die hier verzeichneten Actenftüde nicht in allen Fällen genügen, 
um die hypothekariſche Sicherheit vollftändig nachzuweijen, jo bat das 
Presbyterium dieſelben einem Königl. Notär zu übergeben, Damit 
derjelbe fie genau prüfe, Die allenfalljigen Mängel ergänzen laſſe und 
jofort ein Rechtsgutachten über das Darlehensgefuch abgebe. 

g) Will dad Presbyterium das nachgefuchte Darlehen bewilligen, jo bat 
es darüber Beichluß zu fallen und diejen nebſt Dem Notariatsgutachten 
und den übrigen Aftenftüden dem Königl. Landeommifjariate zur 
Genehmigung einzufenden. 

h) Erfolgt dieſe Genehmigung, jo find jämmtliche Akten dem Königl. Notär 
wieder zuzuftellen, Damit Diefer Die Urfunde in rechtsgültiger Form errichte. 

i) Die Einfchreibung der Hypothek in Die Hupothefenbücher wird der 
Königl. Notär beforgen und zugleid, den jchon erhobenen Auszug aus 
den Hupothefenbüchern vervollftändigen laſſen, um daraus den Rang 
erfehen zu können, den die neu eingejchriebene Hypothek der Kirche 
einnimmt. 

k) Sobald dad Presbyterium im Beſitze der gehörig inferibirten Schuld: 
verjchreibung ſich befindet, bat es für den Sapitalbetrag eine 
Zahlungsanweifung auszuftellen und Diefe mit der Schulburfunde 
und allen übrigen dazu gehörigen Aftenftüden belegt, dem Königl. 
Landeommiffariate zur Genehmigung vorzulegen. Auf den Grund 
diefer genehmigten BZahlungsanweifung hat ſodann der Nechner den 
Gapitalbetrag in Ausgabe zu ftellen. 


.$., 102, 
Bon der Erneuerung der Sppothekar-Einfchreibungen und 
der Urkunden. 


Ä 1. ‘Die Hupothelar-Ginfäjreißungen erhalten die Hypothekarrechte und 
Privilegien gegen dritte Perfonen nur zehn Jahre lang, von dem Tage an 
gerechnet, an welchem fie in die Hypothekenbücher eingetragen worden find. 
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Die Presbyterien und Rechner haben daher darauf zu fehen, daß fie 
rechtzeitig erneuert werden. Die dadurch veranlaßt werbenden Koften fallen 
dem Schuldner zur Laſt. Sie find aus der Kirchenkaſſe vorzufchießen und von 
den betreffenden Schulbnern wieder zurüczuerheben. (U. c. Art. 2154) 

2. Die Hupothefarrechte verjähren zum Nachtheile des Gläubigers 
bezüglich des verpfändeten Grundftüdes nach Ablauf von zehn Jahren, wenn 
der Schuldner dasfelbe verfanft und der Käufer den Kaufakt trandferibiren 
läßt. (C. c. Art. 2180, 2 A.) 

Bei: der Erneuerung der Hypothekar-Einſchreibungen haben ſich daher 
die Gläubiger in zweifelhaften Fällen einen Auszug aus dem NRegifter 
der trangferibirten Urkunden durch das Hypothekenamt ausfertigen zu laſſen. 

Wenn aus dieſem Auszuge erhellet, daß ein verpfänbeted Grundftüd 
veräußert worden ift, jo ift der Schuldner anzuhalten, Die Sicherheit in anderer 
Weiſe zu vervollftändigen ımd im Unterlaffungsfalle dad Kapital aufzufündigen 
und einzutreiben. | 

3. Die Kapitalfchuldner find verpflichtet, nad Ablauf von je 28 Jahren 
die von ihnen ausgeftellten Schuldurfunden auf ihre Koften zu erneuern oder 
neue Schuldbefenntniffe auszuftellen. (C. c. Art. 2263.) 
| Da in den meiften Fällen wegen der inzwijchen eingetretenen Grbfchafts- 
verhältniffe, Veräußerung der verpfändeten immobilien u. ſ. w. ein einfaches 
Schuldbefenntniß nicht genügt, jo wird das Presbyterium und der Rechner, 
welche dieſe Ernenerungen bei perfönlicher Verantiwortlichkeit zu betreiben haben, 
nicht unterlaffen, wegen eines jeden Falles einen Königl. Notär zu berathen. 

Wenn ſich die Schuldner weigern, neue Schuldurfunden oder Schuld: 
betenntnifje auszuftellen, jo ift das Kapital aufzukündigen und einzutreiben. 


$. 103. 
Bon der Streihung der Hypothefar-Einfhreibungen. 


Wenn die gegen Hypothek ausgeliehenen Kapitalien zurückbezahlt find, 
jo haben die Schuldner das Recht, die Streihung der Hypothek in den 
Hypothefenbüchern zu begehren. 

Zu dem Zwecke ftellt das Preöbyterium den entjprechenden Antrag bei 
dem Königl. Landeommiffariate, welches einem dieſe Streichung verorbmenden 
Regierungsbejchluß erwirfen wird. 

Diejer Beichluß ift dem Schuldner im Original zuzuftellen, damit er 
die Streichung auf feine Koſten bewerkitelligen laſſe. (Reg.Refer. v. 4. April 1833.) 


Einzebne Beitanbtheite. 8, 104, 5983 
Bierter Abſchnitt. 
Von den rundrenten. 


$. 104. 
Bon der vechtlichen Natur der Grundrenten. 


Die Kirchen beſitzen noch aus älteren Zeiten Grundrenten, Binfen, 
Gülten, Erbpachte u. ſ. w. (NRegierungs-Verordnung vom 8. Januar 1819, 
$..63 u. 64), worüber Folgendes zu bemerken ift: 

4. Die Exiſtenz der Grundrenten muß durch Urkunden bewiejen werben, 
die noch nicht 30 Jahre alt find (vergl. $. 102, Me 3). 

Das Preöbyterium und der Rechner haben daher Dafür zu forgen, daß 
die legte Urkunde nach Verlauf von 28 Jahren erneuert werde (O. c. Art. 
2263). Die Erneuerung ift durch einen Notariatsaft zu Bewerfftelligen. 
Eine nah Vorfchrift der Verordnung der vormaligen Landesabminiftrationg: 
Commiſſion vom 6. April 1816, ſowie der Verordnung vom 16. Februar 1821 
(A.Bl. 1821, ©. 125) gefertigte Nenovationsurfunde, beſitzt, wenn fie vom 
Nentenjchuldner nicht unterjchrieben ift, Feine Beweisfraft. 

(Urtheil des Königl. Appellationsgerichtes für Die Pfalz vom 6. Januar 
1829 und des Gafjationd- und Revifionsgerichted vom 8. Auguft 1829.) 

2. Die mit den Grundrenten belafteten Grundftüde müſſen in ber 
Renovationd-Urkunde genau bezeichnet werden, damit Die erforderliche Hypo— 
thefareinfchreibung genommen werden kann. 

3. Die in den Urkunden genannten Rentenfchuldner und ihre Erben 
haften perſönlich für die Rentenſchuld; dritte Erwerber der belafteten Grund‘ 
ftüde nur dann, wenn eine Ginfchreibung in Die Hypothekenbücher ftattge- 
funden bat. 

Die Presbyterien und Rechner find für die rechtzeitige Einſchreibung in 
die Hypothefenbücher verantwortlih. Diefe Einfchreibungen müffen, wie im 
$. 102, 2 1 bemerkt, alle zehn Jahre erneuert werden, Die Koften der Ein- 
fchreibungen fallen den Nentenjchuldnern zur Laft und find von Diefen  zurüd- 
zuerheben. 

(Urtheil des Königl. Appellationsgerichts für die Pfalz vom 11. April 1836.) 
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$. 105. 
Ablöfung der Grundrenten. 


1. Alle Grundrenten find ihrer Natur nach ablösbar. Das Recht der 
Ablöſung fteht jedoch nur den Rentenfchulbnern zu. 

(Geſetz vom 1% Dezember 1790. Art. 530 C. c.) 

2. Befteht Die Nente in Naturalien, Die einen amtlich conftatirten 
Marktpreis haben, jo wird, um das Losfauffapital zu finden, der Marktpreis 
der legten vierzehn, dem Jahre, in dem die Ablöfung ftattfindet, vorhergehenden 
Fahre genommen, hievon die zwei höchften und die zwei niederften Jahres— 
Marktpreife abgezogen, und Die Summe der verbleibenden Marftpreife mit 10 
dividirt. Der Duotient bildet die einfache Rente in Geld, deren achtzehnfacher 
Detrag das Ablöfungsfapital bildet. (Art. 40 des Geſetzes vom 4. Juni 1848.) 

Das Verzeichniß der Marktpreiſe ift bei dem Königl. Rentamte, in 
deffen Bezirk das belaftete Grundſtück liegt, zu erholen. 

3. Befteht die Nente in Naturalien, deren Marktpreis nicht amtlich 
conftatirt zu werben pflegt, jo muß deren jährlicher Geldwerth in Grmanglung 
. gütlicher Uebereinkunft unter den Partheien Durch gerichtlich ernannte Experten, 
“ deren Grnennung der Nentenfchuldner auf feine Koften zu betreiben hat, 
ermittelt werben. 

4. Beſteht die Rente in Geld, fo bildet der achtzehnfache Betrag 
derjelben das Ablöfungskapital. (Art. 40 des citirten Geſetzes.) 

5. Ueber den Betrag des Ablöfungsfapitals ift Durch das Presbyterium 
und den Rechner eine bejondere Liquidation in duplo aufzuftellen, welche der 
Genehmigung des Königl. Landeommiffariat3 unterliegt. Das eine Exemplar 
diefer Liquidation ift dem Rechner als Einnahmsbeleg zuzuftellen, das andere 
wird, mit der Quittung des Rechners verjehen, dem Rentenfchulbner zugeftellt, 
um ihm als Entlaftungsurkunde zu dienen. 

Sind für die Zahlung des Ablöfungsfapitald Termine ftipulirt, fo erhält 
der Rentenfchulbner das Duplicat erft dann, wenn fämmtliche Termine entrichtet find. 

Diefe Liquidationen find dem Stempel unterworfen, deffen Koften dem 
Rentenfchuldner zur Laſt fallen. 

6. Der Rentenfchuldner ift befugt, an dem jährlichen Betrag der urfprüng- 
lichen Rente Ein Fünftel ald Grundfteuer-Vergütung in Abzug zu bringen. 
(Gejeß vom 3. Frimaire VII, Art. 98 u. 99, vom 15. Aug. 1828, Art. 4.) 

Bei der Berechnung des Losfauffapitald wird dieſer Abzug nicht berüd- 
fichtigt. (Urtheil des Königl. Appellationsgerichte3 für Die Pfalz v. 16. Dez. 1846.) 
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Dritte Abtheilung. 
Bon den Schenkungen und Bermäctnissen zu Gunsten der Kirchen. 


$. 106. 
Begriff der Vermächtnifle und Schenkungen. 


1. Die evangelifche Kirche ift berechtigt, Eigenthum zu Befigen und 
nad) den hierüber beftehenden Geſetzen auch Fünftig zu erwerben. 

Die Kirchengemeinden find hiernach rechtlich befähigt, nicht nur mittelft 
Schenkungen unter Lebenden, fondern auch durch Verfügungen auf den Todes— 
fall Mobilien und Immobilien zu erwerben. (II. B.:8. $. 44.) 

2. Unter einer Schenkung unter Lebenden verfteht man diejenige 
Handlung, wodurd Jemand, der Schenkgeber, fich jegt und unwiderruflich 
ber gefchenften Sache unentgeldlich zu Gunften de8 Schenfnehmers, der 
die Schenkung ausdrüdlich anzunehmen hat, begibt. (U. c. Art. 894.) 

3. Gin Vermächtniß ift eine freigiebige Verfügung auf den Todes— 
fall, die nur vermittelt eined Teftamentes getroffen werden Fann. 

(C. c. Art. 895.) 


$. 107. 
Annahme der Vermächtniffe und Schenkungen. 


1. Sowohl die Schenkungen, ald die Vermächtniffe müffen durch bie 
Schenknehmer und Legatare (Vermächtnißnehmer) fürmlih und aus- 
drüdlich angenommen (Aacceptirt) werben. 

2. Die Annahme der Schenkungen gefchieht entweder im Schenfungs- 
acte jelbft oder in einem fpäteren Acte, der jedoch bei Lebzeiten des Schent- 
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gebers errichtet und demſelben, wenn er bei Errichtung desſelben nicht zugegen 
war, mittelſt eines Gerichtsbotenactes inſinuirt werden muß. (O. c. Art. 932.) 

Die Schenkungsacten müſſen ebenſo, wie Die Acten über Annahme der— 
ſelben vor Notarien errichtet werden. (O. c. Art. 931.) 

3. Damit die Kirchenverwaltungen von den den Kirchen zugedachten 
Bermächtniffen Kenntniß erhalten, haben Die Königl. Notarien die Verpflichtung, 
denfelben von jeder folchen Verfügung, die in den bei ihnen errichteten oder 
deponirten Teftamenten enthalten ift, nach dem Ableben des Teſtators Kenntniß 
zu geben. 

(Decret vom 30. Dezember 1809, Art. 58. Arröt6 vom 4. Pluviose XII. 
Art. 2. Deeret vom 12. Auguft 1807, Art. 1) 

4. Die Annahme der Bermächtniffe oder Schenkungen geichieht ent- 
weder Durch das gefammte Presbyterium oder Durch den Pfarrer ald Vorftand 
desjelben. Der Pfarrer muß jedoch durch einen von der zuftändigen höheren 
Berwaltungsbehörde genehmigten Preöbyterialbejchluß hiezu ermächtigt fein. 

Bei Schenkungen kann der Schenfungsaft, worin Die Acceptation ſchon 
enthalten fein kann, zugleich mit dem Presbyterialbeſchluß der höhern Ver— 
waltungsbehörde in Vorlage ‚gebracht werben, 

(Arg. Art. 2 des Decreted vom 12. Auguft 1807.) 


—f — — —— 
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Von der Ermächtigung der Stantsbehörden zur Annahme von 
Bermächtniffen und Schenkungen. 


1. Die Kirchenverwaltungen dürfen Schenkungen und VBermächtniffe 
nur mit Ermächtigung der zuftändigen weltlichen Behörden und Stellen 
annehmen. Ohne diefe Ermächtigung bleiben alle Schenkungen und Vermächt- 
niffe ohne Ausnahme ungültig, und Fönnen zu jeder Zeit von den Schenfgebern 
und deren Erben, ſowie von den Erben der Grblaffer wieder zurüdgefordert 
werden. (C. c. Art. 910. Allerhöchite Verordnung vom 6. Mai 1836, 
A.Bl 1836, S. 205.) 

2. Bezüglich der Gompetenz der ie ee zur Ertheilung 
dieſer Ermächtigung: iſt Folgendes zu bemerken: 

A Weun Die Schenfungen und Bermäätyifie nur Bu 
flüffe zu bereits beftehenden Fonds bilden, jo ertheilen dieſe 

ng% Ä | 
a) die. Rönigl Landcommiſſariate, wenn. Die Schenkungen und 
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Bermächtniffe in Gelb oder Mobilien beſtehen, den Werth von '1AO fl. 
nicht üBerfteigen und mit befonderen Laften nicht beſchwert find; / 

b) die Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, went 
die Schenkung oder das Vermaͤchtniß in Immobillen (ohne Rüdficht 
auf deren Werth) befteht, oder in Geld und Mobilien und. den Werth 
von 140 fl. überfteigen, oder wenn fie überhaupt mit sh Laft 
beichwert find. 

em vom 4. Pluviose XII Decret vom 12. Auguft 1807. Allerh. 
Verorbn. vom 6. Mat 1836. | 

In den beiden sub A. genannten Fällen find dieſe Grmälhtigungen 
mittelft eines fürmlichen Presbyterialbeſchluſſes nachzufuchen, Der mit den 
Schentungsaften oder Teftaments-Auszügen dem vorgeſetzten Königl. Banks 
commifjarinte vorzulegen ift. 

B. Wenn dur die Schenkungen. oder Vermächtniſſe neue Stiftungen 
oder Fonds, d. h. neue Rechts-Subjecte entftehben, fo ift zur Annahme 
derfelben Die Allerhöchfte Genehmigung Str. Majeftät des Königs erforderlich. 

In Diefem Falle hat das Presbyterium die Berhandlungen: Dem vorge- 
jeßten Königl. Decanate vorzulegen , welches dieſelben mittelft gutachtlichen 
Berichtes dem Königl, Confiftorium einzufenden hat. Das Königl. Conſiſtorium 
wird fodann die allerhöchfte Königl. Entſchließung auf dem vorgejchriebenen 
Wege einholen. 

(II. Anhang zur IL. Verf.Beil. $. 19, litt. i. (S. 157.) _Gonfiftorial- 
Drdnung vom 8. September 1809, $. 85 (©. 177.) Formationsverordn. 
vom 17. Dezember 1825, $. 37 (S. 37.) Veordn. vom 6. Mai 1836.) 





$. 109. 
: Verwendung der geſchenkten und legirten Objerte. 


1. Befteht der Gegenftand der Vermächtniffe und Schenkungen in einer 
Geldſumme, jo ſind nach erfolgter vechtögültiger Annahme die Acten dem 
Kirchenrechner zuzuftellen, damit er die Beträge auf geſetzlichem Wege erhebe. 
Das Presbyterium hat ſodann für Die ftiftungsmäßige Verwendung derjelben 
Sorge zu tragen. 

2. Wenn den Kirchen Kapital-Ausftände vermacht oder gefchenkt werben, 
fo hat fich das Presbyterium die entfprechenden Urkunden von dem Schenfgeber 
oder den Erben des Erblafferd aushändigen zu laſſen, und ſofern es bypothe- 
kariſche Schuldverſchreibungen find, dieſelben zu prüfen, ob fie Die erforderliche | 


u ' 
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Sicherheit darbieten. Bejahenden Falles ift dem Schuldner der Teftaments- 
Auszug oder Schenkungsaft, wofern er bei dieſem nicht bereits gegenwärtig 
war und ben Webertrag acceptirte, durch einen Gerichtsbotenact infinuiren zu 
laffen. Sodann ift das Kapital den übrigen Kirchenfapitalien zuzuſchreiben 
und die Schuldverfchreibung mit den bezüglichen Verhandlungen in der Kirchen: 
fifte zu hinterlegen. 

Dietet Die hypothekariſche Verficherung die erforderliche Sicherheit nicht 
dar, ober fteht das Kapital auf Handſchrift aus, jo ift Dasjelbe aufzufündigen 
und einzutreiben, wofern der Schuldner nicht Die erforberlihe Sicherheit 
leiften will. 

3. Befteht der Gegenftand der Schenkungen und PVermächtniffe in 
Mobilien, die nicht zum unmittelbaren Firchlichen Gebrauche beftimmt find, fo 
ift deren Veräußerung zu betreiben und ber Erlös dem SKirchenvermögen beizu- 
Schlagen oder nach Inhalt der Stiftungsurfunde zu verwenden. 

Sind die geſchenkten oder vermachten Mobilien ihrer Natur nach, mie 
3.8. Wbendmahlgefäße, Altartücher u. ſ. w. oder nady dem Willen des Stifters 
zum unmittelbaren kirchlichen Gebrauche beftimmt, fo find biefelben in Das 
Anventarium einzutragen und zu ihrem Zwecke zu benüßen. 


4. Sind Immobilien der Gegenftand der Schenkungen oder Ber: 
mädhtniffe, jo müffen die Schenfungsaften (nicht aber auch die Teftamente) 
in dem Hypothekenbureau des Bezirkes, worin fie gelegen find, trans: 
feribirt werden. (C. c. Art. 939.) 

Sodann find die gefchenkten oder vermachten Immobilien in das 
. Inventarium einzutragen und deren Ab: und Zufchreibung im Satafter zu 
veranlaſſen. 

Sie werden benutzt, wie die übrigen Kirchengüter, wenn der Teſtator 
oder Schenkgeber nicht anders verfügt haben ſollte. 

Sollen fie nach Inhalt des Teſtaments oder der Schenkungs-Urkunde 
dem zeitlichen Pfarrer oder einem andern Kirchendiener ald Bejoldungsftüde 
überwiefen werben, fo müfjen fie auch in die betreffende Faffion ($.27, 124) 
eingetragen werben. 

Wenn ein zeitlicher Pfarrer oder Kirchendiener in Folge einer Schenfung 
oder eines Vermächtniſſes eine Befoldungsmehrung erhält, fo ift ebenfalls 
Erwähnung bievon in der Faſſion zu machen. 
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$. 110. 


Beſondere kirchliche Vorſchriften in Betreff der Vermãchtniffe 
und Schenkungen. 


Dem Königl. Conſiſtorium muß jährlich eine Ueberſicht über Die zu 
Gunften der Kirchen gemachten Schenkungen und Vermaͤchtniſſe, mit Einſchluß 
der erhobenen Kirchencollecten, vorgelegt werden. 

Bu dieſem Zwecke beſtehen zufolge O.C.E. vom 12, Februar 1841 
folgende Anordnungen: 

1. Die Pfarrämter haben im Monat Januar an die Königl. Decanate 
ein Verzeichniß jämmtlicher im Laufe des vollendeten Kalenderjahres den Kirchen 
ihres Pfarrſprengels zugefallenen Schenkungen und Vermächtnifje und erhobenen 
Gaben einzufenden. | 

2. In dieſes Verzeichniß find namentlich aufzunehmen 

a) die wirklichen Stiftungen, d. i. alle Diejenigen. Summen, welche 

‚ bem ‚Kirchen oder Pfarrvermögen für bleibende Zwecke zufallen, mit ’ 

Angabe, wann die Ermächtigung zur Annahme erfolgt if; 
b) die Manual: (Hand:) Gefchenfe ©) an baarem Gelbe, 4) an Kabural 
gaben, 3. B. für Beleuchtung, Paramente, Verſchönerungen der Kirchen 
u. ſ. w., bei Ießteren mit Angabe des ungefähren. Geldwerthes ; 
c) die in den Kirchen erhobenen Gollecten, und zwar: 
a) die ftändigen und 
2) die unftändigen, 
beide einzeln und unter Angabe ihrer Beftimmung; 

d) die gewöhnlichen Kircheneinlagen; 

3. Die Königl. Decanate haben diefe Anzeigen, in tabellarifcher. Form 
zufammengeftellt, dem Königl. Gonfiftorium bis zum 31. März jeden Jahres 
einzuſenden. 
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vierte Abtheilung. 
Bon der Erhebung der kirchlichen Ginkünkte. 


' g1l. 
Verpflichtungen des Rechners. 


4. Der SKirchenrechner ift verpflichtet und ausſchließlich befugt, 
die nöthigen Betreibungen und Verfolgungen für die Erhebung der Kirchen: 
Einkünfte zu machen. 

‘ (Arg. arrets6 19 Vendömiaire XII. Deeret vom 30. Dezember 1809, 
Art. 25. Verordn. vom 8. Januar 1819, $. 46 ff.) 

2. Der Rechner muß alle Berfolgungen. rechtzeitig, d. h. ‚gleich nad) 
Berfallzeit der Schulb einleiten. Er bleibt für allen Schaden. verantwortlich, 
welcher aus feiner Nachläffigkeit der Kirche entfteht. | 

3. Insbeſondere hat er für alle während feiner Amtsführung zum 
Nachtheile der Kirchen. eingetretenen Verjährungen zu haften. 

In diefer Beziehung wird im Allgemeinen bemerkt, daß alle Dinglichen 
und perſönlichen Klagen, wenn das Geſetz Feine andere Frift beftimmte, binnen 

30 Yahren verjähren. 

Grundrenten, Pacht⸗ ui Miethzinfen jeder Art, Kapitalzinfen, — 
überhaupt alle Forderungen, welche jährlich oder in noch kürzeren Friſten 
zahlbar find, verjähren in fünf Jahren. (Art. 2262, 2267 C. c.) 

4. Die Binfen der auf Hypothek ausgeliehenen Kapitalien verjähren 
zwar auch in fünf Jahren; den hypothekariſchen Rang des Kapitald genießen 
diefe Zinſen jedoch nur für das laufende und die zwei vorhergehenden Jahre, 
wenn für den übrigen Zinsrüdftand nicht eine beſondere Einfchreibung genommen 
wird, in welchem Falle er den Rang diejer neuen Einjchreibung erhält. 

(Art. 2151 C. c.) 

Der Rechner darf daher nie mehr ald zweijährige Zinsrüdftände auf: 
wachjen Lafjen, weil fonft die Kirche leicht Verlufte erleiden könnte, für Die er 
haftbar bleibt. 
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5. Der Rechner ift verpflichtet, ein von dem Königl. Landcommiſſariat 
numerirted und paraphirte® Tagebuch auf frei Papier zu führen, in welches 
er Tag für Tag jede einzelne Einnahme und Ausgabe, die er für die Kirche 
macht, einjchreibt. | | 

(Decret vom 30. Dezember 1809, Art. 81. Verordn. vom 8. San. 1819, 
8. 49. Gemeinderechnungs-Auftruction $. 24, wo ein Formular für Diejes 
Tagebuch abgebrudt ift.) 

6. Der Rechner kaun aus dem einzigen Grund entlafjen werden daß 
er entweder gar kein Tagebuch oder dieſes mit weſentlichen Gebrechen gegen 
die Vorſchrift geführt hat. (Gemeinderechnungs-Inſtruction $. 25,) 





$. 112. 
Bon den Zwangsmaaßregeln gegen die Kirchenſchuldner. 


1. Die zwangsweiſen Eintveibungen der: Kirchengelber geichehen entweder 

auf ad miniftrativem ober gerichtlichem Wege. 
(Gemeinderechnungs-Inftruction $. 108.) 

2. Mle jene Geldbeträge, deren Erhebung die zuftändige Verwaltungs- 
behörbe mittelft eines befonderen Bejchlufjes, wie z. B. Umlagen und Rechnungs- 
Rezeffe, angeordnet: hat, werden anf adminiſtrativem Wege mittelft ber 
Steuerboten eingetrieben, 

3. Bei Einleitung von abminiftrativen gZwangsmaaßregeln hat ſich der 
Rechner genau nach den Vorſchriften zu richten, welche in der Gemeinde⸗ 
rechnungs⸗Inſtruction $. 113—184 enthalten find. 

Abdruck diefer Inftruction in der Gemeinde-Gefeßgebung der Pfalz $. 177 fi.) 

4. Alle andern kirchlichen Ginkünfte, insbejondere jene, welche ſich auf 
Eontracte fügen, wie z. B. Rapitalginfen, Grundrenten jeder Art, Steigpreife 
u. ſ. w., müfjen durch gerichtliche Zwangsmittel eingetrieben werden, 

| "Gehbdh fteht es dem Rechner zu, den Schulbnern durch den Steuerboten 
eine Mahnung ertheilen zu laſſen, gegen die eine gerichtliche Oppoſition nicht 
zulaͤſſig iſt. 

5. Gründet ſich die Schul auf einen Notariatsakt, auf ein Urtheil 
oder auf eine ſonſtige executoriſche Urkunde, ſo wird der Schuldner unmittelbar 
ohne vorausgehende beſondere Klage durch einen Gerichtsboten auf Zahlung 
verfolgt. 

6. Wird gegen dieſe Verfolgung von Seiten des Schuldners gerichtliche 
Oppoſition erhoben, ſo muß der Rechner das Presbyterium hievon in Kenntniß 


I 
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ſetzen, damit für Die Kirche renhtzeitig bei dem Königl. Bezirksgerichte ein 
Anwalt beftellt werbe, 

7. Muß ein ausftehendes Kapital aufgetündigt und eingetrieben werben, 
fo hat der Rechner, wenn der Schuldner Fein anderes greifbares Vermögen 
befigt, eine Immobiliar-Zwangdveräußerung gegen benfelben einzuleiten. | 

8 Zur Einleitung einer folchen Prozedur, die auf Anftehen des Pres- 
byteriums und des Nechnerd erfolgt, muß fich daS erfte wie bei einem 
gewöhnlichen Prozefje die Ermächtigung der höheren Berwaltungsbehörbe 
erholen. ($. 134 unten.) 

9. Nach erlangter Ermächtigung find die Akten einem Gerichtöboten 
zu übergeben, welcher Die erften Verfolgungen bejorgt, und Die Verhandlungen 
einem ihm durch das Presbyterium zu bezeichnenden Anmwalte bei dem Königl. 
Bezirksgerichte übergibt, Damit dieſer durch das Gericht einen Königl. Notär 
zur Abhaltung der Verfteigerung ernennen laffe. 

10. Alle Verfolgungen, mit Ausnahme der Immobilie: Zwangsver- 
Außerung, gejchehen auf Anftehen und im Namen des Rechners, Der hiezu eine 
—— Ermaͤchtigung nicht nöthig hat. 

(Arg. Art. 1 des Arrete vom 19. Vendémiaire XIL) 





$. 113. 
Bon den Termin-Bewilligungen. 


41. Der Rechner darf den Kirchenfchuldnern Feine Termine bewilligen, 
fondern hat diefelben mit ihren deßfallſigen Gejuhen an das Presbyterium 
zu verweilen. (Gemeinderechnungs-Inſtruction $. 70, letzter Abſatz.) 

2. Auf die Anträge des Presbyteriums find die Königl, Landeom— 
mifjariate ermächtigt: 

a) den Schuldnern mäßige Termine in den Fällen zu geftatten, wo feine 
Gefahr für die Kirche zu beforgen ift; _ 

b) Pachtnachlaͤſſe wegen Elementar-Ereigniffen zu bewilligen, wenn jene 
nicht den vierten Theil des Pachtes überfteigen; im anderen Falle 
bewilligt Die Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, den Nachlaß. 

(Gemeinderechnungs-Inftruction $. 112.) 

3. Diefe Terminbewilligungen und Nachläffe beziehen fich felbftverftänd- 
lich nur auf Kircheneinfünfte, nicht aber auch auf die Pfarreinfünfte, wo ber 
Nutznießer die Termine und Nachläffe zu bewilligen hat. 


Erbebung der Einkünfte, $. 115. 5983 


6. 114. 
Unbeibringlice Ausftände. 


Ergibt ſich durch die angeſtellten Verfolgungen, daß ein Ausſtand 
wegen es des Schuldners ungiebig ift, fo kann der Rechner 
denjelben als unbeibringlich in der Rechnung in. Ausgabe ftellen. 

Er muß aber beweijen, daß er rechtzeitig, jedoch ohne Erfolg, Die nöthigen 
Schritte gethan hat, um den Ausftand einzutreiben, zu welchem Zwecke bie 
über die Verfolgung errichteten Akten dem Presbyterium vorzulegen find, welches 
ben entfprechenden Antrag bet dem Königl. Landeommiffariate zu ftellen hat. 

2. Iſt ein Kirchenfchuldner notoriſch unzahlfähilg und tft zu befürchten, 
daß auch die Verfolgungskoften noch zu Verluſt gehen würden, jo kann ber 
Rechner auch ohne Durführung der Verfolgungen einen Antrag auf Nieber- 
Ichlagung des ungiebigen Ausftandes bei dem Presbyterium ftellen. 

3. Das Königl. Landeommiffariat genehmigt in der Regel alle Anträge 
der Preöbyterien auf Niederfchlagung ungiebiger Poſten. 

(Verordnung vom 8. Januar 1819, $. 70 u. 71.) 

Ausnahmsweife ift Die Genehmigung der SKönigl. Kreisregierung, 
Kammer des Innern, erforderlich: 

a) wenn die Unbeibringlichleit de8 Ausftandes durch Die Schuld des 
Rechners herbeigeführt worden ift, und 

b) wenn Sapitalien, Güterfteigjchillinge, Rechnungsrezeſſe oder ſonſtige 
Theile des Kapitalvermögens der Kirche als ungiebig und zu Verluſt 
gegangen abgeſchrieben werden ſollen. 

(Gemeinderechnungs⸗Inſtruction $. 265, $. 85 A 1, b oben.) 

4. Auf den Grund der genehmigten Anträge des Presbyteriums ift Der 
Rechner befugt, die entfprechenden Beträge in Ausgabe zu bringen. Kapital: 
theile, Güterfteigfchillinge ꝛc. find, foweit fie noch nicht in Ginnahme ftehen, 
in Einnahme vorzutragen. 





$. 115. 
Bon der Auffiht über den Rechner. 


1. Die Kirchenrechner ftehen unter der Aufficht des Königl, Landeom— 
miffariatd und des Presbyteriums. 
Der Borftand des Presbyteriums oder ein anderes hiezu fpeziell Delegirtes 


Mitglied desjelbeu hat jeden Monat das Tagebuch des Rechners au ne 
Handbuch der Berfaffung und Verwaltung ber prot..ed. Kirche der Pal. 
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und abzuſchließen und ſich zu überzeugen, ob der baare Kaſſenvorrath vor: 
handen ift. 

Außerdem wird Buch den Königt. Randeommiffariats-Actuar eine gründ- 
liche Berification der ganzen Gefchäftsführung des Rechners «von Zeit zu Zeit 
ftattfinden, 

Bei bedeutenden Fonds kann auch die König, Kreisregierung eine 
regelmäßige periodifche Verification des. Rechnungsweſens anordnen. 

2. Wenn dur Die Unterfuchung bei einem Kirchenrechner ein Kaſſen— 
defekt conftatirt wird, jo hat das unterfuchende Preöbyterial-Mitglied ober der 
Commiſſär hierüber ein Protokoll zu errichten und dasſelbe an das Königl. 
Landcommiſſariat einzufenden. Ä 

Das Königl. Landeommifjariat kann gegen den einer Geldunterſchlagung 
verbächtigen Kirchenrechner einen Verhaftsbefehl erlaſſen, der aber erſt, nachdem 
er von dem Königl. Landgerichte vilirt iſt, in Vollzug gejeßt werben Fann. 

(Gemeinderehnungs-nftruction $. 91 u. 104.) 

Die Verhandlungen find in jedem "alle ber Königl. Kreißregierung 
vorzulegen, damit diejelbe die Vorgerichttellung.. des Kirchenrechners anorbnen 
könne. (Bergl. $. 83 oben.) 


Verwendung der Einkünfte, 8. 116. 595 


Fünfte Abtheilung. 
Bon der Berwendung der kirchlichen Einkünfte. 


$. 116. 
Allgemeine Beftimmung. 

1. Bezügli der Verwendung zerfällt das Kirchenvermögen in das 
Pfarrvermögen und in das Kirchenvermögen im engeren Sinne. 

Unter dem Pfarrvermögen (Pfarrwitthum) find alle jene Ber- 
mögenstheile der Kirche begriffen, welche dem Pfarrer wegen feines Dienftes 
als Bejoldungstheile zum unmittelbaren Genuffe zugewiefen find. 

Der übrige Theil des Kirchenvermögens, deſſen Einkünfte zur Beftreitung 
der kirchlichen Bedürfniffe beftimmt find, heißt „Kirchenvermögen im 
engeren Sinne” 

2. Sind gewilfe Vermögenstheile anderen Firchlichen Bedienfteten, al3 
dem Gantor, Organiften u. ſ. w. ihres Dienfte8 wegen zum unmittelbaren 
Genuß überwiefen, fo werden dieſe Vermögenstheile in rechtlicher Beziehung 
dem Pfarrvermögen gleichgeftellt, und es gilt von ihnen eben dad, mas in den 
nachftehenden $$. von dem Pfarrvermögen gejagt werden wird. 

3. Das Pfarrvermögen und das SKirchenvermögen im engeren Sinne 
dürfen nicht mit einander vermijcht werden, fondern find im Rechnungswejen 
getrennt zu behandeln. 

Das Presbyterium und der Nechner bleiben dafür verantwortlich, wenn 
durch eine ſolche Vermiſchung dem Kirchenvermögen im engeren Sinne ein . 


Nachtheil entfteht.. 
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Erjter Abſchnitt. 
Von dem TPfarrvermögen. 





$. 117. 


Bon den Nechten und Pflichten des Pfarrers bezüglich des 
Pfarrvermögens im Allgemeinen. 


1. Dem Pfarrer, fteht an dem Pfarrbermögen der Nießbrauch zu, und 
er hat die Rechte und Pflichten eines Nubnießerd nach den Beftimmungen des 
Civilgeſetzbuches, ſoweit diefe nicht Durch Die in den folgenden $$. enthaltenen 
gejeglichen Beftimmungen eine Mopdification erlitten haben. 

(Decret vom 6: November 1813.) 

2. Dieje Rechte und Pflichten geftalten ſich nach der Verjchiedenheit 
der Beftandtheile des Pfarrvermögens verfchieden. Das Pfarrvermögen kann 
beſtehen: 

a) in Gebäuden, 

b) in liegenden Gründen, 
ce) in Rapitalien, 

d) in Grundrenten, 

e) in Berechtigungen. 

3. Der Pfarrer hat von jeinem Pfarreinfommen die Einfommenfteuer 
perjönlich zu entrichten. Bon der Einfommenjtener find jedoch jene Ginfommens- 
theile befreit, für welche jchon eine andere directe Steuer. entrichtet wird. 
Demnach ‚unterliegen die Grträgniffe der Pfarrgüter und der Pfarrhäuſer nur 
in fo fern der Einfommenfteuer, als der Pfarrer. Die entfprechende Grund- und 
Häuferfteuer nicht felbft entrichtet. Wäre dieſes der Fall, jo Fönnte Die 
Zuläffigfeit der Einfommenfteuer nicht aus dem Umftande gefolgert werben, 
daß dem Pfarrer Die Steuern bereit3 in der Faſſion qutgejchrieben , denn dad 
Geſetz will Ausfchliegung jeder Doppelbefteuerung, 

Hieraus folgt, Daß auch jene Einfommensquellen, welche bereits mit der 
Kapttalrentenfteuer belegt find, nicht nochmals zur Einfommenfteuer angezogen 
werben können. 

Den Pfarrern ift geftattet, den ‚von ihnen zu beftreitenden. Aufwand 
für einen Pfarrvicar an dem Pfarreinfommen abzuziehen, wogegen der leßte 
für fein Einkommen felbftftändig beftenert wird. 

(Art. 8 des Einfommenftenergejeßed vom 31. Mai 1856.) 

4. Der Pfarrer bat alle Gefälle der Pfarrei, Pachtzinfen, Kapitalzinſen, 
Grundrenten u. ſ. mw. felbft zu erheben oder auf feine Gefahr und Koften 
erheben zu laſſen. 


Verwenbung ber Einkünfte,  $. 119. 597 


Er kann jedoch mit. Diefer Erhebung auch den Kirchenvechner beauftragen, 
welcher Die @intreibung nach Vorjchrift der 88. 111 ff. oben zu beſorgen 
hat. Die Hebliften müſſen in diefem Falle dem Königl. Randeommiffartate 
zur Vollziehbarerflärung vorgelegt werben. 

Dieje Einnahmen, wofür der Pfarrer dem Kirchenrechner die üblichen 
Hebgebühren zu entrichten verpflichtet ift, dürfen in. der Kirchenrechnung nicht 
erjcheinen, fondern es bleibt Deren Verrechnung Privatjache zwifchen dem 
Pfarrer und dem Kirchenrechner. 

(Berorbnung vom 1. Dezember 1822, IntBl. 1822, ©. 949.) 

5, Wenn dem Pfarrer: das Recht zum Bezug eines Gefälles ſelbſt 
beftritten wird, jo. kann nur das Presbyterium die Rechte de: Pfarrei geltend 
machen uud verfolgen. (Art. 14 des Decrets vom 6. November. 1813.) 





$. 118. 
Bon den Pfarrgebäuden. 


1. Wegen der Rechte und Pflichten des Pfarrerd bezüglich der Pfarr- 
gebäude ift oben $. 117 bereits dad Erforderliche bemerft worden und es wird 
bier einfach mit dem Bemerken darauf verwiefen, daß die zur Pfarrei gehörigen 
Deconomiegebäude nach gleichen Grundjäßen zu behandeln find. 

2. Hinfichtlich der Anlage der Häuferfteuer bei Pfarrgebäuden enthält 
der $. 17, Abf. 2 des Häuferfteuergefeßed vom 15. Auguft 1828 wörtlich 
folgende Beftimmung: 
| „Bei Pfarrhöfen in foldhen Orten, in welchen die Häufer nach der 
„Miethe ($. A litt. a. des Geſetzes) in Die Steuer gelegt werben, foll jedoch, 
„in jo fern dieſelben nicht vermiethet, fondern blos zur Wohnung des Pfarrers 
„verwendet find, die Steuerzahlungspflichtigfeit nur nad) dem Nutzen bemefjen 
„werben, den diefelben den Pfarrern als Wohnung gewähren.“ 


$. 119. 
— Bon den Pfarrgütern. 
1. Der Pfarrer bat das Recht, die Pfarrgüter entweder jelbft zu 


benüßen oder fie zu verpachten. 
Bei der Selbftbenügung hat er ſich nach den Regeln der Landwirthichaft 
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zu richten und die Güter wie ein rvechtichaffener Familienvater zu: behandeln. 
Für jeden verfchuldeten Schaden bleibt er haftbar, insbejondere für jede 
Ufurpation, wodurch das Eigenthum der Kirche an den Pfarrgütern gefährdet 
werden fönnte. 

(Decret vom 6. November 1813, Art. 7. RatificationsOrdnung $: 2.) 

2. Bezüglich der Verpachtung der Pfarrgüter enthält die im Einver- 
nehmen mit dem Königl. Gonfiftorium erlaffene Regierungs-Verordnung vom 
20. März 1847 (A.Bl. 1847, ©. 175) folgende Vorſchriften: 

a) die Verpachtung von Weinbergen ift: unbedingt unterjagt; 

b) Wiefen und mit ewigem- Klee angelegte: Aeder dürfen ohne bejondere 

Ermächtigung nicht über ein Jahr verpachtet werben ; 

c) dem jeweiligen Pfarrer ift es geftattet, das übrige Aderland, mit 
Ausnahme von drei Tagwerfen, bis zu ſechs Jahren einfchließlich zu 
verpachten. Für Die Verpachtung Diefer drei Tagwerke, in jo fern fie 
über ein Jahr dauern fol, wird Die vorgängige Ermächtigung 
erfordert; 

d) die hier vorgejchriebenen Grmächtigungen werden, wie oben $. 118 
bereitö bemerkt, von den Königl. Landeommiffariaten nach vorgängigem 
Benehmen mit den Königl. Decanaten, ertheilt; 

e) gegen Pfarrer, welche diefen Anordnungen zuwiderhandeln, wird nad 
Umftänden die geeignete Einjchreitung ftattfinden. 

3. Menn die Pfarrgüter auf länger ald 9 Jahre verpachtet werben 
follen, jo kann dies nur auf einen wohl motivirten Antrag des Presbyteriums 
durch die Königl. Kreisregierung nach Vernehmung des Königl. Conſiſtoriums 
genehmigt werden. | 

(Decret vom 6. November 1813, Art. 9. Bergl. $. 89, „@ 4 oben.) 

4. Bei Verpachtungen dürfen ſich die Pfarrer außer dem Pachtpreife 
und dem Erſatze der Verpachtungskoſten feine bejondern Nebenbezüge bedingen, 
wodurch der Pachtpreid in den folgenden Jahren ſich geringer geftalten müßte, 
ihren allenfallfigen Nachfolgern alſo Nachtheile entftehen würden. 

Im Falle der Zuwiderhandlung kann der Nachfolger die Aufhebung 
des Pachtes oder eine entjprechende Entiehädigung begehren. 

(Decret vom 6. November 1813, Art. 10.) 

5. Pfarrwaldungen find ebenjo, wie die Kirchenwaldungen zu behandeln 
($. 90 oben), jedoch hat der Pfarrer die Erträgnifje des jährlichen Holzjchlages 
jelbft zu beziehen, und kann diefelben in Natur verwenden oder auf jebe 
beliebige Weife veräußern. (Decret vom 6. November 1813, Art. 12.) 





Verwendung'der Einfünfte, 8. 120, 599 
77120 | 
. Bon den. Steuem und Umlagen der Pfarrgüter. 


Sn ‚Barren: iR als Nutznießer - verpflichtet, die. auf die, Pfarrgüter 
fallenden Steuern und Umlagen jeder Art (Kreis-, Diftrifts- und Gemeinde: 
Umlagen) zu bezahlen. (&.:6.:B. Art. 608. Decret vom 6. Nov. 1813, Art. 6.) 


Dieſer Grundfa erleidet folgende Ausnahmen: 

a) wenn kraft eines befonderen Rechtötiteld das SKirchenvermögen oder 
die politifche Gerneinde die Steuern zu tragen hat, in welchem Falle 
denjelben auch im; Zweifel Die Umlagen zu Laſt Fallen, Wergleiche 
$: 128 unten); 

b) durch Die Verorbnungen der gemeinjchaftlichen Yaudes-Adminiftration 
vom 42. Juli 1814 und 18. Februar 1815 wurden ‚die den Pfarrern 

und Schullehrern als Bejoldungstheile zugewiefenen Güter von’ der 
Laſt der außerordentlichen Umlagen befreit und diefe dem Sirchen- 
vermögen und -fubfidiarifch den Cultusgenoſſen aufgelegt. 
Die Verordnung vom 48, Ent 1815 enthält hierüber folgende 
Beftimmungen: 

$. 1. Die ſämmtlichen Schullehrer ohne Unterſchied find von allen 
anßerordentlichen Umlagen befreit, welche zu Dedung allgemeiner oder Gom. 
munal-Kriegstoften und SKriegsfchulden bisher ausgefchrieben worden find oder 
noch ausgefchrieben werden, foweit folche die ihnen zur nöthigen Subftftenz aus 
dem Schul: oder Kirchenfond als Nütznießung überlaſſenen Häuſer oder 
Güter treffen. | 

82%. Den Pfarrern ſämmtlicher Confeſſionen fteht eine gleiche Be— 

freiung nicht blos für jene Pfarrgüter zu, deren Ertrag in ihre Staatsbeſoldung 
eingerechnet wird, fondern auch noch weiter für Diejenigen, welche nur mit 50 
Francd oder darunter an Grundfteuer belegt find. 

$. 3. ‚Diejenigen Pfarrer aber, welche von ihrem in dem Staatägehalte 
nicht eingererhueten. Pfarrgute ‚ein guößered Steuerquantum entrichten, find 
gehalten,. Die auf Deu. Beamer fallende Concurreamete ex propriis zu 
bezahlen, 
$: 4. Der im Semi: — —— Ausfall, welcher 
nach dem vorſtehenden $. 1 und 2 von den Schullehrern und Pfarrern nicht 
erhoben werden darf, ſoll von dem Ertrag der Kirchengüter (Fabrik) und, 
ſoweit dieſer nicht zureicht oder wo deſſen keiner exiſtirt, von den Pfarrgenoſſen 
der betreffenden Pfarrei, und Pe ** der — des Cultus, 
getragen werden. 
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Diefer Ausfall kann da, wo es der Stand der Gemeindekaſſe zuläßt, 
und wenn die Gemeinde nicht aus verjchiedenen Religionsgenofjen befteht, aus 
der Gemeindekaffe ergänzt werben. Wo dies aber der Fall nicht ift, da muß ein 
eigener Austheiler auf die beitragspflichtigen Glieder der betreffenden Kirchenge- 
meinde verfertigt und von dem kgl. Landeommiffariat egecutorifch erklärt werben.!) 


$. 121. - 
Ratifications - Ordnung, 


Der zeitliche Pfarrer hat als Nupnießer des Pfarrgutes (mie oben 
bemerkt) alle mit dieſem Rechtöverhältniffe verbundenen Rechte anzufprechen 
und ebenfo auch Die entfprechenden Pflichten zu erfüllen. 

Zufolge Art. 599, Abjak 2 des CG.B. hat der Ufufructuar nach 
beendigtem Nießbrauche für Verbefjerungen, Die er an dem Gütern vorgenommen, 
feine Entſchaͤdigung anzujprechen. 





N) Zum befieren Berftändnik diefer Berorbnung ift noch folgende Dispofition 
einer Regierungs-Entihließung vom. 18. Dezember 1846 zu bemerken: 

„Die Befreiung ber Pfarrgüter von den auferorbentlihen Umlagen beruht 
nicht auf einem allgemeinen Geſetze, denn das Rechtsverhältniß des Pfarrers ift nicht 
volljtändig das de3 Uſufructuars, weil er einem Gigenthümer (der Pfarrei) gegenüber: 
fteht, der e8 nur dem Namen nad ift und zu keiner Zeit in ben Genuß feines Eigen: 
thums gelangt, daher auch nicht zu den Verpflichtungen angehalten werden Tann, welde 
nah dem Art. 609 des Civilgeſetzbuches dem Eigenthümer obliegen. Sie beruht vid: 
mehr auf einer im Intereſſe der geringer botirten Pfarreien geftatteten Ausdehnung ber 
nur bie Umlagen zur Tilgung der Kriegsſchulden betreffenden Verordnung der gemein: 
ſchaftlichen Landes:Adminiftration vom 18. Februar 1815 auf andere außerordentliche 
Gemeinde-Umlagen. Dieſe Verordnung beftimmt aber im Art. 2, daß die Pfarrgüter, 
welche in die Staatsbejoldung eingerechnet jeien, gänzlich, die übrigen aber nur für ein 
Steuerguantum von 50 Franken von den auferordentlichen Umlagen für die Kriegs: 
ſchulden verſchont bleiben follten. Wie dieſe Unterfcheidung ber Pfarrgüter zu verftehen 
fei, darüber haben die Acten ber gemeinſchaftlichen Landes:Abminiftration volftändige 
Gewißheit. Sie hatte nämlich vor Augen, daß bei ben Katholiten bie Erträgniffe bes 
Pfarrguts an dem Stantögehalte in Abzug gebradjt wurden, diefelben daher nicht durch 
aufßerorbentliche Laften gejchmälert werben dinften, während bei ben proteftantifchen 
Pfarreien der Stantögehalt ohne Rüdfiht auf den Ertrag des Pfarrguts unverändert 
blieb. Bei den letztern war es lediglich ihre Abſicht, die gering: Dotirten zu erleichtern, 
fie beitimmte daher ein Steuerguantum von 50 Franten, für welches eine Befreiung 
von den außerorbentlihen Umlagen ftattfinden folle.* 


Berwendbung ber Gintünfte, 8. 121. 801 


Die beſonderen Berhältniffe, welche bei dem Genuffe der Pfarrgüter 
obwalten, haben es jedoch, nöthig gemacht, eine Abweichung von dieſem allge: 
meinen civilrechtlihen Grundſatze eintreten zu lafjen. Die in dem Art. 599 
enthaltene Verfügung beruht wejentlich Darauf, "daß der gewöhnliche Nießbrauch 
fih in der Regel auf Lebenszeit oder doch auf eine beftimmte Reihe von Jahren 
erſtreckt, daß hiernach der Nußnießer im Allgemeinen im Stande ift, den 
Umfang feiner Verwendungen zu bemefjen und fie jo einzurichten, daß ihm der 
bauptfächlichfte Nugen davon noch jelbft zu gut kommt. Andere Verhältnifje 
treten bei dem Genuffe der Pfarrgüter ein; bier ift Die Dauer des Genufjes 
durch die Möglichkeit unvorhergefehenen Amtöwechjeld, welcher befonderd bei 
geringern Pfarreien häufig eintritt, viel mehr in das Ungewiſſe geftellt, laͤßt 
alfo weniger eine MWahrjcheinlichfeits-Berechnung in Bezug auf den aus den 
Verwendungen noch jelbft zu beziehenden Vortheil zu. Dann vereint fich noch 
mit dieſen Verhältniffen der Umftand, daß, während bei dem gewöhnlichen 
Niepbraud das Gut nach deffen Beendigung in Die Hände des Gigenthümers 
zurüdfällt, der alddann wieder für deffen Erhaltung und Verbeſſerung Sorge 
tragen Fann, die Pfarrgüter dagegen fortwährend von Nußnießer zu Nußnießer 
übergehen, und daher nicht in ihrem Gulturftande vorfchreiten können, wenn 
ihre zeitlichen Inhaber nicht Verficherung haben, für ihre zu deren Verbeflerung 
gemachten Auslagen Erfaß zu erhalten. 

Der Art. 585 des Civil-Geſetzbuchs fpricht in feinem zweiten Abſatz den 
weiteren allgemeinen Rechtsſatz aus, daß alle Früchte, die fi an den Zweigen 
oder an der Wurzel auf dem dem Niepbzauche umterworfenen Grundftüde in 
dem Augenblide, wo fich der Nießbrauch endigt, befinden, dem Gigenthümer 
gehören, ohne daß ber Nußnießer eine Entſchädigung für die Gulturfoften in 
Anſpruch nehmen könnte. 

Eine ſtrenge Anwendung dieſes Grundſatzes würde den abgehenden 
Pfarrer im höchſten Grade benachtheiligen. Es wurde daher auch ſchon durch 
das Decret vom 6. Dezember 1813, Art. 24, bezüglich der katholiſchen Kirche 
vorgejchrieben, daß die Pfarreinfünfte zmifchen dem abgehenden Pfarrer oder 
feinen Erben und dem neu aufziehenden nach Verhaͤltniß der Dienftzett vertheilt 
werben follen. & 

Um nun eine allgemeine Norm feftzuftellen, nad; welcher zwiſchen dem 
abtretenden Pfarrer, beziehungsweife feiner Wittwe und feinen Erben, und 
dem aufziehenden Pfarrer wegen der Verbefferungen des Pfarrgutes, ſowie 
wegen der Theilung der Erndte des Erledigungsjahres abgerechnet werden muß, 
wurde im Benehmen mit den General-Synoden von 1825 und 1837 eine 
RatificationsOrdnung entworfen, welche, nachdem fie die Allerhöchfte Sanction 
Sr. Mafeftät des Königs erhalten hatte, am 21. Auguft 1839 im Amtöblatte 
1839, ©. 395, bekannt gemacht worden ift. 
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Es folgt won derjeben nachftehend ein wörtlicher Abbrud: 
EELETE 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 1. Jeder proteftantiiche Pfarrer übernimmt mit dem Antritte einer 
Pfarrei die Verpflichtung, feinen Amtsvorgänger oder deſſen Erben für die 
durch gegenwärtige Verordnung begründeten Anſprüche zu befriedigen. 

Art. 2. Der zeitliche Pfarrer it verbunden, das Pfarrgut nach den 
Regeln der Landwirthichaft und der Natur des Bodens zu bauen oder bauen 
zu laſſen, und feinem Nachfolger die Pfarrgüter in gutem baulihem Zuftande 
zu hinterlaffen. 

Art. 3. Dagegen hat der abgehende Pfarrer gegen feinen Nachfolger 
Entjhädigung anzufprechen: 

a) für die am -Pfarrgute angebrachten bleibenden Verbefjerungen, 

b) für den Antheil an den Grträgniffen Des Pfarrgutes in dem Jahre, 
in welchem er die Pfarrei verläßt. 

Titel LI. 
‚Bon den Verbeſſerungen des Pfarrgutes, 

Art. 4: Berbefjerungen am Pfarrgute begründen einen Entichädigungs- 
Anſpruch gegen den Nachfolger, wenn fie den gewöhnlichen Güterbau über: 
jchreiten, nicht lediglich zur Zierde gereichen, jondern einen wahten und dauernden 
Nußen gewähren. 

Art. 5. Der Pfarrer, welcher eine derartige Verbeſſerung vornehmen 
will, bat bei dem Königl. Decanate einen vorher dem‘ Predbyterium zur 
Prüfung und gutachtlichen Aeußerung vorzulegenden Plan einzureichen, welcher 
folgende Angaben enthält: 

a) eine genane Bejchreibung der beablichtigten Verbeſſerung mit: Tpezieller 
Bezeichnung. der Grundftüde, ihres Flächeninhaltes und ihres der 
maligen Zuftandes ; 

b) den dermaligen jährlichen Ertrag der zu verbeflernden Grundſtücke; 

ec) eine möglichft genaue Koftenberechnung der Verbefferungen ; 

d) den muthmaßlichen jährlichen Ertrag der Güter nach Vollendung der 
Verbefferungsarbeiten ; 

.e) die Zahl der. Jahresraten, in welchen die Entjchäbigung zu leiſten 
wäre, fowie das Jahr, in welchem die erſte Entſchädigungsrate 
fällig würde: 

Art. 6. Das Königl. Decanat prüft dieſen Plan, geeigneten Falls ‚mit 
Zuziehung von Sachkundigen, und ertheilt demjelben die Genehmigung: 

a) wenn die beabfichtigten Arbeiten den . bed Pfarrgutes nach⸗ 
baltig erhöhen ; 
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b) wenn, die Koften der Verbefferung mit dem - nachhaltigen: höhern 
Ertrage des Pfarrgutes in richtigen Verhältniſſe ftehen; 

ec) wenn die Periode, in welcher Die Entſchädigung in jährlichen: Raten 
geleiftet werben joll, nicht zehn Jahre, und der Betrag einer Jahres- 
rate nicht den fatirten jährlichen Ertrag. des betreffenden Grundſtücks 
überfteigt. Sollte der verbejjernde Pfarrer jelbit Decan fein, jo wirb 
auf feine Anzeige vom Königl. Gonfiftorium ein benachbarter Decan 

committirt, dasjenige zu beforgen, was in gegenwärtigem Art. 6° den 
Decanen aufgetragen: ift. 

Art. 7. Berbefferungen, welche einen höhern Koftenaufwand erfordern, 
fönnen nur mit Genehmigung des  Königl. Gonfiftoriums. vorgenommen 
werden, wenn fie einen Gntjchädigungsanfprud an den Amtönachfolger be 
gründen jollen. 

Art. 8. Zu Ausrottungen von MWaldungen oder zu Veränderungen in 
dem Betriebe derjelben muß jederzeit Die Genehmigung der Königl. Kreisregie- 
rung nachgefucht werben. 

Art. 9. Nah erfolgter Genehmigung hat. der zeitliche, Pfarrer Die 
Verbeſſerungsarbeiten jogleich zu beginnen, und nach Vollendung derſelben dem 
Königl. Decanate jofort eine Beſcheinigung Des Presbyteriums über die plan: 
mäßige Ausführung mit jpecificirter Berechnung der wirklich verwendeten Koften 
vorzulegen, und im Falle der verbeffernde Pfarrer jelbft Decan ift, ſoll die 
Beicheinigung an das Königl. Conſiſtorium eingejendet werden. 

Art. 10. Das Königl; Decanat jebt hierauf feft, von welchem. Jahre 
an die erfte Entſchädigungsrate fällig wird. In der Regel beginnt die 
Entichädigung ‚mit dem Jahre, im welchem die Verbeſſerung den .erften 
Nutzen gewährt. | 

Urt. 11. Gegen die in den Art. 6 und 10 bezeichneten Entſcheidungen 
des Königl. Decanats kann binnen Drei Monaten, vom Tage der. Zuftellung 
an, Berufung an das Königl. Gonfiftorium ergriffen werben. 

Art. 12. Die auf ſolche Weiſe feſtgeſetzten Gntjehädigungsanfprüce 
werden von den Königl. Decanaten forgfältig vorgemerkt und bei Erlediguug 
der Pfarrei dem Königl. Gonfiitorium zur Anzeige gebracht, Damit Diejelben bei 
Ausichreibung der Pfarrei den Bewerbern zur Kenntniß gebracht werden Fönnen. 

Art. 13. Wenn der Pfarrer, welcher einen; Entſchädigungsanſpruch zu 
machen bat, jo lange auf ſeiner Pfarrei: verbleibt, bis die feftgefeßte Ent- 
Thädigungsperiode abgelaufen ift, fo hat er oder feine Grben feine weiteren 
Anſprüche aus dieſem Titel zu machen. Berläßt er dagegen die Pfarrei vor 
Ablauf der Entjchäbigungsperiode, ſo ift der Amtsuachfolger gehalten, ihm Die 
noch nicht fällig. gewordenen Entjchädigungsraten zu bezahlen. Die Ent: 
Ihädigungsrate, welche in dem Jahre fällig wird, in welchem die Grledigung 
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ber Pfarrei eintritt, wird von den Betheiligten im VBerhältniffe ihrer Anſprüche 
an die Sahrederträgniffe der Pfarrei getragen. Jede Entichädigungsrate 
beginnt und endigt mit dem Kalenderjahre. 

Art. 14. Der Amtsnachfolger ift nur verbunden, jene Entfchädigungs- 
raten zu bezahlen, welche während feines Pfründegenuffes fällig werben. Ver— 
läßt er die Pfarrei vor Ablauf der Entſchädigungsperiode, jo geht bie 
Entſchädigungspflicht in gleicher Weife auf Die Nachfolger über. Der Amts- 
nachfolger ift daher nur gehalten, die in jedem Jahre fällig werbende Rate zu 
bezahlen. Will er jedoch feinen Vorgänger für alle feine Anſprüche auf einmal 
befriedigen, jo tritt er Dagegen in deſſen Recht ein. 

Art. 15. Der Amtsnachfolger, welcher mit Bezahlung ver Ent 
ſchaͤdigungsraten im Rüdftande bleibt, kann nöthigenfall® durch Gehaltsabzug 
zur Erfüllung feiner Pflicht angehalten werben. 

Titel DE 
Bon der Abrehnung über die Jahres-Erträgniffe des 
Pfarrgutes. 

Art. 16. Zur Entſchaͤdigung für die aufgewendeten Laufenden Baufoften 
bat der abgehende Pfarrer die Früchte der am Tage, an welchem ihm feine 
weitere Beförderung amtlich bekannt gemacht wird, angebauten Pfarrgüter zu 
genießen und dagegen nur den betreffenden faſſionsmäßigen Geldanfchlag zu 
verrechnen. Die am Tage der Pfarrei-&rledigung nicht angebanten Pfärrgüter 
werden fogleich verpachtet. Gärten, Weinberge und Wiefen werben als unge 
Baut betrachtet, wenn die Pfarrei zwijchen der lebten Ernte und dem Darauf 
folgenden 15. März in Grledigung kommt. Wenn jedoch ohne. bollendeten 
Anbau ded Aderlandes, der Weinberge, Wieſen und Gärten Düngung derſelben 
ftattgefunden bat, fo ift für Diefe Arbeit und Auslage eine Entſchädigung 
anzufprechen und zu leiften. Tritt die Pfarreis@rledigung nad) dem 15. März 
ein, fo werben die genannten Güter ald angebaut Betrachtet. Unter Pfarrei- 
Erledigung wird jede Erledigung, fei ed durch Tod, Beförderung, Verſetzung, 
Emeritirung, Entlaffung oder Entjeßung verftanden. Die Relicten treten nur 
in die bereitö erworbenen Rechte des verftorbenen Pfarrers ein. !) 





1) Diefer Artikel hat folgende Erläuterungen erhalten : 
a) C.-E. vom 9. April 1840. 
„Der Sinn des Artikels 16 der Ratifications:Ordnung vom 21. Auguſt 1839 
(Amts: und Intelligenzblatt 2 48, pag. 393) ift mehrfah mißverftanden worben, 
daher man ſich veranlaßt fieht, zu demfelben auf den Grund ber im Dezember 1837 
in biefer Beziehung ftattgefundenen Verhandlungen der General:Synode folgende Er: 
lauterungen zu geben: 
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Art. 17. Bei Waldungen ift zu unterjcheiden, ob bei dem vom Königl. 
Conſiſtorium feſtgeſetzten Abrechnungstag der gewöhnliche Holzichlag für das 
Inufende Jahr ſchon ausgeführt worden oder nicht. Im erften Falle hat der 
abgehende Pfarrer feine Nachfolger in Genuß der Pfarrgüter nad) Angabe der 
Faffion zu entfhädigen, im lebten Falle wird der Materialertrag des Holz 





1, Wie in dem Eingange des erwähnten Artifels beitimmt ift, hat der abgehende 
Pfarrer für die aufgewendeten laufenden Baukoften die Früchte der am Tage, an welchem 
ihm feine weitere Beförderung amtlich befannt gemacht wird, angebauten Pfarrgüter zu 
genießen, und dagegen nur ben treffenden fajfionsmäßigen Geldanjhlag zu verrehnen, 
Die am Tage der Pfarrei-Erledigung unangebauten Pjarrgüter follen dagegen jogleich 
verpachtet werben. 

2. Gärten, Weinberge und Wiefen find als unangebaut zu betrachten, wenn 
die Pfarrei zwiſchen der letzten Erndte und dem darauf folgenden 15. März in 
Erledigung kommt; tritt die Pfarrei:Erledigung aber nach dem 15. März ein, jo werben 
die genannten Güter al3 angebaut betrachtet. 

3. Aderland dagegen wird, ohne Rüdficht auf obigen Zeitpunft, als angebaut 
betrachtet, wenn dasfelbe am Tage, wo dem Pfarrer feine weitere Beförderung amtlich 
befannt gemacht wird, bereits eingepflanzt — resp. mit Saat beitellt ift, al3 unangebaut 
aber, wenn dasſelbe, obgleich ſchon ein= ober mehreremal gepflügt und auch gedüngt, 
noch nicht mit Saat beitellt, resp. eingepflanzt ift. 

4. Bei den nad obigen Beitimmungen al3 unangebaut zu — Gütern 
tann der abgehende Pfarrer oder deſſen Relicten jeboh eine Vergütung für Düngung, 
wenn eime ſolche für die kommende Erndte jtattgefunden bat, nad) billigen, Ortöpreijen 
in Anjprud nehmen, welde dann, wie feither geſchah, auf drei Jahre, und zwar 

auf das erfte Jahr mit drei Sehstel, 

auf das zweite Jahr mit zwei Sechstel, 

auf das dritte Jahr mit einem Sechötel, 
vertheilt wird. Sonftige etwa gehabte Baukoſten, als für Pflügen, Eggen ꝛc. ꝛc. find 
von ‚der Vergütung ausgeſchloſſen. 
5. Bei den als angebaut zu betradhtenden Gütern wird auch jelbft für die _ 
etwa jtattgefundene Düngung feine Vergütung geleiftet, indem dieſe, als unter jenen 
laufenden Bauloften begriffen, zu betrachten ift, wofür dem abgehenden Pfarrer in dem 
Eingang des Artikels 16 die Erndte ala Entſchädigung überlaſſen ift. 

6. DieKoften der etwa ftattgefundenen Dimgungen zu den der Pfarrei-Erledigung 
vorausgegangenen Erndten kann, wenn aud ein Theil davon nad der jeitherigen Ber: 
theilungsmeife auf drei Jahre, noch auf das Intercalarjahr und das hierauf folgende 
fiele, nirgends in Anrechnung kommen. 

Diefen Erläuterungen zu dem erwähnten Artitel 16 der Ratificationsordnung 
wird nod die weitere Beitimmung beigefügt, dab die Ratifications:Nechnungen in duplo 
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jihlages durch Verfteigerung verwerthet. Wegen dieſer Abtheilung, ſowie bei 
feften. Holgbefoldungen, jollen zwei Drittel des jährlichen Betrags auf bie 
ſechs Wintermonate und ein Drittel auf Die ſeche Sommermonate vertheilt 
werden.) 





aufgeſtellt, von dem Presbyterium geprüft und beſtätigt ſein, und innerhalb vierzehn 
Tagen vom Tage, wo der Pfarrer mit Tod abgeht, oder ihm ſeine Beförderung, Ver— 
ſetzung, Emeritirung, Entlaſſung oder Entſetzung amtlich bekannt gemacht wird, an 
gerechnet, bei dem einſchlägigen Decanat durch den abgehenden Pfarrer oder deſſen 
Relicten eingereicht werden müſſen, widrigenfalls die Ausſchreibung der Pfarrei ohne die 
von dem nachfolgenden Nutznießer in dieſer Beziehung zu übernehmenden Laſten ftatt: 
finden müßte,“ ; 

b) Der Art. 16 bezieht fich nicht auf die Obfterndte. Das Obft, welches nicht 
in dem Jahre der Erledigung, jondern im darauf folgenden Jahre geerndtet 
wird, gehört ausjchlieklih dem nachfolgenden Pfarrer, jelbit dann, wenn ber 
vorhergehende Pfarrer die von ihm angebauten Früchte des Ader3, worauf 
die Objtbäume ſich befinden, beziehen jollte. (G.:E, vom 20. Auguft 1857.) 

2) G.:C. vom 16. Juli 1858: 

' „Hur Erzielung einer gleihmäßigen Behandlung bei Verrechnung der Bejolbungs: 
bölzer der proteſtantiſchen Pfarreien in der Pfalz während der Intercalarzeit ſieht ſich 
das Königl. Confiftorium veranlaßt, zu verfügen, wie folgt: 

1, Die Naturalbolzbezüge find nah dem Ctatzjahre zu vertheilen und gemäß 
Art. 17 der Ratifications:Orbnung vom 21. Auguft 1839 zwei Drittheile 
auf die ſechs Winter: und ein Prittheil auf die ſechs Sommermonate 

zu rechnen, 

2. Da angenommen werden muß, dab die Holzbezüge zum Voraus geleiftet 
werden, jo find die im Frübjahre oder Sommer an die Pfarreien zur Abgabe 
gelangenden Hölzer ſtets für das kommende Etatsjahr zu — und auf 
dasſelbe zu vertheilen. 

Hiernach hätte z. B. das im Frühjahre 1858 bezogene Pfarrbeſoldungs- 
holz für die Zeit vom 1. October 1858 bis dahin 1859 zu gelten und, bei 
eintretender Pfarrei-Erledigung, in diefem Jahre zur Verrechnung zu kommen, 

3, Bei dem Abzuge von der Pfarrei hat der abgehende Pfarrer das bezogene 
Bejoldungaholz, ſoweit es von ihm noch nicht confumirt ift, in natura zurüds 
zulafien oder. der Intercalarmaſſe die volle Geldentihäbigung zu Teijten. 

4: Das Presbyterium hat das zurüdgelafiene Holz in Berwahr zu nehmen und 
dem tünftigen Pfarrer bei dem Antritte der Pfarrei zu übergeben, 

5. Hiernach ift bei Aufftellung der Intercalarrechnungen zu verfahren. 

Durch gegenwärtige Verfügung ſoll jedoch ein abänderndes gütliches  Ueberein: 

fommen unter ben Betbeiligten nicht ausgeſchloſſen fein,” 
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Art. 18. Die jährlichen Erträgniffe des -Pfaregutes, nämlich; ;: 
3) von den am Tag der Grledigung  angebauten Gluern * fatirte 
Geldanſchlag; 

b). von ‚den: am Tage der. Erledigung —— Gulern der Pachtzins, 
vertheilen ſich auf das ganze Kalenderjahr, ohne Rückſicht ob Die 
Güter wirklich zu jeder Beit einen Ertrag liefern oder nicht. An 
dieſen Erträgnifjen partieipiren Daher der abgehenpe Pfarrer, die zum 
Nachfig berechtigten. Verfonen, die: Pfarrwittwenfafle und Der neu 
ernannte Pfarrer nad) Maabgabe der Zeit, Für welche jie bie 
Nugungen des Pfarrgutes zu beziehen haben. 

Art. 19. Der Kirchenrechner, welcher in BZufunft zugleich ftatt "des 
Pfarrvicard Intercalarrechner ift, erhebt gegen Bezug der gewöhnlichen Hebge- 
bühren zu höchſtens 4 Procent die Pachtzinfen und übrigen verrechenbaren 
Grträgnifje der erledigten Pfarrei, beftreitet aus der Einnahme die Steuern und 
fonftigen Laſten mit Inbegriff der etwaigen, aus dem Tit. II. diefer Verordnung - 
abgeleiteten Entfehädigungsanfprüche, und entwirft die Vertheilung des Heber- 
ſchuſſes an die Intereffenten nad) Vorfehrift der Verordnung vom 9, Februar 
1818, die Intercalar-Rechnungen in der Pfalz betreffend. 

Urt. W. Die Verpachtung der unangebauten Pfarrgüter gefchieht 
mittelft Verſteigerung an den Meiftbietenden. durd) den ‚betreffenden Bürger 
meiſter auf geeignetes Anſuchen und in Beijein des Kirchenxechners, ‚wobei die 
Ratification des einfchlägigen Decans vorzubehalten iſt. Bei ‚Erhebung und 
Gintreibung der Pachtzinſen und übrigen. Gefälle fommen die Beitimmungen 
ber Verordnung. der Königl. Kreidregierung vom 11. Dezember 1822, Intelligenz: 
blatt Seite 949, in Anwendung. = 

Art. 21. Zur Sicherftellung der Abrechnung rüdjichtlich. der angebauten 
und unangebauten Güter joll binnen Monatöfrift, vom Tag der. Bublication 
gegenwärtiger. Verordnung an, in, einer. jeden Pfarrei ‚ein detaillirtes Verzeichniß 
fämmtlicher veutirenden und in der Faflion veranjchlagten Pfarrgüter, wobei 
das Pfarrhaus und fieben Ares Garten, außer Anſatz bleiben, aufgeitelt und 
der fatirte Gefammt-Geldanfchlag derjelben unter Zuziehung des Presbyteriums 
auf Die-einzelnen Grundſtücke vertheilt werben, Von diefem Verzeichniſſe ift an 
das Decanat ‚eine beglaubigte Abjchrift einzufenden, welche von dieſem feiner 
Beit der betreffenden. Intercalarrechnung beigefügt: wird: °). 





m ) I. Nach den neuen Faſſionen werden jetzt die Katafteranfäge in Rechnung 
gebracht. 
2, C.E. vom 22, März 1843: 
„Es iſt die Frage erhoben worben, in wie fern von, jenen 7 Uren Gartenland, 
welhe in den Pfarrfaſſionen bei Berechnung der Piarr:Erträgniffe einer. allgemeinen 
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Art. 22. Die Genehmigung der Abrechnung über die Jahreserträgnifie 
des Pfarrguts wird von dem Königl, Gonfiftorium zugleich mit dem Abſchluß 
der Sintercalar-Rechnung ertheilt. 

Art. 23. Die Königl. Decanate, die zeitlichen Pfarrer und Pfarrver- 
wejer haben den Vollzug der vorftehenden Beftimmungen zu überwachen. 

Art. 24. Durch vorftehende Verordnung find freiwillige Uebereinfünfte 
zwiſchen den Betheiligten wegen des Erſatzes der Verbefferungen und ber 
Bertheilung der Pfarrei-Erträgniffe nicht ausgefchlofien. 


Titel IV. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Art. 25. Wenn am Tage der Bekanntmachung gegenwaͤrtiger Verorbnung 
von ben zeitlichen Pfarrern folche bleibende Verbefjerungen, welche nad) Tit. II. 
einen Entjchädigungsanjpruh an den Amtönachfolger begründen, bereit3 ausge— 
führt fein jollten, fo wird das Königl. Gonfiftorium die etwa noch zu leiftenden 
Entjhädigungsraten in analoger Anwendung vorftehender Beftimmungen reguliren, 
wenn der betreffende Pfarrer binnen drei Monaten die nachweijenden Belege 


Vorſchrift gemäß allerwärts außer Anja geblieben find, ein Ertrag in ben bei Pfarrei 
Erledigungen zu ftellenden Intercalar-Rechnungen in Einnahme gebracht werden müſſe. 

Um etwaigen Zweifeln hierüber zu begegnen, wird auf ben Grund des Art. 16 
der Ratifications-Ordnung vom 21. Auguft 1839 Folgendes verfügt: 

1, Bei Pfarrei-Erledigungen, welche erft nad dem 15. März eintreten, verbleibt 
jenes nicht fatirte Gartenland im Genuß des austretenden Pfarrers ober 
deſſen Relicten für das laufende Jahr, und es kann daher dasſelbe von dem 
Pfarrer oder feinen Rechtsinhabern bis zum Schluffe des Jahres bemügt 
werben, ohne daß diefelben gehalten wären, irgend einen Ertrag ober Bachtzins 
zum Vortheile der Imtercalarien:Theilhaber zu verrechnen, vielmehr joll dem 
Pfarrer oder feinen Relicten der etwaige Ertrag oder Pachtzins als Erjay für 
die etwa aufgewendeten Bauloſten verbleiben. 

2. Bei PlarreisErledigungen, welche zwilchen ber legten Erndte bis zum. 15, 
März eintreten, ift dagegen jenes nicht fatirte Gartenland glei dem übrigen 
noch als unangebaut zu betrachtenden Pfarrfelb in Pacht zu begeben, und 
der Erlös in der Intercalar-Rechnung zu verrechnen, 

Zugleich findet man ſich bei diefer Gelegenheit veranlaßt, darauf aufmerffam zu 
machen, daß bei jenen Pfarrgütern (das nicht fatirte Gartenjeld nicht ausgenommen), 
welche bereit? vor eingetretener Erledigung der Pfarrei verpadtet waren, ſtets der 
Pachtzins in der Intercalar⸗Rechnung verrechnet werden müfle, gleichviel, ob die Erledigung 
vor ober nach dem 15, März eingetreten iſt.“ 
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beibringen wird. Hiebei können jedoch nur ſolche Verbeſſerungen des Pfarrguts 
berüdjichtigt werben, deren Koften durdy den nachherigen Ertrag der Güter nicht 
bereit3 ausgeglichen find. 

Borftehende Ratifications-Ordnung. für Die proteftantifchen Pfarrer im 
Gonfiftorialbezirte Speyer, welche nach den Anträgen der Generaljynode des 
Jahres 1837 und nad der Allerhöchſten Genehmigung. Seiner Königlichen 
Majeftät vom 10. Juni 1839 verfaßt worden, ift öffentlich bekannt zu machen 
und in vorfommenden Fällen von den firchlichen Behörden und den treffenden 
Pfarrern und deren Relicten genaueſt zu beachten und zu befolgen. 


$. 122. 
Bon den Wfarr-Rapitalien und Grundrenten. 


1. Hinfichtlih der Anlegung werden die Pfarr-Slapitalien ebenfo wie 
die Kirchen-Sapitalien behandelt. (Vergl. $. 99 ff. oben.) 

Ebenſo find Die $$. 104 u. 105 auf die den Pfarreien zuftehenden Grund: 
renten anwendbar. . 

2. Die eingehenden Pfarrfapitalien, Renten-Loskauffapitalien, Steig " 
und Kaufpreife von Pfarrgütern find von dem Kirchenrechner in Empfang zu 
nehmen. Die hierüber ausgeftellten Quittungen erhalten jedoch erſt dann 
Gültigkeit, wenn fie von dem Pfarrer und dem Presbyterium mit unterzeichnet 
worden find. (Urt. 11 des Decretd vom 6. November 1813.) 

3. Dieje zum Pfarrvermögen gehörigen Kapitaltheile find in der Kirchen: 
rechnung jedoch in einer bejonderen Nebenrehnung in Einnahme und Ausgabe 
nachzuweiſen. 

Sie ſind in der Kirchenkiſte ſo lange ſicher aufzubewahren, bis ſich eine 
Gelegenheit zu ihrer verzinslichen Wiederanlegung ergibt. 

Iſt eine ſolche Gelegenheit nicht vorhanden, auch nicht in nächſter 
Ausficht, jo find dieſe Kapitalien in. die Bezirks-Verzinſungskaſſe einzufchießen 
und die jährlih anfallenden Zinfen dem Pfarrer zuzuweiſen, welcher Diejelben 
bei der Berzinfungsfaffe direct zu empfangen hat. 

Nimmt die Verzinfungstaffe das Kapital nicht an, jo kann ed aud 
momentan bei der Königl. Filialbanf in Ludwigshafen untergebracht werden. 

(Gemeinderechnungs-Inftruction $. 280, 2 11.) 

4. Hinfichtlic der von den Pfarrfapitalien zu entrichtenden Kapital» 
rentenftener enthält der Art. 4, „8 A des Geſetzes über die Kapitalventenfteuer 
vom 31. Mai 1856 folgente Beftimmungen: 


Hantbub der Berfaffung und Verwaltung ber prot.sed, Kirche ber Hals 39 
| 
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„Ausgenommen von der Rapitalrentenfteuer find: 
Die zum Stammvermögen einer geiftlichen Pfründe gehörigen Kapitalien, 
ſoweit der Pfründebefiger den Nentenertrag erweislich verwenden muß: 

a) für Entrichtung ftändiger, auf beſondern Rechtötiteln beruhender 
Baffivreichniffe in Gelb oder Naturalien an den Staat ober andere 
Berechtigte, 

b) für Befoldung und Berpflegung jener Hilfgeiftlichen, zu beren 
dauernden Unterhaltung derſelbe verpflichtet ift. 

Haften ſolche Laften theild auf dem Kapitalvermögen, theild auf anderem 
rentirenden Stammpermögen, fo findet Die Befreiung von der Rapitalrenten- 
feuer nur pro rata ftatt. 

Laften, welche auf dem Grunde vorftehender Beftimmung bei Berechnung 
der Kapitalrentenfteuer m Anſatz gebracht worden find, dürfen, foweit Dies 
gejchehen, bei Berechnung des einfommenfteuerpflichtigen Einkommens nicht 
nochmals angerechnet werden.“ 


5. Die Grundrenten find einer befonderen von dem Berechtigten zu 
entrichtenden Steuer nicht unterworfen, da der Verpflichtete ein Fünftheil als 
Grundfteuervergütung in Abzug bringen darf. ($. 105, 2 6 oben.) 


I ee 


6. 123. 
Bon beionderen Berechtigungen. 


Bei den Pfarreien in der Pfalz fommen häufig Holzberedhtigungen in 
Staatd- und Gemeindewaldungen vor. 

Zu bemerken ift bier, Daß das Berechtigungsholz nicht veräußert werben 
darf bei Vermeidung einer Gelbftrafe von 30 fr. bis zu 5 fl., ober vom ein- 
fachen Werth der verfauften ober veräußerten Gegenftände, wenn ber Werth 
über 5 fl. beträgt. 

(Revidirted Forftftrafgefeß Art. 39, Me 1.) 

Diefe Holzrechtbezüge unterliegen nach $. 56 bed Grimdfteuergejepes 
vom 15. Auguſt 1828 einer bejonderen Steuer, die dem Pfarrer ald Nutznießer 
der Berechtigung zu Paft fällt. 
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6. 124. 
Bon den Wfarr-Faffionen. 


Bei $. 27 oben ift bereits die Verpflichtung der Geiftlichen erwähnt, 
bie Pfarr-Faffionen evident zu erhalten. 

Hier müſſen nun die allgemeinen Beftimmungen noch einen Platz finden, 
nach welchen Die einzelnen Theile bes Pfarrgehaltes in die Faſſionen einzu—⸗ 
fegen find. 

1. In die Faffton ift einzutragen : 

a) Der Staatsgehalt ($. 28 oben). 

b) Der Ertrag der Pfarrgüter, wie foldyer durch die — 
zahl des Kataſters ausgedrückt iſt, ohne daß ſonach in der Regel eine 
beſondere Abſchaͤtzung erforderlich waͤre. Eine beſondere Abſchätzung 
durch auswärtige Sachverſtändige iſt jedoch dann ausnahmsweiſe 
zuläffig, wenn ein augenfälliges Mißverhältniß zwiſchen ber SKatafter: 
BVerhältnißzahl und dem wirklichen Reinertrage der Güter. befteht. 
Die Koften diefer Abſchätzung fallen in jevem Falle dem Pfarrer oder 
der Kirchenkaſſe zu Laft. 

An dem aljo ermittelten Ertrage der Güter werben 159, für 
Steuern, Kreis- und Gemeinde-Umlagen in Abzug gebracht. 
Der verbleibende Reſt bildet den Faſſionsanſchlag des Pfarrgutes. 

e) Die zu 4%, zu berechnenden Zinfen der Pfarrfapitalien, indem 
das weitere Prozent für die Erhebungskoften und allenfallfige Ausfälle 
gerechnet wird. 

d) Gilten und Grundzinjen nah ihrem durchſchnittlichen Werthe 
und nach Abzug eines Fünfteld für die Erhebung. 

e) Ständige Bezüge aus den Gemeindefaffen, fei es in 
Form von Behaltözulagen oder von Gteuervergütungen. Hierher 
gehört auch dad aus Gemeindewaldungen abzugebende Beſoldungs— 
holz, deſſen Werth nach den [gewöhnlichen Preifen und nach Abzug 
ber Fabrifationsfoften und Fuhrlöhne berechnet wird. Anderes 
Berechtigungsholz wird nach gleichen Grundfäßen behandelt. 

f) Die Bezüge-aus Kirchen: und Stiftungsfaffen für Gehaltszulagen, 
Steuervergätung ıc. 

g) Der Anfchlag der Wohnung, welder zu 5% des fonftigen 
faffionsmäßigen Einkommens berechnet wird, und auf dem Lande 

—weder unter 20 fl. noch über 50 fl., und in den Stäbten aber weber 

unter 50 fl. noch über 100 fl. betragen darf. Diefe Norm hat felbft 
dann zu gelten, wenn der Pfarrer in Ermanglung eined Pfarrhaufes 
eine größere Wohnungsentfchäbigung bezieht. 


L 
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Die bei den Pfarrhäufern: befindlichen Gärten find wie bie 
übrigen Güter zu behandeln und denſelben in der Faſſion beizufügen. 

Un dem Wohnungsanjchlage darf Für Steuern und Umlagen 
fein weiterer Abzug jtattfinden. 

2. In die Faffion werden nicht eingetragen: 

a) die eigentlichen Gajualien, 

b) jene Bezüge für feeljorgliche Verrichtungen, welche auf einem von dem 
Königl. Gonfiftorium genehmigten und widerruflichen ———— 
beruhen; 

e) die Suſtentations-Beiträge ($. 29 oben). 

(Regierungs-Ausfchreiben vom 11. Novemb, 1849 und 13. Behr. 1850.) 





$. 125. 


Benützung des Pfarrvermögens während der Erledigung der 
Pfarrei. Intercalar-Rechnungen. 


1. Die Einkünfte der erledigten Pfarreien fallen einfchließlich des 
Staatögehalte® und der GSuftentationsgelber, nah Abzug der Laften und ber 
Vicariegebühren, der Wittwen- und Waiſenkaſſe der proteftantifchen Geiſt— 
lichfeit zu. 

Menn die Erledigung dur Todesfall eintritt und, ein Nachſitz ber 
Wittwe und minderjährigen Waifen ($. 31 oben) ftattfindet, jo beginnt ber 
Genuß der Wittwenfafje erft nad) Beendigung dieſes Ranınpeh und muß dann 
ein ganzes Vierteljahr lang dauern, 

(Verordnung vom 9. Februar 1818 und 22. Dezember 1818.) 

2. Der Kirchenrechner hat alle während der Grledigungszeit fällig 
werbenden Pfarr-Einfünfte zu erheben, mit Ausnahme jedoch ded Staatdgehaltes 
und der Suftentationsbeiträge, welche das betreffende Nentamt unmittelbar an 
den Rechner der Wittwenkaſſe abzuliefern hat. 

3. Drei Monate nach erfolgter Wiederbefegung der Pfarrei hat ber 
Kirchenrechner die Antercalar-Rehnung (Formular IV.) aufzuftellen und 
dem Königl. Decanate zu übergeben. 

. 4 Die NRatificationd-Rechnung, d. h. das Berzeihniß bed 
Guthabens, weldyes der abgehende Pfarrer oder deſſen Erb-Intereſſenten wegen 
Verbeſſerung und Ueberbefferung des Pfarrguted nad den Beftimmüngen der 
Ratificationd-Drdnung anzufprechen haben, ift ber Intercalar-Rechnung beizu: 
fügen, damit fie durch Königl. Conſiſtorium feftgejegt und ‚genehmigt werde. 
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Erheben ſich unter den Intereſſenten Gonteftationen über diefe Rechnung, 
fo kann diefelbe auch vorher ſchon dem Königl. Gonfiftorium vorgelegt werben, 
damit diefelben befchieden werden. 

Die das Antercalarjahr treffende Ratificationsrate ift in der Intercalar 
Rechnung in Ausgabe zu bringen und dem abgehenden Pfarrer oder deſſen 
Erben gut zu jchreiben. 

5. Die Ipntercalar- Rechnung muß nicht nur die von dem Rechner 
erhobenen Gefälle, fondern das gefammte Pfarr-Einfommen des Intercalar⸗ 
jahres nachweiſen. 

Zugleich iſt der Rechnung eine Vertheilung der Jahresrente unter die 
Theilnehmer beizufügen. 

6. Die Rechnung muß von ſaͤmmtlichen Intereſſenten unterſchrieben 
und anerkannt ſein. 

Allenfallſige Einwendungen haben dieſelben ſchriftlich beizufügen. 

7. Die Rechnung wird nach dem Kalenderjahre geſtellt, und nur die 
Vertheilung des Holzes findet nach dem Etatsjahre (vom 1. October bis zum 
30. September nächften Jahres) ſtatt. (Vergl. F. 17 der Ratif.Ordn.) 

8. Es iſt eine ſpezielle Nachweiſe darüber zu liefern, wie die Pfarrgüter 
im Intercalarjahre benützt worden find und zu dem Zwecke der Rechnung ein 
Verzeichniß der einzelnen Grundſtücke (nad Formular V.) beizufügen. 

9. Das Königl. Decanat läßt Die Intercalar- und Natificationg- 
Rechnungen an den Mandatar der proteftantifchen Geiftlichkeit gelangen, welcher 
diefelben dem Königl. Gonfiftorium mit feinen allenfallfigen Grinnerungen 
zum Abjchluffe vorzulegen hat. 

10. Da die Intercalar-Rechnungen Nebenrechnungen zur Hauptrechnung 
der Wittwenkaſſe bilden, jo fällt deren Revifion und Abſchluß nach $. 11 des 
IT. Anh. zur TI. Berf.:Beil. in die Gompetenz des Königl. Gonfiftoriums, 
deſſen bezüigliche Beſchlüſſe auf che Wege vollziehbar find. 

(8.5. 1837, ©. 103 u. 104 oben.) 

Der Rechnungs⸗ Abſchluß iſt ge Theilnehmern, dem Mandatar und 
dem Rechner der Pfarrwittwenfaffe zu infinuiren. 

Den Theilnehmern und dem Mandatar fteht das Recht der Berufung 
gegen dieſe Rechnungsabſchlüſſe zu, die binnen drei Monaten bei dem Königl. 
Staatöminifterium des, Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten anzu> 
bringen ift, 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Kirchenvermögen im engeren Sinne. 


$. 126. 
Verwendung der Einkünfte des Kirchenvermögens. 


1. Die Einkünfte des Kirchenvermögend im engeren Sinne find zu 
jenen Firchlichen Zwecken zu verwenden, zu denen fie fliftungsmäßig ober 
geſetzlich beftimmt find. 

Sie werden ausſchließlich für diejenige Firchlihe Gemeinde verwendet, 
welcher dad Gigenthum an dem Fond zufteht. Die Verfügungen des Art. 48 
der II. Verf.:Beil., welcher die Verwendung kirchlicher Ueberſchüſſe auch zu 
Gunſten anderer firchlichen Gemeinden und Anftalten anordnet, hat bis jekt. 
in der Pfalz eine praftijche Anwendung nicht erlangt. 

2. Aus den kirchlichen Einkünften find vor Allem 

A. die Verwaltungsfoften zu beftreiten, dahin gehören insbeſondere 

a) die Hebgebühren und der Gehalt des Rechners, 

b) Schreibmaterialien des Presbyteriums, Regifter u. f. w., 

ec) Steuern und Umlagen von den Kirchengütern ; 

d) Abonnement auf das Kreisamtsblatt, ſodann 

B. die Ausgabe für den Gotteödienft, indbefondere 

a) Brod und Wein bei dem heil. Abendmahl, 

b) Anfhaffung und Unterhaltung von FKirchengeräthfchaften ; 

C. Erbauung und Unterhaltung der kirchlichen Gebäude jeber Art, fo weit 
bie legten nicht durch Die Bewohner der Gebäude zu tragen find 

($. 95 oben). 

Wie bei Reparaturen und Neubauten Eirchlicher Gebäude zu verfahren, 
tft oben ($. 93 ) bereitd bemerkt worben. 


$. 127. 
Kirchſchaffnei-Fonds. 


Die Kirchſchaffneifonds find zur Beſtreitung der kirchlichen Bedürfniſſe 
mehrerer Gemeinden beſtimmt. 

Die Theilnahme der einzelnen Gemeinden an denſelben richtet ſich nach 
den allenfalls vorhandenen Weisthümern oder ſonſtigen Urkunden. In deren 
Ermangelung entſcheidet der Uſus. 
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Entftehende Streitigkeiten werben, wenn fie nicht gütlich beizulegen find, 
nach vorher eingeholter Prozeßermaͤchtigung durch Die zuftändigen Gerichte 
entſchieden. 

Die Kirchſchaffnei-Fonds können nur mit- Genehmigung der Königl. 
Kreiöregierung, Kammer des Innern, auf den Antrag der VBerwaltungs- 
Gommiffionen mit neuen Laſten bejchwert werben, jedoch nur mit folchen, bie 
dem urfprünglichen Zwecke dieſer Bonds entjprechen. 





6. 128. 


Auf dem Kirchenvermögen ruhende Gehalte, Steuerver- 
güfungen u. ſ. w. 


1. Aus dem Sirchenvermögen im engern Sinne müfjen beſtritten 
werben die Gehalte der Pfarrer und der übrigen Kirchendiener, ſoweit fie 
competenzmäßig, nah älterem Herfommen ober zufolge vorban- 
dener Stiftungen dieſem Vermögen zu Laft fallen. - 

(Bereinigungd-Urfunde $. 12, Abj. 8.) 

Gompetenzmäßig. ift jeder Gehaltstheil, welcher auf. ältere Urkunden; 
3 B. Pfarrbeichreibungen, ältere Fafftonen u. ſ. w. fi gründet, während bei 
der herfömmlichen Befoldung nachgewiefen werben muß, daß Dieje zufolge der 
vorhandenen älteren Rechnungen von jeher und ohne Widerſpruch von irgend 
einer Seite an die zeitlichen Pfarrer und Kirchendiener entrichtet worden ift. 

2. Gehalte, weldhe weder ftiftungsmäßig, noch competenzmäßig, noch 
zufolge älteren Herfommens dem Kirchenvermögen im engeren Sinne obliegen, 
dürfen auf dasfelbe nicht übernommen noch aus demſelben bezahlt werden. 

(Berordn. vom 8. Januar 1819, $. 74.) 

3. Ausnahmöweife können ſolche Gehalte oder Gehaltömehrungen, 
fowie vorübergehende Unterftüßungen der Pfarrer und Kirchendiener auf den 
Antrag der Preöbyterien und mit ausbrüdlicher Genehmigung der Königl. 
Kreidregierung, Kammer des Innern, auf das Klirchenvermögen in dem Falle 
übernommen werden, wenn dasſelbe hinreichende und nachhaltige NRentenüber- 
ſchüſſe befigt. (Ibid. $. 72.) 

4. Die Steuern und Umlagen von den Pfarr: und fonftigen Befolbungs- 
gütern der Kirchendiener u. j. w. fallen den Nugnießern zur Luft, und dürfen 
daher aus der Kirchenkaffe nicht bezahlt werben. (Ibid. $. 73.) 

Eine Ausnahme hievon machen die außerordentlichen Umlagen, wie oben 
ſchon bemerkt ($: 120). 
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5. Wenn die auf diefen Gütern ruhenden Steuern und Umlagen aus 
einem beſonderen Rechtsgrunde laut Competenz oder Alterem Herfommen u. |. 
w. dem Kirchenvermögen zu Laſt fallen, jo muß dies in jedem einzelnen Falle 
nachgewiefen werben. Iſt die Pflicht des Kirchenvermögens zur Steuerzahlung 
nachgewiefen, fo verſteht fich dieſe Pflicht hinſichtlich der Umlagen von jelbft, 
da Diefe ein Aecefforium der Stenern bilden. 

Die Verbindlichkeit de3 Kirchenvermögend zur. Steuerzahlung wird ver- 
muthet, wenn dieſelben jchon vor der Vereinigung aus demſelben entrichtet 
worden find. 

6. Wenn die Gehalte der Pfarrer unb Kirchendiener unzureichend find, 
und das Kirchenvermögen nachhaltige und verfügbare Ueberſchüſſe Darbietet, fo 
fönnen Durch Beichluß des Presbyteriumd, welcher der Genehmigung der 
Königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, unterliegt, die Steuern und 
Umlagen auf die Kirchenkaffe übernommen werden. 

(Verordnung vom 8. Januar 1819, $. 73.) 

7. In allen Fällen, wo die firchlichen Fonds mit: bleibenden :Laften, 
wie 3. B. für Gehalte und Steuerjahlungen beichwert werden follen, muß ber 
Gemeinderath der betreffenden Gemeinde in feinem Gutachten vernommen 
werden, weil Die politifchen Gemeinden, wie weiter unten gezeigt werben wird, 
bei Unzureichenheit des Kirchenvermögend für die Dedung der Eirchlichen 
Bebürfniffe fubfidiarifch zu haften haben. (Verordn. vom 8. Jan. 1819, $. 76.) 





$. 129. 
Beiträge zu den Schulgehalten. . 


1. Die Unterhaltungskoften der deutfchen Schulen (Volksſchulen) find 
durch das Gefeh vom 11. Flordal X. und die Verordnung vom 20. Auguft 
1817 den politifchen Gemeinden zu Laft gelegt worden. ($. 44 oben.) 

Es dürfen daher für > Zwede feine Ausgaben auf die. Kirchenkaffe 
übernommen werben. 

2. Die aus den firchlichen Fonds fließenden, auf Stiftung, Gompetenz 
oder Herfommen beruhenden Gehaltäbezüge der Schullehrer müffen übrigens 
in fo weit und in fo lange fortbezahlt werben, als die kirchlichen Einfünfte 
dazu binreichen. (Verordn. vom 8. Jan. 1819, $. 77.) 

3. Haben die Schullehrer aus Firhlichen Fonds berrührende Grundftüde 
ald Befoldungsftüde, wegen des Schuldienftes tm Genuffe, fo fteht der 
politifchen Gemeinde bezüglich derſelben das Recht der Verwaltung unter ber 
Bedingung zu, auch die damit verbundenen Laften zu übernehmen. 
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Diefe Grundftüde dürfen jedoch niemals mit dem Gemeindegute vermiſcht, 
noch zu andern Zweden ald zu den ber betreffenden proteftantifchen Schule 
verwendet werben. (Of. $. 46 der II. Verf.:Beil.) 

Die Presbyterien find berechtigt und. verpflichtet, ſich Über die Eigenſchaft 
und Beftimmung ſolcher Grundftüde durch die Gemeindeverwaltung eine Urkunde 
ausftellen und in den SKataftern eine entjprechende Vormerkung machen zu 
laffen, damit Die Rechte der proteftantiichen Schule an folchem Schulgute 
ungejchmälert erhalten bleiben. 

4. Die vorhergehenden Beftimmungen dieſes $. beziehen ſich übrigens 
nicht auf jene Gehaltstheile, welche die Schullehrer in ihrer Eigenſchaft als 
Kirchendiener beziehen. Auf diefe find jene Grundfäße anwendbar, welche 
bezüglic, der Pfarr- und Kirchendienergehalte gelten. 

Grundftüde, Die fie wegen dieſes Dienfte8 im Genuffe haben, werden 
rechtlich wie die Pfarrgüter behandelt. ($. 116 oben.) 

5. Der Art. 12 der. Verordnung vom 20, Auguft 1817 (©. 336), 
geftattet, daß ein Theil der. Vehrergehalte Durch den betreffenden Religionstheil 
übernommen werde. Dieje Beftimmung fett jedoch voraus, daß Died nur höchſt 
fubfidiarifch in dem Falle gefchehe, wenn alle andern, für Gompletirung der 
Lehrergehalte beftimmten Quellen erfchöpft find, und der zu ergänzende Gehalt 
die Congrua nicht erreicht. 


$. 130. 
Unterftügungen. 


Obſchon die politifchen Gemeinden ſich mit der Unterftüßung armer, 
bülfsbebürftiger Perfonen befaflen, jo bleibt die Aufgabe der Kirche, MWohl- 
thätigfeit zu üben, dadurch unberührt. ($. 42, 22 4 oben.) 

Die Presbyterien haben daher nicht nur darüber zu machen, daß Die 
ftiftungsmäßig biefür beftimmten Summen ihrem Amede nicht entfrembet 
werden, fondern auch aus verfügbaren Ueberjchüffen die Armen zu bedenken. 

(Verordn. vom 8. Januar 1819, $. 77.) 

Die proteftantifchen Kirchen find Daher auch berechtigt, unter Beobachtung 
der gefeglichen Förmlichkeiten Schenkungen und Vermächtniffe zum Zwecke der 
Armen-Unterftügung anzunehmen. 


— 
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Dritter Abſchnitt. 


Von der Verpflichtung der pofitifchen gemeinden, zu den Euftus- 
bedürfniffen Beiträge zu leiften, und von den Euftus-Amfagen. 


$. 131. 
Bervflihtung der politiihen Gemeinden. 


1. Das Gefeß vom 7. Vendömiaire IV. hatte den Gemeinden aus: 
druͤcklich unterjagt, Ausgaben für Cultuszwecke zu machen, und erft der Art. 72 
der organifchen Artifel vom 18. Germinal X. hatte die politifchen Gemeinden 
autorifirt, den Geiftlichen eine Wohnung mit Garten anzufchaffen. 

Diefe für die Fatholifche Kirche gegebenen Beftimmungen wurden durch 
kaiſerliches Decret vom 5. Mai 1806 auch für die proteftantifche Kirche 
anwendbar erklärt. 

Die hierher bezüglichen Art. 1 und 2 dieſes Decrets lauten alfo: 

„Art. 1. Die Gemeinden, in welchen der proteftantifche Gultus eben 
fo wie der Fatholifche ausgeübt wird, find autorifirt, den Geiftlichen des 
proteftantifhen Gultus eine Wohnung und einen Garten zu verfchaffen. 

Art. 2. Die Vermehrung des Gehaltes, welche dieſen Geiftlichen zu 
bewilligen der Fall fein würde, die Baufoften, Reparationen, die Unterhaltung 
der Tempel und jene des proteſtantiſchen Gultus find gleichheitlich Diefen 
Gemeinden zur Laft, wenn die Nothwendigkeit, diefen Kirchen zu Hülfe zu 
fommen, conftatirt wird.“ 


2. Die in diefen gefeglichen Beftimmungen enthaltene Autorifation 
der Gemeinden, zu Gultuszweden Ausgaben zu machen, murbe durch Den 
Art. 92 des Decretd3 vom 30. Dezember 1809 in eine förmlihe Rechts ver⸗ 
bindlichfeit verwandelt, jedoch nur bezüglich folgender Ausgaben: 

a) für fämmtliche Ausgaben, die durch Ausübung des Gottesdienftes 
unmittelbar veranlaßt werben, 3. B. Anfchaffung und Unterhaltung 
ber Altäre, Kanzeln, Bänfe, Ausgaben für Brod, Wein, Beleuchtung, 
fowie für das Orgeljpiel u. j. w.; 

b) für die Anſchaffung, Herrichtung und Unterhaltung des Pfarrhaufes ; 

ec) für fämmtliche Reparaturen der zum Gotteösdienfte beftimmten Gebäude. 
(Bergl. Art. 37 u. 92 des Decretd vom 30. Dezember 1809.) 

3. Die Verpflichtung der politiichen Gemeinden in dieſer Beziehung 

fällt weg, wenn fie ſelbſt Feine Rentenüberjchüffe befigen und zur Beftreitung 
ihrer eigenen Bebürfniffe Gemeindeumlagen erheben müſſen. 
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4. Die Zufhüffe ans den Gemeindekaſſen fließen in die Kirchenkaffen, 
um zur Beftreitung der kirchlichen Bedürfniffe verwendet zu werben. 

Der Rechner erhebt diefelben auf eine Anweifung des Bürgermeifteramts 
und Einnahms⸗Ermaͤchtigung des Presbyteriums bei dem Gemeinde-Einnehmer. 

5. Eine Ausnahme von diefem Verfahren kann nur dann ftattfinden, 
wenn die Gemeinde eine Ausgabe für einen beftimmten. firchlichen Zwed ganz 
und nicht Bloß theilweife übernimmt, z. B. wenn fie eine neue Kirche oder ein 
neues Pfarrhaus ausschließlich mit ihren Mitteln erbaut, oder Hauptreparaturen 
an demjelben vornehmen läßt, .wofür die ganze Ausgabe ebenfalld aus der 
Gemeindekaſſe unternommen wird. 

6. Wenn Neubauten ausjchließlih aus Gemeindemitteln und durch 
die Gemeindeverwaltung ausgeführt worden find, jo hat ſich Das Presbyterium 
die neuen Gebäude durch die letzte förmlich übergeben zu laſſen. 





6. 132. 
Eultus-Umlagen. 


1. Wenn die Ginfünfte der Kirche zur Beſtreitung der firchlichen 
Bedürfniffe nicht zureichend find, und die politifche Gemeinde feine Renten- 
Ueberſchüſſe befigt, jo müffen Cultus-Umlagen erhoben werben. 

2. Die Cultus-Umlagen, deren Repartition und Grhebung durch das 
Gefe vom 7. Vendémiaire IV., Art. 10, ausdrüdlich unterfagt worden war, 
wurden durch das Geſetz nom 24. Februar 1810 wieder eingeführt. 

Die Beftimmungen dieſes Gejehed find, foweit fie fich auf Cultus— 
Umlagen: beziehen, durch die Art. 5, 7, 9, 10 und 11 des Geſetzes vom 17. 
November 1837, die Gemeinderlimlagen betreffend, erſetzt worden. Die legten 
lauten alfo: 

Art. 5. Die Umlagen, welche in ben durch die Geſetze beftimmten 
Fällen für Zwecke des Cultus einzutreten haben, erftreden fih auf alle Reli- 
gionsgenoffen der betreffenden Pfarrei nach Maaßgabe ihrer in dem Sprengel 
derjelben zu entrichtenden Geſammtſteuer. Wo Filiale eine eigene Filialfirche 
und eigenen fländigen Gottesbienft mit der Berechtigung. hiezu beſitzen, find Die 
Religionsverwandten des FilialdiftrittS zu den Umlagen für den Unterhalt 
ihrer Filiallirche, nicht aber zu jenem für. den Unterhalt ver Wlarrkicdhe 
beitragspflichtig. 

rt. 7: Die diwerten Umlagen follen von dem Gemeinderathe bei 
Begutachtung des jaͤhrlichen Gemeinde⸗Etats (Budget) berathen und beantragt 
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und von der mit der Beſcheidung bed Gemeinde-&tatd benefiengten höheren 
Berwaltungsbehörbe feftgefeßt werden. 
Zur Berathung im Gemeinderathe find beizuziehen: 
4. in dem Falle des Art. V. ein Ausfchuß von 3 bis 5 beitrags- 
pflichtigen Religionsverwandten aus der Mitte des. Kirchenvorftandes, 


Art. 9. Die Dedung der gewöhnlichen, gefeßlich begründeten Ge— 
meindebebürfniffe darf von dem Gemeinderathe nicht verweigert, und muß in 
dem Falle entgegengefegten Verfahrens der Gemeindebehörde von der Königl. 
Kreisregierung, Kammer des Innern, durch Anordnung directer Umlagen, 
vorbehaltlich der Berufung an das Königl. Staatöminifterium des Innern 
bewirkt werben. 

Art. 10. Umlagen für außerordentliche Gemeindebedürfniſſe werden 
von dem Gemeinderathe mittelft gejonderter Beichlüffe, und zwar, wenn Die 
von dem Gemeinderathe vorläufig für nöthig erachtete außerordentliche Umlage 
mehr als zehn vom Hundert der jährlichen Gefammtfteuer betragen follte, unter 
Beiziehung der im Art. VIII. vorgejehenen Verftärfung beantragt, und — 
foferne fie die Hälfte aller direkten Staatöftenern nicht überfteigen — durch 
die Beftätigung der Kreidregierung, Kammer des Innern, entgegengefeßten 
Falles aber auf Portrag des Staatsminiſteriums des Innern durch Königl. 
Entſchließung feftgeftellt. 

Art. 11. Das Marimum der für außerordentliche, unzweifelhaft 
nothwendige Gemeindebebürfniffe gegen den Antrag des Gemeinderaths 
feftftellbaren Umlagen ift auf zehn vom Hundert der jährlichen Gefammtfteuer 
beftimmt. 


3. Wenn das Preöbyterium die politiſche Gemeinde für Cultusbedurf⸗ 
niſſe in Anſpruch nehmen oder Umlagen erheben will, ſo iſt das Kirchenbudget 
mit dem erforderlichen Antrage dem Bürgermeifteramte zuzuſtellen. Im letzten 
Falle find die 3—5 beitragspflichtigen Religionsverwandte aus der Mitte des 
Kirchenvorftandes, welche zur Berathung des Gemeinderathes sugegogen werben 
follen, dem Bürgermeifteramte zugleich anzuzeigen. 

4. Menn die Pfarrei aus mehreren politifchen Gemeinden befteht, ſo 
werben ſowohl die Cultus-Umlagen, ald die Beiträge aus den Gemeindekaſſen, 
in fo weit folche gejeßlich ftatthaft find, nach dem Verhältniffe der durch die 
Pfarrgenoffen einer jeden derſelben zu zahlenden Gejammtfteuer unter dieſe 
Gemeinden repartirt. 

Die in diefem Falle erforderliche Berathung ber Gemeinderäthe ver: 
fchiedener Gemeinden findet für jede derjelben gejonbert ftatt. 

(Beet vom ‘24. Februar 1810, Art. A, vergl, mit Art. 2 des —— 
Geſetzes vom 17. November 1837.) 
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5. Sobald die Erhebung der Umlage durch Die zuftändige Behörde 
genehmigt ift, hat dad Presbyterium ein Verzeichniß der beitragspflichtigen 
Pfarrgenoffen anzufertigen und dem Bürgermeifteramte zu übergeben, damit 
dasſelbe auf den Grund der Steuerrollen dad Umlageregifter anfertige. 

Die in gemifchter Ehe lebenden Perſonen find bejonderd zu bemerken, 
weil nach der beftehenden Praxis deren Steuern nur zur Hälfte in Anjak 
fommen. 

6. Die Gultus-Umlagen werden gleichzeitig mit den Gemeinde-Umlagen 
durch den Gemeinde-Einnehmer erhoben und durch dieſen an den — 
nach Maaßgabe des Eingangs derſelben abgeliefert. 

Unbeibringliche Poſten werden auf ein Verzeichniß des Einnehmers und 
das Gutachten des Presbyteriums zum Niederſchlage gebracht. 

(Regierungs⸗Ausſchreiben vom 20. März 1856. 12 8399 F.) 
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Sechste Abtheilung. 
Bon den Schulden und Prozessen der Birche. 


6. 133. 
Bon den Schulden. 


1. Die Kirchenverwaltungen können nur mit Genehmigung der Königl. 
Kreisregierung, Kammer ded Innern, Schulden contrahiren. 

(Gejeß vom 24. Febr. 1810, Art. 3. Verordn. vom 8. Jan. 1819, $. 67.) 

2. Die Ermächtigung wird mittelft eined an das Königl. Landcom— 
miffariat einzufendenden Presbyterial-Bejchluffes nachgejucht, worin anzugeben iſt: 

a) der Zwed, wozu die Schuld contrahirt werben fol; 

b) die Größe des aufzunehmenden Kapital, bei wem ed aufgenommen 

werden fol; 

ce) defien Zinsfuß; 

d) in welchen Friften die Rüdzahlung erfolgen foll und mit welchen Mitteln 

jowohl dad Kapital als die Iaufenden Binfen gebedt werden follen. 

3. Die kirchlichen Schulden müflen vor Allem aus den Ueberfchüfjen 
der kirchlichen Einkünfte heimbezahlt und verzinfet werden. In Grmangelung 
folder Ueberſchüſſe müfjen die politiichen Gemeinden in Anſpruch genommen, 
und befigen dieſe ebenfalld feine verfügbaren Ueberſchüſſe, jo müſſen Gultus« 
Umlagen erhoben werben. 

In den beiden legten Fällen müfjen auch die betreffenden Gemeinberäthe 
über die Anträge des Presbyteriumd vernommen werben. 

4. Die Kirchenverwaltungen können niemald die Grmäcdtigung zur 
Contrahirung einer Schuld erlangen, wenn fie nicht zugleich die Mittel zu 
deren Tilgung nachzuweiſen vermögen. (Gemeinde-Gefeßgebung Art. 185.) 
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j $. 134. j 
Bon den Prozeſſen. 


1. Der Art. 1032 des Givilprogeß-Gefeßbuches Beftimmt, daß fich: die 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten, zu welch letzten auch die Kirchen gerechnet 
werben, bei Anftellung von gerichtlichen Klagen nady den bezüglichen abminiftra- 
tiven Gejegen zu richten haben. 

2. Die Presbyterien können weder einen Prozeß beginnen, noch einer 
gerichtlichen Klage Folge leiften, ohne fpezielle Ermächtigung der Königl. Kreis- 
regierung, Kammer des Innern, die mittelft Beſchluſſes durch Wermittelung des 
Koͤnigl. Landeommiffariats nachzuſuchen ift. 

Ueber Geſuche um SKlagermächtigung hat die Königl. Regierung in 
verjammeltem Gollegium zu entjcheiben. 

(Decret vom 30. Dezember 1809, Art. 77. Berordnung vom 8. Januar 
1819, $. 67. Gemeinde-Gejeßgebung rt. 191.) 

3. Die Berufung gegen die deßfallſigen Regierungsbeichlüffe geht an 
ben verfammelten Staatsrath in II. Inſtanz. 

(Allerh. Verordnung vom 9. Mai 1848, A-Bl. 1848, ©. 304.) 

4. Die Regierungd-Ermächtigung ift für jene Klagen nicht erforderlich, 
welche der Rechner zur Eintreibung der laufenden Kirchengefälle anftellt. 

(Arröt6 vom 19. Vend6miaire XII. Art. 1, $. 112, ae 10 oben.) 

5. Alle Rechtöftreitigkeiten, bei welchen die Kirchen betheiligt find, 
werden vor den ordentlichen, d. 5. vor den Durch das Geſetz beftimmten Richter 
gebracht. (Decret vom 30. Dezember 1809, Art. 80.) 

6. Wenn die Schuld, wegen welcher ein Debent gerichtlich belangt 
werben muß, nicht über 100 fl. beträgt, jo wirb die Klage vor das Königl. 
Landgericht gebracht. (Art. 1 des Gejeßed vom 4. Februar 1854) 

Ale andern Klagen gehören zur Gompetenz der Königl. Bezirkägerichte, 
wo fich die Kirchen durch Anwälte vertreten laſſen müfjen. 

(Geſetz vom 24. Auguft 17%, Tit. IV,, Art. 4.) 

7. Zum Bollzuge der gegen die Kirche ergangenen Urtheile dürfen 
gegen den Kirchenrechner weder Zwangsbefehle noch Arreftanlagen ftattfinden, 

Die Gläubiger haben vielmehr, um Zahlung zu erlangen, fi) an bie 
höheren Verwaltungsbehörden zu wenden, welche die Einftellung der erforderlichen 
Ausgab3-Summe in das Lirchenbudget verfügen werben. 

Es ift Daher den Gerichten nicht geftattet, über den Vollzug der durch 
fie erlaffenen Urtheile irgend eine Beftimmung zu treffen. 

(Arröt€ vom 12. Brumaire XI. Staatrathsgutachten vom 26. Mai 1813.) 
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.$: 135. 
Bon den Bergleichen. 


1. Die Kirchen find von der Borlabung vor Die Bermittelungs: 
commilfion befreit, 

(Art. 49 des Eivilprozeß-Gejeßbuches, ) 

Sie fünnen nur mit Genehmigung der Königl. Kreisregierung Vergleiche 
abjchließen. 

(Art. 2045 al, 3 des &.-6.-B.) 

2. Vergleiche werben alle jene Berträge genannt, wodurd die Bartheien 
einen ſchon entitandenen  Rechtöftreit beendigen oder einem beuoritehenden 
Rechtöftreite vorbeugen. 

(Art. 2044 des C.G.⸗B.) 
3. Ueber die Vergleiche müfjen jchriftliche Urkunden errichtet werben. 
(Art. 2044 al. 2 des C.G.B.) 

Diefe Urkunden find mit dem entiprechenden Presbyterial-Beſchluß an 
dad vorgefegte Königl. Landeommifjariat zur Grholung der Regierungs— 
Genehmigung einzujenden, 
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Siebente Abtheilung. 
Rechnungswesen der kirchlichen Fonds. 


L Abſchnitt. 
Von dem Audget. 


$. 136. 
Anfertigung des Budgets. 
(Berorbnung vom 8. Januar 1819, 88. 8—21.) 


1. Das Presbyterium ift verpflichtet, für jedes Kalenderjahr einen 
Boranfchlag der in Diefem Jahre vorausfichtlih ftattfinderden Einnahmen und 
Ausgaben (Budget) anzufertigen und an bad Königl. Landcommiſſariat ein: 
zuſenden. 

2. Die Vorlage muß im October des vorhergehenden Jahres erfolgen. 
Dei Verfäumung dieſes Termines find die Königl. Sanbeommiffariate ermächtigt, 
dem fäumigen Theile Wartboten einzulegen. 

Die ber rechtzeitigen Anfertigung der Budgets entgegenftehenden Hinder- 
nifje find daher zur Anzeige zu Bringen. 

(Verordnung vom 25. November 1825, Intell.Bl. 1825, S. 1257.) 

3. Die Budgets find dreifach anzufertigen und mit einen befonderen 
Berathungsprotokoll in einfacher Ausfertigung zu begleiten. 

An dem Berathungsprotofoll find die einzelnen Einnahms⸗ und Ausgabs⸗ 
pofitionen näher zu erläutern, um dadurch der abjchließenden Stelle oder Behörde 
zur Beurtheilung der einzelnen Worträge die erforberlihen Anhaltspunkte 
zu gewähren. | 

4. Bu den in dem Budget vorzutragenden Ginnahmen gehört auch der 
Rüdftand der Rechnung des vorhergehenden Jahres. Da diefe ara zur 
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Zeit der Budget-Anfertigung noch nicht geftellt fein kann, jo muß Diefer 
Rückſtand annäherungsweije berechnet werben. 

Zu dem Zwede ift der Reſt der bereits abgejchloffenen Rechnung des 
vorlegten Sahres bei Dem Art. 1 des Budgets einzuftellen, jodann eine Ueberſicht 
der wirflichen Ginnahmen und ber bereit3 gemachten und vorausfichtlich noch zu 
machenden Ausgaben desjenigen Jahres, welches dem Jahre, fir welches das 
anzufertigende Budget beftimmt ift, vorausgeht, zu fertigen und dem Berathungs: 
protofolle einzuverleiben. 

Dieſe Ueberſicht muß folgende air sap: 


a) Artikel des Budgets, Ye 
ib) Gegenftand der Einnahme — — | 
c) Betrag der Einnahme — Ausgabe, * 
a) nach dem Budget, 
8) in Wirklichkeit. 


Hiernady find die nach dieſer Ueberſicht berechneten wirklichen Ausgaben 
von dem Betrage der wirflichen. Ginnahmen in Abzug zu Bringen. Der ver- 
bleibende Reſt ift fodann zu dem Ueberjchuffe der Rechnung des vorleßten 
Jahres zu fehlagen, jo daß die fich dadurch ergebende Summe den muthmaßlichen 
Rückſtand der Rechnung des legten Jahres bildet. 

Diefe Rechnungs » Manipulakton ſoll durch Folgendes Beifpiel Mar 
gemacht werben: 

Wenn das Budget einer Kirche pro 1860 im Oktober 1859 angefertigt 
wird, jo kann man den wirflichen Rüdftand der Rechnung des Fahres 1859 
noch nicht wiſſen, und Doch muß für deffen allenfallfige Verwendung zur Kapital: 
Anlage u. ſ. w. im Budget von 1860 Fürjorge getroffen werden. 

Um denfelben annäherungsweije zu finben, jeße man daher in das Budget 


a) den Nehnungsüberihuß des Jahres 1858 (des vorlepten Jahres) 





mit 2... 2, 66.1. 12.85, 
b) bringe in Anfap bie wirkliche Ginnafıne bes Jahres F 
1859 nach der Ueberfiht mit. . 112 fl. 14.fr., er 
ce) jodann die wirklichen ‚Ausgaben BEN 
des Jahres 1859 mit . . . - 96 fl. 10 fu... | 
d) bleibt Mehr-Einnahme von: . . 2 A ww. £ — ar 
e) Es beträgt daher der san | | 
Ueberfchuß pro 1859, ... MIR „82 f. 416 kr. 


Ergibt Die Summe d eine Mehr⸗ * in diefe an * Summe a 
abzuziehen. Iſt die Summe d. größer ald die Summe ‚a, ſo weist das Rech— 
unngsjahr 1859 ein, Deficit nach, welches Durch ‚Abzug , der, Summe a von der 
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Summe d gefunden wird. Dieſes Deficit iſt im letzten Kapitel des Budgets 
in Ausgabe zu bringen, in der Einnahme aber im Vortrag zu unterlafjen. 


5. Kür die drei Budgets-Exemplare müffen die von bei Verwaltungs⸗ 
behörden vorgeſchriebenen gedruckten Formularien benützt werden. 


$. 137. 
Abſchluß des Budgets, 


1. Der Abſchluß der Sirchen Budgets erfolgt durch die Königl. 
Landcommiſſariate. 
Ausgenommen hievon find und reſſortiren zur Königl. Kreisregierung, 
Kammer des Innern, 
a) die Budgets ſämmtlicher Kirchſchaffneien, | 
b) die Budgets der proteftantifchen Cultusftiftungen in jenen Gemeinden, 
deren Rechnungswejen der Rejpicienz der Königl. Sreisregierung 
unterliegt. 


2. Die Königl. Landcomniſſariai⸗ müſſen die zum. Sompetenz der Königl, 
Regierung refjortirenden proteftantiichen Kirchen-Budgets vor dem 1. Dezember 
eined jeden Jahres bei. Diefer zur Vorlage bringen. 

(Verordn, vom 21. März 1853, A.Bl. ©. 174.) 


3... Das Prksbyterium erhält ein Exemplar des: Budgets, mit ns 
Abjchluffe verjehen, zurück, das zweite Exemplar iſt für, Die Negiftratur der 
Königl. Kreisregierung bejtimmt, und das dritte bleibt nebſt Berathungs- 
protofoll bei den Aften des Königl. Landeommifjariats. 


4. Dem Presbyterium fteht das Recht zu, gegen den Abſchluß des 
Budget3 das Rechtsmittel des Recurſes zu ergreifen. 

Der gegen die Abſchlüſſe der Königl. Landegmmiljariate gerichtete Recurs 
wird durch die Königl. Kreisregierung und der gegen die Abjchlüffe der Königl. 
Kreisregierung gerichtete Necurd Durch das Königl. Staatdminifterium des 
Innern für Kirchen: und Schulangelegenheiten entjchieden. 
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$. 138. 


Berpflihtung des Nechners bezüglich des Budgets. 


1. Das Predbyterium hat eine Abſchrift des abgefchlofienen Budgets 
anzufertigen und dem Rechner zuzuftellen. 
2. Es ift dem Rechner ftrengftend und bei perjönlicher Verantwortlichkeit 
verboten, Ausgaben für das Jahr zu machen, für welches ihm noch Feine Aus: 
fertigung des abgefchloffenen Budgets zugeftellt worden ift. 
Eine Ansnahme hievon findet ftatt 
a) bei unverfhieblihen gewöhnlichen Ausgaben, jedoch nur in 
fo weit, als die dafür in dem Budget des vorhergehenden Jahres 
bewilligt gewejenen Credite nicht überjchritten werden. Dahin gehören 
3.8. die Stenern und Umlagen von den Kircyengütern, Gehalte u. ſ. w.; 

b) wenn ein fpezieller Bejchluß des Königl. Landcommifjariats oder ber 
Königl. Regierung dazu ermächtigt. 

3. Für jede mit Genehmigung der Königl. Landeommifjariate oder der 
Königl. Kreisregierung gemachte Ausgabe muß in dem Budget tes treffenden 
Jahres der erforderliche Credit eröffnet werben, 

Der Rechner hat daher ein Verzeichniß der von ihm mit höherer Ge- 
nehmigung gemachten Ausgaben vor Anfertigung des Budgets dem Presbyterium 
zuzuftellen, damit Die erforderlichen Credite in dasſelbe eingeftellt werben. 

4. Ausgaben, für welche im Budget fein Credit erjcheint, Können auf 
den Budgets-⸗Ueberſchuß bis zum Belaufe desjelben übernommen werben. Dies 
fann aber nur auf den Antrag des Presbyteriums, der der Genehmigung der 
zuftändigen Behörde umterliegt, geſchehen. Der Rechner bat den — 
Presbyterialbeſchluß ſeiner Rechnung als Beleg beizufügen. 


n. Abſchnitt. 
Von der Rechnung. 





$. 139. 
Rehnungsftellung. 
(Berrodnung vom 8. Januar 1819, 88. 22—45.) 


1. Der Kirchenrechner ift verpflichtet, Für jedes Kalenderjahr eine 
bejondere Rechnung zu ftellen, die alle für dieſes Jahr gemachten oder zu 
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machenden Einnahmen und ebenſo bie flattgehabten Ausgaben nachweifen muß. 
Bei dem Rechnungsvortrag muß genau die Ordnung des Budgets eingehalten 
werben. ($ormular VI.) 

Ä 2. Wenn Einnahmen gemacht worden find, welche zum — 
mögen gehören, jo find dieſe in eine beſondere, der Hauptrechnung einzuver⸗ 
leibende Nebenrechnung vorzutragen. ($. 121, 3.) 

3. Hat die Kirche Naturalien zu beziehen, oder iſt in einem Kirchenwalde 
Holz gefällt worden, ſo muß der Hauptrechnung eine weitere Materialrechnung 
beigefügt werben. 

4. Jede Kirchenrechnung muß dreifach auf ftempelfreies Papier ausge: 
fertigt und auf Koften der Kirchenkaffe, jedoch erft nach erfolgtem Abjchluffe, 
eingebunden werben. 

5. Der Rechner muß feine Rechnung in den erften drei Monaten des 
Kalenderjahres ftellen und fie Längftens bis zum 4. April dem Presbyterium 
übergeben, welches diefelbe fofort abzuhören und bis zum 15. April an das 
Königl, Landeommifjariat einzufenden hat. 

Ueber die Abhör ift ein beſonderes Protofoll zu errichten, worin alle 
Bedenken nnd Beauftandungen, zu welchen die Rechnung allenfalls Veranlafjung 
gibt, anfzunehmen find, 

6. Wenn der Rechner verfäumt, zur rechten Beit feine Rechnung zu 
ftellen, fo kann er nöthigenfalls nad Vorjchrift des Art. 90 bes Faiferlichen 
Decretes vom 30. Dezember 1809 auf gerichtlichen Wege dazu angehalten werben. 

Ebenfo fann ihm das Königl Landcommiſſariat Wartboten einlegen 
ober einen Spezialcommifjär ernennen, der die Rechnung auf feine Koften ftellt. 


$. 140. 
Rechnungs-Belege. 


1. Jeder Artikel der Rechnung, ſowohl der Einnahme als der Ausgabe, 
muß mit einem Beleg verſehen ſein. Die Belege müſſen fortlaufend numerirt 
werden, und bei jedem Artikel der Rechnung müſſen die Nummern der Belege 
angeführt werden. 

Jeder Rechnung muß ferner das Kirchen-Budget, das Duplicat des 
Inventariums ($. 98) und das Tagebuch des Rechners beigefügt werden. 

2. Die Verpachtungs- und Verfteigerungsacten werben der Rechuung 
im Original beigefügt, wenn fie fich mit dem Jahre, für welches Die Rechnung 
geftellt wird, endigen, im entgegengejegten Falle werden Abjchriften auf flempel- 
freiem Papier angefertigt. 
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Die bei dem erften Jahrgange benützte Abſchrift Tann, wenn die Rechnung 
definitiv abaefchloffen ift, den Belegen wieder entnommen und der ee 
Rechnung abermals als Beleg beigefügt werden. | 

Die Abfchrift ift von dem Vorſtande des Prebbhieriums zu begliutige⸗ 

3. Was die ſpeziellen Belege betrifft, ſo iſt binfichttich der et 
und Ausgabsbelege Folgendes zu bemerken: 

A. Einnahmsbelege. 
a) Veräußerung von Gütern und Mobilien. a zei 5 
Diefe Einnahme muß mit einer Abfchrift des Verſteigerungsaue⸗ 
belegt fein. Sollten Mobilien aus der Hand veräußert worden fein, 
ſo ift eine Einnahmsweifung des Presbyteriums erforderlich. 

v) Abgetragene Kapitalien. 

Jedes abgetragene Kapital wird mit einer Shnnhneöinelfing. des 
Presbyteriums belegt. 

‘c) Losfauf von Grundrenten, 

Hier wird der Liquidationsakt über die Loskaufſumme beigefügt. 

d) Schadenserfäbe bei Waldfrevehr werden durch den mit dem Viſa des 
Bürgermeifterd verfehenen a des Forſtſtrafrechners 
nachgewieſen. 

e) Pachtzinſen überhaupt. 

Hier muß das Verpachtungäprotofoll oder eine feet Beofeiden 
beigebracht werben. 

f) Erlös aus Holz und andern Näturalien. | 

Dieſe Einnahme wird mit dem Verkaufsprotokoll * 
Bei allenfallſigen ſpeziellen Holzabgaben muß die von der Königl. 
Forſtbehörde ausgeſtellte Deſignation beigebracht werden. 
(Anleitung zur Geſchaͤftsbehandlung der Gemeinde: und Stiftungs⸗ 
waldungen $. 27 ff.) 
Die Verwendung des Materialertrages wird in der Material 
rechnung nachgewiefen. 

g) Grund: und Erbzinfen. 

Wenn die Zahl der Schuldner nicht ſehr bedeutend iſt, ſo werden 
ſie namentlich mit folgenden Angaben in der Rechnung Ka date ie 12 

a) Namen und Wohnort der Schuldner, 

2) Datum der Schuldurkunde, fowie der Einſchreibung derſelben in die 

Hyyothekenbüuͤcher, 

Beſchreibung der Güter, auf denen der Zins haftet, 

9 Betrag des jährlichen Zinſes. 

Iſt Dagegen die Zahl der Schuldner bedeutend, fo wird nur ber 
erfte Schuldner eingetragen und dabei bemerkt:-nebft Sonforten, 
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die Geſammtſumme in Einnahme ' geftellt, und der Rechnung ein 
Verzeichniß, welches Die — Angaben enthaͤlt, beigefügt. 
) Binſen von ‚Kapitälien. 
Hier ‚wird. ebenſo verfahren. 
In der. Rechnung oder dem Verzeichniſſe niſtn aber — 
Angaben gemacht werden: 
4) Namen und Wohnori der Schuldner, 
4) Datum und Natur der Urkunde, 
) Datums der Oppothefgriinfcpreibung, 

d) Betrag der Schulden, 

2) Betrag und ‚Berfalltag der jahnlichen Zinſen; 

i) der Ertrag der Sammlungen in der Kirche wird mit einer Veſcheinigung 

bed Presbyteriums belegt. 
65) Der Ertrag der. Cultusumlagen wird entweder durch Die Original: 
i Hebliſte oder Durch eine Bejcheinigung des die Erhebung bejorgenden 
Gemeinde-Einnehmerd, mit ‚der Beftätigimg des Bürgermeifteramts 
verjehen, nachgemwiejen. 
| » Die, Beiträge aus den Gemeindekaſſen ſind mit. der Einnahmsweifung 
des —— zu belegen. 
Bi Ausgabs=Belege. Ä 

1. gebe Ausgabe muß mit einem — des Presbyteriums 
* ſein. 

Wenn die: Ausgabe bereits: durch einen; Hresbyterial Beſchluß genehmigt 
if, io fann die Ausftellung der Anweifung aud) durch den —— des Pres⸗ 
byteriums allein erfolgen. 

Standige Gehalte bebürfen- keiner beſonderen Anweiſung; der Rechner 
hat dieſelben ohne eine ſolche, wenn fie verfallen ſind, zu bezahlen. Kein 
Gehaltstheil darf vorausbezahlt werben. 
2. "Die Anweifungen des Presbyteriums bedürfen der Genehmigung des 
Königl. Landcommiſſariats 
a) für jede auße rordentliche Ausgabe, 
b) für jede ordentliche, aber veränderliche Ausgabe, die 25 f. 
überjteigt. 

3. Werin der Kirchenrechner eine: auf ihn ausgeftellte Anweifung nicht 
bezahlt ohne zu beweiſen/ Daß er ohnerachtet feiner Bemühungen Feine Einnahmen 
gemacht Hat, jo kann das Königl. Landeommifjariat auf den Antrag des‘ Pres- 
byteriums einen Zwangsbefehl gegen ihn erlaffen,. der durch den Steuer: 
boten in Vollzug geſetzt wird. 

4Jede Ausgabe muß Ferner) mit einer. — * Empfängers 
belegt jein. 
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Die Duittung muß batirk fein und bie empfangene Summe in Worten 
ausbrüden. 

’ Die angewiefene Summe fann nur an den, ber im Zahlbefehle genannt 

ift, resp, den Gehalt zu beziehen bat, ober an feinen Bevollmächtigten bezahlt 
werben. Letzterer muß der Duittung feine Vollmacht in Ur oder authentifcher 
Abſchrift beifügen. 

Wenn die Ausgabe 150 Fr. (70 fl.) überfteigt und ber Empfänger nicht 
jchreiben Fann, jo muß die Quittung durch Notariatsact beurfunbet werben, 

Ein geringerer Betrag kann vor zwei Beugen, die die Quittung zur 

Beurkundung zu unterzeichnen haben, ausbezahlt. werben. 

5. Wenn ein Gläubiger der Kirche oder ein Gehaltsbezieher geftorben 
ift, jo Fann die Zahlung nur an die Erben berfelben oder. an beren Vormund 
erfolgen. Ueber die Erbjchaftsgqualität müffen fie fih durch ein Zeugniß bes 
Bürgermeifteramts ober einen Auszug aus dem Inventarium legitimiren. Die 
Dualität ald Vormund wird durch ein Zeugniß des Königl. Landgerichts 
erwiefen. Alle dieſe Legitimationsjchriften find der Duittung. ald Belege 
beizufügen. 

Wegen ber Pfarrgehalte wird insbefondere bemerkt, daß biefelben während 
der Nachfibfrift an Die Witwe und die minderfährigen Kinder des verftorbenen 
Pfarrerd, und während der Erlebigungäzeit an den Intercalarrechner, resp. 
den Kirchenrechner felbft, ber den Betrag in ber Intercalarrechnung in Einnahme 
zu bringen hat, zu bezahlen feien. 

6. Jede Quittung, die den Being von 4 fl. 40 Er. EAN unter: 
liegt dem Stempel. 

Ausgenommen hievon find: \ 

a) Die Duittungen über die Gehalte, welche 140 A. jährlich wit überfteigen, 

b) Die Duittungen über Steuern und Umlagen. 

c) Die Duittungen über Unterftüßungen. 

d) Die Duittungen, die die Rechner der Verzinfungslaflen auöftellen ober 

empfangen. | 

Die Koften des Stempels fallen der Kivchenkaffe zur Laft. 

Nur bie Stempelfoften der Duittungen über Gehaltäbezüge bat ber 
Empfänger zu tragen. 

7. Alle Lieferungen, Arbeiten u. f. w., bie nicht burdy einen Accord 
ober eine Minderverfteigerung vergeben worben find, müſſen mit. Koſtenverzeich⸗ 
niffen belegt fein. 

Diefe müfjen enthalten 

a) den Gegenftand, wofür die Forderung gemacht wird; 

b).den Tag, an welchem jeder Gegenftanb geliefert ober jebe Arbeit 

gemacht wurbe; 
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c) den. Betrag der Koften von jebem Artikel; | 
d) wenn bie Forderung in mehreren Artikeln befteht, müffen bie Beträge 
zufammengezogen unb ber Totalbetrag angegeben werben; 

. 0) das Datum und die Unterfehrift des Gläubiger. 

Jedes Koftenverzeichniß, welches den Betrag von A fl. 40 Er. überfleigt, 
unterliegt dem Stempel, defjen Koften dem Empfänger zur Zaft: fallen. 

Die Duittung und die Anweifung können auf biejes aoſtenverzeichniß 
geſetzt werben. 

Alle Koſtenverzeichniſſe müſſen durch das Presbyterium als richtig 
beſtaͤtigt werden. 

8. Die Accorde und Minderverſteigerungsakten find der Rechnung in 
Original oder beglaubigter Abſchrift beizufügen. 

Ebenfo müflen die darauf ae Pläne, Koftenanfchläge und Beding⸗ 
nißbefte beigelegt werben. 

Die Minberverfteigerungsatten über Arbeiten und Lieferungen können 
nur durch das: Bürgermeifteramt aufgenommen werben. 

Die Accorde kann auch dad Preöbyterium errichten. 

Dei ſolchen Akten ift immer die Bedingung feftzufeßen, daß ber Leber: 
nehmer alle Koften des Altes und der Befidhtigung zu tragen habe. 

Der Kirchenrechner muß allen folgen Berfteigerungen und Ber: 
accordirungen beiwohnen, und hat die darüber zu errichtenden Akten mit zu 
unterſchreiben. 

9. Allen Ausgaben für Bauarbeiten, welche auf den Grund eines 
Accorded ober einer Minberverfteigerung gefertigt worden find, mäüffen außerdem 
Befihtigungs- oder Aufnahmsacten beigefügt werben, welche nad 
Borjchrift der über dad Communal- und Stiftungs-Baumwefen erlafenen Ber- 
fügung vom 17. November 1826 (Int.Bl. 2 111) und mit Ruͤckſicht auf bie 
Inſtruction für Die Bezirfsbaufchaffner vom 8. November 1854 (A.:BL. S. 1185) 
durch die legten aufzunehmen find. 

Zu diefen Bauaufnahmen und Befichtigungen hat der Bezirksbaufchaffner 
jedesmal das Preöbyterium zuguziehen. ($. 93, 2 9 oben.) 

Die Befichtigungsacten unterliegen dem Stempel, wenn ber Being 
4 fl. 40 Er. überfteigt. 

10. Ale Ausgaben für die Gulturen und Hauungen in ben Stirdhen- 
waldungen müfjen von dem Königl. Revierförfter ald richtig befcheinigt werden. 

11. Jede Ausgabe für Erwerbung von Immobilien muß. mit einer 
Abjchrift des von ber Königl. Regierung genehmigten Aktes belegt werben. 

42. Die Ausleihung eined Kapitals wird mit einer Abſchrift ber 
Dbligation und des Öypothefenverzeichnifjes und: mit der von dem Königl, Land⸗ 
commifjariat genehmigten Auweiſung belegt. ($. 101.) 


\ 
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13. Die in der Rechnung vorgetragenen Ausſtände müſſen mit einem 
nach Einnahmsgegenſtänden ſpecificirten Verzeichniſſe nachgewieſen werden. Für 
dieſe Ausſtaͤnde bleibt ‚der Rechner perſönlich haftbar, wenn. er, nicht nachweiſet, 
daß er die zur Eintreibung erforderlichen Schritte rechtzeitig gethan habe, 

Das Ausſtände-Verzeichniß iſt bei: Der wen Rechnungs wieder als 
Simahmäbig zu benußen. | 

ih Die ungiebigen Ausſtände, welche ‚in FR ‚gebracht. — 
ſollen, = en mit dem genehmigten, die Niederjchlagung beantragenden. Dane 
des Preöbyteriums belegt, werden. R 
— Be $. 208—210, 15—241, any 





$. 141. 
Abschluß der Nechnungen. 


1: Der Abjchluß der. Rechmungen erfolgt durch’ die Königl. Landcom— 
mifjariate mit Ausnahme der Rechnungen. jener. Fonds, deren: Budgets zur 
Competenz der Königl. Kreisregierung reſſortiren, in welchem Balle Auch die 
Rechnungen durch. diefe Stelle abgeſchloſſen werben. Ä 

Die legten Rechnungen: find durch Die Königl. Landeommiffariate am 45. 
Mat jeden Jahres der Königl. Regierung: pünktlich vorzulegen. 

(Berordnung vom 21. Maärz 1853, ABl. ©: 174.) 

Wenn die Rechnung nicht rechtzeitig zur Vorlage fommen Gut, fo “find 
die obwaltenden Hinderniſſe anzuzeigen. 

2% Wenn bei dem Abſchluſſe Ausgaben in der Rechnung — 
werden, ſo muß der Rechner den Betrag der Kirchenkaſſe erſetzen. 

Er kaun hiezu mittelſt eines Zwangsbefehles augehalten werden. 

Erfolgte der: Abſtrich jedoch wegen mangelnder Förmlichkeit, jo wird 
ihm! zur. Regelung des Ansgabepoftens : ein. Termin. von drei Monaten,. vom 
Tage des Rechnungsabjchluffes an, geftattet. | 7 
3 Bi Der Beſchluß, wodurch ‚eine Ausgabe verworfen wich; ermächtigt 
den Rechner nicht, den. Empfänger in adminiſtrativem Wege: auf! den Rückerſatz 
der einpfangenen Summe: zu: verfolgen: 

Es fteht ihm jedoch frei, auf erchuichen Wege einen Regreß zu 
nehmen; gegen wen ihm gutduͤnkt. 

4. Sobald die Rechnung’ met. dem —* verfehen iR, wird ein 
—— derſelben mit den Belegen dem Presbyterium zugeſtellt, welches 
binnen acht Tagen: eine‘ abſcheiſt dieſes Ab chluſes dem Reken: gegen Empfang 
Mein zuguftellen bat. ' 

Dieraufiwirb die —— mit den Belegen eingehunen, ww er 
tarium eingetragen und in. dem Kirchenarchive aufbewahrt. :; SILE' RAR 
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5. Die Rechnungsabſchlüſſe der Adminiftrativbehörden find exgecuto- 
rifhe Erfenntniffe, welche auf abminiftrativem Wege vollzogen werden 
und das Recht begründen, auf den Grund derfelben eine hypothekariſche Ein- 
jchreibung gegen den Rechner für jene Summen zu nehmen, die er = Kirche 
ſchuldig bleibt, 

Gegen den Vollzug dieſer Rechnungsabſchlüſſe ift eine gerichtliche 
Oppoſition unzuläffig, weil die Gerichte bie Acten der Verwaltung nicht in den 
Bereich ihrer Thaͤtigkeit ziehen dürfen 

Wenn im Vollzuge dieſer Rechnungsabſchlüff e eine Zwangsveräußerung 
von Immobilien gegen ben. Kirchenrechner eingeleitet wird, ſo kann dies Jedoch 
nur unter Beobachtung jener Förmlichkeiten geſchehen, welche das Geſetz vom 
23. Mai 1846, das Etecutionsverfahren in der Pfalz betr. vorſchreibt. 

6. Bleibt der Rechner nach der Rechnung im Vorjchuß, jo bat er den 
Betrag dieſes Vorſchuſſes in der nächften Rechnung in Ausgabe zu fegen. 

Die Verzinfung folder Vorſchüſſe, Die bei einer geordneten RN 
nicht leicht vorkommen können, ift jedenfalls unzuläſſig. 

7. Sowohl dem Rechner als dem Presbyterium ſteht das Recht der 
Berufung gegen die Rechnungsabſchlüſſe der höheren. Behörde zu.. 

Diejer Recurd wird gegen. die. Bejchlüffe. der Königl. Sanbeommifjariate 
bei der Königl. Kreisregierung, und gegen Die Beſchlüſſe der Königl. Kreis: 
regierung bei dem Königl, Oberſten Nechnungshofe binnen Drei Monaten, vom 
Tage der Bekanntgabe des Rechnungsabſchluſſes au gerechnet, eingereicht, 

Diefe Recurfe find nicht ſuspenſiv, d. h. halten den Vollzug bes 
Rechnungsabjchluffes nicht auf, wenn es in en ei nicht beſonders 
verfügt wird. 

8. Nach Ablauf der bezeichneten Friſt von drei — wird der 
Rechnungsabſchluß rechtskräftig, und kann nicht weiter mehr angefochten werben. 

Eine definitiv und rechtskräftig. abgejchloffene Rechnung kaum jedoch von 
Amtswegen oder auf Anrufen der Betheiligten einer ‚nochmaligen Revifion 
unterzogen werden, wenn ein Irrthum, eine: Analailung: ein wi oder ein 
doppelter Anſatz nachgewieſen wird. 

Die Revifion wird in. diefem Falle von. Ems. Behörde —— 
die den: früheren Abſchluß verfügt hatte. Ä 
| 9.: Der Königl; Kreisregierung ſteht es in ‚allen Fällen zu, EEE 
der Nechtöfraft des Nechnungsabjchluffes eine Super-Revifion der von dem 
Königl. Landcommiſſariate abgefchloffenen Kirchenrechnungen. eintreten - zu, Laffen, 
um ſich zu überzeugen, ob hiebei die Gefeße und Verordnungen gehörig 
beobachtet worden find. (Gemeinderechnungs-Inſtructivn . 269-276.) |: 
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Achte Abtheilung. 


Bie der Aufsicht und Curutel des Rönigl. Consistorinms 
unterstellten kirchlichen Fonds. 


$. 142. 
Die allgemeine proteftantiihe Pfarrwittwenkaile der Pfalz. 


Seine Majeftät der König haben mittelft Allerhöchften Refcriptes vom 
15. Dezember 1818 die Grrichtung einer allgemeinen Wittwenfaffe für Die 
proteftantifche Geiftlichkeit der Pfalz alleranäbigft zu genehmigen und das 
entworfene Regulativ zu Beftätigen geruht. 

Dieſes Regulativ wird nachftehend in berjenigen Faſſung, die es in 
Folge fpäterer Synobalbefchlüffe erhalten hat, wörtlich abgebrudt: 


| KNegulatiu 
über die allgemeine Wittwenkasse der protestantischen Geistlichkeit der Pfalz. ) 
1. Der Fond wird gebildet: 

a) aus den Quartalbeſoldungen von jeber durch den Tod erlebigten 
Pfarrei. Zu diefem Ende werden bie auf foldhe Art vacant geworde⸗ 
nen Pfarreien (wenn das Königl. Conſiſtorium nicht anders verfügt) 
nach geendigtem Nachfige Ein Vierteljahr zum Beften ber Wittwenkaſſe 
von den Diözefanen unentgeldlich verfehen, und ber Ertrag biefes 
Quartals an den Wittwenfond abgeliefert; 

b) aus dem Antheile, welchen bie Pfarrwittwenkaffe an den Intercalar⸗ 
früchten erledigter Pfarreien nad den Beftimmungen vom 9. Februar 
1818 zu Beziehen hat; 

c) ans den anfänglichen und jährlichen Beiträgen ber proteftantifchen 
Geiſtlichen; 

d) aus andern zufälligen Einkünften. 


1) Beſchluß ber G⸗S. von 1857 L, 4 M 4, ©. 143 oben. 
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2. Die proteftantifchen Pfarrftellen der Pfalz werben rüdfichtlich der 
Berechnung der Einlagsfapitalien in die Pfarrwittwenkaſſe nach ihrem reinen 
Gejammtertrage, in welche die Suftentationd:Zufchüfle einzurechnen find, in 
folgende A Klaſſen eingetheilt: Zur I. Klaffe gehören Diejenigen, welche nicht 
über 700 fl., zur IL. die, welche zwifchen 700950 fl., zur III. jene, welche 
zwifchen 950 und 1200 fl. und zur IV. Diejenigen, welche über 1200 fl. Ein⸗ 
fommen gewähren. 

Alle neu angeftellten Pfarrer haben eine Einlage zu entrichten, bie Bei 
der erften Klaſſe in 100 fl., bei der zweiten in 150 fl., bei ber britten iu 
200 fl. und bei der vierten in 250 fl. befteht. 
| Wenn Pfarramts⸗Candidaten, die im Lehrfache, oder Pfarrer, die nicht 
im Gonfiftorialbezirfe Speyer angeftellt waren, eine Pfarrftelle in der Pfalz 
erhalten, jo find fie außer dem Acceßkapitale zur Nachzahlung der der Klaſſe 
der verliehenen Pfarrftelle entfprechenden Jahresbeiträge vom Jahre ihrer erften 
Anftellung an verpflichtet; jedoch Darf Diefe nachzuzahlende Summe. den Betrag 
des Acceßkapitals nicht überſteigen. (G.S. 1857. IV. ©. 143, 144, 147.) 

Die Einlage gefchieht vor der Verpflichtung und vor dem Antritte Des 
Pfarramtes, in baarem Gelde oder durch hinreichend verficherte Obligationen, 
Bei zureichender Bürafchaft kann die Frift eines Yabres, jeboch verzinslich, 
geftattet werben. \ 

3. Die Individuen des Conſiſtoriums, welche Feine Geiftlichen find, 
Vicare, Pfarrcandidaten, jowie Lehrer an den höhern und niedern Studien: 
und Schulanftalten Fönnen an dieſer Anſtalt keinen Antheil nehmen. 

4. Die dermal ſchon angeſtellten Pfarrer können an den Vortheilen der 
Anſtalt ebenfalls Theil nehmen, wenn fie die oben angezeigte Gebühr entrichten 
und fich im Laufe des Jahres 1819 hiezu erklären. Später hängt ed von bem 
Umftänden und der Bewilligung des Königl. Conſiſtoriums ab, ob der Beitritt 
mit Nachzahlung des Kapitald, der Zinfen und der jährlichen Beiträge noch 
geftattet werben könne, | 

5. Wird ein Pfarrer, welcher der Anftalt zugefellt ift, auf reine Pfarrei 

höherer Klaffe befördert, fo hat er den Mehrbetrag der Einlage zu entrichten. 
Die Beförderung eines der Anftalt nicht angehörigen Pfarrers kann nur mit 
der Bebingung feines Beitritt erfolgen. 
Ä 6. Der jährliche Beitrag wird von dem Jahre, in welchem der Beitritt 
geſchieht, mit Einſchluſſe desfelben gerechnet und beträgt nach Abflufung ber 
obigen A Klaſſen: 8, 10, 12 und 14 Gulden. Der Betrag wird in viertel: 
jährigen Raten durch Abzug an dem Staatögehalte eingebracht. 

7. Diefer Artikel orbnete eine jährliche Gollecte am Erndtefefte an, von 
welcher nach dem Befchlujfe der G.S. von 1833 — 93 u. 97) Umgang 
genommen werben joll, 


% 
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3 8: Dem Penfionsfond wird; der Verlag aller. allgemein : vorgejchriebenen 
Religionsbücher, für Die Pfalz. eingeräumt. ?) 

9. Die‘ Verbindung mit dem Anftitute der Pfarrwittwenkaſſe wird ohne 
Entſchädigung aufgelöst durch Auswanderung, durch freiwilligen. Austritt aus 
den Pfarramte und durch Dienft-Entjeßung. In dieſen Fällen hören mit der 
Verbindung in der Regel auch die Anjprüche auf ‚die Vortheile des. Inſtituts 
auf. Hält ſich ein Geiftlicher durch Förperliche Gebrechen ober. Altersichwäche 
firt genöthigt, dem Pfarramte zu entjagen, fo ftehen ihm, wenn er die Gründe 
davon. gehörig conftatirt, Anfprüche auf Unterftügung als Emeritus, jowie 
feinen Nelicten der Genuß der regulirten Penfign zu. Dieje entgeht auch ver 
Wittwe-und den: Waiſen eines feines Dienftes-entjeßten Geiftlichen nicht, wenn 





1; 2 Allerhödite Verordning vom 15. September 1822; 

Wir haben uns ‚bewogen ‚gefunden, der: Berforgungsanftalt für. geiftlihe Wittwen 
und Waijen in der Pfalz zu ihrer. befieren Begründung ein Privilegium - auf den Druck 
und Verlag des neuen Gefangbuches für die dortige wereinte evangeliſche Kirchengemeinde 
jowohl, als auf alle für die. Pfalz erſcheinenden proteſtantiſchen Liturgüchen ‚Schriften 
und die im’ den ‚Schulen einzuführenden Religionsbücher zw verleihen, - 

Wir ertheilen daher gedadter Pfarrwittwen: und Waifen:Penfionsanftalt va8 
Hecht, zur Erzielung möglichſt wohlfeiler Preife und der nöthigen Gleichförmigkeit, obge- 
nannte, Bücher ganz allein zu: verlegen, zu: druden, auszugeben und feil zu halten, und 
diefelben durch aufgeſtellte Commiſſarien in der ganzen Balz. verkaufen zu laſſen. 

Demzufolge verbieten Wir allen: Unſern Unterthanen, injonderheit ‚aber. allen in 
Unfern Staaten: angejeflenen Buchdruckern und —— bei — Unſerer 
ER Ungnade und einer ‚Strafe von; 

Ein Hundert Ducaten, 
wovon iebesmäl bie: Hälfte Unſerer Staatskaſſe, die andere Hälfte En beingter., —— 
zufallen ſoll, ſich unter keinerlei Form und Vorwand, weder mittels noch unmittelbar, 
einen Nachdruck oder Debit gemeldeter Bücher und: Schriften zu: erlauben  . 
BZugleich ermächtigen Wir: Unfer. proteſtantiſches Gonfiftorium.ı zw; Speier, ala 
Aufſichtsbehörde jener Anftalt, zur Sicherung: dieſes Privilegiums bei ;verjplinten Gin: 
griffen, mit Hülfe Unferer Obrigkeiten gegen die Beeinträchtigenden einzuſchreiten, bie 
unrechtmäßigen ¶ Auflagen wegnehmen: zu. daffen und. nach den darüber erhaltenen 
Weiſungen damit zu ſchalten; weßhalb zu: Jedermanns Kenntniß und Warnung: bie; in 
dem Berlage gemeldeter Anftalt erſcheinenden Schriften ‘mit: : einem — Shui 
vor der Abgabe zu bezeichnen find. ‚in J 
qu beſſen Urkunde haben Wir, dieſen vrief —— ———— 
Unſer Kbnigliches geheimes Inſiegel vorbruden laſſen, und die Bekanntmachung — 
durch das Allgemeine Regierungs- und Intelligenzblatt befohlen. m: in 
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die verorduungsmaͤßigen Beiträge; zu: dem Fond bis zum Tode desſelben 
gehörig entrichtet werden und fie fich nicht ee in ben S 11 E24 degilacwẽ 
TR, Faͤllen befinden: 

10. Der Wittwengehalt beträgt ‚oe untenſchieb der BE jährlich 
200 Gulden, und: jedes iminderfährige Kind, mit: Ausfchluß der angehetratheten; 
erhält noch bejonders zu einem -Unterhaltsbeitrage ald einfache Watje den 
fünften Theil und. als Donpimalie 100 ſ. Be; Bezug: Rau — vollen⸗ 
detem Nachſitze. a 

(G.S. 1853. ©. 132 u. 137; 1845, ©. 116 u. 213 417g 

Kinder aus einer erften Ehe werben. als Doppelwaijen augefehen, ohne 

Nücficht darauf, ob die Stiefmutter noch lebt. (G⸗S. 1837. ©, 104.)- 

41. Die Penfion der Wittwe Hört auf: bei. ihrer Emigration abe; 
Eintritt in eine folgende Ehe oder bei notoriſch Lafterhafter Aufführung; auch 
kann Feine geſchiedene Ehefrau Anſpruch auf Penſion machen. Zieht aber die 
Eheſcheidung eines Pfarrers deſſen Dienſtentſetzung nach ſich, To Behält die 
ſchuldlos geſchiedene Ehefrau ihre Anſprüche auf die Wittwenkaſſe, vorausgejeßt, 
daß fie den jährlichen Beitrag bis zum Tode ihres gejchtedenen Gatten 
entrichtet. 

Die Penfionen der, Waiſen erlbſchen: Bei ihrer Smigration, bei erlangter 
Majorität, bei einer ebenfalls ſchon früher erlangten Verſorgung, bei niotoriſch 
laſterhafter Aufführung. 

42: Die Eheſcheidung und der Eintritt‘ der Wittwe in eine folgende 
Ehe: benimmt: den Waiſen den Anſpruch nicht, welchen fie ohne eine folche 
Beränderung haben würden, und ſolche Waiſen, welche wegen phyſiſcher 
Gebrechen ſich durchaus keinen Unterhalt verſchaffen können, füllen auch nad 
erlangter Volljährigkeit ihren Gehalt als einfache oder doppelte Waiſen fort 
beziehen, bis entweder ihre Gebrechen gehoben —* * * —— - 
andere Weiſe gefichert ift. kalt) 
1.19. Sm Allgemeinen wird beftimmt, — alle — * er ben — 
monate erlöſchen. 

14. Ausländiſche Geiſtliche können an dieſer * ESaus⸗ J — 
Ginfünften. fundirten Anftalt, feinen, Theil nehmen. Jedoch bleiben. inländifche 
Geiftliche, welche mit landesfürſtlicher Bewilligung, eine auswärtige Pfarrei 
annehmen, im Verbande mit derjelbeu, wenn ihnen. der Rücktritt ins Vaterland 
vorbehalten worden, und fie ihren jährlichen Beitrag. nad. Verhaͤltniß ihrer 
auswärtigen Stelle fortbezahlen. Damit der Wittwenkaſſe ihr Quartal aefichert 
bleibe, jo bezieht fie dasjelbe in dieſem Falle von der durch ben, Austritt in 
fremde Dienfte erledigten Pfarrei. 

Einem aus der Pfalz in einen jenfeit3 vheinischen Gonfiftorialbezirf 
verjeßten oder beförbderten Pfarrer bleibt geftattet, gegen Fortentrichtung feiner 
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bisherigen Beiträge ſich den erworbenen Anfpruch an die pfälzische Pfarrwittwen⸗ 
kafle zu bewahren. 

Ein Geiftlicher, welcher unfreiwillig aus der Pfalz in einen jenfeits 
rheiniſchen Gonfiftorialbezirk verjegt wird, ift befugt, fein in die Wittwenkaſſe 
eingelegtes Kapital zurüdzunehmen, jonad) aus der Anftalt amtgutrchen. 

(G.S. 1833, ©. 104.) 

15. Die Penfionen, Wittwen: und Watfengehalte werden, wie andere 
Staatöpenfionen, quartalweife bezahlt; — fie können nad) $. 582 der Gerichts 
ordnung nicht mit Arreſt belegt werben. 


16. Die Direction und Auffiht auf den Penfionzfond wird von dem 
proteftantifchen Gonfiftortum geführt; dasſelbe erfennt über die Anlegung und 
Aufkündigung der Kapitalien, weifet die Penfionen an, entjcheibet alle vor: 
kommenden Gonteftationen und ſchließt Die jährliche Rechnung ab. 


17. Die Verwaltung ded Fonds und die Beforgung der Einnahmen und 
Ausgaben wird einem Rechner, welcher eine Caution von 3000 fl. zu Teiften 
hat, anvertraut, Die zur Erhebung verfallenen, aber nicht rechtzeitig ober nicht 
in dem gefeglichen Wege beigetriebenen, ſonach als unbeibringlich nicht gehörig 
nachgewiefenen Posten bleiben dem Rechner perjönlich zur Laft. Die Bertheilung 
der Penfionen gejchieht durch den Diftriktsdecan. Gine genügende, möglichft 
umftändliche Ueberficht der PfarrwittwenkaffeRechnungen ift jedes Jahr in dem 
Amts⸗ und ntelligenzblatte der Pfalz zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

18. Nach Verlauf von 4 Jahren follen die Rechnungen der Pfarriitt- 
wenkafle zufammengeftellt und der Generaljynode vorgelegt und ermeſſen werben, 
welche Abänderungen entweder zur Erhaltung des Inſtitutes, ober zu ‚größeren 
Vortheilen der Theilnehmer getroffen werben können. Die ſich biebei ergebenden 
Vorſchlaͤge und Anträge follen jobann durch das Gonfiftorium zur allerhödhften 
Genehmigung eingefandt werden. 

19. Alle im Rheinkreife beftehenden befondern Wittwenkaſſen können 
neben dieſer allgemeinen Anftalt, foweit fie den obigen Beſtimmungen nicht 
wiberftreiten, fortbeftehen, infofern die Theilnehmer wicht zweckmaͤßiger finden, 
unter Vorbehalt der ihnen oder den Ihrigen davon zuftehenden Bortheile, ihre 
Privatanftalt mit der allgemeinen zu vereinigen. » 


Die Wittwenkaffen ded ehemaligen Herzogthums Aweibrüden, welde 
gleich bei ihrer Errichtung der Leitung und Direction des Gonfiftoriums zu 
Bweibrliden übergeben wurben, follen infonderheit unter Die Leitung und Auf: 
ficht des proteftantifchen Gonftftortums wieder geftellt werden. 
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6. 143. 
Die Funttionen des Mandatars. 


In Folge der allerhöchſt genehmigten Synodalbeſchlüſſe won: 1829 
(S. 87 u. 88) und 1888 (©. 91 u. 95) wurde ein beſonderer, durch die 
Generalfynode zu wählender Mandatar aufgeftellt, dem. folgende Gejchäfts- 

Suftruction ertheilt worden ift: 

1. Der von der proteftantifchen Geiftlichkeit * ‚Pfalz aufgeſtellte Man⸗ 
datar zur Abhör der Pfarrwittwenkaſſe-Rechnungen hat die Rechte der Anſtalt 
gegenüber ihrem Rechner zu vertreten. 

2. Der Mandatar vertritt die Anftalt : 

a) durch Erinnerungen über die ihm vorgelegten Rechnungen’ vor dem 

Abſchluſſe derjelben durdy das Königl. Eonfiftorium ; 
b) durch Grgreifung des Recurſes an das Königl. Oberconſiſtorium gegen 
den Rechnungsbejcheid in dem weiteften Umfange. 

3. Die Pfarr-Ratificationen und Intercalar-Rechnungen gehören als 
Theile der Haupt-Jahresrechnung zur Gontrole des Mandatard. Zu dem Ende 
wird derjelbe durch das Gonfiftorium von jeder Erledigung und Wiederbefeßung 
einer Pfarrei in Kenntniß geſetzt, um ein Regifter über Die zu erftellenden 
Intercalar⸗Rechnungen führen zu fönnen. 


4. Die. Königl. Decanate jenden in Zukunft, und zwar wie bisher, mit 
einem an das Königl. Confiftorium gerichteten Begleitungschreiben Die Pfarr- 
Ratificationen und Intercalar⸗-Rechnungen fammt Belegen an den Mandatar . 
durch Das Decanat, in defjen Bezirk derſelbe wohnhaft ift, welcher Diefelbe 
binnen 4 Wochen, vom Tage des Empfangs an gerechnet, dem Gonfiftorium 
mit feinen Erinnerungen zum Abſchluſſe und weitern Verfügung einzufenden hat. 


5. Wenn nad) Verlauf von drei Monaten vom Tage der Wiederbejeßung 
einer Pfarrei dem Mandatar die Ratiflcation und Intercalar-Rechnung nicht 
zugelommen fein follte, jo bat derjelbe, ohne ſich deßhalb in eine Gorrejpondenz 
mit den Decanaten einzulafjen, dem Gonfiftorium die Anzeige zu machen, welches 
ſodann die Vorlage betreiben wird. 


6. Sobald der Redner der Pfarrwittwenkaffe die Jahresrechnung über 
geben Hat, wird diefelbe fammt allen Belegen durch das Conſiſtorium Dem 
Mandatar zugeftellt. Der Mandatar hat binnen A Wochen vom Tage bes 
Empfangs die Rechnung mit feinen Grinnerungen an das Gonfiftorium 
zurüdzufenden. 

7. Die Jahresrechnung wird hierauf von dem Gonfiftorium — 
ſchloſſen, und der Abſchluß ſammt Rechnung und Belegen dem Mandatar 
mitgetheilt; findet ſich derſelbe hiedurch zu einem Recurſe ———— 


Danbbuc ber Verfaffung und Berwaltung ber A ed. Kirche ber Pfalz 
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io hat er denfelben unmittelbar zn ergreifen, innerhalb drei Monaten vom 
Zage der Zuftellung des Rechnungsabjchluffes an aber dem Gonfiftorium, unter 
Remiffion der Rechnung, Anzeige zu machen, gegen welche Punkte Recurs 
ergriffen worden if. 

8 Am Tage der Gröffnung einer. jedesmaligen Verſammlung ber 
Generalfynode, in. welcher die Rechnungen. des Wittwenfafje-Wechners vorgelegt 
werben, ift der Mandatar gehalten, derjelben einen umfajlenden Bericht ‚über 
alle Bortommenheiten feiner Geftion von der jedesmaligen Periode verfiegelt 
zuftellen zu laſſen. 


Außerdem müflen dem Mandatar alle Anträge auf Niederfchlagung 

ungiebiger Poften zur gutachtlichen Neuerung mitgetheilt werden. 
(G.S. 1841, ©. 108 u. 113.) 

Die Functionen des Mandatard erftreden fich nicht nur auf Die allgemeine 
proteftantiiche Pfarrwittwenkaſſe, jondern auch auf Die Pfarrunterftügungsfafle 
und auf die Unterftügungsfaffe volljähriger Pfarr-Nelicten. 

(G.S. 1845, ©. 117 u. 122; — 1857, ©. 144 u. 147,) 





$. 144. 
Die Pfarrunterftügungskaile. 


Schon die Generalfynode von 1821 hatte den Beſchluß gefaßt, einen 
bejonderen Unterftügungsfond zur Bezahlung von PVicarien für folche Geiftliche 
zu bilden, welche SKrankheitshalber oder aus andern Gründen fi) im Falle 
befinden dürften, ihr Amt momentan durch andere verjehen zu laſſen. 

(G.S. 1821, ©. 73.) 

Diefer Beichluß Fam jedoch nicht zur Ausführung. | 

Man hatte deßhalb eine Ausſcheidung eines beſonderen Benfions- und 
Unterftüßungsfonde von dem Pfarrwittwenfond beabfichtigt, was von ber 
Generaljynode von 1833 zwar abgelehnt, dem. Königl. Gonfiftorium jedoch die 
Ermächtigung ertheilt wurde, momentane Unterftügungen aus der Pfarrwittwen⸗ 
fafje zu bewilligen. 

Dei Verleihung von Unterftügungen für längere Zeit mußte die Diözefan- 
ſynode vorerft in ihren Erinnerungen vernommen werben. 

(G.S. 1833, ©. 92 u. 95.) 

Die Generaljynode von 1841 bewilligte einen Fond von 1600 fl. jährlich 

aus der Pfarrwittwenkaffe zu einem Hülfsfond für bedürftige Pfarrer und 
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großjährige unverjorgte Pfarr⸗Relicten, welcher in der Wittwenkaſſe verrechnet 
wurde. (G.S. 1841,S. 108 u. 114.) 

Die Generalſynode von 1845 endlich hat. hiefür einen befondern, aus 
der Pfarrwittiwenkaffe zn dotirenden Fond mit bejonderer Rechnungsführung 
unter Mitwirkung des Mandatard gegründet. (G.S. 1845, S. 117 u. 124.) 

Zu vergleihen-die Verhandlungen der Generaliynoden von 1853 (©. 134 
- u. 137); — 1857 (©. 143 u. 147). 

Der Fond befikt dermalen von Erſparniſſen herruhrendes eigenes 
Kapitalvermögen. 

Auf Unterftügung aus dieſem Fond haben nur ſolche Geiftliche 
Anfpruch, welche 

a) einer augenblidlichen Hülfe dringend bedürfen, oder 

b) wegen Altersjchwäche oder Stränflichfeit einen Amtögehülfen bedürfen, 
und denjelben aus eigenen Mitteln nicht erhalten können, oder 
e) genöthigt find, auf ihre Stelle zu vefigniven, aber durch das vorbe- 
haltene Drittheil ihres Ginfommens feine 300 fl. jahrlich ES 
würden. 
Bu vergleichen $. 32—36 der Beförderungsordnung (S. 222 u. 223 RR 

Es dürfen aus demjelben Daher weder Theuerungszulagen, noch Sajfiong- 
Ergänzungen bewilligt werben. (C.E. vom 27. Februar 1855.) 

Wird eine Unterftüßung nicht augenblidlih, jondern für. einen , forte 
währenden Nothitand begehrt, jo hat das Königl, Decanat, nad) vorher einge 
bolter Ermächtigung des Königl. Conſiſtoriums, die EIER — in 
ihrer Erinnerung zu vernehmen. 





$. 145. 
Die Unterftügungskafle volljähriger Pfarr⸗Relicten. 


Die volljährigen Pfarr-Relieten haben nur dann Anſpruch an, die 
Pfarrwittwenkaffe, wenn fie bei erreihter Volljährigkeit wegen phyſiſcher 
Gebrechen ſich durchaus feinen Unterhalt verfchaffen können, in welchem alle 
fie’ ihren Gehalt als einfache oder Doppelt-Waijen fo lange. fortzubeziehen 
haben, bis entweder ihre Gebrechen gehoben find, oder ihr nerchat in andere 
Weiſe geſichert iſt. (Art. 12 des Regulativs.) 

Pfarrerskinder, welche in fpäteren Jahren durch Gebrechlichkeit Ho 
Kränklichkeit erwerbsunfähig werden, haben daher feinen. Anſpruch mehr an Die 


Wittwenkaffe zu machen. 
al * 


' 
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Für ſolche gebrechliche Perſonen hatte ſchon die Generalſonode von 1841 
(S. 108 und 114) Fürſorge getroffen. 

Inzwiſchen wurde Durch verſchiedene Zuflüffe ein beſonderer Fond ge— 
bildet, den auch Die Generaliynoden von 1853 und 1857 (S. 133, 137, 143 
und 147) durdy Beiträge aus ber Wittwenkaſſe noch weiter dotirt haben. 

Das Königl. Conſiſtorium bewilligt Die Unterftügungen nach Maaßgabe 
der Mittel und der Bebürftigfeit. 

Die Bebürftigfeit muB genau nachgewiejen werben. 


$. 146. 
Die geiftlihe Penſionskaſſe. 


Durch die Königl. Verordnung vom 28. Juni 1818, die. Benfionsver- 
hältnifje der Staatödiener im Aheinfreife betr., wurde ausgejprochen, Daß Die 
Pfarrer im Rheinkreife (Pfalz) wie in den übrigen Kreiſen behandelt werden 
ſollen, wornach die proteftantiichen Pfarrer auf einen bejonders zu bildenden 
Penfionsfonds, für welchen Se. Königliche Majeftät. auch ſchon die Jntercalar- 
Früchte beftimmt Haben, verwiefen find. (A.Bl. 1818, ©. 758.) 

Da die Sintercalarfrüchte (Verordnung vom 9. Februar 1818, Regulativ 
der Wittwehfaffe Art. 1 litt. d.) der Wittwenkaſſe zugewieſen worben find, jo _ 
wurde fpäterhin Durch Die allergnädigfte Fürjorge Sr. Majeftät des Könige 
ein befonderer Penfionsfond aus Staatdmitteln gegründet und unter die aus- 
jchließliche Rejpicienz des Königl. Conſiſtoriums geftellt. 

Die auf diefen Fond zu übernehmenden Penſionen können nur mittelft 
eines alferhöchften Königl. Decretes feitgejeßt oder erhöht werben. 
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Beiondere Beftimmungen bezüglich des Rechnungsweſens der 
6. 142, 144, 145 und 146 genannten Fonds. 


1. Die verfügbaren Kapitalien dieſer Fonds müfjen vorerft an Privaten 
gegen fichere Hypothek ($. 99 oben) ausgeliehen werben. Sind ſolche Dar 
lehensgeſuche nicht vorhanden, jo Eönnen fie auch an Gemeinden gegeben werben, 
und wenn fidh Feine andere Gelegenheit zur verzindlichen Anlegung ergibt, jo 
können dafür auch ge inländifche — angeſchafft werden. 

(G.S. 1833, ©. 93 u. 96; 1853, ©. 134 u, 137.) 
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2. Die Privaten, welche bei den genannten Kaffen ein Darlehen 
aufnehmen wollen, müflen ihre beffallfigen Gejuche bei dem Königl. Decanate 
ihres Wohnortes anbringen. 

Das Königl. Decanat wird dasſelbe durch einen Königl. Notär vor⸗ 
ſchriftsmaͤßig inftrutren und begutachten laffen und dem Königl. Conſiſtorium 
zur Enitfcheidung vorlegen. 

Dem Berichte ift auf den Grund ber bei dem betreffenden Pfarrer 
eingezogemen Grkundigungen die Bemerkung einzuverleiben, ob der Gefuchfteller 
im Rufe der Häuslichkeit fteht und ob die zum Verſatze angebotenen Güter in 
der Abſchaͤtzung nicht überſetzt ſeien. (K-E. vom 20. Novemb. 1833.) 

3 Auf Die ansgeliehenen Kapitalien werden Abjchlagszahlungen Bis 
zum Belaufe von 20 fl. angenommen. Sie müfjen jedoch wenigftens 14 Tage 
vor dem Berfalltage der Jahreszinfen und mit voller Entrichtung der lebten 
geleiftet werben, (6.-&. vom 10. Juni 1835, ABI. 1835, .S. 298.) 

4 Die Acceßkapitalien der Geiftlichen jollen in jechszchn Duartalraten 
von dem Staatögehalte in Abzug gebracht, der Binsrüdftann aber mit aller 
Strenge beigetrieben werden. (©. 1825, S. 80.; — 1833, ©. 93.) 

5. Die laufenden Ausftände Fönnen auf abminiftrativem Wege in An- 
„wendung der Beftimmungen vom 11. November 1815, 8. Detober 1819 und 
11. Dezember 1822 eingetrieben werden. (G.S. 1837, ©. 104.) 

6. Die Erhebungen gejchehen durdy Die Königl. Decanate, die jedesmal 
in den erften 10 Tagen der Monate Januar, April, Zuli und October mit 
dem Rechner Abrechnung zu pflegen und die in ihren Händen befindlichen 
Gelder abzuliefern haben. 

Abgetragene Kapitalien find binnen 10 Tagen nad) Empfang an den 
Rechner einzufenden, wenn fie den Betrag von 100 fl. überfteigen und zu 
jonftigen, für Die betreffenden : Fonds zu bewerfftelligenden Ausgaben nicht 
erforderlich find. 

7. Der Rechner hat am Anfange der Monate Februar, Mai, Auguft 
und November dem Königl. Gonfiftorium ein Werzeichniß der verjchiedenen 
Einnahmsrückſtände vorzulegen. Die Kapitalzinjen find nur Dann in dieſes 
Verzeichniß aufzunehmen, wenn: fie ſchon ſeit 6 Monaten verfallen find. 

8. Sämmtliche Kaffenüberfhüffe find - in der Königl. Filialbanf in 
Ludwigshafen gegen 24, % Bankfcheine zu Ddeponiren, bis fid) Gelegenheit 
darbietet, fie in. anderer zuläffiger Weile verzinslich anzulegen. 

9. Der Rechner hat nur die für Den Taufenden Dienft erforderlichen 
Gelder in Händen zu behalten umd hat daher am Anfange eines jeden Monats 
jeine Tagebücher dem Referenten vorzulegen, welcher nady ftattgehabtem Abichluffe 
derfelben die Summe: zu beftimmen DR, melde in bie Bank eingeſchoſſen 
werden muß. , Ä 
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10. Die bei der Bank angelegten Gelder darf der Rechner ganz oder 
theilweiſe nur mit Ermachtigung des Königl. Conſiſtoriums wieder zurückziehen. 

11. Die von der Bank ausgeftellten Zins-Liquidationen find durch den 
Rechner. dem Königl. Eonfiftorium vorzulegen, damit Diejelben nach ftattgehabter 
Revifion zur Verrechnung eingewiejen werben. (G.-E. vom 14. Juni 1852.) 

12. Die Werthpapiere und Baarvorräthe, die 4000 fl. überfteigen, 
find in: doppelten Verſchluß zu nehmen. 

13. Das Rechnungswefen fol jährlich zweimal zu unbeftimmter Zeit 
einer, gründlichen und umfafjenden BVerification unterworfen werben. 

14. Die Rechnungen find vier Monate nah Ablauf des Rechnungs— 
jahres zu ftellen und dem Königl. Gonfiftorium nebft den Belegen und den 
Tagebüchern. des Rechners zum Abſchluſſe vorzulegen. Ä 
| Der Mandatar muß vorerft, ehe der Abſchluß der Rechnung. der: allge- 
meinen Pfarrwittwenfaffe, des Pfarrunterftüßungsfonds und des LUnter- 
ftüßungsfonds volljähriger Pfarr Relicten verfügt werden kann, in feinen 
Erinnerungen vernommen. werben. 

(G.S. 1833, ©. 93 u. 96.) 





$. 148, 
Spezielle Pfarrwittwenkafien. 


An der Pfalz beftehen neben der allgemeinen proteftantifchen Pfarr: 
wittwenkaſſe folgende fpezielle Wittwenkaſſen, an denen nur beftimmte Pfarreien 
+ betheiligt find, deren zeitlichen Inhabern Die Berechtigung zufteht, denſelben 

gegen Erfüllung der ſatzungsgemäßen Verpflichtungen beizutreten, nämlich: 
. die ehemals reformirte Pfarrwittwenkaffe zu Zweibrüden ; 
. die ehemals Intherifche Pfarrwittwenkaffe zu Zweibrücken; 
‚ die ehemals reformirte Pfarrwittwenkaffe zu Kuſel; 
. die ehemals reformirte Pfarrwittwenkaſſe zu Obermofchel (Meifenheim) ; 
. Die ehemals rveformirte Pfarrwittwenkaffe zu Bergzabern; 
. die Pfarrwittwenkaffe zu Leiningen-Heidesheim ; 
. das Pfarrwittwen-Stipendium zn Frankenthal; 
. die Pfarrwittwenfaffe für den Decanatsbezirf Dürkheim. 

Jede dieſer MWittwenanftalten befitt beſondere Saßungen, worin ihre 
Berhältniffe geregelt und berechtigte Pfarreien namentlich aufgeführt find. 

Sie werden wie die Kirchichaffneien durch beſondere Gommiffionen ver- 
waltet, die in der Negel von den Mitgliedern gewählt und von dem Königl. 
Gonfiftorium in allen Fällen beftätigt werben, 


je SEE io SE.) BE ZEN — 


Kirhlide Fonds, $. 149, 647 


Abänterungen an den beftehenden Sakungen können nur mit Aller: 
höchfter Genehmigung Sr. Majeftät des Königs vorgenommen werden. 

Die Verwaltungd-Gommiffionen diefer Wittwenfaffen verkehren nur durch 
Bermittelung der Königl. Decanate mit dem Königl. Gonfiftorium. 


$. 149. 
Schlußbeftimmung. 


In allen Fällen, wo in den $$. 142—148 nicht anderd vorgejchrieben 
oder in den Satzungen der fpeziellen MWittwenkafje feine abweichenden Beftim- 
mungen enthalten find, müfjen die in diefer Abtheilung genannten Firchlichen 
Fonds nach denjelben Normen, wie die unter der weltlichen Curatel ftehenden 
kirchlichen Anftalten behandelt und verwaltet werben. 

Es find in diefer Beziehung alle in dem zweiten Buche diejes Werkes 
enthaltenen Beftimmungen unbedingt anwendbar. 

Das Königl. Sonfiftorium tritt in Die Functionen der Königl. Kreis⸗ 
regierung und übt in allen Beziehungen deren Befugniſſe aus. 

Alle durch dasſelbe gefaßten Beſchlüſſe, intüeſearere die Rechnungs⸗ 
abſchlüſſe, ſind vollziehbar. 

Die Berufungen gegen dieſelben ſind an das Königl. Staatsminiſterium 
des Innern für Kirchen: und Schulangelegenheiten zu richten. 


Pi 7 
2 
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Formular I. ($. 48.) 


Gefhäfts-Prstahsli 
de3 Pfarramt N, N. 








z Ort | Datum —— 
ſtandes EN Gegenſtand. — Regiftratur.| - 
Ein-| Da-|Bebörbde. Ss ” Gegl. 
Ein⸗ Da- Erledigung. |). 439 u, 
lauf. tum. | 440 oben.) 
















































7 IE. Decanat | Geſuch des Chriftian Liebig] Beriht an|l XXL 
NN. um ein Darlehen aus. deridas f, Deca: 
Wittwenkaſſe. nat 25. Mai. 
2] 30 | 29 Degßgl. Gefuh des J. Alt um Dis- Deßgl. 10.| X. 
pens jeiner Tochter Eliſabetha Juni. . 
vom GConfirmationsalter, 
Ex off. Urlaubsgefuch des Pfarrers.| Dem E. Dei XXVIL 
canat einge: 
ſendet 12. 
Juni, 
44 15 | 12 I £. Landceom:]| Verpachtung der Stirhen: Ad actal XIX. 
miflariat |güter. 18. Juni, 
RN. 
5] 20 | 18 | Bürgermei: | Begehrt ein Verzeichniß der] 27. Juni] XIX. 
fteramt N. N. umlagepflichtigen Pfarrgenoffen.|überfendet. 
61 25 | 23 | Notär MN; Ueberjendet ein Geſuch des 30.Junimit| XIX, 
zu N. N. |Chriftian Thurm um ein Dar:|Öutachten des 
lehen aus der Kicchentaffe. Presbyter. an 
das k. Land: 
commifjariat. 
fönigl. De] Ueberjendet eine C.:E,, wo] Ad acta. | XXVI. 
canat N. N. durch der Urlaub („IE 3) be 
willigt wurde. 
Dasielbe. Meberjendet eine C.E., wo:]) Scullehree| XXIL 





durch der niedere Kirchendienft|N. wurde in 
dem Schullehrer N. übertragen|den Dienit ein- 
worden ift. gewiejen 30. 
Juni. 







Sormular ll. ($. 49) 
Ad Nrm, 15 des Gefthäftsprotofollee. ” MN. den 5. Mai 1859. 


Ad Nrm. 20 des Königl. Decanats. 





Pfarramt N. N. 


en bes Chriftion Liebig von 
. um ein Darlehen aus 


ei Marrmittroentaffe betr, 
Mit 1 Beilage. 





Königliches Decanat! 


In Erledigung des Auftrages des Königl. Decanates 
vom 7. l. M. beeilt fidy das unterzeichnete Pfarramt, zu 
berichten, daß Ghriftian Liebig und deſſen Ehefrau Anna 
Maria Eſpenſchied, welche aus der Pfarrwittwenfaffe ein 
Darlehen von 500 fl. aufnehmen wollen, wohl beleumundete, 
firchlich gefinnte und haushälteriiche Leute find, denen das 
nachgefuchte Kapital um fo unbedenflicher zu bewilligen fein 
dürfte, als auch die dargebotenen Unterpfänder nicht überjekt 
find und unter allen Umftänden den Werth von 1500 fl. 
behaupten werben. 

Ueber den letzten Punkt hat das unterzeichnete Pfarr: 
amt die Mitglieder des Presbyteriums, erfahrene Deconomen, 
vernommen und legt deren Gutachten hieran. 


Hochachtungsvollſt 
Das prot. Pfarramt N. N. 


NB. Die Berichte müſſen halb— 
brüchig geſchrieben werden. 


651 
Formular IM. ($. 49) | 
Ad Nrm, 115 des Gejchäftsprotofolles. . N. N. 10. Juni 1859. 


Ad Nrm. 480 T. des k. Gonfiftoriums 
dd. 15, Mai 1859. 





Gefuh des Jacob Alt um Dispens feiner 
Tochter Eliſabetha vom Gonfirmations: 
alter betr, 





Mit 2 Beilagen. 


Königl. proteftant. Eonfiftorium ! 


Das gehorfamft unterzeichnete Decanat ‚hat über das 
neben bezeichnete, mittelft hoher Entjchliefung vom 15. v. 
M. herabgejchloffene Geſuch das Pfarramt N. vernommen, 
und legt, unter Remiffion des Geſuchs, den Bericht des: 
jelben hierbei ehrerbietigft vor. 

Hiernach find die Angaben des Bittftellerd. wohl 
begründet. Gr ift Wittwer und beabfichtigt feine Tochter 
Glifabetha ihrer befjeren Erziehung wegen zu ihrer Mutter 
Schweſter nah St. Avold in Frankreich zu thun, weßhalb 
er wünfcht, daß fie vorher confirmirt werden möge. 

Die Eliſabetha Alt ift in religiöfen Kenntniſſen 
ihren Mitjchülerinnen weit vor und ift zur Gonfirmation 
vollftändig reif. 

Da ihr jedoch zum vorgejchriebenen Alter noch etwas 
mehr ald 3 Monate fehlen, jo dürfte nach erreichtem Alter 
nur eine Privatconfirmation vor verfammeltem Presbyterium 
zuläffig erfcheinen, wozu hochwürdige Kirchenftelle die Er- 
laubniß zu ertheilen geruhen wolle. 


Königl. Eonfiftorium 


Gehorjamftes Königl. Decanat 
N N. 


Formular IV. ($. 15 M 3.) 


Intercalar - Rednung 
ber proteftantijchen Pfarrei N., Decanats N., für das Jahr 1857. 
Vorbericht. Pfarrer N. ftarb am 30. Dezember 1856; deſſen binterlafiene Wittwe 
hatte den Nadfig bis incl. 30. März 1857. Dem nei ernannten Pfarrer 
N. wurde durch Entſchließung des Königl. protejt. Confiftoriums vom 1. 
September 1857 ber 16. Detober 1857 als Aufzugstermin beſtimmt. 
Demnad dauerte die Erledigung vom 31. März bis inel. 15. October 1857. 





Vortrag der Einnahmen. 


der Belege. 


* 
[7 


5 


Ertrag des Pfarrguts. 

1] Laut Pachtact vom 19. Auguſt 1854 iſt ein Theil 

der Güter auf 6 Jahre — von Martini 1854— 1860 

verpachtet zu jählih. - © 2 2» 2 2.2.2.5 158120 
Laut Pachtact vom 21. September 1856 ein weiterer 

Theil auf 3 Jahre um den jährlihen Pachtzins 

von . 6 3188 — de 
Hiezu der einmalige Beitrag ber Pachter 

zu den e 6 Ir 

vom Gulden . . . ... 11430 —| 196 30 


3] Ertrag der Grundftüde, welche bei Erledigung der 
Pfarrei, resp. amt Todestage des Pfarrers N. zwar 
gedüngt, aber noch nicht eingeläct waren und durch 
das VBürgermeilteramt N. unterm 15. Februar 1857 

auf 1 Jahr, bis Martini 1857, verpadhtet wurden | 54/10 
Faſſionsanſchlag der Grundſtücke, welche zur Erndte 
1857 ſchon eingepflanzt waren und wovon demnach 

die Erben die Erndte zu beziehen haben. . . .E 23136 

Kapitalzinſen. 

4] Von einem auf Obligation vom 3. Novemb. 1842 (inſeri— 
birt unterm 1. Novemb. 1852) ausgeliehenen Kapitale 

ad 200 4 laut Beſcheinigung des Presbyteriums. 10 
Geldbezüge von®emeinden u. Stiftungen. 


—E 


61 51 Gehaltsbeitrag aus der Gemeindekaſſe von N. für die 

Zeit vom 1. Januar bis incl. 31. Dezemb. 1857, 

laut Beiheinigung de3 Bürgermeiiteramts . . . 501 — 
7) 61 Aus der prot. Kirchenfafle von N. als Steuervergütung 18] — 
8) 7] Aus der Nirhichaffnei N., und zwar: 


Geldbezug . . a 
für 5 Hectol. Korn den Geldbetran F 645 30 4| Sol 
laut Beicheinigung des Kirchſchaffneirechners, 


I. Erträgniſſe der Bfarritelle. 
Betrag aller Einnahmen in Geb . .' 520 36 





Art. der Rechnung. 
M der Belege, 


918-1 


10/12 


11/13 


12/14 
13 


Vortrag der Ausgaben. 


II. Zaften der Pfarrei und übrige Ausgaben. 
Steuern und ordentliche Gemeinde-Umlagen für das 
Kalenderjahr 1857, laut Auszügen aus den Steuer: 


rollen und Umlageregiftern, und zwar: A uU 
a) Steuern . —— 81-8 
b) Umlagen . 10 16 


An die Erben des verlebten Pfarrers, die auf das 
Jahr 1858 treffende Rate einer Ratificationsforderung 
für Verbeſſerungen an den Pfarrwieien, — gemäß 
Feſtſetzung des k. Gonfiftoriums vom 18. Auguft 
BORBSAE SB, 2er 

An diejelben, die auf das Jahr 1857 treffenden 3; der 
Entjhädigung für Düngung der unterm 25. Februar 
1857 verpachteten Grundjtüde, laut Berechnung 

An den k. Notär N., Koften der unterm 21. Septemb, 
1856 abgehaltenen Güterverpadtung . 


Hebgebühren des Intercalar-Rehners : *) hu 
a) von 349 4 Güterpacht und Kapital: 
zinfen à 49, 13 58 


b) von der Einnahme Art. 6 und 8: 1%, 
Gejammbetrag der Ausgaben für die Geldrehnung 
Il. Abgleichung. 
Die Gefammt:Einnahme beträgt . 
Die Gefammt:Ausgabe 


1 18 


" * . [3 


Demnach verbleibt ein reiner Einnahms-Ueberſchuß von 4 


IV. Bertheilung. 
Die Pfarrerswittwe N, bezieht für 239,, Monate . 
Die proteftantische Pfarrwittwentaffe der Pfalz für Y,, 
des Monats März, dann für weitere 61, Monate 
Pfarrer N, für 2%, Monate . E : 


Gefammtbetrag wie oben „| 425 


NB, Nah erfolgtem Rechnungsabſchluſſe wird mit 
der Pfarrerswittwe N. bezüglich der in die Sn: 
tercalarmafje zu leiſtenden Bergütung (Art, 4) 
und der ihr zulommenden Entihädigungen 
(Art. 10 und 11), jo wie der auf Steuern 
und Umlagen etwa geleifteten Zahlungen bejon- 
ders abgerechnet werden, 





Betrag. | Bemerkungen 


A dr 





FON ben, fondern com 

ur si penfict werten, mi: 

der Faſſtensanſchlag 

94152 Art. 4, ober ne de 

4 4 Rntercalar- Rennen 
a 








züge des 
ungebührlih ge 
(hmälert werte, 


Holz-Kechnung. 

Die Natural- und Geldbezüge für Brennmaterial ſind nah dem Etatsſahre zu 
vertheilen und 2, auf die 6 Winter;, Y, aber auf die 6 Sommermonate zu rechnen. 
Da die Erledigung in zwei Gtatsjahre eingreift, jo find zwei Rechnungen aufzuſtellen. 

Sahr 1856, 








= |3 Gel: 
=lr Vortrag. Betrag, | Yemertungen 
1 
- 
% Ur 
Einnahme 
1 Faſſionsanſchlag der Ertrännifie des Piarrwaldes . . 101 — 
2 Faſſionsanſchlag für 1 Klafter Beſoldungsholz von 
der Gemeinde N. — 8I— 
3 Baarbezug von der Gemeinde N. für 1%, Klaſter 
Bejoldungsholz . — — 4— 


Sejammt:Cinnahbme . .| 331 — 


Ausgabe 


415] Forſtbeſoldungs⸗ und Penſions-Beitrag pro 1827). .I —|20 
5 Hebgebühren, von der Einnahme Art, 2, 1%... .] —19 
Gefammt:Ausgabe . . .| —[29 


Abgleichung. 
Tie ganze Einnahme beträgt . 
v „ Ausgabe — en 


Demnad der Cinnahms:Ueberihuß .| 32131 


18 
= 


Vertheilung. 
Die Pfarrerswittwe N, bezieht für die Zeit vom 1, 
October 1856 bis incl, 30 März 1857 — 


30 Wintermonate J J * . . 2] 34 
Die protejtantifche Pfarrwittwenkaſſe für lz, Winter: 
und 6 Sommermonate = 5 4% —— 10157 


Betrag wie oben . .I 32]31 


Grgenwärtige Rechnung wird hiermit als richtig anerkannt, 
N. den ten 1858, 
Tie Wittwe des Pfarrers N, Der nen ernannte Pfarrer N, 
Aufgeftellt zu N, den 10, März 1858, 
Der Kirchen und Interealar-Rechner. 
N, 


Formular V. ($. 135 M 8.) 


Decanat 





UVerzeichniß 
der Güter der proteſtantiſchen Pfarrei 


u. 22··· 


und Angabe ihrer Benützung im Interealar-Jahre 


— çö 


Bemerkung. Die der Pfarrei in Genuß verliehenen Güter (Rap. IV. der Faſſion) 
find gleichmäßig in dem Verzeichniſſe vorzutragen, 














Mes Nähere Bezeichnung der Güterftüde. Dur Verpachtet. 
| —X 
AF 7 beba r ' Datum und 
ei = = ul, ⸗ 
E] : E Se &| Natur. | Gewann. = Artikel des pe 
Is 8 ions⸗ Pachtaktes. 
[ m 2 anſchlag. | 
A. Grundeigenthum der Pfarrei. 
1} A. | 57| 0,35 |Pilanzgarten |beim Pfarrhauſe 4112 _ —_i— 
2] „ | 325] 1,05 |Ader im Vogelsgeſang — — [dom 15. Aug.| 22]30 
1856, #1 
31 4301| 0,75 |Ader am Zickzack 8/15Jid. © 2 141 — 
41 B. | 137) 1,20 Wieſe am Woogbach —— dom 27. März] 18140 
1858 
5l „ | 514 0,56 |Wingert am Schloßberg — — id. 451— 
65 „ I 228] 3,10 Waldung — — — — — — 
B. In Genuß verliehene Grundſtücke. 
7ı B. 14801 0,96 |Ader am Bannenberg —|—115. Aug. 1856| 18j— 
M53 
8) „ |1544| 1,00 | id. im Kabig 16 — — — — 
Summa 2827 


Beſondere Bemerkungen 


Die Hälfte des Ackers iſt verpachtet, 
die andere Hälfte hatte Pfarrer N. 
in Selbſtbau. 

Da die Pfarrei vor dem 15. Mär 
in Erledigung kam, ſo wurde die 
Wieſe als unangebaut für das 
Intercalarjahr verpachtet. 

Deßgleichen. 

Da der Ertrag des Waldes beſonders 


verrechnet wird, jo bleibt derielbe 
bier außer Anjap. 


Aufgeitellt zu N. den. 15 
Das prot. Der Intercalar- 
Presbyterium Rechner 


Formutar VII 


Königreich Bayern. 





er — 


Pfal;. 


Landeommiſſariat Kanton 


*· 


Pfarrei .. . .. 





Rechnung | 
der 
evangelifch proteftantiihen Kirche 
zu 


*44 


für das Jahr 18, 
‚geftellt durch deren Rechner N. N. zu 





*2466622**6*2*2* ·· nennen 


‚Der vorgenannte Rechner hat für die Gefälle der befagten Kirche eine Caution 

von. . A (in baarem Gelde, weldes bei der Königl. Staatsſchuldentilaungslaſſe 

— — in liegenden Gütern geſtellt, auf welche unter dem — 

Inſcription genommen wurde. | 

| Außerdem iſt gegen denfelben umter Dem en 5 Och 

Inſecription genommen morben. n 
(Vide Art, 44 der Verordnung vom 8. Januar 1a1B) 


Geuhbud der Berfaflung und Bermaltung ber Prot.sed, Mioihe Der Mal. — ‚42 


2 


Artikel des Budgets 


EPG 
E34 
2518 
E E51” 
5 * 


Beſchaffenheit der Einnahmen. 





Erſte Abtheilung. 
J. Außerordentliche Einnahmen. 
Art. 1. Rückſtand der vorigen Rechnung 
Art. 2. Ausſtände derjelben . 
Art. 3. Veräußerung von Gütern und Mobilien, 
1. Von N. N. als dritter Termin (3Ztes Viertel) 
einer laut Act vor Notär N, unterm 
verjteigerten Waldflädhe . 
2. Erlös aus veriteigerten abgängigen 
Obſtbäumen und NReinigungshölzern . 


Art. 4. Abgetragene Kapitalien und Renten, 
1. das durh N. N. geihuldete, sub At. 
Aë ... vorgetragene Kapital von . 
2, Von N. N. Lostaufspreis von . 
Hectol, Korngülte. — 


Art. 5. Schenkungen und Fuudationen. 

1. Von den Erben des verlebten N. N. laut 
Ausfertigung eines vor Notär N am... 
errichteten Schentungsactesden Betrag v. 
zur Vermehrung des Kirchenvermögens 
beitimmt. 

2, Von N, N. laut Ausfertigung eines 
vor demfelben Notär errichteten Actes 
vom . . . . den Betrag vom. . » 
aus deſſen Zinſen jährlid 2 arme 
Gonfirmanden gekleidet werden jollen. 


II. Gemöhnlihe Einnahmen. 
Art, 6. Miethzins von Häufern und Gebäuben, 
1. Miethzins des Nebengebäudes der Kirche 
ſammt Garten von N. N. laut Act vom 


LS 1a! VS BAR 


Der Pacht dauert 6 Jahre und iſt 
dies das erite Beitandsjahr. 
Art. 7. Zins von verpadhteten Feldgütern. 
Von N. N. und Gonforten Pachtpreis der 
Kirhengüter am Ba laut Act 
DEN: Sn one 
Ter Yacht — 9 — — it 
dies das legte Beſtandsiahr. 











= 5 
5 Sg E; Deren 
z 338 8 — wirt: | Bemer: 
3|® 8 Beihaffenheit der Einnahmen, : 
21.3518 lihen | tungen 
= 850 & Betrag, 
= 
En 
Art. 8. Zinſen von ausgeliehenen Kapitalien, 
laut nachftehender Ueberfict: 
& 
Namen | Beihaffen: |Datum derf Yerraa| .|E | Petra 
und heit und Hypothelar— Sa = SE 
Wohnort Datum der, Einjhrei: | Kapital: 2 25 der 
der Schuld: | bung und ſchuld. *5 Zinſen. 
Schuldner. Urkunden. Erneuerung =* 
1) 
—1 
2 


Hiezu kommen die Zinſen von dem sub Art. 3 
@ 1 verrechneten Gteigpreile und zwar von... # 
ür die Zeit vom ....bis.... mi, 


Der Neft:Steigpreis beträgt nunmehr noch . . . Z, u 3 
verzinslihd vom... . an. 


Art. 9. Grund: und — 
1. an Gb . . 

Der Geldzins betrug. laut vwoih 
riger Necdhnung . ; 
Hierauf wurden im Jahre 18° 

abgelöst . 
Bleiben fürs nöd zehr 
2. an Korn 


Art. 10. Ertrag der Geldſammlungen durch den 
Klingelbeutel. 

Derſelbe entziffert laut beſtätigter Verzeichniſſe 

Ĩ5ſſ.. 5 ee 


Art, 11. Gewöhnlicher Zuſchuß aus der Gemeinde 
kajje. 

Aus der Hiefigen Gemeindelafje laut einer vom 
VBürgermeifteramte beitätigten Zuſchrift der 
Ennimae RR. : » = 3 5 a0 4 

oder 


& 


Ri ; 

S| 2.48 

E SSH 3 —* 
m 28 E Beichaffenheit der Einnahmen. Iihen 
2 &518 

5 Betrag. 
A 2 | 

= es 

> 











Art. 12. Gleichitellungs:Umlage. 

Den durd die biefige innehmerei erhobenen 
Betrag nad Abzug der Hebgebühren derjelben 
und der ungiebigen Poſten laut beitätigter 
Berehnung der genannten Einnehmerei 


Summa der ordentlihen Einnahmen 
Diezu die außerordentlihen Einnahmen mit 


Total der Einnahmen 


Zweite Abtheilung. 
I. Gewöhnliche Ausgaben. 
Kaypıtel 
Conjumtionsgegenftände für diegewöhn: 
lihe Unterhaltung des Gottesdienites. 
Urt. 13. Brod. 
An NN. x. 
Art. 14. Mein, 
An RN x. 
Art. 15. Beleuchtung der Kirhe am Neujahrsabend, 
An NN. ıc. 
Art. 16. Unterhaltung der Mobilien und Geräth: 
Ihaften und Anſchaffung von Bejen zur 
Reinigung der Kirche. 
1. An N. R. für Neparatur des Klinnelbeutels, 
2. Un ıc, ı. 
Kapitel I. 
Unterhaltung der Gebäude, Orgel x. 
Art. 17. Unterhaltung der Kirchen. 
l. An den Glaſer N, N. für Reparatur der 
Fenſterſcheiben an der St. Peterskirche 
| 2, Un den Maurer N. N, für Reparatur 
| des Daches auf der St. Pauluskirche 
(laut Minderveriteigerungsact, Beſich— 
tigungs = Prototolles, Anweiſung und 
BAUBENIDR re ae ee 
Art. 18. Unterhaltung der Pfarrhäufer. 

1, An N. N. für Reparatur der Haupt: 
manern des oberen Pfarrhaufes nebjt 
Anftrih laut Accord, Aufnahmsproto: 
foll, Anweiſung und Quittung 

2, At 3& 3. 





Sr * 

* — 

ABI 

= zii 

a21323 2:12 — 
5% = Beihaffenheit der Ausgaben. 
& ZEls 

= a 23 S 

21886 

215 EI 

= 4 

= 


661 





Deren 
wirt: | Bemer: 


lien | tungen. 
Betrag. 





Art. 19. Unterhaltung und Stimmung der Orgel. 
An den Orgelbauer N. N. für dieſen Gegenjtand 
die contractmäßige Entichädigung pro 18 


Kay tt ENTER 
Bejoldung und Honorarien. 
Art. 20,  Gebaltszulage der Piarrer. 
An den Pfarrer N. R. Zulage pro 18 
Art. 21. — des Organiſten. 
An N. R. 
Art. 22. Gehalt des Kirchendieners und Calcanten, 
An N. N. “x 


KEN TER EV 
Unteritügungen und Stiftungen. 
Art. 23. Unterftügung der Armen 
J. An den verunglüdten Tagner N. NR. 
zur Anſchaffung von Lebensmitteln 
2. Au RN x 


ZUEBITER. N, 
Abgaben von den Gütern. 
Urt. 24. Directe Steuern. 

1. An die Steuer:Finnehmere dahier fir Grund— 
jteuer pro 18 der Nichengüter, nämlich: 
(vid. Art. 36 der Verordn. vom 8, Jan, 1819.) 

2. An die GemeindeFinnehmerei N. Um: 
lagen und Schüben: und Maulwurfs: 
fängerlohn . —— 

Art. 25. Beitrag zur Brandaſſecuranz. 

An N. N. den Beitrag fir die verſicherten 

Kirchenmobilien für die Zeitvom . . . bis. 


8apitel VL 
Verwaltungstoiten. 
Art. 26. Schreibmaterialien, Regiſter für das 


Presbyterium. 
An. Sn Pfarrer N. die Averjalliumme von . 
Art. 27. Hebgebühren des Rechners. 


Tie —— à 20, von den nachbezeich— 
neten Einnahmen (Art. 45 der erwähnten 
Verordnung) nämlich; 

von Art, . — 
u. ſ. w., oder: 


. - * 
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Artikel des Budgets.) 
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mmen. 
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Beichaffenheit der Ausgaben. 


Die demjelben bei jeiner Anftellung bemilligte 


Jahresremuneration pro 18 mit . . I... 


Art. 28. Kreis-Amtsblatt. 

1. An die Boiterpedition N. den Abonnements: 
preis des Kreis-Amtsblattes nebit Beilage 
pro 18 mE :; ; 
‚ An den Buchbinder N. Ginbandstoften 

des Kreis-Amtäblattes und der Bei- 

lagen desjelben pro 18 mit 


Kapitel VII 
Unvorbergeiehbene Ausgaben. 
Art. 29. Dem Presbyterium zur Verfügung über: 
laſſene Summe. 
An N N. Anihaffungstoften eines neuen Gejang: 
buchs für die Kirche. 
Art. 30. Dem Königl. Yandeommiflatiate zur 
Verfügung überlaffene Summe. 
An das Königl. Sypothefenamt zu N. die Koften 
der gegen ben Rechner genommenen General: 
Sppothelarzinfeription . . . oa 


Summa der gewöhnlichen Ausgaben ä 


II. Außerordentlihe Ausgaben. 
FREI 5 
Schuld der Kirde. 
Art, 31. An bie Verzinfungstaffe zu N den 
legten Termin eines Darleihens . 


0 


NXB. Der urjprünglid ausgeſtellte Schuldſchein — 


des Presbyteriums liegt den Belegen bei. 
Xavitel IL 
Ankäufe für die Ausũübung des Gottes: 
dienſtes, innere Verzierung und Ber: 
ihönerung der Kirche. 
Art. 32. An den Schneider N, für ein geliefertes 
neues Altartuch N 
Art. 33. An den Tapezierer N. N. für 
ein neues Fenfter:Rouleaur . 
Kapitel IM 
AuberordentliheBautenu. Reparaturen. 
Art. 34. An den Kirden. 
1. An den Glafer N. N. für m 
eines neuen Fenltas. . . . 


wirt: | Bemer: 
lichen 
Betrag. a: 
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2 Deren 

= Beihhaffenheit der Ausgaben, wir | Bemer: 
P- lihen | tungen 
= Betrag. 

= 

= 


| 2. An den Glodengießer N. N. für das 
Umſchmelzen einer zerbrochenen Glode 
und Aufhängen derjelben ; 


Urt. 35. An den Piarrhäufern. 
J. An den Maurer N. N. für die Anlegung 
eines Brunnens im untern Pfarrgarten 
2. An denjelben für Wiederherſtellung 
einer eingeftürzten Mauer der Stallungen 


Kapitel IV. 
Grwerbungvon Realitätenund Rechten, 
Anlegung von Kapitalien, 

Art. 36. An die Eheleute N. N. ein Darleihen 
laut einer vor Notär N. am. ..... 
errichteten Obligation mit Hypotheken— 
Beitellung, inferibirt den. * 

Art, 37. An die Berzinfungstafle zu N. 
den nad Abzug des vorbezeihhneten 
Darleihens verbleibenden Betrag 
der Einnahmen Art. 3, 4 und 
UM: » » a 


Kapitel VW. 
Berjhiedeneaußerordentlihe Ausgaben}. 
Art. 38. Niederfchläge laut Verzeichniß nebſt 

Carrenzakten, Gutachten des Presbyteriums 

und Genehmigung des f.Landeommiffariats 
Summa ber außerordentlihen Ausgaben 
Hiezu die gewöhnlichen Ausgaben mit 
Total der Ausgaben 











—— 


Abgleichung. 
Die Geſammt-Einnahme beträgt . 
Die Geſammt-Ausgabe 


ſonach Ueberſchuß 
Hievon kommen in Abzug die momentan un— 
giebigen Ausjtände, in dem — ee 
nifje nachgewieſen mit ; 
und es beträgt der Anffavorrath * baare 
Schuldigkeit des Rehnas . . 2 2. 
lage: 
FR: BR 
Der Kirchenrechner. 
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= 5: 3 Deren 
312228 I wirt: | Bemer: 
18 S8E1,. Beichaffenheit der Ausgaben, \ 

> 518 lien | tungen. 
21550]. Betrag. 
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Nebenrechnung 
über das PRfarvermögen. 


A. Cinnahbme 


1. Die Eheleute N. N. haben am... . . das 
unterm. u 0% gelichene Pfarrkapital abge 
tragen mit . n 

2, Erlös aus einem an bie Direction der pfäl: 
ziſchen Marimilians : Eiſenbahn abgetretenen 
Theile des Pfarraders aufm Hölzchen. 


Summa ber Einnahmen 





B. Wusgaben 


NB. Die Kapitalzinien und Güterpächte werden 
durd den zeitlichen Pfarrer nach Vorſchrifl 
jelbjt erhoben. 

3, An die Eheleute N. N. ein Darlehen ıc. . 
4. An die Verzinſungskaſſe zu N. eine Einlage 
im Betrage vn . . A 
Summa m Ausgaben 
Die Einnahmen betragen 


Es beiteht jonah Ausgleihung . +]. + |». 

Für den Betrag der Einlage in die Verzinjungs: 
falle wurde ein anderes Stüd Aderland für den 
N farrer acquirirt, und es Liegen die diesfallſigen 
Verhandlungen beren⸗ Königl. Regierung zur 
Genehmigung vor. Sobald dieſelbe ertheilt ſein 
wird, erfolgt die Ruckerhebung der Einlage und die 

Zahlung des Kaufpreiſes und der Koſten des Altes, 
Ginnahme und Ausgabe werden in der Neben; 

rehnung des —— — vorgetragen. 

N. den 








Der girchenrechner. 
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Negiflten. — 


a. 
‚Abendmahl, Mefen deoſelben ee 





Pr Ritus. ‘ . 53, 254 

" Entfernung von bemfelßen . 67 
Adminiftrationen von geiftlichen Gefällen. 59 
Agende, Kirchen: . 56, 70, 86, it 
Aktenrepertorium 44 
Almofen . 59 
Amtstracht 56 112, 236 
Amtsinftruction für die Pfarrer . 252 
Anftellung der Geiſtlichen. . 166 
Anflellungstaren. . 227 
Anftellungs- Prüfung + 469 
Armenpflege, kirchliche. 331 
Armenpflegichaftsratt; . 359 
Armenweien . » + 3 ch . 355 


Aufgebot und Dispens Day. 
Aufnahme neuer Diitglieder in die Kirche 
Aufficht über die Geiftlichen. 
Nerhner, . 
Ausfchliegung, interimiftifche - ; 
Ausftände, Niederſchlagung derfelbeu. 534, 
„: „mnbeibringliche, „.,. - . 593 
Auswanderer, Fürforge. für, Biefefben 
Autorifation bei Erwerbungen ıc, 


B. 
Bauten, Firhlihe . » 1 220.7: ..566 


” on 


a 


a 
-& 
En 


Beeidigung der Geiflichen . . 223 
Beerdigung - 2 22200. 55 
" Ritus... .* — 
"» ber Seiftlihen . . . 246 
" Berbot ber ‚zu frühen‘; “8318 


u nicht geiftliche Reden bei derſelb. 317 

"von Selbfimörbern u. Duellanten 318 

Beförderung der Geiftlichen . . 
Veförberungeprbnung — 


Seite 
—R —— derſelben. = 302 
Pr confeſſ. Theilung derfelb. 202 
Fr Brunnen und Gebäude. 
in der Mähe.derfelben. . 306 
» Einweihung berfelben. .. 30% 


Berechtigungen der Pfarreien .. u... GLD 
Berichte dev Deemmate: u = 1. im 
„Form derſelben :. 417 
Befichtigungsneten LER er „633 
Befoldungsverhältnifle . 245 
* Staatsgehalte . 248 
— Suftentationsgelder : ı. . 248 


„Pfarrgũter, Bezüge: aus Ge: 
meinde: und Stiftungsfaflen.. 249 

en Beginn. und Ende der Gehalts: 
begüge; Nachſitz -, 1.1250 
ud Pe ‚7. Sea . 605, 606 
Betteibriefe, Verbot, dieſelben auszuſtellen 422 
en ...— 
Juſtruction für: dieſ· 340 

Slbelgeſell ſchaften dr BB 
Bibelverein. .. 2:2 2.2 2.00 0 u 
Biblifche Geſchichte «11%, 146 
” Abſchnitte, Wörlefen derfelben . 148 

Brod, Berwendung bes’ beim m. 


vn. 


übrig gebliebenen .. 0... 270266 
Budget, Anfertigung desfelten . . . „625 
„»  beffen -Abichluß . “oe =. mike 
Buß⸗ und Beltag . . » in... » 497 
er a E.“ 
Cand daten Parramid: . . 452 
Ganbidatenarbeiten . Bu . 232 
Gapitatien, Anlage derfelben. . . 533, 578 


on Ausleihen gegen Hhpothefen . 580 
‚Sapitelsfenier, Wahl desfelben . . ‚114 


2 


666 

Seite 
Gaffensiinterfuhung - » - - - . . 59 
Gafualgebühren . - » » . . = 88, 250 


Gantion des Rechners. . «+ 5341 
Gharakterifirung der Geifllihens - . . 165 
Chorrock, fiehe Amtstracht. 
Censura fratrum . . » 
Ghriftenlehre . > 
Eireumfeription der Pfarreien . . . „449 
Collecten . . -» 
Collecte für das Guten 95, 522, 
Golloquium . » + . 484 
Gompetenz in Streitigteiten über die geiz 

giöfe Erziehung bee Kinder . . 20 
Concerie in Kirchen -. - - . + +56 
Gonbuitenlife - - » .. 18 
Gonfirmanden, Aufnahme Verfeiben . „= 286 


jr Unterriht . - - . 292 

pr Berpflichtung IE . 205 

Gonfirmalion. f .55, 285, 2 1 
” von Kindern aus fremben 

Pfarreien . 0 0.» 289 

” Wer » oo nn. + 286 

" Bench "2 0:0.» 286 

„ Rum ! . . . 294 
Confeription, Befreiung der Theologen. von 

verfelben. . 2 2 20 0. 455 

Gonfenfus der Gonfeffinen » » . . . 136 

Gonfiftorium. - - - . 150 


GEonſiſtorialordnung vom 8. St. 1809 . 164 
Genviet zu Erlangen, Gollecte dafür 120, 522, 95 


Eultusumlagen . a ee —— 619 
Guratel über das Rirhereuaigen . . 524 
D. 

Decame, Amtsinfiruction derfelben . 188 
Decanaiee. 182 

Eintheilung derſelben. 68 
„Beceſetzung 167 
” Gompetenz " 185 
Diatoniffenanfat . » » 2 0... 520 
Diögefanfguode . » 5. . „61, 113, 202 
Diseiplin gegen Geifllihe . . 65, 88, 241 
" ”»  BPfarrgenofin . . . . 67 
Dismenbration ber Pfarreien . . . - = 


Diſtrilis⸗Decane, Inſtruction für diefelben 
" Armenpflege oo, 00 
> quuellanten, Beerdigung berfelben . 
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Regiſter. 


E. Sere 
Edict über die innern Angelegenheiten ber 
proteflantifchen Kirche. . 152 
„ "„  ,„ Mittelorgane. . . . . 161 
Eheverträge über die religiöfe Erziehung 


der Kinder . » 2... . 4, 2 
Einkünfte, Erhebung derfelben . . . . 590 
Einlaufsprotofoll . » 2... 0. 416 


Einweihung der Kirchen . . . . . . D71 
Emeritengehalte . 95, 166 
Emeritirung . » - u :  ° 
Entlaffung vom Dienft et a ar 
Erbauungsũunden, Borfchriften für Die 
Geiftlihen . . - a a 
Grbpacht, Loskaufen desfelßen 0. „534 


Grmahnungen, brüberliche. 60, 66, 67 
Brudteflt. -. - - 0.48 
Erziehung, veligiöfe, be Kinder. ER 
” u ” Berträge darüber 12 

" Fr „ Wilegelinder . 15 
Evangelifcher Verein . . » 2... 520 
Greommunicatiot . . - ... 62 
Extradition ber — 64, 226 
m „ Cenioratsaden. . . . 198 


Fabrifen, BE N 22.536 
Fabrifrath, Präfident, Eeeretär. . - - 597 
Faffionen . . 37, 245, 6ti 
Feier, weltlicke, ber Som: und Feiertage 500 
Pr do. Befondere Borfcriften 
für Beamte. . . a2 
Feiertage, Abhalten des Schulunterrichts 
einer nicht betheitigten Gonfeffion 
an foldhen Tagen . 353 
„ gefehlihe. 2.0.0. 4m 
fatholifhe . - - . 503 
Feld: und ... Aufteilung 
berfelben . +. + 14218 
Beta -» » - 20. 406 
Findlinge, Religion derſelben 16 
Fond für großjãhr. underſorgte Pfarrwaiſen 147 


u. o 0 08 0 08 ee + 


Fundationen, neue. - +» »- + + 534, 587 
Gaſtpredigten. a San 468 
Gebetsformularin . .» - . 148 


Geburts⸗ und Namensfefle 39. mn. . 49 


Befangene, Bürforge für biefelben . . „328 


Regiſter. 607 


Seite 
Gehalte, Staates, der Pine . . . . 248 
Geiſtliche, auswärtige, Mitwirkung ber: 
felben bei Bellen . » 2 2. .504 
&eläute . . . re DO 
Gemeinde, Beitrag berf., j.b. "Eultusfoflen 550, 618 
Semifchte Ehen, Kinder daraus. . . . 4 
„  Einfegnung berfelben . 291 
Generalſynode oo... 63, 188 
” Befchlüfie derfelbeen . . . 68 
" Belauntmahung ber Ber: 
handlungen . . 106, 122 
Sefang:, Kirchen: . 2 2 2 4608 
Sefangtuh . 2 2... 57 69, 146 
Geſchäftskalender . . 0.0.44 
Geſchäftsordnung für die hehe 81,198 
»  Diözefanfpnoden 203 
Sefchäfteprotofelt a . 416 
Sefchiedene, Wieberverehelichung derfelben 300 
Gewifiensfreiheit. -. » 2 2 22. 1 
" und Religions: . . . . 2 
„ der Richichriften 20 
Slaubenstetenntnif, Wahl desielben . . 3 


"n 


— apoftol., Ableſung desſ. 122 
Glocken, Gebrauch derſelben. . 21, 30, 504 
„ Anfhafung » » 2 2 2. 0.577 


Gottesdienſte, Anordnung außergewöhnlicher 504 

pr Aufrechthaltung dev Ordnung 
in benfelben. - - » . . 505 

Grabmäler in Kirchen 
Griechifche Kirche, Rechte derfeiten 20 
Grundſtücke, Erwerbung derfelben . . . 559 
" Deräunferung ... . . . 561 
Grund: und Bodenzinfe » -» » » . . 588 
Losfanfen derf. 534, 584 
"on »  Berjährung. . . 590 
Grimdrenten dev Pfarreien . - » «69 
Guſtav⸗Abdolphs⸗Verein 520 
H. 

Hausandacht.... .., 2 120 
Heirathegeſuche.170 129 
der Candidaten. . . 485 
Heirathöregiftr . . . . 221 
Hofmeifterftellen, Anmafme von ſoichen . 483 
Hypothefen-Infeription und Erneuerung 533,581 


" ” " 


Innere Kirchenangelegenheiten . ». . . 21 
Infhriften in Kirchen. - .» 2.2. „47 
Inftallation . i . 188, 224 

” ber Preabytr -. . » . . 210 
Intercalarrechnungen . . 612, 613 
Interealufrühte » 2 2 2 222. 22 
Inventarium . j 531, 544, 577 
Jagd, Befuch durch Geifllihe . . .» +24 
Jahresberichte . » 2» 2220. 429, 435 
Johannisverein . © 2 2 2202 20.407 
Jnml - » 2 0 0 0:0. 592%, 801 


Katechismus . 
Katechumenenliften . .. 186 
Kirchenbücher, Führung derfelken ‚320, 323 
Kirchendiener, niedere . . — 
Anflellung terfelken. 486 
Amtseinweifintg und 
Aufiht . » . » 487 
Kicchengefang '. . . . 489 
Kirchengefellfchaften, — = Re: 
ſtatigung berfelben. . 2. ....19 


/ 


57, 70, 111, 136 


er Pr} 


" ” 


Kirhenpflegr -» . . . .. 838 
Kirchenvermögen im engeren Ein 595, 614 
Kirchenvifitatimen -. = 2 2 2 2. .190 
Kirchenvorfiand . 60 


Kircchenzucht . 22, 65, 67 
Kirchhöfe, gemeinfchaftliche 30, 308 
" überhaupt, fiehe Begräbnißpläße. 
Kichicharfneien . . 555, 644 

Kleinfinderkewabranflalten, veligiöfe Uebuu⸗ 
gen in denſelben . . 283 
Klingelbeutelgelter - » . >»... 530 
Kreisarmenpflege . . . 395 
Kreisregierung, Zuftändigfeit derfelben. . 35 

E. 

Landrath, Theilnahme der — an demſ. 412 
Leichenbeſchau F ...:. 318 
Leichenfchmäufe, Verbot RE . 314, 319 
Lenmunbszeugniffe - rn | 
Bude » ©» 2 ee A4 
Loralarmenpflege » .. h .-." . 2859 

[2 Verwaltung or Yer- 
mögens berfelben . . . 877 
" Geſchäftsführuug berfelb. 2389 
Ludwigsorden, Verleihung desſ. an Geiftliche 233 


Militärpflicht, 


Regiiten 


M. 


Befreiung der Theologen 


von derſelben . . . i 
Minderjährige, Uebertritt derfelben . 
Minifterium des Innern für Kirchen- uud 

Schulangelegenheitn . » . . . 32 
Diiffionsverein — . 520 
Mobilien-Erwerbung uud — derf. 576 
Muſik, Kichen::» . 2 =» 2 2 220.490 


: Seite 
Mandatar der proteft. Geiſtlichleit. 95, 641 
. 4öd 
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N. 
Nachlaß von Pachtgedenm . . . 535, 592 
Nachfip der Meliten . » 2. 2. 2.2350 
Namensfele II. MM. . 2 44040 
Note, Prüfungs: .» 2 2 20202020. 466 
„  Anflellunse: . - 2 2 2.2. ..472 
Nothtaufe. . 52 
| ©. 
Oberaufſicht über die Dieciplin der Ge: 
meinden . 2... . 124 


” 


” 


über Die Führung ber airchen. 

bũcher — —— 
über die Kirchengüter 477 
des Staates . 24 
über die Lehre und den Gultus 172 


Dberconfiftorium ; . 152 
TO bersKirchen: und Echulrãthe . 35 
Dpferftöde E . 535 
Orden, an &eiflliche —— — . 253 
Drdination 165, 180, 480 
Drdinationsfcheine . > . 481 
Drgeln, Anſchaffung derſelben . 877 
Irgeleoncert . . 576 
Ortsſchul⸗Commiſſion. 23 
Suftruction für bief 343 
Barochialrechte der Pfarrer . . 252 
Baffionsgottesdiente . 497 
Benfion der Pfarrer . . . 644 
Benfionsfafle . "| 
Benfionen, Grhöhung derfelben “* +. 18, 182 
Benfionirung der Geiftlichen . 166 


Bfarramtliche 


——— en 


eigäftefühg. . . . 41 


7: 


Aufſicht ü übec dh hieſeiben 


Seite 

Pfarrbeſchreibungen er re 
” Revifion vderfelben. . 434 
Parrfaffionen ee 
Pfarrgüter 249 


"  Grwerbung und Veräußerung 
derfelben . ... . . 564, 597 


Bfarrhäufer . PR u er er 
" Benũtzung derfeiben N | | 
Pfarrfapitalin . .. — 


Pfarr. Relicten, volljäßeige e ie Ju MR 
Pfarr-Unterflügungsfafle . . 121, 147, 642 
Pfarrvermögen . —F . 505 
Pfarwerwelert . 2 2 2 2 4447 

121 


" Remuneration derfelben 
Bfarrwitiwenfafle -. . -» » « 80, 96, 636 
” Gehalt des Rechners 97 


Ai Mobdification der Statuten 104, 146 
Dflegkinder, — er. berfelben. 15 
Pac. 2». - oo a 24 
Bortofreibeit . . . -» ... 418 
Predigerarbeiten, ER derfetben. . 230 
Prediger: Ceminar . 2 2 202020. 84 88 
Predigt:Rituss . » 2 2 200. 54, 250 

„ A ee ee 2 

Preebyterium . +» . 2... ..60, 210, 553 

" an Bilialfirhen . . . . 106 

" ,. Grmeuerung desfelten. . „113 

Privatichüler, Neligionsunterricht Derfelben 280 
Privat-Vicarien, als Vertreter der Loral- 

ES culinfpetorn . » 2 2... Bl 
Productionen, muſikaliſche in Kirchen . . 106 
Profeſſoren, — Aufſicht über dieſelb. S 
Prozeſſe ... .... 548, 623 
Prozeffionen u. dal, "Beferänfung derf. 27, 36 
Prüfungseoneufe . . ._36, 154, 165, 457 
Prüfung, erfte oder Aufnahmsprüfung 458, 477 

„  zweiteod. Anftellungsprüfung 469, 479 
» ber Etubdienlehrer zum Gintritt 
ins Pfarramt . . 2 2. 478 


Q. 
Quitiuuge.. 632 


Ratificationsordnung „ . . 103, 600, 609 
Receß bes Nehme 7.» 2 2... 2.582 


Neifegefuche . 
Religioneänderung, Folgen derfelben . . 3 
Religions: und Kirchengefellfchaften, Leren 
Aufnahme 19 
„oo. „ Rechte. . 20 
„ Unterricht in den Schulen 156, 261, 271 
r a an den Giymnafien. . 267 
Neparaturen in Kirchen . . 542, 568 
„ Unterbrechung bes Gottesbienftes 
durch ſolche » 2%... 506 
Nepertorium, Alten 2 220. 2 di 
Refignation der Geiftlihen -. . . . . 222 
Netfcherverein . . . Er 
Nettungshaus zu Sohle. 4 
„ Rodenhaufen . . . . 520 


Nevers über die Religion der Kinder 16, 298 
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Schenkungen an Kirchen.. ... 0585 | 
" Beſondere Vorſchriften ..588 | 


Schulden . .. 
Schulgeld. 2 20. 
Schuljahr. 
Eröffnung besfelben mit — 


Edjulcommiffion, Orts: . 

Schuldner, Zwangsmaaßregeln gegen die, 

Schul⸗ Inſpectoren, Orts. 
Bezirke. .-. .. „335 

Schulen, Eonderung der Fathol. und profefl. 81 

Schullehrer, Ernennung derfelben - , „335 


170, 179, 227 ' 
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befondern Gottesdienſte . . . 353 | 
*. . 885 
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